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Vorwort 

Der vorliegende Band enthHlt die Referate und Korreferate sowie Zusammenfassungen der Diskussio
nen der 16. Jahrestagung der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues 
vom 8. - 10. Oktober 1975 in Kiel. 

Mit dem fUr diese Tagung gewHhlten Thema "Agrarwirtschaft und wirtschaftliche InstabilitHt" wird 
ein Problemkreis angesprochen, von dem angesichts der gegenwHrtigen und absehbaren wirtschaftli
chen Entwicklung in der Welt zu erwarten ist, daß er auch in den kommenden Jahren eine hohe Ak
tualitHt fUr die Landwirtschaft behHlt. 

Den unterschiedl ichen Diszipl inen und Arbeitsrichtungen der in der Gesellschaft zusammengeschlos
senen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlern entsprechend wird das komplexe Thema unter diversen 
Aspekten behandelt, wie bereits die Untergliederung des Tagungsprogrammes in Einzelthemen erken
nen IHßt. 

Den makroökonomischen Teil eröffnen BeitrHge Uber Ursachen und Auswirkungen gesamtwirtschaftlicher 
und weltwirtschaftlicher InstabilitHt am 1. Tag im Rahmen einer Plenumssitzung aller Teilnehmer. 
Grenzen und Möglichkeiten einzelner Stabilisierungspolitiken im Hinblick auf verschiedene Ziel
setzungen stehen im Mittelpunkt einer makroökonomischen Arbeitsgruppe am folgenden Tag. In einer 
gemeinsamen Schlußsitzung und Podiumsdiskussion werden wichtige Einzelthemen und die dazu vor
getragenen Gedanken wieder aufgegriffen und eingehend erörtert. Insgesamt weisen alle Diskussions
teilnehmer darauf hin, daß es notwendig sei, die Voraussetzungen fUr eine rationale Stabilisierungs
politik zu verbessern. Hierzu gehöre insbesondere eine Verbesserung des Informationsstandes. Die 
Meinungen Uber Möglichkeiten und Grenzen einer sinnvollen Stabi I isierungspol itik bleiben dagegen 
kontrovers. 

Bei den mikroökonomischen Referaten stehen drei Themenkreise im Vordergrund: Ursachen und Bedeu
tung von Unsicherheit sowie Reaktionsmöglichkeiten in der landwirtschaftlichen Betriebsleitung, Ana
lyse des tatsHchlichen Entscheidungsverhaltens von Landwirten und spezielle methodische AnsHtze in 
der Planung bei unsicheren Erwartungen. Die kritische Prufung der vorliegenden Referate zeigt einer
seits, daß neue und weiterfuhrende AnsHtze zur Verbesserung des mikroökonomischen Instrumenta
riums bei der BerUcksichtigung von Unsicherheit in der Betriebsplanung aufgezeigt werden. Anderer
seits wird ebenso deutlich, daß die Einsichten in das tatsHchliche Verhalten von Landwirten in einer 
von Unsicherheit gekennzeichneten Entscheidungssituation noch sehr unbefriedigend sind. 

Bei der Konzeption des weit gespannten Programmes und bei der Vorbereitung der Tagung sind die 
Tagungsleiter und Herausgeber dieses Bandes vor allem durch den Rat der Kollegen Professor W. 
Scheper und Professor G. Schmitt stets hilfreich unterstUtzt worden. Ihnen und allen denjenigen, 
die durch Referate und DiskussionsbeitrHge zu der Tagung beigetragen und damit die Herausgabe die
ses Bandes möglich gemacht haben, gilt unser besonderer Dank. 

Kiel, im FrUhjahr 1976 

VIII 

Cay Langbehn 
Hans Stamer 
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INSTABILITÄT IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
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Einem Praktiker der Wirtschaftspol itik steht derzeit bei makroökonomischen Analysen und Prognosen 
eine außerordentlich große Vorsicht, wenn nicht sogar Bescheidenheit an. Noch nie wichen in der 
Bundesrepublik - wie Ubrigens auch in den meisten anderen Industrieländem - die Vorausschätzun
gen fUr die Wirtschaftsentwicklung so stark vom tatsächlichen Verlauf ab, wie im Jahre 1975. Wie 
ist es zu erklären, daß fUr die Wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute, internationale Or
ganisationen, den Sachverständigenrat und auch das Bundeswirtschaftsministerium die Wirtschaftsak
tivität 1975 so schwer abwägbar war? Während im Herbst 1974 fast uberall noch mit einem recht 
spurbaren Wirtschaftswachstum gerechnet wurde, lag das reale Bruttosozialprodukt im 1. Halbjahr 
1975 um 5 % unter dem Niveau der gleichen Vorjahreszeit und selbst bei sich im Herbst wieder be
lebender Produktionsentwicklung durfte im Jahresdurchschnitt 1975 insgesamt das reale Sozialprodukt 
um 3 bis 4 % zurUckgehen. 

Der Sachverständigenrat hat zurecht in seinem Sondergutachten zur konjunkturpol itischen Lage im 
August 1975 darauf hingewiesen, daß ein entscheidender Grund fUr das Ausbleiben des in der Bun
desrepublik erwarteten konjunkturellen Aufschwungs die unvorhergesehen lange und starke Rezession 
der Weltwirtschaft war. Doch muß auch die storke Weltrezession erklärt werden, und die Frage 
scheint berechtigt, ob nicht tiefer liegende Ursachen den Konjunktureinbruch sowohl weltweit als 
auch national verschärft haben und ob sich nicht wesentliche Änderungen im Ablaufmuster der Kon
junkturverläufe ergeben haben. 

Sowohl intern als auch international haben sich im Zuge des wachsenden Wohlstandes in den Indu
strieländern, der in den letzten Jahren ungewöhnlich raschen Ausweitung des Welthandels, sowie 



der zunehmenden Forderungen der Entwicklungslönder, angemessen an der Prosperitöt der Weltwirt
schaft beteil igt zu werden, erheb I iche Strukturverönderungen ergeben. Die Nachfrageschwankungen 
sind infolge von schneller sich wandelnder Verbraucherpröferenzen und Marktsöttigungserscheinungen 
fUr die verschiedenen Produkte größer geworden; neue Industriestandorte wurden attraktiver, was im 
ubrigen nicht allein mit Unterschieden in den Lohnkosten zu erklören ist; die Energiekrise unterstreicht, 
daß die Zeiten relativ billiger Energie voruber sind und sich damit auch raschere Verschiebungen in 
der Industriestruktur der Bundesrepublik ergeben können. Ich möchte aber - vielleicht etwas Uber
spitzt - die Frage stellen, ob nicht vor allem die negativen Auswirkungen der Inflation fUr Wachstum 
und Beschöftigung allgemein unterschötzt worden sind? 

Die Inflation, deren mögliche Ursachen Klaus-Dieter Schmidt in seinem Beitrag eingehend analysiert 
hat, erwies sich nicht als das die wirtschaftliche und soziale Umwelt kaum verschmutzende Schmier
mittel fUr rasches Wirtschaftswachstum und hohes Beschöftigungsniveau. Im Gegentei I, nach der 
Euphorie in der Anlaufphase wurden mehr und mehr die Nachteile sichtbar, auf die die wissenschaft
liche Theorie, aber auch Wirtschaftspraktiker seit langem hingewiesen haben. Je lönger und je stör
ker die inflationtiren Auftriebskröfte anhielten, je mehr sich die inflationören Verhaltensweisen ver
krusteten, desto größer wurde auch die Gefahr eines tiefgreifenden Einbruchs. Insofern ist die Insta
bilitöt im Wachstum nicht zuletzt eine unmittelbare Folge des inflationtiren Auftriebsprozesses. An
gesichts der starken Interdependenz der verschiedenen Volkswirtschaften strahlen dabei Fehlentwick
lungen in einem oder mehreren Löndern sehr leicht auch auf die anderen aus. Entgegen manchen Er
wartungen kann hier der Übergang zu flexiblen Wechselkursen nur partiell Abhilfe schaffen. Er kann 
zwar vermeiden helfen, daß ein inflationör angeheizter Exportsog zum Zuge kommt und dadurch vom 
Ausland ausgehende Inflationsimpulse Ubertragen werden; aber der Ausfall von Nachfrage, der sich 
aufgrund von Fehlallokationen in den Produktionsfaktoren und Verzerrungen in der Einkommensvertei
lung in einem Inflationsland ergibt, kann - wie gerade die derzeitige weltwirtschaftliche Entwick
lung zeigt - auch bei flexiblen Wechselkursen auf die Ubrigen Lönder durchschlagen. Denn kurzfri
stig kann - zumindest in Löndern mit hohem Exportanteil am Bruttosozialprodukt (er belief sich im 
Durchschnitt der letzten Jahre in der Bundesrepublik auf rd. 1/4 und 1974 sogar auf 30 %) - ein er
heblicher Ausfall von Auslandsnachfrage nur teilweise durch binnenwirtschaftliche Nachfragestimu
lierung ausgeglichen werden; dafUr ist die Struktur der einzelnen Nachfrageaggregate zu verschie
den. 

Wie stark die inflationtiren Verzerrungen im gUterwirtschaftlichen Bereich und in der Einkommensent
wicklung sind, lößt sich auch deutlich an Beispielen fUr die Bundesrepublik zeigen, obwohl sie in den 
vergangenen Jahren am Ende der internationalen Preissteigerungsskaie stand und mit einer jöhrl ichen 
Steigerung der Verbraucherpreise um knapp 6 % weiterhin steht: 

- Obwohl nach Ausbruch der Energiekrise Ende 1973 die Expansion der realen Endnachfrage weltweit 
sich bereits stark abflachte, verzeichneten die internationalen Rohstoff- und Halbwarenmörkte wei
terhin eine inflationör angeheizte spekulative Nachfrage. Die gesamten Auftragseingönge in den 
deutschen Grundstoff- und ProduktionsgUterindustrien stiegen saisonbereinigt im ersten Halbjahr 
1974 um fast ein FUnftel. Der sptitere Nachfrageeinbruch war damit in diesem Bereich bereits vor
programmiert. 

- Die derzeitigen Wohnungshalden, die zu einem großen Teil auf einer verfehlten Flucht in die "Be
tonmark" beruhen, zeigen deutlich, welchen Umfang Fehldispositionen aufgrund inflationtirer Ver
haltensweisen in einem einzigen Sektor annehmen können. 

Aber auch makroökonomisch lassen sich die Verzerrungen nachweisen, wobei es allerdings sehr 
schwierig ist, Ursachen und Auswirkungen inflationörer Entwicklungen zu unterscheiden, da sehr 
starke Wechselwirkungen zwischen bei den bestehen. Zugrunde gelegt sei ein Periodenvergleich vor 
und nach 1969, als der in den vergangenen Jahren zu beobachtende Preisauftriebsprozess einsetzte. 

- Die funktionale Einkommensverteilung hat sich deutlich zu Lasten der Unternehmereinkommen ver-
schoben. Die Lohnkosten je Produkteinheit, der wichtigste inlöndische Kostenfaktor, stiegen von 
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1970 bis 1974 mit 8,4 % erheblich stärker als vorher (1964/69: 2,2 %). Die bereinigte gesamtwirt
schaftliche Lohnquote, die im Durchschnitt der 60er Jahre bei sehr geringen konjunkturellen Schwan
kungen knapp unter 62 % lag, erhöhte sich seit Beginn der 70er Jahre bis 1974 auf einen Rekord
stand von 65,3 % und dUrfte 1975 weiter steigen. Ein Quotenanstieg von 1 %-Punkt bedeutet bei 
einem Volkseinkommen von 766 Mrd. DM (1974) einen Umverteilungseffekt von 7,7 Mrd. DM. 

- Die Verwendungsstruktur des Bruttosozialprodukts hat sich in den letzten Jahren vor allem als 
Folge des Uberproportionalen Wachstums der verfUgbaren Nettoeinkommen der privaten Haushalte 
und einer steigenden Staatsquote zu Lasten der privaten Investitionstätigkeit verschlechtert. Der 
Anteil der Unternehmensinvestitionen (ohne Wohnungsbau), der im Durchschnitt der 60er Jahre 
bei 15,2 % des Bruttosozialproduktes lag, ging von 1970 (Höchststand von 16,7 %) bis 1974 auf 
13,3 zurUck und wird 1975 weiter abnehmen. 

- Gleichzeitig hiel t bis in die erste Jahreshälfte 1974 der starke, weitgehend durch ein inflationä
res Nachfragegeftille bedingte Exportsog aus dem Ausland an, so daß der Anteil der Ausfuhr von 
GUtern und Dienstleistungen am deutschen Sozialprodukt 1974 auf 30 % stieg und damit die Bun
desrepublik gegenUber dem folgenden Nachfrageeinbruch aus dem Ausland umso verwundbarer 
wurde. 

3 Au.fgabe und Maßnahmen der Wirtschaft~olitik 

Die Wirtschaftspol itik steht daher in der Bundesrepubl ik vor einer außerordentl ich komplexen Auf
gabe: 

- Sie muß der Inflation weiter Einhalt gebieten, domit der Prozess von Fehlallokationen nicht wie
der in Gang kommt. Dabei ist zu berUcksichtigen, daß von weiteren Restriktionsmaßnahmen kurz
fristig keine Stabil isierungsfortschritte mehr zu erwarten sind. Stabil isierungsfortschritte soll ten 
vielmehr durch eine Verminderung der StUckkosten uber eine bessere Auslastung der verfUgbaren 
Kapazitäten angestrebt werden. Dies setzt gleichzeitig gemäßigte Einkommenssteigerungen und 
keine höhere Steuerbelastung der Unternehmen voraus. 

- Die derzeit sehr ernste Arbeitsmarktlage verbietet es, eine Belebung der Gesamtnachfrage zu
nächst von einer Wende der Auslondsnachfrage zu erwarten. Die konjunkturellen Beschäftigungs
risiken mUßten vielmehr durch binnenwirtschaftliche StUtzungsmaßnahmen vermindert werden. Da
fUr spricht auch die internationale Verantwortung, die die Bundesrepublik angesichts ihrer immer 
noch relativ starken Leistungsbilanz hat. 

- Allerdings wäre es verfehlt anzunehmen, daß allein die Bundesrepubl ik durch binnenwirtschaftl iche 
Maßnahmen den internationalen Konjunkturzug wieder ins Rollen bringen kann. Dazu ist ihr Ge
wicht viel zu gering. Doch kann und muß sie im Rahmen der inzwischen angelaufenen internatio
nalen konzertierten Aktion ihren Beitrag zur Konjunkturankurbelung leisten. 

- Kurzfristig wirkende Aktionen mUssen in eine mittelfristige Strategie zur Wiederherstellung und 
Sicherung eines hohen Beschäftigungsniveaus eingebettet werden. Dabei ist insbesondere zu be
rUcksichtigen, daß zwar kurzfristig wegen der derzeitigen Unterauslastung der Kapazitäten ein 
relativ hohes Wachstum mögl ich erscheint, daß aber längerfristig ein Uberproportionaler Anstieg 
der produktiven Investitionen notwendig ist; denn nach Erreichen eines normalen Auslastungsgra
des kann mittelfristig das Sozialprodukt nur noch im Rahmen der Ausweitung des Produktionspoten
tials wochsen (derzeitige Größenordnung etwa 2 % gegenUber 4 1/2 bis 5 % in den 60er Jahren); 
d.h. nur bei verstärktem Investitionswachstum kann die derzeitige Arbeitslosigkeit wieder auf ein 
erträgl iches Maß zurUckgefUhrt und die in den kommenden 10 Jahren wieder wachsende Zahl deut
scher Erwerbspersonen (Zunahme um Uber 800 000) beschäftigt werden. Daraus folgt, daß der An
teil der gewerblichen Investitionen am Bruttosozialprodukt mittelfristig zu Lasten anderer Verwen
dungsarten (Konsumquote, Staatsverbrauch) gesteigert werden muß. DafUr spricht außerdem, daß 
die außen- und binnenwirtschaftlich notwendigen strukturellen Anpassungsprozesse der Produktion 
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nur mit erhöhten Investitionen der Unternehmen befriedigend zu meistern sind. Letztlich kann so
mit nur mit Hilfe erhöhter Investitionen ein fUr die Sicherung der BeschHftigung stabilitHtsgerech
tes Wachstum erreicht werden. Dieses ist langfristig auch eine unabdingbare Voraussetzung fUr 
eine Steigerung der individuellen Realeinkommen sowie eine leistungsfHhige und -gerechte Auf
rechterhaltung und Entwicklung der Staatsaufgaben und des Systems der sozialen Sicherung. 

Entsprechend wurden die jUngsten BeschlUsse der Bundesregierung bewußt mit doppelter Ziel richtung 
gefaßt, um 

- kurzfristig ein prozyklisches Verhalten der öffentlichen Haushalte zu vermeiden und außerdem 
ober öffentliche Ausgaben zusHtzliche Nachfrage zu mobilisieren. Das bedeutet, daß ein höheres 
Staatsdefizit kurzfristig bewußt in Kauf genommen wird. Es ist 1975 und 1976 - auch nach Fest
stellung des SachverstHndigenrates - konjunkturgerecht • DemgemHß wurde auch der Nachtragshaus
halt des Bundes gestaltet. LHnder und Gemeinden werden sich hoffentlich entsprechend verhalten. 
Den Gemeinden werden dafUr durch das gemeinsame Bund-LHnderprogramm zur StUtzung von Bau
und anderen Investitionen zusHtzl iche Mittel zur VerfUgung gestellt. 

- schon jetzt Entscheidungen auf mittelfristige Sicht zu treffen, die darauf hinwirken, daß das staat
liche Ausgabenwachstum und die Zunahme des privaten Verbrauchs mit dem Ziel verstHrkter Inve
stitionsti:itigkeit im Unternehmenssektor in Einklang gebracht werden und wirtschafts- und gesell
schaftspolitisch ein Klima fUr eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik ge
schaffen wird. 

3.1 Kurzfristig wirksame Maßnahmen des Staates 

Bei den kurzfristigen Aktionen mußte berUcksichtigt werden, daß die Wirtschaftspolitik in der Bun
desrepublik vor allem mit den im Dezember 1974 beschlossenen Maßnahmen (Investitionszulage, Ver
stHrkung der öffentlichen Investitionen) sowie der Steuer- und Kindergeldreform in betrHchtlichem 
Maße exponsiv ausgerichtet wurde. Sie addieren sich zusammen mit dem jUngsten Ausgabenprogramm 
zu dem umfangreichsten staatlichen Exponsionsprogramm der Nachkriegszeit auf (1974/1975 rd. 
31 Mrd. DM zusHtzliche öffentliche Ausgaben bzw. Steuererleichterungen) • Auch im internationa
len Vergleich steht die Bundesrepublik gemessen am Bruttosozialprodukt mit ihren Exponsionsmaßnah
men an der Spitze. Ein - wenn auch methodologisch nur mit Vorbehalt zu verwendender - Indikator 
ist dafUr die Tatsache, daß in keinem Industrieland der Swing im Defizit des Zentralstaates (nach 
der EG-Definition entspricht dies dem Gesamtdefizit von Bund und LHndern) 1975 so hoch ist wie in 
der Bundesrepublik, wa er sich 1975 auf etwa 4,2 % des BSP belaufen wird. 
Hinzu kommt, daß sich die Bundesbank vor allem seit Herbst 1974 darum bemUht, einen angemessenen 
monetHren Rahmen fUr eine steigende AktivitHt zu schaffen. Nach den wiederholten Diskontsenkun
gen steht die Bundesrepublik heute mit einem 3 1/2 %-Satz am untersten Ende der internationalen 
Diskontskalaj kennzeichnender erscheint mir fast noch, daß sich die Bundesbank im Gegensatz zur 
US-Notenbank, die schon im Verlaufe dieses Jahres relativ frUhzeitig einen Anstieg der Kreditzin
sen hinnahm, auch durch quantitativ recht erhebliche Interventionen am Kapitalmarkt einem An
stieg der ZinssHtze entgegenwirkt. Überdies muß man wohl das 8 %-Ziel fUr die Ausweitung der Zen
tralbankgeldmenge bei rUcklHufiger WirtschaftsaktivitHt anders bewerten als bei einem wachsenden 
Sozialprodukt, das seinerzeit diesem Ziel als Annahme zugrunde lag. 
Bei der Festlegung des kurzfristigen Ausgabenprogramms war außerdem von folgenden ErwHgungen 
auszugehen: 

- Aufgabe war es vor allem, die BeschHftigungsrisiken in den kommenden Monaten zu vermindern 
und zugleich die binnenwirtschaftlichen Voraussetzungen fUr einen allgemeinen Wiederanstieg 
von Produkten und BeschHfti gung zu verbessern. 

- Nach den sehr starken - vielleicht nicht alle Erwartungen erfullenden - indirekten Anreizen zur 
Ausweitung der privaten Nachfrage (Investitionszulage, Steuer- und Kindergeldreform) , ging es 
vorwiegend darum, von der öffentlichen Hand unmittelbar effektive Nachfrage zu schaffen. 
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- Dabei war zugleich der Gefahr eines prozyklischen Verhaltens der öffentlichen Haushalte und 
insbesondere der Gemeinden vorzubeugen, die mehr als zwei Drittel der öffentlichen Investitio
nen vornehmen. 

- Außerdem schien es angebracht, einen Uber das mittelfristig erwunschte Ausmaß hinausgehenden 
Kapazittltsabbau in der Bauwirtschaft, der sptlter unter Umsttlnden wieder zu einer neuen Infla
tionsquelle werden könnte, nicht erst eintreten zu lassen; dabei sind Aussagen darUber, welche 
Kapazittlten zur Befriedigung der Nachfrage mittelfristig erwunscht sind, allerdings recht pro
blematisch. 

- In diesem Zusammenhang htltte es wenig Sinn, noch zustltzliche Mittel fUr den sozialen Wohnungs
bau oder ganz allgemein in den Mietwohnungsbau hineinzupumpen, worauf nicht zuletzt auch die 
Ltlnder im Konjunkturrat sehr deutlich hingewiesen haben. Die Wohnungshalden zeigen, daß hier 
das Angebot der Nachfrage weit vorausgeeilt ist. Im sozialen Wohnungsbau sind außerdem mittler
weile die Quadratmeterpreise so hoch, daß bei den daraus resultierenden Kostenmieten die Woh
nungen vielfach nur mit hohen Mietsubventionen belegbar sind. 

Bei der Auswahl der geeigneten Projekte hat sich die Bundesregierung von den gleichen Kriterien 
leiten lassen, die auch der Sachversttlndigenrat in seinem Sondergutachten (Ziff. 42) empfohlen 
hat, ntlmlich 

- möglichst rasche Auftragsvergabe und zUgige Abwicklung der Projekte; grundstltzlich sollen die 
Auftrtlge bis zum 31. Dezember 1975 vergeben sein; dort wo Sonderbedingungen wie bei der Alt
hausmodernisierung oder der Bausparzwischenfinanzierung vorliegen, sind die Fristen allerdings 
Itlnger. 

- möglichst geringe Folgekosten., damit die öffentlichen Haushalte in Zukunft nicht zustltzl ich be
lastet werden; 

- im Hinbl ick auf die Haushaltsentlastung in kUnftigen Jahren möglichst ein Vorziehen von Projek-
ten,die fUr zukUnftige Planungsperioden in jedem Fall vorgesehen werden. 

Das Programm, dessen Einzelteile ich hier als bekannt voraussetzen möchte, ist mit einem Ausgaben
volumen von 5,75 Mrd. DM das größte einzelne konjunkturelle öffentliche Ausgabenpragramm, das 
bisher in der Bundesrepublik beschlossen wurde. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die ko
operative Haltung der Ltlnder, die sich, sieht man von den Ausgaben des Bundes fUr eigene Investi
tionen (1,2 Mrd. DM) und fUrArbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundesanstalt fUrArbeit (0,6 Mrd. 
DM) ab, einen ebenso hohen Anteil wie der Bund ubernommen haben (jeweils 1,35 Mrd. DM). Hin
zu kommt ein Gemeindeanteil von rd. 750 Mio DM. Den Gemeinden wurden außerdem fUr Infrastruk
turmaßnahmen insgesamt 1 Mrd. DM zinsverbilligte Darlehen von dem ERP-Sondervermögen und von 
der Kreditanstalt fUr Wiederaufbau zur VerfUgung gestellt. Davon können bis zu 500 Mio DM fUr 
die Finanzierung ihres Eigenanteils am kommunalen Infrastrukturprogramm (einschi. der Stadtsanierung) 
verwendet werden. 

Bund und Ltlnder setzen fUr die Finanzierung ihres Ausgabenanteils die noch verfUgbaren Konjunktur
ausgleichsrUcklagen ein, die fUr diesen Zweck freigegeben wurden (Bund 2,50 Mrd. DM, Lönder 
1,35 Mrd. DM). Doch sind darUber hinaus weitere Mittel notwendig. 

Da bei den Programmteilen Wohnungsmodernisierung und Zwischenfinanzierung von Bausparvertrtlgen 
(Ausgaben von Bund und Löndern insgesamt 700 Mio DM bzw. 300 Mio DM) die öffentliche Hand 
nur ZuschUsse gewöhrt, durfte unter Hinzurechnung der Eigenmittel der privaten Haushalte und der 
Wohnungsgesellschaften ein direktes zusötzliches Auftragsvolumen von mehr als 10 Mrd. DM er
reicht werden. Dabei wurde bereits ein betröchtlicher "Mitnehmereffekt", d.h. die BegUnstigung 
von solchen Auf trögen, die auch ohne Förderungsmaßnahme als Nachfrage am Markt wirksam ge
worden wöre, unterstellt. Hinzu kommt die Multiplikatorwirkung, die gerade im Baugewerbe, in 
das der bei weitem größte'" eil der Mittel fließt, relativ hoch zu veranschlagen ist. 
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Es sei im Ubrigen gerade anlCißlich der Jahrestagung der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozial
wissenschaften des Landbaues nicht unerwCihnt gelassen, daß bei den zusCitzlichen Investitionen des 
Bundes auch der GeschCiftsbereich des Bundesministers fUr ErnCihrung, Landwirtschaft und Forsten nicht 
ubergangen wurde (Mittel einsatz 30 Mio DM). Im Wohnungsbaumodernisierungsprogramm wurden 
uberdies ausdrUcklich die landwirtschaftlichen Wohnungen eingeschlossen, die im Ubrigen ja auch 
schon in anderem Rahmen vom Staat gefördert werden. 

Ein konjunkturelles Ausgabenprogramm hCitte dann wenig Sinn, wenn gleichzeitig durch die schwa
che WirtschaftsaktivitCit bedingte Steuermindereinnahmen und Ausgaben fUr die höhere Zahl der Ar
beitslosen zu Beschneidungen bei anderen Projekten fuhren wUrden. Um dies zu vermeiden hat die 
Bundesregierung einen Nachtragshaushalt fUr 1975 mit einem zusCitzlichen Kreditbedarf von rd. 
15 Mrd. DM vorgelegt. Damit werden insbesondere der Bundesanstalt fUr Arbeit weitere ZuschUsse 
zur Finanzierung ihrer Leistungen fUr Arbeitslose und Kurzarbeiter zur VerfUgung gestellt, so daß 
die einkommensstabilisierenden Wirkungen der Arbeitslosenversicherung gewCihrieistet bleiben. Au
ßerdem werden die im Zusammenhang mit der rezessiven Wirtschaftsentwicklung eingetretenen 
Steuermindereinnahmen voll durch Kreditaufnahme ersetzt und damit ein entsprechender Nachfrage
ausfall vermieden. 

Es wCire sehr viel fUr die Stabilisierung der Konjunktur gewonnen, wenn LCinder und Gemeinden sich 
entsprechend verhalten. Damit werden prozyklische Wirkungen der öffentlichen Haushalte, wie sie 
teilweise sehr stark in frUheren AbschwCichungsphasen zu verzeichnen waren, vermieden. 

3.2 Mittel- und langfristige Wirkungen und Notwendigkeiten einer konjunkturgerechten 

Wi rtschaftspol i t ik 

Im Gegensatz zum kurzfristigen Ausgabenprogramm muß sich die mittelfristige Strategie fUr ein ste
tiges, nicht inflationCires Wirtschafts- und BeschCiftigungswachstum wegen ihrer komplexen Natur 
verstCirkt um öffentliches VerstCindnis bemuhen. Dafur beispielhaft nur einige GrUnde: 

- Es ist psychologisch verstCindlich, daß bei Schwierigkeiten in der Gegenwart die öffentliche Mei
nung den kurzfristig wirksamen Aktionen fUr die Lösung dieser Schwierigkeiten ein größeres Ge
wicht beimißt • Jedoch sind die derzeitigen Schwierigkeiten mit kurzfristigen nachfragestimul ie
renden Maßnahmen auf Dauer nicht lösbar. Das scharfe Absinken der Investitionsquote und die in 
den nCichsten 10 Jahren wieder zunehmende Erwerbsbevölkerung erfordert es, daß jetzt die Aus
gangsbedingungen fUr eine ökonomisch bessere Verteilungsstruktur des Bruttosozialproduktes ge
schaffen werden. Neue Investitionen werden von den Unternehmen nicht allein und auch nicht 
in erster Linie im Hinbl ick auf kurzfristige Nachfrage vorgenommen, sondern vor allem von ihren 
ICingerfristigen Absatzerwartungen und den ICingerfristigen Perspektiven der Wirtschafts- und Ge
seIlschaftspol itik bestimmt. 

- Der einzelne BUrger hat nicht immer ein GespUr fUr klare Periodenabgrenzungen. Er sieht die 
Dinge hCiufig im Zeitraffertempo, bei dem viel spCiter liegende Wirkungen in GegenwartsnCihe ge
ruckt werden. So stößt es zuweilen auf UnverstCindnis, daß nachfragestimul ierende Maßnahmen 
im Bereich der öffentlichen Haushalte gleichzeitig mit Spar- und Steuerbeschlussen verbunden 
werden. TatsCichlich konzentrieren sich jedoch die Wirkungen der letztgenannten BeschlUsse erst 
auf die Jahre ab 1977, wenn der erwartete Konjunkturaufschwung bereits in Gang sein wird. Bis 
dahin gehen von der öffentlichen Hand krCiftige Nachfrageimpulse aus. 

- In diesem Zusammenhang sind selbst bei ökonomisch vorgebildeten Politikern und Journalisten 
MißverstCindnisse durch eine einseitig fiskale Betrachtungsweise möglich. So wird z.B. ein Groß
teil der mit dem zusCitzlichen Ausgabenprogramm beschlossenen Investitionen haushaltsmCißig zwar 
dem Jahre 1975 zugerechnet, effektive Investitionsaufwendungen werden sie aber erst im Jahre 
1976, wenn die entsprechende Produktionsleistung erbracht wird. Die realen öffentlichen Investi-
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tionen werden daher 1976 steigen. Im übrigen ist ein Teil des Ausgabenprogramms - Wohnungsbau
modernisierung, Bausparzwischenfinanzierung - den Wohnungsbauinvestitionen zuzurechnen, für 
die auch deshalb nach ihrem starken Rückgang 1975 im nöchsten Jahr wieder ein reales Wachstum 
erwartet werden kann. 

Bei den jüngsten Beschl üssen der Bundesregierung ging es zunöchst darum, klarzustellen, wie die 
derzeit zwar hohen, aber dennoch vorübergehend durchaus konjunkturgerechten Haushaltsdefizite 
mittelfristig auf ein vernünftiges Maß abgebaut werden. Wer heute mehr ausgibt, um die Konjunk-
tur anzukurbeln, muß auch sagen, wie er bei besserer Konjunktur wieder die Kasse ins Reine bringt. 
Andernfalls besteht die Gefahr, daß eine anhaltende Unsicherheit über den staatlichen Finanzierungs
bedarf das Investitionski ima beeintröchtigt. Dies in doppelter Hinsicht: Einmal erschwert ein zu ho
her Kreditbedarf des Staates den Rückgriff der Unternehmer auf den Kapitalmarkt. Zum anderen müs
sen diese befürchten, daß der Staat zum Abbau seiner Defizite die Steuerbelastung der Unternehmen 
erhöht; das aber würde neue Kostenbelastungen bedeuten und damit die für die Investitionen notwen
digen Ertröge mindern. Bddes ist investitionshemmend . 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur die die Bundesregierung am 10. September 
1975 beschlossen hat, sollen das Finanzierungsdefizit des Bundes von 38,9 Mrd. DM im Jahre 1976 
um 27,6 Mrd. DM auf 11,3 Mrd. DM im Jahre 1979 zurückführen. Die größte Verringerung ent-
föllt mit fast 18 Mrd. DM auf das Jahr 1977. Bei der Beurteilung des für 1979 noch vorgesehenen 
Defizits muß auch berücksichtigt werden, daß der Geldschöpfung über die Zahlungsbilanz bei flexib
~en Wechselkursen gegenüber den meisten Löndern - die Lönder die am System der "europöischen 
Schlange" teilnehmen, bilden hier eine Ausnahme - sehr enge Grenzen gesetzt sind. 
Die Rückführung der Defizite bedeutet Opfer auf allen Seiten, sei es daß Einsparungen bei öffent-
I ichen Ausgaben vorgenommen, sei es daß die Beitröge zur Arbeitslosenversicherung erhöht oder die 
Verbrauchersteuern ab 1.1.1977 fühlbar angehoben werden. 

Dabei konnte auch die Landwirtschaft nicht ausgenommen werden. Sie bringt ihren Beitrag zur Ver
besserung der Haushaltsstruktur vor allem durch den Abbau des Aufwertungsausgleiches, der im Zu
sammenhang mit der D-Mark-Aufwertung 1969 als Übergangsmaßnahme eingeführt worden ist. Er war 
eigentlich nur für vier Jahre konzipiert und soll jetzt in 4 Jahren stufenweise abgeschafft werden. 
Zusammen mit dem ab 1976 vorgesehenen Wegfall der Frachthilfe Getreide, der Expartförderung von 
Zuchtvieh und der Zuschüsse für den zentralen Fonds zur Absatzförderung entlastet damit die deut
sche Landwirtschaft den Haushalt des Jahres 1979 um 1,087 Mrd. DM. Gemessen an der bereits ge
nannten Verringerung des Haushaltsdefizits um 27,6 Mrd. DM ist das knapp 4 %. Dabei muß aller
dings gesehen werden, daß andere Maßnahmen wie z. B. die Mehrwertsteuererhöhung ebenfalls die 
Landwirtschaft treffen. 

Das notwendige überdurchschnittliche Wachstum der Investitionen erfordert darüber hinaus eine Stär
kung der Ertragskraft der Unternehmen. Diese setzt einmal voraus, daß die Tarifvertragsparteien bei 
ihren Lohnabschlüssen die Notwendigkeit einer Erhöhung der Investitionsquote verstörkt berücksich
tigen und damit bestehende Arbeitsplötze sichern bzw. neue Arbeitsplötze schaffen helfen. Zugleich 
darf die Investitionstötigkeit der Unternehmen nicht von der Steuerseite her durch neue Belastungen 
gehemmt werden. Auch hier hat die Regierung weitgehend Klarheit geschaffen: 

- die Körperschaftssteuerreform, durch die die Doppelbesteuerung aufgehoben wird, soll zum 
1.1.1977 in Kraft treten; 

- die ertragsabhöngigen oder nichtertragsabhöngigen Steuern der Unternehmen sollen nicht erhöht 
werden; 

- eine steuerliche Entlastung zur Förderung der Investitionstätigkeit der Unternehmen, die aller-
dings wegen der Haushaltslage sehr schwierig ist, wird noch geprüft. 

Für die Sicherung eines von unternehmerischer Initiative geprögten Wirtschaftsklimas ist Vertrauen 
in die langfristige Konstanz der ökonomischen Rahmenbedingungen notwendig. Innerhalb der Bundes
republik bedeutet dies, daß die marktwirtschaftliehe Ordnung nicht durch systemüberwindende Ex-
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perimente - dazu gehört unter anderem auch Investitionslenkung, Vergesellschaftung der Banken, 
Beschrtlnkung der wirtschaftlichen Dispositionsfreiheit multinationaler Unternehmern - angetastet 
wird. Der Bundeskanzler und der Bundeswirtschaftsminister haben hier durch ihre Stellungnahmen 
im Parlament und in der Öffentlichkeit eindeutig Position bezogen. 

Auch von seiten der internationalen Rahmenbedingungen darf auf die Unternehmen nicht unnötig 
neue Unsicherheit zukommen. Dies setzt aktive BemUhungen um die Erhaltung des freien Welthan
dels und ein Entgegenwirken jeglichen protektionistischen Tendenzen voraus - unter welchem Vor
wand sie auch immer laufen. Es bedeutet zugleich eine vernUnftige Reform des internationalen Wtlh
rungssystems, durch die die Expansion des Welthandels auf solide Grundlagen gestellt und gleichzei
tig eine neue weltweite Inflation verhindert wird; davon sind wir derzeit noch weit entfernt. Es er
fordert außerdem eine sttlrkere Beteiligung der Entwicklungsltlnder am Wohlstandsmehrungsprozess, 
und zwar mit Mitteln, die einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht zuwiderlaufen und einen realen 
Ressourcentransfer aus den reichen Ltlndern ohne Ingangsetzen einer neuen Inflationsspirale ermög
lichen. Es unterstreicht aber auch die Notwendigkeit, die derzeitige Stagnation in der europtlischen 
Integrationspalitik zu uberwinden. Denn in einem Land mit einem so hohen Exportanteil wie der 
Bundesrepublik werden Investitionen und Beschtlftigung nicht zuletzt von den Möglichkeiten der Un
ternehmen bestimmt, dynamisch und im freien Wettbewerb auch auf den Markten anderer Ltlnder, 
langfristig ihre Chancen zu nutzen. 
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Im Spätsommer 1975 verharrt die Wirtschaft der westlichen Welt noch immer in einer tiefen Rezes
sion, für die es - was ihre Dauer und Stärke anlangt - nach dem Zweiten Weltkrieg keine Parallele 
gibt. Zwar mehren sich in einigen Ländern die Anzeichen für eine konjunkturelle Erholung, so in 
den Vereinigten Staaten und in Japan, und auch die Bundesrepublik Deutschland hat gute Aussich
ten, in den nächsten Monaten die "Talsohle" hinter sich zu lassen. Doch ändert dies nichts mehr 
daran, daß die ökonomische Bilanz des Jahres 1975 enttäuschend ausfallen wird. In den OECD
Ländern zusammengenommen dürfte das reale Sozialprodukt im Jahresdurchschnitt um 2 v.H.schrum
pfen, nachdem es schon 1974, wenn auch nur leicht, zurückgegangen war. 

Zwei Jahre schrumpfende Produktion bei wachsendem Produktionspotential bedeuten sinkende Aus
lastung der Kapazitäten und steigende Arbeitslosigkeit: Im Durchschnitt der OECD-Länder dürften 
gegenwärtig die Sachkapazitäten nur zu etwa 93 v.H. ausgelastet sein, gemessen an einer Voll aus
lostung von 100 v.H. Rund 15 Millionen Arbeitnehmer sind ohne einen Arbeitsplatz, das entspricht 
einer Arbeitslosenquote von 5 v.H. 

Bis vor wenigen Wochen hielten es auch ernst zu nehmende Beobachter der internationalen Wirt
schaftsszene nicht für ausgeschlossen, daß sich aus der weltweiten Rezession eine weltweite De
pression entwickeln könne. Die Krisenanfälligkeit der kapitalistischen Volkswirtschaften, so lautete 
der Befund eines großen deutschen Wirtschaftsforschungsinstituts, sei heute grundsätzl ich noch ge
nauso groß "wie in der guten alten Zeit". 

Ein weiteres Symptom weltwirtschaftlicher Instabilität - hier allerdings unterscheidet sich die heu
tige Situation von derjenigen in den zwanziger und dreißiger Jahren - ist die hartnäckig anhaltende 

1) Der Verfasser dankt seinen Kollegen GÜNTER FLEMIG und DEAN SPINANGER für eine kritische 
Durchsicht des Manuskripts und die Mithilfe bei der Zusammenstellung der statistischen Daten. 
Etwaige Fehler und Mängel gehen selbstverständl ich nicht zu ihren Lasten. 
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Inflation. Auch wenn sich die Inflationsraten im Gefolge der scharfen Rezession etwas verringert 
haben - im Durchschnitt der OECD-Länder dUrften die Verbraucherpreise 1975 "nur" noch um 9 v.H. 
steigen, nach 13 1/2 v.H.im Jahre 1974 -, so bleibt doch ein erheblicher Inflationssockel, mit dem 
alle Länder in den Aufschwung hineingehen: An den Weltrohstoffmärkten tendieren die Preise be
reits wieder nach oben, ohne daß vorher das alte Niveau, wie es seit dem Abklingen der Korea
Hausse fast zwei Jahrzehnte bestanden hatte, auch nur annähernd erreicht worden wäre. 

Betrachtet man die zykl i~chen Bewegungen der wirtschaftl ichen Aktivität seit Ende der fUnfziger 
Jahre (wobei saison- und trendbereinigte Reihen fUr die Industrieproduktion und fUr die Verbrau
cherpreise der OECD-Länder exemplarisch fUr die Schwankungen von Mengen und Preisen stehen), 
so kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß die Amplituden der Zyklen nicht kleiner, son
dern größer geworden sind (Schaubild). Hinzu kommt, daß der inflatorische Trend zunehmend stei
ler verläuft, während sich der Trend der Produktion allem Anschein nach abgeschwächt hat. Anders 
ausgedrUckt: Wir mUssen eine deutliche Zunahme der weltwirtschaftlichen Instabilität konstatieren. 
Dieses Ergebnis ist deshalb bemerkenswert, weil es im Gegensatz zu der lange Zeit verbreiteten Auf
fassung steht, die Wirtschaftspolitik habe den Wirtschaftsablauf beherrschen gelernt. Naturlich gab 
es auch fruher schon skeptische Stimmen, die davor warnten, zu ehrgeizige Ziele zu setzen, wie 
z.B. die Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität völlig auszuschalten: Auf die Frage, ob der 
Konjunkturzyklus tot sei, die sich Mitte der sechziger Jahre eine internationale Konferenz kompe
tenter Konjunkturfachleute vorgelegt hatte, waren Uberwiegend negative Antworten zu hören (vgl. 
BRONFENBRENNER, 3). Doch glaubte man, dank der inzwischen gewonnenen Einsichten Uber das 
Wesen des Konjunkturzyklus und gestutzt auf ein modernes konjunkturpolitisches Instrumentarium, 
die Wellenbewegungen weitgehend glätten zu können. Es hat den Anschein, als sei nach den jUng
sten Erfahrungen selbst diese Vorstellung revisionsbedUrftig. 

2 Die Diagnose 

Das zyklische Auf und Ab der wirtschaftlichen Aktivitäten, wie wir es seit den Anfängen des moder
nen Industriekapitalismus beobachten, stellt die Wissenschaft noch immer vor Rätsel, obwohl es kaum 
einen Nationalökonomen von Rang gibt, der sich nicht irgendwann einmal auf konjunkturtheoreti
schem Gebiet versucht hätte. So verfUgen wir heute zwar Uber eine Vielzahl von Erklärungshypothe
sen, deren systematische Ordnung, wie JÖHR (14, S. 133) einmal bemerkte, selbst schon zu einem 
wichtigen wissenschaftstheoretischen Problem geworden ist, aber uber keine eigentliche Konjunktur
theorie. Zum Teil ergänzen sich diese Hypothesen, zum Teil widersprechen sie sich aber auch. Man 
kann sie einteilen in die sogenannten "exogenen Theorien" (hierzu zählen etwa JEVONS Sonnen
fleckentheorie, BEVERIDGES Wetterzyklentheorie, LÖSCHS Geburtenwellentheorie oder SOMBARTS 
Theorie von den Schwankungen der Goldproduktion), die die Konjunkturschwankungen im wesent-
I ichen auf erratische Schocks, also Anstöße von außen, zurUckfuhren, und in die "endogenen Theo
rien", die sie aus dem Systemzusammenhang heraus erklären, nämlich aus der Existenz von Lags, 
Puffern und Nichtl inearitäten. Das bekannteste und zugleich einfachste dieser Oszillationsmodelle 
ist das Cobweb-Theorem, das HANAU zur Erklärung des Schweinezykl us herangezogen hat; etwas 
komplizierter in ihrer formalen Struktur sind die auf der Theorie vom Multiplikator und Akzelerator 
aufbauenden Konjunkturmodelle, wie das Modell von HANSEN/SAMUELSON. 

Was hingegen immer noch fehlt, ist eine integrierende Theorie, die die verschiedenen Ansätze ver
eint. Doch auch nach gut einem Jahrhundert der Deutung und Systematisierung sind die Aussichten 
hierfUr denkbar schlecht. Die Komplexität der wirtschaftlichen Zusammenhänge bringt es nun ein
mal mit sich, daß verschiedene Interpretationen möglich sind. Weder fUr ein einzelnes Land noch 
fUr einen Konjunkturzyklus läßt sich in der Regel eine Hypothese zwingend aufstellen oder wider
legen. Dies macht verständlich, warum sich so viele Ökonomen, wenn es um das Konjunkturphäno
men geht, in einen resignierenden Erklärungsmonismus flUchten. 

Um mir die Arbeit zu erleichtern, werde ich das Thema meines Vortrages leicht abwandeln, indem 
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Schaubild 1: Produktion und Verbraucherpreise in den OECD-Ulndem 1959 - 1975 1970 = 100 
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ich mich vornehmlich mit den Ursachen und Auswirkungen zunehmender weltwirtschaftlicher Instabi
lität beschäftige. Dies scheint mir auch deshalb gerechtfertigt, weil - wie ich anfangs zu zeigen 
versucht habe - die Anfälligkeit der kapitalistischen Volkswirtschaften gegen Störungen in den letz
ten Jahren offenbar größer geworden ist - ein Tatbestand, der fUr sich allein schon einer Erklärung 
bedarf. 

Zudem werde ich mich - schon wegen des mir gesetzten Zeitlimits - auf die Diskussion einiger zen
traler Erklärungshypothesen beschränken: Wollte man das Thema wirklich umfassend behandeln, so 
mUßte man zunächst die unterschiedl ichen Erklärungshypothesen darstellen und dabei jene ausson
dern, die dem Test auf logische Konsistenz nicht standhalten; die verbleibenden Hypothesen wären 
dann dahingehend zu UberprUfen, inwieweit sie mit den Fakten ubereinstimmen. Eine solche Be
schränkung, wie sie hier vorgenommen wird, ist naturlich nicht unproblematisch, denn sie beinhal
tet notgedrungen ein gewisses Maß an subjektiver WillkUr. Dies gilt um so mehr, weil gerade uber 
dieses Thema unter den Ökonomen ein heftiger Glaubenskrieg (mit durchaus handrestem ideologi
schen Hintergrund) im Gang ist, bekannt als Fiskalismus - Monetarismus - Kontroverse: 

- Seit langem war es mehr oder weniger opinio communis, daß die Ursachen der Konjunkturschwan
kungen in der - aus welchen GrUnden auch immer - Instabilität des privaten Sektors zu suchen 
sind. Nach der Großen Depression Anfang der dreißiger Jahre, insbesondere im Anschluß an die 
Arbeiten von KEYNES, gesellte sich dazu die Überzeugung, daß das marktwirtschaftliche System 
nicht automatisch zum Gleichgewicht tendiert, wie das die klassische Theorie angenommen hatte, 
sondern daß es zu einer - stabilen - Unterbeschäftigungssituation kommen kann. Deshalb sollte 
fortan der Staat fUr die Steuerung der Konjunktur verantwortlich sein, wobei insbesondere die Fis
kalpolitik durch eine Veränderung der Einnahmen und/oder Ausgaben dafUr zu sorgen hat, daß das 
fUr die Erhaltung der Vollbeschäftigung erforderliche Nachfrageniveau gewährleistet ist (Antizyk
lische Fiskalpolitik). 

- Die Position der "Fiskalisten" ist seit einigen Jahren heftigen Attacken der "Monetaristen" ausge
setzt. Ihre Vertreter, allen voran MILTON FRIEDMAN und KARL BRUNNER, gehen von der Sta
bilität des privaten Sektors aus und fuhren Konjunkturschwankungen auf destabilisierende Eingriffe 
des Staates in den Wirtschaftsablauf zu rUck 1). Statt fUr eine Politik fallweiser Eingriffe, plädie
ren sie fUr eine trendorientierte Konjunkturpol itik (Potentialorientierte Geldpol itik). 

Es ist hier nicht der Ort, die Pros und Kontras dieser unterschiedlichen Positionen eingehender zu 
behandeln. Es mag genUgen, auf die in letzter Zeit geradezu lawinenartig angeschwollene litera
turhinzuweisen (vgl. JOHNSON, 15, S. 1 ff; FAND, 6, S. 276 ff). Es ist freilich nicht zu uber
sehen, daß zwischen beiden Auffassungen ein theoretisch schwer zu uberbrUckender Unterschied be
steht. Dennoch bestärken mich gerade die negativen Erfahrungen der Konjunkturpolitik darin, nicht 
einem Erklärungsmodell den Vorzug zu geben, sondern Toleranz zu Uben in bezug auf zwei koexi
stierende Modelle. Denn ich vermag einerseits die monetaristische Theorie von Stabi I ität des kapi
talistischen Wirtschaftsprozesses nicht so recht zu teilen, will andererseits aber auch nicht bestrei
ten, daß konjunkturpolitische Maßnahmen in der Vergangenheit, wenn vielleicht auch nicht zyklen
bildend, so doch zyklenverstärkend gewirkt haben. Ich werde daher im folgenden versuchen, bei
den Standpunkten gerecht zu werden. 

Aus dem Katalog der zahlreichen Erklärungshypothesen greife ich drei heraus: 

- Der kapital istische Entwickl ungsprozeß vollzieht sich in langen Wellen: Seit Anfang der siebziger 

1) Exemplarisch hierfUr ist etwa die Argumentation eines der fuhrenden Monetaristen, L. ANDER
SON (1, S. 116): "A central monetarist proposition is that the economy is basically stable. 
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Jahre befinden wir uns in der Abschwungsphase einer solchen Welle. Dies hat zur Folge, daß die 
kUrzeren konjunkturellen Schwingungen nun störker hervortreten als in den fUnfziger und sechzi
ger Jahren, in denen sie vom steileren Wachstumstrend Uberlagert waren. 

- Mit zunehmender Verflechtung der nationalen Volkswirtschaften ist der internationale Konjunktur
und Inflationsverbund enger geworden; da außerdem die ~onjunkturpolitik sttlrker als fruher syn
chronisiert ist, antizyklisch gedachte Maßnahmen aber wegen Verztigerungen bei der DurchfUhrung 
meist prozyklisch wirken, spielen diese ungewollt die Rolle eines Konjunkturversttlrkers. 

- Die Marktwirtschaft hat immer mehr die fUr ihre Funktionsftlhigkeit erforderliche Elastizittlt verlo
ren. Verkrustete Macht- und Marktstrukturen fuhren vielfach zu inversen Reaktionen. Hinzu kommt, 
daß ein versttlrkter Sanktionsabbau die Stabil isierungspolitik zunehmend ineffizienter macht oder 
ihr Aktionsfeld einengt. 

NatUrlich schließen sich die verschiedenen Hypothesen nicht aus; teilweise mUssen sie sogar im Zu
sammenhang gesehen werden. Auf der anderen Seite hat nicht jede von ihnen fUr jedes Land die glei
che Bedeutung. 

Was die erste Hypothese anlangt, so grUndet sie sich auf eine Theorie, die, nachdem sie lange Zeit 
in Vergessenheit geraten war, in den letzten Jahren eine solche Renaissance erlebte, daß sie inzwi
schen sogar die Kolumnen der Illustriertenpresse fullt (vgl. HAFFNER, 11, S. 92): Gemeint ist die 
Theorie von den Kondratieff-Zyklen, wie SCHUMPETER die (von dem Russen KONDRATIEFF und 
dem Niederltlnder DE WOLFF unabhtlngig voneinander entdeckten) langen Wellen der Wirtschafts
ttltigkeit genannt hat. Danach vollzieht sich der kapitalistische Entwicklungsprozeß in Zyklen mit 
einer Dauer von fUnfzig bis sechzig Jahren, hervorgerufen durch technologische Umwtllzungen, wie 
die Erfindung der Dampfmaschine, die EinfUhrung der Eisenbahn oder die Entwicklung der Petro
chemie. Seit Anfang der siebziger Jahre, so behaupten nun die Vertreter dieser Theorie, befindet 
sich die Weltwirtschaft in der Abschwungsphase des 4. Kondratieff-Zyklus. Die zunehmende Instabi
littlt resultiert danach aus einer Verschlechterung der globalen Wachstumsbedingungen. Hierfur 
sprtlche auch die Beobachtung, daß stagnierende oder schrumpfende Branchen in der Regel sttlrkere 
konjunkturelle Schwankungen aufweisen als Wachstumsbranchen. 

Obwohl die Existenz langer Wellen umstritten ist - die Mehrzahl der Konjunkturforscher betrachtet 
sie eher als ein Ergebnis der "Rechenprozedur" (um nicht zu sagen: eines allzu unkritischen Umgangs 
mit den Verfahren der Zeitreihenanalyse) -, so scheint es doch so, daß man damit die Nachkriegs
entwicklung bis zur Gegenwart recht gut beschreiben kann. Die Periode des raschen Wachstums der 
Weltwirtschaft c:lauerte 25 Jahre - genau die Zeitspanne, die KONDRATIEFF und DE WOLFF fUr die 
Aufschwungsphase einer langen Welle gefunden hatten. Was die jUngste Entwicklung anlangt, so be
steht weitgehend Konsens darUber, daß wir es diesmal nicht nur mit einer Stabilisierungskrise nach 
altem Muster zu tun haben, sondern auch mit einer weltweiten Strukturkrise (FELS, 7, S. 9 ff): In 
allen Industrieltlndern sind es die gleichen Problembereiche, die - wie die Automobil industrie, die 
Textilindustrie und die Bauwirtschaft - zur Stagnation oder zum Schrumpfen verurteilt scheinen, und 
es sind bislang nur wenige Bereiche auszumachen, die - im Sinne Schumpeters - kunftig die Schritt
macher des Wachstums sein werden. 

Wenn ich auch der These vom "negativen Kondratieff" als Ursache zunehmender weltwirtschaftlicher 
Instabilitöt eine gewisse Plausibilittlt nicht absprechen mag, so Uberwiegt bei mir dennoch die Skep
sis: Dies schon deshalb, weil ich mich nur schwerlich mit einer solch mechanistischen Erkl1:irung zu
frieden geben kann, nach der sich technologisch UmbrUche gleichsam naturgesetz I ich einstellen sol
len nach dem Rhythmus der sieben fetten und sieben mageren Jahre. Jedenfalls ist nicht 0$0 recht ein
zusehen, warum es in den ntlchsten zwanzig bis dreißig Jahren keine weltvertlndernden wissenschaft
lichen Erfindungen mehr geben soll und keine Pionieruntemehmen, die diese wirtschaftlich verwer
ten. Es trifft zwar zu, daß momentan vielleicht keine technischen Erfindungen von der Bedeutung 
des Flugzeugs, des Computers oder des Automobils am Horizont erscheinen. Dafur zeichnen sich vie
le interdependente Erfindungen ab, die mehr in Richtung auf neue Techniken und Systeme zielen. 
Es ist bemerkenswert, c:laß selbst ein so engagierter Vertreter des Kondratieff-Schemas wie L. DUP-
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RIEZ den kapitalistischen Entwicklungsprozeß nicht als determiniert betrachtete, sondern ihn jeder
zeit offen wähnte für neue Entwicklungsrichtungen. Der verbreitete Wachstumspessimismus unserer 
Tage scheint mir zum großen Teil aus der Neigung zu resultieren, kurzfristige Entwicklungen zu ex
trapol ieren. 

Die zunehmende weltwirtschaftliche Instabilität wird häufig - und damit komme ich zur zweiten Er
klärungshypothese - mit der zunehmenden internationalen Verflechtung der nationalen Volkswirt
schaften erklärt. Dies habe zur Folge, daß sich Kon junkturschwankungen rascher als bisher von 
einem Land auf ein anderes übertragen können und schließlich wechselseitig verstärken. Auch diese 
Hypothese hat viel für sich, doch hat sie zwei gravierende Mängel: Sie stimmt nur bedingt mit den 
Fakten überein und sie gilt nur unter bestimmten Annahmen, nämlich in einem System fester Wech
selkurse und/oder bei einer Synchronisierung der Konjunkturpolitik. 

- Zwar hatten wir in den Jahren 1972 bis 1975 tatsächlich einen solchen internationalen Konjunk
turgleichschritt, was die Stärke der gegenwärtigen Rezession ebenso erklärt wie die des vorange
gangenen Booms, doch kann diese Konstellation auch zufällig zustande gekommen sein: Tatsäch
lich läßt sich ein weltweiter Konjunkturverbund nach dem Zweiten Weltkrieg nur noch einmal be
obachten, nämlich im Jahre 1958, als die westeuropäischen Volkswirtschaften in den Sog der US
amerikanischen Rezession gerieten (vgl. GEBERT, SCHMIDT, 9, S. 10 ff). In allen anderen Zyk
len hatten wir sogenannte Konjunkturschaukeln, die wechselseitig zur Kon junkturstabi I isierung 
beitrugen. 1969/70, um nur ein Beispiel zu nennen, hat die Rezession in den Vereinigten Staaten 
nicht verhindert, daß es in den westeuropäischen Ländern zu einem Boom kam. Bis vor kurzem 
wurde-daher nicht selten die gegenteilige Auffassung vertreten, daß nämlich der internationale 
Konjunkturverbund eher lockerer geworden ist. Bezeichnend hierfür ist folgendes Zitat aus einem 
erst in diesem Jahr erschienenen Lehrbuch über Geld- und Konjunkturtheorie: "Obwohl das Netz 
der außenwirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Industrieländern mit marktwirtschaftlicher 
Ordnung nicht weniger dicht geknüpft ist als früher, gehen die Konjunkturschwankungen in fast 
allen Ländern mehr oder weniger ihren eigenen Gang - nicht nur in den führenden Industrielän
dern wie in den USA, in Japan und in der BRD, sondern auch in manchen kleineren, hochgradig 
außenhandelsabhängigen Ländern Westeuropas wie z.B. in Österreich und der Schweiz" (DÜRR, 
NEUHAUSER, 5, S. 100). 

- Überdies geht die Theorie vom internationalen Konjunkturzusammenhang von festen Wechselkursen 
zwischen den einzelnen Ländern aus - der Verbund scheint aber gerade enger geworden zu sein, seit 
die meisten Währungen mehr oder weniger frei floaten, und er war paradoxerweise relativ locker zur 
Zeit des Bretton-Wood-Systems. Noch in seinem letzten Jahresgutachten hatte der Sachverständi
genratzur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung die Vermutung geäußert, daß 
durch die Spaltung in vier Währungsblöcke der Konjunkturverbund innerhalb der europäischen Ge
meinschaft wieder gelockert werde (vgl. Sachverständigenrat, 20, S. 35), Die Erklärung für die-
ses wenig plausible Ergebnis ist vielleicht darin zu sehen, daß anstelle der starren Wechselkurse 
eine stärkere Koordinierung der nationalen Wirtschaftspolitik getreten ist. Tatsächlich sieht es so 
aus, 61ls hätten die einzelnen Länder die Chance für eine autonome Konjunkturpolitik nicht ge
nutzt, sondern im Gegenteil die internationale Kooperation intensiviert. "Man zieht es vor, ge
meinsam zu handeln, aber die Koordination dauert ihre Zeit, und größere time-Iags der Kon
junkturpol itik führen zu verstärkten zykl ischen Schwankungen. So sitzen wir alle in schöner Ge
meinsamkeit im Boot der internationalen Konjunktur, aber dieses Boot schaukelt sehr viel unange
nehmer, als wir es aus der Vergangenheit gewohnt sind" (GIERSCH, 10, S. 17), 

Man kann nun mit GIERSCH argumentieren, daß ein "Zuviel" und "Zuspät" an internationaler Ko
operation die Ursache der größeren Instabilität ist, man kann aber auch das Gegenteil behaupten, 
daß nämlich angesichts der zunehmenden Marktmacht großer Anbietergruppen - die wegen ihres 
über die Ländergrenzen hinaus reichenden Einflusses die Effizienz einer nationalen Konjunkturpoli
tik immer mehr in Frage stellen - zu wenig kooperiert worden ist. Im ersten Fall ist es dann die zu
nehmende internationale Kooperation bei der Planung und Durchführung der Konjunkturpolitik, im 
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zweiten Fall die internationale Koordination derjenigen, die außerhalb der Regierung Entscheidun
gen treffen. 

Nimmt man den zweiten Fall etwas genauer unter die Lupe, so werden in der Regel mehrere Aspekte 
hervorgehoben: 

- Die zunehmende Vermachtung der Märkte fUhrt zu einer nach unten immer starreren Preis- und 
Lohnstruktur, die die Konjunkturpol itik ihrer Symmetrie beraubt: Exponsive Maßnahmen fuhren 
Uberwiegend nur noch zu Preis- und Lohnsteigerungen, wl::ihrend restriktive Maßnahmen Uberwie
gend Produktions- und Beschl::iftigungsrUckgl::inge nach sich ziehen. Im Ergebnis resultierte daraus 
eine exponsionistisch ausgerichtete Konjunkturpolitik, die zur Beschleunigung der Inflation ge
fUhrt, ihr Ziel, die Hebung des Beschl::iftigungsgrades, aber immer weniger erreicht hat. 

- Zunehmende Marktmacht verleitet nicht nur zu konjunkturpol itischer Asymmetrie, sie fUhrt auch 
zur Ineffizienz der Konjunkturpolitik schlechthin: Sei es, daß die ml::ichtigen Anbietergruppen die 
/lAaßnahmen staatlicher Stellen unterlaufen können, sei es, daß die politischen Instanzen ihre 
Maßnahmen von vornherein so treffen, daß sie mit den Interessen der organisierten Gruppen Uber
einstimmen. Überspitzt kann man sagen, daß sich das Machtgleichgewicht zwischen den Unter
nehmen und den Gewerkschaften auf der einen Seite und dem Staat auf der anderen Seite ver
schoben hat, nicht zuletzt als Folge eines zunehmenden Sanktionsabbaus, wie er sich etwa in der 
von den Regierungen gegebenen Vollbeschl::iftigungsgarantie manifestiert. 

- Kritiker dieser These argumentieren hl::iufig, daß die organisierten Gruppen den Konflikt mit der 
Staatsautoritl::it nicht durchstehen könnten, wenn die politischen Interessen von ihrer Macht konse
quent Gebrauch machten. Tatsl::ichlich haben die Gewerkschaften den Konflikt mit der Geldpoli
tik, zu dem es 1973 und 1974 in vielen Ll::indern gekommen war, eindeutig verloren, wie sich an 
den steigenden Arbeitslosenzahlen unschwer ablesen II::ißt. Zu Recht argumentieren die "Moneta
risten", daß die Inflation in der Welt ein Ende finden mUsse, sobald die Notenbanken das erfor
derliche Geld zu ihrer Finanzierung verweigerten. 

- Trotzdem darf man nicht Ubersehen, daß die Potenz der Stabil isierungspol itik, wie sie die "Mone
taristen" fUr die Geldpolitik in Anspruch nehmen, vielfach nur im theoretischen Modell besteht. 
Die Schwierigkeiten mit der Konjunktursteuerung, wie wir sie heute in allen westlichen Industrie
Il::indern beobachten, haben ihre Ursache in erster Linie in den gegebenen gesell schaf tl ichen und 
politischen Rahmenbedingungen. Erschwert wird die Stabilisierungspolitik vor allem dadurch, daß 
immer mehr gesellschaftspolitische Ziele angestrebt werden, die zu den eigentlichen stabilisie
rungspol itischen Zielen in Widerspruch stehen 1): Hat die Regierung eine Vollbeschl::iftigungsgaran
tie abgegeben und verfolgen die autonomen Gruppen Verteilungsziele, die nicht mit den Zielen 
der Stabilisierungspolitik im Einklang stehen, dann muß notwendigerweise das Ziel der Preisni
veaustabilitl::it auf der Strecke bleiben, möglicherweise auch das Beschl::iftigungsziel. 

Von den drei vorgetragenen Erkll::irungshypothesen scheint mir letztere die meiste praktische Rele
vanz zu besitzen, insbesondere, wenn wir an die Situation in anderen Ll::indern denken, in denen 
pennanente Sozialkonflikte die Stabilisierungspolitik schon im Ansatz scheitern lassen. 

Inwieweit der konflikttheoretische Ansatz die Realitl::it hinreichend zu erkll::iren vermag, soll kurz an 
zwei Ereignissen untersucht werden, die die Wirtschaftsgeschichte der letzten Jahre entscheidend 
geprl::igt haben: der sogenannte DoliarUberhang und die Explosion der Rohstoffpreise. 

1) Das gilt insbesondere fUr jene Ll::inder, in denen sich die Regierungen zunehmenden Sozialkonflik
ten gegenUbersehen, wie Großbritannien, Italien und Frankreich. Überaus skeptisch beurteilt et
wa ein Kenner der englischen Verhl::iltnisse die Möglichkeiten der Geldpolitik fUr sein Land: 
"Whether or not monetary laxity promoted the poy explosion, monetary restraint is uni ikely to be 
able to contain it. The development of institutions and procedures that will contain it is depen
dent upon a widespread acceptance of the need for them that does not now exist. 
(H. PHELPS-BROWN, 19, S. 21). 
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- Eine wesentliche Ursache der zunehmenden weltwirtschaftlichen Instabilitöt seit dem Ende der 
sechziger Jahre war wahrscheinlich die Uberflutung der Welt mit amerikanischer Wöhrung: Allein 
von Ende 1969 bis Anfang 1972 stiegen die Dollarbestönde oder Zentral banken von 78 Mrd. 1 auf 
133 Mrd. 1. Der gewaltige Dollarabfluß war die Folge einer jahrelangen Nachfrage- und Kosten
inflation, ausgelöst durch wachsende Budgetdefizite und eine Politik des leichten Geldes, mit der 
die Vereinigten Staaten die Lasten des Vietnam-Krieges und dazu noch die eines kostspiel igen So
zial programms finanzierten. In einer kritischen Darstell ung de~ amerikanischen Wirtschaftspol itik 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges spricht Edward KNIGHT von den "Guns and Butter Exces
ses" der Johnson- und Nixon-Administration: "Although the administration conceded that Vietnam 
and high level economic activity would make it increasingly difficult to keep the economy in 
balance, it feit there was no economic justification for a substantial cutback in non-defense spen
ding. In its view, the economy at the time could afford both guns and butter" (KNIGHT, 16, 
S. 398). Es mag sein, daß die Regierung die Kosten ihrer Politik unterschötzt hatte; als sie Steuer
erhöhungen ins Auge faßte, scheiterte sie mehrfach am erbitterten Widerstand des Congress. 

Eine solche Strategie, die einem Verteilungskonflikt im Innern aus dem Wege ging, dafur aber den 
Verbundeten einen Teil der Lasten aufbUrdete, war nur möglich, solange diese bereit waren, gute 
Ware gegen schlechte Dollars herzugebeh. Da die Europl:ier und Japaner den Vereinigten Staaten 
nicht vorschreiben konnten, welche Geldpolitik sie zu betreiben hHtten und die Amerikaner auch 
nicht willens waren, einer Änderung der DollarporitHt Uber eine Erhöhung des Goldpreises zuzu
stimmen, blieb zunHchst wohl auch kaum eine andere Wahl. Es ist freilich schwer verstöndlich, 
warum sich spl:iter EuropHer und Japaner so hartnöckig weigerten, die amerikanische Wiedergut
machung in Form einer krHftigen Dollarabwertung hinzunehmen. Offenbar standen die Regierun
gen dieser Lönder unter dem Druck organisierter Produzentengruppen, die sich gegen eine Ver
schlechterung ihrer Wettbewerbsposition ströubten. 

- Infolge der Aufblöhung der internationalen Liquiditöt geriet die Weltwirtschaft 1972/73 in einen 
inflatorischen Boom, der. die Preisexplosion an den Weltmörkten fUr Nahrungsmittel und Industrie
rohstoffe auslöste. GegenUber dem Stand von Ende 1971 haben sich die Preise aller Rohstoffe im 
Durchschnitt etwa verdreifacht, der Preis fUr Rohöl sogar vervierfacht. Den Rohstoff produzieren
den LHndern gelang damit endlich das, was sie rund zwanzig Jahre vergeblich versucht hatten, 
nHmlich eine tiefgreifende Umverteilung der realen Ressourcen auf dieser Welt. Daß es sich dabei 
nicht nur um den Versuch einer dauerhaften Verschiebung der "terms of trade" zwischen den Ent
wicklungslöndern und den IndustrielHndern handelt, sondern daß sich hierbei auch die Industrielön
der selbst an beiden Fronten gegenUberstehen, zeigt sich deutlich an den gegenwörtigen Positionen 
im Streit um den kUnftigen Öl preis zwischen den Vereinigten Staaten und Großbritannien auf der 
einen und den anderen westeuropl:iischen Staaten unter FUhrung Frankreichs sowie Japans auf der 
anderen Sei te. 

Die unmittelbare Konsequenz dieser Verteuerung fUr die VerbraucheriHnder war eine drastische 
Verschlechterung der" terms of trade", die sich fUr 1974 auf 2 bis 3 v.H.des realen Sozialprodukts 
beziffern IHßt. Ein Teil des Einkommens, das sonst dort zur Verfugung gestanden hHtte, wurde so-
mit an die Öl und Rohstoffe exportierenden Staaten abgetreten. Da nur ein Bruchteil dieser BetrH
ge Ober verstörkte Warenexporte in die Verbraucherlönder zurUckfloß, ist die Weltsparquote krHf
tig gestiegen - auch dies erklört die StHrke der weltweiten Rezession. Entscheidend war allerdings, 
daß in den VerbraucherlHndern kaum eine gesellschaftliche Gruppe bereit war, die Kosten, die aus 
der Verschlechterung der realen AustauschverhHltnisse herrUhrten, mit zu tragen, was fast Uberall 
zur Verschörfung der Inflation und dort, wo diese energisch bekömpft wurde, zur VerschHrfung der 
Arbeitslosigkeit fUhrte. 

Ich glaube, daß mit der VerschHrfung des Verteilungskonfliktes und seiner Verlagerung auf die inter
nationale Ebene ein erheblicher Teil der zunehmenden weltwirtschaftlichen InstabilitHt erklört werden 
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kann. Dieser Verteilungskonflikt war lange Zeit von der schleichenden Inflation verdeckt. In ihrem 
1963 erschienenen Artikel über "Inflationstheorien" konnten BRONFENBRENNER und HOLZIv\ANN 
(4, S. 615) noch schreiben: "Inflation acts as the great social mollifier by allowing various social 
groups to raise their money incomes (and perhaps real incomes) without cutting any other group's 
money income." Nachdem inzwischen die Geldillusion weitgehend abgebaut ist, hat dieser "social 
mollifier" seine Bedeutung verloren. Die Unfähigkeit der verantwortlichen Instanzen, den Konflikt 
zu lösen, tangiert damit zunehmend den realen Bereich. 

Natürlich lassen sich auch andere Gründe finden, die bei vordergründiger Betrachtung sogar mehr 
ins Auge fallen. Wenn wir an die Explosion der Rohstoffpreise in den Jahren 1972 bis 1974 denken, 
so kam noch manches hinzu: die witterungsbedingt schlechten G(~treideernten in den Vereinigten 
Staaten, die Produktionsausfälle bei einer Reihe von Genußmitteln infolge Dürre und Frost, das Aus
bleiben der Anchovis-Fischschwärme vor der peruanischen Küste. Aber ähnliche Ereignisse hat es 
früher auch schon gegeben und dennoch hielten sich die zyklischen Preisbewegungen in Grenzen. 
Diesmal hingegen waren die Preissteigerungen zweimal so groß wie während des Koreakrieges, und 
auch die weltweite Rezession hat allem Anschein nach die Aufwärtsbewegung nicht gestoppt, son
dern nur vorübergehend unterbrochen. 

Die von mir angebotenen Hypothesen über die Ursachen zunehmender weltwirtschaftlicher Instabili
tät werden vielleicht nicht überall akzeptiert. Sie erklären wohl einen Teil der Realität, aber sicher 
nicht die ganze Realität; andere Deutungen sind möglich. Dagegen kann man ein hohes Maß an 
Übereinstimmung erwarten, wenn es um die Beurteilung ihrer Auswirkungen geht. So besteht sicher-
I ich Einvernehmen darüber, daß es wünschenswert ist, die zykl ischen Schwankungen von Produktion 
und Beschäftigung in möglichst engen Grenzen zu halten, und es gibt auch kaum mehr einen Dissens 
hinsichtlich der Wirkungen einer Dauerinflation, obwohl noch vor nicht allzu langer Zeit eine re
spektable Minderheit unter den Ökonomen die Auffassung vertrat, die Inflation sei ein taugliches 
Mittel zur Förderung des Wachstums und zur Hebung des Beschäftigungsgrades. 

Mehr fragmentarisch als systematisch sei hier nur auf einige wenige Aspekte des Problems hingewie
sen: 

- Vorübergehende oder länger anhaltende Unterauslastung des Produktionspotentials ist gleichbedeu
tend mit Wohlfahrtseinbußen. Denn wird in einem Jahr weniger als von den Kapazitäten her möglich 
gewesen wäre produziert, so ist die nicht realisierte Produktionsmenge unwiderruflich verloren. 
Hinzu kommen die Langzeitwirkungen unterlassener Investitionen, die das Wachstum des Produk
tionspotentials beeinträchtigen. Überschlägig geschätzt dürften in den westdeutschen Industrielän
dern 1975 durch die Rezession Wachstumsverluste in Höhe von 225 Mrd. % (in 1974er Preisen) ent
standen sein - das ist etwa die Hälfte des Sozialprodukts, das die Entwicklungsländer in diesem 
Jahr erzeugt haben (550 Mrd. %). Natürlich läßt sich argumentieren, daß sich der Wechsel von 
guten und schlechten Zeiten, wie er sich in dem zyklischen Auf und Ab der Produktion manife
stiert, stimul ierender auf die wirtschaftl iche und gesellschaftl iche Entwicklung auswirkt: Rezes
sionen hätten dann den Charakter von Reinigungskrisen, die bei Unternehmern und Arbeitnehmern 
Leistungsreserven erschließen. Es ist jedoch zu fragen, ob man diese produktivitätssteigernden Wir
kungen nicht auch anders erreichen kann, etwa indem man den Wettbewerb intensiviert. 

Wohlfahrtseinbußen resultieren aber auch daraus, daß eine Verfehlung des Stabilisierungsziels zur 
Fehlallokation von Ressourcen führt. Es genügt hier auf den Zusammenhang zwischen Dauerinfla
tion und Kapitalfehlleitung im Bereich des Wohnungsbaus hinzuweisen. Aber auch zyklische Be
wegungen von Nachfrage und Preisen können zu Störungen im realen Bereich führen: Nicht nur im 
Agrarbereich, sondern auch in einer ganzen Reihe von Industriezweigen können wir typische 
"Schweinezyklen" beobachten, das heißt gegenläufige oszillatorische Bewegungen von Preisen 
und Mengen. So läßt sich das Ausmaß der Explosion der Rohstoffpreise Anfang der siebziger Jahre 
zum Teil mit der Preisbaisse in den fünfziger und sechziger Jahren erklären, die dazu geführt hatte, 
daß die Kapazitäten in der Rohstofferzeugung nicht genügend ausgeweitet worden waren. Unter 
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allokationspolitischem Aspekt bedeutet schließlich auch der durch das Preisdiktat der ÖIiHnder 
ausgelöste Substitutionsprozeß im Energiebereich eine gewaltige Kapitalfehlleitung. Dies wird 
sich spHtestens dann zeigen, wenn die OPEC-Staaten unter dem Druck der Substitutionskonkur
renz den hohen Ölpreis werden zurUcknehmen mUssen; und sie können dies um so leichter, weil 
sie nur zu einem Bruchteil der Kosten produzieren wie die potentiellen Konkurrenten. 

- Auch integrationspolitisch birgt die zunehmende I nstabilitHt der westlichen Welt erhebliche Ge
fahren, denn Inflation, Arbeitslosigkeit und Zahlungsbilanzungleichgewichte behindern den freien 
internationalen Waren- und Kapitalverkehr, der nach dem Zweiten Weltkrieg gegen vielfachen 
Widerstand in Gang gekommen war. Die Desintegrationstendenzen haben bereits jetzt ein gefähr
I iches Maß erreicht, weil immer mehr LHnder die Lösung ihrer Probleme in einer Renationalisie
rung der Wirtschaftspolitik suchen. 

Zusammengenommen sind diese Wirkungen ziemlich verheerend, denn sie tragen dazu bei, das Ver
trauen in die FunktionsfHhigkeit des marktwirtschaftlichen Systems zu zerstören. Kritiker dieses Sy
stems sehen daher in der gegenwHrtigen Rezession nicht nur eine Stabilisierungs- und Strukturkrise, 
sondern auch eine Konstitutionskrise der Marktwirtschaft - oder eine Krise des Kapitalismus schlecht
hin. Eine erfolgreiche Stabilisierungspolitik ist somit zugleich das beste Mittel zur Systemstabilisie
rung. 

So sehr die Dringlichkeit einer wirksamen Stabilisierungspolitik anerkannt wird, so groß ist noch den 
Fehlschltlgen der letzten Jahre aber auch die Ratlosigkeit hinsichtlich der einzuschlagenden Strate
gie. Auf der Suche nach einer uberzeugenden Konzeption wird man erneut mit dem Streit zwischen 
"Fiskalisten" und Monetaristen" konfrontiert, nur wird er hier unter anderen Schlagworten gefUhrt, 
wie "Zyklus versus Trendorientierung" oder "diskretionHre Konjunktursteuerung versus Regelbindung" • 

- FUr die "Manetaristen" geht es zunHchst einmal darum, die Stabilisierungspolitik zu stabilisieren. 
Dies ergibt sich folgerichtig aus deren Impulsdominanzhypcithese. "Stabilisierung der Stabilisie
rungspolitik bedeutet, die entscheidende, weil quantitativ wichtigste Ursache dauernder Instabi
litHt zu beseitigen" (NEUMANN, 17, S. 80). Ansatzpunkt hierfur ist nach FRIEDMAN eine im 
Grundsatz konstante Zuwachsrate der Geldmenge, die sich am langfristigen Wachstum des Produk
tionspotentials orientiert. Die "Monetaristen" behaupten nicht, damit jede Art von Instabilität 
vermeiden zu können; "andere Impulsfaktoren " (was immer das auch sein mag) könnten weiterhin 
Schwingungen erzeugen, nur wUrde diese durch eine trendorientierte Konjunkturpolitik merklich 
gedHmpft. 

- Die "Fiskalisten" leugnen inzwischen zwar in ihrer Mehrheit nicht mehr die VorzUge, die eine 
trendorientierte Politik gegenUber einer diskretionHren Steuerung bietet 1), sie haben jedoch Be
denken hinsichtlich der praktischen Relevanz des monetaristischen Konzepts. Skepsis herrscht ins
besondere gegenUber der Hypothese von einem stringenten Zusammenhang zwischen Geldbasis, 
Geldmenge und wirtschaftlicher AktivitHt. Insbesondere trauen die "Fiskalisten" der Geldpol itik 
nicht zu, daß sie durch eine VerHnderung der relativen Preise, vor allem des Zinssatzes, die In
vestitionsneigung beeinflussen kann; sie setzen stattdessen auf eine Vertlnderung der Staatseinnah
men und -ausgaben. 

1) Eine Minderheit betrachtet dagegen jede Art von trendorientierter Pol itik immer noch als ein 
destabilisierendes Element. So hHlt es HELLER (13, S. 26) fUrwahrscheinlich, daß die Übernah
me des monetaristischen Konzepts "would condemn us to long periods of economic slack or infla
tion as the slow adjustment processes in wages and prices, given strong market power, delayed 
the economy's reaction to the monetary rule while policy makers stood helpless by". 
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Weniger dogmatisch festgelegte Ökonomen versuchen zu vermitteln: So schlägt etwa NIEHANS (18) 
einen "policy mix" vor, bei dem die Geldpolitik die längerfristige Stabilisierung des Preisniveaus 
zu übernehmen, die Fiskalpolitik dagegen sich um eine Glättung der Produktionsschwankungen zu 
bemühen hätte. 

Nimmt man die stabilisierungspolitischen Rezepte in den westlichen Industrieländern genauer unter 
die Lupe, so zeigt sich dort in letzter Zeit eine vorsichtige Öffnung hin zur monetaristischen Kon
zeption. Hierbei dürfte eine Rolle spielen, daß seit dem Übergang zu flexiblen Wechselkursen die 
Geldpolitik ihre Funktionsfähigkeit weitgehend wiedererlangt hat, die sie bei fixen Wechselkursen 
eingebüßt hatte. Die Zeit ist freilich bisher zu kurz, um die Erfolgschancen dieser neuen Strategie 
beurteilen zu können. Noch hat die Weltwirtschaft den Aufschwung aus einem tiefen Konjunktur
tal in Richtung auf einen gleichgewichtigen Wachstumspfad nicht geschafft, und noch ist die Infla
tion nicht unter Kontrolle. 

Bis zum Beweis des Erfolges bleibt deshalb vorsichtige Skepsis angebracht. Wenn es zutrifft, daß die 
traditionelle Politik der Nachfragesteuerung mehr oder weniger an der Existenz von Marktmacht ge
scheitert ist, so muß man sich natürlich fragen, was der Übergang zu einer anderen Variante dieser 
Politik daran zu ändern vermag. In diesem Punkt bewegt sich die "Fiskalismus-Monetarismus-Debatte" 
allzu sehr an der Oberfläche. Natürlich haben die "Monetaristen" recht mit der These, daß in der 
Vergangenheit die Geldpolitik die Austragung des Verteilungskonflikts ermöglicht habe. Aber heißt 
dies auch, daß bei einer anderen Geldpolitik dieser Konflikt aus der Welt geschafft ist? Gelingt es 
nämlich nicht, zugleich auch eine nachhaltige Veränderung der Verhaltensweisen zu erzwingen, 
dann führt eine streng am Stabilisierungsziel ausgerichtete Nachfragesteuerung zwangsläufig in die 
Stagnation, wenn nicht gar in die Siumpflation. Das eindrucksvollste Beispiel hierfür liefert seit 
längerem Großbritannien, aber auch andere Länder, darunter die Bundesrepublik Deutschland, ha
ben inzwischen ähnliche Erfahrungen machen müssen. 

Falls die Diagnose richtig ist, daß in der Welt von heute das Problem der Stabil isierungspol itik pri
mär ein ordnungspolitisches ist, so folgt daraus, daß zunächst einmal hier die Hebel anzusetzen sind. 
Damit rückt die Einkommenspolitik wieder ins Zentrum der Überlegungen, nicht in dem Sinne eines 
Entweder - Oder, sondem als ein zur Nachfragesteuerung komplementärer Ansatz (vgl. SCHMAHL, 
21,5.154). 

Die Aussichten, Konflikte durch allgemeinen Konsensus zu lösen, werden vOn der Konflikttheorie 
überwiegend zurückhaltend beurteilt. Selbst optimistischer gestimmte Autoren sind in ihren Formu
lierungen sehr allgemein: "Probleme, die nur mit Gewalt gelöst werden können, müssen neu gestellt 
werden" (FRIEDRICH HACKER). Die Erfahrungen in anderen Industrieländern mögen den Schluß nahe
legen, daß die Einkommenspolitik den Konflikt zwischen Geldwertstabilität und Vollbeschäftigung 
nicht zu lösen vermag (vgl. AHNEFELD, 2, S. 20 ff). Die Schwierigkeiten sind in letzter Zeit da
durch noch größer geworden, daß es sich nicht mehr nur um Verteilungskonflikte auf nationaler Ebene 
handelt (etwa zwischen Arbeit und Kapital, Schwarzen und Wei ßen, Landwirtschaft und gewerbl icher 
Wirtschaft, Staat und privatem Sektor), sondern um einen internationalen Konflikt (etwa zwischen 
international organisierter Arbeit und international organisiertem Kapital, Industrieländern und der 
"Dritten Welt", "neureichen" und "armen" Entwicklungsländern). Man muß sich einmal vor Augen 
halten, was es für die Stabilisierungspolitik bedeutet, wenn international organisierte Gewerkschaf
ten - bei unterschiedlichem Produktivitätsniveau - eine Angleichung der Reallöhne in den einzelnen 
Ländern anstreben (vgl. WEINBERG, 22). Dennoch: Schlichten läßt sich der Konflikt zwischen dem 
Stabilitötsziel und dem Beschöftigungsziel nur, wenn die Gesellschaft den organisierten Gruppen Re
geln für ein sozialadäquates Verhalten auferlegt und diese sich dazu bekennen. Wer die Erfolgsaus
sichten einer solchen Pol itik gering einschätzt, muß die Alternative in Kauf nehmen: Eine Pol itik 
des "muddle through" mit Inflationsschüben in der Hochkonjunktur und Beschäftigungseinbußen in 
der Stabil isierungsrezession. 

Versteht man den Begriff "Einkommenspolitik" im weitesten Sinne, etwa im Sinne von HABERLERS 
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Einkommenspol itik I und 11 (vgl. HABERLER, 12), so sind grundsätzl ich zwei Varianten denkbar: Mehr 
Wettbewerb und mehr Dirigismus: 

- Mehr Wettbewerb heißt: Verstärkte Fusionskontrolle, Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht im Kar
tellrecht, Abbau von Zöllen und nichttarifären Handelsbeschränkungen, Förderung der Arbeitsmo
bilität, Abschaffung von Mindestlöhnen. Aber auch: Reform des Streik- und Aussperrungsrechts, 
Überprufung des Systems sozialer Leistung, Verzicht auf die Vollbeschäftigungsgarantie. 

- Mehr Dirigismus heißt: Beschränkung der Tarifautonomie und Übergang zu Preis- und Lohnkontrol
len, Einfuhrung von Export- und Importkontingenten, Verschärfung der Kapitalverkehrskontrollen, 
staatl i che I nvesti ti onsl enkung. 

Grundsätzlich fällt die Wahl zwischen den Alternativen nicht schwer. Alle gesellschaftlichen Grup
pen sind natUrlich fUr mehr Wettbewerb - ausgenommen bei sich selbst. In der Praxis bevorzugt man 
dann doch immer wieder kurzsichtige dirigistische Lösungen, mit denen man nicht sei ten das Gegen
teil von dem erreicht, was man sich vorgenommen hat. 

Ein treffliches Demonstrationsobjekt, wie Stabilisierungsprobleme im weltweiten Rahmen von den Re
gierungen heute "gelöst" werden, ist die Behandlung der Rohstoffrage. Das ganze läuft unter dem 
Etikett "Kooperation", das dieser Strategie - als Alternative zur "Konfrontation" - schon vorab 
einen positiven Anstrich geben soll. Tatsächlich ist die Stabilisierung der Rohstoffpreise, wenn wir 
darunter die Vermeidung kurzfristiger extremer Preisschwankungen verstehen, eine sinnvolle Auf
gabe; nicht nur im Interesse der Entwicklungsländer, die auf die Devisenerlöse aus Rohstoffverkäufen 
dringend angewiesen sind, sondern auch im Interesse der Industrieländer, denen an einer möglichst 
störungsfreien Belieferung gelegen sein muß. Ein wirkungsvolles Instrument zur Dämpfung extremer 
Preisschwankungen wäre etwa die Anlage von Buffer-Stocks, die von den Industrieländern oder inter
nationalen Organisationen finanziert werden könnten (vgl. Weltrohstoffversorgung, 23, S. 39 f). 
Bei den zur Diskussion stehenden Vorschlägen geht es aber nicht so sehr um das Problem der Instabi
lität durch zyklische Preisausschläge, sondern um eine Zementierung von Kartell-Preisen, die deut
lich uber den Gleichgewichtspreisen liegen. Längerfristiger wirkt diese Strategie - und dies läßt 
sich an der Konstruktion des europäischen Agrarmarktes studieren - auf eine weltweite Überproduk
tion hin, womit die nächste Preisbaisse bereits programmiert wi rd. 

Versucht man eine Bilanz zu ziehen, so ist das Ergebnis nicht gerade ermutigend. Dies sollte nicht 
als Resignation verstanden werden, sondern eher als Ratschlag, insbesondere auch an die Teilnehmer 
dieser Tagung, die im Hinblick auf das Stabilisierungsziel vielleicht zu hoch gesteckten Erwartun
gen auf ein realistisches Maß zurUckzufUhren. MILTON FRIEDMAN, dem man gewiß nicht nachsa
gen kann, es mangele ihm an Selbstvertrauen, hat es einmal so formuliert: "I believe tOOt we 
economists in recent years OOve done vast harm - to society at large and to our profession in porti
cular - by claiming more than we can deliver. We have thereby encouraged politicians to make 
extravagant promises, inculcate unrealistic expectations in the public at large, and promote dis
content with reasonably satisfactory results because they fall short of the economists' promised land" 
(FRIEDMAN, 8, S. 17). 

Vielleicht sollte man sich beim heutigen Stand unseres Wissens und unter den gegebenen gesellschafts
politischen Bedingungen damit begnUgen, die weltwirtschaftlichen Konjunkturschwankungen zu mil
dern, wie dies kUrzlich HERBERT GIERSCH (10, S. 17) vorgeschlagen hat. 

Die Erfolgsaussichten sind gegenwärtig auch hier nicht sonderlich groß, aber wahrscheinlich größer, 
als wenn man versuchen wollte, jederzeit und uberall einzelne Teilmärkte zu stabilisieren. Rund ein 
halbes Jahrhundert nach seiner Entdeckung ist es noch nicht einmal gelungen, den "Schweinezyklus" 
auszuschal ten. 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

K.-D. SCHMIDT UND B. MOUTOR 

zusammengestell t von 

W. Schubert, Kiel 

Die Diskussion Ober gesamtwirtschaftliche InstabilitHt sowohl auf weltwirtschaftlicher als auch auf 
nationaler Ebene bewegte sich im Rahmen der drei grundsHtzlichen Gliederungspunkte beider Refe
rate, nHmlich Ursachen und Auswirkungen wirtschaftlicher InstabilitHt sowie Möglichkeiten zu ihrer 
Beseitigung. 

1. Weitgehende Einigkeit bestand darUber, daß als eine der Hauptursachen fortschreitender Instabi
litHt die zunehmende Verkrustung der MHrkte als Folge von "InflexibilitHten oligopolistischer PhHno
mene" sowohl national als auch international anzusehen ist. Bei der Gestaltung der zukUnftigen 
Weltwirtschaftsordnung sollte deshalb versucht werden, den Zusammenhang zwischen vermehrtem 
Staatsdirigismus auch auf internationaler Ebene und zunehmender InfiexibilitHt des Vorschriftenrah
mens stHrker zu berUcksichtigen. Die hieraus resultierende Schwierigkeit hinsichtlich der augenblick
lichen Konjunktursteuerung in der Bundesrepublik Deutschland ist letztlich auch eine Folge der Un
sicherheiten auf den RohstoffmHrkten und in der Rohstoffpolitik. 

Ubereinstimmung bestand in der Forderung nach verstHrkter Wettbewerbspolitik auf den WeltmHrkten 
sowie eine auf klaren marktwirtschaftlichen Positionen basierende bilaterale bzw. multilaterale Ver
handlungsfUhrung der Marktpartner • 

2. Die Frage, ab die Instabilitl:lt in der BRD auch durch prozyklisches Verhalten des Staates begUn
stigt wird, wurde von beiden Rednern verneint. Das zeige sich schon am Finanzierungsdefizit bei 
Bund und LHndern von ca. 4,2 % fUr das Jahr 1975. DemgegenUber bestehe bei den Gemeinden sehr
wohl eine MentalitHt zur Parallelpolitik. Aus diesem Grunde setzt das Bauprogramm der Bundesregie
rung auch hauptsl:lchlich bei den Gemeinden an. 

11 

Die Diskussion der Auswirkungen gesamtwirtschaftlicher InstabilitHt beschrHnkte sich auf die Gebiete 
Inflat.ion und Stagflation. 

1. Zu befUrchten sei, daß als Folge mangelnder FlexibilitHt der Preise nach unten aufgrund interna
tionaler Kartellbildung auf den Rohstoffml:lrkten und im gesamten Industriebereich, ferner durch das 
Subventionssystem im Agrarsektor, schon von einem relativ hohen Inflationssockel in den nHchsten 
Konjunkturaufschwung gegangen werde. Daher mUsse auch in Zukunft mit steigenden Inflationsraten 
gerechnet werden. 

2. Der Aussage, daß der Dienstleistungsbereich wegen geringer ProduktivitHtszuwl:lchse ein stHrkeres 
Absinken der Inflationsraten verhindern wUrde, konnte entgegengehalten werden, daß Untersuchungen 
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in den USA seit 1950 diese Auffassung nicht besttltigten, da"im Versicherungs-, Banken- und Trans
portgewerbe durchaus Rationalisierungsmöglichkeiten gegeben seien. 

'" 
1. Im Zusammenhang mit der Vermeidung bzw. Beseitigung von Instabilittlten konnte Ubereinstim
mvng darUber erzielt werden, daß die Instrumente der Fiskal pol itik als auch der Geldpolitik sich in 
der Praxis nicht sehr bewtlhrt htltten, wobei jedoch zu bedenken sei, daß die Monetaristen im Ge
gensatz zu den Fiskalisten noch gar keine direkte Möglichkeit besessen haben, sich in der Praxis zu 
beweisen. Der Grund sei darin zu sehen, daß die Ergebnisse ihrer mittel- und langfristig orientier
ten Politik in der Bundesrepublik fUr die letzten Jahre noch nicht in bewertbarer Form vorliegen. 

Wichtig erscheint aber, daß durch das Einfuhren flexibler Wechselkurse die Wirksamkeit der Geld
politik sichtbar verbessert wurde, andererseits dadurch aber auch die konjunkturpolitische Eigenver
antwortung der initIndischen öffentlichen Stellen stark angestiegen ist. Zu bedenken ist jedoch, daß 
flexible Wechselkurse allein noch keine Wachstumsgarantien geben, da sie die Nachfrage nicht di
rekt ankurbeln können. 

Die Frage, ob fiskalistische oder monetaristische Wirtschaftspolitik betrieben werden soll, muß als 
zweitrangig angesehen werden, solange man noch nicht genau weiß, ob die eine oder die andere 
Richtung politisch durchsetzbar ist bzw. wo die gUnstigste Kombination zwischen beiden liegt. 

2. Deutlich geworden ist in den letzten Jahren, daß gesamtwirtschaftliche I nstabiI ittlt durch eine 
nachfrageorientierte Konjunkturpolitik allein nicht zu beseitigen ist, da die KEYNESschen Annah
men des Bestehens von Geldillusionen in realiter weggefallen sind und die Inflationsraten in die 
Pltlne der Wirtschaftssubjekte antizipiert wurden. Flankierende verteilungs- und strukturpolitische 
Iv\aßnahmen könnten jedoch die Effizienzen der Fiskal- und Geldpolitik erheblich vergrößern. 

3. Die Wissenschaft sollte sich ferner angeregt sehen, durch eigensttlndige Aufkltlrungsarbeit Uber 
ökonomische GrundzusammenhHnge der Gesellschaft den allgemeinen wirtschaftlichen Erkenntnis
horizont sowohl im privaten als auch im öffentlichen Bereich zu erweitern. 

4. Als letztes Problem wurde die Möglichkeit einer Steuerung der globalen Investitionsquote durch 
Investitionslenkung angesprochen. Dabei muß erst einmal gefragt werden, ob die Investitionen Uber 
den Iv\arkt gelenkt werden oder von zentralen Lenkungsinstanzen als direkter Eingriff in die Unter
nehmerentscheidung erfolgen soll. Investitionslenkung uber den Markt hat sich in der Vergangenheit 
schon bewtlhrt und wird, verbunden mit Maßnahmen der Verteilungspolitik und einem Abbau allge
meiner Unsicherheiten in der Gesellschaft der westlichen Staaten durch bessere Transparenzmachung 
kUnftiger Entwicklungslinien Fehlallocationen in der Zukunft verringern. Es bestand unter den Red
nern jedoch weitgehend Einigkeit daruber, daß direkte Eingriffe in den Investitionsbereich der Unter
nehmer nicht wUnschenswert seien. 
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The agricultural markets have passed through aperiod of extreme instability since the beginning of 
this decade. It is true that the instability on national and international markets is not a new pheno
menon. However, it has become more violent and more widespread os far as the number of commo
dities and countries are concerned. In recent years, the markets of the most important commodities 
have evolved in a completely unexpected way, and have experienced very marked and rapid 
changes. 

1) The author assumes sole responsibility for the views expressed in this paper which do not 
necessarily correspond with those of the O.E.C.D. 
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Before going into 0 discussion of the causes and consequences of this instability, it may be useful to 
recall briefly some of the major examples which occurred in the last few years. 

1 • 1 Soya beans 

The first striking example was the so-called "soya bean crisis" which culminated in the summer of 
1973. The economic and political consequences of this crisis were very important and the public 
were aware of these difficulties. The crisis was due to various factors including, in porticular, a 
drop in fish meal production in Peru which was down from 2 to 0,9 million tons and purchases of 
soya beans by the U.S.S.R •• It must be stressed that this crisis occured in spite of arecord crop 
in the Uni ted States in the autumn of 1972. The consequences of this crisis are weil known : sky
rocketting prices, export controls introduced by the United States despite the traditional doctrine 
of this country in favour of free markets, acute difficulties for the livestock industries in importing 
countries, etc. This was one of the first occasions when the problem of security of supply arose. 
Up to that time, at least in the agricultural sector, the major problem which was discussed in inter
national political circles was the problem of market access. 

1.2 Cereals 

The developments which affected the world cereal economy have even more far-reaching conse
quences. The consequences of the instability are the most serious in this key sector, not only for 
the developed count ries but mainly for the developing countries. It may be recalled that the situa
tion in the late 60s was characterized by a relative oversupply (in relation to commercial demand), 
which led to the introduction of supply control in major producing countries in 1970/71 in order to 
reduce the amount of stocks, which was as high as 120 per cent of world trade in this year. These 
programmes were rather successful, in particular in the United States, Canada (LIFT programme), 
Australia and Japan (for rice) but further developments have shown that they have, in fact, been 
"over-successful". The situation changed completely in the 1972/73 season due to the very large 
purchases made by the U.S.S.R •• These purchases, which omounted to about 19 million tons of 
wheat (including some provisions for re-exports to Eastern Europe and other countries), were made 
in order to offset a drop in the 1972 wheat crop of about 13 million tons. Obviously, the U.S.S.R. 
had already suffered in the past from a significant and sudden drop in the cereals production. 
However, this was probably the first time that the U.S .S. R. tried to offset almost completely this 
decline in output in order to maintain 0 satisfactory level of nutrition within the country and, in 
porticular, to avoid cutting the size of the herd. Food policy had received a higher priority and 
particular attention had been given to the particulor needs of the livestock industry. 

The cereals market continued to remoin very strong in 1973/74. The volume of trade was very high 
because of significant imports by the U.S.S.R., Japan, and developing countries despite a very 
high level of production in most countries. The all-time record price for wheat was reached in 
Februory/March 1974 where the price on the Chicago market was higher than 6 dollars 0 bushel. 
At that time there was very serious concern about the risk of 0 lack of physical supply of cereals 
before the next crop of June/July 1974. The level of stocks was very low and the major exporters 
took some steps in order to make sure that home demand ond demand by the traditional importers 
could be met. At the end of the 1973/74 season the level of stocks was much below the level which 
could be considered os a minimum safety level. 

The World Food Conference took ploce in autumn 1974 in these difficult circumstances. The 
question of "world food security" was one of the key issues. Some immediate action was taken on 
the initiative of the Director General of F .A. O. to establish a certain degree of concertation 
between the major exporters and importers in order to make sure that the urgent needs of the deve
loping countries could be met in order to avoid wide-ranging starvation. Particular attention was 
also given to the problem of food aid, stressing the need to maintain a certain degree of stability 
in the level of quantities of food aid, therefore making it less dependent on price variations. At 
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the end of the 1974/75 season, some doubt arose about the risk of a new period of relative "over 
supply" : prices on the American market reached such a low level that the profitability of wheat 
production was questioned; fears were expressed that American farmers might be led to reduce their 
plantings. But these disappeared rapidly because the situation was completely changed by the un
expected purchases by the U.S.S.R. in July 1975. The cQnsequences of these purchases for the ex
porting countries and for the other importing countries are not very clear yet. In particular, the 
possibility to rebuild stocks, which would be urgently needed, may be very limited during the new 
season. 

1 .3 Livestock products 

Very serious and unexpected difficulties were also encountered in recent years in the meat sector. 
The scope of this paper is too limited to allow for in-depth analysis of the causes and consequences 
of these developments. The present situation of relative over-supply is due to the combination of 
various factors affecting both supply and demand. The major factor is probably the fact that, in the 
early 70s, producers had built up their herds in the expectation that prices would remain very high, 
or even continue to increase. As the same developments took place both in importing and exporting 
countries (E.E.C. and Australia are the most obvious examples), the difficulties became serious 
when all the production reached the market. Cyclical developments seem to play an increasing 
role in the beef economy, and the possjble co-ordination of national beef cycles at world level is 
likely to create new problems. 

Market instability is also a permanent feature in the fjeld of dairy products. The "butter mountain" 
was the major problem of European agriculture a few years ago. Now the E.E.C., as weil as some 
other countries, are faced with very high levels of stocks of skim milk powder, due to a reduction 
of use in animal feeding and to the new price relationship set up between butter and skim milk. 

Many other examples could have been given about other products which concern the agriculture of 
not only the temperate zone, but also of developing countries, such as sugar. But this would require 
further analysis and we will limit this introduction to the presentation of those few cases which have 
a particular significance for European agriculture. 

2 Major causes of instabili!y 

From a general point of view, two facts should be mentioned. The first one is the growing inter
dependence between countries. For example, much more attention is being given now to develop
ments in less developed countries than a few decades ago. The fluctuations which occur in the 
U.S.S.R. have a more direct impact on other countries than before. The second general cause is 
the growing interdependence between various agricultural commodities, which is most evident in 
the animal feed sector. Within this sector there is 0 weil known phenomenon of horizontal substi
tution between the various feeds, as weil as a "vertical" link between the various feeds and animal 
products. The livestock industry is much more dependent on cereals and other concentrates than it 
was two or three decades ago.: any development regarding the crop level has an immediate influence 
on the conditions of production and the profitability of the livestock industry. On the other hand 
the trends of supply and demand developments of livestock products have a decisive impact on the 
demand for feedingstuffs. 

2.1 Technical factors 

If we move to more specific causes of instabil ity, we should first consider the technical factors. 
The most obvious example of these factors is the climatic variations. Of course this is not a new 
feature. Nevertheless, it seems that this vulnerability to weather is increasing somewhat in a 
number of regions where marginal land is being brought into production, such as non-black soil 
in the U.S.S.R., or regions of North America and Australia. On the other hand, technical 
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developments, such as irrigation, may reduce this vulnerability. Without entering into a discussion 
of a possible basic and long-term change in the world dimatic conditions it does appear that, on 
balance, this vulnerability of agriculture to weather variations is not going to decrease significantly 
in the next few years. 

2. 2 Econom i c fa ctors 

A second group of factors which has a decisive influence on agricultural developments is the general 
economic factors. The behaviour of farmers and of the various firms of the "food system" is directly 
influenced by the general economic conditions. A few examples can be mentioned : - the increasing 
capitalisation of agriculture makes it more dependent on developments in the general capital 
markets; - the instability of the world monetary conditions influences the pattern of agricultural 
trade; - even in developed countries the demand for food, in particular for some expensive pro
ducts, is much more sensitive to general economic and income developments than a few years aga 
(and a small change in beef demand has an amplified effect on the cereals or soya beans sector); 
- in developing countries general economic developments exert a decisive influence on production, 
demand and trade of agricultural products. 

2.3 Political factors 

Political factors mayaiso be a cause of instability. This may be the case in Western developed 
countries although their policies are generally weil known and rather stable. On the other hand, 
political developments in other countries such as the U.S.S.R. are more difficult to foresee : the 
basic change in the general socio-economic policy of the U.S.S.R. was one of the major "de
stabilizing" factors of the world markets in the last five years. Furthermore, the degree of political 
priority which will be given in the future to food and agriculture by the policy-makers of the 
U.S.S.R. will influence the future situation of the world agricultural markets : the agricultural 
potential of the U.S.S.R. is significant and it is not absolutely certain that the U.S.S.R. will 
always be such a large importer. In the developing countries, the policy to be followed in relation 
to income distribution is a good example of political influences on the food situation: a policy of 
increased equalisation of income between the various groups of the population is likely to result in 
a strong increase in food demand due to the higher income elasticities in the low income group of 
the population. 

3 Conseguences of the instability 

The instability on world agricultural markets creates difficulties for all people involved with food 
and agriculture : producers and consumers, food industry and trade, importing and exporting 
countries etc. It is mainly reflected in very unstable prices on the world market and in variations 
in the level of stocks. At present, for some commodities such as cereals, the stock level is insuffi
cient whereas it is too high for some other commodities. The whole food sector is suffering from 
switches from relative shortages to relative oversupply. 

I 

3.1 Impact on producers and consumers 

The producers, (in particular in the countries where their situation is directly influenced by develop
ments on the world markets either as exporters - United States - or as importers - Japan) have diffi
culties in making production plans and, in particular, taking decisions about investments. These 
difficulties are particularly acute for productions which have a long cyde and require a high degres 
of investment such as beef production. They also exist for poultry or pigmeat producers, as weil as 
for the cereals producers who may have, in some countries, difficulties in taking the right planting 
decisions. 

The consumers have also been hit by changes in food prices although the share of consumer expendi-
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ture devoted to food is constantly decreasing in developed countries and although the share of agri
culture within the food prices themselves is also declining. The fluctuations in agricultural prices 
influence the general price developments and it is often argued that the general increase in agri
cultural prices contributes to an acceleration of the inflation process. At the present time there is 
a very lively debate in the United States on the possible influence of the rise of cereal prices on the 
general cost of living. In any case, the instability of food prices which has been quite noticeable in 
so me countries, in particular outside the Community, has made the task of economic management 
more difficult. 

3.2 Impact on developing countries 

The major consequences of the instability of world agricultural markets are feit by developing 
countries. Even in periods of relative shortages and very high prices the importing developed coun
tries are always able to purchase the food they need, although this may have some negative impact 
on their balance of payments. On the other hand, the developing countries face very serious diffi
culties when they cannot meet the conditions of the market. I t was calculated that, at the time of 
record price level for wheat in the first half of 1974, the increase in the import bill for cereals of 
the South Asian countries was about equal to the increase of their import bill for oil. Although 
these calculations are subject to discussion, the fact remains that the balance of payments and the 
general economic situation of some important developing countries is highly sensitive to develop
ments in the price of the basic foods which they may need to impart at certain times in sizable 
quantities. At the same time these price developments in prices had an impact on food aid : food 
aid being, in most cases, expressed in money terms and not in physical terms, the price increase 
reduced the volume of food aid at the very time when the need for it was higher than ever. 
Recently, in particular as a result of the World Food Conference, food aid has been expressed by 
many donor countries in quantitative terms. 

4 Possibilities to reduce market instabili!y" 

4.1 Information 

The first means which could be considered in order to reduce market instability is an improvement in 
the information system. Some efforts have been made, both at national and international level. 
Nevertheless the present situation remains unsatisfactory, in particular because of the absence of 
participation by some major countries such as the U.S.S.R. and China. The agreements concluded 
between the U.S.A. and the U.S.S.R. some time ago have not been fully successful as the U.S.A. 
were not sufficiently aware of the tremendous import needs of the U.S.S.R. this summer. The pro
vision of data as such is not sufficient : it is necessary to find ways and means to explore and inter
pret these data either bilaterally or multilaterally through exchange of views between experts. 

This exchange of information should mainly be directed to the short and medium-term developments. 
In the present situation of uncertainty and instability it seems rather hazardous to try to make long
term projections. It seems more urgent to concentrate on an in-depth analysis of possible develop
ments in the next two or three years in order to monitor the market developments. This "monitoring 
of markets" requires also a much better analytical knowledge of the basic mctors which may in
fluence supply and demand of agricultural commodities. For too long aperiod the analyses have 
mainly been of a mathematical nature, and have led to extrapolations of the paste It is difficul t 
in the present conditions to make a single set of forecasts, and it would seem useful to develop 
various "scenarios" based on different assumptions. This is a difficult but challenging task for the 
agricultural economists, which would also require a better co-ordination between the researchers 
and the pol icy-makers. 
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4.2 Stock policy 

At the policy level many possibilities are discussed and could be envisaged. Taking into account 
the nature of this paper, I shall limit myself to abrief mention of the most relevant means of sta
bilization only. Stock policy could playa major role in offsetting the variations in supply and 
demand for major commodities. To be effective, it should be concerted between the various Member 
countries, and ensure a proper balance between the interests of the importing and exporting coun
tries. Discussions are at present going on about the possibility of establishing co-ordinated stock 
policies for cereals in various fora such as F.A.O., the International Wheat Council, GATT etc. 
Some major issues sti 11 need to be solved : is the purpose of an international stock pol icy to set up 
areserve for emergency ca ses only, or is to become one instrument of an overall policy for market 
organisations? In the latter case, stock policy would have to be co-ordinatiod with trade and price 
policies. What would be the desirable level of the stock of cereals and how would it be managed? 
Is it sufficient to co-ordinate national stock pol icies as foreseen for the moment by the F.A. O. 
Undertaking on World Food Security, or is it necessary to go a step further, and to establish an 
international reserve which would be managed by an international body? Where should the stocks 
be located? Is it possible to increase the volume of stocks kept by importing countries, in particu
lar developing countries? 

Furthermore, every type of stock pol icy raises the problem of the measures which would be used in 
order to build up the stocks or to seil stocks on the world markets. A trigger mechanism has to be 
found which has to be based either on prices or on quantities. However difficult these technical 
problems are, they could probably be solved provided the necessary political will exists. It seems 
urgent now to try to rebuild stocks in an orderly way provided this is possible on the basis of the 
prevail ing market conditions. A few months ago it was hoped that the expected record crop level 
for cereals in the world could make it possible to rebuild stocks in various countries during the 
1975;76 season. After the U.S.S.R. purehases this possibility seems more difficult and we are faced 
with a dilemma: on the one hand the necessity to rebuild stocks in order to be in a position to 
offset possible crop shortages next year and on the other hand the effort to avoid further tension on 
the market, i .e. further price increases wh ich would make the situation more difficult for the im
porting countries, in particular the developing ones. 

4.3 Medium-terms contracts 

Another possibility which seems rather promising is the development of multi-annual contracts (three 
to five years) between major importing and exporting countries. Canada and Australia have already 
made use of this possibility for a number of years through the operations of their respective Wheat 
Boards, in particular for contracts with China. This instrument seems to be used much more often. 
The recent agreement concluded between the United States and the U.S.S.R. is the most important 
example. Japon and the United States have recently concluded a 3-year understanding on the pro
vision of certain quantities of cereals and soya beans. A few months ago Japan and Austral ia con
cluded a similar agreement about the provision of sugar. It is obvious that the medium-term contracts 
also raise some difficulties. First of all, they often do not contain provisions about prices. If the ' 
prices have to be renegotiated every year, the stabilizing value of this contract is, of course, more 
limited. These contracts may provide a useful basis for the producers in exporting countries os they 
give them a certain assurance about their outlets. On the other hand, they also give a certain 
security of supply for the consuming countries. Many problems may need to be studied further in this 
respect. For example, one can wonder whether there is not a certain risk that the port of the market 
which would remain outside the framework of these various medium-term contracts would become 
even more unstable and volatile as all the fluctuations of supply and demand would be concentrated 
on a smaller share of the world international market. These developments are too recent for giving 
definitive answers to these issues,but this is certainly a fjeld where some further efforts by both 
economists and pol icy-makers would be useful. 
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4.4 Management of wor/d markets 

A more general problem has to be mentioned before concluding this brief presentation - this is the 
problem of the organisation of world markets. Obviously this subject is too difficult to be dealt 
with in the framework of this short paper. The different theses are weil known. We should try to 
avoid a dogmatic approach and to work out so me formula in a pragmatic way which would be adapted 
to the situation of the various agricultural commodities. A "traditional" commodity agreement may 
be useful and workable for such basic commodities as cereals. For some other commodities more 
flexible instruments could be envisaged, such as a code of good behaviour by which importing and 
exporting countries would commit themselves to respect a certain discipline in their import and ex
port practices. In any case a better management of wor/d agricultural markets through a flexible 
system which could be adjusted both in relation to the commodities and also in the course of time 
is certainly needed. We can hope that the discussions which are at present taking place in various 
fora may lead to some improvement in this fjeld, in order to reduce the most negative effects of the 
instabil ity of the wor/d agricul tural markets. 
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Die in den zurUckliegenden Jahren an den Weltmörkten einiger wichtiger landwirtschaftlicher Pro
duktionsmittel deutlich gewordenen Ungleichgewichte kamen als solche zumindest im Falle einzel
ner Produktionsmittel nicht unerwartet. Die gegen Ende des Jahres 1973 eingetretenen spezifischen 
weltwirtschaftlichen Bedingungskonstellationen sorgten aber dafUr, daß auf verschiedenen Teilmärk
ten des Produktionsmittelbereichs Schwankungen eintraten, deren Intensität und deren nahezu syn
chroner Verlauf schi ießI ich doch uberraschten und die nun vielfältige Impulse dafUr I iefern, bei der 
Suche nach Instabil itötsursachen erweiterte Horizonte zu setzen. 

Die Voraussetzung dafUr, daß von der Krise im Produktionsmittelbereich recht weitgehende Denkan
stöße ausgehen konnten, I iegt in der rasch wachsenden Bedeutung industrieller Vorleistungen inner
halb der landwirtschaftlichen Produktionsverfahren beg rUndet. Die Funktionsföhigkeit der Mörkte fUr 
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landwirtschaftliche Produktionsmittel ist zu einer wesentlichen Voraussetzung für die weltweite Kon
tinuität der Agrarproduktion geworden. Offenbar hat es erst der zurückliegenden und zum Teil noch 
andauernden Instabil itätserscheinungen bedurft, um das Bewußtsein für diesen Zusammenhang zu 
schärfen. Als positives Element der krisen haften Vorgänge ist zu werten, daß sie in den Perspekti
ven zur Welternährung zuvor wenig beachtete Unsicherheitselemente zutage treten ließen. Die Ab
hängigkeit von den Weltmärkten für landwirtschaftliche Produktionsmittel muß sich nunmehr für 
viele Regionen im Hinblick auf die Sicherheit ihrer Nahrungsmittelversorgung als in ähnlicher Weise 
mit Risiken behaftet darstellen wie eine Abhängigkeit von den Weltmärkten für Agrarprodukte. Des 
weiteren sind die Gefahren sichtbar geworden, die kurz- und langfristig aus der Abhängigkeit mo
derner Agrartechnologien von ungleich verteilten fossilen Rohstoffen und industriellen Kapazitäten 
erwachsen. 

Als problematisch haben sich vor allem die Weltdüngermärkte erwiesen. Die Weltmarktpreise der 
S tickstoff- und Phosphatdüngemittel erreichten in der zweiten Hälfte 1974 ihren höchsten Stand. Es 
ist bemerkenswert, daß der seither eingetretene Abschwung durch ein Zurückbleiben der Entwick
lungsländernachfrage hinter den Erwartungen, vereinzelt auch durch kräftige Nachfrageeinbrüche, 
eingeleitet worden ist. Und zwar hat nicht, wie allgemein erwartet, die oft prekäre Devisenlage 
dieser Länder primär dazu geführt. Vielmehr kam es auf der landwirtschaftlichen Beschaffungsebene 
zu ausgeprägten Nachfragereaktionen, des weiteren zu Auflösungserscheinungen im distributiven Be
reich. Insbesondere kleine landwirtschaftliche Betriebe haben den Düngereinsatz eingeschränkt oder 
völl ig eingestell t. Da häufig auch die für die Versorgung dieser Abnehmer wichtigen kleinen Han
deisunternehmen infolge zu geringer Umsätze aus der Düngervermarktung ausgeschieden sind, stehen 
in diesen Fällen einem erneuten Verbrauchsanstieg selbst bei sich wieder normalisierenden Preisver
hältnissen infrastrukturelle Hindernisse im Wege. In einigen als Abnehmer am Weltmarkt wichtigen 
Entwicklungsländern war bereits zur Jahreswende das Bild von verstopften Absatzkanälen und verein
zelt sogar von dem somit technisch bedingten Unvermögen gekennzeichnet, eingegangene Abnahme
verpflichtungen zu erfüllen. Erst mehrere Monate, nachdem diese den Wandel der Marktlage auslö
senden Vorgänge deutlich geworden waren, wurde zusätzlich sichtbar, daß in verschiedenen Industrie
ländern der Mineraldüngereinsatz ebenfalls eingeschränkt wurde. Die letzteren Einschränkungen sind 
zwar nur regional begrenzt und in nennenswertem Maße auch nur bei Phosphatdüngern eingetreten. 
Dennoch waren sie im allgemeinen nicht erwartet worden und trafen auf eine in Reaktion auf das hohe 
Preisniveau kräftig expansive Produktion. Sie führten gemeinsam mit der verminderten Entwicklungs
ländernachfrage an den von spekulativen Elementen nicht freien Weltmärkten inzwischen zu deutl ich 
veränderten Preiserwartungen . 

Für die Pflanzenschutzmittelmärkte muß man im nachhinein feststellen, daß die im Vorjahr gehegten 
Befürchtungen zu negativ waren. Hier war es ja auch noch nicht zu Versorgungsengpässen gekom
men; vielmehr zeichneten sich solche, wie einige Zeit zuvor bei Düngemitteln, nur ab, und zwar 
in Gestalt einer hinter dem Verbrauch zurückbleibenden Produktion und sich leerende Läger. Die 
kurzfristige industrie Ile Produkti onsflexibil ität ist offensichtl ich unterschätzt worden. Die Preisbe
wegungen waren nicht annähernd so extrem wie bei Düngemitteln. Die augenbl ickl iche Marktsätti
gung scheint auch nicht mit einem ähnlichen Preisverfall einherzugehen. 

An den Weltmärkten für Treibstoffe und Energie im allgemeinen war die Anfälligkeit schon vor der 
in 1973 akut werdenden Ölkrise offenkundig gewesen. Sie ist auch bei heutigem Reservenhorizont 
mehr marktstrukturell und pol itisch als industriell-kapazitativ bedingt. 

In einem etwas anderen Lichte stehen die bei Futtereiweißen durchstandenen Marktschwankungen. 
Dort liegen der Erzeugung Rohstoffe regenerierbaren Charakters zugrunde. Diese sind zwar großen
teils landwirtschaftlicher Herkunft und stehen damit wieder in Beziehung zu den anfangs genannten 
Produktionsmitteln und zu den ihnen vorgelagerten fossilen Rohstoffen und Industrieanlagen. Aber 
hier ist eine weitere Transformationsebene, nämlich die landwirtschaftliche, zwischengeschaltet, so 
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daß der Zusammenhang mit den Schwierigkeiten im Bereich der bodenertragssteigernden Produktions
mittel zumindest kurzfristig einen weniger unmittelbaren Charakter hat. 

Die Mllrkte für Agrarmaschinen und sonstige Investitionsgüter blieben demgegenüber vergleichsweise 
ruhig. Verknappungen mit langen Lieferfristen und erheblichen Preiszuwllchsen machten sich zwar in 
den zurückl iegenden 1 - 2 Jahren auch dort bemerkbar. Aber diese waren durch den Nachfrageauf
schwung hervorgerufen worden, der sich aus den vor allem in Nordamerika günstigen agrarkonjunktu
rellen Perspektiven, ferner aus der gleichzeitig wel tweit günstigen Auftragslage im Nutzfahrzeugbe
reich ergab. Im übrigen ist hier die Nachfrage sehr viel elastischer. Kurzfristige Verknappungen 
können nicht so gravierende Einflüsse auf die Agrarproduktion nehmen wie im Falle der anfangs ge
nannten Produktionsmittel. Infolgedessen können auch psychologische Elemente als die Marktablllufe 
beeinflussende Argumente nicht soviel Raum einnehmen, wie es offensichtlich im Falle der zuvor ge
nannten Produktionsmittel der Fall war. 

Die krisenhaften Aspekte beschrllnkten sich somit im wesentlichen auf die Kategorie der "ertragsstei
gernden" bzw. "bodensparenden" Produktionsmittel. Sie stellten sich als vergleichsweise beunruhi
gend dar, wei I sie ihren bellngstigenden Charakter durch Vorgllnge auf der Rohstoffebene erhal ten 
hatten, die einer kurzfristig wirksamen Einflußnahme zumeist nicht zugänglich waren. Des weiteren 
hätten die modernen Agrartechnologien schon auf kurze Versorgungsstörungen zusammenbruchartig 
reagieren können. Schi ießI ich rückte die Krise ins Bewußtsein, daß in der Herstell ung einiger land
wirtschaftl icher Produktionsmittel einer Ressourcensubstitution langfristig nicht ausgewichen werden 
kann. 

Das Folgende bleibt ein Versuch, wesentliches des Erscheinungsbildes und die dahinter stehenden 
Bestimmungsgründe hervorzuheben. Wenn dabei die Weltmllrkte für Düngemittel hllufig im Mittel
punkt stehen, so deswegen, wei I die Marktunruhe dort sehr ausgeprllgt war, das Geschehen ver
gleichsweise durchsichtig ist und die zur Welternllhrungssicherung angestellten Perspektiven relativ 
we i tgehend betroffen werden. 

3.1 Labile Ausgangssituation 

Die krisenhaften Erscheinungen an den Produktionsmittelweltmllrkten kamen in einer Phase zum 
Durchbruch, in welcher verschiedene Teilmllrkte sich ohnehin schon in einer anflllligen Situation 
befunden hatten und auf llußere Anstöße empfindlich reagierten. Die Ursachen dieser ungünstigen 
Ausgangslage lassen sich auf den verschiedenen Teilmärkten in unterschiedlichem Maße zurückver
folgen. Recht deutlich werden sie bei den Stickstoffdüngern sichtbar, wo in den 60er Jahren zu hohe 
Verbrauchsvorausschlltzungen und produktionstechnische Durchbrüche eine mehrjllhrige Überkapazi
t1ltsphase mit gedrücktem Preisniveau verursachten, in welcher wiederum die industrielle Expansion 
hinter den sp1lteren Bedürfnissen zurückbl ieb. 

Auch bei Pflanzenschutzmitteln hatte der sprunghafte Verbrauchsanstieg in 1973/74, die gleichzei-
tig leicht rücklllufige Produktion und die damit verbundene Leerung der Lllger, ferner über den Kohlen
wasserstoffsektor hinausgehende Beeintrllchtigungen in der Rohstoffversorgung sowie die Notwendig
keit, rasch Ersatz für aufgrund ihrer Umweltschlldlichkeit verbotene Prllparate zu schaffen, zu Zwei
feln an den zukünftigen Möglichkeiten geführt, Erzeugung und Bedarf weltweit in Einklang zu brin
gen. 

Die Weltmllrkte für Erdöl und Ölderivate standen bereits vor dem Herbst 1973 unter dem Einfluß des 
Bewußtseins, daß den Förderlllndern in den vorangegangenen Jahren eine überragende Marktmacht 
zugewachsen war, die ein Preisdiktat und politisch motivierte Versorgungsunterbrechungen in den 
Bereich des Möglichen gerückt hatte. 
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3.2 KostenschUbe 

In der so charakterisierten, wenig stabilen Ausgangssituation wurde der landwirtschaftliche Produk
tionsmittelsektor von verschiedenen Uber das allgemeine inflatorische Geschehen weit hinausragen
den KostenschUben betroffen. Die PreissprUnge bei Kohlenwasserstoffen und Rohphosphaten galten 
von Anfang an in geringerem Maße als reversibel als die sonstiger Rohstoffe, so daß mit dauerhaften 
Folgen fUr Niveau und Struktur der landwirtschaftlichen Produktionsmittel preise zu rechnen war. 

Neben den Rohstoffpreisen sind in der zurucldiegenden Knappheitsphase auch die Preise neuer Her
stellungsanlagen in eine steile Aufwärtsbewegung geraten. Der Markt fUr diese spezifischen Investi
tionsgUter bleibt generell schwer einsehbar . Dennoch zugängl iche sporadische Informationen zeigen, 
daß dieser Bereich auf die Investitionszyklen der Produktionsmittelhersteller mit kräftigen Preisaus
schlägen reagiert. Es handelt sich hier um einen engen Markt. Die Technologie und AusrUstung an
bietenden Firmen sind zudem oft zusätzl ich in anderen z. Zt. gleichfalls prosperierenden Branchen 
tätig, z.B. als HerstelierfUrenergietechnischeAnlagen (vgl. z.B. F. KAHNERT, 1974, S. 9ff.). 

Ein weiterer krisenbegleitender Kostenschub ergab sich aus der Entwicklung der Frachtraten. Der Ver
lauf des zurUckliegenden Frachtratenzyklus wurde vor allem deshalb bedenklich, weil sein Höhepunkt 
zeitlich mit dem Bruch in der Entwicklung der Kohlenwasserstoff- und Rohphosphatpreise und mit dem 
Akutwerden der weltweiten Verknappung von DUngemitteln zusammentraf. Es kam dadurch zu einer 
zusätzlichen Benachteiligung der rohstoffernen Produktionsmittel industrien und insbesondere solcher 
Länder, die Uber weite Distanzen mit Fertigprodukten versorgt werden mußten, also vor allem der 
Entw ick I ungsl änder. 

3.3 Unterschiedliche Oberwölzung 

Die fUr den Produktionsmittelsektor aufgefUhrten Veränderungen der Kostenpreise korrespondieren 
zwar an den Inlandsmärkten wichtiger Herstellerländer weitgehend mit den auf der landwirtschaft
lichen Beschaffungsebene eingetretenen Preisanhebungen. An den Weltmärkten, und das gilt vor 
allem fUr DUngemittel, ist diese an den Produktionskoeffizienten ausgerichtete Oberwälzung in der 
Regel jedoch nicht erkennbar. 

Offensichtlich hat am Beginn der Produktionsmittel krise ein sich erneut ausbreitender "neomalthu
sianischer" Pessimismus (A. WEBER, 1974, S. 9 f.) eine gewisse Rolle gespielt. Denn gerade in einer 
Phase, in der sich die Welternährungslage wieder verschlechterte, wurde auch das Vertrauen in die 
Fähigkeit der Produktionsmittel bereitstellenden Industrien getrubt, den aufgetretenen Verknappungs
erscheinungen oder auch nur den mögl ich gewordenen Engf'Össen mit einer raschen Angebotsauswei
tung entgegentreten zu können. Letztere Bedenken grUndeten sich im wesentl ichen auf die in der 
Rohstoffversorgung zutage getretenen Unwägbarkeiten. Sie wurden bestärkt durch die Folgen, die 
sich gleichzeitig aus Naturereignissen (in der Futtereiweißproduktion Sudamerikas), Umweltschutz
zwängen (in der StickstoffdUngerproduktion Japans, im Rohphosphatabbau der USA, in der Pflanzen
schutzmitteianwendung), institutionellen bzw. logistischen Schwerfäll igkeiten (KalidUnger- und 
Schwefel produktion bzw. -transport in Kanada) und auch infolge produktionstechnischer Schwierig-· 
keiten (mehrere ProduktionszusammenbrUche im StickstoffdUngersektor), also aus kaum beeinflußba
ren Ursachen in verschiedenen fUr das Weltmarktgleichgewicht wichtigen Löndern ergaben. In Teil
bereichen der Märkte haben auch, oder infolgedessen, spekulative Elemente eine die Preisausschlöge 
verstärkende Rolle gespielt. - Wesentlich ist weiterhin, daß die Preisbildung an den Weltmärkten, 
im Gegensatz zu vielen nationalen Märkten, frei von Eingriffen Ubergeordneter Instanzen erfolgen 
kann. Außerdem haben BeweggrUnde des Wohlverhaltens gegenUber den Marktpartnern nicht das Ge
wicht wie an manchen Inlandsmärkten . 

~_ Strukturelle Eigenarten des Vorleistu~bereichs - Einige grundsätzl iche Bemerkungen 

Wollte man sich mit dieser Aufzählung der in den vergangenen 2 Jahren in den Vordergrund getrete
nen Erscheinungen und einiger häufig diskutierter, mehr vordergrUndiger und vor allem infolge beson-
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derer Konstellationen wirksam gewordener Ursachen zufrieden geben, so könnte der Eindruck ent
stehen, die Marktungleichgewichte seien in diesem Ausmaß nur durch vorwiegend kurzfristig gültige 
Bedingungen ermöglicht worden, als hätte es sich um eine inzwischen weitgehend überwundene Er
scheinung gehandelt, deren zufälliger Charakter und deren Einmaligkeit weitergehende Gedanken 
erübrigen. Es scheint darum notwendig zu sein, einige in den bisherigen Erklärungs- und Prognose
versuchen wenig beachtete, aber grundsätzl iche und langfristig gültige Charakteristika der Produk
tionsmittelweltmärkte hervorzuheben und so das Ausmaß der Instabilität als ein über die temporären 
Erscheinungen hinausgehendes Problem zu beleuchten. 

4.1 Zur Preisbildung bei erschöpfbaren Rohstoffen 

Zunächst seien die Folgen angesprochen, die sich aus dem engen Zusammenhang zwischen einigen 
für die modernen Agrartechnologien essentiellen Produktionsmitteln und Rohstoffen fossiler Natur 
ergeben können. Denn im Falle der auf Kohlenwasserstoffbasis erzeugten Produktionsmittel hat das 
Preisbildungsargument "Erschöpfbarkeit des Rohstoffes" inzwischen ein unübersehbares, wenn auch 
insgesamt gesehen häufig noch von anderen Argumenten überdecktes Gewicht erlangt. Das gilt mit 
globaler Bedeutung vor allem für Stickstoffdünger, weil dort die Möglichkeiten einer wirtschaftlich 
vertretbaren Ressourcensubstitution auch bei heutigen Preisrelationen vergleichsweise gering sind, 
ferner natürlich für Treibstoffe und Energie im allgemeinen sowie in geringerem Maße für fast alle 
sonstigen Produktionsmittel. Auch am Weltmarkt für Rohphosphate ist dieses Preisbildungsargument 
punktuell zu erkennen; auf das Gesamtbild wirkt es sich allerdings nur geringfügig aus und wird 
durch andere Zusammenhänge völl ig überdeckt; allein schon, weil dort die globalen Reservenhori
zonte sehr viel weiter sind. 

Die dann, wenn sich die baldige Erschöpfung der ausbeutbaren Lagerstätten eines Rohstoffes abzeich
net, im Anbietergebaren in den Vordergrund tretenden Verhaltensmuster werden in einer z. T. sehr 
gründlichen, bislang wenig zahlreichen, z.Zt. natürlich wachsenden Literatur beschrieben. Sie zei
gen gewisse Ähnlichkeiten mit den Verhaltensweisen, die auch an der Bildung von Börsenkursen mit
wirken. Sie sollen hier nur skizziert werden, und zwar lediglich mit Blickrichtung auf die von ihnen 
bewirkte Instabilität des Marktes und nicht mit Blick auf die sich tatsächlich einstellenden Preis-
und Mengenniveaus; allerdings unter der Prämisse, daß die Bereitstellungskosten kein wesentliches 
Preisbildungsargument mehr darstellen. 

Der wohl zuerst von HOTELLI NG in den Vordergrund gestellte Grundgedanke ist folgender 
(H. HOTELLlNG, 1931, S. 137 ff. - R.L. GORDON, 1967, S. 174 ff. - R.M. SOLOW, 1974, 
S. 2 f. - H.J. SCHÜRMANN, 1975, S. 67 f.): Wenn die Eigner in absehbarer Zeit erschöpfbarer 
Ressourcen nach ökonomischem Kalkül darüber entscheiden, wann sie ihre Bodenschätze abbauen 
und am Weltmarkt anbieten, treffen sie ihren Entschluß im Wege des Vergleichs zwischen 'dem 
augenbl ickl ich je Mengeneinheit erzielbaren Nettoerlös p und dem Gegenwartswert zukünftig an
bietbarer Rohstoffmengen. Letzterer ergibt sich aus der Diskontierung der für spätere Zeitabschnitte 
je Mengeneinheit erwarteten Erlöse mit Hilfe der in AI ternativanlagen erwarteten Rendite r. Die 
Wirklichkeit könnte aussehen wie in Schaubild 1 dargestellt dp 

dt 
(W =-): 

p p 

Wenn der Gegenwartswert zukünftiger Nettoerlöse je Mengeneinheit höher veranschlagt wird als 
der je Mengeneinheit sofort erzielbare, bleibt der Rohstoff unausgebeutet. Im entgegengesetzten 
Fall ist ein Rohstoffeigner an einem möglichst raschen Abbau interessiert, da sich ihm z.B. an den 
internationalen Kapitalmärkten günstigere Anlagealternativen bieten. Aber selbst dann, wenn die 
Nettoerlösanstiegserwartungen und die Alternativrenditeerwartungen übereinstimmen, ist die von 
dem Rohstoffeigner an den Markt gebrachte Menge nicht fixiert. Es besteht für das individuelle 
mengenmäßige Angebot ein Indifferenzbereich, dessen Grenzen z. B. im realen Fall einzelner ÖI
förderländer von den jeweiligen Deviseneinnahmebedürfnissen als Minimum und von den technischen 
Kapazitäten als Maximum gesetzt werden. Solange mehrere Anbieter am Markt auftreten und nicht 
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Schaubild 1: 

Zum Angebotsverhalten bei erschöpfbaren Rohstoffen 
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abgestimmt handeln, besteht die Wahrscheinl ichkeit, daß das aggregierte Angebot über die gegebe
ne Preis-Absatzfunktion zu einem Preisniveau führt, das die Erwartung "Rohstofferlöszuwachsraten 
gleich Alternativrendite", sofern sie bestehen sollte, zerstört. Ein mögliches Gleichgewicht wäre 
labiler Natur. Diese Aussage scheint auch für den Fall der Ölländer als Ganzes zuzutreffen, obwohl 
sich dort von Land zu Land sehr unterschiedliche Devisenbedürfnisse, Alternativrenditen, Förder
und Transportkostenverläufe sowie technische Produktionsmaxima und Erschöpfungshorizonte vorfin
den. 

Man muß darum davon ausgehen, daß eine Marktstabil isierung nur dann wahrscheini ich ist, wenn die 
Eigner dieser in absehbarer Zeit erschöpfbaren Ressourcen ein Kollektivmonopol bilden, Förderquo
ten verteilen (was im realen Fall des Ölmarktes nicht geschehen ist) und zutreffende Vorstellungen 
vom Verlauf der Gesamtnachfragekurve haben. Die Kartellführung mUßte durch ihre Preis- und Men
genpolitik entscheidend dazu beitragen, daß die Erwartung "Ressourcenwertzuwachsraten gleich AI
ternativrendite" erhalten bleibt. Würde der Quotient Wp/r den Wert Eins überschreiten, so wüchse 
die Neigung einzel ner Kartellmitgl ieder, ihre Förderquote zu senken. Eine Austrocknung des Mark
tes auf unrealistischem Preisniveau mit auch für die Rohstoffländer negativen Auswirkungen wäre die 
Folge. Würde der Quot.i.ent Wp/r den Wert Eins nachhaltig unterschreiten, so wüchse die Neigung 
zum möglichst raschen Uberwechseln in alternative Anlageformen. Einzelne Kartellmitglieder wür
den sich bald nicht mehr an die getroffenen Absprachen halten und die ihnen zugebilligte Förder
quote überschreiten. Die daraus entstehende Preiserosion würde immer neue Mitglieder dazu veran
lassen, aus dem Kartell auszuscheren; mit der Folge eines sich beschleunigenden Preiszusammen
bruchs. - Hier findet die Argumentation, die HOTELLING und die ihm folgenden Autoren für den 
Fall des Angebotsmonopols entwickelten, im übrigen eine Modifikation. Denn man kann an den an
gesprochenen Rohstoffmärkten zwar monopol istische Gegebenheiten erbl icken, andererseits aber 
nicht Blöcke von einer Festigkeit vorfinden, die auch unter Preiserwartungen Bestand haben, die 
von dem genannten theoretischen Spezialfall abweichen. Im Falle eines wirklich stabilen Angebots
monopols wäre letzteres nämlich möglich, d.h. die Nettoerlöszuwachsraten könnten höher liegen 
als die Alternativrenditen, wenn der Ressourceneigner eine Maximierung des Gegenwartswerts seiner 
Bestände ins Auge faßt. 

Aber auch dann, wenn es in der geschilderten Weise einem Anbieterkartell gelingen sollte, über 
einen längeren Zeitraum hinweg für eine Aufeinanderfolge von Gleichgewichten mit jeweils höhe
rem Preisniveau zu sorgen, besteht unter längerfristigem Aspekt wieder Instabilitätsgefahr. Denn 
aufgrund der längerfristig eben doch nicht gegebenen Voraussehbarkeit technologischer Entwicklun
gen und ihrer infolgedessen unzureichenden Antizipation in der Preisniveaugestaltung seitens der 
Rohstoffanbieter besteht die Wahrscheinlichkeit, daß Ersatzressourcen und Ersatzverfahren ("back
stop technologies") wettbewerbsfähig werden, bevor die ursprünglich genutzten Ressourcen erschöpft 
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sind. Die Wertentwicklung der letzteren kann sich dann nicht wie zuvor fortsetzen. Die Marktsitua
tion wird damit wieder instabil. Es kann dazu kommen, daß die Eigner der bisher genutzten Ressour
cen aus dem Kartell ausscheiden, verstärkt alternative Kapitalanlagemöglichkeiten wahrzunehmen 
versuchen, ihr Rohstoffangebot erhöhen, einen Preisverfall dabei hinnehmen, ihre Reserven erschöp
fen und während dieser Zeitspanne Anreize zur Fortentwicklung von Alternativtechnologien unter
drUcken sowie die Anwendung schon arbeitsfähiger Alternativverfahren behindern. Es bestUnde dann 
die Gefahr einer Ressourcen- oder TechnologielUcke. Unter diesen Gesichtspunkten erscheint es als 
zwingend notwendig, Alternativtechnologien durch Festlegung von Mindestpreisen fUr alte, auslau
fende Ressourcen langfristig zu schUtzen. 

4.2 Zur Preiselastizität von Angebot und Nachfrage auf den vorgelagerten Marktebenen 

Eine weitere Besonderheit des Preisbildungsmechanismus ergibt sich aus dem Aufeinandertreffen von 
produktionstechnisch wenig flexiblen und spezifisch ausgelegten Wirtschaftsbereichen. Chemische 
Industrie, Maschinenbau und Energiewirtschaft nehmen in der "technologischen Hierarchie" einen 
relativ hohen Rang ein, d. h. die Produktionsprozesse dieser Sektoren sind kapital intensiv, for
schungsintensiv, erfordern den Einsatz qualitativ hochstehender Arbeitskraft und weisen einen ver
gleichsweise hohen Grad an Limitational ität auf (vgl. z. B. G. C. HUF BAUER, 1966, S. 68 u. 110). 
Beschränkt man sich auf das vor allem interessierende Beispiel der Kohlenwasserstoffe, so handelt es 
sich dabei um einen Rohstoff von so weitgehender Limitationalität, daß dessen Ersatz nur durch das 
Auswechseln ganzer Verfahrensfolgen mit u.U. Uber den industriellen Bereich hinausreichenden Aus
wirkungen möglich ist. Wird der Maschinen- und sonstige Anlagenbau ausgenommen, so handelt es 
sich des weiteren um Industrien, die auf der landwirtschaftlichen Beschaffungsebene eine relativ 
schwankungsarme, an den Weltmärkten in der Regel expansive, mengenmäßige Nachfrage nach land
wirtschaftlichen Produktionsmitteln erwarten können. Daraus läßt sich folgern, daß die Rohstoffnach
frage der hier angesprochenen Produktionsmittel industrien vergleichsweise preisunelastisch ist. Aller
dings wird dieses Instabilitätsargument im Falle der hier im Vordergrund stehenden Rohstoffe gemil
dert durch das offenbar viel preiselastischere Verhai ten anderer Rohstoffnachfrager sowie durch die 
spezifischen, durch das Zusammentreffen von Rohstofferschöpfbarkeit und monopolistischer Angebots
struktur gekennzeichneten Gegebenheiten dieser Märkte. 

Auf der landwirtschaftlichen Beschaffungsebene kommt das an dieser Stelle angesprochene Instabili
tätsargument jedoch zum Tragen. In wichtigen Teilbereichen der Produktionsmittel herstellenden Bran
chen gab es zu Beginn der Weltmarktverengungen, also etwa in 1973, neben geringen Lagerbeständen 
auch ausgelastete Kapazitilten. Infolge der in der Regel mehrjährigen Planungs-, I nstallations- und 
Anlaufzeiträume können expansive Kapazitiltsanpassungen hilufig nur in längeren Zeiträumen vorge
nommen werden. Das Angebot z. B. an StickstoffdUngern war kurzfristig relativ preisunelastisch, 
oder, was wesentlicher ist, es erschien den Marktbeteiligten als unelastisch. 

FUr die Instabilitilt auf dieser Marktebene von größerer Bedeutung, und aufgrund des besseren statisti
schen Einblickes auch eher quantifizierbar, ist wahrscheinlich das wenig preiselastische Nachfrage
verhalten. Denn die Agrarsektoren der industrialisierten Länder ebenso wie Teile der Agrarsektoren 
von Entwicklungsländern bedienen sich heute gleichfalls hochentwickelter, eben "industrieller"; 
Produktionsmethoden mit geringer Substitutionalität. Die schon dadurch bedingte geringe Preiselasti
zitilt der Produktionsmittelnachfrage wird noch unterstrichen durch die Reaktionsmechanismen, die 
infolge von Allokationslags bei sich wandelnden Faktorpreisrelationen auftreten können. Erfahrungs
gemäß folgt die Faktorsubstitution der Faktorpreisrelationenentwicklung mit z. T. erhebl icher Verzö
gerung. Bei den relativ billiger werdenden Produktionsmitteln, das waren bis zum Preisbruch in 1974 
die rohstoffnahen Produktionsmittel, Uberstiegen somit die Wertgrenzprodukte in der Regel die Fak
torpreise. Auch daraus lilßt sich, das kann man anhand der tatsächlichen Abläufe in vielen Ländern 
untermauern, eine geringe Einsatzreagibilität fUr den Fall ableiten, daß die Preise dieser Faktoren 
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im Vergleich zu anderen wieder steigen 1). - Unabhängig von diesen Zusammenhängen kam es in 
solchen Regionen, deren Agrarmärkte nicht vom Weltmarkt abgeschirmt sind, sogar noch zu "quasi
inversen" Reaklionen, weil sich infolge von Anbauflächenausdehnungen die Produktionsmittelnach
frage trotz verschlechterter Produkt-Faktorpreisrelationen steigerte. 

FUr die meisten Entwicklungsländer muß man demgegenUber von einer merklich gräßeren Preiselasti
zität der Produktionsmittelnachfrage ausgehen. Dieses ist eine im vergangenen Jahr im Düngerbe
reich unerwartet gemachte Erfahrung. Denn es war anzunehmen gewesen, daß dort, wo das Ernäh
rungsniveau kaum noch unterschritten werden kann, die Produktionsmittelnachfrage wenig flexibel 
sein wUrde. Die Ursachen der nun sichtbar gewordenen Reaktionen sind vielfältig: Zunächst dürfte, 
auf die agrarsektorale Gesamtsituation abgestell t, in Entwicklungsländern noch eine erhebl iche Sub
stitutionalität der landwirtschaftlichen Produktion bestehen 2). Das ist gleichbedeutend mit einer 
hohen Preiselastizität der Nachfrage nach einzelnen Produktionsmitteln (vgl. hierzu den Hinweis bei 
H.B.CHENERY, 1975, S. 314 f.). Im zurückliegenden Preishoch wurde zusätzlich deutlich, daß Liqui
ditätsmangel zu der heftigen Nachfragereaktion beitrug. Zumeist wurde die Bereitstellung von Be
triebsmittelkrediten dem gestiegenen Preisniveau nicht in ausreichendem Maße angepaßt. Zudem sind 
in vielen Entwicklungsländern die Preisrelationen zwischen Produktionsmitteln und Agrarprodukten 
infolge staatl icher Eingriffe ohnehin ungUnstig. 

5 Entwickl~änder als Hauptbetroffene und Mitverursacher der Marktschwanku~n 

5.1 Schwieriger Transfer von Technologien zur Produktionsmittelherstellung 

Die im vorangehenden Abschnitt entwickelte Deutung eines Teils der zurUckliegenden Marktabläufe 
führt zu dem Schluß, daß die Entwicklungsländer aufgrund ihrer preiselastischen Nachfrage zwar zu 
einer Preisstabilisierung beigetragen haben. Andererseits blieb in den Entwicklungsländern der Pro
duktionsmitteleinsatz aber erheblich hinter den Erwartungen zurück; in vielen Fällen kam es sogar zu 
Rückschlägen, die manchmal infolge der erwähnten infrastrukturellen Schwierigkeiten dauerhaften 
Charakter haben. Da bei einer agrartechnologischen Fortentwicklung auf den von den Industrielän
dern vorgezeichneten Bahnen die Ernährungssicherheit durch eine schwankende Produktionsmittelver
fUgbarkeit zunehmend gefährdet wUrde, hat das Bestreben vieler Entwicklungsländer weiteren Auf
trieb erhalten, sich aus der Weltmarktabhängigkeit zu läsen und den Ausbau eigener Produktions
mittel-Industrien voranzutreiben (USDA (28), 1974, S. 60 ff.). Allerdings stimmen die Erfahrungen 
der Vergangenheit bedenklich. Vor allem die Chemische Industrie scheint als Ansatzpunkt einer Im
portsubstitutionspolitik wenig geeignet zu sein. Ihre Technologien setzen dem Transfer in die Ent
wickl ungsländer offensichtl iche Schwierigkeiten entgegen (vgl. hierzu ergänzend W. SCHEPER, 
1974, S. 94). - Für Teilbereiche des Agrarmosch inenbaues gi It zwar ähnl iches; jedoch konnten hier 
eher die Mäglichkeiten einer internationalen Arbeitsteilung ausgeschäpft werden. Kompliziertere 
Bauteile werden häufig in den Industrieländern hergestellt. Die Endfertigung wird dann unter Zu
hilfenahme eines möglichst großen Anteils inländischer Bauteile in den Entwicklungsländern vorge
nommen. - So waren die gegen Ende der 60er und zu Beginn der 70er Jahre in den Entwicklungslän
dern im Bau befindl ichen DUngerproduktionsanlagen häufig Anlaß fUr zu hohe Produktionsvoraus
schätzungen, welche ihrerseits wiederum falsche Annahmen zu Aufnahmefähigkeit der Weltmärkte 
bedingten und so die späteren Engpässe mitverursachten. Daraus ist mittlerweile eine gewisse Skepsis 
auch gegenüber den heute für die Entwicklungsländer vorausberechneten Produktionszahlen erwachsen. 

1) In industrialisierten Ländern scheint dieses Argument eine größere Rolle zu spielen als in Entwick
lungsländern, was auf dem in ersteren mehr limitationoien Charakter der landwirtschaftlichen Pro
duktionsprozesse und den infolgedessen stärker geneigten Grenzertragskurven (größeres Preisanpas
sungspotential im Falle gleicher mengenmäßiger Abweichung vom Einsatzoptimum) beruhen könnte. 

2) Substitutionalität ist hier in einem weitgefaßten, die Verfahrenssubstitution einschließenden Sinne 
zu verstehen. So hat die Düngerkrise in vielen Fällen offenbar zur Wiederabkehr von den neuen 
Hochertragssorten zugunsten herkömml icher Varietäten geführt. 
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Aus den Mißerfolgen, die einige U:inder in der DUngerproduktion in den vergangenen Jahren zu ver
zeichnen hatten, wird ein wichtiges Dilemma der z. Zt. gUltigen Strategien zur landwirtschaftlichen 
Entwicklung in der Dritten Welt sichtbar: Die zur MineraldUngerherstellung notwendigen Technolo
gien können zwar aus den industrialisierten Ltlndern Ubernommen werden, sie sind infolge ihrer spezi
fischen FaktoransprUche aber weder zur Auslösung eines industriellen take-off sonderl ich geeignet 
(S. HIRSCH, 1974, S. 560), noch scheinen sie die DUngemitteiversorgung der Entwicklungsltlnder 
sicherstellen zu können 1). Dort, wo die Anlagen zufriedenstellend arbeiten, nimmt die Abhtlngig
keit von den Produktionsmittel-Weltmtlrkten zwar ab, aber es verbleiben neue Abhtlngigkeiten in 
den Bereichen Rohstoffbeschaffung, Anlagen- und Ersatzteilbeschaffung, technisches know-how, 
Management u.a. (E. MANSFIELD, 1975, S. 374). Diese neuen und möglicherweise zwingenderen 
Abhtlngigkeiten werden auch heute nicht immer in ihrem vollen Ausmaß gesehen. Das zeigt sich 
z. B. an der in Einzelftlilen negativen Reaktion von Entwicklungsltlnderregierungen auf die auf in
ternationaler Ebene ins Auge gefaßten Pltlne, Beratungs- und Hilfsdienste zur Überwindung produk
tionstechnischer und organisatorischer Probleme zu formieren. So gibt es bereits Stimmen, die in dem 
Bestreben der Entwicklungsländer, auf der Grundlage von ihrer jeweiligen Faktorausstattung wenig 
adtlquaten Produktionstechniken ihren MineraldUngerbedarf selbst zu decken, die Wurzel fUr neue 
Marktungleichgewichte und sogar fUr neue Erntlhrungsengpässe sehen (G. ALLEN, 1975, S. 23). -
Es liegt naturl ich nahe, den Ursprung derartiger Argumente im Lager der am Wel tmarkt etabl ierten 
DUngerproduzenten zu vermuten. Zahlreiche stUtzende Beispiele lassen sich dennoch nicht in Ab
rede stellen. Es bleibt in diesem Zusammenhang erwähnenswert, daß die Volksrepublik China ihre 
im Vergleich zu anderen Entwicklungsltlndern offenbar großen Fortschritte in der Stickstoffdünger
herstellung erst erzielen konnte, nachdem es gelungen war, der inltlndischen Faktorausstattung mehr 
gerecht werdende Produktionsanlagen zu entwickeln und in Betrieb zu nehmen. Die vielfach kommen
tierten Ktlufe von großen DUngerproduktionsanlagen in westlichen Industrieltlndern dienen der Bewäl
tigung akuter Engpässe. Sie werden das Kapazittltswachstum in den ntlchsten Jahren zwar beschleu
nigen, scheinen innerhalb des langfristigen Planungsvolumens jedoch keine überragende Rolle zu 
spielen (L.T.C. KUO, 1972, S. 104 f. - T.G. RAWSKI, 1975, S. 386 u. 388). 

5.2 Zur Abhtlngigkeit der Entwicklungsltlnder von den Weltmtlrkten 

Die Versorgung der Entwicklungsltlnder Uber die Weltmärkte beinhaltet somit auch pasitive Aspekte. 
Eine partielle außenwirtschaftliche Isolierung, welche mit der Installation eines faktorausstattungs
adtlquaten Produktionsapparates dnhergehen müßte, und in den aktuellen Ftlilen in der Regel auch 
einhergeht, würde vermutlich zur Preisgabe von Kostenvorteilen führen, die die industrialisierten 
Ltlnder in weiten Bereichen der Produktionsmittelherstellung zu haben scheinen und die im Wege des 
Handels auch den Entwicklungsltlndern zugute kommen können. - Es bleibt als Argument die Anfäl
ligkeit der Weltmärkte. 
Obgleich die jüngste, von der Weltbank unter Mitwirkung von FAO und UNIDO erstellte Prognose 
zu den Düngermärkten, abweichend von verschiedenen früheren Voraussagen, für den Beginn des 
nächsten Jahrzehnts eine ihrem Bedarf weitgehend angegl ichene Stickstoffdüngerproduktion der Ent
wicklungsländergruppe für möglich hält, bleibt die Stabilisierung der Weltmärkte eine zur Lösung 
anstehende Aufgabe. Denn einerseits nähren die erwähnten früheren Mißerfolge eine gewisse Skep
sis. Andererseits werden gerade die ärmsten Entwicklungsländer infolge ihres geringen Industrialisie
rungsvermögens und ihrer oft auch unter langfristigem Aspekt engen Inlandsmärkte weiterhin von den 
internationalen Märkten abhängig bleiben. Bei den sonstigen DUngerarten und Produktionsmittelgrup
pen ist die Aussicht auf gravierende Marktstrukturwandlungen ohnehin sehr viel geringer. 

1) Die Kapazitätsauslastung blieb htlufig hinter den Erwartungen zurUck. Es traten Produktionsstö
rungen mit langwierigen Reparaturen auf. Infrastrukturelle Mängel behinderten und verteuerten 
die Rohstoff- und Ersatzteilzufuhr • Zudem erwies sich der Bau von Produktionsanlagen in Entwick
lungsltlndern oft als erheblich teurer als in Industrieltlndern. Die klimatischen Bedingungen er
fordern eine intensivere Wartung der Anlagen. 
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Seit der im Juni 1975 in der FAO-Düngemittelkommission vorgenommenen Bestandsaufnahme ergeben 
sich dazu auch einige positive Aspekte. So scheint in größerem Maße als zuvor die Notwendigkeit 
erkannt worden zu sein, die statistische Durchdringung des Marktgeschehens zu intensivieren. Auf 
gleicher Ebene liegt die Absicht, zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten in fundierteren Prognosen 
zu erfassen und dabei zu einer Zusammenarbeit wenigstens zwischen den UN-Organisationen FAO 
und UNIDO sowie der Weltbank zu gelangen. In der Vergangenheit hatten die unterschiedl ichen 
Zukunftsbeurteilungen dieser Institutionen, zu denen dann noch weitere, z. B. seitens der Tennesee 
Valley Authority (TVA) und der British Sulfur Corporation (BSC) traten, im Düngerbereich viel Ver
wirrung gestiftet (G. ALLEN, 1974). Bemerkenswert ist auch die günstige Beurteilung, welche das 
vor Jahresfrist auf dem Höhepunkt der Düngerkrise gegründete FAO-International Fertilizer Supply 
Scheme (IFS) im allgemeinen erfahren hat. Die wesentlichen Aufgaben von IFS bestanden in der lön
derweisen Bedarfsermittlung sowie in der finanziellen und organisatorischen Unterstutzung bei der 
Abwicklung von Hilfslieferungen. Obwohl die Düngerhilfe großenteils bilateral erfolgt, ist es IFS 
zuzuschreiben, wenn in einer Reihe von Löndern vor allem die devisenpolitisch bedingten Hemmnisse 
in der Düngereinfuhr gemildert wurden. 

In der zur Marktstabilisierung auf dem Düngersektor seit langem geführten Diskussion taucht immer 
wieder der Gedanke an ein weltweites Düngemittelabkommen auf, das sich am Vorbild von Rohstoff
abkommen zu orientieren hötte. Zwar bleiben die Reolisierungschancen solcher Plöne nach wie vor 
gering. Die Diskussionen haben aber die Probleme deutlicher werden lassen, die mit dem großen An
teil kurzfristiger Kontrakte an den Düngemittelbezügen der Entwicklungslönder verbunden sind. An 
den "spot markets" traten schon früh mengenmößige Verengungen auf. Sie waren der Schauplatz von 
über die Durchschnittsentwicklung weit hinausgehenden Preisausschlögen. Im augenbl ickl ichen Ab
schwung wird auch deutlich, daß spekulative Verhaltensweisen zu dem spektakulören Geschehen er
hebl ich beigetragen haben. - Die Scheu vor löngerfristigen Vereinbarungen am Düngemittelmarkt 
mag von dem stetigen Preisverfall wöhrend der 60er Jahre mitverursacht worden sein, als solche Ab
machungen sich für den Abnehmer oft nachteilig auswirkten. Sie mag auch das Kennzeichen eines 
in den heutigen Größenordnungen noch jungen Marktes sein. In den zurückliegenden Jahren war sie 
eine wesentliche Ursache der außerordentlichen Preisschwankungen, die gemeinsam mit der oft mangel
haften statistischen Durchdringung und dem daraus folgenden Informationsdefizit Fehlbeurteilungen 
seitens der Marktbeteiligten förderte. - Die relative Kontinuitöt der mengenmößigen Umsötze, durch 
die sich die Mörkte für Düngemittel im Weitmaßstab auszeichnen, müßte den Aufbau langfristiger 
Lieferbeziehungen und damit die Erschl ießung eines wichtigen Preisstabil isierungspotentials erleich
tern. Dennoch wird es angesichts der bisherigen Unruhe schwierig sein, Vertragsformeln zu finden, 
die die Einfuhrlönder vor über Produktions- und Transportkostenschwankungen hinausgehenden Preis
ausschlögen schutzen und gleichzeitig den Exporteuren ausreichende Anreize bieten. 

6.1 Entwicklung der Marktstrukturen 

Von wahrscheinlich größerer Bedeutung als die erwöhnten Bestrebungen der Entwicklungslönder wer
den die Anstöße sein, die außerdem noch von den zurückliegenden Marktschwankungen ausgehen. 
Da in einigen Teilbereichen der Produktionsmittelmtlrkte die auf der Rohstoffebene einseitig ergriffe
nen Anbietermaßnahmen sehr weitgehende Folgen haben konnten, erhebt sich zunöchst die Frage, in
wieweit es zu marktstrukturellen Anpossungsreaktionen kommt, die diese nachteiligen Zusammenhönge 
abbauen. Ein in diesem Sinne zu Hoffnungen Anlaß gebender Wandel zeichnet sich im Futtereiweiß
bereich ab, wo sich in Südamerika ein neues exportorientiertes Zentrum der Sojaproduktion entwickelt. 

Auf der Ebene der fossilen Rohstoffe können sich naturgemöß kaum öhnlich positive Ausblicke bieten. 
Die dort im Mittelpunkt stehenden Kohlenwasserstoffmörkte werden bereits so ausgiebig diskutiert, 
daß ledigl ich auf das folgende Grundsötzl iche hinzuweisen bleibt: Die nach den starken Preissteige-
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rungen der Jahre 1973 und 1974 forcierten Erschl ießungsarbeiten fuhren entweder zur Nutzbarma
chung bereits bekannter Reserven oder wandeln den Status zuvor wahrscheinlicher Reserven in den 
gesicherter um. An der wahrscheinlichen globalen Reservensituation, und damit verbunden an den 
langfristigen Perspektiven, ändert sich somit ebensowenig wie an der räumlichen Verteilung der För
derschwerpunkte. Eine im Sinne der hier gestellten Frage größenordnungsmäßig beachtenswerte struk
turelle Veränderung scheint nur im ostasiatischen Raum vor sich zu gehen, wo kräftig ansteigende 
Förderzahlen und intensiv vorangetriebene Erschl ießungsarbeiten, ferner eine sich auf den Rohstoff
export ausdehnende handelspol itische Öffnung der Volksrepubl ik China dem industriellen Verarbei
tungszentrum Japan zu neuen Alternativen verhelfen könnte. 

Am Weltmarkt fUr Rohphosphate hat der VerbrauchsrUckgang bei PhosphatdUngemitteln inzwischen 
zu einer deutlichen Aufweichung der Anbieterstellung gefUhrt, obwohl von zusammenbruchartigen 
Erscheinungen keine Rede sein kann. Vor allem die kleineren west- und nordafrikanischen Förder
länder haben unter der veränderten Lage zu leiden und beginnen, die marokkanische Preisfuhrer
schaft mit preisgUnstigeren Offerten zu untergraben. Die wieder oufgelebten ExpansionsbemUhungen 
der nordamerikanischen Anbieter können sich mittelfristig in gleicher Richtung auswirken. Wenig 
absehbar bleibt einstweilen die Rolle der osteuropäischen Staatshandelsländer, insbesondere der 
UdSSR. Auf der Grundlage langfristig ausgelegter bilateraler Abmachungen sollen in Zukunft vor 
allem aus Marokko, aber auch aus den USA bedeutende Mengen von Rohphosphaten bzw. Phosphor
säure dorthin fließen. Wenn damit die am freien Weltmarkt von den beiden Hauptexporteuren bisher 
gehaltenen Anteile merklich beschnitten werden sollten, könnte sich auch ihr Einfluß auf die Preis
gestaltung wieder mindern. 

Auf der Ebene der industriellen Verarbeitung scheinen größere Strukturveränderungen auf die Her
stellung von Stickstoff- und auch Phosphat- bzw. KomplexdUngern beschränkt zu bleiben. Die kräf
tigste Expansion findet z.Zt. dort statt, wo Rohstoffe in Industrieländern oder in sich rasch indu
strialisierenden Ländern zur VerfUgung stehen (vor allem osteuropäische Staatshandelsländer, ferner 
z. B. Volksrepubl ik China, Indien, Brasil ien). In den herkömml ichen Rohstoffländern hemmt die feh
lende Ausstattung mit industrierelevanten Faktoren, und zwar vor allem der Mangel an qual ifizier
ten Arbeitskräften, den zumeist beabsichtigten Ausbau der Dungerproduktion. Infolgedessen liegt in 
den Öl fördernden Gebieten des Nahen Ostens und in den Phosphat fördernden Ländern Nordafrikas 
noch ein erhebliches Gewicht auf dem Ausbau der Zwischenprodukterzeugung (Ammoniak, Phosphor
säure). Die alten Produktionszentren Westeuropa und Nordamerika konnten in der zurUckliegenden 
Verknappungsphase zwar noch eine begrenzte kurzfristige Anpassungsfähigkeit unter Beweis stellen, 
planen jedoch nur eine verhaltene Kapazitätserweiterung. Zur Zeit stellt die RohstoffverfUgbarkeit 
unter preisl ichem Aspekt wie auch unter Gesichtspunkten der Versorgungssicherheit ein stark in den 
Vordergrund getretenes Planungsargument dar. - Sollten die so nachgezeichneten Entwicklungslinien 
die zukUnftigen Marktstrukturentwicklungen bestimmen, so bleibt es fraglich, ob damit eine geringe
re Anfäll igkeit der WeltdUngermärkte verbunden sein wird. Denn immerhin treten auf der Anbieter
seite dieser Marktebene Ländergruppen mehr als bisher in den Vordergrund, die ihre Fähigkeit zu 
abgestimmtem Verhalten bereits auf anderen Gebieten unter Beweis stellen konnten. 

In den sonstigen wichtigen Bereichen der Produktionsmittel herstellenden Industrie sieht es nicht so 
aus, als seien gravierende strukturelle Veränderungen in weltweitem Maße zu erwarten. Von dem 
Aufschwung an den Maschinenmärkten in 1974 und 1975 (dieses gilt in ähnlicher Weise fUr die Pflan
zenschutzmitteimärkte) profitierten vor allem die westlichen Industriezentren. Ihre Position scheint 
auf längere Sicht unangefochten zu bleiben. 

6.2 Alternativtechnologien 

FUr das zukUnftige Aussehen der Produktionsmittelweltmärkte gewinnen mögl icherweise aber die auf 
technologischer Ebene deutl i ch gewordenen Notwendigke i ten mehr Gewicht. Denn unter längerfri
stigem Aspekt zwingt die globale Reservensituation zu grundsätzlichen produktionstechnischen An
passungen. Fraglich ist, ob diese Veränderungen auf die Rohstoff- und Energieebene beschränkt blei-
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ben können, oder ob sie in den Bereich der industriellen Transformation oder gar in die landwirt
schaftliche Produktion selbst Ubergreifen. 

Es muß im nachhinein Uberraschen, in wie geringem Maße Ökonomen ebenso wie Produktionstechni
ker die Abhl:lngigkeit der modernen agrar- und ernl:lhrungswirtschaftlichen Produktionsverfahren von 
fossilen Rohstoffen, insbesondere von Kohlenwasserstoffen, und die damit verbundenen gefl:lhrl ichen 
Ausblicke gesehen zu haben scheinen; obwohl es z.B. aus dem Lager entwicklungspolitisch interes
sierter Geologen eindringlich warnende Stimmen gegeben hat (G. BISCHOFF, 1974). An der Er
schöpfung der Kohlenwasserstoffreserven ist die Herstellung von landwirtschaftlichen Produktions
mitteln z.Zt. noch in relativ geringem Maße beteiligt (ca. 5 % der jl:lhrlich geförderten Menge). 
Bedenkl icher bleibt die derzeitig niedrige SubstitutionalitHt der Kohlenwasserstoffe. Die Eleganz 
zum Beispiel einer Ammoniaksynthese auf Kohlenwasserstoffbasis ließe sich nach heutiger Kenntnis 
mit anderer Rohstoffgrundlage nicht erreichen. Selbst Ausblicke auf alternative Energiequellen bein
halten in bezug auf die kUnstliche Stickstoffbindung den Umweg Uber, dann synthetische, Kohlen
wasserstoffe (USDA (29) 1974, S. 42 f.). 

Wie wenig realistisch manche Voraussagen zur zukUnftigen Entwicklung der Agrarproduktion sind, die 
sich an den bisherigen technologischen Trends orientieren, zeigt sich an den Ergebnissen von Forschun
gen zum ernl:lhrungswirtschaftlichen Energiebedarf (E. HIRST, 1974; D. PIMENTEL et al., 1973; J.S. 

STEINHART u.C.E.STEINHART, 1974; C. P. TIMMER, 1975). Z.B. IHßt sich zeigen, daß etwa die 
gesamte auf der Erde z.Zt. jHhrlich geförderte Kohlenwasserstoffmenge schon bei heutiger Weitbevöl
kerungszahl zur Nahrungsmittelbereitstellung erforderlich wHre, wollte jeder Mensch den in Nordame
rika bestehenden durchschnittlichen ErnHhrungsstandard genießen und wUrde die Weitnahrungsmittelpro
duktion nur mit den in Nordamerika Ublichen Technologien erfolgen. - Auch die optimistischen 
Voraussagen gehen von der zutreffenden Annahme aus, daß die VerfUgbarkeit industriell gefertigter 
Produktionsmittel, vor allem von MineraldUngern, Uber die zukUnftigen Möglichkeiten einer Steige
rung der Weltagrarproduktion entscheiden wird (C. CLARK, 1970, S. 178 ff.; G. THIEDE, 1975, 
S. 286 ff .). Die Elastizittit des Energieeinsatzes in bezug auf das Niveau der pflanzlichen Produk-
tion war in industrialisierten Ltindern in den zurUckliegenden Jahrzehnten jedoch etwa dreimal so 
hoch wie die ElastizitHt des Energieeinsatzes in bezug auf die gesamtwirtschaftliche Bruttoproduk-
tion (E. MEDINA, 1975; L.v.BREMEN, 1974, S. 343). Damit deuten sich die Grenzen der auf den 
fossilen Kohlenwasserstoffen beruhenden ernHhrungswirtschaftlichen Technologien an. 

Der technische Fortschritt in der Landwirtschaft trHgt in hohem M.aße in den Produktionsmitteln in
korporierte ZUge. (Y. HAYAMI und V. W. RUTTAN, 1971, S; 23). Die agrartechnologische For
schung ist zu einem großen Teil in der Zulieferindustrie beheimatet (W.L. PETERSON, 1971, 
S. 139; T. W. SCHULTZ, 1971, S. 97). Ihre Ausrichtung wird dort von den Ausblicken auf zukUnf
tige Faktorpreisrelationen wesentlich beeinflußt. Schon um der Selbsterhaltung willen wUrde es im 
Vorleistungsbereich zu intensiven BemUhungen kommen, die notwendigen produktionstechnischen 
Anpassungen auf industrieller Ebene zu bewHltigen und eine Abkehr der landwirtschaftlichen Pro
duktionsverfahren von dem mit dem Schlagwort "GrUne Revolution" bedachten Technologiekomplex 
zu verhindern. 

Es bleibt die grundsHtzliche Frage bestehen, ob die von den verschiedenen Marktebenen nun aus
gehenden Preissignale deutlich und bestHndig genug sind, um technologische Neuorientierungen zu 
induzieren. Des weiteren bleibt ungewiß, ob die zur Reallokation bzw. zur Entwicklung und Ver
breitung neuer Techniken zur VerfUgung stehenden Zeitrtlume jeweils ausreichen. Es gibt zwar An
laß zu der Annahme, daß in einer sektoralen Produktionsfunktion die Struktur der partiellen Faktor
effizienzen bereits nach wenigen Jahren auf verl:lnderte Faktorpreisrelationen reagiert (H.P. BINS
WANGER, 1974, S. 974 f.). Andererseits zeigen Beispiele aus der Wirtschaftsgeschichte gerade 
fUr den Energiebereich, daß zur völligen Ressourcenauswechslung ausgedehnte Zeitrtlume benötigt 
wurden. 
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Protektion und Stabilisierung als Elemente der EG-Agrarpreispolitik 

1.1 Agrarpreispolitik, nationale Probleme und internationaler Handel 

In den meisten Industriell:lndern werden massive staatliche Eingriffe zugunsten der Landwirtschaft 
unternommen. Diese Eingriffe sind keine neue Erscheinung, ihre historischen Wurzeln lassen sich 
Uber einen weiten Zeitraum zuruck verfolgen (TRACY, 43). Die Motive dieser weitreichenden In
terventionen sind vielfl:lltiger Natur. Als entscheidender gemeinsamer Beweggrund der Agrarpol itik 
findet sich dennoch Uber alle Unterschiede der spezifischen historischen und nationalen Situation 
hinweg die Einsicht, daß in einem besonders rasch schrumpfenden Wirtschaftsbereich Schwierigkei
ten entstehen, die ohne staatliche Hilfen schwer zu meistem sind 1). 

1) Siehe dazu z.B. SCHMITT, 39, und die dort angegebene Literatur. 
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Die Mannigfaltigkeit der ergriffenen agrarpolitischen M:tßnahmen zeugt von einem erheblichen Eill
fallsreichtum der beteiligten Politiker und Administratoren. Trotz unterschiedlichster Techniken ist 
jedoch der wesentlichste Teil der Instrumente nach wie vor darauf ausgerichtet, die Erlöspreise der 
heimischen Landwirte zu steuern. Auch im Rahmen der gemeinsamen EG-Agrarpolitik haben preispo
litische Maßnahmen ausschlaggebende Bedeutung. Die Agrarprehpolitik ist dabei in der Regel dazu 
verwendet worden, die inlöndischen Agrarpreise uber das Weltmarktniveau hinauszuheben und gegen
uber Schwankungen auf den Weltagrarmörkten abzuschirmen. Die nach dem zweiten Weltkrieg im 
Rahmen der GATT -Verhandlungen erreichten Fortschritte in der Liberalisierung des internationalen 
Handels haben den Agrarsektor nahezu unberUhrt gelassen. 

Vieles spricht fUr die Vermutung, daß diese Loslösung der nationalen Agrarmörkte von der Entwick
lung der internationalen Handelsbeziehungen nicht eine bewußte Form der Handelspolitik war, son
dern lediglich eine mit mehr oder minder Bedauern hingenommene Konsequenz der Verfolgung natio
naler agrarpolitischer Ziele mit einem traditionellen Instrumentarium: "Countries ••• view their 
interferences with agricultural trade as an adjunct to their domestic agricultural policies and pro
grammes and the nations have generally been unwill ing to negotiate about matters that they consider 
to be primarily of domestic concern." (JOHNSON, 21, S. 22). Auch die Festsetzung der EG
Marktordnungspreise scheint bisher weitgehend an der internen Situation orientiert und ohne RUck
sicht auf die Wel tag ra rmörkte erfolgt zu sein 1). Als Beleg dafUr lößt sich z. B. das Gutachten des 
Wissenschaftlichen Beirates beim BML uber "Orientierungskriterien fUr die landwirtschaftliche 
Preis- und Einkommenspolitik" (46) nennen. Ob die Festlegung des internen Agrarpreisniveaus auch 
in irgendeiner Beziehung zur Situation auf den Wel tagrarmörkten gesehen werden könnte, wird in 
diesem Gutachten mit keinem Satz erwogen. 

Die folgenden AusfUhrungen stellen den Versuch dar, einige Aspekte zu diskutieren, unter denen 
Niveau und Schwankungen der Weltagrarmarktpreise Bedeutung fUr die Gestaltung der inlöndischen 
Agrarpreispolitik haben können. Ein solcher Versuch ist leicht der Gefahr ausgesetzt, zur Verhär
tung von einem unter zwei extremen Standpunkten beizutragen. Das eine Extrem liegt in der Auf
fassung, die Agrarpreispolitik habe die innereuropliischen Anpassungsprobleme der Landwirtschaft zu 
lösen und könne dabei wenig RUcksicht auf die Weltmörkte nehmen. Das andere Extrem ist die Hal
tung der uneingeschrlinkten Freihöndler, denen jede Abweichung zwischen inllindischem und inter
nationalem Preis ein Dorn im Auge ist. Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die Vermutung, 
daß auch hier eine ausgewogene Lösung in der Mitte liegt und daß es weniger um die Entscheidung 
geht, die Weltmarktpreise unmittelbar im Inland gelten zu lassen oder sie völlig zu vergessen, son
dern daß es - mehr vielleicht, als bisher in der Agrarpreispolitik realisiert - darauf ankommt, Kri
terien dafUr zu diskutieren, wie weit die inländischen Agrarmärkte gegenUber Niveau und Schwan
kungen der Weltmarktpreise abgeschirmt werden sollen. 

1.2 Beziehungen zwischen Protektion und Stabilisierung 

Zwei GrUnde sprechen dafUr, Protektion und Stabilisierung gleichzeitig zu behandeln. Einerseits 
scheinen Maßnahmen, die ursprUnglich zur Stabilisierung des inllindischen Agrarpreisniveaus gegen
uber dem Weltmarkt konzipiert waren, eine immanente Tendenz zu haben, sich zu protektionistisch 
genutzten Instrumenten auszuwachsen. Andererseits - und dies mag zum Teil bereits ein Grund hier
fUr sein - bereitet es konzeptionelle und empirische Schwierigkeiten, Protektion und Stabilisierung 
zweifelsfrei voneinander zu trennen. 

Die Entwicklung anfangs nur der Stabilisierung dienender Maßnahmen zu Methoden der Anhebung 
des StUtzungsniveaus ließe sich anhand vieler Beispiele - nicht nur aus dem Bereich der Agrarpolitik -

1) Die wesentlichen Qualifikationen dieser Behauptung ergeben sich lediglich aus einer gewissen 
Besorgnis uber die steigenden Ausgaben fUr Exporterstattung und aus der neuer! ichen Anhebung 
des Zuckerpreises im Hinblick auf vermutete Weltmarktknappheiten. 
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verfolgen. Nicht zuletzt dUrfte die politische Einflußnahme der betroffenen Produzenten darauf ge
richtet sein, einmal eingefUhrte Stabilisierungsinstrumente auch zu anderen Zwecken zu nutzen. 
Deutliche Warnungen vor dieser Gefahr finden sich noch in einem Gutachten des Ausschusses fUr 
landwirtschaftl iche Marktordnung aus dem Jahr 1950, 3. Dort wird die Notwendigkeit der Marktsta
bilisierung beg rUndet und dann abschließend ausgefuhrt: "Die Inlandspreise dUrfen jedoch niemals 
fUr lange Zeit wesentlich Uber oder unter dem Stand ordnungsmäßiger cif-Preise gehalten werden. " 
1). Die spätere Entwicklung ist von dieser Forderung deutl ich abgewichen. 

Die Schwierigkeiten der Unterscheidung zwischen Protektion und Stabilisierung hängen vornehmlich 
mit der Definition eines geeigneten Betrachtungszeitraums zusammen. Protektion kann als Anhebung 
des inländischen GUterpreises Uber das Preisniveau auf dem Weltmarkt angesehen werden 2), während 
mit Stabilisierung in diesem Zusammenhang die Abschwächung der Auswirkungen von Weltmarktpreis
Schwankungen auf den inländischen Markt gemeint ist. Was als Veränderung des Niveaus und was als 
zeitweilige Abweichung vom Niveau angesehen wird, hängt vom gewählten Zeithorizont ab. Diese 
Definition des Betrachtungszeitraums ist insoweit keine reine Spielerei mit Begriffen, wie daraus Kon
sequenzen fUr die Entscheidung gezogen werden, ob eine bestimmte Veränderung des Weltmarkt
preisniveaus aus Stabilisierungsgrunden vom inländischen Markt ferngehalten werden soll oder nicht. 
Diese Überlegung gibt gleichzeitig einen Anhaltspunkt fUr ein mögliches Abgrenzungskriterium. Als 
Schwankungen könnten alle die Preisbewegungen definiert werden, denen die inländische Produk
tions- und Konsumstruktur nicht folgen kann, ohne daß die Umstellungskosten den Vorteil der Reallo
kation Ubersteigen. Solche Preisbewegungen könnten als "funktionslos" bezeichnet werden 3). 

Trotz gewisser Schwierigkeiten einer eindeutigen Unterscheidung zwischen Niveaubeeinflussung und 
Milderung von Schwankungen sollen im folgenden Protektion und Stabil isierung gegenUber dem Welt
markt als zwei gedanklich zu trennende Maßnahmen behandelt werden, da sie, wenn auch empirisch 
nicht immer leicht gegeneinander abzugrenzen, doch verschiedene wirtschaftspolitische Grundpro
bleme betreffen. 

1 .3 Ausma ß von Protekti on und Stab iI isi erung 

FUr die quantitative Messung der Protektion sind verschiedene Maßstäbe entwickelt worden, die sich 
durch ihren analytischen Gehalt und ihre wirtschaftspolitische Bedeutung unterscheiden 4). FUr einen 
ersten Überbi ick eignet sich besonders der nominale Protektionsgrad, der angibt, um welchen Anteil 
die inländischen Erzeugerpreise durch Schutzmaßnahmen Uber den Weltmarktpreis hinausgehoben 
sind 5). Im Durchschnitt uber alle erfaßten Produkte errechnete NEIDLINGER (37) fUr die Bundesre
publik Deutschland einen während der letzten funfziger und ersten sechziger Jahre weitgehend gleich
bleibenden Agrarschutz von etwa einem Drittel. Den gleichen Wert ermittelte HOWARTH (19), fUr 
den Gesamtbereich der Sechser-EG im Durchschnitt der Jahre 1965/66 bis 1967/68. Ein Vergleich 
mit den Ergebnissen von McCRONE (34) zeigt einen Anstieg des Protektionsgrades von der Mitte der 

1) Dieser Satz findet sich im Gutachten A, das die Auffassungen von v. DIETZE, HANAU, NIE
HAUS, TEICHMANN und WOERMANN wiedergibt (3, S. 65). 

2) Dies ist die Definition der nominalen Protektion, während die Bestimmung der effektiven Protek
tion auf den Schutz der inländischen Wertschöpfung abstellt. Siehe dazu CORDEN, (5). Im folgen
den ist mit Protektion, wenn nicht ausdrUcklich anders angegeben, stets nominale Protektion ge
meint. 

3) Siehe dazu SCHMITT (39), und vor allem die dort genannten Arbeiten von HANAU. 

4) FUr eine generelle Darstellung siehe CORDEN (5). Einige spezifische Maßstäbe und eine Diskus
sion ihrer agrar- und handelspolitischen Relevanz finden sich in einer von JOSLING u.a. fUr die 
FAO angefertigten Studie (9). 

5) Bezugsbasis fUr die Anteilszahlen sind die Inlandspreise. 
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fUnfziger zur Mitte der sechziger Jahre: FUr Deutschland hatte der Agrarschutz 1956 18 v.H.betra
gen, fUr die spi:lteren sechs EG-Li:lnder zusammen 14 v.H. 1). Seit Mitte der sechziger Jahre bis zum 
Zeitpunkt vor dem starken Anstieg der Weltmarktpreise 1973 dagegen scheint sich insgesamt die Si
tuation fUr die Bundesrepublik Deutschland nur noch wenig gei:lndert zu haben 2). 

Überschlagsrechnungen (KOESTER und TANGERMANN, 31) zeigen, daß 1972 die Ag ra rpre i se auf 
dem Weltmarkt knapp 30 v.H.unter dem deutschen Niveau gelegen haben. 1973 allerdings hat die be
ginnende Hausse auf den Weltmi:lrkten den deutschen Protektionsgrad mit 18 v.H.wieder auf das Ni
veau in der Mitte der fUnfziger Jahre gedruckt (ebenda) • 

Detailiertere Angaben fUr einzelne Produkte und verschiedene Li:lnder sind in einer von JOSLING 
u.a. fUr die FAO erstellten Untersuchung (9) enthalten. Neben verschiedenen anderen Maßsti:lben 
zur Beurteilung der Protektionswirkungen agrarpol itischer Maßnahmen sind dort auch "producer 
subsidy equivalents" in Prozent ausgewiesen, die etwa mit nominalen Protektionssi:ltzen vergleich
bar sind 3). FUr die Bundesrepublik Deutschland werden folgende Werte angegeben: 

1968 1969 1970 

Weizen 35 44 40 
Gerste 40 46 44 
Mais 35 31 28 
Zucker 68 52 33 
Milch 55 61 60 

Aus diesen Zahlen wird der im Vergleich zu anderen Getreidearten relativ niedrige Außenschutz bei 
Mais, die hohe - mit von 1968 bis 1970 ansteigenden Weltmarktpreisen allerdings abnehmende - Pro
tektion bei Zucker und der starke Schutz der Milchproduktion deutlich. 

Eine Fortsetzung dieser Studie fUr die jUngsten Jahre (JOSLlNG, 29), in der allerdings fUr die ur
sprUnglichen sechs EG-Mitglieder leider nur Durchschnittswerte ausgewiesen werden, zeigt, wie die 
stark ansteigenden Weltmarktpreise implizit zu einem Ruckgang der Protektion oder sogar negativer 
"Protektion" gefUhrt haben. Siehe dazu Übersicht 1. 

Im Gegensatz zu Studien Uber das Protektionsniveau scheinen Untersuchungen Uber das Ausmaß der 
Stabilisierung des Binnenmarktes gegenUber Schwankungen der Weltmarktpreise seltener zu sein. FUr 
ein einzelnes Produkt mag Schaubild 1 eine ungefHhre Vorstellung vermitteln. In dieser Graphik ist 
die monatliche Entwicklung des Weizenpreises innerhalb der Bundesrepublik Deutschland derjenigen 
des Importpreises frei Rotterdam (beide in DM) gegenUbergestell t. ZunHchst flillt die - weitgehend 
der zeitlichen Staffelung der Interventionspreise parallele - saisonale Preisbewegung auf dem Inlands
markt ins Auge, der kein vergleichbares Saisonschema der Importpreise gegenUbersteht. Das legt die 
Frage nahe, ob es vorteilhaft sein könnte, einen größeren Teil des jahreszeitlichen Marktausgleichs 
durch internationalen Handel statt durch interne Lagerhaltung herbeizufuhren. Sieht man von diesen 
Saisonbewegungen ab, so scheint in dem hier dargestellten Zeitraum bis zur zweiten Hi:llfte von 
1972 kein fundamentaler Unterschied zwischen der Preisvariabilitlit auf dem Inlands- und dem Welt
markt bestanden zu haben. Einigen stHrkeren Bewegungen des Weltmarktpreises stehen einzelne "po
litikbedingte" SprUnge des Inlandspreises (Übergang zum EG-Preis 1967, DM-Aufwertung 1969) ge
genUber. Von Ende 1972 an allerdings hat die bekannte starke VerHnderung des Weltmarktpreises 

1) Wie bei HOWARTH (19) ausgewiesen. 

2) Die Preissenkung bei Inkrafttreten der EG-Marktordnungen 1967 durfte allerdings zu einem zwi
schenzeitlichen Absinken des Protektionsgrades gefUhrt haben. 

3) Der Unterschied besteht darin, daß dieser Maßstab im Gegensatz zur nominalen Protektion auch 
Subventionen zu erfassen versucht, die nicht im Erzeugerpreis enthalten sind. Wo derartige Sub
ventionen nicht existieren, sind beide Maßstlibe weitgehend vergleichbar. 
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Übersicht 1: "Producer Subsidy Equivalent" in Prozent fUr ausgewHhlte Ltinder und Agrarprodukte 

Land Produkt 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

EG(6) Weizen 34 41 39 42 24 -42 -29 
Gerste 39 53 32 50 26 - 1 -12 
Mais 52 43 32 49 35 5 1 
Milch 67 70 59 29 26 33 / 

UK Weizen 26 25 18 28 12 2 1 
Gerste 37 30 14 14 11 3 1 
Milch 52 53 52 42 28 23 20 

USA Weizen 29 41 44 36 45 7 0 
Gerste 1 12 12 2 19 4 3 
Mais 21 21 19 13 18 11 8 
Zucker 106 79 71 65 28 11 / 
Milch 53 60 60 45 28 43 / 

Quelle: JOSLI NG (29). 
-;; z.Zt. noch nicht verfugbar. Die Reihen fUr Zucker in EG und UK sind z.Zt. 

insgesamt noch nicht verfUgbar. 

Schaubild 1: Weizenpreis auf dem Weltmarkt und in der Bundesrepublik Deutschland, 
Monatsdaten 
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eingesetzt, die ohne Parallele im Inland ist. Die vorher vorwiegend das Niveau stutzende EG
Marktpolitik hat seit dieser Zeit ihr Stabil isierungspotential voll ausgespiel t. Es erschiene interes
sant, fUr diesen wie fUr andere Ml:irkte genauer zu untersuchen, in welcher Relation zueinander wl:ih
rend einzelner Zeitabschnitte Niveaustutzung und Stabilisierung gestanden haben. 

2 Weltmarktereise und agrarpolitische Entscheidungen 

2.1 Preisniveau 

Auf die Frage, in welcher Relation zu den Weltmarktpreisen die inll:indischen Guterpreise festzule
gen sind, hat die an neoklassischen Gleichgewichtsvorstellungen und am Prinzip der gesamtwirt
schaftlichen Wohlfahrtsmaximierung orientierte grundlegende Theorie des internationalen Handels 
eine einfache Antwort zu geben: Die inlöndischen Preise mUssen den Weltmarktpreisen gleichen. 
Diese Antwort, die die konsequente Anwendung des marktwirtschaftlichen laissez-faire-Gedankens 
auf das Spezial problem des internationalen Handels darstellt, kennzeichnet nach CORDEN (6) die 
erste Stufe post-merkantilistischer normativer Theorie der Handelspolitik. Die Einsicht, daß manche 
Abweichungen der Realitl:it von den Annahmen der vollkommenen Konkurrenz dazu fUhren, daß 
laissez-faire nicht in jedem Fall automatisch ein Optimum garantiert, war Grundlage der zweiten 
Stufe. Verschiedene Argumente wurden entwickelt, die zeigten, daß Handelsbeschrönkungen, vor
nehmlich Zölle, Abweichungen korrigieren und deshalb Bestandteil einer optimalen Politik sein kön
nen. Die Unterstellung liegt nahe, daß viele der gegenwl:irtigen protektionistischen Agrarpolitiker 
zur Zeit diese zweite Stufe erreicht haben. 

Die dritte - und vorerst letzte Stufe der normativen Handelstheorie hat nach CORDEN die Verbin
dung zwischen laissez-faire und Freihandel gelöst und zu der Erkenntnis gefUhrt, daß nur wenige 
binnenwirtschaftliche Verzerrungen die Beschrl:inkung des internationalen Handels rechtfertigen und 
daß first-best Lösungen in der Regel fiskal politische Maßnahmen sind, die unmittelbar an den binnen
wirtschaftlichen Verzerrungen ansetzen und den internationalen Handel ungestört lassen. 

Die folgenden Überlegungen stellen weitgehend eine Anwendung dieser Betrachtungsweise dar 1). 
"Abweichungen" oder "Verzerrungen" gegenUber dem grundlegenden neoklassischen Gleichgewichts
modell sind dabei unvollkommene Marktfunktionen, vor allem aber Erweiterungen der Zielfunktion 
uber das einfache Ziel der Wohlfahrtsmaximierung hinaus. Verschiedene mögliche Argumente fUr 
eine BeschrCinkung des internationalen Handels mit Agrarprodukten werden einzeln diskutiert. Die 
Behandlung muß verbal und kurz bleiben. Ein im Anhang dargestelltes einfaches mathematisches 
Modell, auf das verschiedentlich Bezug genommen wird, behandelt einzelne Aspekte etwas rigora
ser 2). 

~!!!! __ Y!,_~~r~~.!'~~~i:~!,,!~~~ 
Die besondere Bedeutung von Agrarprodukten als lebensnotwendige VerbrauchsgUter ICißt es notwen
dig erscheinen, durch entsprechende wirtschaftspolitische Maßnahmen sicherzustellen, daß die Ver
sorgung der Konsumenten mit diesen Gutern jederzeit sichergestellt ist. Entsprechende Zielsetzungen 
sind in den agrarpolitischen Zielkatalogen fast aller LCinder, auch in demjenigen der EG enthalten. 
Da vor allem die Versorgung aus dem Ausland unter bestimmten Umstl:inden gefährdet sein kann, er
scheint es ratsam, eine gewisse ProduktionskapazitCit im Inland aufrechtzuerhalten 3). Dieses Ziel 

1) Eine zusammenfassende Darstellung der grundlegenden Gedanken dieser "theory of domestic 
distortions" findet sich bei BHAGWATI (4). Eine ausfuhrliehe Behandlung zahlreicher EinzeIas
pekte gibt das genannte Buch von CORDEN (6). 

2) Aus GrUnden der Raumknappheit ist dieser Anhang, der in der zur Tagung verteilten Fassung des 
Referates enthalten war, hier fortgelassen. Auf Anfrage sendet der Verfasser Interessenten den 
Anhang gesondert zu. 

3) Zu einer ausfuhrl ichen Diskussion dieses Problemkreises siehe HENZE (18). 
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einer ausreichenden Selbstversorgung wird htlufig als Argument fUr eine Protektion der initIndischen 
Landwi rtschaft gegenUber dem Wel tmarkt genannt. 

FUr die Beurteilung dieses Protektionsargumentes ist es zuntlchst notwendig, die Zielsetzung "aus
reichende Selbstversorgung" ntlher zu spezifizieren. Die sprachliche Verwandtschaft legt es nahe, 
die Höhe des laufenden Selbstversorgungsgrades als Kriterium zu wtlhlen. Wird demgemtlß tatstlch
lich der Anteil der Importe am laufenden initIndischen Verbrauch oder einfach die absolute Höhe 
der Importe als feste Zielgröße vorgegeben, so ist eine Anhebung der initIndischen Agrarpreise Uber 
den Weltmarktpreis das optimale Instrument, solange die Weltmarktpreise nicht hoch genug sind, um 
die gewUnschte Selbstversorgung herbeizufuhren (siehe dazu Abschnitt 3) des Anhangs) 1). Aller
dings scheint es fraglich, ob eine derartige Spezifikation des Versorgungsziels dem zugrundeliegen
den wirtschaftspolitischen Motiv voll entspricht. Vielmehr scheint es der Absicht, die Versorgung 
fUr Krisenzeiten sicherzustellen, eher angemessen, zuntlchst das erwUnschte Verbrauchsniveau wtlh
rend einer Versorgungskrise festzulegen und dann die Produktionsstruktur entsprechend zu planen, 
den Verbrauch jedoch wtlhrend ungestörter Phasen nicht zu verzerren. 

Wird entsprechend dieser Überlegung lediglich ein bestimmtes Produktionsvolumen verlangt, so ist 
das optimale Instrument eine Subventionierung der Agrarproduktion (siehe Abschnitt 2) des Anhangs)2). 
Ist auch Lagerhaltung möglich, so htlngt das optimale Subventionsniveau von den Grenzkosten der 
Lagerhaltung ab (siehe Abschnitt 4) des Anhangs) 3), 4). Außerhalb der Krisenzeit sollte sich dage
gen bei dieser Zielformulierung der Verbrauch an den Weltmarktpreisen orientieren. 

Überlegungen zur Versorgungssicherung scheinen allerdings bei der aktuellen Gestaltung der EG
Agrarpreispolitik, wenn uberhaupt, höchstens eine untergeordnete Rolle zu spielen. Offizielle Stel
lungnahmen zum gewUnschten minimalen Produktionsniveau sind nicht bekannt. Das Itlßt sich leicht 
mit der Tatsache erkltlren, daß das gegenwtlrtige Produktionsvolumen ohnehin deutlich Uber einem 
derartigen Minimalniveau liegt, was sich zumal fUr die Überschußprodukte zweifelsfrei behaupten 
Itlßt. Allerdings scheint es erwtlgenswert, ob nicht dennoch derartige Überlegungen angestellt wer
den sollten, die zumindest mit dem Ausmaß der gegenwtlrtigen Abweichung zwischen tatstlchlicher 
Produktion und gewUnschtem Minimalvolumen eines unter verschiedenen Kriterien einer rationalen 
Agrarpreispolitik bieten könnten. 

~!!!~ __ ~~~~~~~Ip~l~l~~~!~~~~:_ 
In regionaler Differenzierung zu sehende Zielsetzungen spielen auch in der Agrarpolitik eine zu
nehmende Rolle. Erhaltung der Kulturlandschaft, Schutz vor Entvölkerung einzelner Landstriche, 
Bewahrung einer regional breitgestreuten wirtschaftlichen Aktivittlt sind Motive, die sich dieser 
Kategorie zuordnen lassen. Es bedarf keiner ausfuhrlichen Diskussion, um darzulegen, daß eine 
generelle Protektion des Agrarpreisniveaus gegenUber dem Weltmarkt ein Instrument ist, das derar
tige Ziele nur mit einer Reihe von Nachteilen erreicht und deshalb keine first-best Lösung darstellt. 
Ist es schon schwer einsehbar, warum der gesamte Verbrauch von Agrarprodukten verzerrt werden 
sollte, um einzelne regionalpolitische Effekte zu erreichen, so ist es umso weniger klar, warum 
alle Landwirte von einer Maßnahme betroffen werden sollten, die lediglich bei einigen, bei denje
nigen in den Ziel regionen ntlmlich, Verhaltenstlnderungen hervorrufen soll. An diesem Beispiel wird 
die Grundaussage der "theory of domestic distortions" in besonders plastischer Weise deutlich: Wirt
schaftspolitische Maßnahmen sollten so dicht wie möglich am Punkt der angestrebten Wirkung an-

1) Siehe Fußnote 2) S. 52. 
2) dto. 
3) Siehe hierzu die ausfuhrlichen Überlegungen bei HENZE (18). Eine interessante Behandlung die

ses Problemkreises mit einem Modell der Aktivitötsanalyse findet sich bei FOLKESSON (11 u.l2). 
4) Siehe Fußnote 2) S. 52. 
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setzen, statt durch eine generelle Beschrl:lnkung des internationalen Handels neben dem erwUnschten 
Effekt nachteilige Nebenwirkungen ("by-product distortions", CORDEN, 6, S. 12 ff) hervorzurufen. 
In diesem Fall wl:lre eine gezielte Subventionierung der Fll:lchenbewirtschaftung bzw. des Arbeitsein
satzes in den betroffenen Regionen die optimale Maßnahme. 

Die EG-Richtlinie zur Förderung der Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten benachteilig
ten Gebieten, wenngleich offensichtlich stl:lrker unter sozialpolitischen Motiven als zur gezielten 
regionalpolitischen Entwicklung beschlossen, stellt einen Schritt in die dargestellte Richtung dar. 

~!!!~ __ ~~~~~r~~9_~~~~~:~~~~~~~3!~_~~~~!~~~~~~~s~:!~~~~~~ 
Neben den genannten Zielsetzungen durfte das wesentliche Motiv fUr staatliche Maßnahmen zugun
sten der Landwirtschaft die Milderung der Schwierigkeiten sein, die sich, zumal bei eingeschrl:lnkter 
Faktormobilitl:lt, in einem rasch schrumpfenden Wirtschaftsbereich ergeben. Diese Schwierigkeiten 
werden dann besonders groß, wenn der erforderliche Ruckgang des Arbeitskrl:lftebestandes Uber die 
durch Ausscheiden im Verlauf des Generationswechsels erreichbare Verminderungsrate hinausgeht 
(HEIDHUES, 16). Die dabei auftretenden sozialen Probleme zeigen sich einerseits in den Hindernis
sen eines Überwechselns zu außerlandwirtschaftlichen Arbeitspll:ltzen, andererseits in den daraus re
sultierenden niedrigen Einkommen in einem Teil der landwirtschaftlichen Betriebe. Die Agrarpolitik 
versucht in der Regel, diese Probleme zu mildern, indem sie die Nachfrage nach in der Landwirt
schaft eingesetzten Ressourcen steigert, um deren Einkommen zu erhöhen (JOSLlNG, 25). 

Die Erhöhung des inll:lndischen Agrarpreisniveaus Uber die Weltmarktpreise durch Maßnahmen des 
Außenhandelsschutzes ist dabei zunl:lchst bei statischer Betrachtung und typisch neoklassischen An
nahmen aus zwei GrUnden problematisch. Zum einen fUhrt sie zu einer Verzerrung des Verbrauchs 
von Agrarprodukten und damit zu einem Verlust an Konsumentenwohlfahrt • Zum anderen wirkt sie 
undifferenziert auf den gesamten landwirtschaftlichen Faktoreinsatz. Ist die Begrenzung des Abwan
derungsdrucks vornehm I iche Zielsetzung und damit ein (Jahr fUr Jahr neu festzulegender) minimaler 
Bestand an Arbeitskrl:lften angestrebt, so stellt eine Subvention auf den Arbeitseinsatz in der Land
wirtschaft das gUnstigste Instrument dar (siehe Abschnitt 5) des Anhangs) 1). Wird ein vorgegebenes 
minimales Einkommen der landwirtschaftlichen Arbeitskrl:lfte angestrebt, so erweisen sich direkte Ein
kommensUbertragungen gegenUber der Preisstutzung als Uberlegen (siehe Abschnitt 6) des Anhangs) 2). 

In diesem Zusammenhang sind jedoch zwei Annahmen zu diskutieren, die der Darstellung bisher impli
zit zugrundelagen. Die erste bezieht sich auf die Kosten von Subventionszahlungen, die zweite be
trifft die Behandlung von Einkommensumverteilungen. Beide Aspekte durften im normativen wie im 
positiven Sinn erhebliche Bedeutung fUr den Agrarprotektionismus haben. 

Bisher war unterstell t worden, daß die Erhebung von Finanzmitteln und die Zahlung von Subventionen 
keine gesamtwirtschaftlichen Kosten verursacht. Ist diese Annahme nicht gerechtfertigt, so sind die 
Aussogen abzuwandeln (CORDEN, 6, S. 42 ff). Unter diesen Umstl:lnden kann es zweckml:lßig sein, 
den inll:lndischen Agrarpreis Uber das Weltmarktpreisniveau anzuheben. Allerdings ist in der Regel 
ein trade-off zwischen Kosten der Subventionierung und nachteiligen Nebenwirkungen der Protek
tion zu berucksichtigen, so daß die gUnstigste Lösung typischerweise eine Kombination von Protek
tion und Subventionierung darstellt (siehe Abschnitt 7) des Anhangs) 3). 

Wo dabei das zweckmaßige Verhaltnis von Subvention und Protektion liegt, hangt entscheidend da
von ab, welche (Grenz-)Kosten fUr Erhebung der Finanzmittel und Zahlung der Subvention zu unter
stellen sind. Diese Kosten haben zum einen die Form von Allokationsverzerrungen, wie sie in der 
Theorie der optimalen Steuererhebung behandelt werden (z. B. MUSGRAVE, 36). Es laßt sich zeigen 

1) Siehe Fußnote 2) S. 52. 
2) dto. 
3) dto. 
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(CORDEN, 6, S. 43 ff), daß derartige Kosten in keinem Fall einen Außenhandelsschutz rechtferti
gen. Zum anderen ist der Ressourceneinsatz zu berücksichtigen, der für Steuererhebung und Subven
tionszahlung notwendig ist. Es scheint fraglich, ab angesichts eines ohnehin weit ausgebauten Steuer
und Subventionssystems und angesichts der erheblichen administrativen Aufwendungen für den Außen
handelsschutz bei Agrarprodukten derartige Grenzkosten eine ins Gewicht fallende Höhe haben. 

Schließlich wird immer wieder betont, daß es politische Kosten der Erhebung öffentlicher Mittel 
gibt. WEINSCHENCK (45) formuliert das so, daß der Grenznutzen einer öffentlichen Geldeinheit 
höher sei als derjenige einer privaten. CORDEN (6, S. 55) führt aus: "Explicit taxation imposes 
psychic costs which implicit taxation does not. These are costs in the minds of the taxed public and 
hence costs to the government in loss of popularity. One cannot ignore an element of irrationality 
and illusion in popular attitudes to taxation." Soweit derartige Kosten bestehen, sind sie eine schwer 
von der Hand zu weisende Begründung für eine Belastung der Verbraucher durch gestützte Preise. 
Demokratische Gesellschaftsordnungen können Eigenschaften (und Vorteile) haben, die in neoklas
sischen Gleichgewichtsmodellen nicht zum Ausdruck kommen. Derartige qual itative Feststellungen 
sollten jedoch nicht verhindern, daß über die quantitative Bedeutung dieser Argumente nachge-
dacht wird. Der in einigen Bereichen feststellbare Trend zum Ersatz privater durch öffentliche Aus
gaben (z. B. Nah- und Schienenverkehr, Postwesen, Ausbildung) läßt zumindest daran zweifeln, 
wie stark die Höherbewertung einer öffentl ichen gegenüber einer privaten Mark tatsächl ich pol itisch 
eingeschätzt wird. Daneben scheint die Gefahr groß, daß die politische Kehrseite dieses Arguments 
in der alltäglichen Auseinandersetzung der Interessengruppen die stärkere Wirkung entfaltet. Auch 
hierzu ist CORDEN (6, S. 56) zu zitieren: "Protection unnoticed is protection more secure. 11 Es ist 
unschwer verständlich, weshalb landwirtschaftliche Interessenvertretungen die Preisstützung gegen
über einer direkten Einkommenssubventionierung vorziehen. 

Schließlich bleibt darauf hinzuweisen, daß Möglichkeiten bestehen, zwar weiterhin die Verbraucher 
von Agrarprodukten zu belasten, wenn man meint, die Verbrauchsverzerrungen nicht durch direkte 
Steuern abbauen zu sollen. Immerhin aber ließen sich unter Umständen auf der Produktionsseite Vor
teile erreichen, wenn die Transfers nicht über die Erzeugerpreise, sondern durch zwischengeschal
tete staatliche Eingriffe unter die Produzenten verteilt würden (KOESTER und TANGERMANN, 31). 

Eine andere Eigenschaft der obigen Überlegungen zur wohlfahrtsoptimalen Agrarpreispolitik betrifft 
die implizierten Konsequenzen für die Einkommensverteilung. Im Sinne der Pareto-Optimalität wurde 
nur gefragt, ob sich gesamtwirtschaftliche Verbesserungen erreichen lassen, die bei entsprechender 
Kompensation zumindest ein Wirtschaftssubjekt besser und kein anderes schlechter zu stellen erlau
ben. Ob eine solche Kompensation in der Realität möglich und wahrscheinlich wäre, wurde nicht 
behandelt. Eine andere Betrachtungsweise könnte von dem ausgehen, was CORDEN (6, S. 107 ff) 
als "conservative social welfare function" bezeichnet und wie folgt erläutert: "Put in its simplest 
form it includes the following income distribution target: any significant absolute reductions in real 
incomes of any significant section of the community should be avoided." Es erscheint plausibel, daß 
das Verhalten politischer Entscheidungsträger in demokratischen Gesellschaften eher von einer der
artigen Norm als vom Gedanken der Pareto-Effizienz bestimmt ist und daß sich daraus ein erheblicher 
Teil des Protektionismus erklären läßt. Auch ein Übergang vom Außenhandelsschutz zu Subventions
maßnahmen würde vermutlich, selbst wenn er das gesamte Einkommen des Agrarsektors ungeschmälert 
ließe, die Einkommensverteilung innerhalb der landwirtschaft auf Dauer nicht vollkommen unver
ändert erhalten. Ein andauernder Preisschutz ist das sicherste Mittel zur Bewahrung der gegenwärti
gen Einkommensverteilung. 

Auch wenn dem Ökonomen nach gängiger Auffassung kein Recht zur Beurteilung von Wohlfahrtsfunk
tionen zusteht, scheint doch zumindest der Hinweis angebracht, daß auch das in der EG praktizierte 
Verfahren der Agrarpreispolitik Konsequenzen für die Einkommensverteilung hat, die manchen weni
ger konservativen, politisch dagegen ebenfalls breit akzeptierten Bemühungen um eine gleichmäßi-
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gere Verteilung deutlich zuwider laufen 1). JOHNSON (21, S. 184) stellt dazu lapidar fest: 
"There are no equity grounds that can be brought to bear to justify the transfer·of income from 
consumers, including low-income consumers, to relatively high-income owners of farm land. 11 

Zumindest erschiene es etwas einseitig, gerade mit Argumenten der Einkommensverteilung am ge
genwärtigen System des Agrarschutzes festhalten zu wollen. 

2.1.4 Terms of Trade --------------------
Eines der stärksten Argumente, die auch unter Allokationsgesichtspunkten einen Außenhandelsschutz 
bei Agrarprodukten rechtfertigen können, spielt in der offenen politischen Diskussion fast keine Rol
le. Das dUrfte vornehmlich mit den internationalen Verteilungswirkungen zu erklären sein, die die
ses Argument impliziert. Es handelt sich um die bekannte Aussage der Optimalzoll-Theorie, daß 
ein Land, dessen Anteil am Welthandel groß genug ist, um die Terms of Trade zu beeinflussen, seine 
nationale Wohlfahrt erhöhen kann, wenn es Protektion betreibt 2). Das optimale Ausmaß des Zoll
schutzes ist erreicht, wenn der inländische Preis der Grenzausgabe (bzw. bei Exporteuren der Grenz
einnahme) auf dem Wel tmarkt entspricht. Unter einfachen Annahmen beträgt also bei einer Preis
elastizität des Importangebotes von e der optimale Protektionsgrad (1/e) • 100 Prozent (siehe Ab
schnitt 8) des Anhangs) 3), 4). Da die EG-Länder zusammengenommen ein bedeutender Nettoimpor
teur von Agrarprodukten sind, können sie davon ausgehen, daß ihre Importmengen die Weltmarkt
preise nicht unbeeinflußt lassen. Könnten die EG-Agrarpol itiker z. B. unterstellen, daß die Preis
elastizität des relevanten Importangebots 5 beträgt, so wäre ein Zollsatz von 20 % optimal. 

Die Entscheidungssituation ist allerdings nicht so einfach, wie diese Überlegung es unterstellt. Die 
oligopolistische Struktur der Weltmärkte fUhrt dazu, daß die EG-Länder nicht von einer gegebenen 
Angebotskurve ausgehen können, sondern Gegenmaßnahmen ihrer Handelspartner in Rechnung stei
len mUssen. Typischerweise wird gefolgert, daß derartige Gegenmaßnahmen den Vorteil einer Opti
malzoll-Politik schmälern und in der Regel sogar negativ werden lassen (z.B. JOHNSON, 23). Die 
besonderen Verfahren des Außenhandelsschutzes fUr Agrarprodukte, die in vielen Ländern ublich 
sind, können u.U. die gegenteilige Wirkung haben und protektionistische Maßnahmen aus nationa
ler Sicht besonders vorteilhaft erscheinen lassen. Schaubild 2 soll den Grundgedanken dieser Über
legung veranschaulichen. Dieses Schaubild zeigt die Situation auf dem Weltmarkt, die ursprUnglich 
bei Freihandel durch die Importnachfrage-Kurve des Inlands N und die Importangebotskurve Ao ge
kennzeichnet ist und zu einer Importmenge qo und einem Welt~arktpreis Po fUhrt. Durch Außenhan
delsschutz, der die Importmenge auf ql begrenzt, kann das Inland den Weltmarktpreis drUcken und 
einen Terms of Trade-Gewinn in Höhe von (Po-P2)ql realisieren 5). Die Ubliche Vorstellung uber 
Vergeltungsmaßnahmen der Exporteure geht davon aus, daß diese durch entsprechende Eingriffe ihre 
Angebotskurve nach links verschieben, um den Weltmarktpreis wieder anzuheben; in diesem Beispiel 
wUrde eine Verschiebung nach Al gerade wieder zum alten Preis fUhren. Der Terms of Trade-Gewinn 
ginge verloren, und das Inland hätte nur noch den Nachteil einer verzerrten Allokation. 

Auf den Weltagrarmärkten dagegen mag die Entwicklung anders verlaufen. Das Inland könnte beab
sichtigen, seinen Landwirten den Preis PI zu garantieren, und deshalb variable Abschöpfungen ein
fUhren, die die Importnachfragekurve bei PI abknicken und darunter sehr wenig elastisch werden 
lassen (NI)' Die Exportländer dagegen wollen ihren Landwirten weiterhin den Preis Po .zukommen 

1) Eine quantitative Untersuchung dazu findet sich bei JOSLING und HAMWAY (30). 
2) Unter der umfangreichen Literatur hierzu siehe z. B. SCITOVSKY (40) oder GRAAF (13). 
3) Zu einer ausfuhrlichen Diskussion siehe CORDEN (6), S. 158 ff. 
4) Siehe Fußnote 2), S.52. 
5) Im Schaubild ist nicht notwendigerweise der orthodoxe Optimalzoll angegeben. 
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Schaubild 2: Außenschutz und Gegenmaßnahmen der Handelsportner bei Agrarprodukten 
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lassen; ihre Wlaßnahmen mögen zum Teil in Angebotsbeschrtlnkungen liegen (Linksverschiebung der 
Angebotskurve), schließen daruberhinaus aber auch variable Exporterstattungen ein, die die Import.,. 
angebotskurve bei Po abknicken lassen (A-). Der Weltmarktpreis sinkt dann auf P3' Das Inland hat 
einen erheblichen Terms of Trade-Gewinn in Höhe von (Po-P3)Q2' 

So simpel diese Analyse ist 1), so scheint sie dennoch manche typische Aspekte einiger Weltagrar
mtlrkte zu enthalten. Allerdings kann aus ihr noch nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß eine 
Verminderung der Agrarprotektion in der EG in jedem Fall zu Wohlfahrtsverlusten der Mitglieds
ItInder fuhren wUrde. Die wesentlichen Einschrtlnkungen ergeben sich aus den folgenden Gesichts
punkten: 
- Protektion fUhrt in jedem Fall zu Wohlfahrtsverlusten durch Terms of Trade-Effekte, wenn sie das 

Inland vom Importeur zum Exporteur werden Itlßt (Überschußprodukte in der EG). 
- Wenn die Importmengen bei einem Gut durch den Außenhandelsschutz zu stark zurUckgehen, ist 

der optimale Protektionsgrad Uberschritten (Produkte mit anntlhernder Selbstversorgung in der EG). 
- Protektion bei einigen GUtem kann zur Verschlechterung der Terms of Trade bei nicht geschUtz

ten Substituten fUhren (CORDEN, 6, S. 194). Im Beispiel der EG könnte das der Fall bei eiweiß
reichen importierten Futtermitteln sein, die Getreide z. T. ersetzen (Soya). 

- Innerhalb der EG treten schwierige Verteilungsprobleme auf, da einige Ltlnder Netto-Importeure, 
andere dagegen Netto-Exporteure sind. 

- Der Terms of Trade-Verlust bei Reduktion des Protektionsgrades htlngt davon ab, wie sich die Ex
portitInder tatstlchlich verhalten. Da sich die weltweite Wohlfahrt bei einem Abbau der Protek
tion steigern Itlßt, können auf dem Verhandlungswege u.U. allseitig vorteilhaftige Lösungen ge
funden werden. 

Auf die letzten beiden Gesichtspunkte wird unten noch zurUckzukommen sein. 

2.2 Preisstabilittlt 

Es ist weithin akzeptiert, daß die besonderen Wlarktbedingungen bei landwirtschaftlichen Produkten 
dazu fuhren, daß Agrarpreise der Gefahr besonders starker Schwankungen ausgesetzt sind (z.B. 
HANAU, 15) und daß eine wesentliche Aufgabe der Agrarmarktpolitik darin besteht, das Ausmaß 
derartiger Schwankungen in Grenzen zu halten. Auf Mtlrkten, die uber Im- oder Exporte mit dem 
Weltmarkt in Beziehung stehen, gehört zu einer derartigen Stabilisierungspolitik auch die Milde
rung des Einflusses von Schwankungen der Weltmarktpreise. Die EG-Wlarktordnungen sind deshalb 
so gestaltet, daß sie die initIndischen Agrarpreise nicht nur gegenUber dem Niveau, sondern auch 
gegenuber kurzfristigen Variationen der Weltmarktpreise weitgehend abschirmen. 

1) Sie berucksichtigt z. B. nicht die Auswirkungen auf die Weltmtlrkte anderer GUter und ist schon 
insofern sehr unvollsttlndig. 
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Während die Niveaustutzung bisweilen kritisiert wird, scheint die Stabilisierung kaum diskutiert zu 
werden. Dahinter könnte die Annahme stehen, daß der Vorteil mit zunehmender Stabilität monoton 
steigt. Das wirft die Frage auf, ob es etwas wie einen optimalen Grad der Stabilisierung gegenUber 
dem Weltmarkt gibt. In neoklassischer Denkweise geschulte ökonomische Analyse wUrde unterstellen, 
daß es Nutzen und Kosten von Stabilität gibt und daß ein maximaler Nettonutzen erreicht ist, wo 
Grenzkosten und Grenznutzen gleich werden. Ohne auf die vielschichtige Problematik von Stabi I i
tätsnutzen und -kosten und die umfangreiche Literatur dazu eingehen zu wollen, sollen hier nur eini
ge im Zusammenhang mit der EG-Agrarpreispolitik besonders naheliegende Aspekte angesprochen 
werden. 

Der Nutzen der Stabilitöt ergibt sich zum einen aus der Risikoabneigung von Konsumenten und Pro
duzenten (z.B. ARROW, 2). Vor allem auf der Konsumentenseite ist damit gleichzeitig auch ein aus
geprägtes sozialpolitisches Motiv berUhrt, weil Preisschwankungen bei Nahrungsmitteln fUr niedrige 
Einkommensgruppen ein höheres Risiko in Relation zu den gesamten Verbrauchsausgaben bedeuten als 
in höheren Einkommensklassen 1). Zum anderen hängt der Stabilitätsnutzen mit Allokationsgesichts
punkten zusammen. Oben war bereits bei der Abgrenzung von Protektion und Stabilisierung auf mög
liche Fehlallokation bei Preisschwankungen hingewiesen worden. 

Andererseits verhindert Stabilisierung, daß die Produzenten sich auf die Variabilität der volkswirt
schaftlichen Opportunitätskosten von Agrarprodukten einstellen. Welcher Nettoeffekt sich daraus 
fUr die inländische sektorale Faktorallokation ergibt, ist schwer allgemein zu sagen. Zum einen 
könnte Risikoabneigung der Produzenten bei instabi len Preisen zu einem geringeren aggregierten 
Faktoreinsatz fUhren als bei Preisstabil ität. Andererseits könnte eingeschrttnkte Reversibi I ität von 
Arbeitseinsatz, Investitionen und Produktionsverfahren zu ratchet-Effekten fUhren: Bei Preisanstiegen 
eingeleitete Expansion wird bei sinkenden Preisen nicht wieder voll rUckgtlngig gemacht; die Konse
quenz könnte dann höherer Faktoreinsatz bei Instabilittlt sein. 

Geht man dennoch zuntlchst davon aus, daß der Nutzen mit zunehmender Stabilität eindeutig an
steigt, so wtlre nun nach den Stabilittltskosten zu fragen. Typischerweise wären Kosten in der Art 
einer Versicherungsprämie zu erwarten. Im Zusammenhang mit Agrarmtlrkten könnten diese Kosten 
die Form von Lagerhaltung zum Ausgleich von Mengenschwankungen annehmen. Mit zunehmender 
Lagerhaltung und damit zunehmendem Stabilisierungspotential ansteigende Kosten wären mit dem 
erreichbaren Stabilisierungsnutzen zu vergleichen und wUrden typischerweise irgendwo unterhalb 
vollkommener Stabilität ein Optimum angeben. FUr die EG-Agrarpolitik dagegen scheint es solche 
(gesamtwirtschaftlichen 2)) Kosten der Stabilisierung nicht zu geben. Sie kann mit dem gewählten 
Instrumentarium von variablen Abschöpfungen und Erstattungen den Weltmarkt als einen Puffer wir
ken lassen, der ohne eigenen aktiven Stabilisierungsbeitrag der EG sämtliche Schocks aufnimmt. Da 
die (europäischen) Kosten der Stabil isierung null sind, erscheint mögl ichst weitgehende Stabil isie
rung als die gUnstigste Lösung. Entsprechend scheint in der Realität auch verfahren zu werden. 

Es liegt nahe, aus dieser Überlegung den Schluß zu ziehen, daß bei weltweiter Betrachtung Länder, 
die sich wie die EG verhalten, ein Ausmaß der Stabilittlt fUr ihre internen Agrarmärkte realisieren, 
das oberhalb des globalen Optimums liegt. Denn irgendwo auf der Welt entstehen die Kosten der in
ternen EG-Stabilisierung. Da die Abschirmung des EG-Agrarmarktes zu erhöhter Instabilität auf dem 

1) Soweit in landwirtschaftlichen Betrieben die Relation aus Einkommen und Verkaufserlösen mit 
zunehmenden Verkaufserlösen abnimmt (HEIDHUES und TANGERMANN, 17), ist die Situation 
hinsichtlich des relativen Risikos auf der Produzentenseite eher umgekehrt. 

2) Staatliche Aufwendungen fUr Erstattungen stellen lediglich Umverteilung dar. Da hier zunächst 
von Niveaustutzung abstrahiert und lediglich reine Stabilisierung diskutiert wird, gleichen sich 
zudem Erstattungen und Abschöpfungen im Zeitablauf aus. Zudem wird unterstellt, daß der Staat 
als ganzes wenig Risikoabneigung hat, da er immer liquide genug ist, Weltmarktpreisschwankun
gen auszugleichen. 

58 



Weltmarkt führt, können diese Kosten zwei Formen annehmen: Andere Länder haben besonders weit
reichende Maßnahmen zur Stabilisierung des Weltmarktes zu ergreifen (z.B. Vorratshaltung der USA) 
und/oder das erhöhte Risiko besonders starker Instabilität hinzunehmen (z.B. Entwicklungsländer mit 
wenig ausgebautem Außenschutz und knappen Devisenreserven) . Diese Folgerung ist jedoch unter 
zwei Aspekten zu qualifizieren. Einerseits bedeutet nicht jede "Abwälzung" von Instabilität auf den 
Weltmarkt gleichzeitig auch eine Belastung anderer Länder. In dem Ausmaß, in dem sich positive 
und negative Abweichungen verschiedener am Handel beteiligter Länder gegeneinander ausgleichen, 
haben im Gegenteil alle Partner einen Gewinn 1). Der Welthandel ist in dieser Hinsicht ein beson
ders effizienter Stabilisator (JOSLlNG, 28). Das Instrumentarium des EG-Außenschutzes allerdings 
ist so konstruiert, daß es die Pufferwirkung des Weltmarktes nicht nur auf diesen Umfang beschränkt, 
sondern jegl iche I nstabi I ität abwälzt, ob sie von anderen Ländern aufgenommen werden kann oder 
nicht. 

Andererseits ist zu bedenken, daß die Stabilisierung des Binnenmarktes - nicht nur in der EG - mit 
Niveaustützung Hand in Hand geht. Das weltweite Produktionsvolu'men ist damit höher als es auf 
freien Märkten wäre. Dieses Mehr an Produktion kann in gewisser Weise als Puffer gegen Instabili
tät gesehen werden. Zwar wird dadurch noch nicht Stabilität an sich geschaffen, die Instabilität 
findet aber sozusagen auf einem höheren Versorgungsniveau statt und ist damit u.U. weniger gravie
rend. Bei der Beurteilung dieses schwer zu bewertenden Arguments ist allerdings zu bedenken, daß 
das durch Protektion einiger Länder gedrückte Weltmarktpreisniveau in anderen, weniger protektio
nistischen Ländern die Ausweitung des Produktionsvolumens dämpft. Das hat Konsequenzen nicht nur 
für die Versorgungslage der gesamten Welt, sondern auch für die Verteilung der Lasten von Instabili
tät. Soweit die Dämpfung des eigenen Produktionsvolumens Länder mit bedeutendem Zuschußbedarf 
und knappen Devisenreserven betrifft, sind diese schlechter gestell t, da eine größere eigene Produk
tion sie unabhängiger von Weltmarktschwonkungen machen könnte. 

Per Saldo hat es den Anschein, als ließe sich die Hypothese aufrechterhalten, daß die Möglichkeit 
der kostenfreien Abwälzung von Instabilität auf den Weltmarkt dazu führt, daß die Länder mit pro
tektionistischer Agrarpolitik in globaler Sicht ein zu hohes Maß interner Stabilität realisieren. Wird 
dieser Hypothese zugestimmt, so ist daraus die Forderung abzuleiten, daß diese Länder sich einer
seits verstärkt an den Kosten internationaler Stabilisierungsbemühungen beteiligen und andererseits 
etwas mehr Instabilität des Weltmarktes in ihren heimischen Märkten absorbieren sollten. Das könnte 
gleichzeitig dazu führen, daß bewußter als bisher erwogen wird, welches Ausmaß an interner Stabili
tät angestrebt werden soll. LlNDBECK (33) weist darauf hin, daß bisher zu wenig über die Alterna
tive zur Abwehr externer Störungen nachgedacht werde, die darin bestehe, die interne Reoktions-
fI exi b iI i tät zu erhöhen. 

2.3 Wirkungen und Rückwirkungen 

War bisher diskutiert worden, wie sich die Agrarpreispolitik angesichts der Entwicklung der Welt
marktpreise verhält, so ist nun zu fragen, welche Rückwirkungen auf die Weltmarktpreise sich da
raus ergeben. Dieser Aspekt kann relativ kurz abgehandelt werden, da die wesentlichen Folgerun
gen unmittelbar deutlich sind. 

Anhebung des inländischen Agrarpreisniveaus stimuliert die Produktion und dämpft die Nachfrage, 
reduziert also die Importnachfrage bzw. steigert das Exportangebot gegenüber dem Weltmarkt. Das 
gilt wegen des Konsumeffekts, wenn auch in wesentlich geringerem Ausmaß, selbst bei mengenmä
ßiger Beschränkung des inländischen Angebots. Da Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt nicht 

1) Unter diesem Aspekt wäre es interessant zu diskutieren, inwieweit die Bildung eines europäischen 
Agrarmarktes mit besonders intensivem internen Ausgleich zur Stabilisierung des Weltmarktes 
beigetragen hat und in welcher Relation dieser mögliche Stabilisierungsbeitrag zur destabilisie
renden Wirkung des gemeinsamen Außenschutzes steht. 
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völlig preiselastisch, sondern wegen protektionistischer Maßnahmen in anderen löndern eher relativ 
unelastisch sind, ergibt sich daraus ein Druck auf die We Itma rktpre i se • Unmittelbar leidtragende 
sind die Exportlönder. Schwieriger zu beurteilen sind die Folgen fUr die gegenwörtig auf Importe 
angewiesenen Entwicklungslönder. Einerseits profitieren sie gegenwörtig von der Mtsgl ichkeit preis
werter Einfuhren. Andererseits werden die Anreize zur Entwicklung des eigenen Agrarsektors abge
schwöcht, was bei beschrönkten alternativen Entwicklungsmöglichkeiten auf löngere Sicht nachtei
lig sein kann. 

Abschirmung des inlöndischen Marktes gegen Fluktuationen des Weltmarktes engt den Umfang des 
insgesamt zur Pufferung verfUgbaren Volumens ein und erhöht damit die Instabilitöt des Weltmarktes. 
Da das Instrumentarium des EG-Außenschutzes so konstruiert ist, daß nicht nur externe Störungen ab
gewehrt, sondern auch interne Mengenschwankungen weitgehend ungedömpft ausgelagert werden, 
erhöht sich die Instabilitöt des Weltmarktes noch. Leidtragende sind diejenigen, die sich zur Stabi
lisierung des Weltmarktes verpflichtet fUhlen, bzw. diejenigen, die nicht die Mittel haben, diese 
Instabilitöt abzuwehren. 

Zusammengefaßt lößt sich also sagen, daß die handelspolitischen Komponenten der Agrarpolitik zur 
Abwehr von etwas dienen, was sie zum Teil selbst verursachen: Niedrige und instabile Weltmarkt
preise. Diese Situation entsteht ~icht zuletzt dadurch, daß - entsprechend den binnenwirtschaftli
chen Allokationsproblemen bei externen Effekten - aufgrund der internationalen Entscheidungssitua
tion ein Teil der Auswirkungen agrarpreispolitischer Maßnahmen nicht in den Löndern anföllt, die 
diese Maßnahmen ergreifen. Eine andere Formulierung dafUr ist, daß die industrialisierten Lönder 
versuchen, ihre eigenen Agrarprobleme auf den Weltmarkt zu exportieren (z. B. JOSLI NG, 27). 

3 Einige Größenordnungen 

In den vorausgehenden Abschnitten sind die Beziehungen zwischen Weltmarktpreisen und interner 
Agrarpreispolitik allgemein diskutiert worden. Welche Bedeutung die dabei abgeleiteten Aussagen 
fUr die praktische Gestaltung der Politik haben könnten, lößt sich jedoch kaum beurteilen, solange 
die Größenordnungen der mtsglichen Effekte nicht bekannt sind. Im folgenden sollen daher die Er
gebnisse einiger Schötzversuche kurz wil!dergegeben werden. Dabei ergibt sich das Problem, daß 
unterschiedl iche methodische Ansötze und abweichende regionale und zeitl iche Geltungsbereiche 
einen Vergleich zwischen den zitierten Arbeiten weitgehend verhindern. Die angegebenen Zahlen 
mögen daher mehr dazu geeignet sein, das Interesse an den Größenordnungen zu wecken, als end
gultige Erkenntnisse zu vermitteln. 

3.1 Wohlfahrtseffekte 

Verschiedene Versuche sind unternommen worden, den Wohlfahrtsgewinn abzuschötzen, der bei 
einem Abbau der Agrarprotektion durch bessere Nutzung der internationalen Arbeitsteilung erzielt 
werden könnte. Die ambitionierteste Untersuchung durfte dabei diejenige sein, die im Rahmen der 
FAO-Projektionen fUr 1980 mit Hilfe eines Modells fUr das Gleichgewicht auf den Weltagrarmörk
ten u\a. die Auswirkungen des Agrarprotektionismus auf das Welteinkommen zu ermitteln versucht 
(8). Zwar gibt die Problematik des dabei verwendeten Modells, wie in der Studie selbst betont wird, 
einigen Anlaß zur Skepsis gegenUber den Ergebnissen. Immerhin aber stellt diese Arbeit zumindest 
den Versuch dar, die Ruckwirkungen der nationalen Politiken auf die Weltagrarmörkte explizit mit 
zu erfassen. Es wird gefragt, wie sich das Bruttosozialprodukt aller am Welthandel beteiligten Lön
dergruppen 1980 öndern wUrde, wenn alle Lönder auf jeden Agrarprotektionismus verzichten sollten. 
Lediglich die verbesserte Verwendung der Ressourcen wird berUcksichtigt, Änderung der Konsumen
tenwohlfahrt ist nicht in den Ergebnissen enthalten. Folgende Zahlen werden genannt: 
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Entwickelte Länder 
Entwickl ungsländer 
Zentra I verwa I tungsw i rtschaften 

Welt insgesamt 

Anstieg des Bruttosozialprodukts 
Mrd. % v.H.des Aus

gangswerts 

26,4 
37,6 
20,3 

84,3 

0,8 
5,8 
2,2 

1,7 

Von der Steigerung des gesamten Welteinkommens um 1,7 v.H.würden danach die Entwicklungslän
der mit nahezu sechs Prozent höherem Sozialprodukt den größten Vorteil haben. Aber auch die In
dustrieländer könnten ihr Sozialprodukt um nahezu ein Prozent steigern, wenn sie den Agrarprotek
tionismus abbauten. 

Auf nationaler Ebene hat JOSLING (24) eine Studie für das Vereinigte Königreich durchgeführt, 
die den Gewinn an Konsumentenwohlfahrt einbezieht 1). Für das Ende der sechziger Jahre kommt er 
zu dem Ergebnis, daß der Übergang vom System des deficiency payment zu Weltmarktpreisen einen 
Gewinn von 3 Mill. E (weniger als 0,01 v.H.des britischen Bruttosozialprodukts) erbringen könnte. 
Wären die Preise nicht durch staatliche Transfers, sondern durch Außenhandelsschutz gestützt ge
wesen, so hätte der zusätzliche Gewinn 2 Mill. E betragen, worin sich der Effekt auf die Konsu
mentenwohlfahrt wiederspiegelt. Hätten statt der damaligen Preise bereits die höheren Agrarpreise 
der EG gegolten und wären diese ebenfalls von den Konsumenten getragen worden, so hätte der ge
samtwirtschaftliche Wohlfahrtsverlust gegenüber der Situation bei Weltmarktpreisen 34 Mill. E 
(knapp 0,1 v.H.des Bruttosozialprodukts) betragen. 

Zu höheren Werten gelangen GULBRANDSEN und LlNDBECK (14), die die Wohlfahrtsverluste auf
grund der Agrarprotektion in Schweden für 1967 abzuschätzen versuchen. Aufgrund der auch von 
JOSLING verwendeten Analyse von Angebots- und Nachfragekurven bei Agrarprodukten ermitteln 
sie einen möglichen Wohlfahrtsgewinn bei Senkung des Protektionsgrades auf das durchschnittliche 
Niveau der übrigen schwedischen Wi rtschaftsbereiche in Höhe von 0,8 Mrd. Schwedenkronen oder 
etwa 0,6 v.H.des schwedischen Bruttosozialprodukts. Neben dieser Schätzung geben diese Autoren 
auch den möglichen Wohlfahrtsgewinn an, der sich errechnet, wenn der landwirtschaftliche Ressour
ceneinsatz nicht entsprechend der tatsächlichen Angebotskurve des Agrarsektors, sondern gemäß 
gesamtwirtschaftlicher Opportunitätskosten der Produktionsfaktoren bewertet wird. Für diesen An
satz kommen sie zu Wohlfahrtseffekten von 4,7 Mrd. Schwedenkronen oder 3,5 ",H. des schwedischen 
Sozial produkts. 

Die angesprochene Bewertungsfrage weist auf eines der grundlegenden Probleme derartiger Untersu
chungen hin, das darin besteht, daß in komparativ-statischer Analyse ein unmittelbarer Übergang 
von gestützten Agrarpreisen zu dem niedrigeren Wel tmarktniveau unterstellt wird. Abgesehen da
von, daß eine derartige plötzliche Preisänderung politisch schwer vorstellbar ist, ergibt sich dabei 
die Schwierigkeit, die tatsächlichen Reaktionen des Agrarsektors und die realisierbaren Opportuni
tätskosten abzuschätzen. KOESTER und TANGERMANN (31) haben deshalb versucht, in dynami
scher Betrachtungsweise unterschiedliche Entwicklungspfade miteinander zu vergleichen, die sich 
bei verschiedenen Änderungsraten der realen Agrarpreise in der Bundesrepublik Deutschland einstel
len könnten. Ledigl ich die Effekte auf der Produktionsseite werden dabei berücksichtigt. Ergebnis 
dieser Schätzung ist, daß eine zukünftige Anhebung der nominalen Agrarpreise mit einer Rate, die 
um 1 v.H.jöhrlich unter der Steigerungsrate bei Fortsetzung der gegenwärtigen Preispalitik liegt, im 
Jahr 5 (10; 15) nach Beginn dieser zurückhol tenderen Agrarpreispol itik zu einem Wohlfahrtsgewinn 
von etwa 1, 1 (1,8; 3,0) Mrd. DM je Jahr führen kann; diese Beträge würden etwa 0,1 v.H. (0, 2 v.H; 
0, 3 v.~ des dann zu erwartenden deutschen Volkseinkommens ausmachen. Gleichzeitig wurde in 

15 Siehe dazu auch JOHNSON, 21, S. 233 ff. 
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dieser Studie die Sensibilitl:lt der Ergebnisse gegenUber der angenommenen Höhe des Weltmarktpreis
niveaus geprUft, um daraus Aussagen uber die relative VorzUglichkeit verschiedener Politikalterna
tiven angesichts ungewisser Voraussicht uber die Weltmarktsituation ableiten zu können. Es zeigte 
sich, daß die genannten, fUr eine "mittlere" Entwicklung der Weltmarktpreise geltenden Ergebnisse 
erheblich nach oben oder unten zu modifizieren sind, wenn niedrigere oder höhere Weltmarktpreise 
erwartet werden können. Auch bei relativ hohen Weltmarktpreisen ergab sich allerdings noch ein 
A"okationsvortei I fUr die zuruckhal tendere Preispol itik. 

Die zitierten Ergebnisse zeigen Wohlfahrtsverluste aufgrund protektionistischer Agrarpreispolitik, 
die in Relation zum gesamten Sozialprodukt fUr so 'gering gehalten werden mögen, daß eine Diskus
sion darUber sich kaum lohne. Sie scheinen damit das Argument von LEIBENSTEl N (32) zu stUtzen, 
daß Verluste an Allokationseffizienz durch Marktverzerrungen im Vergleich zu mangelnder techni
scher Effizienz innerhalb der Betriebe ("X-efficiency") so geringfUgig sind, daß man wesentl ich mehr 
uber letztere als uber erstere nachdenken solle. Allerdings wl:lre in diesem Zusammenhang zu disku
tieren, wie weit gerade durch gestUtzte Agrarpreise auch der Druck auf höchste innerbetriebliche 
Effizienz beeinflußt wird. Der hohe Stand der Produktionstechnik in einigen traditionellen Niedrig
preis-Ltlndern mag in diesem Zusammenhang von Bedeutung sein. 

3.2 Verl:lnderung der Weltmarktpreise 

Mit Ausnahme der FAO-Studie haben die im vorigen Abschnitt zitierten Untersuchungen lediglich die 
binnenwirtschaftlichen Auswirkungen der Agrarpratektion berUcksichtigt und die Effekte fUr den Welt
markt und damit die RUckwirkungen auf andere Ll:lnder nicht einbezogen. Dabei wl:lre es von erhebli
chem Interesse, abzuschl:ltzen, in wieweit das gegenwl:lrtige Niveau der Weltmarktpreise vom Agrar
protektionismus der am Handel beteiligten Ll:lnder beeinflußt ist. Die komplexe Struktur der Welt
agrarml:lrkte allerdings II:Ißt derartige Schl:ltzungen zu problematischen Unterfangen werden. Das mag 
erkltlren, weshalb relativ wenige Untersuchungen hierzu vorzuliegen scheinen und weshalb deren Er
gebnisse weit voneinander abweichen. 

Die umfassendste Studie ist wiederum die bereits oben genannte Ergl:lnzung zur FAO-Projektion fUr 
1980 (8). Sie versucht abzuschl:ltzen, um welche Prozentsl:ltze die Weltmarktpreise 1980 gegenUber 
der Situation bei Fortbestand der gegenwl:lrtigen protektionistischen Iv\aßnahmen ansteigen könnten, 
wenn alle beteiligten Ll:lnder jeglichen Agrarprotektionismus aufgl:lben. Folgende Steigerungssl:ltze 
in "H.werden genannt: 

Weizen 
Reis 
Futtergetreide 
Zucker 

28,3 
64,4 
23,9 
53,8 

Rindfleisch 
Schweinefleisch 
Geflugelfleisch 
Milchprodukte 

20,1 
9,9 

27,8 
30,8 

Zu teilweise erheblich abweichenden Ergebnissen kommen die ohne Verwendung eines formalen t-io
delis von den vermuteten Mengeneffekten der nationalen Agrarprogramme ausgehenden Schl:ltzungen 
von JOHNSON (21) fUr das Ende der sechziger Jahre. JOHNSON vermutet, daß bei Weizen, Fut
tergetreide und Soya wl:lhrend dieser Zeit die Weltmarktpreise kaum oder höchstens um 10 v.H.uber 
den tatsl:lchlichen Preisen gelegen hl:ltten, wenn vollkommener Freihandel geherrscht hl:ltte. "I would 
conclude that if there were a gradual and consistent move towards free trade in agricultural products, 
substantial price increases would ocour only for butter, sugar, rice and perhaps for beef and veal." 
(21, S. 160). Das Ausmaß der bei diesen Produkten erwarteten Preisanstiege wird allerdings nicht an
gegeben. 

Eine relativ grobe aggregierte Schl:ltzung fUhrt GULBRANDSEN und LlNDBECK (14) zu der Annahme, 
daß das gesamte Niveau der Weltmarktpreise fUr Agrarprodukte in der Mitte der sechziger Jahre um 
20 bis 30 Prozent höher gelegen hl:ltte, wenn al/eine alle westeuropl:lischen Ltlnder auf jeden Agrar
protektionismus verzichtet htltten. 
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Wenn diese Schätzungen auch schwer auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen sind, so läßt sich 
doch aus ihnen die generelle Vermutung ableiten, daß ein Abbau des Agrarprotektionismus zumin
dest bei einigen wichtigen Produkten zu einer spürbaren Preissteigerung auf dem Weltmarkt führen 
würde, daß dieser Anstieg jedoch im allgemeinen nicht ausreichen würde, um die Weltmarktpreise 
etwa von dem Niveau zu Ende der sechziger und Anfang der siebziger Jahre auf das interne EG
Niveau anzuheben. Ein weltweiter Abbau des Agrarschutzes würde unter diesen Bedingungen mit 
einer Senkung des internen Agrarpreisniveaus einhergehen. Wie weit diese Aussage angesichts der 
gegenwärtigen Weltmarktsituation zu modifizieren ist, läßt sich schwer beurteilen, solange nicht 
geklärt ist, welche Bedeutung kurz- und langfristige Faktoren für die jüngsten Veränderungen ha
ben. 

3.3 Stabilisierung 

Spärlicher noch als hinsichtlich des Niveaus scheinen Untersuchungen zu sein, die sich mit den 
Schwankungen der Weltmarktpreise und ihrer Abhängigkeit von den nationalen Agrarpol itiken be
fassen. Das dürfte z. T. daran liegen, daß Fragen der Wel tmarktstabil isierung häufig nicht so sehr 
im Zusammenhang mit der Gestaltung der nationalen Agrarpolitiken, sondern mehr unter dem Aspekt 
ausgleichender Lagerhaltung oder internationaler Abkommen diskutiert werden 1). Sollte dagegen 
die oben besprochene Hypothese zutreffen, daß eine weltweite Tendenz zu Uber das Optimum hinaus
gehender interner Stabilisierung besteht, so wäre auch die Frage von Bedeutung, welchen Beitrag 
eine Abwandlung der nationalen Agrarpolitiken zur Stabilisierung des Weltmarktes leisten könnte. 

Hier soll kurz diskutiert werden, wie sich eine Öffnung der internen Agrarmärkte gegenUber den 
Schwankungen auf dem Weltmarkt auswirken wUrde. Ausgangspunkt ist dabei eine nationale Markt
politik wie diejenige der EG, die sämtliche Preisschwankungen des Weltmarktes über variable Ab
schöpfungen und Erstattungen in ihren Auswirkungen auf den Binnenmarkt vollkommen abfängt. Der 
Beitrag zur Stabi I isierung des Weltmarktes, den eine vollständige Öffnung gegenüber dessen Schwan
kungen 2) erbringen könnte, hängt einerseits von der relativen Größe des inländischen und des 
Weltmarktes ab und ist andererseits von der relativen Höhe der Angebots- und Nachfrageelastizitäten 
ouf Binnen- und Weltmarkt bestimmt. Solange kurzfristige Schwankungen betrachtet werden, dUrften 
die Preiselastizitäten der Nachfrage und des Angebotes (letzteres innerhalb der Produktionsperiode 
ohnehin nur aus Lagerbesttlnden) auf dem Binnenmarkt relativ gering sein. Man kann vermuten, da ß 
sie auf dem Weltmarkt eher noch niedriger sind, da viele Ltlnder versuchen, die Schwankungen des 
Weltmarktpreises ohne Auswirkung auf die internen Märkte bleiben zu lassen. 

Nimmt man zur Vereinfachung an, daß die Summe der Preiselastizitäten von Angebot und Nachfrage 
auf dem Weltmarkt kurzfristig ebenso hoch ist wie auf dem betrachteten Binnenmarkt, so ist nur noch 
nach der relativen Marktgröße zu fragen. Wählt man die Bedeutung der EG für die WeItgetreide
märkte als Beispiel, so kommt man zu folgenden Relationen zwischen Gesamtverbrauch innerhalb der 
Neuner-EG und gesamten Weltexporten 3) (Weltexporte = 100): 

Weizen 
Übriges Getreide 
Getreide insgesamt 

1970/71 

84,6 
152,2 
117,3 

1971/72 

84,9 
145,0 
115,2 

1972/73 

64,9 
126,0 
93,0. 

Faßt man diese Zahlen grob dahingehend zusammen, daß der Umfang des internen EG-Getreidemark-

1) Vergleiche hierzu etwa JOSLING (28) und SINHA (41). 

2) Diese Öffnung gegenüber den Schwankungen könnte durchaus mit einer weiteren Stützung des in
ternen Preisniveaus einhergehen. Siehe dazu unten. 

3) Weltexporte ohne intra EG-Handel. Errechnet nach 10, 42 und 44. 
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tes etwa demjenigen des Weltmarktes entspricht (mit niedrigerer Bedeutung der EG bei Weizen und 
höherer bei Ubrigem Getreide), so läßt sich unter den genannten Elastizitätsannahmen sagen, daß 
eine Öffnung des EG-Getreidemarktes gegenUber den Preisschwankungen des Weltmarktes letztere 
etwa halbieren könnte. 

Eine derartig grobe Überschlagsrechnung kann selbstverständlich nicht mehr als Hinweise auf denk
bare Größenordnungen geben, sie zeigt aber, daß die Öffnung oder Schließung der internen Agrar
märkte gegenUber den Schwankungen des Wel tmarktes erheb I iche Bedeutung fUr dessen Instabil ität 
haben kann. 

4 M~che Kons~uenzen 

FUhrt schon die abstrakte normative Analyse nicht in jedem Fall zu eindeutigen Aussagen, so ist es 
noch schwieriger, die Frage zu beantworten, welche Konsequenzen sich aus dieser Analyse fUr die 
wUnschenswerte oder auch nur fUr die wahrscheinliche Gestaltung der tatsächlichen Politik ergeben. 
Ein wichtiger Ausgangspunkt dUrfte dabei die Unterstellung sein, daß Nationen sich vornehmlich 
von ihrem eigenen Interesse leiten lassen und daß deshalb auch weltweit vorteilhafte Veränderungen 
nur zu erreichen sind, wenn die Länder, die diese Veränderungen herbeifuhren könnten, auch in der 
einen oder anderen Form an den Vorteilen teilhaben werden. Aus dieser Sicht liegt die Unterschei
dung nahe zwischen solchen Veränderungen, die fUr die betroffenen Länder unmittelbar vorteilhaft 
sind und deshalb gewisse Chancen der Realisierung auch im nationalen Alleingang haben, und ande
ren Maßnahmen, deren Erfolg international verteilt ist,_ so daß lediglich auf Gegenseitigkeit ausge
richtete Verhandlungen auf internationaler Ebene zum Ziel fuhren könnten. 

4.1 Maßnahmen im nationalen Interesse 

Wird bisweilen gesagt, ein Abbau des Agrarprotektionismus habe fUr alle beteiligten Länder Vorteile, 
so zeigen Überlegungen hinsichtlich der Terms of Trade, daß fUr die Impartländer der Abbau des ei
genen Agrarschutzes lediglich soweit von Interesse ist, wie er gegenwärtig Uber dem Optimalzoll 
liegt. Die Diskussion der spezifischen Gegenreaktionen von Agrarexporteuren zeigte, daß dieser im 
begrenzten nationalen Interesse optimale Zoll unter Umständen relativ hoch sein kann. Er ist aller
dings mit Sicherheit Uberschritten, wenn wie im Fall der EG Produkte bis zum Nettoexport gestUtzt 
werden oder wenn der verbleibende Nettoimport verschwindend gering wird. Ist die Idee des Opti
malzolls auch mehr ein gedankliches Konzept als eine unmittelbar verwendbare Richtschnur fUr die 
praktische Festlegung eines bestimmten Protektionsgrades, so läßt sich doch folgern, daß die EG 
aus einem teilweisen Abbau des Außenschutzes Allokationsvorteile ziehen könnte. Daß dabei auch 
die Exportländer bessergestell t wUrden, kann als positiver Nebeneffekt betrachtet werden. 

Obwohl die Erwartung gesamtwirtschaftlichen Vorteils innerhalb der EG Haffnung auf eine teilweise 
Reduktion des Protektionsgrades auch ohne Abstimmung mit anderen Ländern machen könnte, schei
nen die politischen Aussichten darauf nicht allzu vielversprechend zu sein. Die Sorge Uber die Ein
kommenssituation in der EG-Landwirtschaft scheint einer Verringerung des Außenschutzes im Wege 
zu stehen, und alternative Möglichkeiten der EinkommensstUtzung durch binnenwirtschaftliche Maß
nahmen werden nur zögernd in Betracht gezogen. Das könnte damit erklärt werden, daß die Kosten 
der Bereitstellung derartiger direkter Einkommenshilfen fUr zu hoch erachtet werden. Allerdings 
spricht manches dafUr, daß eher die pol itischen Kosten sichtbarer Belastungen und Zahlungen als 
ökonomische Kosten dieser staatlichen Transfers das gegenwärtig wirksame Hindernis darstellen. 
Eine fortgesetzte Diskussion der Politikalternativen und ihrer Vor- und Nachteile gerade auch im 
wissenschaftlichen Bereich könnte diese politische Einschätzung im Lauf der Zeit wandeln. 

Wahrscheinlicher jedoch durfte sein, daß statt dessen ansteigende politische Kosten einer unverän
derten Fortsetzung der gegenwärtigen Politik eine Wandlung herbeifuhren 1). Ist es schon erstaun-

1) Zu den Chancen einer Änderung der EG-Handelspolitik bei Agrarprodukten siehe mit ähnlicher 
Argumentation auch JOSUNG (26). 
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lich, mit welcher Gelassenheit Verbraucher und Steuerzahler bisher manche Auswirkungen der EG
Agrarpreispolitik hinnehmen, so könnte bei ansteigenden finanziellen Lasten der gegenwörtigen Poli
tik und zunehmender Absurdität einzelner Maßnahmen zur "Marktentlastung" (Getreidedenaturie
rung, Magermilchkreislauf, Weindestillation) doch eines Tages eine Fühlbarkeitsschwelle überschrit
ten und damit ein Umdenken eingeleitet werden. Der Beziehung zwischen EG-Agrarpreispolitik und 
Weltmarktpreisen könnte dann auch aus interner Sicht wieder vermehrt Bedeutung zugemessen wer
den. Rechtzeitiges Nachdenken über die dann möglichen Konsequenzen könnte die Basis der verfüg
baren Politikalternativen verbreitern. 

4.2 Veränderungen im internationalen Interesse 

Eine Liberalisierung des internationalen Agrarhandels, die zu Protektionsgraden unterhalb des Opti
malzolls führt, hat für die betroffenen Länder nationale Nachteile. Und auch ein Beitrag zur Stabi
lisierung des Weltmarktes scheint für die Länder, die sich bisher durch variablen Außenschutz wirk
sam abschirmen können, mehr nationale Kosten als Vorteile zu bringen. In diesem Bereich können 
lediglich internationale Verhandlungen weiterführen, die den beteiligten Ländern im Gegenzug zu 
eigenen Zugeständnissen Vorteile auf anderen Gebieten bieten. Die bisherigen Erfahrungen im Rah
men der GATT -Verhandlungen und der Welternährungskonferenz geben allerdings wenig Anlaß zu 
weitreichendem Optimismus. Dabei scheinen die Aussichten umso schlechter zu sein, je weniger es 
gelingt, die Agrarverhandlungen in den allgemeinen Rahmen der Gespräche über die Liberalisierung 
des internationalen Handels und die zukünftige Gestaltung der Entwicklungshilfe einzuspannen, 
weil die Möglichkeiten gegenseitigen Nehmens und Gebens dann umso stärker eingeschränkt sind. 

Unter den z.B. im REY-Report (38) diskutierten verschieden weitreichenden Möglichkeiten interna
tionaler Absprachen über einen weltweiten Abbau des Agrarprotektionismus scheint gegenwärtig 
bestenfalls der am wenigsten ambitionierte Schritt reale Chancen zu haben, der in einer Einigung 
darauf bestünde, nicht noch durch neue Maßnahmen das Protektionsniveau weiter anzuheben. Dabei 

'dürfte einer umfassenden quantitativen Untersuchung der Handelseffekte aller von den einzelnen 
Ländern verwendeten agrarpolitischen Maßnahmen als Beurteilungsgrundlage wichtige Bedeutung zu
kommen, wie sie z.B. von JOHNSON (21) gefordert wird und in einer FAO-Studie (9) bereits in 
Ansätzen verwirkl icht ist. Eine offene Diskussion über quantitative Maßstäbe der Protektion und über 
Wirkungen auf das Handelsvolumen könnte die Grundlage für das "Einfrieren" des Protektionsniveaus 
und einen spöteren allmählichen Abbau sein. Dabei verdienen vor allem Vorschläge Interesse, die 
darauf abzielen, in die internationalen Verhandlungen lediglich solche Maßnahmen des Agrarschutzes 
einzubeziehen, die durch ihre Auswirkungen auf Produktion und Konsum den Handel mit Agrarpro
dukten beeinflussen, den Ländern jedoch freie Hand bei solchen Instrumenten zu lassen, die die 
Agrareinkommen stützen ohne Effekte auf die Agrarmärkte zu haben 1). Würden derartige Vorschläge 
akzeptiert und in der Gestaltung der nationalen Agrarpolitiken berücksichtigt, so würde eines der 
wesentlichen Hindernisse auf dem Weg zur Liberalisierung des Agrarhandels verringert, das in der 
Sorge der Regierungen über den zunehmenden Anpassungsdruck auf die Landwirte bei verringertem 
Niveau des Außenschutzes besteht. 

Parallel zu den Verhandlungen über einen Abbau des Protektionsniveaus sind Fortschritte in den in
ternationalen Bemühungen um Stabil isierung der Weltagrarmärkte erforderl ich. In diesem Zusammen
hang werden vornehmlich Lagerhaltung und Warenabkommen diskutiert. Es erscheint erwägenswert, 
daneben auch vermehrt die Möglichkeit einer teilweisen Öffnung der Binnenmärkte gegenüber den 
Bewegungen des Weltmarktes ins Auge zu fassen und damit das in einem freieren internationalen Han
del liegende Stabilisierungspotential zu nutzen. Dabei braucht nicht notwendigerweise auch das 
durchschnittliche Stützungsniveau vermindert zu werden. So könnte sich z.B. die EG entschließen, 
ihre Abschöpfungen und Erstattungen etwas weniger variabel als gegenwärtig zu handhaben und 
stattdessen einen Teil der Preisschwankungen des Weltmarktes in die Binnenmärkte hineinwirken zu 

1) Siehe z.B. JOHNSON (22) und JOSLING (26). 
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lassen. Durch eine entsprechende Konstruktion der Formel zur Berechnung der Abschöpfung bzw. 
Erstattung könnte dennoch das durchschnittliche Agrarpreisniveau innerhalb der EG aufrechterhal
ten werden 1). Gleichzeitig wl:lre eine Ausweitung der Bandbreite zwischen Schwellen- und Inter
ventionspreis erforderlich, um die Intervention nicht zu schnell greifen zu lassen. Bei starkem Rück
gang der Weltmarktpreise könnten dennoch Mengen vom Weltmarkt in die inl!:indische Intervention 
fließen, bei entsprechender Konstruktion der Exporterstattungen bzw. -belastungen würden umge
kehrt inl!:indische Interventionsbest!:inde zur Auflockerung des Weltmarktes in Phasen extrem hoher 
Preise beitragen. Die Einbeziehung der inl!:indischen Interventionsbest!:inde in die Stabilisierung des 
Weltmarktes ist zwar kein notwendiger Bestandteil der vorgeschlagenen Abwandlung der Abschöp
fungsformel , sie könnte jedoch einen von anderen L!:indern begrUßten zus!:itzl ichen Stabil isierungs
beitrag der EG leisten. Da eine derartige Änderung des gegenwl:lrtigen EG-Systems der variablen 
Abschöpfungen und Erstattungen fUr die EG selber keinen unmittelbaren Vorteil hat, könnte sie le
diglich bei entsprechenden Gegenleistungen anderer L!:inder eingefUhrt werden. Das könnte z. B. 
bedeuten,daß die EG die Möglichkeit einer solchen Abwandlung ihres Systems als Angebot in die 
GATT-Verhandlungen einbringt und dafUr gleichwertige Reaktionen ihrer Verhandlungspartner er
wartet. 

So gering die Aussichten auf Liberalisierung des Agrarhandels gegenw!:irtig auch scheinen, es bleibt 
doch zu hoffen, daß in zukünftigen Verhandlungen Leistungen und Gegenleistungen gefunden und 
vereinbart werden, die zu allseitigem Vorteil eine allm!:ihliche Öffnung der nationalen Agrarm!:irkte 
erlauben. Sollten derartige Fortschritte ausbleiben, so sind die größten Nachteile noch nicht ein
mal unbedingt im Agrarbereich selbst, sondern u.U. eher noch auf den übrigen Warenm!:irkten zu 
befUrchten. Der REY-Report (38, S. 75) warnt eindringlich: "there is danger, .•• that the scope 
and significance of agricultural trade may hamper more general progress in trade policy and trade 
relations. " 

5 S~ialprobleme innerhalb der EG 

In den vorausgehenden Abschnitten war bisher die EG wie eine einzelne Nation mit einheitlichen 
Interessen und einem voll integrierten Markt behandelt worden. Solange jedoch das einzeIstaatli
che Element innerhalb der Gemeinschaft noch stark, wenn nicht sogar stl:lrker als das supranationale 
Denken ausgepr!:igt ist, ergeben sich aus den hier dargelegten Überlegungen verschiedene Konse
quenzen fUr Regelungen innerhalb der EG. Zwei wichtige Folgerungen sollen kurz angesprochen 
werden. 

Zwei wesentliche Argumente fUr einen Außenschutz bei Agrarprodukten stehen in Beziehung zu Ver
teilungsfragen. Einkommenssicherung fUr den Agrarsektor durch PreisstUtzung betrifft die binnenwirt
schaftliche, Verbesserung der Terms of Trade beeinflußt die internationale Einkommensverteilung. 
Beide Aspekte haben Bedeutung auch fUr die Verteilung zwischen den EG-Mitgliedsstaaten. Je nie
driger der Selbstversorgungsgrad eines EG-Landes im Vergleich zum Durchschnitt der Gemeinschaft 
ist, umso mehr tragen die Verbraucher dieses Landes zur EinkommensstUtzung der Landwirte in ande
ren Mitgliedsl!:indern bei und umgekehrt. Plastischer formuliert: Ein erheblicher Teil der Einkommens
transfers an französische Landwirte wird von deutschen Verbrauchern geleistet. Historische Konstella
tionen und anders verlaufende Verteilungswirkungen auf Ubrigen Gebieten mögen diese internationa
len Transfers innerhalb der Gemeinschaft rechtfertigen. Die Überlegungen zu den politischen Ko
sten einer möglichen direkten Einkommenssubventionierung erhalten jedoch unter diesem Aspekt 

1) Gegenw!:irtig werden die Abschtspfungen a aufgrund des Schwellenpreises s und des Weltmarkt
preises w berechnet als a = s-w. Entsprechend obigem Vorschlag ktsnnte die Htshe der Abschtsp
fungen nach der Formel a= c +oc'(s-w) bestimmt werden mit O~CX< 1 und einer Konstanten c, 
die bei gegebenem c:x fUr das angenommene bzw. gegenwl:lrtige Durchschnittsniveau des Welt
marktpreises gerade zum gewUnschten Inlandspreis fuhrt. Nach dieser Abschtspfungsformel wUrde 
der Anteil l-OCder Preisschwankungen auf dem Wel tmarkt ins Inland Ubertragen. 
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eine zusätzliche Dimension. Es ist zu entscheiden, ob diese internationalen Transfers, soweit sie 
politisch erwünscht sind, durch sichtbare Leistungen, etwa in Form von Finanzbeiträgen zum EG
Haushai t, oder in unsichtbarer Weise durch Verbraucherbelastungen geleistet werden sollen. Ein 
Gesichtspunkt für diese Entscheidung mag darin liegen, daß die Regierung eines Landes, das Netto
Transfers an andere Mitgliedsländer erbringt, dies außenpolitisch vermutlich besser verwerten könn
te, wenn diese Transfers als sichtbare Zahlungen zutage lägen. 

Der EG-Verteilungsaspekt der Terms of Trade-Erwägungen ergibt sich daraus, daß die gemeinsame 
Durchführung und Finanzierung der Agrarmarktpolitik die Situation der Nettoimport- und Netto
exportlönder unterschiedlich berührt. Im Hinblick auf die Terms of Trade auf dem Weltmarkt würden 
die Importlönder typischerweise eine Stimulierung, die Exportlönder eine Dömpfung der inlöndischen 
Produktion befürworten. Die Einbindung in die gemeinsame Agrarpolitik modifiziert diese Interessen
lage in zweifacher Weise, da der Außenhandel nun nicht nur mit dem Weltmarkt, sondern auch mit 
den im Agrarpreis zum inlöndischen Niveau parallel laufenden anderen Mitgliedslöndern erfolgt, 
und da die Zolleinnahmen bzw. Exportsubventionen nicht mehr unmittelbar die nationalen Budgets 
berühren. Für die Importlönder sinkt damit der Anreiz zur Ausweitung der inlöndischen Produktion, 
für die Exportlönder wird ein Anstieg ihrer Agrarerzeugung weniger nachteilig. Verbleibt für die 
Gemeinschaft, wie das in der EG der Fall ist, insgesamt noch ein Nettoimportbedarf, so kann sich 
eine gemeinsame Dämpfung der Importe vom Weltmarkt nach wie vor lohnen. Finanzielle Ausgleichs
maßnahmen innerhalb der Gemeinschaft hätten dann allerdings die erwünschte Verteilung des Ge
winns zu sichern. Es wöre interessant, die Finanzbeziehungen innerhalb der EG unter diesem Aspekt 
näher zu analysieren. 

Eine andere Folgerung aus den Überlegungen zur Protektion gegenüber dem Weltmarkt betrifft die 
Differenzierung des Agrarpreisniveaus zwischen den EG-Mitgliedslöndern, wie sie gegenwörtig 
durch den Grenzausgleich erfolgt. Eine gängige Forderung der Freihandels-Anhänger lautet, die
ser Grenzausgleich müsse zugunsten eines einheitlichen Agrarpreises abgebaut werden, um eine bes
sere Arbeitsteilung innerhalb der EG zu erreichen. In der Diskussion darüber haben bisher Überle
gungen zur Allokation zwischen dem Gesamtbereich der EG einerseits und dem Weltmarkt anderer
seits anscheinend eine untergeordnete Rolle gespielt. 

Welche Bedeutung derartige Überlegungen haben könnten, höngt davon ab, wie die realistische Al
ternative zum gegenwörtigen System des Grenzausgleichs aussöhe. Bestünde sie darin, daß ledig
lich die Lönder mit positivem Grenzausgleich diesen abbauen, die Staaten mit einem Agrarpreis
niveau unterhalb der gemeinsamen Ebene ihren negativen Grenzausgleich jedoch beibehalten, so 
würde der durchschnittliche Protektionsgrad der EG gElgenüber dem Weltmarkt gesenkt und der Han
del mit Drittlöndern gefördert. Wöre jedoch die Alternative, daß alle Länder gleichzeitig zum ge
meinsamen Agrarpreisniveau zurückkehren, so könnte die Antwort nicht derartig einfach ausfallen. 
Die Grenzausgleichssätze, Angebots- und Nachfrageelastizitäten und Marktvolumina innerhalb der 
einzelnen Länder müßten miteinander verglichen werden, wenn festgestellt werden soll, ob ein der
artiger Abbau des Grenzausgleichs den Handel mit Drittländern fördern oder einschränken würde. 
Bedenkt man neben diesen Überlegungen noch, daß auch die oben angesprochenen Transferströme 
innerhalb der EG durch die nationale Differenzierung der Agrarpreise erheblich betroffen werden 
können, so erscheint das Problem des Grenzausgleichs auf den EG-Agrarmärkten noch wesentlich 
komplexer, als bereits die bisher geführte kontroverse Diskussion vermuten ließ. 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

G. VIATTE, L.v.BREMEN und S. TANGERMANN 

zusammengeste II t von 

K. Tamme, Kiel 

Herr VIATTE vertrat in seinem Referat die Ansicht, bilaterale Abkommen wie z.B. das jüngste Ge
treideabkommen zwischen den USA und der UdSSR seien geeignet, Instabilitäten auf den jeweiligen 
Märkten abzuschwächen. Hierzu wurde die Gegenthese aufgestellt, bilaterale Abkommen führten 
für jene Länder, die nicht in das Abkommen einbezogen sind, speziell bei Marktunterversorgungen 
zu verstärkter Instabilität. Weiterhin wurden Zweifel an der Wirksamkeit bilateraler Abkommen vor
gebracht, da sie einerseits Ländern mit politisch wenig Macht schwer zugänglich seien und anderer
seits der Weltrohstoffmarkt - und hier insbesondere die Weltagrarmärkte - ohnehin einen starken Re
sidualcharakter aufweise, der durch zweiseitige Verträge noch verstärkt werde. Damit bleibe bei 
zunehmenden bilateralen Abkommen ein immer kleiner werdender Anteil für die Pufferung über Buffer
Stocks übrig und führe so zu wahrscheinlich immer instabiler werdenden Verhältnissen. Es ließe sich 
hieraus die utopische Forderung des "Alles oder Nichts" ableiten; zumindest sollte jedoch versucht 
werden, einen wesentlichen Prozentsatz des Marktes in den Griff zu bekommen. Wenn etwa 70 v.H. 
oder 80 v.H.des Marktes in bilaterale Abkommen eingehen, müßten daneben noch zwei weitere Vor
aussetzungen, nämlich eine geringe Teilnehmerzahl und ähnliche Interessen der Teilnehmer, erfüllt 
sein, um Marktstabilisierung über ein Kartell zu erreichen. Dennoch könne für die übrigen Markt
teilnehmer keine Stabil ität garantiert werden. Um hier einen Ausweg zu finden, müsse man institu
tionelle Regelungen treffen, wie sie sich beispielsweise durch eine internationale Lagerhaltungspo
litik anbieten. Voraussetzungen hierfür seien jedoch Verbesserung der Information sowie ihre Ana
lyse und Diskussion, um sachgerechte Schlußfolgerungen ziehen zu können. Auf diese Information 
aufbauend sollten vor allem mittelfristige (zwei bis vier Jahre) Projektionen durchgeführt werden, 
die einen rechtzeitigen stabilisierenden Markteingriff ermöglichen. Grundsätzlich stimmte man da-
rin überein, daß von den bilateralen Abkommen ein zusätzlicher destabilisierender Impuls ausgehen 
kann. Dennoch komme speziell dem Abkommen zwischen den USA und der UdSSR positive Bedeu-
tung zu, denn es sei so eine leichtere Einschätzung der Marktsituation möglich, und das könne zu 
mehr Stabilität führen. 

Man war sich mit dem Referenten v. BREMEN darin einig, daß der Markt durch seine Steuerungs
instrumente zu entscheiden vermag, wer, für wen, was produziert. Ebenso sei die Frage des Produk
tionszeitpunktes modell theoretisch klar zu beantworten. Für die praktische Pol itik habe dieser mo
deli theoretische Ansatz jedoch sehr geringe Bedeutung, da vielmehr für die jetzige oder zukünftige 
Produktion entscheidend sei, welches Gewicht dem Risikofaktor beigemessen werde. Schätze man 
das Risiko sehr hoch ein, sei die Wirkung der Steuerungsmechanismen des Marktes auch in zeitlicher 
Hinsicht gering. Es liege hier somit ein gewisses Marktversagen vor, denn die Steuerung über die 
Zeit erfolge von den marktwirtschaftlichen Anpassungskräften nur unvollkommen. Dennoch könne 
man bei unterschiedlicher Risikoneigung der einzelnen Länder zu einer Angebotsfunktion des betref
fenden Rohstoffes gelangen. In diesem Zusammenhang wurde die unterschiedliche Höhe der Nach
frageelastizitäten nach Endprodukten in entwickelten Ländern und Entwicklungsländern diskutiert. 
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Dabei kam zum Ausdruck, daß für diesen Unterschied insbesondere der Liquiditätseffekt infolge stark 
gestiegener Rohstoffpreise in den Entwicklungsländern bestimmend sei. 

Intensiv wurde der von Herrn TANGERMANN unterbreitete Vorschlag diskutiert, das jetzige System 
der generellen Preisstützung durch gezielte Subventionen zu ergänzen, die möglichst nahe am Ort 
des Ungleichgewichts ansetzen sollten. Als Ideal könne man sich ein Modell vorstellen, in dem sich 
handelspolitische Stützungsmaßnahmen und Subventionen im Gleichgewicht befinden. Dadurch würde 
der evtl. gewünschte Effekt erzielt, etwas mehr Instabilität des Weltmarktes auf den Inlandsmarkt zu 
übertragen. In der Diskussion gab man zu bedenken, daß eine solche Umschichtung und Maßnahmen
koppelung zu noch ausgeprägterer, schwer kontroll ierbarer Bürokratie sowie zu noch stärkeren Markt
ungleichgewichten führen könne. Vielmehr sollte man überprüfen, ob die Streichung bestehender 
Stabilisierungsinstrumente überhaupt zu mehr Instabilität führe. Mit dem Verzicht solcher Instrumente 
sollte die EG versuchen, mehr Stabilität auf den residualen Weltmärkten zu erreichen. Allerdings 
bestehe aus egoistischer Sicht der EG keine Veranlassung, einen solchen Schritt ohne Gegenleistun
gen zu vollziehen. Das könne jedoch z.B. in GATT-Verhandlungen ein Angebot sein, um ein Ent
gegenkommen bei industriellen Produkten zu erzielen. Insgesamt gesehen komme es darauf an, wo
rauf man in anderen Bereichen verzichten muß, wenn international mehr stabilisiert werden soll. 
Das wiederum sei eine Frage des politischen Kompromisses. 

72 



DIE ELEMENTE RATIONALER ENTSCHEIDUNGEN UNTER UNSICHERHEIT 

von 

C.-Hennig Hanf, Kiel 1) 

Grundprobleme rationaler, wirtschaftlicher Entscheidungen unter 
Unsicherheit 74 

2 Zur Ableitung operationaler Zielsysteme bei Entscheidungen unter 
Unsicherheit 74 

3 Zur Darstellung der entscheidungsrelevanten Umwelt 76 
3.1 Typologie unsicherer Daten 76 
3.2 Formen der Unsicherheit in Bereichen der landwirtschaftlichen 

Produktion 78 
3.3 Zum Ausmaß der Unsicherheit in existenten landwirtschaftlichen 

Betrieben 83 

4 Maßnahmen zur Nutzensteigerung bei Unsicherheit 84 
4.1 Anpassung und Antizipation 84 
4.2 Informationsgewinnung 84 
4.3 Prophylaktische Maßnahmen 85 
4.4 Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz nachtrl:iglicher An-

passungen 86 
4.5 Schlußbemerkung 87 

5 Zur Abgrenzung typischer Entscheidungssituationen 88 

6 Zur Wahl des optimalen Planungsmodells 89 
6.1 Kriterien der Auswahl 89 
6.2 Der Planungsaufwand 89 
6.3 Eine Möglichkeit zur Erhöhung der Planungseffizienz 89 
6.4 Eine Anmerkung zur Darstellung von Annahmen und Ergebnissen 

von Planungsrechnungen 90 

1) Ich danke Herrn E. HANF und Herrn W. SKOMROCH fUr zahlreiche wertvolle kritische Anmer
kungen und Ergl:inzungsvorschll:ige zu einer fruheren Fassung dieses Beitrages. 

73 



Grundprobleme rationaler, wirtschaftl icher Entscheidungen unter Unsicherheit 

Wirtschaftliche Entscheidungen mUssen unter folgenden Bedingungen gefeillt werden: 
1. Das Ergebnis einer Handlung wird von der Konstellation einer Reihe von Faktoren (der Umwelt) 
bestimmt, die sich der Beeinflussung durch den Entscheidenden ganz oder teilweise entziehen. 
2. Die sich tatsClchlich realisierende Konstellation dieser Faktoren ist zum Zeitpunkt der Entschei
dung nicht eindeutig prognostizierbar. 
3. Die Zahl der möglichen Konstellationen ist in der Regel nahezu unbeschrClnkt. 
4. Die Zahl der möglichen Handlungen (der Aktionsraum) ist ebenfalls in der Regel praktisch unbe
schrClnkt. 
Um unter diesen Bedingungen eine Entscheidung nach dem ök,onomischen Prinzip fClllen zu können, 
muß man die RealitClt in einem formalen Modell abbilden, in der Regel in einem mathematischen 
Modell 1). Da die RealitClt nicht vollstClndig abgebildet werden kann, ergibt sich die Notwendig
keit, die reale Welt problem- und modellgerecht zu vereinfachen. Um nun auf der Basis solcher 
formaler Modelle rationale Entscheidungen fClllen zu können, mUssen weiterhin die verfolgten Zwek
ke ebenfalls so formal isiert werden, daß sie als operationale Zielfunktionen des formalen Modells 
dienen können. Schließlich sind bei konsequenter Anwendung des ökonomischen Prinzips die notwen
digen Aufwendungen zur Ausfullung und Lösung des Formalproblems bei der Wahl des zur Entschei
dungsvorbereitung verwendeten Modells zu berUcksichtigen. In denjenigen FClllen, in denen die mit 
der Entscheidungsvorbereitung beauftragte Person oder Institution nicht identisch ist mit derjenigen 
Person oder Institution, die die Entscheidung fClllt, ergibt sich zusCltzlich das Problem der Darstel
lung der Annahmen und der Interpretation der Lösungen des Formalproblems. 

Rationale Entscheidungen unter Unsicherheit setzen also voraus, daß fUr folgende Probleme adCl
quate Lösungen gefunden werden: 
1. Abbildung des Systems der Zwecke in operationale Zielfunktionen 
2. Abbildung der relevanten Umwelt 
3. Abbildung des Aktionsraumes 
4. Wahl des "optimalen" Planungsmodells 
5. Darstellung der Annahmen und der Lösung des Formalproblems. 
ErgClnzend sei noch bemerkt, daß "rationale" Entscheidungen wiederum voraussetzen, daß zur Lö
sung der o.a. Teilprobleme - die selbst wieder Entscheidungen unter Unsicherheit verlangen - das 
ökonomische Prinzip konsequent Anwendung findet 2). 

2 Zur Ableit~operationaler Zielsysteme bei Entscheidungen unter Unsicherheit 

Rationale Entscheidungen setzen ein vollstClndiges und operationales Zielsystem voraus (HAX, 4; 
HEINEN, 5). 
Dies beinhaltet: 
- alle verfolgten Ziele (Zwecke) sind explizit erfaßt, 
- der Zielrealisationsgrad ist meßbar, 

PrClferenzrelationen fUr alle Ziele I iegen vor und 

1) MÜLLER-MERBACH (9, S. 6) formuliert dies noch schl:lrfer. "Die Ablehnung der Mathematik ist 
gleichbedeutend mit einer Ablehnung des einzigen Instrumentariums, mit dem sich das ökonomi
sche Prinzip realisieren IClßt." 

2) Vielfach wird hieraus die prinzipielle Unlösbarkeit des Problems bzw. die prinzipielle UnmClg
lichkeit rationaler Entscheidungen gefolgert, da es sich um ein unendlich rekursives System hand
le. Diese Schlußfolgerung ist falsch, da stets bei der n-ten Rekursion der Fall eintritt, daß die 
"Kosten" in Bezug auf die Zwecke "Null" werden und damit selbst bei beliebig kleinem Nutzen 
eine eindeutig rationale Lösung existiert. 
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eine Nutzenbewertung der Präferenzrelationen konfliktärer (antinomischer) Ziele ist gegeben 
(KRELLE, 7). 

Insbesondere die Bestimmung der Präferenzrelationen und deren Nutzenbewertung bei konfl iktären 
Zielen bereitet erhebliche Schwierigkeiten, die häufig durch folgende, rigorose Annahmen um
gangen werden: 

1a. Es existiert eine Zielgröße, deren Verfolgung die übrigen Ziele positiv beeinflußt bzw. zumin
dest die Verfolgung der übrigen Ziele nicht beeinträchtigt (HEINEN, 5), 
oder 

lb. die Nutzenschätzung der Ergebnisse in bezug auf die einzelnen Ziele ist lediglich unterhalb be
stimmter Mindestwerte und oberhalb bestimmter Höchstwerte voneinander abhängig, innerhalb 
dieser Anspruchsniveaugrenzen dagegen voneinander unabhängig (BAMBERGjCOENENBERG, 1). 

2. Es werden ausschließlich Maximierungs- (bzw. Minimierungs-)ziele verfolgt. 

Mit diesen Annahmen reduzieren sich Entscheidungsprobleme auf die Maximierung (Minimierung) 
einer Zielvariablen (Annahme 2), wobei die übrigen Ziele entweder als Nebenbedingungen auftre
ten (Annahme 1b) oder als nicht relevant betrachtet werden (Annahme 1a). Eine solche Vorgehens
weise ist auch im landwirtschaftlichen Bereich durchaus üblich und hat sich bei einer Reihe von Ent
scheidungsproblemen bewährt. 

Soll jedoch die stets existente Unsicherheit in die Entscheidung explizit einbezogen werden, so ist 
neben einem Maximierungsziel ein Sicherheitsziel zu berücksichtigen. Da der Aspekt der Unsicher
heit vor allem bei längerfristigen Planungen von Bedeutung ist, muß man in der Regel zusätzlich 
eine Zeitpräferenzrelation beachten. Insgesamt sind also bei Entscheidungen unter Unsicherheit zu
mindest eine Höhenpräferenzrelation, eine Zeitpräferenz und eine Risiko- bzw. Unsicherheitspräfe-. 
renz zu berücksichtigen. 

Da diese drei Zielkriterien konfliktär sind, müßten sie in einer gemeinsamen Nutzenfunktion zusam
mengefaßt werden (TEICHMANN, 12). Man könnte nun versuchen, in Anlehnung an RAMSEY (10) 
solche (unbewußt vorhandenen) Teichmann-Nutzenfunktionen empirisch durch Vorlage fiktiver Ent
scheidungssituationen zu schätzen. Dagegen ist jedoch einzuwenden: 

Wenn Höhen-, Zeit- und Unsicherheitspräferenzen und deren Nutzenbewertung simul tan ge
testet werden sollen, wird eine sehr große Zahl von Tests notwendig. 
Präferenzrelationen sind zwar individuelle Eigenschaften, aber sicher nicht zeitlich invariant. 
Es ist nicht auszuschl ießen, daß bei fiktiven Entscheidungen andere Aktionen präferiert werden 
als bei realen Entscheidungen. 

Die bisherigen Ausführungen lassen sich kurz dahingehend zusammenfassen: 
Rationale Entscheidungen unter Unsicherheit setzen Nutzenfunktionen voraus, die Höhen-, Zeit
und Unsicherheitspräferenzrelationen umfassen. 
Solche Nutzenfunktionen können in der Regel nicht bestimmt werden. 

Unter diesen ungünstigen Prämissen lassen sich dennoch in vielen Fällen sinnvolle Entscheidungshil
fen geben, wenn zwei pragmatische, für sehr viele Entscheidungsfälle akzeptable, vereinfachende 
Annahmen getroffen werden, und zwar: 

Die Zeitpräferenzrelation ist von der Höhen- und Unsicherheitspräferenzrelation unabhängig. 
- Alle Präferenzrelationen beinhalten Maximierungs- bzw. Minimierungsregeln. 

Aus diesen Annahmen ergeben sich folgende Konsequenzen: 
1. Zur Berücksichtigung der Zeitpräferenz kann eine Diskontierung der Ergebnisse der Aktionen auf 

einen bestimmten Zeitpunkt verwendet werden. 
2. Die zu schätzende Nutzenfunktion umfaßt nur noch zwei Präferenzrelationen, was die o.a. Ein

wendungen zwar nicht aufhebt, aber abschwächt. 
3. Die explizite Schätzung einer Nutzenfunktion kann ganz vermieden werden, wenn an Stelle einer 

Optimallösung die Gesamtheit der bezüglich der Höhen- und der Unsicherheitspräferenzrelation 
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effizienten U:lsungen bestimmt werden. Zur Entscheidung selbst muß man dann zwar auch noch 
die Nutzenfunktion kennen (d.h. meist nur einige Punkte davon), aber man benötigt sie nicht 
schon a) zur Feststellung der realisierbaren Handlungsmöglichkeiten und auch nicht b) zum Ver
gleich dieser Handlungsmöglichkeiten bezugl ich ihrer "ob jektiven Vorzugl ichkeit". 

3.1 Typologie unsicherer Daten 

Notwendige Voraussetzung einer rationalen Entscheidung bei Unsicherheit ist es, die möglichen 
Konstellationen der das Ergebnis beeinflussenden Umweltdaten problemgerecht abzubilden. Im fol
genden werden kurz einige "Eigenschaften" unsicherer Daten skizziert, die in der Regel zu beach
ten sind, wobei diese "Eigenschaften" zum Teil nur im Hinblick auf ein spezielles Entscheidungs
problem zu definieren sind. 

In Übersicht 1 sind solche "Eigenschaften" unsicherer Daten angegeben, die im folgenden kurz er
I äutert werden soll en. 

Übersicht 1: Wichtige "Eigenschaften" unsicherer Daten 

Unsichere Daten 

Verteilung ist 
bekannt 

(RiSik~ 

subjektive o. objektive 
Wahrscheini ichkeit 

~ 

Verteilung ist 
unbekannt 
(Unsicherheit i.e.S.) 

kontinuierl iche Zustandsräume diskrete Zustandsmengen 

~~ 
begrenzter unbegrenzter 
Zustandsraum Zustandsraum 

I nformationsgew innung 
reduzierbar 

-'----h symmetnsc e 
Bewertung 

~'d. 
I nformationsgewi nnung 
nicht reduzierbar 

~ 
individuell 

~";"h' 
Bewertung 

~! !!! __ !5:,!l,!l!~~s_ ~~ ~Y~.r!~ ~1~,!liL 
Definitionsgemäß liegt Unsicherheit vor, wenn es für möglich erachtet wird, daß eine Variable ver
schiedene Werte (Zustände) annehmen kann. Es sind hier zwei Extremfälle zu unterscheiden: 
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a. Es ist lediglich bekannt, welche Werte (Zustände) die Variable annehmen kann. 
b. Es ist bekannt, welche Werte die Variable annehmen kann und mit welcher Wahrscheinl ichkeit 

das Eintreffen der einzelnen Werte zu erwarten ist. 

Im ersten Fall spricht man von Ungewißheit i.e.S. oder von Unsicherheit i.e.S., im zweiten Fall 
von der Risikosituation (SCHNEEWEISS, 11; KNIGHT, 6) 1). In der Real ität kommen diese Extrem
fälle selten vor, Fall 2 beschränkt sich auf Lotterien u.ä., in Fall 1 wird man bei vollkommener Un
kenntnis der Eintreffenswahrscheinlichkeiten logischerweise von einer Gleichverteilung ausgehen. 

~!!!~ __ ~~~i~~~~=L_~~~~~~~~~~~~:~!1~~:~~!1~ 
Im Regelfall muß man eine mehr oder weniger subjektive Annahme uber die Wahrscheinlichkeitsver
teilung treffen. Es sei hier angemerkt, daß höufig fälschl icherweise der Begriff "ob jektive Wahr
scheinlichkeit" dann verwendet wird, wenn eine Wahrscheinlichkeitsverteilung aus historischem Ma
terial abgeleitet wird. Die Gewinnung einer solchen Verteilung ist dann zwar intersubjektiv nach
prUfbar, die Subjektivität bleibt jedoch prinzipiell bestehen, sie beschränkt sich jedoch auf die 
Wahl der Verteilungsfunktion und die Annahme der Kontinuität von Vergangenheit zur Zukunft. 

Schließlich ist darauf zu verweisen, daß intersubjektiv nachprUfbare Verteilungen nicht in jedem 
Fall groben subjektiven Schätzungen vorzuziehen sind, da die letzteren u. U. spezielle Informatio
nen impl izieren. 

3.1.3 Zustandsraum -------------------
Man bezeichnet den Zustandsraum einer Variablen als "begrenzt", wenn diese Variable nur Werte 
aufweisen kann, die innerhalb eines exakt definierbaren Intervalls liegen. Den Begriff "unbegrenzt" 
wird man dementsprechend verwenden, wenn solche eindeutigen Grenzen nicht existieren. Als "dis
kret" wird man sie bezeichnen, wenn sie nur bestimmte Werte im zulässigen Bereich annehmen kann 
(so z. B. naturl iche Zahlen), "kontinuierlich", wenn theoretisch alle Werte zwischen den Grenzen 
auftreten können. Bei der Modellbildung mUssen diese "Eigenschaften" exakt definiert werden, wo
bei jedoch in der Realität keine eindeutige Zuordnung gegeben ist, so kann beispielsweise der Hek
tarertrag als diskrete Variable behandelt werden, da i.d.R. eine Verwendung von Ertragsstufen aus
reicht, er kann aber auch als kontinuierliche Variable verwendet werden, da jeder Wert (bis auf die 
Meßgenauigkeit) auftreten kann. 

~!.!!.~ __ ~;~.?!=_I.!:li~~~~~i.?.!:l=~.?.!:l.§l!l~ 
Unsicherheit hat stets seine Ursache im "Nichtwissen" bzw. in "mangelnder Information". Mangeln
de Information kann dabei darauf zurUckzufuhren sein, a) daß nicht kontrollierbare (Zufalls-)Mecha
nismen auf das funktionale System wirken und b) daß bestimmte Zusammenhänge dem Entscheidenden 
nicht bekannt sind. 

Im vorgenannten Fall b) ist es prinzipiell durch Informationsbeschaffung möglich, die Unsicherheit 
zu beheben, wohingegen in Fall a) nur eine Reduzierung bis auf die Kenntnis der stochastischen Ge
setze mögl ich ist. 
Eine eindeutige Trennung von a) und b) ist jedoch nicht möglich, da heute noch als "stochastisch" 
erscheinende Prozesse durch neue wissenschaftliche Erkenntnisse zu deterministischen werden können 
und umgekehrt. Zudem wird man aus ökonomischen Überlegungen heraus eine Reihe von Zusammen
hängen bewußt als "unerklärbar" belassen, da die Informationsbeschaffung unrentabel erscheint. 

1) Die Bezeichnung "Risikosituation" ist unglucklich gewählt, da sie sich nicht mit dem Inhalt des 
Begriffes "Risiko" im Ubl ichen Sprachgebrauch deckt. 
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~:.!:.~ __ ~I.?!>.9!!._i!l~l~~c!l!.':.I! 
Diese Unterscheidung soll kennzeichnen, ob die Abweichungen einer Variablen bei allen vergleich
baren Entscheidungsträgern in der Regel in eine Richtung gehen, oder ob diese Variable bei jedem 
Entscheidungsträger individuelle Schwankungen aufweist. Als global würde man z. B. Preis- und Er
tragsschwankungen bezeichnen, als individuell die jährlichen Schwankungen der Milchleistung. Die
se Unterscheidung ist insbesondere für die Erstellung von Planungshilfsmitteln (Kataloge o.ä.) von 
Bedeutung. 

~ :.!:. ~ __ ~l~~':.t!~':.~!!_~':.~~~t~!l.€t 
Insbesondere bei kurzfristiger Betrachtung zeigen einzelne Einflußfaktoren eine sehr unterschiedliche 
Wirkung auf das Ergebnis, je nachdem, ob sie positiv oder negativ vom erwarteten Wert abweichen. 
Zur Kennzeichnung dieser "Eigenschaft", die sehr stark vom Planungsfall abhängt, sollen die Begrif
fe "asymmetrische bzw. symmetrische" Bewertung dienen. So würde man beispielsweise der Variablen 
"Futterertrag" i.d.R. den Begriff asymmetrische Bewertung zuordnen, weil Futtererträge, die gerin
ger als der in der Planung angesetzte Wert sind, zu teuren Substitutionen führen, wohingegen "Über
schüsse" nur sehr bedingt verwertbar sind. 

3.2 Formen der Unsicherheit in Bereichen der landwirtschaftlichen Produktion 

Zur Darstellung der "Eigenschaften" der wichtigsten, unsicheren Daten im landwirtschaftlichen Pro
duktionsbereich soll von dem in Übersicht 2 wiedergegebenen Tableauausschnitt eines mehrperiodi
schen linearen Programms ausgegangen werden. Die mit'" versehenen Teilmatrizen umfassen über
wiegend Koeffizienten, die mit Unsicherheit behaftet sind. Folgt man einer zeilenweisen Interpre
tation, ergibt sich in etwa folgendes Bild. 

Übersicht 2: Ausschnitt aus einem mehrperiodischen LP-Modell 

t "C 
I Investitionen •• ''''''' I • 0 

Endprodukte 0 ;" 

Zwi 8 chenproduk t e 0 ;" 

Land L ;" 
0 

Arbeit A* ;" 
0 

Kapitalgtiter K* ;" 
0 

Geld G 
0 

Produktion I ft.4 

End-
pr. 

-M*, 

+M2 

+1 

+A*l 

+K*, 

+G*, 

= '~ 
Zw.-' ~ 
pr. t> 

-M*J I 

+1 1 
1 

+A*21 

+K*2 1 
I 

+1 

+G*2' 
1 

-G*J 

I '" 

~ 

-1 

-1 

+G*4: +G*S 

~:.~:.! __ ~!l~~~~~~!l~l~_~l!.tp~!_c!~_~~~l!.~~~~~~r.?!!~~':. 

-K*3 

+G*6 

§'l! ... ... . , " . ... '" 
'" ..... . ) " . ',; .. 

-A* I 
3 1 

1 

+G* I 
7 1 

!GB 

I 

1 

Periode 2 

Die Teilmatrizen M*] und M""3 geben den naturalen Output der Produktionsverfahren wieder. Die 
Unsicherheit bezügl ich dieser Daten ist im wesen tl ichen auf folgende Faktoren zurückzuführen: 

]. Wi tterungse i nfl üsse 
a. Niederschläge, Sonnenscheindauer etc. 
b. Hagel, Spätfröste, Überschwemmungen etc. 
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2. Entw ick I ungsstörungen 
a. Krankheiten bei Pflanze und Tier, Schtldlingsbefall etc. 
b. Tierseuchen etc. 

3. Sonstiges, so z.B. 
a. Exaktheit der Durchfuhrung einzelner Ttltigkeiten 

Wahl des Zeitpunktes der DurchfUhrung 
genetisches Potential der Tiere etc. 

b. Ausfall einer Arbeitsperson durch Unfall 0.1i. 

Betrachtet man zuntlchst die jeweils unter a. aufgefUhrten Faktoren und die daraus resultierenden 
Outputschwankungen, so erscheinen folgende Annahmen i .A. als akzeptabel: 

Diese Einflußfaktoren selbst sind normalverteilt, 
- die durch die Faktoren verursachten Abweichungen der Outputvariablen sind ebenfalls normalver

teilt, dabei ist i.d.R. von einer Normalverteilung um einen "Trend" auszugehen, 
der Zustandsraum kann mit den "Eigenschaften" kontinuierlich und unbegrenzt hinreichend ge
kennzeichnet werden, obwohl fUr fast alle Variablen die absolute Grenze von Null gilt, 
es ist in der Regel eine intersubjektiv nachprufbare Wahrscheini ichkeitsverteilung aus den zu
rUckliegenden Perioden zu schtltzen, wobei durch Ausschöpfung aller verfugbaren Informationen 
jedoch keine völlige Eliminierung der Unsicherheit möglich ist, 
eine symmetrische Wirkung auf die Zielfunktion ist von den in der Teilmatrix M*l zusammenge
faßten Variablen zu erwarten (Mengenanpasse~, 
wohingegen bei den in M*2 erfaßten, nur bedingt handelsftihigen Zwischenprodukten eher von 
einer asymmetrischen Wirkung insbesondere bei kurzfristiger Betrachtung auszugehen ist (vgl. 
dazu das in Bild 1 bis 3 dargestellte Beispiel fUr die Futterproduktion), 
bezUg I ich der "Globalittit" ist zu unterscheiden, ob die Variabilittit vorrangig auf Witterungsein
flUsse zurUckzufuhren ist (pflanzliche Produktion) oder vorwiegend auf individuell wirkende Fak
toren (Veredelungsproduktion) • 

Abschließend sei kurz auf die jeweils unter b} genannten Einflußfaktoren eingegangen. Diese Fakto
ren sind am ehesten noch mit einer diskreten O-l-Verteilung zu beschreiben. Betrachtet man bei
spielsweise die Schadenswirkung von Hagelniederschltlgen, so ist mit einer Wahrscheinlichkeitsver
teilung zu rechnen, die in etwa der in Bild 4 angegebenen entspricht. Wie aus Bild 4 hervorgeht, 
ist von einer begrenzten Verteilung auszugehen (Grenzen: kein Schaden - Totalschaden). Als bekannt 
bzw. schlitzbar ist die Verteilung bei den Witterungsfaktoren anzunehmen, wohingegen fUr Faktoren 
wie Krankheit, Unfall etc. auf einzelbetrieblicher Ebene - wenn Uberhaupt - nur stark subjektiv ge
prtlgte Wahrscheinlichkeitsverteilungen zu schlitzen sind. Die "Globalitlit" ist bei Hagel, Seuchen 
etc. zumindest regional gegeben, bei Krankheiten, Unftlilen etc. nicht. 

In Übersicht 3 sind die hier dargestellten Überlegungen nochmals schematisch zusammengefaßt. 

3.2.2 Unsicherheit im Bereich der Arbeitswirtschaft 

Zur Analyse der Form der Unsicherheit in der Arbeitswirtschaft ist es zweckmtlßig, einerseits zwi
schen der Unsicherheit bezUglich der verfUgbaren Arbeitskapazittit (Teilmatrizen A""O und A~3 und 
der Unsicherheit bezUgl ich des Arbeitszeitbedarfes pro Produktionseinheit (A*l und A""2) zu unter
scheiden, und andererseits zwischen "langfristigen" und "kurzfristigen" Aspekten. Bei kurzfristiger 
Betrachtung (einperiodische Planung) ist die Unsicherheit im wesentlichen auf a} Witterungseinflusse, 
b} Störungen des mechanisierten Ablaufes, c} Ausfall einer Arbeitsperson und d) sonstige, hauptsIich
lich von der Disposition der Arbeitspersonen bedingte Einflusse zurUckzufuhren. 

Sowohl fUr die unter a} als auch die unter d) genannte Gruppe von Einflußfaktoren ist eine konti
nuierliche und praktisch unbegrenzte Verteilung anzunehmen, weiterhin kann davon ausgegangen 
werden, daß daraus eine kontinuierliche und praktisch unbegrenzte Variation des Arbeitszeitbedarfs 
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Übersicht 3: Typ der Unsicherheit bei Outputdaten 

Zustandsrawn 

Grenzen des Z'Raumes 

Typ der Verteilung 

Verteilung schätzbar 

Unsicherheit 
durch Informations
gewinnung reduzierbar 

I II I III IV I v 

kontinuierlich diskret 

praktisch irrelevant, da Grenzez kein Einfluß -
sie nicht erreicht werden Totalausfall 

------------t--------------~----------- -----------,---------------
Normalverteilung 0-1-Variable 

, , 
----------::~--------------[:::~:::---- ::------------::~:--------_. 

------------~--------------I ----------- -----------~---------------. , , 
nur sehr bedingt nein 

I --------------------_._----------- -----------~---------------
Wirkung auf Ziel- symmetrisch asymmetrisch 
größe 

Globalität regional regional 
stark stark 

Beispiele Erträge Erträge 
Markt- Futter-
frucht- bau 
bau 

symmetrisch asymmetrisch 
senkt Erw.wert rel. geringf. 
erhöht Wahrsch.lichk. extren 

----------- ~,~-~!!~-- ---------------
keine regional nein 

ja 

Leistun- Hagel, Unfälle, 
gen Frost, spez. Seuchen 
Veredelungs Tierseuchen 
produktion 

und der verfügbaren Arbeitskapazität resultiert. Die häufig verwendete Annahme einer Normalver
teilung bezüglich des Arbeitszeitbedarfes erscheint jedoch problematisch, da einer Verringerung des 
Arbeitszeitbedarfes bei günstiger Konstellation der Faktoren ein erheblich größerer Widerstand des 
technischen Systems entgegensteht als einer Erhöhung des Arbeitszeitbedarfes. Die Annahme von 
linksschiefen Verteilungen erscheint adäquater. Infolge der relativ schnell wechselnden Organisa
tionsstruktur und der wechselnden technischen Systeme bestehen nur sehr begrenzte Möglichkeiten, 
den Verlauf einer solchen Wahrscheinlichkeitsverteilung empirisch zu schätzen, so daß in der Re
gel einfache Beta-Verteilungen anzuwenden sind. 

Betrachtet man die Wirkung auf die Zielgröße (Gewinn, Einkommen), so ist in der Regel davon aus
zugehen, daß Arbeitszeitaufwendungen, die geringer als die Planungsdaten sind, einen Grenzwert 
von Null aufweisen, wohingegen Verzögerungen des Arbeitsablaufes sehr schnell zu relativ hohen 
Grenzkosten führen, woraus eine asymmetrische Bewertung resultiert. 

Störungen im technischen Ablauf der Prozesse führen zu einer sprunghaften, aber sehr unterschied
lichen Vergrößerung des Arbeitszeitaufwandes, so daß in etwa mit einer Wahrscheinlichkeitsdichte
funktion zu rechnen ist, wie sie in Bild 5 dargestellt ist. Für Planungszwecke wird häufig die An
nahme einer diskreten O-l-Verteilung angebracht sein, wobei allerdings die Bestimmung der Stör
wahrscheinlichkeit nur subjektiv erfolgen kann. Eine ähnliche Verteilung ist auch für die durch 
Ausfall von Arbeitspersonen verursachte Schwankung der verfügbaren Arbeitskapazität anzunehmen, 
wobei allerdings sehr kurzen Ausfällen (1 - 2 Tage) eine vergleichsweise hohe Wahrscheinlichkeit 
zukommt (Familienfeste o.ä.). 

Bei langfristiger Planung ist neben den bereits beschriebenen Unsicherheitsmomenten noch die durch 
technische Fortschritte verursachte mögl iche Veränderung des Arbeitszeitaufwandes je Produktions
einheit zu berücksichtigen. Auf einzelbetrieblicher Ebene sind diese Veränderungen des Arbeits
zeitbedarfes in der Regel an Ersatz- oder Neuinvestitionen gebunden, worauf in folgendem Abschnitt 
näher eingegangen werden soll. 

81 



BezUglich der verfUgbaren Arbeitskapaziti:it sind bei langfristiger Planung zusi:itzlich als Unsicher
heitsursachen die Veri:inderung der tarifl ichen Arbeitszeit (Lohnarbeitsbetriebe) und die Veri:inderung 
der Familienarbeitssituation aus unterschiedlichsten GrUnden zu beachten. Beide Unsicherheitsquel
len fuhren zu einer sprunghaften Veri:inderung der verfUgbaren Arbeitskapaziti:it (diskrete Variable), 
die Eintretenswahrscheinlichkeit ist in jedem Fall nur subjektiv bestimmbar und in der Regel durch 
Informationsbeschaffung kaum verbesserbar. 

~!~!~ __ ~!'~~c:.~c:.r!':2~!>:=!l.9!~c:.~~:!~~~~~~!_"!.'!.<!.!-:2~~!'.9~~~h].9!<:2~!~~~!!~s:!,:!_Ij~I!~'!!~!=L 
Da fUr viele Prozesse die Einsatzzeit technischer Hilfsmittel und die Arbeitszeit eng korreliert sind, 
gelten weitgehend dieselben Bestimmungsfaktoren und Verteilungen, wie sie bereits im vorausgehen
den Abschnitt dargestellt wurden, so daß hier nur kurz auf die durch technische Fortschritte verur
sachte Unsicherheit bei langfristiger Betrachtung eingegangen werden soll. 

Betrachtet man die vergangene Entwicklung, so zeigt sich, daß technische Fortschritte a) durch 
sti:indige Verbesserungen der bestehenden Systeme und b) durch EinfUhrung neuer technischer Lösun
gen zum Tragen kommen. Im ersteren Fall fUhrt dies zu Unsicherheit bezUglich der zu verwendenden 
Rate der technischen Verbesserung. Zur Schi:itzung dUrfte hier die Annahme einer Normalverteilung 
um einen "Trend" akzeptabel sein, wobei der "Trend" selbst wieder eine unsichere Größe ist. 

Ein anderes Bild bezUglich der stochastischen Größe "zukUnftiger Leistungsvorrat" ergibt sich bei 
Berucksichtigung des Falles b). Die EinfUhrung neuer Systeme fUhrt in jedem Fall zu einer sprung
haften Veri:inderung des Leistungsvorrates. FUr einzelne Maschinen dUrfte es kaum mögl ich sein, 
Aussagen uber Ausmaß und Zeitpunkt eines solchen Sprunges zu machen. Im besten Fall lassen sich 
obere "Grenzen" fUr einen solchen Sprung prognostizieren. Da mit zunehmendem Abstand zum Zeit
punkt der Entscheidung die Wahrscheini ichkeit eines Sprunges zunimmt, erscheint ledigl ich bei In
vestitionen in sehr nahe liegenden Perioden die Annahme von Normalverteilungen bzw. anderen 
bekannten Verteilungen gerechtfertigt. 

~!~!~ __ ~!'~~c:.~c:.r!':2~!>:=!l.9!~c:h.~:!..'!!~!!~~~:!'_~!l!~!! 
Geht man von dem in Übersicht 1 dargestellten mehrperiodischen Ansatz aus, sind die in den Teil
matrizen G*1 bis G*7 erfaßten Daten im wesentlichen Produktions- und Betriebsmittelpreise. Be
zUgl ich der Auspri:igung der Unsicherheit ist zweckmi:ißigerweise zwischen Preisen zu unterscheiden, 
a) die auf betrieblicher Ebene fixiert sind, 
b) die durch agrarpol itische Maßnahmen reglementiert werden 

und solchen, 
c) die einer freien Preisbildung unterworfen sind. 

Generell Ii:ißt sich sagen, daß die Preise Variablen mit einem kontinuierl ichen Zustandsraum sind 
und Abweichungen vom Erwartungswert zumindest kurzfristig zu einer symmetrischen Variation des 
Zielfunktionswertes fuhren. Die wichtigsten Unterschiede bezUglich des Zustandsraumes sind stich
wortartig in Übersicht 4 wiedergegeben. 

~!~!~ __ ?~~T~~~!l~~"!.'!.'! 
Insgesamt ergibt sich etwa folgendes Bild fUr den Typ der Unsicherheit der wichtigsten ergebnisbeein
flussenden Daten: 
1. FUr die Mehrzahl der Daten erscheint eine symmetrische, aus der Vergangenheit abgeleitete 

Wahrscheinlichkeitsverteilung (Normalverteilung) eine adi:iquate Approximation. 
2. Bei li:ingerfristiger Betrachtung gewinnt die subjektive Bestimmung der Wahrscheinl ichkeitsver

teilung an Gewicht. 
3. Trotz der im allgemeinen vorhandenen Symmetrie der Verteilung ist bei einer Reihe von Daten 

bei kurzfristiger Betrachtung mit einer starken asymmetrischen Beeinflussung der Zielfunktion 
zu rechnen. 
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4. Langfristig ist wegen der Anpassungsmöglichkeiten an Veränderungen der Preis- und Ertragsrela
tionen eine asymmetrische Wirkung auf die Zielfunktion zu unterstellen. 

5. Die Annahme diskreter Verteilungen bietet fUr eine Reihe spezieller Einflußfaktoren jedoch eine 
wesentliche bessere Approximation als die Annahme kontinuierlicher Verteilungen. 

Übersicht 4: Typ der Unsicherheit bei Preisen 

vertragl. gesicherte 

Preise 

staatl.. beeinflußte 

Preise 

freie Preisbildung 

kurzer. lan~fr. kurzfr. lan~fr. kurzfr. 

pranzen der 

Iverteilung 

det. 

fYP der Verteilung date 

nformationsba8is 

zur Schätzung der 

Verteilung um den 

Erwartungswert 

lobalität 

date 

nicht 
existent 

normal 

Betr.daten 
+ 

Querschn.
daten 

nein 

obere und 
untere 
Grenze 

schief an normal normal normal 
einer Grenze 

Betriebsdaten 
+ Gesetze Gesetze 

ja 
schwacher ja 
Betriebs-
einf'1 

Betr.daten 
+ 

gesamtwirt
schaf'tlich 

vorrangiF 
gesamt
wirt
schaftl.. 

~---------------------ja 
stärkerer 
Betriebs
ein!'l 

3.3 Zum Ausmaß der Unsicherheit in existenten landwirtschaftlichen Betrieben 

Im folgenden Abschnitt sollen kurz die wichtigsten Ergebnisse einer Vorstudie uber das Ausmaß der 
Unsicherheit in landwirtschaftlichen Betrieben wiedergegeben werden 1): Diese Studie basiert auf 
der Analyse der 15-jährigen Daten von 72 BuchfUhrungsbetrieben. 

~:.~:.l __ ~~!J!.:=:u..~fl.3:=_l:!!:!:i:,!J:!~:~t=~!:.c:<!:.s_ 
Die o,a. Studie beschränkt sich zunächst auf die Betrachtung der kurzfristigen Unsicherheit, worun
ter die Unsicherheit bezUgl ich des Ergebnisses der laufenden Produktionsperiode zum Zeitpunkt der 
wichtigsten Produktionsentscheidungen verstanden wird. Zur Beschreibung des Ergebnisraumes wer
den Erwartungswert und Standardabweichung verwendet, zum zwischenbetrieblichen Vergleich die 
Variationskoeffizienter .• Die Schätzung der Erwartungswerte und Standardabweichungen erfolgt auf 
drei Wegen: 
1. Berechnung der Mittelwerte und Standardabweichung verschiedener Einkommensgrößen der letz

ten 15 Jahre. 
2. Berechnung des Trendwertes der Einkommen und der Streuung um den Trend. 
3. Berechnung der Erwartungswerte und Varianzen der in der Definitionsgleichung des Einkommens 

auftretenden Variablen und Ableitung der Einkommenserwartung und der Gesamtvarianz aus die
sen Einzelschätzungen. 

~.:.~:.~ __ ~!:.fl.:.I:~i=::. 
Die Ergebnisse dieser Vorstudie sind zwar mit etlichen Vorbehalten wegen des verwendeten Daten-

1) C. H. HANF unter Mitarbeit von F. NAGEL (3). 
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materials und einiger technischer Unzulänglichkeiten zu interpretieren, dennoch zeigen sie einige 
interessante Aspekte. 
1. Der Grad der Unsicherheit in landwirtschaftlichen Betrieben ist bei kurzfristiger Betrachtung er

heblich. Im Gruppendurchschnitt lagen die einzelbetrieblichen Variationskoeffizienten der Roh
einkommen/Betrieb bei 0.4 bis 0.5 je nach Berechnungsart. 

2. Es existieren erhebl iche Unterschiede im Grad der Unsicherheit. Die Extreme lagen zwischen 
0.15 und bei über 1.5. 

3. Zwischen Erwartungswert des Einkommens und Grad der Unsicherheit (gemessen am Variations
koeffizienten) ist eine, wenn auch geringe, so doch signifikante, positive Korrelation festzu
stellen. 

4. Betriebe mit hohem Anteil selbsterzeugter, nicht marktfähiger Betriebsmittel weisen einen ver
gleichsweise geringen Grad an Unsicherheit auf. 

5. Relativ hohe Unsicherheitsgrade wiesen Betriebe mit einem hohen Anteil der flächenunabhängi
gen Veredelung am Roheinkommen aus, ebenso wie Betriebe mit überdurchschnittl icher F lächen
ausstattung. 

Eine einwandfreie Isol ierung des Einflusses der hier aufgeführten Faktoren war infolge der geringen 
Zahl von Betrieben nicht möglich, es ist jedoch nahezu auszuschließen, daß die Unterschiede aus
schi ießI ich durch die Multikollinearität hervorgerufen wurden. 

4 Maßnahmen zur Nutzens~l.!:!.!l9 bei Unsicherheit 

4.1 Anpassung und Antizipation 

Liegt Unsicherheit über die relevante Umwelt zum Entscheidungszeitpunkt vor, wird das tatsächlich 
erzielte Ergebnis stets ungünstiger sein (höchstens gleich gut) als dasjenige, das sich in der ex-post 
Betrachtung als das günstigste erweist. Ein konsequent rational Handelnder wird nun versuchen, die 
Differenz zwischen maximal möglichem und tatsächlich erreichtem Erfolg möglichst gering zu halten. 

Dieses Ziel wird zum einen dadurch erreicht, daß die aufgrund von "erwarteten" Werten geplante 
Organisation (Handlung) im nachhinein so gut wie möglich an die von den "erwarteten" Werten ab
weichenden, tatsächlich eintretenden Bedingungen angepaßt wird. Die Häufigkeit der Planrevision 
ist dabei von wesentlichem Einfluß auf den Anpossungserfolg, worauf an anderer Stelle eingegangen 
wird. 

Neben der o.a. nachtrl:lglichen Anpassung der Organisation können eine Reihe von Maßnahmen ge
nutzt werden, deren Ziel es ist, von vornherein die Differenz zwischen maximal möglichem und 
tatsl:lchlich erzieltem Erfolg der Handlung zu minimieren. Zur Darstellung dieser Maßnahmen sollen 
drei Gruppen unterschieden werden: 
1. Maßnahmen zur Verringerung der Unsicherheit über die relevante Umwelt (Informationsgewin

nung) 
2. Maßnahmen zur Verringerung der Wirkung der unsicheren Umwelt auf die Zielgrößen (prophylak

tische Maßnahmen) 
3. Maßnahmen zur Effizienzsteigerung nachtrl:lglicher Anpassungen. 

4.2 Informationsgewinnung 

Die Informationsgewinnung ist eine der wichtigsten Meßnahmen zur Verbesserung des Handlungserfol
ges bei Unsicherheit, da bessere Information sowohl zu einer Verringerung der Unsicherheit als auch 
zu einer Erhöhung des Erwartungswertes des Zielwertes bei rationalem Verhai ten führt (vgl. Bild 6). 

Um die Möglichkeiten der Nutzung dieser Maßnahmen auch im landwirtschaftlichen Bereich zu ver
deutlichen, soll zwischen erzielbarer, objektiv verfügbarer und subjektiv verfügbarer Information 
unterschieden werden. 

Unter dem Begriff "erzielbare" Information soll die Gesamtheit derjenigen Informationen subsu-
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miert werden, die bereits "irgendwo" zur VerfUgung stehen oder mit einem realistischen Zeit
und Geldaufwand zu erarbeiten sind. Unter "objektiv verfUgbarer" Information ist dann die Ge
samtheit der Information zu verstehen, die "ohne große Muhe" erreichbar sind, so beispielsweise 
die in landwirtschaftlichen Wochenblättern regelmäßig veröffentlichten N\arkt- und Preisdaten. 
Dem Entscheidenden - dem Betriebsleiter - ist in der Regel nur ein Bruchtei I dieser Information 
beim Entscheidungsprozeß gegenwärtig. Dieser Teil soll "subjektiv verfUgbare" Information ge
nannt werden. 

Im Entscheidungsprozeß wird ausschließlich diese letztgenannte Teilgesamtheit an verfugbarer Infor
mation verwendet. Hier liegt dann auch ein Ansatzpunkt zur Verbesserung der Entscheidungseffi
zienz, denn jeder Betriebsleiter kann durch gezielte Informationssuche sein subjektiv verfUgbares 
I nformationspotentia I wesentlich erhöhen. Dabei könnte er durch folgende uberbetrieblichen Akti
vitäten wirksam unterstUtzt werden: 
1. Erarbeitung von Informationssystemen, die der Unsicherheit der Daten speziell Rechnung tragen. 

(So schlägt z.B. W. SKOMROCH vor, eine Art KTBL-Katalog zu erarbeiten, der die mögliche 
Entwicklung der Daten mit ihren mutmaßlichen Eintreffenswahrscheinlichkeiten enthält.) 

2. Konzentration, Systematisierung und spezifische Aufbereitung der von öffentlichen Institutionen 
erarbeiteten Informationen, um eine gezielte und dem Bildungsstand des Landwirts bzw. des Be
raters angemessene Informationsaufnahme zu ermöglichen. 

3. Gezielte Ausbildung und Weiterbildung von Landwirten und Beratern, um die Fähigkeit der Infor
mationsabsorption zu erhöhen. 

4. Entwicklung von programmierten Systemen zur optimalen Informationsverarbeitung. 

4.3 Prophylaktische Maßnahmen 

Der Gruppe der prophylaktischen N\aßnahmen kommt auch in der Landwirtschaft große Bedeutung zu, 
und hier steht ein sehr vielfäl tiges Instrumentarium zur VerfUgung. Es soll deswegen zwischen zwei 
Untergruppen unterschieden werden, und zwar: 
a) Spezielle Maßnahmen, deren Ziel es ist zu verhindern, daß ungUnstige Ereignisse eintreten bzw., 

daß deren (extreme) negative Folgen vermieden werden. 
b) Organisatorische Maßnahmen mit dem Ziel der Verringerung der Varianz des Zielwertes durch 

Ausgleich möglicher positiver und negativer Abweichungen. 

Beide Gruppen lassen sich nicht immer eindeutig voneinander trennen. Wesentlichster Unterschied 
ist im Ansatzpunkt der Maßnahmen zu sehen, so setzen die unter a) anzufuhrenden N\aßnahmen spe
ziell bei solchen Umweltbedingungen an, deren Eintreffenswahrscheinlichkeit zwar sehr gering ist, 
aber die bei Eintreffen schwerwiegende negative Folgen aufweisen. 

1.d!! __ ~~~~~ll~~i3.!'~~!'!~r:=~.!:_~~~!~.!:_~r:Q.~r:S!~Q.~_~~~9.!'l~!_ 
Zu dieser Gruppe von Maßnahmen gehört das Abschließen von Versicherungen, Gewährklauseln u.ä. 
In diesem Fall wird versucht, die negativen Folgen eines als potentiell erachteten Zustandes zu sub
I imentieren. Die Eintreffenswahrscheini ichkeit des betreffenden Zustandes selbst bleibt von dieser:-
Maßnahme unberUhrt. 

Eine zweite Gruppe von Maßnahmen ist darauf abgestellt, das Eintreffen bestimmter Zustände (Ereig
nisse) unmögl ich oder zumindest unwahrscheini ich zu machen. Hierzu gehört der prophylaktische 
Pflanzenschutz, hygienische Maßnahmen in der Veredelungsproduktion, aber auch Maßnahmen der 
Fruchtfolge etc. 

Weiterhin sind hier auch planerische Maßnahmen einzuordnen, deren Ziel es ist, solche Handlungs
alternativen bzw. Handlungskombinationen auszuschließen, bei denen ein bestimmter minimaler Er
fo!lg nicht mit an "Sicherheit grenzender" Wahrscheinlichkeit Uberschritten wird. Dazu gehört das 
"chance-contrained-programming" und die häufig genutzte Möglichkeit der Verwendung "pessimisti
scher" Schätzungen der Daten an Stelle der Erwartungswerte. 

85 



Letzteres ist jedoch l:iußerst problematisch, da dann zwar sichergestellt ist, daß die Wahrschein-
I ichkeit des Eintretens eines nicht mehr akzeptierbar ungUnstigen Ergebnisses einen bestimmten 
Wert nicht Uberschreitet. Andererseits besteht jedoch keine Kontrolle darUber, welche Wahr
scheinl ichkeit eigentl ich fUr das nicht mehr akzeptierte Unterschreiten eines bestimmten Mindest
ergebn isses gefordert wurde. 

~!~!~ __ ~~~LI2!:!Ls:i':!_~~~!l.I:l~~J!C?S1~i;':!_~<!!,:jJ2!L'!.~_~!>~':.i:i'!l!'!l:!'_ 

Eine weitere MlSglichkeit der Antizipation der Unsicherheit besteht in der Wahl solcher Handlungs
kombinationen, die einen gewissen Ausgleich der positiven Abweichungen in den einzelnen Ziel
komponenten erwarten lassen. Im wesentlichen sind hier drei Wege des Ausgleiches zu diskutieren: 
1. Der innerbetriebliche Ausgleich im Zeitablauf 
2. Der Ausgleich zwischen Teilbereichen des Betriebes 
3. Der zwischenbetriebliche Ausgleich. 

Zu 1. Hierzu gehören Maßnahmen wie Lagerhaltung, Kassenhaltung, Bildung von RUcklagen etc. 
Dabei ist zu beachten, daß diese Maßnahmen nur in dem Umfange als Unsicherheitsabwehrmaßnah
men zu betrachten sind, in dem bewußt ein Überschuß uber den erwarteten Bedarf gehalten wird. 
Zufl:ilIige oder durch Fehlplanung entstehende ÜberschUsse können nicht als Risikoabwehr bezeich
net werden. 

Zu 2. Ein innerbetriebl icher Ausgleich patentiell auftretender negativer Abweichungen durch poten
tiell auftretende positive Abweichungen kann dadurch erreicht werden, daß jeweils negativ korre
lierte Größen im Plan gleichgewichtig aufgenommen werden. Hier kann von einem direkten Risiko
ausgleich gesprochen werden. Eine andere Möglichkeit ist in der Reduzierung des "Anteils" der 
"stark" unsicheren Grl:ißen am Zielfunktionswert durch Aufnahme damit unkorrelierter Größen zu 
sehen. Hier spricht man von indirektem Risikoausgleich oder von Diversifikation der Produktion. 

Zu 3. Ein zwischenbetrieblicher Risikoausgleich kann durch spezielle Vertrl:ige zwischen unter
schiedlich strukturierten Betrieben erfolgen, so insbesondere im vertikalen Verbund durch langfristi
ge Abnahme- bzw. Bezugsvertrl:ige. Bei starker Spezialisierung landwirtschaftlicher Betriebe ist 
auch ein gewisser Ausgleich im horizontalen Verbund denkbar. 

4.4 Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz nachtrtiglicher Anpossungen 

~!~!! __ ~!l.U~~~~~:!'_~~~Ei~=l~~~~:lQ~~~~!l. 
Trotz aller Maßnahmen, die ergriffen werden können, um die negativen Auswirkungen einer unsi
cheren Umwelt gering zu halten, stellt die nachtrtigliche Anpassung an sich l:indemde Bedingungen 
eine notwendige und sicher die wichtigste Maßnahme zur Sicherung eines "zufriedenstellenden" 
Betriebserfolges dar. Dabei ist der Erfolg nachtrtiglicherAnpossungen abhtingig a) von der Effizienz 
des gewtihlten Planungsinstruments, b) von der Anpassungsgeschwindigkeit (Anpossungshl:iufigkeit), 
c) vom verfUgbaren Anpossungsspielraum und cl) von den Kosten der Anpassungsplanung. Es können 
nun eine Reihe von speziellen Maßnahmen "vorsorglich" ergriffen werden, die den Grenzertrag 
nachtrl:iglicher Anpassungen zu erhöhen vermlSgen. Im einzelnen sind da vor allem zu nennen: 
1. Kontrolle 
2. Erarbeitung von Eventualpltinen 
3. Erhaltung von Anpossungsspielrtiumen 
4. Planungsorganisatorische Maßnahmen. 

4.4.2 Kontrolle 

Eine laufende Kontrolle wichtiger, systembeeinflussender Variablen ist vor allem dann wichtig, 
wenn Darentinderungen eine vorher festgelegte Fuhlbarkeitsschwelle Uberschreiten mUssen, um An
possungen im Produktionsplan rentabel zu machen. Der Vorteil von Kontrollen ist dann zu sehen 
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a) in der Verkürzung des Anpassungszeitraumes und damit der Verringerung der Verluste durch zeit
weise suboptimales Handeln und/oder b) in der Reduzierung der Zahl und damit der Kosten der not
wendigen Anpassungsplanungen • 

~!~!~ __ ~~~~~~~Ipl~~~~~ 
Eine weitere Mögl ichkeit der Erhöhung der Anpassungsgeschwindigkeit kann durch das Herausarbei
ten van Eventualplönen erreicht werden, wobei Eventualplöne exakte Handlungsanweisungen im 
voraus für alle denkbaren und als entscheidungsrelevant angesehenen Umweltzustönde festlegen 
(LAU X, 8). Die Verwendung von Eventual plönen setzt stets Kontrollen voraus. Eventualplöne sind 
vor allem von Vorteil: 
- wenn die Bearbeitung eines neuen Planes viel Zeit benötigt, so daß zwischen der Feststellung 

einer Datenönderung und der möglichen Reaktion erhebliche Anpassungsgewinne nicht realisiert 
werden können, 

- wenn aus technischen GrUnden Planungs- und Entscheidungszeitpunkt auseinander I iegen, was 
im landwirtschaftl ichen Bereich insbesondere für kurzfristige, termingebundene Entscheidungen 
zutrifft, an deren Entscheidungsvorbereitung (Planung) außerbetriebliche Fachkröfte (Berater) 
teilnehmen, und schließlich 

- wenn die Kosten der Planung vom Termin der Planung abhöngen. 

~!~.:.~ __ ~!I~~~~~Q.s!I?~!I.!'~~T_ 
Der notwendige Spielraum für nachtrögliche Anpassungen kann auf zwei Wegen apriori berücksich
tigt werden und somit zur Verbesserung des Erfolges von Anpassungsentscheidungen beitragen. 
1. Bereits bei der Auswahl der Handlungskombinationen im Zeitpunkt t werden die verschiedenen, 

mögl icherweise notwendigen Anpassungen in t+1, •••• t+n berücksichtigt. Diesem Vorgehen 
entspricht die "flexible" Planung (LAUX, 8). 

2. Eine weitere Möglichkeit ist in der Auswahl einer solchen Organisation in t zu sehen, die an 
sich "flexibel" ist, ohne dabei explizit zu berücksichtigen, welche Anpassungen in t+1, ••• t+n 
zu erwarten sind. Dies stellt im übrigen die einzige Möglichkeit der apriori-Berücksichtigung 
von nicht vorhersehbaren Änderungen der relevanten Umwelt dar. 

Hauptproblem im zweitgenannten Fall - Qlso Flexibilitötsplanung ohne Bezug auf bestimmte Daten
önderungen - sind: 
- Ob eine Organisation "flexibel" ist, lößt sich immer erst expost feststellen. Im voraus können 

nur Vermutungen angestellt werden, welche spezifischen Eigenschaften einer Organisation die 
Anpassungsmögl ichkeiten an unvorhergehene Datenönderungen beeinflussen. 
Der zu erwartende Nutzen von Flexibilit!:lt in diesem Sinne ist ex ante nicht schötzbar, da defi
nitionsgem!:lß weder Richtung, Ausmaß noch Wahrscheinlichkeit des Eintreffens einer unvorher
gesehenen Daten!:lnderung bekannt sein können. 

~.:.~!~ __ ~~~~~~~2.!'~~~~~!~~!~~~_~~2~~!~ 
Ein wichtiger Ansatzpunkt zur Erhöhung der Effizienz nachtr!:lglicher Anpassungen ist in der Organi
sation der Planung bzw. der Entscheidungsvorbereitung zu sehen. Da im landwirtschaftlichen Betrieb 
Entscheidungen sehr unterschiedlicher zeitlicher Reichweite und sehr unterschiedlichen Integrations
grades geföllt werden müssen, kann durch eine entsprechende Auf teilung des gesamten Entschei
dungsraumes in Teilbereiche die Elastizitöt betrieblicher Entscheidungen wesentlich erhöht werden. 

4.5-·· Schlußbemerkung 

. '-Im vorausgehenden Abschnitt wurde versucht, die Vielfalt der möglichen Iv\aßnahmen zur Antizipa
tion von Unsicherheit darzustellen (vgl. auch Übersicht 5). Insbesondere dem Verfahren der Infor
mationsgewinnung und den verschiedenen Iv\aßnahmen zur Verbesserung des Erfolges von nachtr!:lgli-
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Ubersicht 5: Maßnahmen zur Sicherung und Verbesserung des Ergebnisses bei Unsicherheit 

Entscheidung bei 
Unsicherheit 

Erhöhu~erung der 

E~xh"heH 

A ~ A'" npassung ntlzlpatlon 

ex-post ~ ex-ante -:::::::::: ______________ _ 

I nformations- ~phYlaxen Effuienzsteigerung 
gewinnung / ~ der Anpassung 

Katal~ ~eiSUng spez.Maßnahmen Organisatorische Kon~\~all?läne 
der E-Träger zur Verhinderung Maßnahmen zum \ 

negativer Folgen /RiSikoa~Ch Flexible Organisation 

o.ä. 

Vermeidung 
gewagter O. 

pess. Daten
annahme 

\ ~ und Planung 

i.d.Zeit: 
Lager-, Kassen
haltung etc. 

zwischenbetr. : 
Verträge o.ä. 

betr. Teilbereiche 
(Korrelation) 

chen Anpassungen an Datenänderungen sollte dabei von wissenschaftlicher Seite besondere Auf
merksamkeit gewidmet werden, da sie sowohl den Erwartungswert erhöhen als auch die Unsicherheit 
reduzieren. 

5 Zur A~~ typischer Entschei~situationen 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß betriebswirtschaftliche Entscheidungen stets Teilentschei
dungen in einem permanenten, simultanen, unter Unsicherheit verlaufenden Entscheidungsprozeß 
sind (ELSNER, 2). Im praktischen Entscheidungsfall müssen jedoch diese Teilentscheidungen i. d. R. 
teilweise isoliert werden, wodurch verschiedene Entscheidungsfälle entstehen, die jeweils durch 
eine Kombination der folgenden Gegensatzpaare grob gekennzeichnet werden können: 
1. isoliert - simultan 
2. einstufig - mehrstufig 
3. einmalig - sich wiederholend 

Eine eindeutige Abgrenzung der oben angeführten Fälle ist dabei nicht möglich. So beinhaltet die 
Typisierung "isol iert - simultan" nur eine quantitative, keine prinzipielle Unterscheidung von Ent
scheidungssituationen, d.h. diese Typisierung deutet nur das Ausmaß der berücksichtigten horizon
talen Interdependenzen an. 

Mehrstufig werden solche Entscheidungsfälle genannt, bei denen die Gesamtentscheidung sich aus 
zeitlich oder sachlich nacheinander gelagerten Teilentscheidungen zusammensetzt und die Verbin
dung zwischen den "Stufen" des Entscheidungsprozesses so eng ist, daß eine simultane Betrachtung 
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aller Teilentscheidungen notwendig wird. Einstufig werden dementsprechend solche Entscheidungs,:" 
situationen genannt, in denen die "wichtigsten" Entscheidungen an einem Zeitpunkt oder von einer 
Instanz zu fällen sind. 
Die Unterscheidung "einmal ig - sich wiederholend" scheint am eindeutigsten, aber auch die Unter
scheidung zwischen einer Abfolge einmal iger Entscheidungen und sich wiederholender Entscheidun
gen ist oft ebenfalls nicht eindeutig zu treffen. 

Eine ausfuhrl ichere Darstell ung mCSgI icher Entscheidungssituationen findet sich im folgenden Beitrag 
von E. HANF. 

6.1 Kriterien der Auswahl 

Die Wahl des fUr eine Entscheidungsvorbereitung zu verwendenden Planungsmodells ist selbstver
ständlich an den möglichen und notwendigen, in den vorausgehenden Abschnitten 2. bis 5. darge
stellten Vereinfachungen des realen Entscheidungsproblems zu orientieren, so ist insbesondere bei 
Planung unter Unsicherheit zu beachten: 
1. die Formul ierung des Ziel systems, 
2. die Form der Unsicherheit in den einzelnen, die relevante Umwelt bildenden Variablen, 
3. die mCSgI ichen Maßnahmen zur Antizipation von Unsicherheit und 
4. die jeweilige Entscheidungssituation. 
DarUber hinaus sind aber auch folgende Auswahlkriterien von erheblicher praktische Bedeutung: 
5. der Planungsaufwand und 
6. die Möglichkeiten der Interpretation von Modellannahmen und Modellergebnissen, wenn Planer 

und Entscheidender nicht identisch sind. 

6.2 Der Planungsaufwand 

Bei den kritischen Überlegungen zur Zweckmäßigkeit des Einsatzes bestimmter Planungsmodelle zur 
Entscheidungshilfe ist auf der Aufwandseite in jedem Fall zu berUcksichtigen: 

die Höhe der Rechenkosten und Kosten der Rechenvorbereitung, 
der Personal- und Sachaufwand zur Beschaffung der Planungsdaten und 
der Aufwand zur I nterpretation des Modell s und dessen Ergebnissen. 

DarUber hinaus sollte aber auch beachtet werden, 
welche Aufwendungen notwendig sind, um die verfUgbaren Methoden praktisch anwendbar zu 
machen und 

- welche Aufwendungen notwendig sind, um die Entscheidungshelfer in die Lage zu versetzen, 
diese Methoden problemadäquat anzuwenden. 

Diese letztgenannten Aufwendungen sind sicher nicht bei jedem einzelnen Entscheidungsfall einzu
beziehen; sie sollten aber Kriterien fUr die Erarbeitung und Empfehlung von Modellen zur Entschei
dungshilfe sein. 

6.3 Eine Möglichkeit zur Erhöhung der Planungseffizienz 

Isolierungen von Teilentscheidungen und Vereinfachungen der relevanten Bedingungen sind notwen
dige Bestandteile der Entscheidungsvorbereitung. Zu starke Isolierung und zu weitgehende Verein
fachung birgt stets die Gefahr einer Fehlspezifikation des Modells und damit der Empfehlung einer 
ungUnstigen Problemlösung . Andererseits verursacht jede Erhöhung des Integrationsgrades und jede 
zusätzliche Spezifizierung der Umwelt eine Zunahme des Planungsaufwandes. Um unnötigen Planungs
aufwand zu vermeiden, ist deswegen zunächst von einem möglichst stark vereinfachten Modell aus
zugehen und die Ergebnisse mit dem Realproblem zu konfrontieren und gegebenenfalls den Ansatz zu 
revidieren (MÜLLER-MERBACH, 9). Bei komplexen Planungsproblemen erweist es sich dabei als not-

89 



wendig, diesen Revisionsvorgang zu systematisieren. Die einzelnen Bereiche der Vereinfachung und 
Isolierung müssen anhand der Planungsergebnisse daraufhin überprüft werden, ob mögliche Fehlspezi
fikationen des Modells zu einer anderen Handlungsempfehlung führen würden. Falls dies der Fall ist, 
muß versucht werden, durch zustltzliche Information eine bessere Darstellung der Realität zu errei
chen (vgl. Übersicht 6). Im Beitrag von W. SKOMROCH wird eine solche Vorgehensweise am Bei
spiel der Planung eines landwirtschaftl ichen Betriebes exempl ifiziert. 

6.4 Eine Anmerkung zur Darstellung von Annahmen und Ergebnissen von Planungsrechnungen 

Abschließend sei noch kurz auf das in der Praxis tlußerst wichtige Problem der sachgerechten und 
dem Entscheidenden versttlndlichen Darstellung der Implikationen und Ergebnisse eines Planungsan
satzes hingewiesen. Dabei handelt es sich zwar primtIr um eine didaktische Aufgabe, da aber der 
ökonomische Erfolg der Beratungsarbeit davon wesentlich abhtlngig ist, sollte dieses Gebiet auf stär
keres Interesse in der angewandten Betriebswirtschaftslehre stoßen. 

Übersicht 6: Prozeß der Modellbildung 

REALE WELT 

Rea I prob I em 

Vereinfachungen 
Isolierung v. Teilproblemen 

~------------------------------nein---------< 

)4---------I'~·········I4-----ja --------< 

...... -----nein 
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~ -g .. 
0-
ll) 

~ 
::r 
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Planung und Entscheidung mittels mathematischer Methoden bzw. Modelle gehören in den Bereich 
der vorbeugenden Maßnahmen. Nach vorausgegangenen, teilweise Kapazitäten bindenden Entschei
dungen dient Planung der Effizienzsteigerung der Anpassung (MELLWI G, 1972) an veränderte bzw. 
sich verlindernde Umweltsbedingungen. Planung ist eine in die Zukunft gerichtete Aktivität des Un
ternehmers und daher stets mit der Problematik der Prognostizierbarkeit der Planungsbedingungen 
verknUpft. Agrarische Planungsprobleme sind im allgemeinen - von Teilbereichskalkulationen sei 
abgesehen - "simultane Produktions- und Investitionsplanung" (PETERS, 1971). 

Entscheidungsproblem, -prozeß t -modell 

Nach allgemeiner Ansicht besteht ein Entscheidungsproblem, wenn 
1. ein wirtschaftendes Subjekt uber knappe Ressourcen verfUgt und 
2. die Macht hat, diese Ressourcen in verschiedenen Projekten bzw. Alternativen zu beschäftigen 

bzw. einzusetzen, 
3. auf Grund der Knappheit nicht alle Alternativen realisiert werden können, also eine Wahl ge

troffen werden muß. 
4. DarUber hinaus muß das Subjekt mit dem Einsatz der Ressourcen ein Ziel verfolgen, 
5. dem Entscheidenden eine ökonomisch relevante Umwelt gegenUberstehen, deren Zustand im 

Realisierungszeitpunkt nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden kann. 
6. Das Subjekt muß Vorstellungen Uber den Zielerreichungsgrad haben, der erreicht wird, wenn 

eine der Alternativen mit einem der möglichen Umweltzustände zusammentrifft. 

Demgemliß sind die Konstituenten eines Entscheidungsproblems (MENGES, 1969): 
1. der "Entscheidungstrliger" mit VerfUgungsgewal tUber knappe Ressourcen und einer Zielvorstel

lung, 
2. ein "Aktionenraum", die Menge der Handlungsalternativen, 
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3. eine Menge von möglichen zukunftigen Umweltzustlinden, der "Zustandsraum der Umwelt",und 
4. eine Zuordnung, die jedem Zusammentreffen einer Alternative mit einem bestimmten Umwelt-

zustand ein "Ergebnis" bzw. einen "Nutzen" zugeordnet, die "Ergebnis- oder Nutzen-Matrix". 

Die Konstituierung der Alternativen und Feststellung der nötigen Inputs und möglichen Outputs 
heißt "Planung", die Auswahl einer Aktion zur Realisierung heißt "Entscheidung". 

Je nach der verfUgbaren Information uber die Umweltzustlinde unterscheidet man Entscheidung 
(SCHNEEWEISS, 1967). 
1. "bei Sicherheit", wenn die Menge der Umweltzustlinde aus genau einem Element besteht, 
2. "bei Risiko", wenn Uber der Menge der UmweltzustClnde eine Wahrscheini ichkeitsverteilung 

bzw. eine Dichtefunktion bekannt ist (auch Unsicherheit i.e.S.), 
3. "bei Unsicherheit", wenn die Menge der UmweltzustClnde bekannt ist, aber nur 
3.1 subjektive "Vermutungen" Uber die Parameter der Verteilung quantifiziert werden können, bzw. 
3.2 wenn keinerlei Wahrscheinlichkeitsaussagen möglich sind (auch Ungewißheit i.e.S.). 

Die fUr Modelle des Entscheidungsprozesses relevanten Eigenschaften der Konstituenten des Entschei
dungsproblems wurden bereits ausfUhrlich dargestellt, hier nur eine kurze Skizzierung. 
Die Menge der als relevant angesehenen UmweltzustClnde kann einerseits eine Menge diskreter Zu
standsvektoren sein, andererseits - und das trifft fUr die meisten ökonomisch relevanten Umwelt
merkmale zu - ein zwar begrenzter, aber kontinuierlicher Teilraum eines Vektorraums sein. 

Im ersten Fall können Wahrscheinlichkeiten der "Ereignisse" bekannt sein, im zweiten Fall die Para
meter einer multivariaten Verteilung, z.B. eine Multinormalverteilung. Beruhen die Quantifizie
rungen auf subjektiven Einsichten des EntscheidungstrClgers, dann ist es im Hinbl ick auf das Entschei
dungsproblem relevant, zu wissen, ob im Laufe des Realisierungsprozesses Informationen uber die 
Umweltentwicklung gewonnen werden können - und damit eine Verbesserung der Ausgangsinforma
tion möglich ist - oder nicht. 

Der Aktionenraum kann ebenfalls sowohl eine Menge diskreter Aktionen, als auch ein kontinuier-
I icher Vektorraum sein. Die Aktionen ihrerseits können vom Planungszeitpunkt bis zum Planungshori
zont zusammenhClngende Ketten von Aktionen, Handlungsfolgen sein, d.h. simultan in der Zeit bzw. 
von Entscheidungszeitpunkt zu Entscheidungszeitpunkt wClhlbare Einzelaktionen, d. h. diskret in der 
Zeit. 

Die Entscheidungssituationen bzw. -probleme differieren ebenfalls. Sucht man fUr einen vorgegebe
nen Planungszeitraum eine einzige zu real isierende Folge von Aktionen, so spricht man von einem 
einstufigen Prozeß. Sind zu verschiedenen aufeinanderfolgenden Entscheidungszeitpunkten alterna
tive Aktionen realisierbar, so spricht man von mehrstufigen bzw. sequentiellen Prozessen (LAUX, 
1971). Dabei kann eine Folge stets identischer Aktionenmengen vor! iegen bzw. können den ver
schiedenen Entscheidungszeitpunkten unterschiedliche Aktionenmengen - insbesondere Anpassungs
reaktionen - zugeordnet sein. Darunter wClre hier auch der bereits erwClhnte Fall der Reaktionen auf 
zu Beginn des Planungs- und Entscheidungsprozesses noch unbekannte Zukunftsentwicklungen zu sub
summieren, d. h., daß variable AktionenrClume vorl iegen können. In mehrstufigen Entscheidungspro
zessen besteht grundsCltzlich die Möglichkeit, anfallende Informationen zu verarbeiten. Dies kann 
im Sinne klassischer Statistik durch Bildung einer jeweils neuen Ausgangsinformation geschehen bzw. 
im Sinne der Bayesschen Statistik als beobachtungsbedingte Verbesserung von subjektiven a-priori
Hypothesen uber die Parameter der Vertei lungen uber dem Zustandsraum. Im letzten Falle der mehr
stufigen Entscheidungsprozesse bei Informationsverarbeitung mit dem Bayesschen Theorem (MORGAN, 
1968) spricht man von adaptiven Prozessen (BELLMANN, 1967; GRIESE, 1972; MURPHY, 1965; 
STURM, 1970; WEBER, 1970). 

Die Eigenschaften des Zustandsraumes, des Aktionenraumes und des Entscheidungsproblems bzw. 
deren Kombinationen haben Einfluß auf den Bau der sie abbildenden Modelle. Innerhalb der jewei
ligen Konstituente sind diese Eigenschaften nicht unabhClngig voneinander, aber sie können im Zu-
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sammenspiel der drei Komponenten Umwelt, Alternativen, Problem nahezu beliebig kombiniert auf
treten. Entsprechend vielfältig sind die mathematischen Modelle. 

Bemerkt wurde bereits: Agrarplanungen sind simultane Produktions- und Investitionsplanungen. Da
raus ergeben sich für die Modelle der Planung und Entscheidungsfindung Konsequenzen: 
1. Sie müssen - auf welche Weise auch immer - die Unsicherheit der Prognosen zukünftiger Daten 

berücksichtigen. Die Vergangenheit des Planungsobjektes und seiner Umwelt liefert gewisse 
"sichere" Informationen über beobachtbare Abläufe bzw. Entwicklungen. In der Gegenwart, in 
der die Entscheidung erforderl ich is t, wird diese Information zu Prognosen bzgl. der Entwick
lung planungsrelevanter Daten des Objektes bzw. der Umwelt verarbeitet. 

2. In den meisten Fällen werden die Folgen einer Entscheidung mehrere Produktionsperioden wirken. 
Die Modelle sollten also dynamisch sein, um zeitliche Interdependenzen zu berücksichtigen. 

3. Im Planungszeitraum finden entweder sich wiederholende gleichartige Entscheidungen statt bzw. 
- was auf mehr Probleme zutrifft - zu gewissen Zeitpunkten ist Anpassung an die tatsächl ich 
eintreffende Umweltsituation möglich. Die Modelle sollten also mehrstufig sein. 

4. Das Ob jekt und seine Umwelt sind beobachtbar. Die anfallenden Informationen können verwer
tet werden. Sie beeinflussen die Planung, d.h. die Konstituierung der zukünftigen Aktionen
räume im Sinne einer Verbesserung bzw. Sicherung des Zielerreichungsgrades und verändern die 
Prognosen für die zukünftigen Entwicklungen. 

Die Modelle können daher als Regelungs-System im Sinne der Systemtheorie und insbesondere als 
Modelle adaptiver Prozesse verstanden werden. 

Im folgenden soll diese Auffassung des Entscheidungsprozesses genauer beschrieben werden. 

1. Ein gegebener Informationsstand zum Zeitpunkt t, I(t), ermöglicht eine Entscheidung E(t), die 
bewirkt, daß aus dem zur Zeit t verfügbaren Aktionenraum A(t) eine Aktion at realisiert wird. 
Im Real isierungszeitraum t, das ist die zwischen den Entsche idungszeitpunkten t und t+1 I iegen
de Periode, ereignet sich eine Umwelt St. Durch Zusammenwirken von St und at ergibt sich ein 
am Objekt beobachtbares Resultat R(t), z. B. eine Messung des Zielerreichungsgrades, aber auch 
Veränderungen der technischen Gegebenheiten des Objektes, Kapazitätenänderungen u.a.m .• 
Das Zusammentreffen der Kombination Umweltzustand-Aktion (ah St) und des Resultats R(t) be
wirken eine Änderung des Informationsstandes, 1(t+1), und ermöglichen eine Reaktionsentschei
dung. 

I(t)~ E(t)~ a'l, RI')~ 11'+1)-> ••. 

Dabei ist anzumerken, daß die Zeitpunkte t, t+1, ••• nicht notwendig äqudistant sind. Sie tre
ten im Sinne der Entropie-Zeit-Definition (MURPHY, 1965) dann ein, wenn 

1.1 Veränderungen der Umwelt feststellbar und meßbar werden, und/oder wenn 
1.2 Resul tate der Aktionen beobachtbar und verfügbar werden, und wenn 
1.3 Eingriffsmögl ichkeiten in den Prozeß- (bzw. System-)ablauf mögl ich sind. 

2. Die Entscheidung in t hängt ab vom Informationsstand 

2.1 E(t) = h(l(t)) 
Der Informationsstand I(t) seinerseits ist ein Datenvektor 

2.2 I(t) = (V(t), R(t-1), A(t), Z(t), ER(t)). 

Dabei ist V(t) die Vergangenheit der Umwelt, also 
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2.3 V(t) = (St_/ i=l, ••• t), 

R(t-l) das Resultat der vorausgegangenen Entscheidung und eine Funktion der vergangenen Aktio
nen-Ere ign is-Kombi nationen, 

2.4 R(l-t) = f((at_i' St_i)/i=l, .,. t). 

Ferner ist A(t) der zur Zeit t verfUgbare Aktionenraum, das sind Handlungspläne fUr den auf t 
folgenden Planungszeitraum, die Aktionen a t sind in der Regel Anpassungsreaktionen an verän
derte Umwel tbedingungen zur Verbesserung bzw. 5 icherung des Zielerreichungsgrades, die als 
Folge der vorausgegangenen Entscheidung E(t-l) in t erforderlich werden, 

2.5 A(t) = {at }= h ((at-i' St_i)/i=I, ••• t), 

sie hängen ab von den Bedingungen, die durch die zurUckliegend realisierten Aktionen und Er
eignisse geschaffen worden sind. 

Z(t) ist die auf Grund der Vergangenheit der Umwelt und unter Umständen (nach Bayes) in Ab
hängigkeit von zurUckliegenden Prognosen gebildete Vorausschau möglicher Zukunftsentwicklun
gen 

2.6 Z(t) = f ((St_i' Z(t-i))/ i = I, ... t). 

ER(t) sind die bei Zusammentreffen der Aktion ai und der Umweltprojektion Zj erwarteten Resul
tate eij' 

2.7 ER(t) = (eij = f (ai' Zj)' (ai' Zj) aus A(t) x Z(t)). 

In neuerer Zeit bilden "system"-analytische und "system"-theoretische Überlegungen einen gewich
tigen Gesichtspunkt der Plaungsforschung. Hier seien nur drei Hinweise auf den System-Charakter 
des Planungs-Entscheidungs-Prozesses gegeben: 

1. Entscheidungsträger, Objekt und Umwelt bilden ein dynamisches Regel system (FORRESTER, 1972). 
Geht man davon aus, daß von einzelbetriebl ichen Entscheidungen keine nennenswerten Wi rkun
gen auf die relevante ökonomische Umwelt der Preise, der Ertragsschwankungen etc. ausgehen, 
dann ist diese Umwelt im System eine stochastische Störgröße. Den Regelungscharakter des Sy
stems beschreiben die Abhängigkeiten 2.1 und 2.2: sich ändernde Information bewirkt eine Ände
rung der Handlungsfolge zur Verbesserung bzw. Sicherung des Zielerreichungsgrades. 

2. Umwel tänderungen bewirken Informationsveränderungen, daraus resul tieren Korrekturänderungen 
im Aktionenraum. In dieser Kurzfassung des Prozesses nähern wir uns begrifflich dem Gegenstand 
der Systemtheorie i.e.S., nämlich den Systemen von Differenzen bzw. Differentialgleichungen. 

3. Faßt man Entscheidung und Realisierung zusammen, 
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E(t)~ a t: = ED(t) , 

dann wird durch 

3.1 I(O)~ ED(O)~ R(O) 

i 
So 

ein einmal iger, einstufiger , statischer Entscheidungsprozeß beschrieben. 

3.2 I(O)~ ED(O) > R(t) 

i I 1 
So 51'" \ 



stellt einen einmaligen, einstufigen, dynamischen und simultanen Entscheidungsprozeß ohne An
passungsmöglichkeiten und Informationsverarbeitung dar. 

Einem mehrstufigen Prozeß sich wiederholender gleichartiger Entscheidungen mit der Möglich
keit, anfallende Informationen zu verarbeiten, also zu lernen (-doing by learn ing-, MURPHY, 
1965) entspricht die Darstellung 

3.3 I(t)~ ED(t) :> R(t) 

1 t . 
_I(~, = 1(1+1) ~ .1 

Durch Aufgliederung (Analyse) des Entscheidungsprozesses (des Systems) in eine Folge 1) von Ent
scheidungsakten mit unterschiedlichen Aktionenräumen entsteht ein Zyklus sich wiederholender 
Entsche idungsfolgen: 

3.4 I(t)-- ED(t)-.-..,. R(t)~ l(t+1)~ --- -----'7 R(t+k) 

i s) iSt+k I 
~ I(t): = I(t+k) ~ 

Diese Modellvorstellung vom Entscheidungsprozeß, angewandt auf den landwirtschaftlichen Betrieb 
und die damit verbundenen Entscheidungsprobleme, wird der Tatsache gerecht, daß Investitions-, 
Organisations-, Arbeitsablauf-, Verteilungs-, Lagerhaltungs-, Ersatz- und Nutzungsdauerentschei
dungen und andere mehr (z.B. Finanzierung und Kassenhaltung etc.) während der Produktionsperio
den zu ganz unterschiedlichen Zeitpunkten anfallen und unterschiedliche Anpassungsreaktionen er
möglichen. 

Ein dieser Vorstellung entsprechendes Modell eines Planungs-, Entscheidungs- und Informationen 
verarbeitenden Systems wUrde aus einer -rekursiven- VerknUpfung sehr unterschiedl icher Operations
Research-Methoden bestehen 2). 

Die damit erreichte Betonung des sequentiellen Charakters des Entscheidungsprozesses führt zu flexib
len, der Entwicklung in der Zeit sich anpassenden 3) Entscheidungsfolgen. 

Es gilt offenbar: 

1. Anpassungsreaktionen sind - soweit voraussehbar - als Eventual pläne zu berucksichtigen, 
2. Kontrolle ist notwendig, um geplante Anpassungen durchführen zu können, 
3. Informationsgewinnung während des Realisierungszeitraumes ist erforderlich, um neu sich erge-

bende Reaktionen konstituieren zu können, 
4. sequentielle, fortgesetzte Planung ist erforderl ich, um bestmögl iche Anpassung zu gewährleisten. 

Dieser aus der Analyse des Planungs- und Entscheidungsprozesses bzw. des -problems abgeleiteten 
Mode IIv orstell ungen 5011 im folgenden das verfügbare und angewandte Methoden- bzw. Modellspek
trum gegenUbergestellt werden. 

1) Der Vereinfachung wegen wurde hier fUr die Menge der Systemelemente eine I ineare Anordnung 
gewählt. 

2) Solche Modelle existieren zur Zeit fUr sektorale Probleme. 

3) Über die risikomindernde Bedeutung durchgefUhrter Anpassungsentscheidungen wird (nachfolgend 
durch W. SKOMROCH) an Hand der Ergebnisse von Modellkalkulationen berichtet werden. 
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Die Klassifizierung der mathematischen Modelle kann unter einer Reihe von Gesichtspunkten vorge
nommen werden. In der folgenden Gliederung werden weniger formale Gesichtspunkte berücksich
tigt und dargestellt, als vielmehr inhaltliche Vorgehensweise. 

Man kann unterscheiden zwischen Modell en, die 

2.1 den Planungs- und Entscheidungsprozeß simultan abbilden und solchen, die 
2.2 aus einem Planungs- und einem übergeordneten Entscheidungsmodell bestehen. 

Diese Klassifizierung ist allerdings nicht strikt trennend. 

Unter den Modellen der ersten Art finden sich einige häufig angewandte Verfahren. Man kann unter
scheiden: 

2.1. 1 
2.1.2 
2.1.3 
2.1.4 

2.1.1 

2.1.2 

2.1.2.1 

2.1.2.2 

2.1.2.3 

2.1.2.3.1 
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Planen mit Sicherheitsäquivaltenten, 
stochastische Optimierung, 
spieltheoretische Ansätze und 
Entsche idungsbaumverfahren. 

Beim Planen mit Sicherheitsäquivalenten wird die Unsicherheit der Daten dadurch be
rücksichtigt, daß in den Planungsansätzen - meist lineare Optimierungen - erwartete 
Werte, Mittelwerte, durch Risikoabzüge bzw. -zuschläge korrigierte Werte oder pessi
mistische Schätzungen für die planungsrelevanten Daten benutzt werden. Die Entschei
dung wird durch Optimierung einer modell immanenten Zielfunktion geführt, das Risiko 
der Entscheidung wird mit post-optimalen Methoden - Sensitivitätsanalysen (DINKEL
BACH, 1969 und GAL, 1973) - untersucht. 

Ausgehend vom Ansatz der linearen Optimierung 
- max Z = p I X be i Ax ~ b, x 2 0 
und unter Beachtung der Tatsache, daß einige oder alle der Koeffizienten im Zielfunk
tionsvektor p bzw. in der Matrix der technischen Koeffizienten A bzw. im Kapazitä
tenvektor b stochastisch variabel sind, bezeichnet man eine Gruppe von Methoden als 
stochastische Optimierung (ZI MMERMANN, 1974). 
Liegt Variabilität nur in der Zielfunktion vor, bzw. kann die Variation von Input- und 
Output-Koeffizienten in die Zielfunktion hochgerechnet werden und kennt man von der 
multivariaten Verteilung über dem p-Raum Mittelwerte, Varianzen und Covarianzen, 
und ist genau eine Linearkombination dieser Parameter als Nutzen- bzw. Zielfunktion 
bekannt, wird man ein quadratisches Optimierungsmodell formul ieren können (FREUND, 
1965; und z. B. BOUSSARD, 1963; oder PETERS, 1971). 

Ausgehend von der potentiellen Variabilität aller Planungsdaten werden zwei Wege be
schritten. Die Verteilung der Z-Werte wird über dem (p,A,b)-Ereignisraum durch Ana
lyse oder Simulation vollständig beschrieben - man spricht vom Verteilungsproblem 
(TINTNER, ZIMMERMANN, 1974), der Entscheidungsmechanismus bleibt dabei offen -. 
Wegen der auftretenden Schwierigkeiten wird dieser Weg sei ten gewählt. 

Dagegen werden in Theorie und Anwendung deterministische Ersatzprobleme formul iert. 
Dabei unterscheidet man sogenannte 

Kompensationsformulierungen, wobei davon ausgegangen wird, daß nach einer einmal 
getroffenen Entscheidung das zufäll ige Ereign is eintritt, aber di e Mögl ichkeit besteht, 
evtl. auftretende Verletzungen der Restriktionen in einem zweiten Schritt zu korrigie
ren. Das ist das typische Problem des Two-Stage-Linear-Programming (z. B. BÜHLER, 
1971; WERNER, 1973). Charakteristisch für diese Methode ist das Konzept der "penal ty
costs" - der Strafkosten für die ereignisbedingte Verletzung von Restriktionen und ihre 
Berücksichtigung in der Zielfunktion . 



2.1.2.3.2 Die zweite Möglichkeit bietet das sogenannte Chance-Constrained-Programming. Hier
bei werden z.B. der Erwartungswert von Z maximiert, (lineares Problem) bzw. die Va
rianz von Z minimiert (quadratisches Problem) und die technischen Nebenbedingungen 
derart transformiert, daß die Wahrscheinlichkeit, eine Restriktion 1) zu verletzen, einen 
gewissen Wert nicht überschreitet (PRECHT , 1972). 

Für beide Wege der deterministischen Ersatzproblem-Formulierung gilt, daß lineare oder quadrati
sche Optimierungsmodelle entstehen können. 

2.1.3 

2.1.3.1 

2.1.3.2 

Zu linearen Optimierungsaufgaben führt die Verwendung der spiel theoretischen Maximin
Regel (HAZELL, 1970) zur Bestimmung optimaler gemischter Strategien. Diese Regel er
zeugt Aktionenkombinationen, die für den Fall optimal sind, in dem die Umwelt ihre 
Strategien (Umweltzust!inde) derart mischt, daß sie dem Entscheidenden möglichst hohen 
Schaden zufügt. Zwei Bemerkungen seien zu diesem Konzept gemacht: Erstens trifft die 
Annahme des rationalen Gegenspielers der Spiel theorie für eine stochastische Umwelt 
nicht zu, zweitens hat der Begriff der gemischten Strategie in der Spieltheorie den Sinn 
einer bestimmten, aber zuf!illigen Mischung reiner Strategien in wiederholten Spielen. 
Diesem Gesichtspunkt wird in den entscheidungstheoretischen Anwendungen nicht ent
sprochen. 

Zwei verschiedene Ans!itze sind gemacht worden. Den reinen Strategien der Spieltheorie 
entsprechen einerseits 
Aktivitäten des Planungsansatzes, also Produktionsverfahren (MAC INERNEY, 1969) 
bzw. andererseits 
Organisationen (TADROS-CASLER, 1969, und TRIES, 1973). In beiden Fällen ist die 
gemischte Strategie eine pessimistische Lösung des Entscheidungsproblems, denn sie 
geht vom rationalen Verhalten des Gegenspielers Umwelt aus. 

In den letzten Jahren wieder st!irker diskutiert wird die Anwendung von Entscheidungsbaumverfahren, 
insbesondere des ihnen entsprechenden Algorithmus, das 

2.1.4 

2.1.4.1 

2.1.4.2 

Dynamic Programming (BELLMANN, 1967; HAX und LAUX, 1972; HENKE, 1973; LAUX, 
1971; NEUMANN und GESSNER, 1974). 

In ihrer klassischen Form ist die Methode geeignet, Probleme mit einer sehr niedrigen 
Zahl von Entscheidungsvariablen zu lösen. Deshalb wird sie in der Agrarplanung vorwie-
gend für Teilbereichskalkulationen verwendet (z. B. HINRICHS, 1974). Der Vorteil 
liegt in der Problemlosigkeit bezüglich Ganzzahligkeit und Nichtlinearit!it. Im Zusam
menhang mit systemanalytischen Denkweisen gewinnt Dynamic Programming als Ent
scheidungsfunktional an Bedeutung. 

Dynamic Programming und Bayessche Statistik sind in den adaptiven Prozessen kombiniert 
worden. In diesen Modellen werden die Umweltprognosen im Ablauf der Zeit durch die 
eintretenden Ereignisse in Abhängigkeit von früheren Hypothesen modifiziert und diesen 
neuen Prognosen geeignete Anpassungsreaktionen zugeordnet. Durch Simulation können 
Eventualpl!ine, bei Einführung einer eindeutigen Nutzenfunktion analytische Lösungen 
ermittelt werden (GRIESE, 1972; HALTER and DEAN, 1971; MURPHY, 1965; STURM, 
1970; WEBER, 1970). 

Vielfältig ist die Klasse von Modellen, die Planungsvorgang und Entscheidungsakt modelltechnisch 
trennen. Zwei Vorgehensweisen sollen hierunter insbesondere verstanden werden, 

1) Ansatz nach MADANSKY bei EVERS, 1967; und HANF, E., 1970. 
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2.2.1 

2.2.2 

die Erzeugung von "vernünftigen" Aktionsal ternativen und Entscheidung nach einem 
übergeordneten Auswah I kri teri um, 
die Erzeugung "effizienter" Pläne und Entscheidung mittels Indifferenzkurvensystem 
einer vorgegebenen "Nutzenfunktion" 1). 

Sogenannte vernünftige Alternativen können auf verschiedene Weise erzeugt werden, z. B. 

2.2.1.1 

2.2.1.2 
2.2.1.3 

2.2.1.4 

Auswahl nach intuitiv rationalen Kriterien bzw. systematisch überprüft anhand von Bi
I anz i erungsrechnungen, 
durch stochastische Simulation der Variablen-Niveaus im Aktionenraum, 
durch parametrische Optimierung eines linearen Optimierungsmodells in relevanten Be
reichen der Datenvariation, 
durch Optimierung von Planungsansätzen unter der Annahme möglicher Datenkombina
tionen, sogenannte ereignisbedingte Optimierung. 

Dem so erstell ten Aktionenraum steht ein Umwel tzustandsraum gegenüber. Eine Gruppe von Entschei
dungskriterien kann angewandt werden, nahezu beliebige Kombinationsmöglichkeiten mit den Aktio
nenräumen 1. - 4. sind denkbar. 

2.2.1.5 

2.2.1.6 

2.2.1.7 

Entscheidungsvorbereitenden Charakter hat die Risiko-Analyse (MÜLLER-MERBACH, 
SKOMROCH), bei denen den Z-Werten u.a. die Wahrscheinlichkeiten zugeordnet wer
den, mit denen sie erreicht werden können. 

Häufig angewandt werden die klassischen Entscheidungsregeln auf die Ergebnis-Matrix, 
die dem Zusammentreffen einer Aktion mit einem Umweltzustand ein eindeutiges Ergeb
nis zuordnet. Werden monetäre Größen funktional transformiert, spricht man auch von 
der "Nutzenmatrix" • Die bekanntesten unter diesen Regeln sind das Maximin-, das 
Hurwicz-, das Bayes-Kriterium, die Laplace-Regel und die Savage-Niehans-Regel -
das ist die Maximin-Regel über der Matrix der sogenannten "costs of regret" - (HALTER 
and DEAN, 1965; MENGES, 1969; SCHNEEWEISS, 1967) 2). 

Zeitweilig wurden andere Funktionale als Entscheidungskriterien herangezogen, z. B. 
das infeasibility costs"-Konzept (HANF, E., 1970), das Konzept der Umstell kosten 
(TRIES, 1973) und andere meßbare Ersatzgrößen für Flexibilität. 

Ist eine Transformationsfunktion bekannt, die jeder Aktion einen Nutzen in Abhängigkeit von einem 
Erwartungswert E der Zielfunktion und einem Variabilitäts- oder Unsicherheitsmaß U (z. B. Mittel
wert und Varianz) über einem stochastisch variablen Koeffizientenraum zuordnen, dann kann ein 
Indifferenzkurvensystem (Linien gleichen Nutzens) bestimmt werden. Bestimmt man nun "effiziente" 
Pläne durch geeignete Parametrisierung derart, daß z. B. 

2.2.2.1 
2.2.2.2 

2.2.2.3 

2.2.2.4 

2.2.2.5 

jedem erwarteten Wert von Z eine Aktion mit minimaler Varianz bzw. 
jedem erwarteten Wert von U eine Aktion maximaler Zielfunktionserwartung zugeordnet 
wird, 
jeder maximal erlaubten Abweichung vom mittleren Wert von Z eine Aktion mit maxima
lem, erwartetem Z-Wert bzw. 
jedem sinnvollen Wert von Z eine Aktion zugeordnet wird, deren Wahrscheinlichkeit 
maximal ist, diesen Wert zu übertreffen, 
jedem Wert des Risiko-Aversionsparameters k (als U-Maß) im quadratischen Optimie-

1) Anzumerken ist, daß die Nutzenkonzeption (DEAN, 1975; DILLON, 1971; HALTER and DEAN, 
1971; KOCH, 1974) nicht unumstritten ist, das gilt insbesondere für die Bernoulli-Nutzentheorie 
(dargestellt z.B. in SCHNEEWEISS, 1967). 

2) Die Anwendung dieser Regeln ist umstritten, da sie gewissen, als plausibel gel tenden Axiomen 
nicht vollständig genügen (HALTER and DEAN, 1971). 
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rungsansatz von Freund die optimale Organisation bezüglich Z = f (k,jA, ~) zugeord
net wird, 

dann wird unter den effizienten Plänen der mit maximalem Nutzen realisiert 1). 

2.3 Differenzierte Modelle 

Ausgehend von den modernen Wissenschaftsgebieten System-Analyse, -theorie und simulation (z. B. 
EISGRUBER and LEE, 1971; GROSSKOPF, 1973; KUHLMANN, 1973) wird der zunächst einstufig 
gedachte Entscheidungsprozeß 2) zergliedert in Folgen von Partialentscheidungen, die ganz unter
schiedl iche Aktionenräume betreffen können. Das System Planung-Entscheidung-Real isierung-Kon
trolle wi rd in sequentiell geordnete Subsysteme zerlegt, was objektbezogen zu 

2.3.1 

2.3.2 

teili ntegrierten Planungs-, Entscheidungs- und I nforma tionen verarbei tenden Systemen 
führt. Dabei können unterschiedliche mathematische Modelle für Teilbereichskalkula
tionen und -entscheidungen kombiniert werden. Hier finden neuerdings wieder die Ent
scheidungsbaumverfahren und Dynamic Programming als übergeordnete Modelle der Ent
scheidungsfindung Anwendung, während in den Entscheidungsknoten des Baumes Partial
entscheidungen auf untergeordneter Ebene mit anderen Modellen (lineare Optimierung, 
Netzpläne) vorbereitet werden (z. B. bei JOCHUM, 1969). Simulation in solchen Mo
dellen kann angewandt werden zum Sichtbarmachen systeminterner Zusammenhänge so
wie zur Verdeutlichung der Wirkung externer Störungen der stochastisch gedachten Um
welt (GROSSKOPF, 1973; JOCHUM, 1969; STURM, 1970) 3). 

Die im engeren Sinne systemtheoretische Betrachtungsweise mit Systemen von Differen
zen- bzw. Differentialgleichungssystemen findet in der mikro-ökonomischen Entschei
dungstheorie der Investitions- und Organisationsentscheidungen bisher kaum Anwendung, 
wohl aber im Bereich sektoraler, intersektoraler, regionaler und interregionaler Pla
nung (z. B. FORRESTER, 1972). 

3.1 In anderen speziellen Betriebswirtschaftslehren findet in jüngerer Zeit das Zustandekommen 
von Entscheidungen mit seinen soziologischen, psychologischen und organisatorischen Aspek
ten immer größere Beachtung (dazu BERG, 1973; KOCH, 1974; KUPSCH, 1973). Im agrari
schen Bereich ist eine parallele Entwicklung kaum zu beobachten. Gründe hierfür sind offen
bar die Einfachheit des Systems (Entscheidung, Real isierung und Kontrolle I iegen in einer 
Hand) und die geringe Relevanz (gemessen in der Höhe der zur Disposition stehenden Geldbe
träge und Zahl der betroffenen Individuen) der agrarbetrieblichen Entscheidungsfälle. 

3.2 Algorithmen zur Bearbeitung stochastischer Optimierungsprobleme sind entwickelt worden (da
zu ZIMMERMANN, 1974), die Problemerkenntnis ist allerdings bereits vorausgeeilt. Denk
weisen der Systemanalyse, Systemtheorie und Informatik führen zu den komplexen Modellen 
sequentieller Entscheidungsprozesse • 

1) Es ergeben sich als optimale Aktionen diejenigen, für die im (E, U)-Koordinatensystem die Kurve 
der effizienten Pläne eine Indifferenzkurve gerade noch tangiert, d.h. für die die Nutzenfunk
tion den höchsten Wert annimmt. (Z. B. HAZELL and HOW, 1971; MARUYAMA und KAWA
GUCHI, 1971; PETERS, 1971). 

2) Man beachte dazu die Konzeption linearer Optimierungsmodelle. 

3) Allerdings sind solche System-Modelle zur Zeit erst in Ansätzen auf betriebliche Probleme ange
wandt worden, im sektoralen Bereich sei hier auf das von DE HAEN beschriebene Korea-Modell 
verwiesen. 
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3.3 Charakteristisch für diese Entwicklung sind zusammengesetzte Modelle. Als übergeordnetes 
Entscheidungsfunktional finden häufig Dynamic Programming-Ansätze Anwendung. 

3.4 Die Auffassung des Entscheidungsprozesses als Sequenz von Reaktionsmäglichkeiten in der Zeit 
legt die Berücksichtigung der Verarbeitung anfallende Informationen nahe. Durch Verwendung 
der Verfahren der Bayesschen Statistik ergeben sich so Modelle adaptiver Prozesse. 

Diese zum Teil aus Beobachtungen in anderen Problembereichen abgeleiteten Tendenzen werden in 
Zukunft - zumindest im wissenschaftlichen Bereich - auch Auswirkungen auf die agrarbetriebl iche 
Entsche idungsforschung haben. 
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Vorbemerkung 

Im folgenden wird - unter Beachtung der Ungewißheit uber die Entwicklung der Daten - eine Be
triebsplanung diskutiert, die als Grundlage fUr langfristig wirkende Entscheidungen uber Organisa
tionsformen (Ackerbau, Viehhaltung), Bewirtschaftungsintensität, Investitionen (Gebäude, Maschi
nen, Land etc.), Einstellung von Arbeitskräften und Finanzierung (Eigenmittel, Fremdmittel, Zu
schUsse etc.) dienen soll. 

Die Vorgehens- und Darstellungsweise ist so angelegt, daß Aussagen zur Lösung allgemein interes
sierender Probleme der Planung unter Unsicherheit möglich sind. 

Vorgehen und Probleme der Informationsbeschaffung, der Entscheidung i. e. S., der Kontrolle etc. 
werden nicht behandelt. Außerdem wird auf die Möglichkeiten zur Verringerung der Wirkung eines 
gegebenenfalls eingetretenen Risikoverlustes nicht weiter eingegangen, obschon diesbezUgliche Maß
nahmen in der Planung berUcksichtigt sind. Im Zentrum der Betrachtung stehen Überlegungen zur 
Verringerung des Eintritts von Risikoschäden. 

Der besseren Demonstrations- und Verständigungsmöglichkeit wegen wird eine in der Praxis durchge
fUhrte Planung zugrunde gelegt. Der konkrete betriebl iche Bezug soll jedoch im Hintergrund bleiben. 
Die speziellen betriebl ichen Daten, VorgHnge, Beziehungen und Probleme werden nur soweit er-
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wähnt, wie es zum Verständnis der allgemein gUltigen Voraussetzungen, Probleme und Vorgehens
weisen bei Planung unter Unsicherheit notwendig erscheint. 

Die Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen. Der Beitrag enthält daher mehr Untersuchungsgrund
lage und Arbeitshypothese als Untersuchungsergebnisse. 

Voraussetzu!!flen und Probleme einer Planung bei ....... 

Planung bei Unsicherheit beinhaltet zunächst einmal alle die Bedingungen und Probleme, die auch 
eine Planung bei Sicherheit hat. Der besseren Übersicht wegen sollen daher im ersten Absatz diese 
kurz angefUhrt werden, bevor unter 1.2 auf die speziellen Probleme bei Unsicherheit eingegangen 
wird. 

1.1 ••• 5 icherheit Uber die Entwicklung der Daten 

Wie von Betriebs-Planungen gleich welcher Art bekannt, muß der methodische Ansatz alle Voraus
setzungen erfullen, damit u.a. die Fragen beantwortet werden kBnnen uber 

- die ZielgrBßen (z.B. Eigenkapital; Fam.-Arbeitskrafteinsatz; jährliche Entnahmen fUr Lebenshal
tung; etc.) 

- den Organisationsbereich (Zukauf von NichtanlagegUtern; Transportieren; Produzieren; Lagern; 
Verkaufen von Produkten; etc.) 

- den Arbeitskraftbereich (Einstellen und Entlassen von Fremd-Arbeitskraft; Aufnehmen außerbe-
triebl icher Arbeiten durch Fam. -Arbeitskräfte; etc.) . 

- den Investitionsbereich (Investieren von Gebäuden; Investieren und Desinvestieren von Land, 
Maschinen, Vieh; etc.) 

- den Finanzbereich (Aufnehmen von Krediten; Nutzen von Zuschussen; Finanzieren mit Eigenmit-
teln; VermBgensanlage außerhalb des Betriebes; etc.) 

einschließlich ihrer Entwicklung während des Planungszeitraums. 

Derlei Kalkulationen werden relativ umfangreich, weil in jedem Jahr Abschlußbuchungen gemacht 
werden mUssen. Diese sind notwendig, weil fUr die Finanzplanung die zur VerfUgung stehenden Ei
genmittel bekannt sein mUssen; das wiederum setzt die Kenntnis der Einkommensteuerzahl ungen vor
aus, diese verlangen die jöhrliche Gewinnermittlung; und da bei der Gewinnberechnung Bestands
veränderungen zu berUcksichtigen sind, kommt man ohne jährliche Bilanzierung nicht aus. Bei 
steuerbegUnstigten Abschreibungen und/oder falls mit Inflation zu rechnen ist, muß man wegen der 
unterschiedlichen Bewertung sogar zwischen Steuer-Bilanzen und (den fUr die Entscheidung maßgeb
lichen) betriebswirtschaftlichen Bilanzen unterscheiden. 

Um die skizzierten Voraussetzungen zu erfUllen, mUssen zwei Anforderungen erfullt sein. 

Zunächst muß man ein geeignetes Modell auswählen, das die Beziehungen zwischen den Bereichen 
und DetailgrBßen erfaßt sowie eine - im Hinblick auf die ZielgrBßen - optimale LBsung ermitteln 
läßt, die wiederum ohne große Muhe die Antwort auf die angefUhrten Fragen gibt. 

Im vorliegenden Fall wurden Planungsansatz und -rechnung des Linearen Programmierens gewähl t. 
Auf Übersicht 4 ist eine schematische Darste"ung des Ansatzes zu finden. Er ist dynamisch formu-
liert und berucksichtigt simultan die Beziehungen zwischen den o.a. Bereichen und ihren GrBßen. 

Ein zweites Problem ist das noch vertretbare Maß an sachl icher, räuml icher und insbesondere zeitl i
eher Aggregation. Um die Ergebnisse mögl ichst gut beurteilen und in die Praxis umsetzen zu können, 
wurde sachlich und räumlich kaum a~l9regiert; auf Übersicht 5 sind die Aktivitäten und Restriktionen 
zusammengestellt, wie sie sachlich und räumlich differenziert im Planungsansatz stehen. Die zeitli
che Aggregation wurde unter dem Aspekt der zumutbaren und in der Praxis durchfuhrbaren Umstellungs
zeit vorgenommen. Es kommen 1- bis 4-jährige Umstellungszeiten vor. Z. B. können die kurzfristigen 
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Transaktionen in der Finanzwirtschaft jährlich einmal vorgenommen werden, Gebäudeneubauten kön
nen alle 4 Jahre realisiert werden, wesentliche Umstellungen beim Anbau auf dem Ackerland alle 
2 Jahre, usw. 

Exkurs: Planungsrechnung und Planungsergebnisse bei Sicherheit Uber die Entwicklung der Daten 

Zum besseren Verständnis der weiter unten angefUhrten Planungsrechnung und -ergebnisse bei Un
sicherheit sei hier kurz auf Planungsrechnung und -ergebnisse bei Sicherheit hingewiesen. 

FUr einen existenten Betrieb (mit gegenwärtig rd. 150 ha Nutzfläche, 40 Kuhen und 38 Bullen, 
bei 4 Arbeitskräften) wurde unter Verwendung des eben skizzierten Modellansatzes eine Planung 
uber die nächsten 10 Jahre durchgefUhrt. Dabei wurde zunächst angenommen, daß sich innerhalb 
des Planungszeitraums an Zielen, Preisen, technischen Koeffizienten und Kontingenten etc. im 
Vergleich zum Ausgangsjahr nichts ändert 1). 

Bei Anwendung des Simplex-Algorithmus ergibt sich eine optimale Lösung, von der einige Merk
male in ihrer zeitlichen Entwicklung in Abbildung 1 dargestellt sind. 

Abbildung 1: 

ENTWICKLUNG EINIGER MERKMALE DER OPTIMALEN HANDLUNGSALTERNATIVE 
BEI SICHERHEIT 
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1) Dieser Annahme ist ohne Zweifel eine nur geringe - wenn nicht gar Uberhaupt keine - Eintref
fenswahrscheinlichkeit zuzubilligen. Trotzdem ist ihr Ergebnis sehr wichtig bei der Beurteilung 
von anderen Annahmen uber die Entwicklung der Daten. Sowohl bei theoretischen Überlegungen 
als auch bei praktischen Beratungen liefert sie immer wieder den kaum umstrittenen Vergleichs
oder O-Fall. 
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Das Eigenkapital, d. i. der Hauptzielwert, steigt innerhalb des Planungszeitraums von rd. 106 auf 
135 (.10000 DM); dabei zeichnet sich eine relativ kontinuierliche Entwicklung ab. Der jährlich 
vor und nach Steuern ermittelte Gewinn hat steigende Tendenz. Die abzuführenden Einkommen
steuern steigen nach der ersten größeren Umstellung im 1. Planungsjahr besonders stark an. Der 
Gewinn wird z. T. für Konsumzwecke entnommen, z. T. außerhalb des Unternehmens angelegt und 
z. T. zur Finanzierung im Unternehmen verwandt. 

Bei den Sachinvestitionen (Re- und Nettoinvestitionen) zeichnen sich einige Schwerpunkt jahre 
ab. Sie fallen meist mit dem Ende der ökonomischen Nutzungsdauer der vorhandenen Investitions
objekte zusammen. Die Investitionen im 10. Jahr, die erst vom 11. Jahr ab genutzt werden kön
nen, sind nicht in die Planung einbezogen; zur Sicherstellung ihrer Realisierung werden Finanz
mittel auf dem Girokonto gehalten. 

Im Organisationsbereich ist es unterschiedlich. Während in der Feldwirtschaft keine Änderungen 
auftreten, sind in der Viehwirtschaft einige gewichtigere Änderungen ökonomisch sinnvoll. Die 
Kuhzahl wird, nach Bau eines arbeitswirtschaftlich rationelleren Stalls, mehr als verdoppelt; die 
Bullenmast wird hiermit simultan eingestellt. 

Auf die Darlegung weiterer Merkmale muß hier aus Platzgründen verzichtet werden. 

Zum Vergleich mit den Darstellungen, auf die bei der Diskussion der Unsicherheit Bezug genommen 
wird, sei der - im Falle von Sicherheit triviale - Zusammenhang zwischen der Höhe der (Haupt-) 
Zielrealisierung am Ende des Planungszeitraums und Sicherheit der Zielrealisation graphisch dar
gestellt. 

Abbildung 2: (Ergebnisbild 0) 
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Wahrscheinlichkeit des Eintreffens 

Falls alle Daten sicher sind, dann ist am Ende des Planungszeitraums mit 100 % Sicherheit ein 
Eigenkapital von 135 (·10000 DM) zu erwarten. 

1.2 ••• Unsicherheit über die Entwicklung der Daten 

I. a) Bei Planungen für längere Zeitröume sind wohl alle Daten mehr oder weniger unsicher: 
- Die Zielgrößen, insbesondere ihre Gewichtung und Rangfolge, können sich mit Informa

tionsstand, Geschmack, etc. ändern, 
- die technischen Koeffizienten des Organisations- und Arbeitskraftbereichs (wie mengen

mößige Erträge sowie Betriebsmittel- und Arbeitsaufwendungen) können sich durch techni
schen Fortschritt, Arbei tskraft- Produktivität (Ausbildung, Engagement), etc. öndern, 

- die Preise der Betriebsmittel und Produkte sowie der Arbeitskräfte können sich real und/oder 
nominal aus den bekannten marktwirtschaftlichen und -politischen GrUnden öndern, und 

- die Bewertung der Bestände am Ende des Planungszeitraumes ist immer sehr problematisch 
wegen der Unsicherheit derer Verwertung in den fernliegenden Jahren nach dem Planungs
zeitraum, 



- schließlich sind auch Höhe bzw. Umfang der absolut vorgegebenen Größen (d.h. der soge
nannten Kapazittlten wie Bewirtschaftungsfltlche, Arbeitskrtlfte, Kontingente etc.), selbst 
wenn vertragliche Vereinbarungen vorliegen, keineswegs fest und sicher. 

Diese Vielzahl der Änderungsmöglichkeiten fUhrt zu einem gewichtigen Problem. Es ist zwar 
nicht zu bestreiten, daß alle diejenigen Daten und nur diejenigen Daten, die wesentlich fUr 
die Entscheidungsfindung sind, bei der Planungsrechnung mit ihrem Unsicherheitsbereich be
rUcksichtigt werden mUssen und aus planungsökonomischen GrUnden auch nur diese Daten be
rUcksichtigt werden sollten; doch wer kann die Differenzierung in fUr die Entscheidung wesent
liche und unwesentliche Daten apriori mit Sicherheit treffen? Was in der einen Betriebspla
nung schon zuviel ist, kann in der anderen noch zuwenig sein; bei des wUrde die bestmögliche 
Zielrealisation vereiteln. 

b) Selbst die Änderung eines einzelnen Datums birgt einen Fächer von alternativen Möglichkei
ten. Meist erscheinen mehrere Änderungsverltlufe durchaus plausibel. 

Abbildung 3: 
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Auch wenn die Größe eines Datums (z. B. Preis, technischer Koeffizient, Kapazittlt oder dgl.) 
im Anfangsjahr sicher ist - wenn also von den kurzfristigen Schwankungen abgesehen wird -, 
so können Uber seine mutmaßliche Veränderung die in der Abbildung eingezeichneten Verltlu
fe 0, I, 11, 111 und noch viele andere durchaus vertretbar sein. Tröstlich ist lediglich die 
Tatsache, daß nur eine eintreffen wird. 
Es ist leicht einzusehen, daß die Vielzahl der Verlaufshypothesen das unter a) skizzierte Pro
blem vervielfacht. Wir werden es ausfuhrl ich zu diskutieren haben. 

2. Vollends zu eskalieren scheint die Problematik, wenn man sich vor Augen htllt, daß die vielen 
Änderungen - ganz gleich ob voneinander abhtlngig oder unabhtlngig - kombiniert werden mUssen, 
so wie die Realittlt ja auch "in Kombination" abitluft und nicht unter "ceteris paribus" • Nach 
den Regeln der Kombinatorik gibt es bekanntlich schon bei 2 unsicheren Daten mit 4 Verlaufshy
pothesen 16 mögliche Zukunftslagen. Zwar verringert sich diese Zahl im Falle von Korrelation 
zwischen den Anderungen, doch geht die theoretisch mögliche Zahl der Zukunftslagen im Falle 
des o.a. Planungsbeispiels Uber die Mi 11 iardengrenze hinaus. 

Das Problem besteht darin, solche und soviel Zukunfts lagen in der Planungsrechnung zu berUck
sichtigen, daß die Entscheidung mit ausreichender Sicherheit getroffen werden kann. Wir kom
men darauf gleich zurUck. 

3. Eine zustltzliche Problematik rUhrt daher, daß nicht jede Zukunftslage die gleiche mutmaßliche 
Eintreffenswahrscheinl ichkeit hat. Wenn es schon schwierig ist - und zu hitzigen Diskussionen 
fUhrt -, den Verlaufshypothesen eines einzelnen Datums mutmaßliche Eintreffenswahrscheinlich
keiten beizumessen, so scheint es fast unmöglich, solches fUr eine breite Kombination von Daten
änderungen in den Zukunftslagen zu tun. Auch dieses Problem werden wir im ntlchsten Abschnitt 
zu behandeln haben. 
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2 Planungs-RechnunA...\lnd -Ergebnisse 

2.1 Überlegungen zur Auswahl und Zahl der Zukunftslagen sowie zur U:lnge der Festlegungszeit 

1. Bei der hier gewählten Vorgehensweise ist der erste Teil der PI anungsrechnung 
u n t er Uns ich e rh e i t genauso abzuwickeln wie die im 0.0. Exkurs skizzierte Planungsrech
nung bei Sicherheit. FUr jede gewählte Zukunftslage wird die optimale Lösung, die die unter 
den Bedingungen der Zukunftslage höchstmögliche Zielrealisation zulößt, ermittelt. Es gibt also 
soviele optimale Lösungen, wie Zukunftslagen definiert sind. In Anbetracht der immensen Zahl 
von möglichen Zukunfts lagen stell t sich die Frage, welche und wieviele Zukunftslagen berUck
sichtigt werden sollen. 

0) Die beiden extremen Zukunftslagen 

Um zunöchst die Spannweite des Zielbetrages zu erfahren, mUssen die extrem optimistische 
und die extrem pessimistische Zukunftslage berucksichtigt werden. D.h., bei allen unsiche
ren Daten wird das eine Mal die gUnstigste Verönderung (Slo) und das andere Mal die un
gUnstigste Veränderung (S50) im Planungsansatz unterstellt. Bei Zweifeln im Falle von gleich
und/oder gegenläufigen Wirkungen mUssen eventuell mehrere Alternativen untersucht werden. 
Die Ergebnisse der beiden Zukunftslagen werden in der Regel sehr unterschiedlich sein. Bei 
unserem Beispiel ergibt sich bei der zur Zukunftslage SlO optimalen Handlungsalternative 
HlO ein Zielbetrag ZlO=168, bei S50 mit H50 ist Z50=70 (.10 000 DM). 

Zur Abschätzung der VorzUg I ichkeit einer Handlungsol ternative (z. B. HJ muß man wissen, wie 
sie abschneiden wUrde, falls andere Zukunftslagen (z.B. Sy' Sz usw.) eintröfen. Die dazu not
wendigen Kalkulationen bilden den zweiten Teil der Planungsrechnung unter Un
sie her h ei t. Falls m Zukunftslagen definiert sind, dann sind prinzipiell auch m verschiedene 
optimale Handlungsalternativen und mithin m·m Zielbeträge zu erwarten. 

Die Zielbeträge einer Handlungsalternative können bei Eintreffen der anderen Zukunftslagen 
uber oder auch unter dem Zielbetrag liegen, den diese Handlungsalternative bei "ihrer" Zukunfts
lage - z.B. Hx bei Sx - erreicht (d.i. der Vergleich innerhalb der Zeile der Zielbetrags-Ma
trix) 1); auf alle Fälle und immer - also auch wenn er daruber liegt - hat man sich fUr die falsche 
Handlungsalternative entschieden; denn die zu der betreffenden Zukunftslage (z.B. Sy) optimale 
Handlungsalternative (also Hy) hat einen noch häheren Zielbetrag (d. i. der Vergleich in der 
Spal te der Zielbetrags-Matrix) 2). 

0') Falls man sich im 0.0. Beispiel auf die fUr die Zukunftslage SlO optimale Handlungsalterna
tive HlO festgelegt hat (wir nehmen vorerst an, daß Organisation, Arbeitswirtschaft und 
Sachinvestitionen fUr den ganzen Planungszeitraum festgelegt sind), und es tritt die Zukunfts
lage S50 ein, dann wird ein Zielbetrag von -23 (·10 000 DM) erreicht. Wird H50 realisiert 
und trifft S 1 0 ein, dann ist ein Zielbetrag von 119 (·10 000 DM) zu erwarten (siehe Zielbe
trags-Matrix I in Übersicht 1). 

1) Aus dieser Betrachtung resultiert die Feststellung, daß mit einer Entscheidung unter Ungewißheit 
sowohl Risiko als auch Chance verbunden sind; der Zielwert kann bei Eintritt anderer Zukunfts
lagen niedriger, aber auch höher als bei der erwarteten Zukunftslage sein. 

2) Aus dieser Betrachtung resultiert die Feststellung, daß mit einer Entscheidung unter Ungewißheit 
nur Risiko verbunden ist; bei Eintritt jeder anderen Zukunftslage hat man sich falsch entschieden, 
denn mit der fUr die betreffende Zukunftslage optimalen Handlungsalternative hätte man einen 
(noch) höheren Zielwert erreicht. 
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Übersicht 1: (Zielbetrags-fv\atrix I) 

Zielbetrl:ige bei zwei Zukunfts lagen 

End-Eigen- Zukunftslagen 
Kapital in 

S10 S50 10000 DM 

Handlungs- H10 168 -23 
alternativen H 

119 70 
50 

Mißt man den beiden Zukunftslagen die gleiche Eintreffenswahrscheinlichkeit zu, dann er
gibt sich folgender Zusammenhang zwischen Höhe des Zielbetrages und Sicherheit des Ziel
betrages (siehe Ergebnisbi Id I in Abbildung 4). 

Abbildung 4: (Ergebnisbild I) 
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Selbstverstlindlich ließe sich hier bereits unter Anwendung von Regeln fUr Entscheidung unter 
Ungewißheit eine Auswahl treffen, doch durfte das in Anbetracht der vielen anderen möglichen 
und meist wahrscheinlicheren Zukunfts lagen ubereilt sein. 

b) Die BerUcksichtigung weiterer Zukunftslagen 

fUhrt in der Regel 
- zu mehr (optimalen) Handlungsalternativen 
- wobei allerdings die maximalen Zielbetrlige innerhalb der oben ermittelten Spannweite 

(ZI0=168 und Z50=70) liegen (die Zielbetrlige der fUr eine Zukunftslage nicht-optimalen 

Handlungsalternativen können dagegen weit nach unten abweichen). 

Wie das Ergebnisbild II (Abbildung 5) unseres Beispiels mit 7 Zukunftslagen (weitere Erlliute
rungen sowie Einzelwerte sind auf der linken Hlilfte von Übersicht 6 zu finden) verglichen 
mit dem o.a. Ergebnisbild I und 0 (Abbildung 4 und 2) zeigt, fUhrt das zu mehr und kleineren 
Stufen, sowohl was deren Höhe als auch Breite betrifft. 
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Abbildung 5: (Ergebnisbild 11) 
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Mit weiter steigender Zahl der Zukunftslogen kommt es zu einem kontinuierlichen Gefälle 
in kleinen Stufen zwischen den tvbxima der optimistischen und der pessimistischen Handlungs
alternative. 

Die Zukunftslogen können z. T. aufgrund sachlogischer Erwägungen, z. T. auch nach geschich
teter Zufallsauswahl zusammengestellt werden. Hierbei ist es sinnvoll, für die unsicheren Da
ten (-Gruppen) Bereiche bzw. Tendenzen festzulegen, innerhalb der ihre Größe zufällig aus
gewählt und mit anderen zu einer Zukunftslage kombiniert wird. 

c) Die ausreichende Anzahl von Zukunftslogen 

ist dann erreicht, wenn die zuslitzliche Information keine Änderung der Entscheidung bewir
ken kann. Das ist der Fall, wenn nur noch 
- zwar neue Handlungsalternativen hinzukommen, sie ober von der Ziel höhe her uninteres

sant sind, sowie 
- zwar von der Ziel höhe her interessante, ober bereits bekannte oder diesen sehr ähnliche 

Handlungsal ternativen hinzukommen. 

Es kann nicht bestritten werden, daß man dessen vor Einholung der Information - also vor Ein
beziehung aller Zukunfts lagen in die Kalkulation - niemals sicher ist. Es ist und bleibt auch 
hier dos bekannte Problem des Informationsrisikos. Doch scheint das Risiko, zu wenig Informa
tion über Zukunfts lagen und Handlungsalternativen eingeholt zu hoben, gering, wenn die für 
die Entscheidungsfindung relevanten {Zielbetrags-)Stufen relativ niedrig sind und die für die 
Entscheidung relevanten Handlungsalternativen relativ eng zusammen I iegen. Um das voll be
urteilen zu können, muß auch die Festlegungszeit in die Betrachtung einbezogen werden. 

2. Die Festlegungszeit beeinflußt maßgeblich die Stufenhöhe in unseren Ergebnisbildern. Bei der bis
herigen Betrachtung wurde unterstellt, daß mit der Entscheidung vor Beginn des Planungszeitraums 
der Vollzug oller wesentlichen Aktivitliten (wie Zupacht, Anbauumfang und Viehzahl, Ar
beitskraftverwendung und langfristige Finanzdispositionen) für den gesamten (!) Planungszeit
raum festgelegt ist. Dos ist eine extreme Annahme, die die Verarbeitung jeder besseren, während 
des Vollzugszeitraums erlangten Information ignoriert. 
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a) Auch wenn man zu Beginn des Planungszeitraums klare Vorstell ungen über die Handl ungsmög-
I ichkeiten und ihre Konsequenzen innerhalb des gesamten Planungszeitraums hat und auch wenn 
man mit großer Überzeugung auf eine Zukunftslage setzt, so ist man doch nicht an den "sturen" 
Vollzug des Plans über den ganzen Zeitraum gebunden. Falls z.~. eine andere als die erwarte
te Zukunftslage eintritt, dann wird man sich umstellen und die Handl ungsal ternative der neuen 
optimalen anzupassen versuchen. 

Damit können Fehlinvestitionen zwar nicht ungeschehen gemacht werden; was in Gebäuden 
investiert ist, liegt fest, auch wenn sie nicht genutzt werden; aber es kann ja bekanntlich 
durchaus besser sein, sie nicht zu nutzen, als einen überholten Fahrplan einzuhalten. 

Die Länge der Festlegungszeit hängt von den Maßnahmen ab, über deren Vollzug zu entschei
den ist, und vom Unternehmer und seinen Mitarbeitern, die die Maßnahmen zu vollziehen ha
ben. Beim Neubau von Gebäuden wird der eine Landwirt eventuell heute schon den Plan fas
sen und die diversen Maßnahmen einleiten müssen, wenn er in 4 Jahren das Vieh einstellen 
will; er hat dann diesbezüglich eine Festlegungszeit von 4 Jahren. Ein anderer zieht solch 
ein Vorhaben vielleicht innerhalb von 2 Jahren durch. 

b) I n dem vorl iegenden Beispiel ist der Demonstration wegen nach der unter 1. abgehandel ten 
extrem langen Festlegungszeit von 10 Jahren nunmehr eine recht kurze von 2 Jahren angenom
men. Zur Ermittlung der Ergebnisse muß der zweite Teil der Planungsrechnung wiederholt wer
den, wie gesagt mit der Unterstellung, daß mit der Entscheidung vor Beginn des Planungszeit
raumes der Vollzug aller wesentlichen Aktivitäten nur für die ersten zwei (!) Jahre festgelegt 
ist. Während der übrigen Zeit können, falls andere Zukunftslagen eintreffen und es im Hin
blick auf die Höhe der Zielrealisation sinnvoll ist, Anpassungen vorgenommen werden. 

Beschränken wir uns auf die bisher diskutierten 7 Zukunftslagen, dann ergibt sich nunmehr 
folgender Zusammenhang zwischen Höhe des Zielbetrages und Sicherheit des Zielbetrages 
(siehe Abbildung 6; weitere Erläuterungen sowie Einzelwerte sind auf der rechten Hälfte der 
Übersicht 6 zu finden). 

Abbildung 6: (Ergebnisbild 111) 
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Das Ergebnis ist bei allen Handlungsalternativen gUnstiger, d.h., die Risikogefahr ist wesent
I ich geringer, obgleich dieselben Zukunftslagen angenommen sind und dieselben Planungsak
tivitäten zur Wahl stehen wie bei 11. Das ist der Lohn fUr Planrevision und konsequente An
passung nach Ablauf der 2-jährigen Festlegungszeit 1). 

Auf diese Weise kann vielfach durch erhöhten Anpassungsaufwand während des Planungszeit
raums die vor dem Planungszeitraum I versäumte Informationsbeschaffung wettgemacht werden 
(siehe hierzu Exkurs "Reagieren versus Informieren"). 

Exkurs: Reagieren versus Informieren 

cx.. Ein schlecht informierter Landwirt setzt auf die Zukunfts lage 500; d. h., er nimmt an, daß 
sich nichts an Preisen, technischen Koeffizienten etc. ändern wUrde. Er ist aber sehr reak
tionsschnell und ändert sofort nach 2 Jahren seine Betriebsorganisation etc. auf die sich 
dann einstellende Zukunftslage • 

ß. Ein sehr besonnener Landwirt holt sehr viele Informationen ein und setzt auf die Zukunfts
lage 530• Er realisiert die Handlungsalternative H30, d.i. die zu 530 optimale und außer-

dem die nach dem Regret-Kriterium vorteilhafteste der 7 Alternativen. Der Landwirt fUhrt 
diesen einmal gefaßten Plan "stur" durch, auch wenn eine der anderen Zukunftslagen ein
getroffen ist und eine Anpassung sinnvoll wäre. 

Abbildung 7: 
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Wie wir aus dem I inken Bild ersehen, kann der Landwirt cx,durch unverzUgliche Planrevision 
die Verlustgefahr wesentl ich vermindern (vgl. F=10 mit F=2 in Bild OC). Der 5chwankungsbe
reich seines Zielbetrages ist sogar noch kleiner und liegt gUnstiger als der des gut informier
ten Landwirtes ß, der sich in den 10 Jahren nicht mehr umstellt (vgl. F=10 in Bild ß mit F=2 
in Bildcx,). Das "Reagieren" bringt - in diesem Falle - mehr ein als das "Informieren". 

I nformieren und Reagieren verringert den 5chwankungsbereich absolut noch mehr, relativ 
steckt manchmal aber nicht viel drin; d.h. auch wenn sich Landwirt ß schon nach 2-jähriger 

1) Das beinhaltet noch nicht die während des Planungszeitraums mögliche und ubl iche Erweiterung 
des Informationshorizonts, was zu einer zusätzlichen Verbesserung des Ergebnisses fUhrt. Es wird 
lediglich eine sinnvolle Reaktion auf die tatsächlich eingetretenen - vor Beginn des Planungszeit
raums schon in Betracht gezogenen - Zukunftslagen verlangt. 
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Festlegungszeit den dann eintreffenden Zukunftslagen anpassen würde, verkleinerte sich der 
Schwankungsbereich seines Zielbetrages nur noch unwesentlich. 

Dabei sollte allerdings nicht ein oft gewichtiger Unterschied übersehen werden. Das häufige 
Reagieren bringt mit den Organisations- und Bewirtschaftungsumstellungen "Unruhe" in den 
Betrieb (siehe hierzu Exkurs "Schwankungsbereich des Zielbetrages und Änderungen der Be
triebsorgan isation ") . 

Exkurs: Schwankungsbereich des Zielbetrages und Änderungen der Betriebsorganisation 

Unterstellt sei, daß die Handlungsalternative HOO realisiert wird. Falls die dieser Alternative 
zugrundeliegende Zukunftslage 500 eintritt, dann wird in den einzelnen Jahren die auf Seite 
109 - 110 skizzierte Organisation realisiert und die dort angeführte Eigenkapitalentwicklung 
ablaufen. Falls jedoch die anderen Zukunftslagen eintreffen, dann ist die Entwicklung nicht 
so eindeutig zu prognostizieren. Es muß vor allem nach der Dauer der Festlegungszeit (F) un
terschi eden werden. 

Abbildung 8: 
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Eine Festlegungszeit von 10 Jahren impliziert, daß u.a. die Betriebsorganisation und ihre 
Entwicklung - bei den Ergebnisbildern "Ruhe" anhand des Kuhbestandes demonstriert (siehe 
Bild c:x. unten) - 10 Jahre in den lange vorher skizzierten Bahnen realisiert wird. Diese Ruhe 
in der Organisation etc. wird erkauft durch ein hohes Risiko beim Zielbetragj er hat einen 
beachtl ichen Schwankungsbereich nach unten (siehe Bi Id cL oben). 
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Ist man geneigt, schon noch z.B. 2 Jahren gegebenenfalls eine Planrevision vorzunehmen 
und sich umzustellen, dann wird der Zielbetrog nicht mehr so weit absinken (vgl. Bild ß 
oben mit Bild oe. oben). Allerdings wird diese gUnstigere Zielbetrogsentwicklung erkauft mit 
mehr Umstellungen, Umorgonisotionen, kurz mehr "Unruhe" im Betrieb (siehe Bild ß unten). 

FUr den Entscheidenden ist es daher wichtig, die Relation von Zielwertschwankungen und Um
orgonisationsnotwendigkeit fUr mehrere Festlegungszeiten zu kennen, damit er die fUr ihn gUn
stigste Festlegungszeit auswtihlen kann. Sie gilt ober immer nur fUr den vorgegebenen Informo
tionshorizont. 

3. Die Entscheidung fUr eine der Handlungsolternativen ist bei der Konstellation der Ergebnisse 111 
bezUglich des Risikos Uberhaupt kein Problem, wenn mon von der Handlungsolternative H26 ab
sieht. Wie Ergebnisbild 1it (Abbildung 9) zeigt, liegen die Zielwerte oller Handlungsalternativen 
bis auf H2(> nahe beieinander; ganz gleich welche Zukunftsloge eintritt, man schneidet bei ollen 
diesen Ubngen Handlungsolternativen gleich gut oder gleich schlecht ob. Je nach Zukunftsloge 
sind die Zielbeträge sehr gUnstig (bei SlO) oder sehr ungUnstig (bei S28' S30' S5o', aber immer 

sind sie etwa gleich. D.h., diese Ubrigen Handlungsolternativen sind bezUglich des Zielbetroges 
indifferent. fv\an kann wtihlen, welche man will. 

Abbildung 9: (Ergebnisbild 1iI'): 
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BezUglich der anderen Merkmale bestehen z. T. recht erhebliche Unterschiede (siehe hierzu die je
weils erste Zahlenspalte der "Kurzen Umschreibung der Handlungsolternativen" in ~ersicht 6). 
Bei H23 hat man sich z.B. auf 70 neue Kuhstallplätze festgelegt, bei H28 hot man noch gor 
nicht neu gebaut; bei HlO hat mon den AK-Besotz in den ersten beiden Jahren auf 3 Arbeits
krtifte festgelegt, bei H50 beschrtinkt mon sich auf die 1,5 Familienarbeitskräfte. 
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Solch eine Serie von im Zielbetrag (nicht nur im Erwartungswert!) indifferenten, in anderen 
Merkmalen aber differenten Handlungsalternativen ist bekanntlich höchst willkommen; geben 
sie doch einen weiten Spielraum für andere, insbesondere nicht-monetöre Pröferenzen 1). 

2.2 Zur Berücksichtigung der mutmaßI ichen Eintreffenswahrscheini ichkeit von Zukunftslagen 

1. Derfolgende dritte Teil der Planungsrechnung unter Unsicherheit braucht 
nicht immer durchgeführt zu werden. Denn mehrere Regeln für Entscheidung unter Ungewißheit 
verlangen bekanntl ich keine Mutmaßungen über die Eintreffenswahrscheinl ichkeit der Zukunfts
lagen. Wenn auch gegen diese Regeln durchaus stichhaltige Einwendungen gemacht werden kön
nen, so ist doch nicht zu bestreiten, daß sie in vielen praktischen Föllen zu gleichen Entschei
dungen führen wie die anspruchsvollen Kriterien des Risikonutzens oder der Risikopröferenzen 
und mithin angewandt werden können. Man muß mit ihnen aber sehr umsichtig und nicht "blind
lings" umgehen. 

2. Wenn die Entscheidungsregeln Mutmaßungen über die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Zukunfts
lagen erfordern, dann sollte zunöchst berechnet werden, wie hoch die Eintreffenswahrscheini ich
keit einer Zukunftslage {S,J mindestens sein muß, damit ihre optimale Handlungsalternative (H,J 
einen gleichhohen Erwartungswert (E) 2) hat wie die konkurrierenden Handlungsalternativen (d. i. 
die Berechnung der kritischen Eintreffenswahrscheinlichkeit ~,J. 

a) Wie aus Ergebnisbild I (Abbildung 4) zu ersehen ist, hat bei der jenem Bild zugrunde liegen
den Annahme, daß die Wahrscheinlichkeit des Eintreffens für beide Zukunftslagen gleich ist 
(PlQ=P50=0,5), die Handlungsalternative H10 einen geringeren Erwartungswert als die Hand-

lungsalternative H50 (EH< EH ). 
10 50 

Da die Summe der Eintreffenswahrscheinlichkeiten aller Handlungsalternativen stets 100 % 
ist (1: p.=I), kann man mit Hilfe der Werte aus der Zielbetrags-Matrix I (Übersicht 1) berech
nen, dalß ~1Q=0, 66 sein muß (und f)50 mithin nur 0,34 zu sein braucht), wenn beide Handlungs
alternativen den gleichen Erwartungswert haben sollen (EH = EH ). 

10 50 
Falls f)10~0,66 für unwahrscheinlich angesehen wird, ist HIO zu verwerfen. Man braucht 
sich nicnt den Kopf zu zerbrechen über diEt explizite mutmaßriche Höhe der Eintreffenswahr
scheini ichkeiten. 

Graphisch sieht diese Entscheidungssituation wie in Ergebnisbild I' (Abbildung 10) dargestellt 
aus. 

b) Bei mehr als zwei Zukunftslagen und damit mehr als zwei Handlungsalternativen kann man 
prinzipiell genauso vorgehen. Da die p.~ 0 sein müssen, ist das (quadratische) Gleichungs
system nicht immer lösbar. Es können dJnn aber die kritischen Eintreffenswahrscheinl ichkei
ten unter der Bedingung berechnet werden, daß die Summe der Unterschiede zwischen den 
Erwartungswerten mögl ichst klein sei. 

1) Hieraus wird oft der Schluß gezogen werden, man könne machen, was man wolle, die Ziel betrags
Differenzen sind ja gering, und mithin brauche man gar nicht lange zu überlegen und zu planen. 
Das ist ein Fehlschluß. Erstens gibt ~s auch Handlungsalternativen (wie H2&, die man meiden 
sollte, und die kann man nur durch Überlegen und Planen herausfinden; denn es fallen nicht alle 
schlechten Alternativen so offen sichtbar aus dem Rahmen wie H26. Zweitens ergeben sich die 
geringen Differenzen nur, wenn man weiß, wann und wie man reagieren muß; sachlich oder auch 
nur zeitlich falsches Reagieren bringt große Unterschiede im Zielbetrag der sechs Handlungsalter
nativen; will man das verhindern, muß man überlegen und planen. 

2) Wenn hier mit dem Bayes-Kriterium operiert wird,dann nur, weil es sich bei den Überlegungen 
gut demonstrieren lößt. Es hötte genausogut ein anderes Entscheidungskriterium (mit Eintreffens
wahrscheinlichkeit) als Bezugsbasis dienen können. 
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Abbildung 10: (Ergebnisbild I') 
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c) Eine abgewandelte Vorgehensweise empfiehlt sich bei der (gar nicht so selten vorkommenden) 
Konstellation der Ergebnisse, wie sie unser Fall mit 2-jähriger Festlegungszeit hat. Wie oben 
ausgefuhrt, liegen die Zielbeträge der 6 Ubrigen Handlungsalternativen bei allen Zukunfts
lagen nahe beieinander. Mithin können Unterschiede und Variationen in der Eintreffenswahr
scheinlichkeit der Zukunftslagen keine Änderung in der Risikosituation und damit keinen Ein
fluß auf die Entscheidung haben. Es muß nur noch UberprUft werden, ob man nicht besser H26 
realisieren sollte. 
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Zur Abschätzung des kritischen Wertes fUr die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Zukunftslage 
S26 und damit der Konkurrenzfähigkeit von H26 kann man alle Ubrigen Handlungsalter,:.ativen 
zu einer Gruppe zusammenfassen und mit den Zielwert-Durchschnitten rechnen (siehe Uber
sicht 2) • 

Übersicht 2: (Zielbetrags-Matrix m') 

Zielbeträge bei 2-jähriger Festlegungszeit (z. T. Durchschnitt) 

End-Eigen- Zukunftslagen 
kapital in 

S10 10000 DM 

Handlungs- H26 154 102 113 121 26 36 -23 
alterna-

Rubr. 165 133 121 118 92 83 65 tiven 

Anhand dieser Werte kann man - fUr den Fall, daß die Ubrigen Zukunfts lagen alle die gleiche 
Eintreffenswahrscheinl ichkeit haben, mittels eines Systems von drei linearen Gleichungen -
berechnen, daß die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Zukunftslage S26 mindestens 93 % 
(~26 = 0,93) sein muß, wenn die Handlungsalternative H26 dem Durchschnitt der Ubrigen 
Handlungsalternativen Uberlegen sein soll. 

Durch die Durchschnittsbildung sieht die graphische Darstellung der Ziel betrags-Matrix m' 
wesentlich anders aus als die der Zielbetrags-Matrix 111 (vgl. Abbildung 6 und 11). 



Abbildung 11: (Ergebnisbild m') 
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3;, Falls auch nach Kenntnis der kritischen Werte eine Entscheidung nicht getroffen werden kann, 
wird man den einzelnen Zukunftslagen diskrete Eintreffenswahrscheinlichkeiten zuordnen müs
sen, 

Einer bewußt begründbaren Abwägung sind nach unserer Erfahrung immer wieder schnell Grenzen 
gesetzt. Mon kommt bei diesbezüglichen Überlegungen sehr bald in Zweifel, ob der Zukunfts
lage Sx zwei Prozent mehr und Sy weniger zugeordnet werden sollen oder nicht; und dann wieder 
scheint eine wesentlich andere Auf teilung der Wahrscheinlichkeitssumme plausibler als die bis
herige; usw. usf.. Unserer Meinung nach könnte dieser Bereich der Ungewißheit - ähnlich wie 
die vielen möglichen Datenkombinationen in den Zukunftslagen - mit der "großen Zahl" ausge
lotet werden, Nachdem (optimistische und pessimistische) Moximum- und Minimum-Grenzen für 
die Eintreffenswahrscheinlichkeiten der Zukunfts lagen vorgegeben sind, kann man eine Serie 
von Eintreffenskombinationen per Zufall wählen und testen, welche der Handlungsalternativen 
sich dabei behaupten. 

Unsere bisherige Erfahrung zeigt, daß die Rangfolge der Handlungsal ternativen meist stabi I ist. 
Durch unterschiedliche Annahmen über die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Zukunftslagen wird 
oft mehr das Niveau der Erwartungswerte als die Differenz zwischen den Erwartungswerten beein
flußt. Es müssen schon beachtl iche Änderungen bei den Eintreffenswahrscheinl ichkeiten erfolgen, 
wenn für die Entscheidung relevante Änderungen der Erwartungswertdifferenzen auftreten sollen 
(siehe hierzu Exkurs "Zur Variation der Eintreffenswahrscheinlichkeit von Zukunftslagen"), 

Exkurs: Zur Variation der Eintreffenswahrscheinlichkeit von Zukunftslagen 

Bei der Planung eines anderen - als des bisher zitierten - Betriebes über mehrere Jahre wurden 
u.a. die in Übersicht 3 angeführten 12 Zukunftslagen unterschieden, für die 6 Personen die 
darin angeführten Eintreffenswahrscheini ichkeiten vermuteten (die kleinste Wahrscheini ichkeits
höhe soll te 5 % nicht unterschrei ten) . 

Wie man sieht, sind die Mutmaßungen der Personen über die Entwicklung der einzelnen Daten 
sehr unterschiedlich. Caesar schätzt mit 95 % eine Inflationsrate von 5 % und mehr, Emil hält 
dagegen mit 95 % eine Inflation von 5 % und weniger für wahrscheinlich. Anton und Berta 
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Übersicht 3: (Die Zukunfts lagen) 

DIE ZUKUNFTSLAGEN 
UND IHRE VERMUTETEN EINTREFFENSWAHRSCHEINLICHKElTEN 

Zukunfts lagen 

50 51 52 53 54 55 56 57 58 59 510 $11 

!' Inf!. In , p ... 0 0 0 0 5 5 5 5 10 10 10 10 
• ~Ii!tProct;Prl.real l.%p.a. 0 -2 0 -2 0 -2 0 -2 0 -2 0 -2 
j j4Entn.etc. 11 tr .. ft 0 0 6 6 0 0 6 6 0 0 6 6 

Anton 0,2 0,4 0,2 0,1 0,1 

.:: .. Berta 0,05 0,3 0,5 0,05 0,1 

.:: Caesar 0,05 0,1 0,5 0,1 0,25 0 .. .. Dora 0,1 0,3 0,3 0,15 0,15 .. 
"-

Emil 0,15 0,1 0,25 0,15 0,1 0,05 0,15 0,05 

Zeppelin 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 

nehmen mit 40 % an, daß sich die realen Produktpreise nicht ändern; Dora hält es für fast 
sicher (90 %), daß sie um 2 % p.a, sinken werden. Anton vermutet zu 70 %, daß die Entnah
men, Löhne etc. sich nicht ändern; Berta rechnet mit 100 %, also sicher, damit, daß sie real 
um 6 % p.a. steigen. 

Abbildung 12: (Die Entscheidungssituationen) 
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Die zu den Zukunftslagen optimalen 12 Handlungsclternativen konnten zu 4 Gruppen (H 1 bis 
H4) zuscmmengefaßt werden, da zwischen einigen nur geringe Differenzen zu verzeichnen 
sind. Die Zielbeträge der vier Gruppen von Handlungsalternativen liegen zwischen 117 und 
49. Bei den einzelnen Zukunftslagen ist die größte Differenz 20 (=69-49 bei 53) und die klein
ste Differenz 5 (=105-100 bei 50)' Die Handlungsal ternativen waren den 6 Personen im Detail 
bekannt, d.h. sie kannten die verschiedenen Organisationen, Investitionen, Einkommensbe
träge etc. 

Die Entscheidungssituation, die sich bei den 4 Handlungsalternativen und der individuellen 
Mutmaßung Uber die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Zukunftslagen fUr jede Person ergibt, 
ist in Abbildung 12 in graphischer Form umschrieben. 

Die Darstell ungen sind nach der Höhe des durchschnittl ichen Erwartungswertes geordnet. Danach 
kommt Caesar zur pessimistischsten und Ant;;~~;r-;ptimis"t1;chste~-Ei~s~hÖt;C";g, sie liegen um 
etwa 20 % auseinander. 

Auch das aus der Einschätzung der Zukunftslagen sich ergebende Risiko-Bild ist sehr unter
schiedlich. Wenn man von Zeppelin absieht, dann ist der Anstieg-de;KC"r~;~~bUndels bei An
ton am größten und bei Caesar am geringsten. 

Interessant ist, daß trotz dieser Unterschiede die Rangfolge der Handlungsalternativen, wenn 
man den Erwartungswert als Kriterium nimmt, bei alre;6-Z~k~fts~i~;chcit~~~g~-;'-dfes~lbe 
bleibt (H 2> H4 > H1 > H3 ). Wenn man statt der mit dem Bayes-Kriterium implizierten Risiko
neutral ität bei den Personen mit Risikoabneigung - also der der Real ität allgemein näherkommen
den Einstell ung - zu rechnen hat, dann trifft die Rangfolge erst recht zu. Die Entscheidung 
wird offenbar bei allen 6 Personen gleich sein. Trotz der großen Unterschiede in der Einschät
zung der kUnftigen Entwicklung vieler Daten dUrften sie alle H2 realisieren. 

2.3 Die BerUcksichtigung weiterer Datenänderungen und derer Verläufe 

1. Wir sind auf die Probleme, die sich aus der Vielzahl der Änderungsmöglichkeiten von Daten sowie 
der vielen möglichen Änderungsverläufe von Daten ergeben, bisher nicht weiter eingegangen. 

An und fUr sich ergibt sich dieses Problem immer gleich am Anfang einer Planungsrechnung. Aber 
es wäre da nur mit einem hohen Informationsrisiko lösbar. Man mUßte nämlich alle Uberhaupt 
denkbaren Datenänderungen mit allen ihren möglichen Verläufen von Anfang an in die Rechnung 
einbeziehen. Viele davon wären fUr die Entscheidungsfindung mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
notwendig; d.h., man ginge ein sehr großes Informationsrisiko ein, man wUrde fUr diese Informa
tion einen Aufwand betreiben, der kaum lohnt. 

Es ist daher besser, den ersten Durchgang der Planungsrechnung mit solchen Datenänderungen 
durchzufUhren, von denen anzunehmen ist, daß sie fUr die Entscheidungsfindung mit hoher Wahr
scheinlichkeit notwendig sind. Man hat dann meist noch nicht zuviel fUr die Informationsbeschaf
fung investiert. Eher zuwenig, und daher ist es wichtig - und darf auf keinen Fall Ubersehen wer
den - zu prUfen, ob und wo eine Ausweitung und Vertiefung der Datenvariation notwendig ist. 
Es ist zu testen, 
- ob außerhalb der bisher in Betracht gezogenen 5chwankungsbereiche (hierzu gehört auch die 

Wandlung bisher sicherer Daten zu unsicheren) noch weitere Datenänderungen wahrscheinlich 
sind, 

- ob zwischen den bisher berucksichtigten noch andere Datenverläufe mögl ich erscheinen, 
- ob noch zusätzliche Daten (Maßnahmen, Aktivitäten) in Betracht zu ziehen sind, 
die zu einer anderen Beurteilung der in die nähere Wahl gezogenen Handlungsalternativen fuhren 
könnten. 

Diese PrUfung im Anschi uß an den ersten Durchgang muß in jedem Fall durchgefUhrt werden; 
nicht nur, wenn man sich fUr eine Handlungsalternative noch nicht entscheiden konnte, sondern 
auch, wenn sich eine Alternative bereits als äußerst vorzUglich herausgestellt hat. 
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2. Hierzu müssen wir wieder an den Anfang der skizzierten Planungsrechnung zurück und einen 
zweiten Durchgang, die erste Rekursion, starten. 

a) Für den Fall, daß sich noch keine der Handlungsaltemativen besonders hervorgehoben hat, 
sondem mehrere in der engeren Wahl stehen, sollte man zunlichst ermitteln, 
- bei welchen Zukunfts lagen die Zielbetrlige der konkurrierenden Handlungsaltemativen in 

der Rangfolge wechseln und 
- durch welche Daten-Unterschiede in den betreffenden Zukunftslagen das bewirkt wird. 

Danach wlire zu überlegen, wieweit diese Unterschiede erweitert, unterteilt oder vertieft wer
den müssen, um mehr Klarheit über die Handlungsaltemativen zu erlangen. Oft ergeben sich 
bei dem dazu notwendigen Planungs-Durchgang zuslitzlich neue Handlungsaltemativen, die 
gegenüber den bisher bekannten vorteilhafter sind. 

Zum Beispiel haben die Handlungsaltemativen H28 und H30 einen etwa gleichen Erwartungs
wert, sie unterscheiden sich aber bezüglich wichtiger anderer Merkmale (u.a. soll bei H30 
ein neuer Kuhstall gebaut werden, bei H28 nicht). Die Rangfolge der Zielbetrlige wechselt 
insbesondere bei solchen Zukunftslagen, die sich bezüglich des Datums Inflation unterschei
den. Die bisher berücksichtigte Abstufung (0 %, 3 %, 6 % p.a.) wurde erglinzt (2 %, 4 % 
p.a.). Die Handlungsaltemative H30 war dabei immer im Vorteil und es stellte sich eine drit
te, besonders vorteilhafte und damit die Reihenfolge H29 >H30 >H28 ein. 

b) Für den Fall, daß sich eine Handlungsaltemative bei der vorhergehenden (ersten oder weiteren) 
Rekursion bereits hervorgehoben hat, kann man für die gravierendsten Daten die liußerste 
Schwankungsgrenze ermitteln, die die Altemative "verkraften" kann, ohne ihren Rang einzu
büßen. Das sollte man auch bei solchen Daten machen, deren Höhe bis dahin als sicher ange
sehen wurde. 

Danach ist zu überlegen, ob der kritische Wert der Datumslinderung im Planungszeitraum über
troffen werden könnte. Zutreffendenfalls ist anhand eines weiteren Planungs-Durchgangs die 
Vorteilhaftigkeit der Handlungsaltemative nochmals zu überprüfen. 

Nehmen wir z. B. die Situation unseres Falles bei 2-jlihriger Festlegungszeit. Nachdem festge
stellt ist, daß alle übrigen Handlungsalternativen (Hübr) etwa gleich und der Altemative H26 
vorzuziehen sind, wird u.a. geprüft, um wieviel (% p.a. oder einer anderen Entwicklungs
reihe) der Milchpreis sich verlindern müßte, damit Hübr. der H26 auch bei den anderen Zu
kunftslagen (als H26> unterlegen ist. Es stellte sich heraus, daß er bei einigen Zukunfts lagen 
real um mehrere % p.a. steigen müßte. Da dasJür unwahrscheinlich angesehen wird, linderte 
sich nichts an der Rangfolge der beiden Handlungsalternativen. 

Das Informationsrisiko Ilißt sich - wie schon bei der Zahl und Kombination der Zukunftslagen so
wie bei der Höhe der Eintreffenswahrscheinlichkeit - auch hier nicht völlig beseitigen. Selbst 
seine beliebige Verringerung mittels einer großen Zahl von Rekursionen der beschriebenen Art 
ist - im Gegensatz zu den anderen beiden Problemkreisen - nicht immer sicher. 

Es scheint vom "großen Wurf" des ersten Datensatzes und dessen Änderungen abzuhlingen, ob man 
mit einer steigenden Zahl von Rekursionen die Möngel der ersten Serie abbaut, oder aber ob man 
in eine Sackgasse gertu. D.h., es scheint nicht "ausgeschlossen, daß sich eine Handlungsaltema
tive als die vorteilhafteste prlisentiert, obgleich sie es nicht ist, und daß das System keine Hin
weise für die Notwendigkeit einer Korrektur gibt. 
Das ist kein planungsspezifisches Phlinomen, so etwas kann bei allen Handlungen passieren. Aber 
es ist un~ ein Hinweis, um Vorkehrungen zu treffen, die solche Pannen nach Möglichkeit vermei
den. 

3. Die reflektierende Untersuchung der Ausgangsdaten und ihrer Einflüsse auf die Vorzüglichkeit aus
gewlihlter ~ndlungsalt~mativen IIißt wichtige Schlüsse und Hinweise auf die Relevanz der Daten 
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für die Entscheidungsfindung zu. Es ist immer wieder festzustellen, daß die Unsicherheit mancher 
Daten, genauer die Anderung ihrer Höhe, zwar den Ziel betrag, nicht aber die Entscheidung be
einflußt. Ganz gleich ob und häufig auch wie sie schwanken, die Rangfolge der vorausgewählten 
Handlungsalternativen ändert sich nicht. Das war - wie die Theorie lehrt - auch zu erwarten. 
Bei der o.a. Analyse finden wir nunmehr heraus, welche konkreten Daten bzw. Datengruppen 
das sind. Diese Kenntnisse setzen uns in die Lage, Untersuchungen über Daten gezielt anzuset
zen. 

Schi ußbemerkung 

Der Bezug von Betriebsplanungen unter Unsicherheit - in der demonstrierten oder anderen Form - zur 
praktischen Betriebsleitung - als Institution und als Funktion dürfte evident sein. 

Trotz der noch ungelösten Probleme und offenen Fragen scheint der Schluß gerechtfertigt, daß derlei 
Planungen durchführbar sind und gewichtige Entscheidungshilfen für die Betriebsleitung liefern. Al
lerdings sind auch sie nicht in der Lage, Sicherheit zu produzieren. 

Es ist nicht zu widerlegen, daß selbst aus einer umsichtig angelegten Planung eine schlechte Ent
scheidungshilfe resultieren kann. Es ist auch nicht zu widerlegen, daß ohne jede Überlegung und 
Planung eine richtige Entscheidung getroffen werden kann. Aber, es dürfte ebensowenig zu wider
legen sein, daß die Wahrscheini ichkeit für das eine wie für das andere sehr gering ist. 
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Übersicht 4: Schematische Darstellung einer dynamischen simultanen Organisations-, Investitions- und 

Arbeitskraft 
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Finanzierungsplanung 
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Übersicht 5· 

AKTIVITÄTEN DES PLANUNGSANSATZES 
NACH IHRER SACHLICHEN UND RÄUMLICHEN DIFFERENZIERUNG 

1. Organisations-Bereich 
Anbauen von Wei zen 

n U Roggen 
.. Gerste 

Nutzen 

Halten .. 

11 Zuckerrüben 
.. Silomais 
.. Grün land, geri ngere/höhere Intens i tät 

, Milchvieh im alten/neuen Stall 
11 Zuchtfärsen 11 11 / 11 " 

u Mastbullen 11 11 I 11 

Berei ten und Verfüttern von Wei de 
a! 11 11 Grass11age 

n Heu 
Zuckerrübenblatt-Si lage 

Umbrechen von Grün land 
Zupachten/Verpachten von Ackerland 

11 I 1I U GrUn land 

Zu kaufen und VerfUttern von Trockenschnitzel n 
" 11 11 U Kraftfutter 

Zukaufen/Verkaufen von Bullenkälbern 
'I I 11 .. Zuchtf"irsen 

Verkaufen von Getrei de 
, Zuckerrüben (i nnerh. d. Konti ngents) 

11 (auBerh." 11 ) 

.. Kuhkäl bern 
, Mi! eh 

2. Arbeitskraft-Bereich 

Einstellen von ständigen Arbeitskräften 
11 .. nichtständigen U 

u Mel kern 

Aufnehmen außerbetriebl icher Arbeit 

3. Investitions-Bereich 
Zu kaufen/Verkaufen von Ackerland 

11 In .. Grünland 

Bauen von Kuhstallplätzen 
" .. Jungviehstallplätzen 

Zukaufen/Verkaufen von Stalleinrichtung und -technik 
11 I 11 11 Schleppern 

/ Kleinmaschinen und Geräten 
/ ' Spezialmaschinen f.d.Getreidebau 
/ 11 U U ZuckerrUbenbau 
/ futterbau 

AufstockenlAbstocken des Mi 1 chvi ehbestandes 
11 I 11 U Jungv1ehbestandes 

/ ' Bestandes an Umlaufvermijgen 

4. Finanz-Bereich 
Anlegen von Geld auf dem Girokonto 

.. u 11 11 11 Sparbuch 
in Wertpapieren 

Aufnehmen von Girokrediten 
.. .. mittelfristigen Krediten 

: langf~1stigen ~~~e Zinsver~i11igung 

5. Abschluß-Buchungen 

Ermitteln des Eigenkap.vor Steuern, Bewertung nach steuerl.Grunds. 
11 11 Gewinns ,Bewertung nach steuerl.Grundsätzen u. Enn1t-

teIn der Einkommensteuer 
, Eigenkap.nach Steuern,Bewertung nach steuerl.Grunds. 

Ermitteln des Gewinns, Bewertung nach betriebsw. Grundsätzen 
, .. Eigenkap.nach Steuern, Bewertung nach betriebsw. 

Grundsätzen 

RESTRIKTIONEN DES PLANUNGSANSATZES 
NACH IHRER SACHLICHEN UND RÄUMLICHEN DIFFERENZIERUNG 

1. Werte der Ausgangsbi 1 anz 

2. Betriebsmittel und Produkte sowie Arbeitskräfte 

Ackerfl äche 
Grünlandfläche 

Stall pI ätze für Rindvieh, alter/neuer Stall 
" .. Mi! chvi eh geei gnet 

sons ti ge Gebäude 

Stalleinrichtung 
SchI epper 
Kleinmaschinen und Geräte 
Spezialmaschinen für Getreidebau 

11 11 Zuckerrübenbau 
, Futterbau 

Mi 1 chvi eh 
Jungvieh 
Umlaufvermbgen 

Einsatzmögl ichkeit fur nichtständige Arbeitskräfte 
Arbeit in den Zeitspannen 

11 während des gesamten Jahres 
des Mel kers 

Begrenzung für auBerbetriebliche Arbeit 

Begrenzung für Zukauf/Verkauf von Nutzflächen 
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11 11 Zupacht/Verpacht 11 II 

II Grünlandumbruch 
11 Weizen- und Gerstenanbau 

Zuckerrübenanbau 
11 Zuckerrübenverkauf auf Kontingent 

(noch 2. Betriebsmittel und Produkte sowie Arbeitskräfte) 

Getreide 
Zuckerrüben 
Rübenbl att 
Grüngut 
Rindviehfutter 
Kraftfutter 
Heu 
Weide 
Si lage 
Milch 
Käl ber 
Zuchtfärsen 

3. Ei n- und Auszah 1 ungen 

Zahlungen fur gewerbl iche Betriebsmittel 
" "landwirtschaftliche Produkte 

• Investitionsgüter 
Begrenzung" Geldanlage in Wertpapieren 

.. "Aufnahme zi nsverbi 11 igter Kredite 
11 a langfristiger 

Kapi talfl uBrechnung 

4.~ 

Bi 1 ~nz. Bew~rtung n~ch ~!~~~;~!~~en Gru~dsätzen 

5. Entnahmen und Eigenkapital 

Ent~ahmen u~d Eigen~apital, Bew~rtun9 n~ch ~!~~~~~~w~rundsätzen 

6. Einkommensteuern und Eigenkapital 

Einkommensteuern und Eigenkap. , Bewertung nach steuer1.Grunds. 



Übersicht 6: 

ZIELBETRAGS-MATRIX 11 
ZIELBETRAGE BEI lO-JAHRIGER FESTLEGUNGSZEIT 

END-EIGEN
KAPITAL 

i!i 

~ ISO 

-= .. .. 
"5-100 ... 
c: .. 
!;! ... 

I 
." c: ... so 

ZIELBETRAGE DER HANDLUNGSALTERNATIVEN ----HIO 

BEI DEN EINZELNEN ZUKUNFTSLAGEN ----- Hoo 
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•••••• "23 
>CX)(xx;.cx x H26 
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xxxxxxx 
-1'1 ..... 
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KURZE UMSCHREIBUNG DER ZUKUNFTSLAGEN 
SIO: gUnstIgere Preise (ca.2S p.I.) 
$00: ~elne linderungen 
523 : 31 Inflltlon p.I. 
526 : 61 !nflltlon p.I. 

• 
Jxx)C.}C,xxx,x 

'x. x x')(xx)<)(l 

528: ungunstlgere Preise (cI.2% p.I.), IIIhr Entnl .... (ca.31 p.I.), 
530:· • • •• .. a, 3S Inflation p.a. 
S5O: sehr ungllnstlge Preise (ca.U p.I.), viel .hr Entnl .... (ca.6S p.I.) 

ZIELBETRAGS-MATRIX 111 
ZIELBETRAGE BEI 2-J~HRIGER FESTLEGUNGSZEIT 

END-EI GEN-

60 
63 
59 

-23 
70 
66 

Z2-
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KURZE UMSCHREIBUNG DER HANDLUNGSALTERNATIVEN (falls Sizutrlfft) 
Hlo:' Bew.F1.144 + 144:Stlllpl.105 + 105:KUhe 65 + 105:Jungvleh 39 + 0:Arb.kr.3 + 3 
H: • 144 + 144: • 103 + 88: • 60 + 85:· 42 + 0: • 3 + 3 

00 

23 
26 
28 
30 

50 

Hoo: 144 + 144: 110 + lOS: • 70 + lOS: 31 + 0: 3 + 3 
H23 : 144 + 144: 298 + 531: • 258 + 491: 40 + 40: • 6,5 + 11,5 
H26 : 118 + 80: 40 + 0: • 11 + 0: 27 + 0: 2 + 0,5 
H28 : 143 + 135: 91 + 51: • 51 + 51: 36 + 0: • 2,5 + 2 
H;:::: 116 + 0: 40 + 0: • 0 + 0: 30 + 0: • 1,5 + 0,5 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

C. H. HANF; E. HANF UND W. SKOMROCH 

zusammengestellt von 

K. Tamme, Kiel 

Zunächst wurde in der Diskussion darauf hingewiesen, daß kompl izierte methodische Zusammenhänge 
verschiedener Planungsverfahren den in der Praxis tätigen Berater oft überfordern. Man frage sich, ob 
so eine stark verwissenschaftlichte Planungstheorie nötig sei, zumal diese Methoden nur relativ sei
ten praktische Anwendung fänden, da sie eine tiefgreifende Veränderung der Situation des Betriebes 
voraussetzen, die ohnehin nur etwa zweimal während einer Generation mögl ich sei. Im weiteren Dis
kussionsverlauf wandte man sich den Begriffen Unsicherheit und Risiko zu. Es wurde hervorgehoben, 
daß zukünftig zu unterscheiden sei zwischen Planungsansätzen unter Unsicherheit und unter Risiko. 
Dabei gebe es nur einen Ansatz, der die Unsicherheit berücksichtige, und das sei die Flexibilität in 
der Planung, der zukünftig größeres Gewicht beigemessen werden sollte. Dabei könne man hier fle
xibles Planen lediglich so verstehen, daß alternative Zukunftsentwicklungen angenommen werden. 
In diesem Sinne sei der Weg zur systemanalytischen Betrachtungsweise offen. Man könne somit be
stimmte Zukunftsentwicklungen simul ieren bzw. günstige Ausgangssituationen finden, von denen aus 
eine Anpassung an wahrscheinl iche Entwickl ungen mögl ich sei. Dennoch bleibe der Fall der unsiche
ren Zuk unftss i tuat i on bestehen. 

In der Diskussion uber das von W. SKOMROCH vorgetragene Risikomodell wurden besonders die Vor
teile dieses Ansatzes herausgestellt. Es lasse sich damit abschätzen, mit welchem Maß an Wahrschein
lichkeit eine bestimmte Betriebsorganisation realisierbar sei. Der Modellansatz enthalte die Zeit als 
dynamische Komponente, während die Unsicherheit mittels Rekursion immer wieder dynamisiert wer
de. 

Der Wert eines solchen Modells liege insbesondere darin, festzustellen, welche Betriebsorganisatio
nen stark risikogeladen seien. Selbstverständl ich mUßten außerlandwirtschafti iche Erwerbsmögl ich
keiten sowie außerbetriebliche Alternativanlagen in dieses Modell einbezogen werden. Die prakti
sche Anwendung solcher oder ähnlicher Modelle sollte bei den Zentralen der Offizialberatung liegen, 
die damit den Rahmen fUr ihre Betriebstypen abstecken, indem sie Hindernisse und Indifferenzen auf
decken. Der praktische Berater brauchte dann lediglich innerhalb dieses Rahmens mit einfacheren 
Modellen zu agieren. Um dieses Ziel zu erreichen, müsse unbedingt ein Katalog über die voraus
sichtliche Entwicklung technischer Koeffizienten wie z.B. Milchleistung je Kuh, Züchtungserfolge 
etc. erarbeitet und fortgeschrieben werden. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, könne man mit rela
tiv großer Wahrscheinlichkeit die richtigen Entscheidungen in der Beratungspraxis treffen. 

131 





2 

3 
3. 1 

3.1 • 1 
3.1.2 
3.2 

3.2.1 
3.2.2 

4 
4.1 
4.2 

AUSWIRKUNGEN VON INSTABILlTÄTEN AUF DEN WELTMÄRKTEN FÜR ROH

STOFFE UND AGRARPRODUKTE AUF PRODUKTION, BESCHÄFTIGUNG UND 

PREISE IM AGRAR- UND ERNÄHRUNGSSEKTOR SOWIE IN DER ÜBRIGEN 

WIRTSCHAFT DER BRD 

von 

Ingo Evers, Bonn 

Einleitung 133 
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InstabilitClten auf den WeltmClrkten für Rohstoffe sind keine Neuerscheinung. Aus der Vergangenheit 
sind starke Preis- und Mengenschwankungen bei vielen Produkten bekannt, die häufig auch durch 
erlässtabil isierende Rohstoffabkommen nicht verhindert werden konnten. 

Noch nie hat es aber wohl eine derartige "konzertierte" Preisexplosion bei einer Vielzahl von Pro
dukten gegeben wie in den Jahren 1972 - 74. Die Gründe hierfür sind vielfClltig. Zu nennen sind 
etwa die erstmals kollektive Rohölpreispolitik der OPEC-LClnder, gleichzeitige ErnteausfCllle in ver
schiedenen Teilen der Welt, die (inflationsgeschürte) Spekulation Cl la hausse auf den Warentermin
mClrkten und nicht zuletzt auch ein stClrkeres Empfinden gegenüber vielen - insbesondere den nicht 
reproduzierbaren - Rohstoffen als knappe Güter. 
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Die Industrieländer als Hauptabnehmer von Rohstoffen messen nunmehr einer aktiven Rohstoffpolitik 
einen höheren Stellenwert zu. Traditionelle Käufermärkte, die bisher eine reibungslose und preis
werte Versorgung ermäglichten, drohen sich zu Verkäufermärkten zu entwickeln, wie dies bei Rohöl 
in spektakulärer Weise bereits geschehen ist. Für eine Verschiebung der Marktmacht zwischen Er
zeuger- und Abnehmer/ändern von Rohstoffen spricht, daß die Rohstoffabhängigkeit der Industrielän
der in der Vergangenheit zugenommen hat und daß dieser Trend sich trotz vielfältiger Anstrengungen 
zur Rohstoffimportsubstitution fortsetzen dürfte. 

Die Rohstoffpolitik der Lieferländer, insbesondere soweit es sich um Entwicklungsländer handelt, hat 
in den letzten Jahren abgesehen von wirtschaftlichen Interessen eine starke politisch-ideologische 
Akzentuierung erfahren. Angestrebt wird eine kollektive Preis-Mengenstrategie für eine Reihe von 
Rohstoffen nach dem Vorbi Id des OPEC-Kartells, um eine Umverteilung des Wel tsozial produkts zu
gunsten der seit den Kolonialzeiten "ausgebeuteten" Entwicklungsländer zu erreichen. Ob eine der
artige Strategie der Entwickl ungsl änder in Zukunft Erfolg haben wi rd, mag bezweifel t werden, da 
eine Reihe von Rohstoffen auch in Industrieländern erzeugt werden und somit Gegenstrategien wahr
scheinlich sind. Darüberhinaus bestehen im Vergleich zum Erdäl bei der Mehrzahl der Rohstoffe grä
ßere Substitutionsmöglichkeiten. 

Schließlich wirkt eine Kartellierung der Rohstoffpreise auf die Gruppe der Entwicklungsländer selbst 
zurück. Die Industrieländer kännen vielfach die Rohstoffkostenerhöhungen über ihre Exporte auf die 
Entwicklungsländer zurückwälzen und somit den angestrebten Umverteilungseffekt teilweise oder 
ganz wieder rückgängig, machen. Zum anderen werden rohstoffarme Entwicklungsländer von ihren 
rohstoffreichen "Kartellbrüdern" durch die hohen Preise voll belastet, wie dies etliche Öl-Habe
nichtse (NOPEC-Länder) der Dritten Welt bereits schmerzlich erfahren haben. Derartige Wohlstands
umverteilungseffekte innerhalb der Gruppe der sich heute noch solidarisch gebenden Entwicklungs
länder wird die Stabilität solcher Rohstoffkartelle auf die Dauer erschüttern, die auf den Gegensatz 
Industrieländer-Entwicklungsländer gegründet sind. 

Bessere Chancen als eine aggressive Rohstoffpreispolitik scheint dagegen eine gemäßigtere, auf Erlös
stabi I isierung und Erlössicherung zugeschnittene Rohstoffpol itik der Entwickl ungsländer zu haben. In 
diese Richtung zielen etwa Vorschläge zur Einrichtung von Stabilitätsfonds oder Schaffung von Markt
ausgleichslägern. 

Abgesehen von den meist zufälligen Produktions- bzw. Ernteschwankungen stellen heute die Kartel
Iierungsbestrebungen einen zusätzlichen ständigen Unsicherheitsfaktor dar, der in der Zukunft grö
ßere Instabilitäten auf den Weltrohstoffmärkten als in der Vergangenheit erwarten läßt. Dies zwingt 
alle Länder dazu, sich verstärkt Gedanken über die mäglichen Auswirkungen und notwendigen An
passungsprozesse zu machen. 

In diesem Beitrag soll es weder darum gehen, die Ursachen von Instabilitäten auf den WeItrohstoff
märkten genauer zu analysieren noch zukünftige Entwicklungen abzuschätzen. Behandelt wird im 
folgenden lediglich ein Teilaspekt der Gesamtproblematik: die möglichen Auswirkungen von Men
gen- und Preisschwankungen auf den Weltmärkten auf die wirtschaftliche Entwicklung der Bundes
republik Deutschland. 

2 Möglichkeiten der AbschätzunfLvon Inlandswirk.\!..Qgen von Instabilitäten auf den Weltmärkten 

mit Hilfe statischer l.!!E.ut-Ou!.m!J-Modelie 

Mit Hilfe einfacher Input-Output-Modelle lassen sich kurz- und mittelfristige Inlandswirkungen 
abschätzen, die von Preis- und Mengenschwankungen wichtiger Rohstoffe und Agrarprodukte auf 
dem Weltmarkt ausgehen. Als Ausgangspunkt für derartige Berechnungen kann das "klassische" offe
ne statische Leontief-Modell dienen, das als Mengenmodell und Preismodell formul iert ist. 

Mit Hilfe von Modell en lassen sich für unsere Zwecke folgende vier F ragen beantworten: 
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- Wie wirkt sich eine in gewissen Grenzen mögliche Importsubstitutionspolitik auf die Produktion so
wie die Einkommens- und Beschäftigungslage in den einzel nen Branchen, etwa im Agrar- und Er
nährungsbereich, aus? 

Bei dieser Fragestellung spielt es vom Modellkonzept her keine Rolle, ob die Reduzierung der Im
porte freiwillig, z.B. auf Grund wirtschaftspolitisch erwünschter Erhöhung des Selbstversorgungs
grades bei einzelnen Produkten betrieben wird, oder unfreiwiilig erfolgt, wie dies bei Ernteschwan
kungen in den Lieferländern oder bei einem Lieferboykott der Fall sein kann. 

Importsubstitutionen sind z. B. bei Erdöl und den meisten Erzen praktisch nicht denkbar, am ehesten 
jedoch bei einigen Agrarprodukten, z.B. bei Nahrungs- und Futtergetreide. 

- In welchem Umfang muß der Endverbrauch reduziert werden, wenn eine Nicht-Belieferung der 
heimischen Wirtschaft mit komplementären, also nicht im Inland zu erzeugenden Gütern erfolgt? 

Die Lieferausfälle mögen wiederum auf Produktions- oder Ernteschwankungen oder auf einen (Teil-) 
Lieferboykott zurückgehen. Interessant ist in diesem Zusammenhang z. B. die Frage, wie groß der 
Konsumverzicht der privaten Haushalte an Mineralölerzeugnissen sein müßte, um einen Rohöllie
ferboykott bestimmten Ausmaßes verkraften zu können. 

- Wie wirken sich Weltmarktpreisänderungen, die zugleich die Importpreise verändern, auf die Ko
stensituation und die Preisentwicklung im Agrar- und Ernährungsbereich sowie in der Gesamtwirt
schaft (z.B. auf den Lebenshaltungskostenindex) aus? 

- Wie wirken sich einzelne Preisänderungen im Inland, die nicht auf Kostenüberwälzungsprozesse 
bei importierten Gütern zurückgehen, auf die sektoralen Preise und das Preisniveau aus? 

Hierbei ist etwa zu denken an die Auswirkungen von EG-Preisbeschlüssen für Agrarprodukte, die 
sich lediglich an entsprechenden Weltmarktpreisentwicklungen orientieren, oder von nachfrage
bedingten Preissteigerungen bei Substitutionsgütern, z. B. Preissteigerungen bei inländischer Kohle 
im Zuge von Preissteigerungen bei importiertem Rohöl. 

Das statische Input-Output-Modell als Mengenmodell wie Preismodell sowie ihre jeweil igen Varian
ten (vgl. Abschnitt 4), die zur Beantwortung dieser FragesteIl ungen dienen, beruhen im wesentl i
chen auf der Annahme konstanter Vorlei:;tungskoeffizienten (z. T. auch wie beim Preismodell zusätz
I ich auf der Konstanz der Koeffizienten im Primärinputbereich, d. h. im wesentl ichen im Bereich der 
originären Produktionsfaktoren) • 

Besonders unter mittel- und langfristigem Aspekt erscheint die Annahme eines konstanten Inputmen
gengerUsts problematisch, da sich in der Realität die Inputstrukturen vor allem im Zuge von Preisre
lationsverschiebungen, Nachfrageänderungen und technischen Fortschritten mehr oder weniger stark 
verändern. Je kürzer der Projektionshorizont jedoch ist, umso verläßlicher erscheinen die Modeller
gebnisse 1). 

Bei den Berechnungen mit dem Mengenmodell, die der Beantwortung der ersten Fragestellung dienen, 
wird davon ausgegangen, daß bestimmte bisher importierte Rohstoffe bzw. Agrarprodukte auch im 
Inland hergestellt werden können. Eine Erhöhung des Selbstversorgungsgrades z.B. bei Getreide 
führt zunächst dazu, daß die heimische Landwirtschaft ihre Getreideproduktion in der Größenord-

1) Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, daß Inputkoeffizientenveränderungen, die bei konstan
ter Modellstruktur nicht berücksichtigt werden, nicht notwendig die Aussagefähigkeit der Men
gen- und Preisprojektionen beeinträchtigen. Es ist durchaus wahrscheinlich, daß sich bei Berück
sichtigung dieser Veränderungen zumindest ein Teil der (notwendigerweise gegenläufigen) Koeffi
zientenänderungen in der Modell rechnung gerade kompensiert, so daß die Projektionsergebnisse 
auf der Basis "veralteter" Inputstrukturen nicht notwendig schlechter sind (I. EVERS, 1974, 
S. 31 - 34). 
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nung des Ausfalls an importiertem Getreide erhöhen kann. Dies bedeutet, daß der Bedarf an Vorlei
stungen in der Landwirtschaft entsprechend den Inputerfordernissen der Getreideproduktion steigt. 
Vermehrte Nachfrage der Landwirtschaft z.B. nach Düngemitteln und Energie erfordert eine zusätz
liche Produktion in den Sektoren Chemie und Energiewirtschaft. Weitere indirekte produktionsstei
gernde Wirkungen ergeben sich, da diese Sektoren ihrerseits zur Erzeugung von Düngemitteln und 
Energie Vorleistungen fremder Sektoren benötigen, die ebenfalls wiederum Vorleistungen nachfra
gen, usw. Neben die direkten Produktionswirkungen tritt somit eine Kette (sich abschwächender) 
indirekter Folgewirkungen. 

Das Mengenmodell berechnet die zur Realisierung der erhöhten Getreideproduktion erforderliche 
Bruttoproduktion aller Sektoren. Bei zusätzlicher Konstanzannahme von Primärinputkoeffizienten 
lassen sich die entsprechenden Werte für die sektoralen Bruttoinlandsprodukt- und Wertschöpfun"gs
beiträge sowie für die Zahl der Beschäftigten berechnen. 

Im Falle vom im Inland nicht vermehrt zu gewinnender Rohstoffe kann das Mengenmodell dazu be
nutzt werden, bei Importausfällen, z.B. bei einem Ölboykott, die notwendigen Verbrauchsein
schränkungen beim Endverbrauch zu berechnen. Wegen der Annahme konstanter Vorleistungskoeffi
zienten im Modell bedeutet eine Liefereinschränkung bei Rohöl, daß davon der Vorleistungsbereich 
nicht betroffen wird. Dagegen muß der Endverbrauch, z. B. der private Konsum oder der Export, von 
Mineralölerzeugnissen reduziert werden. Der erforderliche Konsumverzicht bewirkt nun - sofern er 
nicht über eine Einschränkung des direkten Imports von Mineralölerzeugnissen an den Endverbrauch 
erfolgt - nicht nur einen Rückgang der Erzeugung in den inländischen Mineralölverarbeitungsbetrie
ben, sondern über deren Vorleistungsstruktur auch die bekannte Kette von Produktionswirkungen in 
anderen Sektoren. Die Einschränkung des Endverbrauchs sowie die Gesamtheit der Produktionswirkun
gen stellen allerdings Höchstwerte dar, da in der Realität auch im Vorleistungsbereich Rohöl und 
Mineralölerzeugnisse in begrenztem Umfang vor allem durch Kohle substituiert werden können, so 
daß die volle Last der Anpassung nicht den Endverbrauch trifft. Somit fallen auch die Produktions
einschränkungen wegen vermehrter Kohleproduktion und deren zusätzlichen direkten und indirekten 
Inputerfordernissen geringer als die im Modell errechneten aus. 

Mit Hilfe des Preismodells lassen sich sogenannte kostenorientierte Preiswirkungen ermitteln. Dies 
bedeutet, daß Preiswirkungen errechnet werden, die sich ergeben würden, wenn jeder Sektor genau 
die Kostensteigerungen bzw. -senkungen in seinen Preisen weitergibt, die auf seiner Inputseite auf
treten. Das Modell unterstellt somit eine exakte Kostenüberwälzung in allen Sektoren, die von einem 
oder mehreren Preisanstößen ausgeht. Steigt z.B. der Preis für importiertes Rohöl auf Grund eines 
OPEC-Beschlusses, so erhöhen sich zunächst die Kosten in den Mineralölverarbeitungsbetrieben. Die 
erhöhten Verkaufspreise für Mineralöl produkte bewirken ihrerseits Kostensteigerungen bei den indu
striellen Abnehmern vor allem in der chemischen Industrie und im Verkehrswesen, zu einem erheb
lichen Teil aber auch in der Landwirtschaft. Weitere (indirekte) Kostenüberwälzungen folgen. So 
werden z.B. Düngemittel, die von der chemischen Industrie auf Rohölbasis hergestellt werden, für 
die Landwirtschaft teurer. Alle direkten und indirekten Preiswirkungen, die die Rohölpreisanhebung 
z. B. auf der Inputseite des landwirtschaftl ichen Sektors zur Folge hat, werden ihrerseits von der 
Landwirtschaft in den Verkaufspreisen weitergegeben bzw. im Falle administrativer Preise bei den 
Überlegungen zu ihrer Neufestsetzung berücksichtigt. 

Das Preismodell vermag die komplizierte Preis-Kosten-Wirkungskette genau abzubilden, allerdings 
wie beim Mengenmodell nur unter der einschränkenden Annahme eines konstanten Inputmengenge
rüsts. Substitutionsprozesse, also z.B. ein Ausweichen auf andere billigere Energieträger nach er
folgter Rohölpreiserhöhung werden im Modell grundsätzl ich nicht berücksichtigt. Jeder Sektor kann 
also Kostensteigerungen auf Grund der unterstellten Linearlimitationalität der Produktion nicht aus
weichen. Eine derartige Annahme ist sicherlich unter mittel- und längerfristigen Aspekten wenig 
realistisch, da die Unternehmer ihre Inputstruktur den veränderten Preisverhältnissen mehr oder weni
ger stark anpassen können. Zur Evaluierung der kurzfristigen Wirkungen - vor allem in Fällen, in 
denen von komplementären Importen Preisanstöße ausgehen - erscheint das Preismodell aber gleich-
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wohl geeignet. Berücksichtigt man mögliche Substitutionsprozesse, die häufig erst mit Verzögerung 
erfolgen, so wird man die Preisprojektionen des Modells entsprechend vorsichtig als maximale Preis
wirkungen interpretieren. Das Preismodell neigt somit in dieser Hinsicht zu einer Überschätzung der 
tatsächl ichen Entwicklung. Je stärker in der Real ität kurzfristige Anpassungen, in unserem Beispiel 
ein Ausweichen auf billigere Energieträger, möglich sind, umso abgeschwächter werden die Wirkun
gen der Rohölpreissteigerungen tatsächlich sein. 

Unter einem anderen Aspekt bilden die Preisprojektionen allerdings Mindestwirkungen ab. Da es sich 
entsprechend den Mode 11 annahmen um "kostenorientierte" Preiswirkungen handelt, dürften die Pro
jektionen nur dann real istisch sein, wenn ausreichender Wettbewerb auf allen Märkten herrscht, der 
die Unternehmer zwingt, lediglich die tatsächlichen Kostensteigerungen in ihrem Bereich weiterzu
geben, und der verhindert, daß die Unternehmer - die Gunst als Stunde nutzend - die Gewinnspanne 
ausdehnen können. Je unvollstöndiger der Wettbewerb, d.h. je höher Monopolgrad einer Volkswirt
schaft ist, umso mehr besteht die Gefahr, daß die Preiswirkungen in der Realitöt größer als die durch 
das Modell ermittelten sind. 

Insofern beanspruchen die Preisprojektionen nicht, die tatsächliche,sondern eine hypothetische 
Entwicklung vorauszuschätzen, die sich bei ausreichendem Preiswettbewerb ergeben würde. 
Gerade hierin liegt für den Wirtschaftspolitiker ein gewichtiger Vorteil des Preismodells. Er kann 
die Modellpreisentwicklung als "gerechtfertigte" Preisänderungen interpretieren. Liegen die tat
sächlichen Preise erheblich darüber, so gibt die Differenz zu den Modellpreisen Hinweise auf Infla
tionsherde und monopolistische Preispraktiken, die eine eingehendere Überprüfung des Preisverhal
tens einzelner Branchen sinnvoll erscheinen lassen. Werden die Modellergebnisse von den Wirtschafts
politikern im Sinne gerechtfertigter Preise interpretiert und werden einzelnen "Preistreibern" Vor
haltungen gemacht, so erscheint die Wirtschaftspolitik zwar dadurch abgesichert, daß ihre Preis
schätzungen bereits Höchstwerte darstellen, die sich im ungünstigsten Falle, d.h. bei Fehlen jeg
lichen Anpassungsverhai tens auf Kostenveränderungen ergeben würden. Auf der anderen Seite ist 
aber zu beachten, daß Abweichungen der Modellpreisentwicklung von der tatsächlichen Preisent
wicklung eines Sektors diesem nicht notwendig voll angelastet werden können, da Ausdehnungen 
der Gewinnspanne schon bei den Vorl iefersektoren stattgefunden haben können. 

Abschließend ist noch hervorzuheben, daß das Preismodell auch Aussagen über die maximale Beein
flussung des allgemeinen Preisniveaus unter der Annahme ausreichenden Wettbewerbs zuläßt. Durch 
Gewichtung der veränderten sektoralen Outputpreisniveaus mit den Werten des privaten Konsums 
läßt sich die Veränderung des Lebenshaltungskostenindexes errechnen; eine Gewichtung mit den 
sektoralen Bruttoinlandsproduktbeiträgen erlaubt die Schätzung der Preisindexveränderung für das 
Bruttoi n landsprodukt bzw. das Bruttosoz ia I produkt 1). 

Einen ersten Anhaltspunkt hinsichtlich möglicher Inlandswirkungen von Mengen- und Preisschwan
kungen auf den Weltmärkten bietet ein kurzer Überblick über die Importabhängigkeit der BRD bei 
einzelnen Rohstoffen im Jahre 1973. Besonders ausgeprägt ist die Importabhängigkeit im Primärener
giebereich bei Erdöl sowie in abgeschwächter Form bei Erdgas, ferner bei Eisenerzen und fast allen 
NE-Metallen. Bei den Rohstoffen pflanzl ichen und tierischen Ursprungs besteht eine vollständige 
Importabhängigkeit bei Textilrohstoffen, Kaffee, Tee und Kakao; eine starke Abhängigkeit (Selbst
versorgungsgrad (SV) 5 % bis 50 %) besteht vor allem bei Zellstoff, Fischmehl, Ölsaaten, Hülsen
früchten, Gemüse, Frischobst, Fisch, Nahrungsfetten, Wein und Tabak. Eine beachtliche Import-

1) Das Preismodell eignet sich somit grundSätzlich zur groben Abschätzung des Anteils der impor
tierten Inflation am gesamten inländischen Preisauftrieb. 
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abhlingigkeit verbleibt noch bei Nahrungsgetreide (SV: 72 %), Futtergetreide (SV: ca. 60 %) und 
bei einzelnen Holzarten (SV: ca. 65 - 90 %) (T. VAJNA, 1974). 

Je geringer nun der Selbstversorgungsgrad bei den einzelnen Produkten ist, umso stlirker werden die 
Inlandswirkungen infolge von Instabilitliten auf dem Weltmarkt sein. 

Einen Überblick über ml:lgliche Wirkungsrichtungen von Mengen- und Preisschwankungen auf dem 
Weltmarkt vermittelt jedoch erst eine Betrachtung der Importverflechtung und der Vorleistungsstruk
tur im Agrar- und Ernlihrungsbereich sowie im Rohstoffbereich der BRD, wie sie aus Input-Output
Tabellen zu ersehen sind. Aus derartigen Tabellen ist bereits in groben Zügen erkennbar, welche 
Sektoren von einzelnen Mengen- und Preislinderungen unmittelbar betroffen werden. Eine genaue 
Quantifizierung der direkten, vor allem aber der indirekten Folgewirkungen erml:lglichen allerdings 
erst Input-Output-Modelle (W. HENRICHSMEYER, 1967). 

Zur Quantifizierung der I nlandswirkungen wird im folgenden als Datenmaterial verwendet: 

- eine ursprünglich 26 Sektoren, spliter 35 Sektoren umfassende Input-Output-Tabelle des Agrar
komplexes für das Jahr 1967, bei der der Agrar- und Ernlihrungsbereich in 34 Sektoren bzw. 
Produkte untergl iedert ist; die übrige Wirtschaft ist zu einem einzigen Sektor zusammengefaßt 
(E. ZUREK und M. ZUREK, 1973), 

- eine Input-Output-Tabelle des Statistischen Bundeamtes fUr das Jahr 1970, die 60 Sektoren um
faßt, wobei 9 Sektoren dem Agrarkomplex zugeordnet werden klinnen (H. MAI, 1974) 1). 

3.1 Auswirkungen von Importmengenlinderungen auf Produktion, Einkommen und Beschliftigung 

Im folgenden sollen die mliglichen Inlandswirkungen hypothetischer Importmengenreduzierungen mit 
den Varianten des Mengenmodells (vgl. Abschnitt 4.1) geschlitzt werden. Dabei ist ein Unterschied 
zu machen, ob Importausflille durch entsprechende Steigerungen heimischer Produktion substituiert 
werden klinnen oder ob Verbrauchseinschrlinkungen notwendig sind, wenn die betreffenden GUter 
nicht im Inland hergestellt werden klinnen. 

~~!~!_l~~!~~E~~!~~~~:~_ 
Die Mliglichkeiten einer Importsubstitutionspolitik bei Rohstoffen zur Absicherung gegen Instabilitli
ten auf den Weltmlirkten sind in der BRD begrenzt. Denkbar erscheinen Substitutionen bei einigen 
Rohstoffen pflanzlichen Ursprungs. Tabelle 1 enthlilt einige Berechnungen der Inlandswirkungen mit 
Hilfe von Mengenmodell 111. Da das Mengenmodell (wie das Preismodell) linear ist, lassen sich die 
Auswirkungen leicht vom Leser für alternative Prozentslitze der Importvariation errechnen. 

Ein Importrückgang bei landwirtschaftlichen Produkten um 10 %, der einer Steigerung der heimi
schen landwirtschaftlichen Produktion (einschließlich Eigenverbrauch) um über 5 % entspricht, führt 
zu einer gesamtwirtschaftl ichen Produktionserhlihung um nur 0,25 % (=3,2 Mrd. DM, auf der Basis 
1970). Mitzieheffekte wUrden sich bei der chemischen Industrie um + 0,3 % (= 140 Mio. DM), bei 
Maschinenbauerzeugnissen um 0,2% (= 108 Mio. DM) sowie bei Nahrungs- und Genußmitteln um 
+ 0,8 % (= 330 Mio. DM) ergeben 2). Der landwirtschaftliche Selbstversorgungsgrad würde um 
3,2 Prozentpunkte auf 71,3 % steigen. Der Beschliftigungseffekt ist gesamtwirtschaftlich gering. 
Die landwirtschaftliche Abwanderung klinnte jedoch praktisch fUr ein Jahr unterbrochen werden 
(5,2 %). 

1) Die vorgesehene Verwendung einer aktuelleren Input-Output-Tabelle des Deutschen Instituts 
fUr Wirtschaftsforschung für das Jahr 1972 mußte unterbleiben, da ihre Verliffentlichung 
im Herbst 1975 noch ausstand. 

2) Der Produktionseffekt ist in den Ernlihrungsindustrien u.a. deshalb so gering, weil bei den Müh
len statt importierter GUter jetzt die im Inland erzeugten Produkte verarbeitet werden. 
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Tabelle 1: Inlandswirkungen von Importsubstitutionen 

1 ) 1) 
Importrückgang Bruttoproduktion Wert- Beschäf- Bruttoprodukt ions- Veränderung des Selbst-

Sektor um schäp- tigten- Nur erhöhung in Sektor 2) versorgungsgrades in % 
in % in Mio in Mio in % fung zahl Werte ni ll um "(X) 11 Mio DM 

DM DM in Mio in Tsd. :;, x 
Landw. Agrar-komplex 3) 

DM 
~ 

1-0 1 Getreide 50 - 1245 + 2112 0,22 > 25 1 (1272), 35 (801) + 2,5 T 0,9 
~ 

1967 
4 Öisaaten 50 - 544 + 947 0,10 > 25 4 (554), 35 (360) + 1,0 + 0,4 

~ 

16 Futtermittel 50 - 143 + 413 0,04 > 25 1 (38), 1 6 (1 44) , 0 + 0, 1 
(außer Ölmühlen- 22 (42), 35 (114) 
erz. und F isch-
mehl) 

4 + 22 Ölsaaten 4 (963), 12 (47), 
und Ölmühlener 50 - 1235 + 2966 0,31 > 25 19 (25), 22 (938), + 1,3 + 1,0 
zeugnisse 35 (940) 

1-0 1 Landwirtschaft 10 - 1685 + 3222 0,25 1378 136 ~100 1 (1 849), 11 (140), + 3,2 + 1,7 
1970 23 (108), 36 (260) 

31 Zellstoff, 
10 - 393 + 898 0,07 302 15 >- 50 11 (54), 31 (531) + 2,2 + 1,5 Papier 

34 Textilien 10 - 770 + 1792 0,14 596 34 I ~ 50 1 (63), 11 (230), + 2,2 + 1,5 
34 (1016) 

--

1) Die sektorale Wertschöpfungsbeiträge und die Beschäftigtenzahlen I iegen für das Jahr 1967 nicht vor. 
2) 1-0 1967: 35 = Nicht-Agrarkomplex; 1-0 1970: 11 = Chemische Erzeugnisse, 23 = Maschinenbau, 36 = Nahrungs- und Genußmittel 

(ohne Milch, Fleisch, Getränke, Tabakwaren) 
3) Landwirtschaft und Emährungsindustrien 

Quelle: Eigene Berechnungen 



Die Modellergebnisse für einzelne landwirtschaftliche Produktgruppen (Getreide, Ölsaaten, Ölmüh
lenerzeugnisse, sonstige Futtermittel) können nur sehr vorsichtig interpretiert werden, da im Bereich 
der Bodenproduktion ein Mehranbau bei einem Produkt prinzipiell nur zu Lasten des Anbaus bei an
deren Produkten gehen kann. Die letzteren negativen Produktionswirkungen werden aber in der ein
fachen Modellversion nicht erfaßt. Insofern stellen die Ergebnisse in Tabelle 1 hinsichtl ich der Bo
denprodukte Höchstwerte dar. Sie vermitteln lediglich Größenordnungsvorstellungen 1). 

~ ~!~ ~ __ ~~~,:::~~r~~3~!,:::~~i3~_b_~i_L'!!e~~t~~!f~ll~~ 
Besteht keine Mögl ichkeit, bestimmte Importgüter kurz- und mittelfristig zu ersetzen, so führt z. B. 
ein Lieferboykott zu Verbrauchs- und Produktionseinschränkungen im Inland. Wir wollen im folgen
den den wohl interessantesten Fall eines Erdölteillieferboykotts betrachten. 

Mit Hilfe von Mengenmodell I läßt sich abbilden, welche Produktionswirkungen sich ergeben wür
den, wenn der Endverbrauch, vor allem der private Konsum im notwendigen Umfang auf Produkte 
verzichten müßte, die auf Rohölbasis erstellt werden. Da wegen der Annahme konstanter Vorlei
stungskoeffizienten im Modell unterstellt wird, daß die verarbeitende Industrie ihre Importwünsche 
hinsichtl ich Rohöl sowie aller direkt oder indirekt auf Rohölbasis erstellten Produkte trotz Teill ie
ferboykott befriedigen kann, trifft den Endverbrauch die volle Last der Anpassung. Ein Konsumver
zicht hat dann allerdings Rückwirkungen auf die inländische Produktion. 

Wir wollen nun vereinfachend davon ausgehen, daß der notwendige Verzicht im Zuge eines Rohöl
lieferboykotts lediglich vom Endverbrauch an Mineralölerzeugnissen (also im wesentlichen von Heiz
öl und Benzin) getragen werden müßte 2). 

Wäre im Jahre 1970 ein Lieferboykott der OPEC-Länder verhängt worden, der die Rohöleinfuhren 
der BRD um 10 % (= 0,7 Mrd. DM) reduziert hätte, so wäre die Mineralölproduktion ebenfalls um 
10 % zurückgegangen (= 2,2 Mrd. DM). In diesem Umfang hätten dem Endverbrauch weniger Mine
ralölprodukte aus inländischer Produktion zur Verfügung gestanden. Die etwa 25 %ige Endverbrauchs
reduzierung hätte primär den privaten Konsum getroffen. Die privaten Haushalte hätten ihren Ver
brauch an Heizöl und Benzin um knapp 24 % einschränken müssen, wenn man davon ausgeht, daß 
eine Erhöhung der Importe von Mineralölerzeugnissen an die Haushalte nicht möglich gewesen wäre. 

Hätte man zur Entlastung des privaten Konsums gänzlich auf den Export von Mineralölprodukten in 
Höhe von 0,9 Mrd. DM verzichtet, so hätte der private Konsum statt um 24 % immerhin noch um 
14 % reduziert werden mUssen . 

1) Wenn auch die absoluten Zahlen in Tabelle 1 fUr das Jahr 1975 keine große Relevanz mehr ha
ben, so dUrften doch die prozentualen Veränderungen auch die heutigen Verhältnisse in ausrei
chendem Maße widerspiegeln. 
Zur Absicherung der Ergebnisse wurden Vergleichsrechnungen mit den beiden anderen Varianten 
des Mengenmodells durchgefUhrt. Dabei zeigte sich, daß die Modelle zu ähnlichen Ergebnissen 
führen. Eine Reduktion der Importe des landwirtschaftlichen Sektors um 10 % im Jahre 1970 fUhrt 
zu einer allgemeinen Produktionssteigerung zwischen 0,22 % und 0,25 % (Modell I: 2,8 Mrd.DM, 
Modell 11: 2,8 Mrd.DM, Modell 111: 3,2 Mrd.DM). Die Projektionswerte für die einzelnen Sek
toren liegen ebenfalls relativ dicht beieinander (Produktionserhöhung im landwirtschaftlichen 
Sektor: Modell I 4,9 %, Modell 11 5,0 %, Modell III 5,2 %; Produktionserhöhung im Sektor 
36 "sonstige Nahrungs- und Genußmittel": Modell I' 0,5 %, Modell II 0,6 %, Modell 111 
0,7 %). 

2) Denkbar ist selbstverständl ich auch der Verzicht bei anderen Produkten, etwa bei Kunststoffer
zeugnissen. Ein weitergehender Konsumverzicht bei Produkten mit geringerem direktem und in
direktem Rohölanteil wUrde zweifellos bei einer drastischen Liefersperre notwendig. 
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Der Lieferboykott hat neben den Wirkungen auf den Endverbrauch aber auch Produktionseinschrän
kungen zur Folge, da zunächst der Verbrauch an Vorleistungen in den Mineralälverarbeitungsbetrie
ben infolge der 10 %igen Produktionsdrosselung zurückgeht. 

Die gesamte Bruttoproduktion sinkt um 0,22 % (= 2,9 Mrd.DM, davon 2,2 Mrd.DM allein bei den 
Mineral älverarbe i tungsbetrieben) . Der Agrar- und Ernährungsbereich ist praktisch von den Produk
tionseinschränkungen überhaupt nicht betroffen. 

Abschließend sei nochmals betont, daß die Modellergebnisse Höchstwerte darstellen. Der "Konsum
verzicht" von Rohöl und Mineralölerzeugnissen erfolgt in der Realität nicht nur über den Endverbrauch 
sondern durch Substitution auch im Produktionsbereich, vor allem durch die Verwendung von Kohle 
statt Heizöl. 

3.2 Auswirkungen von Preisänderungen bei importierten und inländischen Gütern auf Preis-

gefüge und Preisniveau 

Die Skepsis bezüglich der Verläßlichkeit von Projektionen mit Hilfe statischer Input-Output-Modelle 
bezieht sich vor allem auf das Preismodell und seine Varianten (vgl. Abschnitt 4.2), da die Annahme 
konstanter Inputkoeffizienten auf den Primärinputbereich ausgedehnt wird. Empirische Überprüfungen 
zeigen jedoch, daß das sektorale Preisgefüge auch über längere Zeiträume hinweg eine relative Sta
bilität aufweist. Dies sei an folgendem Beispiel verdeutlicht: Mit Hilfe der vier verfügbaren Input
Output-Tabellen des Agrarkomplexes für die Jahre 1954, 1958, 1962 und 1967 (vgl. M. ZUREK, 
1972) wurden jeweils die Preiswirkungen einer Aufwertung der DM um 10 % berechnet. Die entspre
chende Verbilligung der Vorleistungsimporte hätte zu allen vier Zeitpunkten zu einer Senkung der 
Lebenshaltungskosten (genauer: der im Inland erzeugten Güter fOr die Lebenshaltung) um 1,2 % füh
ren müssen, wenn die Unternehmer die Kostensenkungen voll an den Verbraucher weitergegeben hät
ten. Die Veränderung der sektoralen Durchschnittspreise infolge der Aufwertung halten sich trotz des 
Zeitraums von 13 Jahren bei der Mehrzahl der Sektoren in relativ engen Grenzen, meist ist eine 
trendmäßige Entwicklung feststellbar (z.B. Landwirtschaft 1954: 0,7 %, 1967: 1,2 %; Milcherzeug
nisse 1954: 0,6 %, 1967: 1,0%; Fleisch und Fleischerzeugnisse 1954: 1,2 %, 1967: 1,4 %). 

An diesem Beispiel wird deutl ich, daß das Preisgefüge auf exogene Preisanstöße relativ gleichförmig 
reagiert; die Verläßlichkeit von Preisprojektionen scheint somit auch größer zu sein, als man ange
sichts der Strukturwandlungen im Agrar- und Ernährungsbereich im Zeitraum 1954 bis 1967 vermuten 
könnte. 

Die Frage, in welcher Weise Importpreisveränderungen bei Rohstoffen das inländische Preisgefüge 
beeinflussen, läßt sich mit Hilfe von Preismodell I beantworten 1). 

In Tabelle 2 finden sich die Ergebnisse hypothetischer Preisvariationen, die der Leser wiederum we
gen der Linearität des Modells zum Zwecke eigener Untersuchungen auf alternative Prozentsätze um
rechnen kann. Zur Veranschaulichung der Ergebnisse erscheint es nützlich, anhand einiger Beispiele 
die Model I preisentwickl ung mit der tatsächlichen Preisentwicklung zu konfrontieren. 

1) Preismodell I erlaubt grundsätzlich - im Gegenteil zu den Mengenmodellen und zu Preismodell 11 -
eine exogene Veränderung bei einzelnen Produkten die in dem (heterogenen) Güterpaket eines 
Sektors enthalten sind. Dies ist möglich, wenn man die Abnehmersektoren des betreffenden Pro
dukts und die Höhe der Lieferungen kennt. So umfaßt etwa der Sektor 5 "Gartenbau und Sonder
kulturen" ein Bündel heterogener Produkte, z.B. Textilstoffe, Kaffee, Tee, Rohtabak; aus der 
Importmatrix sind jedoch die Abnehmer der einzelnen Produkte ersichtlich, so daß Importpreiser
höhungen im Modell nicht pauschal für die Gruppe sondern jeweils separat fUr jedes Produkt 
vorgegeben werden können. 
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Tabelle 2: Auswirkungen von Importpreisvertlnderungen auf PreisgefUge und Preisniveau 

Importpreis- Sektorpreistlnderung bei 
Vertlnde rung 

tlnderung bei in des Preisniveaus 
% >x% in% in% 

BSP 2) LHK 1) 

1-0 4 Öisaaten 50 ">2 16 Futtermittel 2, 1 
1967 

- 22 Ölmuhlenerzeugnisse 22,9 0, 1 0,1 
23 Margarine 10,7 

5 Gartenbau u. 100 ~ 0,5 6 Futterpflanzen 1,3 
0,3 0,3 

Sonderk. 12 Textilerzeugnisse 8,8 
nur:T exti I rohstoffe 
nur: Rohkaffee, 

50 ~ 0,5 26 Kaffee, Tee 25,8 0,3 0, 1 
Tee 

nur: Rohtabak 50 ~ 0,5 34 Tabakerzeugnisse 5,1 0,2 0,0 

16 Futtermittel 50 > 2 9 GeflUgel, Eier 2,0 0,1 0,0 
-

22 Ölmuhlenerzeugn. 50 > 2 8 Schweine 1,4 - 9 GeflUgel, Eier 3,3 
16 Futtermittel 7,1 0,2 0,1 
22 Ölmuhlenerzeugnisse 8,0 
29 Margarine 4,2 

1-0 9 Bergbauerz • 100 ~ 0,5 17 Eisen u. Stahl 0,8 0,0 0, 1 
1970 nur: NE-Metalle 19 Herst.v.NE-Metalien 0,9 

10 Erdöl u. Erdgas 100 >1 6 Wasserw. 1,0 (0,8) 
-

(nur: Erdöl) 9 Bergbau 1,5 (1,3) 
10 Erdöl 1,4 (1,2) 
12 Mineralölerz. 31,0 (27,4) 1,2 1, ° 
14 Boumaterial 1,9 (1,7) 
15 Zement 1,5 (1,4) (1,0) (0,9) 
46 Schiffahrt 1,3 (1,2) 
47 S. Verkehr 2,6 (2,3) 

10 + 12, Erdöl 100 ~ 1,4 1 Landwirtschaft 1,9 
Erdgas, Mineral- 3 Fischerei 3,3 
ölerzeugnisse 9 Bergbau 2,0 

, 10 Erdöl 1,7 
11 ehem. Erzeugnisse 3,0 
12 Mineralöl. 31,6 1,8 1,7 
14 Baumaterial 2,4 
15 Zement 2,5 
31 Zellstoff, Papier 1,6 
36 N+G 1,4 
37 Milcherzeugnisse 1,9 
39 Getrtlnke 1,4 
45 Eisenbahnen 1,8 
46 Schiffahrt 5,2 
47 S.Verkehr 7,2 

1) LHK = Lebenshol tungskosten 
2) BSP = Bruttosozialprodukt 

Quelle: Eigene Berechnungen 



Die Importpreise für Öisaaten haben sich in den beiden Jahren 1972 bis 1974 etwa um knapp 80 % 
erhöht. Dies rechtfertigte Preiserhöhungen bei inländischen Ölmühlenerzeugnissen von rund 37 %, 
bei Margarine in Höhe von etwa 17 %. Gleichzeitig stiegen in den beiden Jahren die Preise für im
portierte Ölmühlenerzeugnisse: bei Ölkuchen um knapp 25 %, bei pflanzlichen Ölen zur Margarine
herstellung um 150 %. Dies entspricht nochmals einer begründbaren 4 %igen Preiserhöhung bei ÖI
mühlenerzeugnissen (insgesamt also 41 %) und einer 13 %igen Preiserhöhung bei Margarine (insge
samt also 30 %). 

Da sich die Preise inländischer Ölmühlenerzeugnisse in der Zeit von 1972 bis 1974 fast verdoppel t 
haben - dies entspricht einer Erhöhung der Lebenshaltungskosten um etwa 0,4 % - kann eigentlich 
nur rund 40 % der Preissteigerung mit Kostensteigerungen auf Grund importierter Ölsaaten und ÖI
mühlenerzeugnissen begründet werden. Die übrige 60 %ige Preissteigerung bei inländischen Ölmüh
lenerzeugnissen geht auf sonstige Kosten- und Preissteigerungen sowie auf eine Ausdehnung der Ge
winnspanne zurück. Man kann vermuten, daß die Verbilligung der Einfuhrpreise für Ölkuchen in 
1973/74 (noch) nicht weitergegeben wurde. 

Bei Margarine gab es in den beiden Jahren 1972 bis 1974 einen Preisanstieg um 30 %. Dieser An
stieg kann genau mit der Verteuerung der Vorleistungsimporte erklärt werden. 

Auffallend erscheint, daß selbst drastische Erhöhungen der Importpreise für NE-Metalle das Preisge
füge kaum beeinflussen. Das gilt auch für die Importe von Rohphosphaten, die für die Düngemittel
herstellung bedeutsam sind. 

Veränderungen der Importpreise für Erdöl- und Mineralölerzeugnisse haben wegen ihres Umfanges 
und ihrer vielfältigen direkten und indirekten Verwendung in den verschiedenen Wirtschaftsberei
chen den stärksten Einfluß auf die Preisentwicklung. Die Erzeugung von inländischen Mineralölpro
dukten verteuert sich z. B. bei einem Anstieg der Importpreise für Erdöl und Mineralölerzeugnisse 
von 100 % um 31,6 %. Sehr viel geringer dürften die Preiserhöhungen im Bereich des Verkehrswe
sens ausfallen. Eine Erhöhung des Agrarpreisn iveaus von 1,9 % könnte mit der Öl preiserhöhung be
gründet werden. Fischereiprodukte könnten sich um 3,3 % verteuern. Die Lebenshai tungskosten wür
den sich um 1,8 % erhöhen 1). Da die Importpreise für Rohöl und Mineralölerzeugnisse im Zeitraum 
1972 bis 1974 um über 200 % (Erdöl: + 225 %, Mineralölerzeugnisse: + 200 %) gestiegen sind, war 
diese Produktgruppe am allgemeinen Preisauftrieb in Höhe von durchschnittlich 1,8 % pro Jahr betei
I igt. Bei einer durchschnittl ichen Preissteigerungsrate für die Lebenshaltung in den beiden Jahren 
von rund 7,0 % pro Jahr war die Gruppe der Mineralölerzeugnisse zu rund 25 % an der allgemeinen 
Inflationierung beteiligt. 

Wie schon betont stellen die mit dem Preismodell errechneten auf reine Kostenüberwälzungen zurück
führenden Preiswirkungen Höchstwerte dar, die in der Realität umso weniger erreicht werden, je grö
ßer die Möglichkeit eines Ausweichens auf Substitutionsprodukte ist. 

Weltmarktpreisveränderungen bei EG-Marktordnungsprodukten schlagen wegen des EG-Außen
schutzes nicht unmittelbar auf die betreffenden Inlandspreise durch. Sie beeinflussen aber zweifel
los die Verhandlungen über die Neufestsetzung der Marktordnungspreise. Nachhaltigen Preissteige
rungen auf dem Weltmarkt können sich die EG-Binnenpreise auf Dauer kaum entziehen. 

Von der Weltmarktentwicklung induzierte Preisanpassungen für im Inland erzeugte Güter, die nicht 
wie im vorigen Abschnitt 3.2.1 dargestellt auf Kostenerhöhungen beruhen, ergeben sich nicht nur 

1) Zum Vergleich: Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung errechnete auf der Basis einer 
Input-Output-Tabelle für das Jahr 1967 einen Preisanstieg von 1,5 % (DIW-Wochenbericht 3/74). 
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Tabelle 3: Auswirkungen der Anpassung von Inlandspreisen auf Preisgefuge und Preisniveau 

Inlandspreis- Sektarpreistlnderung bei 
Vertinderung des 

tlnderung be i in Preisniveaus in % 
% ~x% in% LHK 1) BSP 2) 

1-0 1 Getreide 10 ~ 0,5 9 Geflugel, Eier 0,5 
1967 13 Muhlenerzeugn isse 4,9 

14 Ntihrmittel 0,5 0,1 0,1 
15 Sttlrke 1,3 
16 Futtermittel (sonst.) l,1 
17 Backwaren 1,5 
29 Brauereierzeugnisse 0,8 
30 Mtllzerei 5,4 

3 Zucker- IO ~ 0,4 18 SUßwaren 0,4 
ruben 24 Zucker 4,7 0,0 0,0 

33 Mineralwasser 0,4 

4 Ölsaaten 10 ~ 0,3 22 Ölmuhlenerzeugnisse 0,3 0,0 0,0 

7 Milch 10 ~ 0,4 10 Rinder u.a. 0,6 0,3 0,1 
21 verarb. Milch 6,7 

8 Schweine 10 ~ 0,4 19 Fleisch 2,7 0,2 0,1 

10 Rinder 10 ~ 0,4 19 Fleisch 1,9 0,2 0,1 

16 Futtermit- 10 ~ 0,5 7 Milch 0,6 
tel (außer 8 Schweine 1,1 

ÖlmUhlenerz. 9 Geflugel 3,2 0,1 0,0 
u. Fischmehl) 10 Rinder 0,6 

19 Fleisch, -erzeugnisse 0,5 

19 Fleisch u. 10 ;;, 0,4 16 Futtermittel 0,8 0,7 0,1 -erzeugn. 23 Margarine 0,6 

24 Zucker 10 ~ 0,4 18 SUßwaren 0,7 
25 Obst und GemUse 0,5 0, 1 0,0 
33 Mineralwasser 0,9 

1-0 1 Landwirt- 10 ~ 1 36 N + G 2,5 
1970 schaft 37 Milcherzeugnisse 7,5 

(Jagd, For- 38 Fleisch 2,4 0,9 0,5 
sten, Fisch.) 39 Getrl:lnke 1,2 

52 Gas tstlltten 1,0 

7 Kohle- 50 ~ 1 4 Strom 5,7 
bergbau 6 Wasser 7,6 

8 Kohleverkokung 29,3 0,6 1,0 15 Zement 1,1 
17 Eisen und Stahl 1,9 
45 Eisenbahnen 1,4 

10 ErdIlI, 100 ~ 0,5 7 Kohle 0,7 
Erdgas 9 Bergbau 0,6 0,1 0,1 

12 Mineralölerzeugnisse 1,9 

31 Zellstoff 50 ~ 1,8 11 Chem. Erzeugnisse 1,8 
Papier, 14 Baumaterial 1,8 
Pappe 15 Zement 2,1 1,0 1,2 

32 Druckere i 4,7 
36 N + G 2,1 

1) LHK = Lebenshai tungskosten 
2) BSP = Bruttosozialprodukt 

Quell e: Eigene Berechnungen. 
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dadurch, daß z. B. bei einer Erdölimportpreiserhöhung der Preis für im Inland gefördertes Rohöl mit
zieht; zugleich steigen auch nachfragebedingt die Inlandspreise für Substitutionsprodukte, z.B. der 
Preis für Kohle. 

Die Auswirkungen derartiger (exogener) Anpassungen einzelner Inlandspreise an veränderte Weltmarkt
bedingungen lassen sich mit Hilfe von Preismodell 11 ermitteln, wobei wieder unterstellt wird, daß 
Preisanstöße lediglich reine Kostenüberwälzungen auslösen (vgl. Abschnitt 4.2) 1). 

Die Erzeugerpreise inländischer Futtermittel (außer Ölmühlenerzeugnissen und Fischmehl) sind im 
Zeitraum 1972 - 74 um knapp 22 % (teilweise importpreisbedingt) gestiegen. Dies rechtfertigt Preis
erhöhungen bei Geflügel und Eiern von etwa 7 %, die Schweineproduktion verteuert sich um knapp 
2,5 %, die Kostensteigerungen I iegen bei der Milcherzeugung l'nd der Fleischerzeugung zwischen 
1,1 % und 1,3 %. 

Die Anhebung des Interventionspreisniveaus für Getreide von 1973/74 auf 1974/75 um etwa 8 % 
rechtfertigt eine Erhöhung der Preise für Mühlenerzeugnisse um 4 %, bei Futtermitteln um 0,9 % 
und bei Backwaren um 1,2 %. Die Kosten der Lebenshaltung werden sich dadurch aber nur um 0,1 % 
erhöhen. 

Im Bereich der industriellen Rohstoffe führt ein Nachziehen der Preise für inländisches Rohöl wegen 
des geringen Selbstversorgungsgrades nur zu geringfügigen zusätzl ichen Preiswirkungen .--

Ein Anstieg des Durchschnittspreises für das Substitutionsprodukt Kohle in Höhe von 50 % würde die 
Lebenshaltung um 0,6 % verteuern. Die Erhöhung der Kohlepreise von 1973 auf 1974 in Höhe von 
mehr als einem Drittel als Folge der Erdölkrise dürfte somit eine zusätzliche Erhöhung der Lebens
haltungskosten von 0,4 % bewirkt haben. 

Zur Berechnung der Inlandswirkungen von Störungen auf dem Weltmarkt ist das offene statische Leon
tief-Modell in seinen beiden Grundversionen als 

Mengenmodell 

(1) X = (I-Af1 . y 

und Preismodell 

(2) P = (I_A,)-1 . (Äv +Av) 

geeignet. Beide Grundmodelle weisen ihrerseits Varianten auf, die im wesentl ichen durch unter
schiedliche Modellannahmen hinsichtlich der Importe gekennzeichnet sind und deren Verwendung 
sich nach der jeweil igen speziellen Fragestellung richtet. 

Vor allem bei den Varianten des Mengenmodells ist die Art der Importverbuchung in der Input-Out
put-Tabelle von Bedeutung, wenn es darum geht, die Auswirkungen von Importmengenänderungen 
zu berechnen. 

Man kann prinzipiell zwei Arten der Importverbuchung unterscheiden (R. STÄGLlN, 1968; I. EVERS, 
1974, S. 9 - 13): 

Nach der ersten Verbuchungsart enthal ten die Vorleistungsmatrix und die Endnachfragesektoren 
nur die inländischen Lieferungen. Die Importe sind lediglich in aggregierter Form als (Primär-

1) Vom Mode 11 konzept her gesehen spielt es allerdings keine Rolle, ob die exogenen Preisanstöße 
durch die Weltmarktentwicklung bedingt sind oder aus gänzlich anderen Gründen erfolgen. Die 
Mode 11 ergebnisse vermitteln somit z. B. auch Größenordnungsvorstellungen über Preiswirkungen, 
die sich bei einem Abbau des EG-Außenschutzes ergeben würden. 
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input-)Zeile bei den betreffenden Verwendungssektoren erfaßt. Derartige Input-Output-Tabellen 
seien in Anlehnung an das Tabellenkonzept der EG als P-Tabellen bezeichnet. 

Nach der zweiten Verbuchungsmethode werden die Importe zusammen mit den entsprechenden in
ländischen Lieferungen in der Vorleistungsmatrix und in der Endnachfrage verbucht. Zur Herstel
lung zeilenweiser Konsistenz mit den Bruttoproduktionswerten wird in diesem Falle im Endnach
fragebereich eine zusätzliche Spalte mit negativen Importwerten (= Gesamtimporte nach Her
kunftsbereichen) eingeführt. Derartige Input-Output-Tabellen nennen wir T-Tabellen. Der Kon
struktion einer T - Tabelle I iegt in der Regel eine komplette Importmatrix, M-Tabelle genannt, 
zugrunde, in der die Importe entsprechend ihrer Verwendung im Vorleistungs- und Endnachfrage
bereich verbucht sind. Durch "Addition" von P-Tabelle und M-Tabelle ergibt sich - vereinfa
chend gesagt - die T -Tabelle (P+M=T). 

Symbole 

x~. 
Ij 

m 
x .. 

II 

x~ 
I 

x~ 
I 

y~ 
I 

~ 
I 

a .. = x~./X~ 
Ij Ij I 

m .. = x~/X~ 
Ij iI I 

- m/Xp m. - X. . 
I I I 

v _ p 
a k· - vk·/X· 

I I I 

p. 
I 

w 

Matrizen: 

inländische Lieferungen des Sektors i an den Sektor i 

Import von Gut i an Sektor i 

Lieferung des Primärinputs k an Sektor i 

(inländischer) Bruttoproduktionswert des Sektors i 

Gesamtimport von Gut i 

gesamte Endnachfrage nach inländischem Gut i 

Gesamtimport von Gut i an die Endnachfrage 

gesamte Endnachfrage nach Gut i 

Inlandsinputkoeffizient 

Importinputkoeffizient 

Gesamtimportkoeffizient 

Primärinputkoeffizient 

(durchschnittlicher) Outputpreis des Sektors i 

Wachstumsrate 

A = {a .. }; M = { m .. ); I = Einheitsmatrix; 
iI iI 
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m. Diagonalmatrix von m.i 
I I 

Ä reduzierte (n-l, n-l)- Matrix {a . .} 
11 

Spal tenvektoren 

x p = {Xn i y p = { y~} i 
I I 

yt = { /} i 
I 

-v =v 
A bzw. A Summe der konstanten Primärinputkoeffizienten, 

Vektor der exogenen Preismodell-Variablen. 

Es richtet sich nach der jewei I igen speziellen Fragestellung, welche der drei I nput-Output-Matrizen 
man bei der Verwendung der Varianten des Mengen- und Preismodells zur Berechnung der Auswirkun
gen von Importänderungen am zweckmäßigsten verwendet. 

Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Importverbuchungsmöglichkeiten sind drei Varianten 
des Mengenmodells denkbar, bei denen zugleich die Grundannahmen verschieden sind (T .1. 
MA TUSZEWSK I et al., 1963). Ähnl iches gilt für die beiden Varianten des Preismodells. 

4.1 Varianten des Mengenmodells 

Mengenmodell 1 
Mengenmodell 1 stellt eine Variante des Grundmodells (1) dar. Im Modell werden gleichzeitig die 
Input-Output-Tabelle, die lediglich die inländischen Lieferungen enthält (d.h. die P-Tabelle), und 
die Importmatrix (M-Tabeil e) verwendet. Die Bilanzgleichungen der beiden Tabellen können wie 
folgt geschrieben werden: 

n 
X~ -l: x~. y~ P-Tabelle 

I 
j=i 11 I 

(3) 
n 

(i = 1, •.• , n) 

.E m X~ y~ M-Tabelle x •• + 
j=l I( I I 

Führt man getrennte Inputkoeffizienten für inländische und importierte Vorleistungen ein, d.h. 

x~. 
(4) a .. ----'-L- und 

I( X~ 
I 

m 
x .. 

I( 
(5) m .. 

I( 

X~ 
I 

so wird aus (3) 
n 

X~ E a .. X~ y~ 
I 

j=l 11 I I 

(6) (i 1, ••• , n) 
n 

-l: m .. X~ + X~ y~ 
j=l 11 I I I 
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oder in Matrixschreibweise 

(7) 

Wird die Endnachfroge nach inländischen und importierten GUtern als exogen bestimmt angesehen, 
so IClßt sich Mengenmodell I als (2n x 2n)-System wie folgt fonnulieren: 

(8) oder 

(9) [~~J = [~(~=~~~li+~j . [~~] 
Die Annahme konstanter Inlands- und Importinputkoeffizienten ist zweifellos sehr rigide. Sie impli
ziert, daß im Vorleistungsbereich keine Importsubstitutionen stattfinden. Dies durfte in der RealitClt 
allenfalls nur kurzfristig der Fall sein. 

Das Modell erlaubt lediglich die Variation der Importe, die direkt an die Endnachfroge gehen. Im
portsubstitutionen im Endnachfragebereich als dem exogen bestimmten Teil des Modells sind somit 
möglich. Das Modell errechnet die Auswirkungen von Endnachfrageimportsubstitutionen oder Ver
Clnderungen der Endnachfrage nach inländischen GUtern (ohne Importsubstitution) auf die inländi
schen sektoralen Bruttoproduktionswerte. Gleichzeitig werden endogen die indirekten Importwirkun
gen ennittelt. 

Mengenmodell II 
Mengenmodell II verwendet als Ausgangsgleichungssystem die inlClndische wie importierte lieferun
gen jeweils zusammen erfassende T -Tabelle sowie die Gesamtimporte: 

n 
X~ - L 

I j=l 
p m m_ t} (x.. + x.. ) + X. - Y. 
Ij Ij I I 

- X~ + X~ = 0 
I I 

(10) 

Bildet man die "aggregierten" Inputkoeffizienten 

(11) (a .. + m .. ) = 
Ij Ij 

x~. + 
Ij 

x~ 
I 

m 
x .. 

Ij 

T-Tabelle 

(i = 1, ... , n) 

Importe 

und nimmt sie als im Zeitablauf konstant an, so ist die Koeffizientenkonstanz mit Importsubstitution 
durchaus vereinbar, soweit nur der aggregierte Koeffizient jeweils unverCindert bleibt. 

Als zweite Konstanzhypothese enthölt Mengenmodell II die Beziehung 

X~ 
I (12) m. 

I X~ 
I 

Sie besagt, daß die sektoralen "Marktanteile" der Gesamtimporte am Gesamtangebot (X~ + X~) 
konstant bleiben. Die Verteilung der Importe innerhalb der Zeilen sowie die absolute I I 

Höhe der Gesamtimporte bleiben allerdings variabel (Endnachfrageimporte sind exogen, Vorleistungs
importe werden endogen bestimmt). 
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Unter Einbeziehung der Koeffizienten (11) und (12) ergibt sich folgendes System 

n 
X~ - L (a .. + m .. ) X~ + X~ Y~ 

} I 
j=l 11 11 I I I 

(13) (i = 1, "" n) 

m. X~ + X~ 0 
I I I 

oder in Matrixform 

(14) 

Als Projektionsmodell folgt daraus: 

Mit Hi I fe dieses Modell s können ebenfalls wie beim Mengenmodell I exogene Importänderungen 1) 
im Endnachfragebereich vorgegeben und ihre Wirkung auf die sektoralen Produktionsniveaus und ge
samten Importerfordernisse abgeschätzt werden. Da Modell 11 Importsubstitution zuläßt, erscheint es 
gegenUber Modell I flexibler und der Realität entsprechender. Gleichwohl wird dieser Vorteil durch 
die Annahme konstanter Gesamtimportkoeffizienten zum großen Tei I wieder abgeschwächt. 

Mengenmodell 111 
Dieses Modell basiert ebenso wie Mengenmodell 11 auf der T - Tabelle. Es wird hier als (2n x 2n)
System dargestellt, obwohl die Erweiterung in diesem Fall trivial ist; sie ermöglicht aber einen bes
seren Vergleich mit den beiden anderen Modellvarianten. 

Wir gehen von folgenden Bilanzgleichungen aus: 

(16) 

X~ - f: (x~. + x~ = / - X~ } 
I j= 1 11 11 I I 

X~ = X~ 
I I 

T -Tabelle 

(i = 1, ... , n) 

Importe 

und unterstellen wie bei Modell 11 "aggregierte" Inputkoeffizienten (11). Dann läßt sich System (16) 
umwandeln in 

n 

(17) 

X~ - ~ 
I j=l 

oder 

(18) 

p _ t 
(0 .. + m •• ) X. - Y. 

11 1\ I I 

X~ = X~ 
I I 

- X7} 
(i = 1, .•. , n) 

1) FUr die autonomen Importe entfällt im Modell die Annahme konstanter Gesamtimportkoeffizien
ten mi. 
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Als Mengenmodell III ergibt sich somit 

(19) [~J = [~:;t~~-i-~ J1 oder 

1) 

Der Vorteil dieses Modells besteht darin, daß in seinem endogenen Teillmportsubstitutionen zugelas
sen werden. Die gesamten Importe - und nicht mehr nur wie in Modell I und 11 die Endnachfrageim
porte - werden als exogen betrachtet. Damit en tf/:i 11 t die Bestimmung der Vorleistungsimporte durch 
das Modell, die auf der Basis konstanter Importkoeffizienten m .. bzw. m. ermijgl icht wurden • 

., I 

MATUSZEWSKI, PITTS und SAWYER haben gezeigt, daß die drei Modelle unter bestimmten Bedin
gungen i:iquivalent sind und daß ein kombinierter Einsatz der Modelle sinnvoll sein kann. DarUber 
hinaus haben sie einen empirischen Testvergleich der drei Modelle unternommen, wobei sie eine 
relative Gleichwertigkeit der Verfahren feststellten (T .1. MA. TUSZEWSKI et. al., 1963). 

Die im Rahmen des vorliegenden Beitrags vorgenommenen Berechnungen zur Importsubstitution 
stutzen sich im wesentlichen auf Mengenmodell 111, da es hinsichtlich der Importe, die am wenig
sten restriktiven Annahmen macht. Zu Vergleichszwecken und zurAbsicherung der Ergebnisse wur
den jedoch die beiden anderen Modelle herangezogen. Zur Absch/:itzung des erforderlichen Endver
brauchsverzichts bei Lieferausfi:illen komplementi:irer ImportgUter wurde Mengenmodell I benutzt. 

4.2 Varianten des Preismodells 

Die Varianten des Mengenmodells gehen von Inputkoeffizienten aus, die zumindest fUr eine gewisse 
Zeit als stabil angesehen werden. Derartige technische Input-Output-Beziehungen werden ubl icher
weise in unterschied I ichen physikal ischen Dimensionen (z. B. kg, Steinkohleneinheiten) gemessen. 
Um die verschiedenen physischen Inputs x1j in der Tabelle vergleichbar und addierbar zu ma
chen, werden sie mit ihren Preisen bewertet x •• = p ..• x~. Eine Input-Output-Tabelle impli
ziert somit ein Preissystem, das beim Mengenmode~~ ., ., durch die Fiktion aller Preise auf 
die Höhe von 1 eliminiert wird. 

Die Input-Output-Preismodelle gehen zuni:ichst ebenfalls von Preisen von 1 aus, wodurch x •. = x~ 
(W. W. LEONTIEF, 1966, S. 182 - 202; I. EVERS, 1973, S. 5 ff.). Es werden dann I, I, 
exogene Preisi:inderungen vorgegeben und die daraus resultierenden Änderungen bei den Ubrigen 
Preisen (als Abweichungen von 1) errechnet. 

Dabei wird nicht angenommen, daß jeder Lieferung x~ ein spezieller Preis p .. zugeordnet ist, son
dern daß jeder sektorale Output zu einem einheitlichM, Preis p. an alle AbnJ~mer verkauft wird. 
Dies bedeutet, daß dieser Preis innerhalb der betreffenden Zeille der Input-Output-Tabelle gil t. 
Diese Preisannahme steht im Zusammenhang mit der Grundannahme, daß jeder Sektor ein homoge
nes Produkt bzw. ein GUterpaket in gleicher Zusammensetzung an alle Abnehmer liefert. 

Stellt diese Mengenannahme eine ausreichende Anni:iherung an die tatsi:ichlichen Verhi:iltnisse dar, 
so durfte dies auch fUr die Annahme einheitlicher sektoraler Durchschnittspreise p. gelten. 

I 

1) Durch Reduktion auf ein (n x n)-System folgt aus System (19) 

(19') xP = ~ - (A+M)] -1 . (yf _ Xm). 
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Man kann zwei Varianten des Preismodells (2) unterscheiden: 

Das erste Preismodell kann zur Ermittlung der Preiswirkungen benutzt werden, die von exogenen 
Preisveränderungen im Primärinputbereich (also etwa von veränderten Lohn-, Zins-, Steuer-, 
Subventions-, Abschreibungs- oder Gewinnsätzen) ausgehen. Da in einer P-Tabelle die Vor
leistungsimporte in einer Primärinputzeile verbucht werden, kann dieses Modell in unserem Fall 
zur Berechnung der Preiswi rkungen auf Grund veränderter Importpreise verwendet werden. 

Das zweite Preismodell geht von einer exogenen Outputpreisänderung eines Sektors aus und er
rechnet die Preiswirkungen in den anderen Sektoren. Für unsere Zwecke kann es zur Evaluie
rung nachfragebedingter Preisveränderungen im Zuge von Importpreisveränderungen benutzt 
werden (z. B. bei einem Nachziehen der inländischen Kohlepreise im Zuge einer Substitution 
von Erdöl durch Kohle) . 

Preismodell I 
Eine Input-Output-Tabelle läßt sich bei expliziter Berücksichtigung von Preis- und Mengengrößen 
in zeilenweiser Betrachtung schreiben als System 

n 

L: p. x .. + p. Y. = p. X~ 
'-1 1 'I 1 1 1 1 
1-

(20) I) • 

Das Preismodell geht allerdings von der spaltenweisen Betrachtung des Systems aus: 

(21) 
n m 

L: p. x .. + L p. vk 'l = P'I X~I ' 
i=1 1 'I k=1 I 

wobei wir m Primärinputkomponenten unterscheiden. Durch Einführung von Vorleistungsinputkoeffi
zienten (4) und Primärinputkoeffizienten 

(22) 
v k' 
=~ 

X~ 
I 

wird Gleichungssystem (21) zu 

(23) 
n m 
L: p. a .. X~ + L p. a~'1 X~ = p. X~ . 
i=1 1 11 I k=1 I I I I 

Durch Kürzung von X~ und Umstellung ergibt sich 
I 

n m 
(24) p. - r p. a .. = L p. a vk .. 

I i=1 1 11 k=1 I I 

Betrachtet man die m-te Primärinputkomponente als Variable, deren Preise exogen verändert werden 
sollen, so kann man schreiben: 

n 

(25) p. - 2: 
I i=1 

m-I 

=L 
k=1 

p. a V
k . + p. (1 + w.) 

I I I I 

1) Wir lassen offen, ob es' sich um eine P-Tabelle oder um eine T-Tabelle handelt. Verwendet 
wird allerdings bei den Berechnungen stets die P-Tabelle. 
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wobei w. die Wachstumsrate des jeweiligen PrimClrinputpreises ist. Dieses Gleichungssystem wird in , 
Matrixschreibweise (unter BerUcksichtigung von p. = p. fUr i = j) zu: 

I I 

(26) (I - A') • P = ÄV + A v 

wobei P der Preisvektor, ÄV der Spaltenvektor der Summe aller unverCinderlichen PrimClrinputkoeffi
zienten und A v der Spaltenvektor der variablen PrimClrinputkomponenten ist. Als Preismodell I, das 
exogenen PreisverCinderungen die neuen "Gleichgewichtspreise" zuordnet, ergibt sich: 

Im Preismodell sind nicht nur die Vorleistungskoeffizienten sondern auch die meisten PrimClrinput
koeffizienten als im Projektionszeitraum konstant angenommen. Es ist zu ~eachten, daß sich diese 
Konstanz aber ledig I ich auf die Summe der m-1 Komponenten im Vektor A v bezieht. Dies bedeutet, 
daß KoeffizientenverCinderungen innerhalb der m-1 PrimClrinputeinheiten durchaus denkbar sind, 
etwa Gewinnausweitung zu Lasten von Löhnen. Die KoeffizientenverCinderungen mUssen sich aller
dings (spaltenweise) kompensieren. 

Wie leicht aus dem Modell erkennbar ist, könnten gleichzeitig exogene VerCinderungen in mehreren 
PrimClrinputkomponenten vorgegeben werden. 

Preismodell 11 
Mit Hilfe von Preismodell 11 lassen sich die Preiswirkungen berechnen, die auf Grund von VerCinde
rungen bei einem sektoralen Durchschnittspreis auftreten. Nehmen wir an, der Preis des n-ten Pro
duktpakets solle als exogen betrachtet werden, so können wir die n-te Gleichung in System (21) -
(24) streichen, da die Inputstruktur dieses Sektors keine Bedeutung bei der Preisbestimmung mehr 
hat. Gleichungssystem (24) schreiben wir jetzt als reduziertes System 

n-1 m 
(28) p. - r p. a .. = 2: p. a~. + p (1 + w ) a . , 

I i=l I 11 k=l I I n n nl 

wobei W n die Änderungsrate des Preises Pn sei. In Matrixform IClßt sich dann schreiben: 

(29) (I - A') . P = A" + An, 

wobei Ä die reduzierte (n-1, n-1)-Matrix der Vorleistungskoeffizienten, ÄV der Spaltenvektor 
der gesamten PrimClrinputkoeffizienten und An der variable Koeffizientenvektor ist. 

Durch Umformung erhCllt man als Preismodell 

(30) 
'" I 1 

P = (I - A ) - • (Ä" + A") • 

Wie Preismodell I so geht auch Preismodell 11 von stabilen Vorleistungs- und PrimClrinputkoeffizien
ten aus. Auch hier gilt, daß die Konstanz der PrimClrinputkoeffizienten sich jeweils auf die Summe 
der Koeffizienten bezieht, d. h. das kompensatorische Vertinderungen in der Inputstruktur durchaus 
denkbar sind. 

Neben der Änderung eines Sektorpreises können zugleich auch die Preiswirkungen innerhalb einer 
oder mehrerer PrimClrinputkomponenten in die Berechnung einbezogen werden. 
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AUSWIRKUNGEN VON INSTABILlTÄTEN AUF DEN WELTMÄRKTEN FÜR 

ROHSTOFFE UND AGRARPRODUKTE AUF PRODUKTION, BESCHÄFTIGUNG 

UND PREISE IM AGRAR- UND ERNÄHRUNGSSEKTOR SOWI EIN DER 

ÜBRIGEN WIRTSCHAFT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND (Korreferat) 

von 

Renate Filip-Köhn, Berlin 

Ich teile voll die von I. EVERS vorgetragene Auffassung, daß sich die Mehrzahl der IndustrielCinder 
störker als bisher Gedanken uber Mengen- und Preisinstabilittlten auf Rohstoffmtlrkten machen sollte. 

Wir sind zur Zeit dabei, ein komplexes Programmsystem zu entwickeln, mit dessen Hilfe zuntlchst 
fUr 30 Rohstoffe bzw. ihre rd. 600 Konfigurationen, in denen sie importiert werden, die Auswirkun
gen derartiger Instabilittlten auf Produktion und BeschCiftigung sowie Preisniveau und PreisgefUge in 
der Bundesrepubl ik berechnet werden können. 

Ein wesentl icher Unterschied zwischen dem Mengen- bzw. sogenannten Angebotsmodell des Deut
schen Insituts fUr Wirtschaftsforschung und den von I. EVERS vorgetragenen Überlegungen besteht 
jedoch darin, daß aus der Konstanz der Input-Koeffizienten nicht abgeleitet wird, auch die absolu
ten Werte der Inputs mUßten gleich bleiben. Im von I. EVERS beschriebenen Mengenmodell wird 
bei einer ImportmengenkUrzung ledigl ich der unmittelbare Endverbrauch entsprechend eingeschrtlnkt. 
Schon beim Rohöl-Beispiel erscheint dies problematisch: Das Rohöl kann nur in einem begrenzt va
riablen VerhCiltnis in Benzin und andere Mineralölprodukte umgewandelt werden. Wird Rohöl knapp, 
so fallen auch Produkte der Mineralölverarbeitung aus, die als Vorleistungen von anderen Wirt
schaftszweigen in ihren Produktionsprozessen eingesetzt werden, z. B. von der Kunststoffverarbei
tung - das wiederum dUrfte Folgewirkungen in einer Reihe nachgelagerter Industrien haben. 

Noch deutlicher wird dieses Problem beim Eisenerz, einem Rohstoff, der von seiner 1. Verarbei
tungsstufe (im wesentlichen also der Eisenschaffenden Industrie) nur zu geringen Teilen an die End
nachfrage gel iefert wird. Hier wUrde eine ImportmengenkUrzung zu Produktionsausföllen in prak
tisch allen Sektoren der Volkswirtschaft fuhren mUssen • 

Das vom DIW programmierte Rechenverfahren ermittelt grundslitzlich - durch eine proportionale 
Input-Output-KUrzung - die auch direkt und indirekt Uber die Vorleistungsproduktion induzierten 
Produktionsausftllle. Die Ergebnisse werden entsprechend modifiziert, wenn Substitutionsmöglich
keiten gegeben sind. Abweichend von der proportionalen OutputkUrzung kann auch die stlirkere 
Einschrtlnkung einzelner Endnachfragen durchgerechnet werden. Dieses zuletzt angesprochene Vor
gehen dUrfte aber im Krisenfall nicht ohne politische Brisanz sein. Daher wurden hierfUr mehrere 
Alternativen vorgesehen. Auf jeden Fall ist die Einschrlinkung des unmittelbaren Endverbrauchs nur 
eine unter mehreren Varianten, nicht aber Ansatzpunkt des vom DIW entwickelten Mengenmodells. 

Der Selbstversorgungsgrad unserer Wirtschaft mit einzelnen Rohstoffen kann dabei - neben anderen 
Kriterien - Anhaltspunkt fUr die Auswahl kritischer Importe sein. Im Prinzip nutzt es allerdings we
nig, wenn beim Bier z.B. ein Selbstversorgungsgrad von Uber 100 v.H.vorhanden ist, aber die Gerste, 
aus der das Bier gebraut wird, knapp wird. 
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Zu den BeschClftigungseffekten ist anzumerken, daß sie nicht unbedingt notwendig in gleicher Höhe 
anzusetzen sind wie die Verminderung der gesamtwirtschaftlichen Bruttoproduktion. Ich mag die 
AusfUhrungen auf S. 9 des zur Tagung vorbereiteten Manuskripts mißverstanden haben: Das DIW ge
wichtet jedoch die ProduktionsausfCllle mit der Anzahl der in den einzelnen Sektoren Beschi:lftigten, 
um dadurch den sektoral unterschiedlichen Beschi:lftigungsintensiti:lten Rechnung tragen zu können. 

Erste Testrechnungen mit dem Angebotsmodell lieferten den Beweis fUr eine seit langem befUrchtete 
Tatsache, daß selbst verhi:lltnismClßig große Input-Output-Tabellen wie die des DIW mit 56 Produk
tionssektoren oder die des Statistischen Bundesamts mit 60 Bereichen fUr derartige Untersuchungen 
noch immer zu stark aggregiert sind. Um zu wirtschaftspolitisch verwertbaren Entscheidungshilfen 
zu kommen, wird daher zur Zeit daran gearbeitet, die Input-Output-Tabelle des DIW fUr das Jahr 
1972 1) weitaus sti:lrker und rohstoffspezifisch zu disaggregieren. 

Im Gegensatz zum Angebotsmodell, bei dem der Disaggregationsgrad fUr die Qualiti:lt der Ergebnisse 
Clußerst wichtig ist, scheinen die vorhandenen Tabellen fUr Berechnungen mit Hilfe des Preismodells 
- wie sie z.B. vom DIW fUr Rohölverteuerungen publiziert worden sind - hinreichend robust zu sein: 
I. EVERS berechnete auf der Grundlage einer zeitlich und sektoral anders abgegrenzten Tabelle 
und eines - formal - unterschiedl ichen Verfahrens einen Anstieg der Lebenshai tungskosten von 
1,8 v.H.bei einer Rohölverteuerung um 100 v.H.- das DIW einen solchen von 1,5 v.H. Allerdings 
durften - inhal tl ich - die zwei von I. EVERS benutzten Preismodellvarianten identisch sein: Egal, 
ob die Rohölpreise steigen oder die EG-Gremien neue Inlandspreise festsetzen; beide Fi:llle können 
jeweils so behandelt werden, als ki:lmen die Anstöße aus dem Bereich des primClren Inputs: Einer 
outputmi:lßigen Erhöhung des Bruttoproduktionswertes steht immer auch eine inputmClßige gegenUber. 
VoUe KostenUberwi:llzung in allen Sektoren vorausgesetzt {dabei bleiben die absoluten Gewinne 
gleich, nicht aber die Gewinnspannen,!. so erhöht sich schließlich die Endnachfrage um genau diese 
BetrClge. Die potentiellen Wirkungen derartiger Verteuerungen auf das Preisniveau insgesamt (nicht 
dagegen auf die sektoralen Preisniveaus) sind verhi:lltnismi:lßig einfach und ohne Computer zu ermit
teln: Zusi:ltzliche Ausgaben fUr Rohöl infolge von Importpreiserhöhungen (z.B. 20 Mrd.), in v.H.der 
gesamten Endnachfrage - also im wesentlichen des Nettosozialprodukts - (z. B. 1000 Mrd.), ent
sprechen einer Preissteigerungsrate von 2 ",H. 

1) R. PISCHNER, R. STÄGLIN und H. WESSELS: Input-Output-Rechnung fUr die Bundesrepublik 
Deutschland 1972. In: Beitri:lge zur Strukturforschung des DIW, Heft 38/1975. 
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Einleitung 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland ist gekennzeichnet durch zyk
lische Schwankungen im Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspatentials. Sie sind 
begleitet von Hhnlichen Schwankungen im Wachstum des Bruttosozialprodukts, in der Entwicklung 
des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus und im Niveau der BeschHftigung. 

HENRICHSMEYER und SCHEPER haben bereits auf der letzten WiSoLa-Tagung ausgefUhrt, inwie
fern die gesamtwirtschaftlichen Konjunkturschwankungen fUr die Einkommensentwicklung im Agrar
sektor von Interesse sind (W. HENRICHSMEYER und W. SCHEPER, 1975, S. 171 - 173). Hier soll 
auf einige Teilbereiche nHher eingegangen und diskutiert werden, wie weit die konjunkturelle Ent
wicklung des Einkommens der privaten Haushalte und der Löhne und Preise in der Industrie die De
terminanten der Preisbildung auf den Produkt- und den BetriebsmittelmHrkten beeinflußt und ceteris 
paribus zu zyklischen Preisschwankungen fUhrt. Außerdem wird erlHutert, warum der Einfluß der ge
samtwirtschaftlichen Konjunkturschwankungen auf die Preisbildung nur schwer zu quantifizieren ist. 
In der anschließenden empirischen Untersuchung wird daher auf einen derartigen Versuch verzichtet 
und lediglich eine Beschreibung der Preisentwicklung vorgenommen. 

2 Die Entwicklung der industriellen Preise, der Löhne und des Einkommens der privaten 

Haushai te im Kon junkturverlauf 

Bevor die Preisbildung auf den Produkt- und den BetriebsmittelmHrkten des Agrarsektors erörtert 
wird, soll im folgenden kurz der Zusammenhang zwischen den zyklischen Schwankungen im Ausla
stungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials und der konjunkturellen Entwicklung 
der Preise in der Industrie, der Löhne und des Einkommens der privaten Haushalte dargestellt wer
den 1). 

Die ungleichmHßige Auslastung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspatentials ist in erster Linie 
auf die zyklischen Schwankungen bei der Nachfrage nach Anlageinvestitionen zurUckzufuhren. Da 
diese nicht durch entsprechende LagerbestandsverHnderungen kompensiert werden können, treten 
ebenfalls bei der Produktion der Industrie zyklische Schwankungen auf, die in der InvestitionsgUter
industrie und in der Grundstoff- und ProduktionsgUterindustrie am ausgeprHgtesten sind. Die Preise 
und Löhne folgen dem Produktionszyklus mit zeitlicher Verzögerung und fuhren zu Hhnlichen Lohn
entwicklungen in den Ubrigen Wirtschaftsbereichen (SachverstHndigenrat, 1968, Ziffern 42-44, und 
DERS. 1972, Ziffern 165-170). Da die Entwickl ung des Masseneinkommens im Kon junkturverlauf 
im wesentlichen durch die Löhne bestimmt wird, sind auch beim Masseneinkommen 2) zyklische 
Schwankungen zu verzeichnen. 

3 Preisbild.!:!illLQuf den ProduktmHrkten 

Bei den Determinanten der Preisbildung auf den ProduktmHrkten sind die Nachfrage nach Agrarpro
dukten, die Handels- und Verarbeitungsspanne und die administrativen Eingriffe in die Preisbildung 
im Hinblick auf ihre KonjunkturabhHngigkeit zu UberprUfen. Auf das Angebot an Agrarprodukten 

1) Bei den konjunkturellen Schwankungen der Preise, der Löhne und der Einkommen handelt es sich 
um Phasen mit verminderten und Phasen mit verstHrkten Zunahmen der betreffenden Werte; abso
lute Abnahmen sind bisher nicht zu verzeichnen. 

2) FUr die Entwicklung der Nachfrage nach Agrarprodukten im Konjunkturverlauf ist vornehmlich 
das Einkommen der UnselbstHndigen von Interesse (bei den selbstHndig ErwerbstHtigen kann eine 
weitaus geringere EinkommensabhHngigkeit des Konsums unterstellt werden (U. KOESTER, 1968, 
S. 15); daher wird hier nicht das Einkommen aller privaten Haushalte, sondern lediglich das 
Masseneinkommen betrachtet. 
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wird hier nicht eingegangen, da es als konjunkturabhängiger Bestimmungsfaktor der Preisbildung 
, lediglich dann zu berUcksichtigen ist, wenn durch die anderen Detenninanten und gegebenenfalls 

auch durch konjunkturbedingte Faktorpreisschwankungen zyklische Preisbewegungen ausgelöst wer
den. 

3.1 Nachfrage nach Agrarprodukten 

Als die wichtigsten BestimmungsgrUnde der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage nach Agrarprodukten 
gel ten deren Preise, die Bevölkerungszahl, die Bedarfsstruktur und das verfUgbare Einkommen der 
Verbraucher. FUr die Bedarfsstruktur kann man unterstellen, daß sie keinen zyklischen Veränderun
gen unterliegt; falls bei den Preisen konjunkturbedingte Schwankungen auftreten, resultieren diese 
aus der Konjunkturabhängigkeit der Detenninanten der Preisbildung, die hier gerade zu untersuchen 
ist. Daher soll lediglich auf die Bedeutung des Einkommens und der Bevölkerungszahl fUr die Nach
frage nach Agrarprodukten eingegangen werden. 

Weil auch beim Einkommen die zyklischen Schwankungen weniger in den absoluten Werten als in 
den Zuwachsraten zu verzeichnen sind, ist der Einfluß konjunktureller Einkommensschwankungen 
auf die Nachfrage nach Agrarprodukten insgesamt anhand der Zunahme der Nachfrage zu untersu
chen. Da der mengenmäßige Verbrauch pro Kopf nicht Uber die Sättigungsgrenze hinaus ausge-
dehnt werden kann, resultiert die Zunahme vornehmlich aus der Bevölkerungsentwicklung und ge
stiegenen Qualitätsanspruchen der Konsumenten, sofern diese zu einem erhöhten Schwund bei der 
Verarbeitung der Agrarprodukte fuhren. Daneben ändert sich bei zunehmendem Einkommen die Struk
tur des Pro-Kopf-Verbrauchs, indem der Anteil hochwertiger Nahrungsmittel zu Lasten inferiorer 
ausgedehnt wird. 

Bei der Pro-Kopf-Nachfrage kann daher eine Beeinflussung durch die gesamtwirtschaftlichen Kon
junkturschwankungen nicht ausgeschlossen werden; sie ist jedoch im Vergleich mit anderen Konsum
gUtem als gering anzusehen, weil die Einkommenselastizität der Nachfrage geringer ist und der 
private Verbrauch vornehm I ich im Bereich der dauerhaften KonsumgUter auf kon junkturelle Schwan
kungen reagiert (G. ACKLEY, 1965, p. 282 H.). 

Die Bevölkerungsentwicklung läßt erst seit 1967 einen zyklischen Verlauf erkennen, der auf den zu
nehmenden Antei I ausländischer Arbeitnehmer zurUckzufuhren ist. Sie ist als konjunkturabhängiger 
Bestimmungsfaktor der Nachfrage nach Agrarprodukten also erst zu einer Zeit zu berUcksichtigen, 
in der die Bedeutung des Pro-Kopf-Einkommens wegen der abnehmenden Elastizität zunehmend ge
ringer wird. 

3.2 Handels- und Verarbeitungsspannen 

Da die meisten landwirtschaftlichen Produkte nicht direkt an den Konsumenten geliefert werden, 
sind bei der Diskussion der Preisbildung auch die Handels- und Verarbeitungsspannen zu berUcksich
tigen. Es ist davon auszugehen, daß durch Einkommensänderungen verursachte Verschiebungen der 
Nachfragekurve auf der Verbraucherstufe zum Teil durch Veränderungen der Spanne kompensiert 
werden und somit ihr Einfluß auf die Erzeugerpreise vennindert wird. Daneben ist auch die Entwick
lung der Kosten in den der Landwirtschaft nachgelagerten Bereichen von Bedeutung. Geht man von 
dem Konzept der abgeleiteten Nachfragefunktion aus (die Nachfrage des Handels- und Verarbei
tungssektors nach Agrarprodukten wird aus der Nachfrage der Konsumenten nach Nahrungsmitteln 
unter BerUcksichtigung der Determinanten der Spanne abgeleitet (U. KOESTER, 1968, S. 132 ff.), 
so ist zu erwarten, daß die konjunkturellen Preisschwankungen bei den im Verarbeitungsbereich 
eingesetzten Faktoren, soweit sie nicht durch Produktivitätsfortschritte kompensiert werden können, 
auch auf die Erzeugerpreise abgewälzt werden. In welchem Ausmaß dies geschieht, läßt sich nur 
dann abschätzen, wenn Infonnationen uber die Steigung der Angebotskurve auf der Erzeugerstufe, 
die Steigung der Nachfragekurve auf der Verbraucherstufe, die Form der Spanne und Uber die 
Preispolitik der Unternehmen im Handels- und Verarbeitungsbereich vorliegen. ~n kann aber zu-
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mindest die Aussage machen, daß durch diese ÜberwCilzung der von der Nachfrage der Konsumenten 
nach Agrarprodukten ausgehende Effekt vermindert wird. Denn die Konjunkturabhängigkeit der Fak
torkosten im Handels- und Verarbeitungssektor ist vornehmlich auf die Löhne zuruckzufUhren, die 
gleichzeitig eine wichtige "Einkommenskomponente" darstellen. 

3.3 Administrative Eingriffe in die Preisbildung 

Da die Agrarpreispol itik ein bedeutendes Instrument der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik dar
stellt (Agrarbericht 1975, Ziffer 138) und bei politischen Entscheidungen oft aktuelle (und somit auch 
kurzfristige) Entwicklungen eine Rolle spielen, liegt es zunCichst nahe, davon auszugehen, daß nicht 
nur die langfristige, sondern auch die konjunkturelle Einkommens- und Preisentwicklung in den außer
landwirtschaftlichen Sektoren die Agrarpreispolitik beeinflußt und diese daher "prozyklisch" gestal
tet wird. Andererseits wird aber auch angestrebt, daß die administrativen Eingriffe in die Preisbil
dung zur Stabilisierung der Märkte beitragen. Daher läßt sich ohne eine empirische Analyse keine 
eindeutige Aussage darUber treffen, ob die Agrarpreispolitik als konjunkturabhängiger Bestimmungs
faktor der Preisbildung zu berUcksichtigen ist. Jedoch dUrfte eine eventuelle Konjunkturabhängig
keit auch empirisch schwer nachzuweisen sein, weil 

1) in der Bundesrepubl ik Deutschland vor der EinfUhrung der gemeinsamen Marktordnungen das ange
strebte Preisniveau nicht explizit durch die Bestimmung von Richtpreisen festgelegt wurde. Die preis
pol itischen Maßnahmen beschränken sich in erster Linie auf die Regul ierung des Außenhandels durch 
Zölle und Kontingentierungen. Bei bestimmten Produkten kamen Subventionszahlungen und gelegent
I iche Interventionen hinzu; 

2) seit Bestehen der gemeinsamen Marktordnungen nicht mehr eine nationale Preispolitik betrieben 
werden kann. Die administrierten Preise werden gemeinsam festgesetzt, auch wenn die wirtschaftli
che Entwicklung in den einzelnen Mitgliedsländern unterschiedlich verlCiuft. Daneben durften auch 
politische Kompromisse eine nicht unbedeutende Rolle spielen (Agrarbericht 1975, Ziffer 138). 

FUr eine empirische Analyse der Preisbildung im Konjunkturverlauf ist daher vornehmlich die Entwick
lung des Einkommens der Konsumenten und der Kosten bei der Weiterverarbeitung der Agrarprodukte 
von Interesse. Deren Einfluß auf die Preisbildung ist jedoch schwer zu quantifizieren, da der Effekt 
der wegen der niedrigen EinkommenselastizitCit ohnehin nur geringen Nachfrageschwankungen ver
mindert wird durch die Handels- und Verarbeitungsspannen und die durch konjunkturunabhängige An
gebotsschwankungen verursachten Preisänderungen oberhalb des Interventionspreises weitaus größer 
sind. 

4 Preisbildung auf den Betriebsmittelmärkten 

Bei den Preisen fUr Betriebsmittel landwirtschaftlicher Herkunft ist davon auszugehen, daß ein enger 
Zusammenhang mit den landwirtschaftlichen Erzeugerpreisen besteht. Daher sollen hier lediglich die 
Preise der Betriebsmittel nichtlandwirtschaftlicher Herkunft behandelt werden. 

Da die einzelnen Betriebsmittel aus Branchen mit unterschiedlicher Vorleistungsstruktur bezogen und 
einige nicht nur in der Landwirtschaft eingesetzt, sondern auch von anderen Sektoren nachgefragt 
werden (Bauten, Energie), kann man davon ausgehen, daß bei den verschiedenen Inputs die Konjunk
turabhClngigkeit der Determinanten der Preisbildung unterschiedlich ist. Zyklische Einflusse sind vor 
allem dann zu erwarten, wenn 

1) es sich um GUter handelt, die nicht nur von der Landwirtschaft, sondern auch von konjunkturab
hängigen Sektoren nachgefragt werden; 

2) zur Produktion der Inputs Vorleistungen aus konjunkturabhCingigen Branchen bezogen werden und 
vergleichsweise viel Arbeit eingesetzt wird. Da in den meisten Branchen der Industrie die Entwick
lung der Materialkosten und der Lohnkosten ein wichtiger Bestimmungsfaktor der Preispolitik ist 
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(G. MENGES und J. GOSSMANN, 1968), kann unterstellt werden, daß auch die Produzenten der 
landwirtschaftlichen Betriebsmittel versuchen, die konjunkturellen Schwankungen bei den Vorlei
stungspreisen und den Löhnen, die nicht durch Produktivitätsfortschritte kompensiert werden können, 
auf die von den Landwirten zu zahlenden Preise abzuwälzen. 

Die Wirkung der gesamtwirtschaftlichen Konjunkturschwankungen auf die Betriebsmittelpreise soll 
das folgende Pfeil schema veranschaulichen. 

Konjunkturelle Nachfrageschwankungen 

Kapazi tCltsauslastung 
i ni der I ndustri e 1 

Entwicklung Lohnkosten 
der Löhne je Produkteinheit 

L 
~ 

Preise der 
Industrieerzeugnisse 

~ 
Kosten bei der Produktion 
von Vorleistungen und 
Investitionsgütern für den 
Agrarsektor 

t 
Preise für Vorleistungen und Investitionen 

Im folgenden wird unter Berücksichtigung dieser Überlegungen bei einigen Inputs die Preisbildung 
im Konjunkturverlauf ausführl icher diskutiert. Zur Analyse der Kostenstruktur dienen dabei u .a. 
die Input-Output-Rechnungen des DIW für das Jahr 1966. Die Input-Output-Rechnung stellt zwar 
nur eine "Momentaufnahme" dar, sie vermag aber dennoch nützliche Informationen zu liefern, da 
es hier weniger auf das Niveau als auf die Struktur der Produktionskosten und auf den Vergleich 
zwischen verschiedenen Branchen ankommt. 

4.1 Ausrüstungsinvestitionen 

Die Input-Output-Tabelle des DIW ist zwar nicht so weit disaggregiert, daß auch die Landmaschi
nenindustrie aufgeführt wird. Einen Einblick in deren Kostenstruktur vennag sie aber dennoch zu 
geben, wenn man davon ausgeht, daß im Vergleich mit der gesamten Maschinenbaubranche keine 
gravierenden Unterschiede in der Struktur des Faktoreinsatzes bestehen, wie es auch BAHLBURG 
implizit unterstellt (M. BAHLBURG, 1972, S. 139 - 143). 

Nach dem Stand von 1966 bezieht der Sektor Maschinenbau 45 vH seiner Vorleistungen aus der In
vestitionsgüterindustrie und 16 vH aus den "Metallbranchen" der Grundstoff- und Produktionsgüter
industrie. Daneben ist ein im Vergleich mit der Gesamten Industrie überdurchschnittlich hoher Auf
wand an Löhnen und Gehältern zu verzeichnen (siehe Tabelle 1). 

Geht man davon aus, daß in der Landmaschinenindustrie ähnlich wie in der übrigen Industrie die 
konjunkturellen Schwankungen bei den Vorleistungspreisen und den Löhnen nicht vollstClndig durch 
ProduktivitCltsfortschritte kompensiert werden, so kann aufgrund der Struktur des Faktoraufwandes 
bei den Produktionskosten eine ausgeprClgte KonjunkturabhClngigkeit unterstellt werden. Es ist nahe
liegend, daß die Landmaschinenproduzenten versuchen, die konjunkturellen Kostenschwankungen 
auf die von den Landwirten zu zahlenden Preise abzuwälzen. Der Einfluß der Kosten auf die Preise 
kann jedoch nur mit Hilfe einer vollständigen empirischen Analyse der Preisbildung exakt quantifi-
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Tabelle 1: Inputstruktur 1) ausgewtihlter Sektoren 

Cl 
c: 

GI .2 'i: 'Qj I GI t; ... 'i: j -e GI ... 
j ... VI -g e :::l j I e Cl "0 !! j - GI ..c VI GI c: :0 ... .B GI > c: c: -e -.. ~ 0 Cl J: 7ö GI ,~ ,~ GI GI ... U e c: 

~ E ,_ J: GI VI :c ,- ... ... u ..c 'E ...... GI ... VI GI U VI .. Cl 51 .:>lt - GI c: .. GI j j GI ,_ e J: 
~ ~ >"0 e GI 

W ~ :..:. u -= ,= ca (j 

Elektrizitl:Hswirtschaft 20,4 

Kohlenbergbau 10,9 

Kai ibergbau 6,2 

Eisenschaffende Industrie 3,7 5, 1 
Eisen-Stahl-Temper-Gießerei 2,9 1,7 
Zieherei, Kaltwalzwerke 0,7 1,4 
NE-Metall industrie 1,1 2,4 
Chemische Industrie 19,9 
Mi nera I öl vera rbe i tung 2,6 1,7 10,1 
Grundstoffindustrie 5,0 11,7 24,5 13,2 11 ,4 10,4 20,2 

Maschinenbau 14,5 
InvestitionsgUterindustrie 3,6 3,2 2,6 0,8 24,3 21,1 4,0 

Baugewerbe 

Einfuhr 23,2 6,4 7,0 2,3 

Gesamte Vorleistungen 54,9 36,7 61,7 54,4 53,5 56,5 42,2 57,7 

Abschreibungen 12,2 5,8 5,3 2,6 3,3 3,8 3,5 4,2 

Indirekte Steuern 
,/. Subventionen 3,2 10,6 6,2 38,0 4, 1 4,0 6,0 8,1 

Einkommen aus 
unselbsttlndiger Arbeit 12,1 20,2 19,9 4,1 32,8 29,1 35,2 22,9 

Einkommen aus Unternehmer-
ttltigkeit und Vermögen 17,6 26,7 6,9 0,9 6,3 6,6 13,1 7,1 

1) Angegeben wird das Verhtlltnis von Input (Vorleistungen und PrimtIrinput) zu Output (Brutto
produktion) in vH. Auf eine vollsttlndige Wiedergabe der Inputstruktur wird im Interesse der 
Übersichtl ichkeit verzichtet, 

Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der Input-Output-Rechnung des DIW. Vgl. R. STÄGLI N 
und H. WESSELS, Input-Output-Tabelle fUrdie Bundesrepublik Deutschland 1966. 
Deutsches Institut fUr Wirtschaftsforschung, Viertel jahreshefte zur Wirtschaftsforschung, 
H. 3 (1971), S. 215 - 220. 
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ziert werden, bei der auch die Nachfrage nach Landmaschinen, der Außenhandel und die Wettbe
werbsverhtiltnisse zu berUcksichtigen sind. Die Analyse der Preisbildung im Konjunkturverlauf wird 
aber dadurch erschwert, da ß 

1) im Gegensatz zu den Preisen fUr den Außenhandel und die initindische Nachfrage nur Jahresda
ten und keine Monats- oder Viertel jahresdaten vorl iegen; 

2) fUr die initindische Nachfrage nur Angaben in jeweil igen Preisen und nicht in konstanten Preisen 
(Volumen) vorhanden sind; 

3) die Landmaschinenhersteller beim Export oft eine spezielle Preispol itik betreiben (H. -J. HOCH
STEI N, 1970, S. 126 - 128) und auf dem Binnenmarkt der Absatz nicht nur von den Preisen, sondern 
auch von der Gewtihrung von erleichterten Finanzierungsbedingungen, Sonderrabatten und anderen 
Sonderkonditionen abhtlngt. 

4.2 Unterhaltung von Maschinen und Gertiten 

Informationen Uber die Kostenstruktur bei der "Produktion" dieser Vorleistungen liefern die diesbezUg
I ichen Erhebungen des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 1973). In der dort angege
benen Gruppe Landmaschinenschlosser werden als die wichtigsten Kostenkomponenten die Löhne und 
der sogenannte Material- und Wareneinsatz ausgewiesen, dessen Anteil an der Gesamtproduktion 
1970 je nach Betriebsgröße zwischen 54 und 76 vH betrtlgt. Es ist davon auszugehen, daß es sich bei 
dem Material- und Wareneinsatz um Inputs handelt, die aus der Landmaschinenindustrie und den me
tallverarbeitenden Branchen der Grundstoffindustrie bezogen werden, und daß Faktorpreissteigerun
gen nur in begrenztem Umfang durch Produktivittitsfortschritte kompensiert werden können. Deshalb 
kann man wie bei den AusrUstungsinvestitionen fUr die Entwicklung der Produktionskosten eine aus
geprögte Konjunkturabhöngigkeit unterstellen. Da die Preiselastizittlt der Nachfrage der Landwirt
schaft nach diesen Vorleistungen als gering anzusehen und außerdem bei der Nachfrage eine relativ 
stetige Zunahme zu verzeichnen ist (Agrarbericht 1975, Materialband, S. 40), ist zu erwarten, daß 
auch die Preise entsprechende zyklische Bewegungen aufweisen. 

4.3 HandeisdUnger 

Mit Ausnahme des Kalibergbaus liefert die Input-Output-Rechnung des DIW keine Informationen Uber 
die Inputstruktur der DUngemitteiindustrie. Jedoch lassen sich aus Studien von ALBERS (W. ALBERS, 
1963; DERS., 1972) Hinweise entnehmen, die zwar fUr eine fundierte Analyse nicht ausreichen, aber 
als Basis fUr Überlegungen zur Konjunkturabhtingigkeit der Produktionskosten der DUngemitteIindu
strie dienen können. 

Bei fast allen DUngerarten ist die Produktion kapitalintensiv, und es bedarf großer Produktionsein
heiten, um in den Bereich der Kostendegression zu kommen. Da die hohe Kapitalintensittlt Uberwie
gend auf die Real isierung technischer Fortschritte durch kostensenkende Produktionsverfahren zu
rUckzufuhren ist,dUrften die Kapitalkosten nur in geringem Maße eine zyklische Bewegung der Preise 
bewirken. 

Auch aufgrund der Struktur der Vorleistungen ist bei den Produktionskosten nicht mit zyklischen 
Schwankungen zu rechnen. Lediglich bei der Produktion von Thomasphosphat, das als Nebenprodukt 
bei der Stahl erzeugung anftlllt, besteht eine enge Verflechtung mit einer konjunkturabhtlngigen Bran
che; die monopolistische Organisation des Verkaufs hat es jedoch ermöglicht, daß die konjunkturel
len Schwankungen in der Produktion sich nicht auf die Preise ausgewirkt haben, da sie durch entspre
chende Importe bzw. Exporte kompensiert wurden. Bei den Ubrigen PhosphatdUngern und bei der 
Kaliproduktion wird der wichtigste Rohstoff importiert bzw. im Bergbau gewonnen. Bei der Stickstoff
produktion ist die Energie die wichtigste Kostenkomponente, deren Anteil an den gesamten Produk
tionskosten auf 30 bis 50 vH geschtltzt wird. Der Energiebedarf wird Uberwiegend durch Erdöl und 
Erdgas gedeckt, so daß auch bei den Energiekosten der Stickstoffproduzenten eine ausgeprtlgte Kon
junkturabhtlngigkeit ausgeschlossen werden kann. 
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~= Empirisch~_An~~~Lger konflQ~~urelle~!!~~be~Elll..un[en 

In den Kapiteln 3 und 4 wurde bereits ausgeführt, daß der Einfluß der gesamten wirtschaftlichen 
Konjunkturschwankungen auf die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise und die Betriebsmittelpreise 
nur bei einer vollständigen Analyse der Preisbildung quantifiziert werden kann. Es ist zunächst nahe
liegend, dafür ein multiples Regressionsmodell zu verwenden. Zu beachten ist jedoch, daß einige 
Determinanten der Preisbildung mit den vorhondenen Daten nicht oder n~r unzureichend erfaßt wer
den können, wie z. B. die Preispol itik der Landmaschinen- und der Düngemittel industrie, und für 
viele Variable nur Jahresdaten zur Verfügung stehen, durch die die konjunkturellen Bewegungen 
nicht genügend zum Ausdruck gebracht werden. Hinzu kommt, daß ein derartiges Regressionsmodell 
nicht speziell auf die Analyse konjunktureller Schwankungen ausgerichtet ist, da von der Gesamt
varianz der Variablen ausgegangen wird. Man erhält daher keine Informationen darüber, ob und in 
welchem Ausmaß speziell konjunkturelle Schwankungen bei den Preisen und Löhnen in den außer
Iandwirtschaftlichen Sektoren zu ähnlichen zyklischen Schwankungen bei den Determinanten der 
Preisbildung auf den Produkt- und den Betriebsmittelmärkten des Agrarsektors führen. Deshalb wird 
hier auf die empirische Analyse der Preisbildung verzichtet. Die Produkt- und die Betriebsmittel
preise des Agrarsektors werden lediglich daraufhin überprüft, ob sie im Konjunkturverlauf eine ähn
liche Entwicklung wie die Preise und Löhne in den außerlandwirtschaftlichen Sektoren aufweisen. 
Insofern stellt diese Untersuchung mehr eine Beschreibung als eine Analyse dar, und die Ergebnisse 
erlauben noch kein endgültiges Urteil über den Einfluß der gesamtwirtschaftlichen Konjunkturschwan
kungen auf die Preisbildung . 

5.1 Ermittlung zyklischer Schwankungen mit Hilfe der Spektralanalyse 

~!!!! __ ~~~_~~~=~e~3:!_~~~~t~~~~aJY~~ 
Die Identifikation der zyklischen Preisschwankungen soll mit Hilfe der Spektralanalyse erfolgen. Die
ses Verfahren der Zeitreihenanalyse beruht auf der Theorie der Fourierreihen und geht davon aus, 
daß Funktionen, die gewisse Regularitätseigenschaften besitzen, durch eine trigonometrische Reihe 
approximiert werden können 

00 

f(t) ""::> a o + EI (aAcoSAt + b.i\sin.\.t) 

Auch ökonomische Zeitreihen können als Fourierreihen dargestellt und somit als "Summe" von Schwin
gungen mit unterschiedl icher Frequenz und Ampl itude interpretiert werden. Bei der Spektralanalyse 
wird jedoch nicht vorausgesetzt, daß die Schwinungen streng periodisch mit konstanter Amplitude 
verlaufen (C.W.J. GRANGER and M. HATANAKA, 1964, p. 17); sie kann daher auch für die Ana
lyse der Konjunkturzyklen herangezogen werden. 

Die Identifikation zykl ischer Bewegungen erfolgt mit Hilfe einer Varianzanalyse, indem über die so
genannte Spektraldichtefunktion der Beitrag der verschiedenen Schwingungen zur Gesamtvarianz der 
Zeitreihe ermittelt wird. Die Spektraldichtefunktion f(.:\.) erhölt man als Fouriertransformierte der 
Autokovarianzfunktion K( t') 

f(.i\) = 2~ ~ K(T)e -i J\. "t 
=-00 

Bei der Schätzung von f(A) aus Zeitreihendaten wird die Funktion 

~ 

f (.A) 
m 

1 m 
2T( 1: 

T=-m 
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verwendet, wobei wm eine Gewichtungsfunktion darstellt und der Parameter m (Zahl der verwende

ten lags in der Autokovarianzfunktion) u.a. die Zahl der verschiedene~ Zyklen festlegt, durch die 

die Zeitreihe approximiert werden soll. Die Frequenz des längsten Zyklus beträgt 2~ , seine 

Schwingungsdauer dementsprechend 2m. Der Trend wird als "Zyklus" mit der Frequenz 2~ berUck

sichtigt. Die Frequenz der anderen Zyklen erhält man als ganzzahlig Vielfaches von t-, also 
23m m 

2m ' 2m ' •• ·'2m 1}. 

Neben dieser univariaten Analyse können die Beziehungen zwischen mehreren Variablen speziell 
fUr jede Frequenz mit Hilfe der Kreuzspektralanalyse untersucht werden. Dabei wird zur Beschrei
bung des stochastischen Zusammenhangs die sogenannte Kohärenz berechnet, die dem Determina
tionskoeffizienten im Regressionsmodell entspricht und somit angibt, in welchem Ausmaß die Varianz 
der einen Variablen bei der betrachteten Frequenz durch die Varianz der anderen Variablen erklärt 
wird. Die Analyse der lag-Beziehungen erfolgt mit Hilfe der Phasendifferenz. 

Nach der kurzen Beschreibung des Konzepts der Spektralanalyse sollen im folgenden einige Probleme 
diskutiert werden, mit denen man sich bei der Spektralanalyse ökonomischer Zeitreihen auseinander
zusetzen hat. Hier sind vornehmlich zu nennen: 

1) die Annahme der Kovarianzstationarität 
2} der typische Verlauf des Spektrums bei ökonomischen Variablen 

Zu 1} Die Annahme der Kovarianzstationarität impliziert u.a., daß die jeweils zu untersuchende 
Zeitreihe keinen Trend aufweist. Bei den hier betrachteten Preisen ist daher eine Trendbereinigung 
durchzufUhren. Die Elimination des Trends ist strenggenommen nur dann zulässig, wenn Informatio
nen Uber seinen tatsächlichen Verlauf vorhanden sind, was bei ökonomischen Zeitreihen in der Re
gel nicht der Fall ist. Allerdings hat man sich bei jeder Konjunkturanalyse mit dem Problem der 
Trendbereinigung auseinanderzusetzen, so daß dies nicht als "Nachteil" der Spektralanalyse gegen
Uber anderen Verfahren der Zeitreihenzerlegung angesehen werden kann. 

Die Trendbereinigung erfolgt hier durch Differenzenbildung in Form von Änderungsraten 2}. Im Ver
gleich mit anderen Verfahren der Trendelimination zeichnet sich diese Differenzenbildung dadurch 
aus, daß sie einfach durchzufuhren ist und fUr die Analyse der Preisentwicklung im Konjunkturver
lauf besonders geeignet erscheint, da es sich bei den konjunkturellen Preisbewegungen um Phasen 
mit vermindertem und Phasen mit verstärktem Preisanstieg handelt und kaum absolute Abnahmen zu 
verzeichnen sind. 

1) Die Wahl des Parameters m wird bestimmt durch die Anforderungen, die an die geschätzte Spek
traldichtefunktion hinsichtlich ihrer statistischen Eigenschaften gestellt werden. Daneben ist zu 
beachten, daß die sich aus der Zahl der lags ergebende Auf teilung des Frequenzbereichs eine 
ökonomische Interpretation der Ergebnisse ermöglicht (E. GRÖHN, 1970, S. 85). Da die Länge 
der Konjunkturzyklen im Untersuchungszeitraum vier bis fUnf Jahre beträgt, werden hier bei Mo
natsdaten 54, bei Quartalsdaten 18 lags verwendet. 

2) Es wird dabei die Änderung gegenuber dem Vorjahr in vH betrachtet, indem fUr Monatsdaten 

x t-Xt_4 
bzw. fUr Viertel jahresdaten x t_4 

berechnet wird. 
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Schwer zu vereinbaren mit der Annahme der Kovarianzstationarit/:it ist auch der bei den Betriebs
mitteln infolge der Ölkrise aufgetretene versttlrkte Preisanstieg. Daher wird die Preisentwicklung 
seit 1973, die im Vergleich mit den vorherigen Zyklen untypisch ist, nicht mehr in die Analyse ein
bezogen. 

Zu 2) GRANGER weist darauf hin, daß bei ökonomischen Variablen in der Regel ei~ typischer Ver
lauf der Spektraldichtefunktion zu verzeichnen ist, sie weist fUr den Trend den höchsten Wert auf 
und ftliit mit zunehmender Frequenz kontinuierlich ab (C. W.J. GRANGER, 1966). Auch durch eine 
Trendbereinigung kann nach seiner Ansicht dieses Problem nicht gelöst werden. GRANGER begrUn
det dieses Phtlnomen mit der Existenz langfristiger Wachstumszyklen • 

Die Identifikation zyklischer Bewegungen mit Hilfe der Spektraldichtefunktion wird somit durch den 
typischen Verlauf erschwert. Sie erfolgt daher bei den hier untersuchten Preisindizes weniger mit 
Hilfe der univariaten, sondern vornehmlich anhand der Ergebnisse der bivariaten Spektralanalyse. 
Dabei soll die Kohtlrenzanalyse Aufschluß darUber geben, wie weit die Entwicklung der landwirt
schaftlichen Variable mit der der "zugehörigen" 1) gesamtwirtschaftlichen Variable im Konjunktur
verlauf Ubereinstimmt. 

5.2 Diskussion der Ergebnisse 

Der Diskussion der einzelnen Ergebnisse sind zuntlchst einige Erltluterungen zu den kurzen Angaben 
in den Ubersichten im Anhang voranzustellen. 

Die Ergebnisse fUr SERIES 1 beziehen sich jeweils auf die landwirtschaftliche, die fUr SERIES 2 auf 
die gesamtwirtschaftliche Variable. Daraus ergibt sich fUr die Phasendifferenz, die in der Spalte 
PHASE (I) im Bogenmaß und in der Spolte UNITS (I) in Zeiteinheiten angegeben ist, daß bei einem 
positiven Vorzeichen zwischen der landwirtschaftlichen und der gesamtwirtschaftlichen Variable 
eine lead-Beziehung, bei einem negativen Vorzeichen eine lag-Beziehung besteht. Die Spalte 
PERCENT gibt den Beitrag der verschiedenen Schwingungen zur Gesamtvarianz der Zeitreihe an. 
In der ersten Zeile (1=0) wird der Varianzbeitrag des Trends wiedergegeben, in der zweiten der 
Varianzbeitrag der Schwingung mit der Frequenz _1_ • Die dem Konjunkturzyklus zuzuordnende 

2 2m 
Frequenz 2m hat den Index 1=2. 

Im Interesse der Ubersichtlichkeit werden die Werte der Autokovarianzfunktion nicht fUr alle 54 
lags, bzw. die der Spektraldichte- und der Kreuzspektraldichtefunktion nicht fUr alle Frequenzen, 
sondern lediglich fUr den Niederfrequenzbereich angegeben, da sie bereits die wesentlichen Infor
mationen en thalten. 

~!~!! ____ ~=~~=~~~~~=LP!:l~~ 
~!~!!!! __ ~~~~s:~.?if~~!!!l.!:~~~':.'"_~_s:~l~=~_~~<!~~t:.!:~~Lt!l!1!l_:::~~_~=~~~~~~!I!1~_9..~r3!=~ 
Bei der Diskussion der Ergebnisse soll mit den Preisen begonnen werden, die eine öhnl iche Entwick
lung im Konjunkturverlauf aufweisen wie die "zugehörigen" gesamtwirtschaftlichen Variablen. 

Da bei der Produktion von Landmaschinen der uberwiegende Teil der Vorleistungen aus der Investi
tionsgUterindustrie bezogen wird und auch die Entwicklung der Löhne, die eine bedeutende Kosten
komponente in der Maschinenbauindustrie darstellen, im Konjunkturverlauf weitgehend mit der der 
industriellen Erzeugerpreise ubereinstimmt (Sachversttlndigenrat 1968, Ziffer 43), I iegt es nahe, die 
Preise fUr die landwirtschaftlichen AusrUstungsinvestitionen mit den Preisen fUr die Erzeugnisse der 
InvestitionsgUterindustrie zu vergleichen und daher als gesamtwirtschaftliche Variable den entspre
chenden Index zu wtlhlen. Aus denselben GrUnden wird dieser Preisindex auch bei der Unterhaltung 
von Maschinen und Gertlten als gesamtwirtschaftliche Variable herangezogen. 

1) Auf die Wahl der gesamtwirtschaftlichen Variable wird im folgenden Kapitel eingegangen. 
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Die Ergebnisse der Kohärenzanalyse lassen darauf schließen, daß die Preise für die Unterhaltung 
und die Neuanschaffung der landwirtschaftlichen AusrUstungsinvestitionen im Konjunkturverlauf 
eine ähnliche Entwicklung aufweisen wie die Preise für die Erzeugnisse der InvestitionsgUterindu
strie; und die fUr die Phasendifferenz ausgewiesenen Werte deuten darauf hin, daß sie der Preisent
wicklung in der Industrie ohne nennenswerte Verzögerung folgen (siehe Übersichten 1 und 2), Trotz 
des typischen Verlaufs der Spektraldichtefunktion werden die konjunkturellen Schwankungen auch 
durch die Ergebnisse der univariaten Spektralanalyse zum Ausdruck gebracht; denn im Gegensatz zu 
den Handelsdüngerpreisen und den landwirtschaftlichen Erzeugerpreisen fällt der Varianzbeitrag der 
Frequenz, die den Konjunkturzyklen zuzuordnen ist I weitaus größer aus als der Beitrag der "benach
barten 11 höheren Frequenzen. 

Während bei der Neuanschaffung und der Unterhaltung der AusrUstungsinvestitionen die Wahl der 
gesamtwirtschaftl ichen Variablen sich aus der Inputstruktur der betreffenden Branchen ergab, er
scheint beim HandeisdUnger eine derartige Vorgehensweise nicht angebracht, da für die Praduktion 
nur wenig Vorleistungen aus konjunkturabhängigen Branchen bezogen werden und eine an den Vor
leistungen orientierte Referenzreihe deshalb als Indikator für konjunkturelle Preisschwankungen un
geeignet ist. Daher wird als gesamtwirtschaftliche Variable der Index der Erzeugerpreise industri
eller Produkte herangezogen und die Entwicklung der HandelsdUngerpreise daraufhin untersucht, ob 
sie mit der "durchschnittlichen" Preisentwicklung in der IndustriE' übereinstimmt. 

Die Ergebnisse der Kreuzspektralanalyse lassen eine derartige Übereinstimmung nicht erkennen. Die 
Kohärenz ist gering und die bei der Phasenanalyse errechneten Werte (lead der Handelsdüngerpreise 
gegenUber den industriellen Erzeugerpreisen) sind unplausibel (siehe Übersicht 3). 

Bei der Analyse der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise wird als gesamtwirtschaftliche Variable der 
Index des Bruttostundenverdienstes männlicher Industriearbeiter gewählt. Da die konjunkturelle Ent
wicklung des Masseneinkommens und der Kosten bei der Verarbeitung der Agrarprodukte im wesent
lichen durch die Löhne bestimmt wird, soll diese Variable sowohl den von der Nachfrage nach 
Agrarprodukten als auch den von der Handels- und Verarbeitungsspanne ausgehenden Effekten auf 
die Preisbildung Rechnung tragen. 

Weil der Einfluß der Nachfrage zum einen abgeschwächt wird durch die Handels- und Verarbeitungs
spanne und zum anderen überlagert wird durch Angebotsschwankungen und andere konjunkturabhän
gige Effekte, sind beim Index der Erzeugerpreise zyklische Schwankungen, die mit den konjunkturel
len Bewegungen der gesamtwirtschaftlichen Variable übereinstimmen, nicht zu verzeichnen (siehe 
Übersicht 4). Auch bei den Agrarprodukten mit einer größeren Einkommenselastizität der Nachfrage 
läßt sich eine derartige Übereinstimmung nicht feststellen (siehe Übersicht 5). Daruber hinaus zeich
nen sich die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise im Vergleich mit der gesamtwirtschaftlichen Variab
le durch eine höhere Varianz aus. 

1) Die gesamtwirtschaftlichen Konjunkturschwankungen beeinflussen die landwirtschaftl ichen Erzeu
gerpreise über die Nachfrage nach Agrarprodukten und die Handels- und Verarbeitungsspannen. Die
se Effekte sind jedoch in einer empirischen Analyse schwer zu quantifizieren, da der Einfluß der we
gen der niedrigen Einkommenselastizität nur geringen Nachfrageschwankungen vermindert wird durch 
die Handels- und Verarbeitungsspannen und die von den Angebotsschwankungen ausgelösten Preisbe
wegungen weitaus größer sind. 
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2) Bei den verschiedenen Betriebsmitteln nichtlandwirtschaftlicher Herkunft sind konjunkturelle 
Einflüsse auf die Preisbildung dann zu erwarten, wenn es sich um Güter handelt, die nicht nur von 
der Landwirtschaft, sondern auch von anderen konjunkturabhängigen Sektoren bezogen werden 
(Bauten) und/oder wenn sich die Struktur der Produktionskosten durch einen hohen Anteil an Löhnen 
und Vorleistungen aus konjunkturabhängigen Branchen auszeichnet (Ausrüstungsinvestitionen sowie 
deren Unterhai tung). 

3) Bei der empirischen Untersuchung werden der Index der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise und 
einige Betriebsmittelpreise mit Hilfe der Kreuzspektralanalyse daraufhin untersucht, ob sie ähnliche 
zyklische Schwankungen aufweisen wie die "zugehörigen" gesamtwirtschaftlichen Variablen. Eine 
derartige Übereinstimmung ist lediglich bei den Preisen der Betriebsmittel zu verzeichnen, bei de
nen auch aufgrund der Struktur der Produktionskosten mit konjunkturellen Preisschwankungen zu 
rechnen ist. 
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Übersicht 1: Neuanschaffung größerer Maschinen - Erzeugnisse der Investitionsguterindustrie 

1953/54 - 1972/73 

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 1 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 6.0233513-+<l0 6.0233513+00 8.3379407+01 12.82 0----------
1 5.6722546-+<l0 5. 6607995-+<l0 9. 4422697-+<l1 29.03 1--------------------
2 5.4003263-+<l0 5.3575253+00 8. 6285788-+<l1 26.53 2------------------
3 5. 1355173-+<l0 5.0456986-+<l0 4. 5236664-+<l1 13.91 3----------
4 4.8102897+00 4. 6636569-+<lO 1.6497876-+<l1 5.07 4-----

Auto Covariance Function, wieghted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 2 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 7. 8757032-+<l0 7. 8757032-+<l0 1 .4082170-+<l2 16.56 0--------------
1 7.4671333-+<l0 7.4520534-+<l0 1 .3889619-+<l2 32.66 1--------------------
2 7. 2630240-+<l0 7. 2054600-+<l0 1 .0660582-+<l2 25.07 2----------------
3 6.9589615-+<l0 6. 8372514-+<l0 5.0051370-+<l1 11.77 3---------
4 6. 6426829-+<l0 6.4401929-+<lO 1.7350591-+<l1 4.08 4----

Cross Spectral Estimates of Series 1 and 2 

CRAMPL(I) COH.SQ(I) GAIN(I) PHASE(I) UNITS(I) 

0 1 .0833283-+<l2 .9995208 1.2992757 .0000000 .0000000 
1 1.1151597-+<l2 .9482163 1.1810293 -.0801544 -1.3777534 
2 9.0447763-+<l1 .8893557 1.0482348 -.1354838 -1.1643979 
3 4.2863116-+<l1 .8114485 .9475304 -.1576281 -.9031430 
4 1. 2819397+01 .5741070 .7770332 -.1481574 -.6366597 

Übersicht 2: Unterhaltung von Maschinen und Geröten - Erzeugnisse der Investitionsgüterindustrie 

1953/54 - 1972/73 

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 1 

AUCVX(I) 

o 7.5336984+00 
1 7. 1706329-+<l0 
2 6.7581794-+<l0 
3 6. 3233306-+<l0 
4 5.9050814-+<l0 

WACVX(I) 

7. 5336984-+<l0 
7.1561518+00 
6,7046167-+<l0 
6.2127374+00 
5. 7250758-+<l0 

SPECX(I) 

9.4881671-+<l1 
1 . 1665839-+<l2 
1 • 1073428-+<l2 
5. 6553248-+<l1 
2.2245518-+<l1 

PERCENT 

11.66 
28.68 
27.22 
13.90 
5.47 

0-----------
1--------------------
2-------------------
3-------------
4-----

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 2 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 7. 8757032-+<l0 7. 8757032-+<l0 1 .4082170-+<l2 16.56 0-------------
1 7.4671333+00 7.4520534+00 1 .3889619-+<l2 32.66 1--------------------
2 7. 2630240-+<l0 7.2054600-+<l0 1 .0660582-+<l2 25.07 2----------------
3 6.9589615+00 6. 8372514-+<l0 5.0051370-+<l1 11.77 3----------
4 6. 6426829-+<l0 6.4401929-+<l0 1 • 7350591-+<l 1 4.08 4----

Cross Spectral Estimates of Se ries 1 and 2 

CRAMPL(I) COH.SQ(I) GAIN(I) PHASE(I) UNITS(I) 

0 1.0751209+02 .8650929 1.1331176 .0000000 .0000000 
1 1 . 138697 5-+<l2 .8002219 .9760957 -.0228454 -.3926830 
2 9.1459678-+<l1 ,7085922 .8259383 -.0343434 -.2951596 
3 3. 9776985-+<l1 .5589722 .7033546 -.0128143 -.0734203 
4 1.2247671-+<l1 .3886424 .5505680 -.0091207 -.0391932 
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Übersicht 3: HandetsdUnger - Erzeugnisse der Industrie 1953/54 - 1972/73 

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 1 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 3.3188089-+01 3.3188089+01 4.3535825+02 12.15 0------------- -
1 3.1061994+01 3.0999264+01 4.2874735+02 23.92 1--------------------
2 2.9614091+01 2.9379381+01 3.6913006-+02 20.60 2-----------------
3 2.7406453-+01 2.6927122+01 2.6050044-+02 14.54 3---------------
4 2.4689137+01 2.3936534+01 1.7152947+02 9.57 4-----------

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 2 

I AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 4.4388462+00 4.4388462+00 7.4507020+01 15.54 0------------
1 4.2433966-+00 4.2348271+00 7. 1166543+01 29.69 1--------------------
2 4.0387596+00 4.0067499+00 5.3771562+01 22.43 2----------------
3 3.7998725+00 3.7334139+00 2.9361194+01 12.25 3----------
4 3.5440731+00 3.4360386+00 1.5246003+01 6.36 4--------

Cross Spectral Estimates of Series 1 and 2 

CRAMPl(l) COH.SQ(I) GAIN(I) PHASE(I) UNITS(I) 

0 2.0858203-+01 .0134125 .0479104 .0000000 .0000000 
1 5.6777524+01 .1056515 .1324265 1.5533978 26.7009504 
2 5.7408698+01 .1660441 .1555243 .9720185 8.3538862 
3 3.2923934-+01 .1417233 .1263872 .2695384 1.5443416 
4 1.3886937-+01 .0737426 .0809595 -.5963617 -2.5626764 

Übersicht 4: Agrarprodukte insgesamt - Bruttostundenverdienst mHnnlicher Industriearbeiter 

1953/54 - 1972/73 

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 1 

I AUCVX(I) 

o 3.3367612+01 
1 2.5468740-+01 
2 1 .4572940-+01 
3 3.9260727+00 
4 -6.6143347+00 

WACVX(I) 

3.3367612+01 
2.5023299+01 
1.3613405+01 
3.3807849+00 

-5.0900435+00 

SPECX(I) 

5.6171409+01 
8.6387986-+01 
1 .3543418+02 
1. 3145322+02 
8.3584367+01 

PERCENT 

4.68 0-----
14.38 1--------------
22.55 2--------------------
21.89 3-------------------
13.92 4--------------

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 2 

I AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 1 .0360058+0 1 1.0360058+01 2.2823456+01 6.12 0------
1 8.0745680+00 7.9333462+00 4.6999196+01 25.20 1----------------
2 6.1841530+00 5.7769660+00 5.7189357+01 30.67 2--------------------
3 4.3346390+00 3.7326058+00 2.7912240+01 14.97 3----------
4 1.9058769+00 1.4666625+00 1.0387887-+01 5.57 4-----

Cross Spectral Estimates of Series 1 and 2 
, I CRAMPl(l) COH.SQ(I) GAIN(I) PHASE(I) UNITS(I) 

0 1.4292937+01 .1593479 .2544522 .0000000 .0000000 
1 2.5960674-+0 1 .1659924 .3005125 -1.5599575 -8.9379010 
2 1.9509704+01 .0491426 .1440530 -.7769755 -2.2258715 
3 9.6305135+00 .0252774 .0732619 .6549453 1.2508537 
4 7.7555373+00 .0692742 .0927869 1.4154979 2.0275521 
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Übersicht 5: Schlachtvieh - Bruttostundenverdienst männl icher Industriearbeiter 1953/54 - 1972/73 

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 1 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 5.6661286+<l1 5.6661286+<l1 6. 2775368+<l1 3.08 0---
1 4. 5366398+<l1 4.4572953+<l1 1.1755299+<l2 11.53 1----------
2 2. 3907274+<l1 2.2333133+<l1 2. 2130660+<l2 21.70 2----------------
3 2.8480081+<l1 2.4524515+<l1 2. 5650859+<l2 25.15 3--------------------
4 -1.8632703+<l1 -1.4338747+<l1 1 .8830123+<l2 18.46 4--------------

Auto Covariance Function, weighted Auto Covariance Function and Spectrum of Series 2 

AUCVX(I) WACVX(I) SPECX(I) PERCENT 

0 1.0360058+<l1 1 • 0360058+<l 1 2. 2823456+<l1 6.12 0------
1 8.0745680+<l0 7. 9333462+<l0 4.6999196+<l1 25.20 1---------------
2 6. 1841530+<l0 5. 7769660+<l0 5. 7189357+<l1 30.67 2--------------------
3 4.3346390+<l0 3. 7326058+<l0 2.7912240+<l1 14.97 3---------
4 1.9058769+<l0 1 .4666625+<l0 1.0387887+<l1 5.57 4-----

Cross Spectral Estimates of Series 1 and 2 

CRAMPL(I) COH.SQ(I) GAIN(I) PHASE(I) UNITS(I) 

0 3.7014532+<l1 .9562552 .5896346 .0000000 .0000000 
1 2. 9804340+<l1 .1607811 .2535396 .7744277 4.4371452 
2 5.5426171+<l0 .0025157 .0254968 1.0447013 2.9928499 
3 9.4764748+<l0 .0125429 .0369441 -1.2624299 -2.4110644 
4 6.0642877+<l0 .0188009 .0322052 -.5977807 -.8562580 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

I. EVERS UND G. HAXSEN 

zusammengestell t von 

w. Schubert, Kiel 

Die Diskussion umfaßte entsprechend den beiden Hauptreferaten und Stellungnahmen in den Korrefe
raten Probleme der Anwendung von Input-Output-Analysen im Agrarsektor sowie Überlegungen hin
sichtlich des Konjunktureinflusses auf die Agrarpreisbildung. 

Bezüglich des ersten Themenkreises wurden einige grundsätzliche Ausführungen zum Stellenwert der 
Input-Output-Analyse gemacht. 

1. Besondere Bedeutung wurde dem zeitlichen Aspekt bei der Beurteilung der Input-Output-Analyse 
beigemessen. Übereinstimmung bestand weitgehend darüber, daß Input-Output-Modellen besonders 
für die mittelfristige Betrachtung große Bedeutung zukommt. 

Für die kurze Frist treten verstärkt Probleme der Vorratslösung und der Liquiditätsaufstockung (real
balance-effect) auf. Daneben erfolgen besonders in Zeiten verstärkter Preisverschiebungen ausge
prägte Preiskorrekturen auf oligopolistischen Märkten, die zu einer Verzerrung der Ergebnisse füh
ren können. Bei längerfristigen Input-Output-Analysen bleibt die Annahme konstanter Koeffizien
ten nicht mehr haltbar, da aufgrund auftretender Strukturveränderungen relativ elastische Substitu
tionsprozesse eingeleitet werden, die Koeffizientenänderungen zur Folge haben. 

2. Aus diesem Grunde wurde in mehreren Beiträgen die Forderung bekräftigt, in Input-Output-Mo
dellen von konstanten zu variablen Koeffizienten, die ökonomisch erklärbar sind, überzugehen und 
ferner der Hoffnung Ausdruck geben, daß in der BRD in Zukunft verstärkt auf diesem Gebiet wissen
schaftlich gearbeitet werden möge. 

3. Verschiedene Möglichkeiten des Vorgehens bei der Ermittlung von Input-Output-Koeffizienten 
im Rahmen längerfristiger Betrachtungen wurden aufgezeigt. Eine Möglichkeit wäre, mit Hilfe sek
toraler Produktionsfunktionen tvbximal- und Minimalwerte zu ermitteln, die dann unter Berücksich
tigung der Proportionalitätsmethode Aufschluß über Größenordnungen möglicher Anpassungsvorgänge 
geben könn ten. 

Als zweite Alternative erfolgte der Vorschlag, Verteilungsfunktionen von Input-Output-Koeffizien
ten zu entwickeln, um dann, wie es u.a. KRELLE vorgeschlogen hat, anhand eines Erklärungsmo
dells Art und Einfluß von Erklärungsfaktoren der Koeffizienten (z. B. bestimmte Preis- und Kapazi
tätseffekte) unter Angabe von Irrtumswahrscheinlichkeiten zu testen. 

Dieser Vorschlag wurde zum Teil mit Skepsis aufgenommen, gleichzeitig aber betont, daß eine Reihe 
von Ansätzen, wie Berliner Modell, Rothenberg-Modell, RAS-Verfahren von Stone, Möglichkeiten 
darstellen, um strukturelle Anpassungsvorgänge und damit variable Koeffizienten in Input-Output
Modellen zu berücksichtigen. 
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1. Ausgangspunkt fUr die Diskussion zum zweiten Referat war die Feststellung, daß aufgrund der fUr 
die Untersuchung geltenden Restriktionen, z.B. keine erklärende Analyse, sondern nur eine verglei
chende Beschreibung der Entwicklung weniger Variablen vorzunehmen, die hieraus abgeleiteten Er
gebnisse nur begrenzte Aussagen Uber den Zusammenhang zwischen Konjunktur und Preisbildung im 
Agrarsektor zulassen. 

2. Hinsichtlich der Intensität des konjunkturellen Einflusses wurde vermerkt, daß besonders zwischen 
den beiden Weltkriegen und in der jUngsten Entwicklung ab 1973, also außerhalb des Untersuchungs
zeitraumes, eine relativ deutliche Konjunkturabhängigkeit der Landwirtschaft festgestellt werden 
könne. Hierzu reiche aber eine alleinige Betrachtung der direkten Preiszusammenhänge nicht aus, 
sondern man mUsse auch ermitteln, in welchem Umfang sich die Nachfragestruktur mit den Konjunk
turzyklen verändere und welche Wirkungen hiervon auf die Agrarpreise ausgingen. 

Wenn man noch berucksichtige, daß Mengen, die der Staat in der letzten Zeit in Intervention genom
men hat (z.B. Rindfleisch), ohne diesen Eingriff voll marktwirksam gewesen wären, so werde deutlich, 
wie kon junkturabhängig die Landwirtschaft sei. 

3. Unterschiedliche Meinungen bestanden bezUglieh der Ausgabenentwicklung fUr Nahrungsmittel in 
Konjunkturkrisenzeiten. Einerseits wurde die Ansicht vertreten, daß Substitutionsprozesse von teuren 
zu billigeren Qualitäten vollzogen wUrden, die insgesamt ausgabenmindernd wirkten, andererseits 
zeigten aber empirische Untersuchungen in der BRD und den USA, daß trotz Konjunkturkrise und 
RUckgang des Gesamtkonsums in realiter die Nachfrage nach Nahrungsmitteln wert- und mengenmä
ßig 1974/75 angestiegen sei. Dies könne darauf zurUckgefUhrt werden, daß als Folge geringerer Nach
frage nach dauerhaften KonsumgUtern ein Befriedigungsausgleich durch "vermehrtes und besseres Essen" 
erre i cht werde. 

4. Zur Erklärung der Preisbildung auf den Märkten fUr InvestitionsgUter und Betriebsmittel wurde uber
einstimmend festgestell t, daß neben den von der Kostenseite induzierten Wirkungen auch die Nach
frage nach Produktionsfaktoren berucksichtigt werden mUsse. Diese hänge wiederum entscheidend von 
der Einkommens- und Liquiditätslage der Landwirte ab. 

5. Die Diskussion endete mit dem Vorschlag, Untersuchungen zu diesem Problemkreis verstärkt auch 
mit Hilfe ökonometrischer Prognosemodelle vorzunehmen, obwohl man darin Ubereinstimmte, daß ent
sprechenden Analysen wegen des oft unzureichenden Datenmaterials erhebliche Grenzen gesetzt sind. 
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AUSWIRKUNGEN VON PREIS- UND MENGENSCHWANKUNGEN AUF 

DIE LANDWIRTSCHAFTLICHEN EINKOMMEN 

von 

S. Ba u er, Bonn 1) 
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Nach wie vor genießt die Einkommensentwicklung der Landwirtschaft einen hohen Stellenwert in der 
agrarpolitischen Diskussion. Wenn man fUr das Thema "Agrarwirtschaft und wirtschaftliche Instabili
tHt" die Entwicklung von ökonomischen Variablen, die fUr den Agrarbereich relevant sind, betrachtet, 
so zeigt sich, daß die Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft mit die größten Instabil itHten auf
weist. 

Die Bedeutung von InstabilitHt sowie der Erfolg einer rationalen Stabilisierungspolitik IHßt sich nur 
beurteilen, wenn man die Auswirkungen von InstabilitHten und Stabilisierungsstrategien auf die po-

1) Der Verfasser dankt Herrn Prof. HENRICHSMEYER fUr wertvolle Anregungen und Hinweise. 

175 



litischen Ziele analysiert. Je umfassender und differenzierter das Zielsystem ist, umso komplexer 
werden Wirkungsanalysen von Auswirkungen exogener Einflusse und/oder von Instrumentvariablen 
auf das ZielgefUge. 

Wenn man die aktuelle agrorpolitische Diskussion verfolgt, so zeigt sich daß neben kontroversen 
Beurteilungen der Einkommenslage in der Landwirtschaft insbesondere die starken Einkommens
schwankungen zu einer unterschiedlichen Beurteilung der Einkommensentwicklung beitragen. So 
werden je nach der aktuellen Lage die Stimmen aus den verschiedenen Lagern lauter oder zurUck
haltender. Als Ursachen fUr die Einkommensschwankungen werden meist nur Faktoren genannt, die 
gerade in die jeweilige Argumentationslinie passen. Beim Vergleich der landwirtschaftlichen Ein
kommen mit außerlandwirtschaftlichen Einkommensentwicklungen (insbesondere von Arbeitnehmern) 
werden in den seltensten Fällen die Schwankungen der landwirtschaftlichen Einkommen mit den 
- insbesondere in letzter Zeit besonders hervortretenden - Beschäftigungsrisiken in vielen anderen 
Bere i chen abgewogen. 

I n diesem Beitrag wi rd als Tei laspekt dieser Gesamtproblematik eine differenziertere Analyse der Aus
wirkungen der wichtigsten Instabilitäten auf die landwirtschaftliche Einkommensentwicklung unter 
besonderer BerUcksichtigung der Einkommensverteil ung vorgestellt. 

Der Einfluß von Instabilität auf andere Zielbereiche wird in anderen Referaten behandelt, so daß 
am Ende dieser Tagung die Frage "Stabilisierungspolitik: warum und wozu" von den verschiedenen 
Ziel bereichen her diskutiert werden kann. 

2 Instabilität und landwirtschaftliche Einkommen - Ein~emeine Analyse -

Die agrarökonomische Forschung hat sich bisher im Rahmen der Einkommensanalyse schwerpunktmäßig 
mit Problemen der personellen und funktionellen Einkommensverteilung im inter- und intrasektoralen, 
regionalen und nationalen Vergleich beschäftigt. Dabei standen insbesondere Probleme der Repräsen
tativität, der geeigneten Einkommens- und Vergleichsgrößen 1), der vergleichbaren Gruppen von 
Einkommensbeziehern sowie Probleme der Ursachen von interregionalen Einkommensunterschieden 
im Vordergrund der Betrachtung. 

Im folgenden sollen Ausmaß und Ursachen der Instabilität der Einkommensentwicklung fUr verschie
dene Betriebsgruppen in der Landwirtschaft der BRD näher untersucht werden. Dazu werden die land
wirtschaftlichen Einkommen von der Entstehungsseite her in ihre wichtigsten Komponenten aufgespal
ten, um so die Wirkungen verschiedener Instabilitätskomponenten in Abhängigkeit von der Ausgangs
situation der Betriebe analysieren und besser beurteilen zu können. 

2.1 Einkommensdefinitionsgleichung und Einkommensentwicklung 2) 

Im Vergleich zu anderen Einkommensbeziehern (z. B. Arbeitnehmern) ist das Einkommen der landwirt
schaftlichen Haushalte weniger kontraktbestimmt, sondern ergibt sich als Residualgröße zwischen dem 
erwirtschafteten Ertrag und dem Aufwand an zugekauften Produktionsmitteln. 

Das monetäre Faktorentgelt, das den in den landwirtschaftlichen Betrieben eingesetzten Faktoren in 
einer Wirtschaftsperiode zufließt (Betriebseinkommen) 3), ist von der Einkommensentstehungsseite 
her wie folgt definiert: 

1) Hier sei nur auf die Diskussion verschiedener Brutto- und Nettoeinkommensgrößen sowie auf die 
Frage Abschreibungen zu Anschaffungs- bzw. Wiederbeschaffungspreisen verwiesen. 

2) Die ausfuhrlichen Ableitungen sind zur exakten Definition der im empirischen Teil verwendeten 
Begriffe notwendig. 

3) Die Wahl des Betriebseinkommens als Einkommensmaßstab wurde im Hinblick auf die fUr die empi
rische Ana Iyse vorhandene Datengrundlage vorgenommen. 
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wobei: Et = Betriebseinkommen je Betrieb in der Periode t 

BEt = Monetärer Betriebsertrog in der Periode t 

SAt = Monetärer Sachaufwand in der Periode t 

STt = Indirekte Steuern in der Periode t 
(insbesondere Betriebssteuern und Differenz aus Mehrwert- und Vorsteuern) 1) 

SUBt Subventionen (Transferzahlungen) in der Periode t 
(insbesondere Aufwertungsausgleich und Liquiditätsbeihilfen) 

Faßt man die indirekten Steuern und Subventionen wie oben definiert zu einer Größe "Transferein
kommen" 2) TEt (TEt = SUBt - ST t) sowie die Differenz von Betriebsertrog und Sachaufwand zum 
Markteinkommen MEt (MEt = BEt - SA t) zusammen, so läßt sich das Betriebseinkommen in landwirt
schaftlichen Betrieben als Summe von Markt- und Transfereinkommen darstellen. 

Die Unterscheidung in Iv'arkt- und Transfereinkommen scheint fUr die Beurteilung der Stabilität der 
Einkommensentwicklung wichtig. Während die Höhe und Entwicklung der Markteinkommen vom 
Marktgeschehen und von den betrieblichen Anpassungen bestimmt wird, ergibt sich das Transferein
kommen weitgehend durch politische Einflußnahme. An letzterem läßt sich daher beurteilen, ob die 
direkt einkommenswirksamen agrorpolitischen Iv'aßnahmen einen stabilisierenden oder destabilisieren
den Effekt auf die Einkommensentwicklung ausüben 3). Im folgenden sollen jedoch vorrongig Instabi
I itäten, die auf das Markteinkommen wirken, näher analysiert werden. Der Vollständigkeit wegen 
wird jedoch auch das Transfereinkommen mit berücksichtigt. Die oben aufgeführte Einkommensglei
chung läßt sich erweitern, indem die monetären Größen in eine Mengen- und eine Preiskomponente 
aufgespalten werden 4). 

(3) Et = Xt • Pt 
'-y--' 

BEt 

- V ·0 t t 
~ 

SAt 

wobei: Xt = Ausbringungs- (Produktions-)menge in der Periode t 

Vt = Vorleistungseinsatz (Menge) in der Periode t 

Pt = der in der Periode t erzielte Produktpreis pro Einheit von X 

0t = der in der Periode t geltende Preis pro Vorleistungseinheit V 

Die Instabilität der Einkommensentwicklung läßt sich nun anhand der Mengen- und Preisveränderungen 

1) Gilt nur fUr landwirtschaftliche Betriebe, die die Mehrwertsteuerdifferenz nicht ans Finanzamt 
abfuhren. 

2) Das hier definierte Transfereinkommen kann selbstverständlich auch negativ werden. 

3) Auf diesen Problembereich wird Herr nOREO in seinem Referot noch weiter eingehen. 

4) Auf die weitere Differenzierung nach einzelnen Ertrogs- und Aufwandskomponenten soll zunächst 
der Übersichtlichkeit wegen verzichtet werden. 
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auf der Input- und Outputseite einzelnen Instabilitätskompone':l.ten zuordnen, Dazu werden zunächst 
die ersten Differenzen der Gleichung (3), d. h. die absoluten Anderungen des Einkommens betrach
tet. 

(4) AE =AX • P + X • ßP + Ax • AP - (t1.Vt • Qt + Vt • b..Qt + AVt t t t t t t t 

Dividiert man Gleichung (4) durch E . und erweitert die Ausdrücke auf der rechten Seite um ent
sprechende Gräßen, so ergibt sich dit;lrelative Einkommensänderung in Abhängigkeit von der relati
ven Preis- und Mengenönderung. 

AEt .6Xt P .' X . APt P .' X . AXt .dPt P .' X . 
(5) 

t-I t-I t-I t-I t-I t-I 
~ =~. 

+ --
Et . 

+ --. p-:- Et . Et . Pt- i 
Xt_i t-I -I -I -I t-I -I 

_(Cl.Vt 
V 

t-i 
. Q . .1.Qt V .' Q . 

t-I t-1. t-I + --
V . Et . Qt . E . 

t-I -I -I t-I 

t:J,.Vt 6Qt V .. Q . ) ATEt TE. t-I t-I t-I 
+ v---: . 0-:- E . +n- ~ t-I t-I t-I t-i -I 

wobei i das Zeitintervall der betrachteten Änderungen angibt. 

Um Gleichung (5) übersichtlicher zu gestalten, werden neue Symbole eingeführt. Der allgemeine 
Ausdruck ß Yt sei im folgenden als relative Wachstumsrate Wy t definiert. Weiterhin werden die 
Gewichte,Yt-i die den Einfluß von relativen Mengen- und Pre(sönderungen auf die relative Ein
kommensentwicklung angeben, neu definiert. Wenn man zunöchst nur den partiellen Einfluß von 
Veränderungen der Outputmengen auf die Einkommensentwicklung betrachtet, so ergibt sich auf
grund der linearen Gleichung folgende Beziehung: 

ßE boX P.· X • 
(6) __ t t t-I t-I 

Et _i - \-i Et _i 

Gleichung (6) lößt sich leicht umformen zu Gleichung (7). 
ÖE t 

P .' X. E. 
t-I t-I _ t-I ~ eBE,t-i 

Et_i - Cl.Xt 
(7) 

X-t · -I 

Derartige Relationen zweier relativer Änderungen werden allgemein als Elastizitöten bezeichnet. 
Die hier dargest~!lte Elastizität (eBE ) bezieht sich auf die relative Einkommensänderung in bezug 
auf die relative Anderung der ,t Outputmengen. In öhnlicher Weise lassen sich für die üb-
rigen Komponenten derartige Elastizitöten definieren. 

Unter Verwendung dieser Elastizitäten der Einkommensänderung in bezug auf Mengen- oder Preisän
derungen auf der Output- bzw. Inputseite und der Wachstumsraten läßt sich Gleichung (5) verein
facht wie folgt darstellen 1). 

1) Wie aus Gleichung (5) hervorgeht, haben Mengen- und Preisänderungen jeweils die gleichen Ein
kommenselastizitäten. Unterschiedlich sind jedoch die Elastizitäten auf der Output- (eB~ und 
Input- (eSA)seite. 
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eSA,t_O, + Wo • eSA 0 + Wv . Wo • eSA 0). ,t ,t-I ,t ,t ,t-I 

+ WTE • eTE, t-i 

In Gleichung (8) wird nun die relative Einkommensänderung in Abhängigkeit von 

- den Änderungsraten der Mengen und Preise auf der Output- und Inputseite 
- den Elastizitäten der Einkommensänderung in bezug auf 

• Mengen- bzwo Preisänderungen auf der Outputseite (eBE) 
• Mengen- bzw. Preisänderungen auf der Inputseite (eSA) 

dargestellt. Die einfache I ineare Form dieser Gleichung erlaubt den partiellen Einfluß der einzel nen 
Komponenten zu isolieren, wobei Beziehungen zwischen den einkommensbestimmenden Faktoren nicht 
explizit erfaßt sind. 

202 Ins tab iI i tätsfak toren der Ei nkommensentwi ckl ung 

Die Einkommensschwankungen in der Landwirtschaft werden von einer Vielzahl von sich z. T 0 gegen
seitig beeinflussenden Faktoren verursacht. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit lassen sich etwa fol
gende "primären" Instabilitätsfaktoren anfUhren: 

- Witterungseinfluß 
- gesamtwirtschaftliche Einkommensschwankungen, die sich auf die Nachfrage nach Nahrungsmitteln 

auswirken 
- Einfluß allgemeiner Preissteigerungen auf die Preise landwirtschaftl icher Betriebsmittel, Investitions-

gUter sowie die Preise der Lebenshaltung 
- allgemeine Beschäftigungslage, die sich auf die Abwanderung von Arbeitskräften auswirkt 
- Schwankungen auf den Wel tagrar- und Rohstoffmärkten 
- Schwankungen, die vom (verzögerten) Anpassungsverhalten der landwirtschaftlichen Unternehmer, der 

Konsumenten sowie der Pol itiker (bei unsicheren Erwartungen) ausgehen 0 

Diese und ähnliche Instabilitätsfaktoren wirken sich als Mengen- oder Preisschwankungen aus. Je 
nach Reagibilität auf den einzelnen Märkten folgen jedoch i odoR. weitergehende Wirkungen bzw. 
ganze Wirkungsketten o Die hier interessierenden Wirkungszusammenhänge lassen sich wie folgt dar
stellen: 

Ursachen 

"Primäre" Instabilitätsfaktoren 
- Wetter 
- allg. Inflation 
- Wel tmarkt und dergi. 

Langfristig wirksame Faktoren 
- techn. Fortschritte u .derglo 

Morktgeschehen 

Mengen- und 
}-------I..-I Preisschwankungen 

Zielvariable 

Einkommens
schwankungen 

I 
I 
I 
I 
I 

~-----------------

Wenn man von diesen Beziehungen ausgeht, so stellt sich wie fUr jede quantitative Modellanalyse 
die Frage nach dem zu wählenden Differenzierungsgrad 0 So wäre z 0 B. fUr die geschlossene Ouanti
fizierung der Einkommenswirkungen der "primären" Instabilitätsfaktoren ein umfassendes Modellsy-
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stem erforderlich, das die Beziehung zwischen diesen Faktoren und der Einkommensentwicklung ge
schlossen abbildet. 

Ein derartiges System hc:ltte etwa folgende wichtige Beziehungen quantitativ zu erfassen: 

- Input-Outputbeziehungen unter besonderer Berucksichtigung des Witterungseinflusses (z.B. abzu
bilden anhand von Produktionsfunktionen oder von prozeßanalytischen Ansätzen) 

- Angebotsverhalten der landwirtschaftlichen Produzenten und Nachfrageverhalten (nach variablen 
Produktionsmitteln) im strengen Sinne der positiven Analyse 

- Nachfrageverhalten der Konsumenten und Preisbildung auf den Agrarmärkten unter besonderer Be-
rUcksichtigung von Marktordnungssystemen und Weltmarktpreisschwankungen 

- Mobil itätsverhalten bei quasi-fixen Produktionsfaktoren 
- Ertrags-, Aufwands- und Einkommensrechnung . 

Die einzelnen Modellkomponenten hätten die "primären" Instabilitätsfaktoren als erklärende Yariabler 
fUr die Abb ildung kurzfristiger Einkommensschwankungen zu enthal ten. 

Eine derartige Yorgehensweise wUrde beim derzeitigen Stand der agraräkonomischen Forschung jedoch 
umfangreiche empirische Analysen und Vorarbeiten voraussetzen. Wegen der Schwierigkeiten bei der 
Ouantifizierung der ursächl ichen Instabil itätsfaktoren wird im folgenden eine wesentl ich bescheide
nere Yorgehensweise, die der empirischen Analyse leichter zugängl ich ist, verfolgt. 

Im Mittelpunkt der folgenden Überlegungen stehen nicht die ursächlichen Instabilitätsfaktoren, son
dern die zu Mengen- und Preisveränderungen bereits zusammengefaßten Auswirkungen dieser Fakto
ren. Gegenstand der folgenden Betrachtung sind also die Beziehungen zwischen den Ergebnissen des 
Marktgeschehens und der Einkommensentwicklung. 

Dazu werden die wichtigsten Komponenten von Gleichung (8) nach unterschiedl ichen Kriterien zu 
lnstab i li tätsfaktoren zusammengefa ßt • 

Übersicht 1: Systematik der einkommensbestimmenden Instabilitätsfaktoren 

A B A + B 

I W Wx W p + Wx p 
(Wachstumsrate der (Wachstumsrate der (Monetäre Output-

-------- __ ~_Q!~~p~~i=~L ______ ____ s>~!p~~~~~g~~L _______ -----~~~!~~~~~~--------
11 Wo Wy Wo +WY 

(Wachstumsrate der (Wachstumsrate der (Monetäre Input-
Yorleistungspreise Yorleistungsmengenl entwickluf!aL == 

1-11 W -W 
P 0 

Wx - Wy 
(Änderungs rate der (Änderungs rate der 
Output- I nput- Yorleistungsproduk-
preisrelation) tivität) 

Wie in Übersicht 1 abgebildet, kann man Mengen- und Preisveränderungen auf der Input- und Out
putseite zeilenmäßig zu Yeränderungsraten der monetären Output- und Inputgräßen und spaltenweise 
zu Yeränderungsraten der Preisrelation bzw. Yorleistungsproduktivität zusammenfassen. Der unter
schiedliche Informationsgehalt soll an zwei Beispielen verdeutlicht werden: 

a) Zyklische Entwicklungen äußern sich in Preis- und Mengenschwankungen. Die Gräßen Wp und 
Wx verdeutlichen das Ausmaß der Schwankungen bei den Preisen und Mengen, während die 
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Größe W +Wx bereits den zusammengefaßten (kompensierenden oder verstärkenden) Einfluß an-
gibt. p 

b) In der Änderungsrate der Agrarpreise (W~ kommen gleichzeitig zufällige, zyklische und langfri
stige Einflußfaktoren zum Ausdruck, während die Entwicklung der Yorleistungspreise im wesent
lichen auf allgemeine Preissteigerungen zurückzuführen ist 1). Der zusammengefaßte kompensie
rende oder verstärkende Einfluß wird durch die Veränderung der Output- und Inputpreisrelation 
(Preisschere) ausgezeigt . 

Die in Darstellung 1 skizzierte Aggregation gibt gleichzeitig nach produktionstheoretischen Gesichts
punkten einen Hinweis über 
- Preis- und Mengenbeziehungen (zeilenweise Betrachtung) 
- Mengen- und Mengenbeziehungen (Betrachtung der 2. Spalte) und 
- Preis- und Preisbeziehungen (Betrachtung der 1. Spalte). 
Insbesondere für einen Betriebsgruppenvergleich stellen die zusammengefaßten Yeränderungsraten 
eine bessere Grundlage dar, als wenn man nur einzelne Komponenten zur Information heranzieht. 

Den direkten Beitrag zur Einkommensentwicklung erhält man, wenn man die einzelnen Preis- und 
Mengenveränderungen mit den entsprechenden Elastizitäten multipliziert. Diese einzelnen Einkom
menskomponenten werden wieder zu aggregierten Einkommenseffekten zusammengefaßt. 

Übersicht 2: Systematik von Einkommenseffekten 

A B A+B 

I W p. e BE Wx· e BE Wp.e BE +WX • e BE 

(Outputpreiseffekt) (Outputmengeneffekt) (Outputeffekt) 

iI WO· eSA Wy . eSA WO· eSA +WY • eSA 

(Yorleistungs- (Yorleistungs- (Yorl ei stungseffekt) 
pre i seffek t) mengen effekt) 

== == ~,.--====== -~ ~, -==== == 1==,.--======= == 
1+11 W p. eBE-WO ·eSA WX·eBE-Wy · eSA Einkommensentwicklung 

(Preiseffekt) (Mengeneffekt) (Markteinkommen) 

FUr Übersicht 2 gelten prinzipiell die gleichen Beziehungszusammenhänge wie bereits oben ausge
führt. Die Schwankungen sind jedoch um einen Faktor, der durch die jeweiligen Elastizitäten aus
gedrückt wird, größer. Während sich bei zeilenweiser Betrachtung lediglich das Niveau im Yer
gleich zu Darstellung 1 erhöht (gleiche Elastizität), zeigt sich bei spaltenweiser Betrachtung ein 
weiter differenzierender Beziehungszusammenhang. So ergibt sich bei einer x-prozentigen Preis
schere eine unterschiedliche Einkommenswirkung, je nachdem ob diese Preisschere durch eine Sen
kung der Output- oder durch einen Anstieg der Yorleistungspreise zustande kommt. 

Di e Entwicklung des Markteinkommens läßt sich nun anhand der Differenz zwischen Output- und 
Inputeffekt bzw. aus der Summe von Mengen- und Preiseffekt ermitteln 2). Beide Arten von Einkom-

1) Wie dieses Beispiel zeigt, lassen sich von den Mengen- und Preisveränderungen z. T. RückschlUs
se auf die ursächl ichen Instabil itätsfaktoren aufzeigen. 

2) Wie aus Gleichung (8) ersichtlich, sind zusätzliche Mischeffekte, die aus einer gleichzeitigen 
Mengen- und Preisveränderung resultieren, zu berücksichtigen. 
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menseffekten ergeben sich aus gemeinsamen Einzelelementen. Sie enthalten unterschiedliche Informa· 
tionen und können die Einkommensschwankungen von unterschiedlichen Seiten her beleuchten. 

Die in Übersicht 2 definierten Effekte beziehen sich nur auf die direkten Einkommenswirkungen von 
Preis- bzw. Mengenl:inderungen, d.h. Preis- und Mengeneffekte werden zunl:ichst unabhl:ingig von
einander ermittelt. Über den Anteil von Mengenönderungen, die auf Preisönderungen zurUckzufuh
ren sind (aufgrund von Preisangebots- bzw. Preisnachfragereaktionen), werden keine Aussogen ge
macht. Das gleiche gilt fUr die Produktions- und Yorleistungsmengenbeziehungen. 

2.3 Analyse von Wirkungszusammenhöngen 

Die Wirkung einer x-prozentigen Preis- bzw. Mengenl:inderung ist c.p. von der Ausgangslage der 
Betriebe, d.h. vom Niveau der Einkommenselastizitöten abhöngig. Sie werden vom monetl:iren An
teil der Yorleistungen am Betriebsertrag einschließlich Transfereinkommen in der Ausgangsperiode 
bestimmt. 

( 9) 
X·p y.Q TE 

e BE = -E-' eSA = -E-' eTE = E 

Wegen der Beziehung 

(10) E = X • P - Y • Q + TE 

lößt sich fUr e BE auch schreiben 

(11) Y·Q-TE+E 
e BE = E 

oder 

(12) 
Y.Q TE 

e BE = -E- - E + 1 

oder 

Daraus ergeben sich fUr die Empfindl ichkeit der Einkommensentwicklung in landwirtschaftlichen Be
trieben bereits einige bedeutende allgemeine Schlußfolgerungen: 

1. Das Ausmaß relativer Einkommensönderungen bei einer x-prozentigen Preis- oder Mengenönde
rung hl:ingt von der Relation "Einkommen zu monetl:irem Betriebsertrag bzw. Sachaufwand in der 
Ausgangsperiode" ab. Je höher der Anteil der Yorleistung am Betriebsertrag, d. h. je niedriger 
die Yorleistungsproduktivitöt, desto größer ist die relative Einkommensschwankung bei Preis
bzw. Mengenverönderungen auf der Output- und/oder Inputseite. Daraus lassen sich z. T. die 
hohen Einkommensschwankungen in den vorleistungsintensiven Yeredlungsbetrieben erklören. 

2. Die Wirkung einer x-prozentigen Änderung des Transfereinkommens auf das gesamte Einkommen 
hl:ingt vom Anteil des Transfereinkommens in der Ausgangsperiode ab. Je nach Kriterien der Yer
gabe von Transfereinkommen II:ißt sich die Einkommenswirkung z. T. direkt anhand der Output
bzw. Yorleistungselastizitöten uberschlagen. So entspricht z.B. die Wirkung einer 1 %igen An
hebung der Yorsteuerpouschale (bzw. des Aufwertungsausgleichs) genau der Outputelastizität • 

3. Je höher der Anteil des Transfereinkommens, desto geringer werden Einkommensschwankungen, 
die durch Preis- und Mengenverönderungen verursacht werden. 

4. Mengen- und Preisverönderungen auf der Outputseite haben eine größere Einkommenswirkung als 
gleiche Yerönderungen auf der Inputseite. 
So hat z.B. eine 1 %ige Yorleistungssteigerung einen um 1 Prozentpunkt niedrigeren Einkommens
effekt (Markteinkommen) bzw. einen l-eTE niedrigeren Einkommenseffekt auf das Betriebsein
kommen als eine 1 %ige Agrarpreissteigerung. FUr die Mengen gilt selbstverstöndl ich das gleiche. 
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5. Eine vorhandene Preisschere zwischen den Input- und Outputpreisen (Wp-WQ < 0) bedeutet 
noch nicht, daß von dieser Preisentwicklung ein negativer Einkommensbeitrag ausgeht. Als Be
dingung für einen positiven Einkommensbeitrag gilt 

Wp eSA Wp e BE-1 + eTE 
-W > - bzw. -W > -=-==------'-= 

Q e BE Q e BE 

Dies bedeutet, daß in Betrieben mit einem hohen Vorleistungsanteil je Outputeinheit, d.h. mit 
einer höheren Output- und damit auch Inputelastizität, eine geringe Preisschere bereits einen 
negativen Einkommensbeitrag verursachen kann, während der Preiseffekt in Betrieben mit einer 
hohen Vorleistungsproduktivität bei gleicher Preisschere noch positiv sein kann. Das Entsprechen
de gilt für die Mengenveränderung. 

6. Die Elastizitäten der Einkommensänderung sind im Zeitablauf nicht konstant, sondern ändern sich 
entsprechend der monetären Input-Outputrelation. Eine tendenzielle Verengung dieser Relation 
bedeutet eine stärkere Empfindlichkeit der Einkommen in bezug auf Mengen- und Preisschwankun
gen. Eine derartige Verengung kann durch ein Auseinanderklaffen der Preisschere oder eine ab
nehmende Vorleistungsproduktivität bedingt sein. 
Kurz- und mittelfristige Preis- und Mengenschwankungen können zu schwankenden Elastizitäten 
im Zeitablauf und damit zu einem verstärkten Instabilitätseffekt führen. 

3 Der BeitrC!.9.. von Mengen- und Preisveränderungen zur Einkommensentwick~n Betriebs-

9i.~n - E!Mlrische Analyse lL 

3.1 Kennzeichnung der Vorgehensweise 

Grundlage für die empirische Analyse der Einkommensschwankungen bilden die Agrarberichtsdaten 
für den Zeitraum von 1963/64 bis 1973/74. Zur Beurteilung von Auswirkungen auf die Einkommens
verteilung werden verschiedene Betriebsgruppen 2), differenziert nach 

- Betriebssystemen und 
- Größenklassen, 

zur Analyse herangezogen. 

Die Buchführungsergebnisse der Testbetriebe des Agrarberichts werden in monetären Größen (zu je
weil igen Preisen) ausgewiesen. Angaben über Mengen- bzw. Preisentwicklungen fehlen, bzw. stei
len sich als nicht brauchbar heraus. Aus diesem Grunde werden für die einzelnen Ertrags- und Auf
wandskomponenten die entsprechenden Veränderungsraten sektoraler Preise bzw. Preisindices über
nommen. Diese Annahme impliziert, daß sich die Preisrelationen zwischen den Betriebsgruppen (z. 
B. aufgrund unterschiedlicher Bezugs- und Absatzkanäle) während des Betrachtungszeitraums nicht 
verändert haben. 

Unter Verwendung der sektoralen Preisentwicklungen lassen sich die relativen Veränderungsraten der 
einzelnen Ertrags- und Aufwandsmengen in den Betriebsgruppen wie folgt ableiten: 

1) Der Verfasser dankt Herrn Ing.agr. E. ZINTL für die Unterstützung bei der Durchführung der um
fangrei chen Programmierarbeiten • 

2) Auf das Problem der Fluktuation von Betrieben im Zeito-blauf, das sich insbesondere bei einer 
starken Gruppendifferenzierung als Nachteil herausstellt, soll hier gleich eingangs hingewiesen 
werden. 
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(15) WM 
t, j,k 

=[Mt,j'k /(Wp . +1)] -1 
Mt .. k t, I -I, I, 

wobei: WM = Relative MengenverClnderung fUr die Ertrags- bzw. Aufwandskomponente j, 
t,j,k die Betriebsgruppe k und den Zeitraum t-i bis t. 

Mt . k bzw. Mt_· . k = MonetClrer Ertrag bzw. Aufwand fUr die Komponente j, 
, I, I, I, Betriebsgruppe k und die Periode t bzw. t-i • 

. = Relative VerClnderungsrate der sektoralen Preise fUr die Ertrags- bzw. Auf
wandskomponente j zum Zeitpunkt t. 

Die Einkommensentwicklung in den Betriebsgruppen des Agrarberichts IClßt sich nun anhand der in 
Gleichung (15) abgeleiteten MengenClnderungen und unter Verwendung der sektoralen Preisentwick
lungen fUr die einzelnen Ertrags- und Aufwandskomponenten in die verschiedenen Komponenten auf
spolten. Dazu ist Gleichung (8) nach einzelnen Ertrags- und Aufwandskomponenten zu differenzie
ren. FUr m-Ertrags -, n-Aufwands-, s-Transfereinkommenskomponenten ergibt sich fUr die Betriebs
gruppe k folgende Beziehung 1) 

(16) W 
E, k, t 

m m 
= L: WX,j,k,t e BE . k . + 2: Wp . e BE , j, k, t-i 

j=1 
,I, ,t-I 

j=1 ' I, t 

m 
+ L WX,j,k,t Wp . e BE, j,k,t-i 

j=1 tI, t 

n n 

- L: WV · k • eSA . k . - L WO· • eSA . k . 
i"'l ,I, ,t ,I, ,t-I i=1 ,I,t ,I, ,t-I 

n 

- 2: WV · k . WO· . eSA . k . i=1 ,I, ,t ,I,t ,I, ,t-I 

s 
+ L: 

1=1 
W • e . 

TE, e, k, t TE, e, k, t-I 

Gleichung (16) enthCllt die einzelnen Einflußfaktoren in differenzierter Form. Diese differenzierte 
Form impliziert natUrlieh, daß ElastizitClten fUr die einzelnen Ertrags- und Aufwandskomponenten er
mittelt werden. Gleichung (17) gibt diese fUr m-Ertragskomponenten an. 

(17) e. k = M. kiEk 
I"t I" ,t 

j = 1, ... m 

FUr die Ergebnisdarstellung Uber die gesamte Betrachtungsperiode und/oder fUr mehrere Betriebsgrup
pen können die Wirkungen dieser Einflußfaktoren nach verschiedenen Gesichtspunkten zusammenge
faßt werden: 

1) Aufgrund der verfUgbaren Datenbasis ergeben sich folgende Dimensionierungen fUr Gleichung 
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(16) : 
K = 1 
t = 1 
m=9 
n = 20 
s = 6 

20 (Anzahl der Betriebsgruppen) 
10 (Anzahl der Wirtschaftsjahre) 

(Ertragskomponenten) 
(Aufwandskomponenten) 
(T ransferei nkommenskomponenten) 



a) Nach der in Übersicht 2 skizzierten aggregierten Ergebnisaufbereitung geben die jeweiligen 
Summenausdrücke von Gleichung (16) die Mengen- und Preiseffekte on. Sollen gleichzeitig 
Veränderungen der aggregierten Instabilitätsfaktoren angegeben werden (Übersicht 1), so sind 
die Mengen- und Preisveränderungsraten zu betriebsgruppenspezifischen Mengen- und Preisindi
zes zu aggregieren. So errj>chnen sich z. B. die Veränderungsraten der betriebsgruppenspezifi
schen Agrarpreisindizes (Wkl t) mit jeweiligen Gewichten der Vorperiode (Kettenindex) wie 
folgt: 1) , 

~ m m 
(18) Wk = (L Wp . k . M. k .) / ~ M. k t . 

, t j= 1 ' I, ,t I" t-I i= 1 I" -I 

b) Die Einkommensbeiträge von Änderungen der einzelnen Ertrags- und Aufwandskomponenten er
hält man durch Auflösung der Summenzeichen von Gleichung (16). Die Darstellung derartiger 
Einkommenseffekte würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen. 

Beide Vorgehensweisen lassen sich sinnvoll miteinander kombinieren (z.B. Zusammenfassen einzelner 
Produktbereiche) je nach dem Grad der gewünschten Differenzierung und den Möglichkeiten der Er
gebnisdarstellung und -interpretation. 

Im folgenden werden die Ergebnisse der empirischen Analysen 
a) geschlossen für den Durchschn itt der Agrarberichtsbetriebe und 
b) exemplarisch anhand der wichtigsten Instabilitätskomponenten für Betriebsgruppen dargestellt 2). 

3.2 Geschlossene Darstellung für den Durchschnitt der Agrarberichtsbetriebe 

Im Durchschnitt der im Agrarbericht erfaßten Testbetriebe ist das nominale Betriebseinkommen je 
Vollarbeitskraft im letzten Jahrzehnt mit einer durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 
10 % der langfristigen Einkommensentwicklung in anderen Bereichen der Volkswirtschaft weit
gehend gefolgt. 

In einzelnen Wirtschaftsjahren ergaben sich jedoch starke Abweichungen von dieser langfristigen Ent
wicklung, die sich in einer Standardabweichung der jährlichen Veränderungsraten um den Mittelwert 
von 10.30 Prozentpunkten ausdrücken. Daraus läßt sich mit einer Wahrscheinlichkeit von 67 % der 
Fälle folgern, daß die jährlichen Veränderungsraten der Betriebseinkommen je Arbeitskraft im letzten 
Jahrzehnt innerhalb des Bereichs von -0.3 und + 20.3 % lagen. 

Übersicht 3 stellt die Schwankungen der jährl ichen Veränderungsraten um den Mittelwert und den 
Schwankungsbereich, der durch die Standardabweichung ausgedrückt wird, dar. 

Die Kennzeichnung der Instabil ität der Einkommensentwicklung anhand der Standardabweichung 
gibt für den Agrarpolitiker und für die betreffende Gruppe von Einkommensbeziehern einen groben 
Anhaltspunkt. Die aktuelle Diskussion konzentriert sich auf beiden Seiten jedoch wesentl ich stärker 
auf die konkrete Ausprägung in einzelnen Jahren, insbesondere wenn bestimmte Schwellenwerte un
ter- bzw. überschritten werden. Dabei werden die Ursachen bestimmter Entwicklungen in den selten
sten Fällen geschlossen aufgezeigt. Vielmehr wird häufig je nach Argumentationslinie ein bestimmter 
Ursachenkomplex (z.B. Witterungseinfluß, allgemeine Inflation, Preispolitik) in den Vordergrund der 
Diskussion gerückt. 

1) Zur Bedeutung und empirischen Relevanz unterschiedl i cher Methoden der Indexberechnung 
siehe: S.BAUER, Zur Analyse von Preis- und Einkommensentwicklungen in der Landwirtschaft, 
Institut für Agrarpolitik, Marktforschung und Wirtschaftssoziologie, Bonn, 1976. 

2) Die geschlossenen Ergebnisse über alle Betriebsgruppen sind gesondert in einem t-kterialband zu
sammengestellt. S. BAUER und E. ZINTL: Materialien zu: Auswirkungen von Preis- und M engen
schwankungen auf die landwirtschaftl ichen Einkommen. I nstitut für Agrarpol itik, tv\arktfof!>dw'N9 
und Wirtschaftssoziologie, Bonn,1975. 
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Übersicht 3: Entwicklung der Betriebseinkommen je Arbeitskraft im Durchschnitt der Agrarberichts
betriebe (in v. H. gegenüber dem jeweiligen Vorjahr) 

v.H. 
25 

20 

15 
10 

5 
o 

-5 

64/65 65/66 66/67 67/68 68/69 69/70 70/71 71/72 72/75 73/74 

oberer Schwankungsbe
reich x+s 

Mittelwert x 

unterer Schwankungsbe
reich x-s 

Wirtschafts jahre 

Wenn man von den sektoroien Preisentwicklungen für die einzelnen Komponenten auf der Input- und 
Outputseite 1) ausgeht, lassen sich nach Gleichung (15) und (18) Veränderungsraten für die Mengen
und Preisindizes berechnen. Für den Durchschnitt der Agrarberichtsbetriebe sind die Veränderungsra
ten dieser Indizes in Übersicht 4 dargestellt. Zur Beurteilung der Instabilität dieser einkommensbe
stimmeriden Faktoren werden 2): 
- die Veränderungsraten der einzelnen Jahre, 
- die durchschnittlichen Veränderungsraten über den betrachteten Zeitraum (arithmetisches Mittel 

der Veränderungsraten) und 
- die Standardabweichungen als Moß für die Schwankungen im betrachteten Zeitraum ausgewiesen. 

Die Preis- und Mengenentwicklungen der letzten zehn Jahre lassen sich für den Durchschnitt der 
Agrarberichtsbetriebe wie folgt grob kennzeichnen (siehe dazu Übersicht 4): 

1. Die Entwicklung der Agrarpreise 3) (durchschnittliche jährliche Veränderungsrate + 1,7 %) konn
te mit der Entwicklung der Betriebsmittelpreise (+ 3 %) nicht Schritt halten. Während sich die 
Betriebsmittel preise relativ kontinuierl ich verändert haben (größere Preissteigerungen, die erheb
lich von der längerfristigen Preisentwicklung abweichen, sind erst ab 1972;73 festzustellen) sind 
die Agrarpreise 4) über den gesamten Zeitraum durch erhebliche Schwankungen gekennzeichnet. 

1) Zur Differenzierung auf der Input- und Outputseite sowie zu den angenommenen Veränderungs
raten der sektoroien Preise siehe Anhang. 

2) Die Veränderungen der sektoroien Einzelpreise werden genauso hinsichtlich ihrer Instabilität un
tersucht. Siehe dazu: S. BAUER, E. ZINTL: Materialien zu ••• 0.0.0. 

3) Die Veränderungsraten dieser Preisindizes weichen von der amtl ichen Statistik ab aufgrund a) un
terschiedlicher Berechnungsmethoden (konstante Gewichte eines Basisjahres, bzw. jeweilige Ge
wichte, sog. Kettenindizes) b) des unterschiedlichen Erfassungsbereichs sowie der Erfassungsmetho
dik von Agrarberichts- und Sektorinformation. Kettenindizes sind jedoch grundsätzlich als aus
sagefähigere Indikatoren zur Ermittlung von Instabilitäten anzusehen, da sie sich auf das jeweils 
relevante Mengen- und Preisgewicht beziehen. 

4) Diese Agrarpreisschwankungen ließen sich geschlossen auf die Entwicklung der Einzelpreise 
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und damit z.T. auf zufällige, zyklische und langfristige PreiseinflUsse sowie auf den Einfluß der 
Agrarpreispolitik zurückführen. Um die Ergebnisdarstellung zu konzentrieren, werden nur die ag
gregierten Preisindizes ausgewiesen, obwohl damit natürlich ein Informationsverlust verbunden 
ist. 



Übersicht 4: Entwicklung der einkommensbestimmenden Faktoren im Durchschnitt der Agrar
berichtsbetriebe in v. H. 

v.H. 

15 

10 
5 

o 
-5 

-10 

v.H. 

Output 

" Input 
, 

04/65 65/66 66/67 67/68 GB/fJ:J fJ:J/70 70/71 71/72 72/73 73/74 

-x 8,59 
6 = 4,10 

X 8,31 
6 = 3,41 

15l 4.2 ~ 

10 ~~ Inputprei6e x=3.01 
5 ~ ~- 6=3.15' 

~,-- ~---- - -, o - ~" Outputprei6e x=1.72 

_~: t __ ,. __ ~_.---,---, 6=5.07 

, 64/65 65/66 66/67 67/68 68/fJ:J f:A./70 70/71 71/72 72/73 73/74 
v.H. 

15 I 
10 l 

5 • 

4.3 Mengen 

,,-. __ -~ ___ Outputmengen 
, 

o~i--------------~~~------------------"~,~ 
-5 J Inputrnengen 

-1 0 {~---r-----,-

v.H-
15 

64/65 65/66 66/67 67/68 68/fJ:J 69/70 70171 71172 72/73 73/74 

4.4 Preis- und Mengenrelation 

X 
6 

x 
6 

10 

5 

Input-Output
mengenrelation 

,r.:-, 
o 

-5 '" '\ Prei6relation 
......... 

-10 

64/65 65/66 66/67 67/68 68/fJ:J fJ:J/?0 70/71 71/72 7~J73 73/74 

x = Arithmetisches Mittel 
s = Standardabweichung 

5.58 

= 2,57 

5.30 

= 4.42 

x 
6 = 

0.28 
5.48 

x =-1.30 
s = 4.10 

Dieser unterschiedliche Schwankungsbereich kommt durch die Standardabweichung fUr Agrarprei
se (5.07 Prozentpunkte) und fUr die Betriebsmittelpreise (3.15 Prozentpunkte) zum Ausdruck. 

2. Die gleichzeitige Ver6nderung von Agrar- und Betriebsmittelpreisen findet ihren Ausdruck in der 
Entwicklung der Preisrelationen (siehe 4.4 Preis- und Mengenrelationen) • Im Durchschnitt der Be
trachtungsperiode hat sich die Preisschere jöhrlich um 1.3 Prozentpunkte zuungunsten der Agrar
berichtsbetriebe veröndert. Die starken Schwankungen der Agrarpreise werden z. T. durch gleich
gelagerte Betriebsmittelpreisschwankungen kompensiert. Dennoch verbleibt fUr die Preisrelation 
eine Standardabweichung von 4.1 Prozentpunkten. Die Preisscheren zuungunsten der Agrarbe
richtsbetriebe sind in den Jahren 1966/67 und 1967/68 sowie 1970/71 im wesentlichen durch den 
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RUckgang der Agrarp.reise bedingt, wC:ihrend im Jahre 1973/74 trotz eines 2 %igen Anstiegs der 
Agrarpreise eine ungUnstigste Entwicklung der Preisrelation zu verzeichnen war 1) • 

3. Die Produktionsmengen sind im Durchschnitt der Agrarberichtsbetriebe relativ kontinuierlich ange
stiegen (durchschnittliche VerC:inderungsrate 5.5 % pro Jahr). Lediglich im Jahre 1967/68 ergab 
sich aufgrund gUnstiger WitterungsverhC:iltnisse (z. B. Anstieg der GetreideertrC:ige je ha im Bundes
durchschnitt um 25 % gegenUber denen des Vorjahres) und positiver zyklischer Mengenentwick
lungen ( 8 %ige Steigerung der Schweineproduktion) eine MengenverC:inderung, die erheblich 
Uber der lC:ingerfristigen VerC:inderungsrate lag. 
Im Vergleich zu den Preisentwicklungen haben die Produktionsmengen eine niedrige Standardab
weichung (2.57 Prozentpunkte). Die zunC:ichst naheliegende Vermutung, daß sich anhand der 
zyklischen und nicht kontrollierbaren Mengenschwankungen auf der Outputseite der Uberwiegen
de Teil der EinkommensinstabilitC:it erklC:iren ließe, kann also zumindest fUr den Durchschnitt der 
Agrarberichtsbetriebe nicht bestC:itigt werden 2). 

Umgekehrt zeigen die VerC:inderungen der Inputmengen größere Schwankungen, als man vermuten 
wUrde. Interessanterweise laufen diese Schwankungen nicht synchron mit den VerC:inderungen der 
Produktionsmengen. Als Ursachen dafUr sind zu nennen: 

Nicht kontroll ierbare Einfl Usse bei den VerC:inderungen der Outputmengen (z. B. Wettereinfluß). 
Zeitl i che Verzögerungen zwischen Betriebsmitteleinsatz und Outputentstehung • Diese werden 
in der BuchfUhrung ni cht hinrei chend gen au erfaßt. Dieses Problem tritt insbesondere bei mehr
jC:ihrigen Produktionsprozessen auf. 
Auf- oder Abbau von LagerbestC:inden. 

4. 'An hand der VerC:inderungsraten der Outputmengen und der Inputmengen IC:ißt sich direkt die Ent
wicklung der VorieistungspraduktivitC:it ableiten. Die annC:ihernde Konstanz dieser ProduktivitC:its
kennziffer im lC:ingerfristigen Vergleich (durchschnittliche jC:ihrliche VerC:inderungsrate 0.28 v.H.) 
entspricht den Ublichen Vorstellungen. Aus den oben bereits genannten GrUnden sind in der Be
trachtungsperiode starke Schwankungen um diese langfristige Entwicklung zu beobachten. 

5. Die Aggregation der Preis- und Mengenentwicklungen auf der Output- bzw. Inputseite fUhrt zu 
VerC:inderungsraten der entsprechenden Wertgrößen (siehe 4.1 MonetC:ire Ertrags- und Aufwands
größen) • Aufgrund der z. T. kompensierenden Effekte von Mengen- und PreisverC:inderung (z. B. 
zyklischen Entwicklungen) zeigen die nominalen Outputgrößen geringere Schwankungen als die 
verursachenden Komponenten der Preis- und MengenverC:inderungen. Bei den Inputgrößen ist eine 
derartige kompensierende Wirkung nicht festzustellen 3). 

FUr den Durchschnitt der Agrarberichtsbetriebe ist der isolierte und zusammengefaßte Einfluß von 
Preis- und MengenverC:inderungen auf die Entwicklung des Betriebseinkommens je VolI-AK fUr den 
Zeitraum von 1964/65 bis 1973/74 dargestellt. Bei dieser konzentrierten Ergebnisdarstellung wird 
vom gewichteten Preis- und Mengeneinfluß auf der Output- und Inputseite als unterster Aggrega-

1) Eine Betrachtung der Entwicklungen der Preisrelationen im Zeitablauf erlaubt noch keinen Schluß 
uber die Einkommenswirkung von PreisverC:inderungen. Wie noch aufgezeigt wird, kann eine be
stimmte VerC:inderung der Preisschere unterschiedl iche Einkommenswirkungen haben, je nachdem I 
ob sie stC:irker von VerC:inderungen der Agrar- oder der Betriebsmittelpreise hervorgerufen wird. 

2) FUr die stC:irker spezialisierten Betriebsgruppen gilt diese Feststellung, wie noch gezeigt wird, 
nicht. 

3) Diese Ergebnisse werden im Korreferat bei der allgemeinen Formulierung von kurzfristigen 
Preisreaktionen und Input-/Outputbeziehungen nicht berUcksi chtigt. 
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tionsebene ausgegangen. Diese Informationen werden nach bestimmten, fUr die Analyse der Instabili
Hit der Einkommensentwicklung sinnvoll erscheinenden Kriterien schrittweise bis hin zu der im Mit
telpunkt stehenden Einkommensgröße verdichtet 1). 

Vergleicht man die Einkommensbeiträge der Preis- und Mengenänderungen in Übersicht 5 mit den 
Veränderungsraten der Mengen und Preise in Übersicht 4, so zeigt sich, daß die Schwankungen der 
Einkommensbeiträge um ein Vielfaches (den Multiplikator der durch die Elastizität ausgedrUckt wird) 
größer sind als Schwankungen der Preise und Mengen 2) • 

Wenn man ähnlich wie bei der Interpretation der Entwicklung der einkommensbestimmenden Instabi-
I ittltsfaktoren von den Einzelkomponenten ausgeht, so lassen sich die Einkommensbeiträge dieser Fak
toren fUr die letzten 10 Jahre anhand von Übersicht 5 wie folgt grob skizzieren 3): 

1. Die Veränderungen der Agrarpreise haben in den letzten 10 Jahren c. p. einen durchschnittl ichen 
jährlichen Einkommenseffekt von 4.4 v. H. bewirkt. Die Standardabweichung von 14.3 Prozent
punkten um diesen Mittelwert verdeutlicht den starken Einfluß von Preisschwankungen auf die 
Einkommensentwicklung. In einzelnen Jahren (z. B. 1972/73: + 25.5 v. H. oder 1967/68: 21.7 
v. H.) ergaben sich Einkommenseffekte der Agrarpreisänderungen, die außerhalb des Bereichs 
Mittelwert:!: Standardabweichung lagen. 

Übersicht 5: Der Beitrag von Preis- und Mengenänderungen zur Einkommensentwicklung im Durch
schnitt der Agrarberichtsbetriebe in v. H. 

v.H. 

20 1 
15 1 
10 ""1 

5 
ot--
5 i 

10 -1 

5.1 Preiseffel<.t 

~~ ~1_-.----.~ 
-Preiseffekt x 
!! 

- Inputpreise x 

x = 4.41 
s = 14.38 

-0.83 
11. 83 
-5.24 

,--- - --r - --r -------------r- S == 
61</65 65/66 66/67 67/68 68/69 69/70 70/71 71/72 72/7} 7}/74 

5.54 

V.H. 

15 
10 

5 
o+--~-

5 

10 

,
/ 

61</65 65/66 66/67 67/68 68/fIJ 69/70 70/71 71/72 72/7} 7}/74 

1) Siehe dazu auch Übersicht 2, Abschnitt 2.2. 

x = 6.63 
Mengeneffekt s =11.71 

Outputmengen x =15.65 
s = 7.81 

Inputmengen x 
s = 

-9.02 
7.01 

2) Auf die Elastizittlten der Einkommensänderung wird in Abschnitt 3.3.2 kurz eingegangen. 
3) Auf die Ausprägung der Instabilität in einzelnen Jahren wird hier nur exemplarisch eingegangen. 

Die Ergebnisse sind so differenziert dargestellt, daß der Leser die Wirkungszusammenhänge in 
einzelnen Jahren leicht Ubersehen kann. 

189 



Fortsetzung Übersicht 5: 

v.H. 

25 

20 

15 

10 

5.3 Preiseffekt,Mengeneffekt und Markteinkommen 
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i \ 

\ / \ 
/ Mengeneffekt x 6.63 

s =11.71 

5 
O+--~~~~----

Markteinkommen X = 5.45 
s =12.94 
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10 
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'preiseffekt x = -0.83 
s = 11.83 

;~~-.--~--,--,,-~~~--~-~~---.-
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v.H. 5.4 Markt-, Transfer- und getriebseinkommen 
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~ 

15 ,_Markteinkommen X = 5.45 
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5 -Betriebseinkommen x=6.44 
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Transfereinkommen x=0.99 
s=5.97 

fA/65 65/66 66/67 67/6. 6;3/69 'A/7o 70/71 71/72 72/73 73/74 

5.5 und Betriebseinkommen e AK 

Betriebseink. x 6.44 
je Betrieb s 9.27 

\ Betriebseink. x =10.03 
I _ \ je AK s =10.30 
t' '. \ 
____ ~--'Arbeitseinsatz x 3.21 

s 1.57 

fA/65 65/66 66/67 67/68 68/69 ifJ/7o 70/71 71/72 72/73 73/74 

Ein Vergleich der verschiedenen Instabilitätskomponenten ergibt, daß den Schwankungen der 
Agrarpreisindizes die größten Instabilitäten der Einkommensentwicklung zuzurechnen sind. Für 
den Durchschnitt der Betriebe ist dieses Ergebnis umso überraschender, da sich aufgrund der breit 
gestreuten Produktionsstruktur Einzelpreisschwankungen nur abgeschwächt auswirken, bzw. sich 
bei gegenläufiger Entwicklung z. T. kompensieren. FUr die Frage nach dem Erfolg der Preisstabi
I isierung als ursprUngl ich wichtigste und nach wie vor entscheidende Pol itikkomponente inner
halb der Agrarpreis- und Marktpolitik scheint dieses Ergebnis nicht ohne Bedeutung zu sein. 

2. Der Einkommensbeitrag der Betriebsmittelpreisveränderungen ist bis zum Jahre 1971;72 als relativ 
stabil zu beurteilen. In den letzten beiden Jahren ergaben sich als Folge des allgemeinen Preis
anstieges negative Einflusse auf die Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft in einem bisher 
nicht gewohnten Ausmaß. Wl:lhrend im Jahre 1972;73 der negative Einkommenseffekt der Betriebs
mittelpreissteigerung durch starke Steigerungen der Agrarpreise mehr als kompensiert wurde, ergab 
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sich im Jahre 1973/74 ein 1:Ihnlich ausgepr1:lgter negativer Preiseffekt wie in den Jahren 1967/68 
und 1970/71, allerdings aufgrund anderer EinflUsse. 

Insgesamt hat in den letzten 10 Jahren eine durchschnittliche Verschlechterung der Output-
I nputpreisrelation von j1:lhrl ich 1 .3 v. H. nur einen abgeschw1:lchten negativen Einkommenseffekt 
von -0.8 v.H. verursacht. Die Einkommenswirkung der Preisschere wird erst deutlich, wenn man 
von der Annahme ausgeht, daß sich die Agrarpreise genau so entwickelt hl:ltten wie die Betriebs
mittelpreise (paritl:itische Preisentwicklung) • Dann wl:ire der durchschnittliche jl:ihrliche Einkom
menszuwachs um etwa 3.8 Prozentpunkte größer als die tatsöchliche Entwicklung. 

3. Der Outputmengeneffekt von durchschnittlich 15.6 v. H. und der vorhandene Schwankungsbe
reich, ausgedrUckt durch eine Standardabweichung von 7.8 Punkten, zeigen, daß die Steigerung 
der Produktionsmenge eine wichtige und relativ kontinuierlich sich entwickelnde Komponente fUr 
Einkommenssteigerungen in den landwi rtschaftlichen Betrieben darstellt. 

Wenn man die Einkommenswirkungen der dazu erforderlichen zusötzlichen Aufwandsmengen an 
Betriebsmitteln von etwa 9.0 v. H. im Durchschnitt der letzten 10 Jahre zugrundelegt, verbleibt 
immerhin ein Einkommensbeitrag der Mengenverl:inderung (Mengeneffekt) von 6.6 v.H. Obwohl 
der Outputmengeneffekt wie auch der Inputmengeneffekt keine überml:ißigen Schwankungen zei
gen, ergibt sich für den Mengeneffekt insgesamt eine Standardabweichung von 11,71 Prozent
punkten 1). 

4. In Übersicht 5.3 sind die Mengen- und Preiseffekte in aggregierter Form zusammen mit den Ver
l:inderungsraten des Markteinkommens dargestellt. Wie zu sehen ist, wirken Mengen- und Preis
effekt z. T. kompensierend, z. T. ergeben sich jedoch verstl:irkende Wirkungen. Das Markteinkom
men zeigt jedoch einen etwas größeren Schwankungsbereich als der Mengen- und Preiseffekt 2). 
Als Folge der Aufwertung (Preiseffekt - 15 v. H.) sowie aufgrund der erhöhten Zukaufsmengen an 
Betriebsmitteln bei einer nur geringfügig gestiegenen Produktionsmenge (Mengeneffekt - 8 v. H.) 
ergab sich im Jahre 1970/71 ein starker Einbruch bei den Einkommen aus Markterlösen. Die gün
stigere Entwicklung dieser Faktoren, insbesondere der Agrarpreise (mitbedingt durch ein zykli
sches Preishoch) , führte im darauf folgenden Jahre zu einem ebenso großen Einkommensanstieg • 

5. Die Maßnahmen der staatlichen Einkommensumverteilung führten dazu, daß die "verfügbaren" 
Einkommen aller eingesetzten Faktoren (Betriebseinkommen) nicht voll diesen Markteinflüssen 
ausgesetzt waren. Wie aus Übersicht 5.4 zu ersehen ist, hat das hier definierte Transfereinkom
men 3) keinen entscheidenden langfristigen Einkommensanstieg bewirkt, jedoch zum Abbau von 
jl:ihrlichen Einkommensschwankungen beigetragen. So konnte insbesondere im Jahre 1970/71 der 
starke Einbruch bei den Markteinkommen weitgehend aufgefangen werden. 

1) Als Ursachen dafür können die in Abschnitt 3.2.1 bereits dargestellten Quellen gesehen werden. 

2) Als zusl:itzlicher Effekt ergibt sich bei gleichzeitiger Mengen- und Preisverl:inderung ein sogenann
ter Mischeffekt, der je nach Vorzeichen von Mengen- und Preiseffekt eine zusl:itzlich kumulieren
de Wirkung haben kann. Der Übersichtlichkeit wegen wird dieser Mischeffekt jedoch nicht geson
dert ausgewiesen. 

3) Aus den vorhandenen Informationen über die Agrarberichtsbetriebe wurde das Transfereinkommen 
wie folgt definiert: 
+ Mehrwertsteuer für Erlöse 
- Mehrwertsteuer für Sachaufwond 
- Mehrwertsteuer für Ersatzinvestitionen 
- Betriebssteuem (Grundsteuer, Kammerbeitrl:ige etc.) 
+ Aufwertungsausgleich 
+ liquiditl:itsbeih ilfe 
= Transfereinkommen 
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6. Der Einkommensbeitrag der Arbeitskrl:ifteverl:inderung, der identisch ist mit der Abwanderungsrate 
der Arbeitskrl:ifte, entwickelt sich relativ kontinuierlich. Die verminderten Raten der Arbeits
krl:iftereduzierung laufen im wesentlichen parallel mit der allgemeinen Konjunkturentwicklung. 
Bei dem Ausmaß der Betriebseinkommensschwankungen ergibt sich nahezu eine Parallelentwick
lung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft. Dennoch zeigt das Betriebseinkommen je AK eine 
etwas größere Schwankungsbreite als das Betriebseinkommen je Betrieb (zeitliche Verzögerungen 
bei der Abwanderung von Arbeitskröften). 

3.3 Instabilitöt der Einkommensentwicklung in Betriebsgruppen 

Ebenso wie fUr den Durchschnitt der Agrarberichtsbetriebe lassen sich fUr mehrere Betriebsgruppen 
oder Einzelbetriebe die Instabilitötsfaktoren der Einkommensentwicklung isolieren. Die errechneten 
Ergebnisse fUr 20 Betriebsgruppen des Agrarberichts können hier jedoch nur in der folgenden Diffe
renzierung 1) dargestellt werden: 

a) Betriebsgruppenaggregation 2) 
- Betriebssystemgliederung 

M = Marktfruchtbaubetriebe 
F = Futterbaubetriebe 
V = Veredlungsbetriebe 
G = Landwirtschaftliche Gemischtbetriebe 

- Größenklassengliederung 
1 = unter 20 000 DM Standardbetriebseinkommen 
2 = 20 000 - 50 000 DM Standardbetriebseinkommen 
3 = uber 50 000 DM Standardbetriebseinkommen 

- I NSG = Durchschn itt der Agrarberichtsbetriebe 

b) Zeitliche Aggregation: FUr die Betriebsgruppen werden nur die durchschnittl ichen jöhrlichen 
Verl:inderungsraten sowie die Standardabweichungen um den Mittelwert zur Charakterisierung 
der Entwicklungstendenzen und der Schwankungen angegeben. 

Die wichtigsten der in den Übersichten 6.1 und 6.2 zusammengestellten Analyseergebnisse lassen 
sich grob wie folgt skizzieren: 

1. Die langfristigen Entwicklungen der betriebsgruppenspezifischen Preisindizes zeigen nur geringe 
Unterschiede zwischen den Betriebsgruppen. So lagen die durchschnittlichen jöhrlichen Agrar
preissteigerungen in der Gruppe der Marktfruchtbaubetriebe am niedrigsten (1.2 %) und in der 
Gruppe der Futterbaubetriebe am höchsten (1.9 %). Die durch die Standardabweichung ausge
drUckte Schwankungsbreite zeigt größere Unterschiede zwischen den Betriebsgruppen. Auffallend 
sind dabei die Preisschwankungen (insbesondere zyklusbedingter Art) bei den Veredlungsbetrie
ben. 

Bei der löngerfristigen Verönderung der Betriebsmittelpreisindizes liegen die Veredlungsbetriebe 
im unteren Bereich, wöhrend die Futterbaubetriebe die höchsten Preissteigerungen zu verzeich
nen hatten, bei annöhernd gleichen Schwankungen. 

Die Austauschrelation zwischen den Agrar- und Betriebsmittelpreisen hat sich insbesondere bei 

1) Im bereits erwöhnten Materialband zu diesem Betrag sind die numerischen Ergebnisse fUr alle 20 
Betriebsgruppen und fUr alle Jahre des Betrachtungszeitraums dargestellt. 

2) Die hier definierten Symbole werden zur Ergebnisdarstellung verwendet. 

192 



Übersicht 6.1: Entwicklung der Preise in den Gruppen 1) des Agl'9rberichts im Durchschnitt der Jahre 
von 1964/65 bis 1973174 
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~ Übersicht 6.2: Entwicklung der Mengen in den Gruppen 1) des Agrarberichts im Durchschnitt der Jahre 
von 1964/65 bis 1973/74 
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den Marktfruchtbaubetrieben zuungunsten der Landwirte verschlechtert. Je nachdem wie gleich
laufend die Agrar- und Betriebsmittelpreisschwankungen sind, ergeben sich mehr oder weniger 
große Standardabweichungen für diese Austauschrelation. Zwischen den Größenklassen sind nur 
geringe Unterschiede festzustellen. 

2. Im Vergleich zu den Preisvertinderungen sind bei den Mengenentwicklungen größere Unterschie
de zwischen den Betriebsgruppen festzustellen, sowohl was die langfristigen Vertinderungen als 
auch was den Schwankungsbereich betrifft (Übersicht 6.2). Die langfristigen Entwicklungen der 
Produktions- und Vorleistungsmengen laufen in den Betriebsgruppen im wesentlichen parallel, 
so daß sich die Vorleistungsproduktivittit 1) in den meisten Betriebsgruppen annähernd in gleichem 
Ausmaß verändert. Lediglich in der Gruppe der Veredlungsbetriebe ist eine abnehmende Output
Inputrelation festzustellen. Während die kleinen und mittleren Betriebe erwartungsgemäß eine 
leichte Verbesserung der Output-Inputrelation haben, ist in den großen Betrieben die Relation 
annähernd konstant 2). Der Schwankungsbereich um diese Relationsveranderung ist in allen Be
triebsgruppen annähernd gleich. 

Die hier dargestellten durchschnittlichen Vertinderungsraten und Schwankungsbereiche geben nur 
einen groben Überblick. Der Entwicklungsverlauf der einzelnen Größen laßt sich nur an hand der 
Ergebnisse für einzelne Wirtschaftsjahre, bzw. für noch kürzere Zeitraume hinreichend genau cha
rakterisieren. Dies würde auch dazu beitragen, daß Gruppenunterschiede deutlicher zum Ausdruck 
kommen. Welche unterschiedlichen Einkommenswirkungen dennoch von diesen im großen und gan
zen nicht gravierenden Betriebsgruppenunterschieden ausgehen, laßt sich erst anhand der folgenden 
Darst~llungen der Analyseergebnisse übersehen. 

Die im letzten Abschnitt dargestellten Schwankungen der einkommensbestimmenden Faktoren wirken 
sich in unterschiedlichem Maße auf die Einkommensentwicklung in den Betriebsgruppen aus. Um den 
Einfluß von Mengen- und Preisschwankungen auf die Einkommensentwicklung besser beurteilen zu 
können, werden die aggregierten Elastizitäten der Einkommensanderung,die gleichzeitig die jeweili
ge Ausgangssituation kennzeichnen, im Anhang (Übersicht 9) dargestellt. 

Es zeigt sich, daß sowohl zwischen den Betriebssystemen als auch zwischen den Größenklassen z. T. 
erhebl iche Niveauunterschiede bei den Elastizitaten bestehen, wel che eine unterschiedl i che Emp
findlichkeit der Einkommensentwicklung gegenüber Preis- und Mengenänderungen bedeuten. Wei
terhin sind neben den kurzfristigen Schwankungen der Elastizitäten langfristig zunehmende Instabi
littiten aufgrund veränderter monettirer Output-/lnputrelationen festzustellen. Diese zunehmende 
I nstabi I i tätskomponen te ist in fast allen Betriebsgruppen auf die langfristig auseinanderklaffende 
Preisschere zurückzuführen. 

In Übersicht 7.1 und 7.2 sind die Einkommensbeitrage, die sich aus den Preis- und Mengenande
rungen und den oben skizzierten Elastizitäten ergeben, dargestellt. Die wichtigsten Ergebnisse las
sen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Der Preiseffekt der Einkommens!:lnderung hat in allen Betriebsgruppen, mit Ausnahme der Vered
lungsbetriebe, im Durchschnitt der Jahre eine Senkung der Einkommen bewirkt, wobei die jahr
lichen Ausschläge der Preiseffekte in den einzelnen Betriebsgruppen unterschiedlich waren. 

1) Hier gelten selbstverstandlich die bereits in Abschnitt 3.2.1 angeführten einschr!:lnkenden Punkte 
für die Interpretation der hier errechneten Output-Input-Relation. 

2) Die langfristigen Tendenzen und die Schwankungsbereiche in den Betriebsgruppen lassen sich nicht 
einfach zum Durchschnitt der Betriebe hochaggregieren, da im Anteil der Betriebsgruppen wäh
rend des Betrachtungszeitraums Gewichtsverschiebungen stattgefunden haben. 
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Extrem hohe Schwankungen zeigt der Preiseffekt bei den Veredlungsbetrieben. Diese Schwankun
gen sind in allen Betriebsgruppen in erster linie auf die Instabilittlt der Agrarpreise zurUckzufuh
ren. 
Im Durchschnitt der Betrachtungsperiode haben die kleineren Betriebe nur einen geringen (-0,5 
v.H.), die größeren Betriebe hingegen einen ausgeprtlgteren (-1,6 v.H.) negativen Preiseffekt. 
Dieses Ergebnis scheint fUr das oft in der Diskussion erwtlhnte Argument, die Preisentwicklung 
(insbesondere beeinflußt durch die EG-Agrarpreispolitik) wurde vor allem die großen Betriebe 
begUnstigen, von Bedeutung zu sein. 

Die Einflusse der relativ geringen Agrarpreisschwankungen auf die Einkommensentwicklung ver
deutlichen, was z.B. eine Agrarpreisentwicklung,wie sie insbesondere in den letzten Jahren auf 
den Weltagrarmtlrkten zu beobachten war, fUr die Einkommen in den landwirtschaftlichen Betrie
ben bedeuten wUrde 1). 

2. Der langfristige Mengeneffekt der Einkommenstlnderung (Übersicht 7.2) zeigt zwischen den Grö
ßenklassen nur geringe, zwischen den Betriebssystemen sttlrkere Unterschiede. Mit Ausnahme 
der Veredlungsbetriebe sind zwischen den Betriebsgruppen geringe, zwischen den Größenklassen 
beachtliche Unterschiede im Schwankungsbereich (kleinere Betriebe: s = 8.48, mittlere Betriebe: 
s = 12.65, größere Betriebe:s = 16.39) festzustellen. Die Standardabweichung des Outputmen
geneffektes zeigt hingegen ein sehr differenziertes Bild. So ist der Einkommensbeitrag aufgrund 
der Produktionsmengenausdehnung in den Futterbaubetrieben als stabil (s = 4.65), in der Gruppe 
der Veredlungsbetriebe als sehr instabil (s = 43.26) zu bezeichnen. Der Schwankungsbereich der 
Vorleistungsmengen gleicht jedoch diese unterschiedliche Instabilittlt zum Teil aus. 

3. Die Itlngerfristigen Vertlnderungen des Betriebseinkommens (Übersicht 7.3) zeigen zwischen den 
Betriebsgruppen sttlrkere, zwischen den Größenklassen nur geringe Unterschiede. Insbesondere 
bei den Veredlungsbetrieben sowie mit zunehmender Betriebsgröße ist ein ausgeprtlgter Schwan
kungsbereich festzustellen. 
Der reduzierte Arbeitseinsatz bewirkt einen unterschiedlichen Einkommensbeitrag in den Betriebs
gruppen. Die Unterschiede der langfristigen Änderung der Betriebseinkommen je AK in den Be
triebsgruppen lassen sich zum großen Teil auf die unterschiedliche Arbeitskrtlftereduzierung zu
ruckfUhren, wtlhrend die jtlhrlichen Schwankungen im wesentlichen durch Mengen- und Preis
effekte zustande kommen. Generell Ii:lßt sich feststellen, daß Betriebe mit einem hohen Itlnger
fristigen Anstieg der Betriebseinkommen je AK in der Regel sttlrkeren Einkommensschwankungen 
unterworfen sind (Beispiel Veredlungsbetriebe) als Betriebsgruppen, die einen geringeren Ein
kommensanstieg zu verzeichnen haben 2). 

Um dem Leser zu verdeutlichen, was die dargestellten Analyseergebnisse anhand der verwendeten 
Kennziffern in absoluten Größen bedeuten, ist im Anhang am Beispiel des Betriebseinkommens je 
Arbeitskraft die Entwicklung in absoluten Größen dargestellt. Erst wenn man sich vergegenwtlrtigt, 
was die relativ geringen Unterschiede bei den durchschnittlichen Wachstumsraten fUr die Veri:lnde
rung von innerlandwirtschaftl ichen Einkommensunterschieden in den letzten 10 Jahren bedeuten, 
wird man Ausmaß und Bedeutung von Mengen- und Preisschwankungen fUr die Einkommensentwick
lung in der Landwirtschaft beurteilen und einordnen können. 

1) Derartige Einkommenswirkungen, auch differenziert nach einzelnen Agrarpreisen, lassen sich an
hand der Elastizittlten fUr einzelne Produkte und Betriebsgruppen (siehe Materialband) leicht 
abschtltzen. 

2) Aufgrund der geringen Unterschiede der Transfereinkommenswirkungen in den Betriebsgruppen 
sowie der Übersichtl ichkeit wegen wird der Transfereinkommenseffekt hier nicht gesondert aus
gewiesen. 
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4 Zusammenfassung und Schlußfol~ungen 

Wie bei jeder quantitativen Modellanalyse ist zur Untersuchung der InstabilitClt der landwirtschaft
lichen Einkommensentwicklung je nach.der konkreten Fragestellung, der verfügbaren Informationsbasi! 
und den ökonomischen Zusammenhängen ein adäquater Differenzierungsgrad der Betrachtung zu wäh
len. 

Wegen der bekannten Schwierigkeiten bei der Quantifizierung der ursächl ichen Determinanten der 
Einkommensentwicklung 1) werden in diesem Beitrag die Einkommenswirkungen von Mengen- und 
Preisveränderungen 2) untersucht. Die in Mengen- und Preisveränderungen zum Ausdruck kommen
den Wirkungen von ursächlichen Instabilitätsfaktoren werden nicht weiter differenziert. Die Ana
Iyseergebnisse lassen sich grob zu folgenden thesenartigen Aussagen zusammenfassen: 

1. Die Empfindlichkeit der Einkommensentwicklung hängt vom Anteil des Einkommens am monetö
ren Betriebsertrag ab. Charakteristische Unterschiede bestehen zwischen den Betriebsgruppen und 
im Zeitablauf. 

- Mit zunehmender Betriebsgröße reagiert das Einkommen empfindlicher auf Mengen- und Preis
schwankungen. Bei den Betriebssystemen zeigt sich vor allem für die vorleistungsintensiven 
Veredlungsbetrieben eine hohe Einkommensempfindlichkeit. 

- Aufgrund der Veränderung der monetären Ertrags-Aufwandskonstellationen ergibt sich im Zeit
ablauf in allen Betriebsgruppen eine zunehmende Instabilitätskomponente. Bei der beobacht
baren leichten Verbesserung der VorieistungsproduktivitClt läßt sich diese in allen Betriebs
gruppen, mit Ausnahme der Veredlungsbetriebe, auf die auseinanderklaffende Agrar- Betriebs
mi.ttel preisrelation zurückführen 3). 

2. Die beobachteten Veränderungen der einzelnen Produkt- und Betriebsmittel preise bewirken unter
schiedliche Schwankungen bei den aggregierten Agrar- und Betriebsmittelpreisindizes in den ein
zelnen Betriebsgruppen 4). Die Agrarpreise zeigen einen größeren Schwankungsbereich als die 
Betriebsmittelpreise. Wegen der z.T. gleichlaufenden Schwankung ergibt sich für die Preisrela
tionen in allen Betriebsgruppen ein mittlerer Schwankungsbereich. 

3. Die Outputmengen haben eine geringere, die Inputmengen eine größere Schwankungsbreite als 
die entsprechenden Preisentwicklungen. Im Gegensatz zu den Preisen sind bei den jährlichen 
Mengenschwankungen weniger kompensierende, sondern mehr verstärkende Effekte festzustellen 5). 

4. Die partiellen Einkommenswi rkungen von Preis- und Mengenänderungen zeigen einen größeren 
Schwankungsbereich als Veränderungen der Preis- und Mengenindizes selbst. Wegen der unter 
1. bereits genannten differenzierenden Multiplikatorwirkung verstärken sich die Unterschiede 
zwischen den Betriebsgruppen im Zeitablauf. Die längerfristige Einkommenssteigerung läßt sich 
in allen Betriebsgruppen ausschließlich auf die Mengenveränderung zurückführen. Die Verände-

1) Vgl. z.B. Referat von G. HAXEN: Der Einfluß gesamtwirtschaftlicher Konjunkturschwankungen 
auf die Preisbi Idung auf einzelnen Produkt- und Faktormärkten des Agrarsektors. 

2) Die Ursachen für Mengen- und Preisschwankungen auf einzelnen Märkten werden in anderen 
Referaten auf dieser Tagung behandelt. 

3) Eine konstante Agrar- und Betriebsmittelpreisentwicklung hätte in diesen Betriebsgruppen zu einer 
zunehmenden EinkommensstabilitClt bei gleichen Preisschwankungen geführt. 

4) Unter diesem Gesichtspunkt stellen die betriebsgruppenspezifischen Preisindizes, mit jeweiligen 
Gewichten der Vorperiode (Kettenindizes) als Teil der Analyseergebnisse eine Erweiterung der 
statistischen Basis dar. 

5) Einige Gründe dafür werden im Referat aufgeführt. 
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rungen der Preisrelationen haben in den letzten 10 Jahren in einzelnen Betriebsgruppen eine ne
gative Auswirkung auf die landwirtschaftl ichen Einkommen von z. T. über 20 v. H. bewirkt. Den
noch sind die Einkommensschwankungen im Durchschnitt zu etwa gleichen Teilen auf Mengen
und Pre isi nstab i I i töten zurückzuführen. 

Wöhrend die auf Preisverönderungen zurückzuführenden Einkommensschwankungen in allen Be
triebsgrößen etwa gleich sind, zeigen sich mit zunehmender Betriebsgröße störkere Einkommens
schwankungen aufgrund von Mengenverönderungen (größere Preis- Angebotsreaktionen, größere 
Einkommensempfindlichkeit) • 

5. Das unterschiedliche Ausmaß der jöhrlichen Abwanderung von Arbeitskröften, mitbedingt durch 
zeitliche Verzögerungen und allgemeine konjunkturelle Entwicklungen, bewirkt zusötzliche In
stabilitöten der Einkommensentwicklung. So ergaben sich in der Betrachtungsperiode bei allen 
Betriebsgruppen in Jahren hoher Einkommenssteigerung auch hohe Raten der Abwanderung und 
umgekehrt. 

6. Die Maßnahmen der staatl ichen Einkommensumverteilung - insbesondere die Wirkung des Aufwer
tungsausgleichs - führte dazu, daß die Betriebseinkommen je AK den Einflüssen des Marktgesche
hens und der betrieblichen Anpassung nicht voll ausgesetzt waren. 

In diesem Beitrag werden die einkommensbestimmenden Faktoren an hand ihrer Schwankungsbereiche 
als Instabil itötsfaktoren der Ei nkommensentwickl ung gekennze ichnet. Über Bedeutung und Wi rkungs
richtung verschiedener Instabilitötsfaktoren lassen sich einige generelle Aussagen ableiten. Der Ver
lauf der Einkommensentwicklung ergibt sich jedoch erst aus dem kombinatorischen Zusammenwirken 
sowie der spezifischen Ausprögung von Instabilitötsfaktoren in einzelnen Jahren. Sowohl die Aus
prögung als auch das Zusammenwirken von Instabilitötsfaktoren unterliegt z. T. nicht kontrollierba
ren Faktoren, so daß die Frage "was wöre geschehen, wenn ••• " hinreichend Auskunft über den Ein
fluß einzelner Instobilitötselemente gibt. Diese Frage kann anhand der Analyseergebnisse nach den 
verschiedenen Differenz ierungen beantwortet werden. 

Vor dem Hintergrund zunehmender welt- und gesamtwirtschaftlicher Instobilitöten stellt sich die Fra
ge nach der Ausprögung, dem kombinatorischen Zusammentreffen und den Auswirkungen künftiger 
Instobilitöten. Die Ergebnisse von ex-post Analysen können in Teilen einen bestimmten Bereich ab
stecken sowie Zusammenhönge und Wirkungsrichtungen aufzeigen. Für die konkrete Ausprögung der 
kurzfristigen Einkommensentwicklung lößt sich die Frage einengen auf "was wird geschehen, wenn 
••. ". Dazu ist ein operationales Modell erforderlich, welches die Konsequenzen von sich abzeich
nenden Entwicklungen bzw. möglichen Entwicklungskorridoren schnell aufzeigen kann 1). Für die 
Beurteilung derartiger Vorausschötzungen anhand der Annahmen und Ergebnisse sowie der Wirkungen 
einzelner und zusammengefaßter Einflußfaktoren sind die Kenntnisse von ex-post-Instabil itötswirkun
gen von entscheidender Bedeutung. 

1) Ein derartiges operationales Modellsystem, das auf dem hier vorgestellten Konzept aufbaut, wur
de kürzl ich am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, Agrarpol itik und landwi rtschaftl iches Informa
tionswesen in Bonn fertiggestellt. S. BAUER, F. BAUERSACHS, F. GOTTHARDT u. W. HEN
RICHSMEYER: Entwicklung eines kurzfristigen Vorausschötzungs- und Simulationssystems für 
landwirtschaftliche Betriebsgruppen, Bonn 1975, (Veröffentlichung vorgesehen). 
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Übersicht 8: Prozentuale Vertlnderungsraten wichtiger sektoraler Preise von 1964/65 bis 1973;74 gegen

uber dem jeweiligen Vorjahr 

8.1 Agrarpreise 

Wirt- Sonst. Rind- Schweine-
Sonst • 

schafts- Getreide Kartoffeln Z.Ruben pflanzl. 
fleisch 

Milch 
fleisch 

tierische 
jahr Produkte Produkte 

64/65 1,47 44,74 9,33 2,50 13,34 2,30 -9,40 0,49 
65/66 -0,97 18,18 -7,32 -5,95 -0,86 1,00 15,72 7,23 
66/67 0,73 -17,44 0,0 1,14 -5,09 -0,74 -1,76 -6,65 
67/68 -10,19 -26,09 -1,32 -10,97 0,61 0,0 -15,48 -5,06 
68/69 1,89 28,57 -13,33 5,88 8,17 0,50 10,61 2,89 
69;70 0,80 28,76 13,85 2,07 -1,71 0,0 10,80 -9,41 
70;71 -0,53 -15,74 -6,76 4,58 -1,21 1,98 -14,07 -1,79 
71;72 0,52 -12,05 1,45 -2,24 11,22 9,71 6,43 9,24 
72;73 0,89 31,51 3,14 4,28 19,18 3,76 14,33 -2,55 

-~~~--- 2,76 1,56 0,0 5,00 -9,85 1,49 6,32 18,50 
------------------------------------------------~--------------------------------. 

Mittel-
-0,26 8,20 -0,10 0,63 3,38 2,00 2,35 1,29 

wert 
Standard-

3,65 25,11 7,95 5,45 9,15 3,01 11,72 8,43 
abweichg 

8.2 Betriebsmittelpreise 

Wirt-
Saat- Pflanzen- DUnger 

Futter- Unter- Abschrei- Unter- Abschrei-
schafts- mittel haltung bung haltung bung 
jahr 

gut schutz 
(Schweine) Maschinen Masch.l) Gebtlude Gebtlude 1) 

64/65 16,36 -1,90 -2,50 0,98 3,51 2,19 4,77 4,62 
65/66 14,03 3,73 0,18 3,31 2,13 2,29 3,40 4,72 
66/67 -9,96 5,74 0,54 -0,38 2,46 2,38 0,40 4,45 
67/68 -16,62 0,44 -0,71 -2,46 2,56 2,34 -0,89 3,97 
68/69 17,25 -1,65 0,41 -0,19 3,88 2,73 4,22 3,93 
69;70 29,14 -1,05 -2,98 -1,56 5,81 2,97 11,14 4,62 
70;71 -16,74 1,27 5,60 -0,99 9,50 3,61 14,38 5,62 
71/72 0,11 1,20 2,94 -2,20 7,16 3,98 8,89 5,98 
72;73 17,02 1,36 3,04 3,88 7,14 4,40 6,34 6,00 

~~~--- __ ~~~~ ______ ~_~~ _____ ]~~~! _____ L~_~L ____ !~~~~ _______ ~_L~ ______ ~~~~ _______ ~L~! __ 
Mittel-

5,57 0,95 2,04 1,10 5,74 3,20 5,86 5,04 
wert 
Standard- 15,90 2,37 4,90 3,97 3,60 1,03 4,66 0,91 
abweichg. 

1) Bei bekanntem Altersaufbau kann man einen Preisindex fUr Abschreibungen ableiten, indem man die 
InvestitionsgUterpreise der Perioden t-n bis t mit dem Anteil der Investitionen der Jahre t-n bis t ge
wichtet. (wobei n die Abschreibungsdauer angibt). Da weder Altersstruktur noch Abschreibungsdauer 
statistisch verfUgbar waren, wurde der Preisindex fUr Abschreibungen PIAB vereinfacht wie folgt er
mittelt: 

t 
PIAB = ( '" PI IN ) / k L. . k n 

t, j=t-n I, 

PI ~ ~ = Preisindex fUr k InvestitionsgUter im Jahre j (k gibt den Preisindex fUr Maschinen 
I, bzw. Gebtlude an) 

wobei: 

n = unterstellte Lebensdauer in Jahren (Annahme n = 10) 



Übersicht 9: Elastizitäten der prozentualen Einkommensänderung in bezug auf eine 
1 %ige Mengen- bzw. Preisänderung in den Betriebsgruppen 

9.1 Outputelastizität 

~ 
gruppen 

W' t 1) M F V G 1 2 3 Ir -
schafts jahre 

63/64 2,44 2,56 3,30 2,53 2,36 2,67 2,62 
64/65 2,42 2,62 3,43 2,72 2,50 2,73 2,60 
65/66 2,78 2,88 3,84 3,00 2,70 3,07 3,03 
66/67 2,90 3,03 4,60 3,10 2,80 3,18 3,37 
67/68 2,58 2,95 4,40 3,00 2,76 2,97 2,97 
68/69 2,57 2,80 4,30 2,83 2,66 2,85 2,92 
69/70 2,59 2,72 4,05 2,76 2,52 2,81 2,97 
70/71 2,76 2,75 5,21 2,98 2,55 2,96 3,30 
71/72 2,61 2,53 4,01 2,69 2,42 2,64 2,97 
72/73 2,65 2,48 4,07 2,66 2,38 2,60 3,00 
73/74 2,64 2,69 4,24 2,87 2,54 2,77 3,03 

9.2 Input-(Sachaufwands-)elastizität 

~ 
gruppen M F V G 1 2 3 

Wirt-
schafts jahre 

63/64 -1,40 -1,52 -2,27 -1,50 -1,33 -1,62 -1,57 
64/65 -1,38 -1,58 -2,40 -1,69 -1,47 -1,69 -1,55 
65/66 -1,74 -1,84 -2,82 -1,96 -1,67 -2,03 -1,98 
66/67 -1,85 -1,99 -3,57 -2,07 -1,77 -2, 14 -2,32 
67/68 -1,54 -1,91 -3,37 -1,96 -1,72 -1,93 -1,92 
68/69 -1,51 -1,71 -3,22 -1,75 -1,57 -1,77 -1,85 
69/70 -1,55 -1,67 -3,04 -1,72 -1,48 -1,77 -1,95 
70/71 -1,89 -1,87 -4,35 -2,13 -1,69 -2,10 -2,41 
71/72 -1,73 -1,66 -3,15 -1,82 -1,55 -1,78 -2,07 
72/73 -1,74 -1,56 -3,20 -1,75 -1,46 -1,69 -2,09 
73/74 -1,68 -1,72 -3,29 -1,91 -1,58 -1,81 -2,08 

1) Zu den verwendeten Symbolen siehe Abschnitt 3.3 

Insg. 

2,53 
2,62 
2,92 
3,07 
2,90 
2,80 
2,75 
2,90 
2,65 
2,63 
2,78 

Insg. 

-1,49 
-1,58 
-1,88 
-2,03 
-1,86 
-1,72 
-1,71 
-2,03 
-1,78 
-1,72 
-1,82 
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Übersicht 10: Niveau und Entwicklung des Betriebseinkommens je AK in den Betriebsgruppen 1) 
des Agrarberichts von 1963/64 bis 1973/74 

/ 
./ 

/ 
./ .... / 

,/.... :' \-:i/(>;" 
, ,..._---.----.. I / /' 

, ' __ - __ J ..._ . ...---- .................. -----/ 

, /' // , /.' : / / -./.ß r-/~ / /' / 
A' ___.' ..' i' / 

:f.'" ,- - __ ---=..--:=::.-- ............... --.~./ I / . ---= ./' / ...--- -:: .. ~ - ......... / ..... /.......................................... - - - / 

------------

63/64 64/65 65/66 ~6/67 67/6~ 68/69 69/70 70/71 72/73 73/74 

1) 
- Betrf eb. über 50 

__ V_dlungsbetrf ebe 

__ Marktfruc:htbaubetrfebe 

1) 
.. _. _Betriebe 20 - 50 
...-Durc:hsc:hn. d. Agrarbertc:htsbetrtebe 

- Ge~ sc:htbetrt abe 

:...-- F utterbaubetrt abe 

1) 
.- Betrt ebe unter 20 

Iff rtsc:hafts j ah re 

1) 1 000 DM Standardbetriebseinkommen 



AUSWIRKUNGEN VON PREIS- UND MENGENSCHWANKUNGEN AUF HÖHE 

UND VERTEILUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN EINKOMMEN (Korreferat) 

2 

3 

von 

Harald von W itzke, Göttingen 
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BAUER hat sich zum Ziel gesetzt, eine differenzierte Analyse der Auswirkungen der wichtigsten In
stabilitl:ltsfaktoren auf Niveau und Verteilung der landwirtschaftlichen Einkommen anzustellen. Um 
diesem Ziel gerecht zu werden, ist m.E. insbesondere die Beantwortung der folgenden Fragen von 
Bedeutung: 

1. Welches ist der fUr die jeweilige Fragestellung relevante Einkommensmaßstab? 
2. Welches sind die Bestimmungsfaktoren der Einkommen in der Landwirtschaft? 
3. Welchen Einfluß haben die jeweiligen Niveaus der einkommensbestimmenden Faktoren auf die 

Höhe der Einkommen in der Landwirtschaft? 
4. Welcher spezifische Einfluß geht auf die Agrareinkommen von der Tatsache aus, daß die einkom

mensbestimmenden Faktoren in der Landwirtschaft mehr oder minder starken kurz-, mittel- und 
langfristigen Schwankungen unterworfen sind? 

5. Welchen Einfluß haben Niveaus und Schwankungen der einkommensbestimmenden Faktoren auf 
die Verteilung der landwirtschaftlichen Einkommen? 

Von den hier nur kurz angerissenen Fragen hat sich BAUER in seinem Referat in erster Linie der Ana
lyse des Einflusses vermeintl ich einkommensbestimmender Faktoren auf das Niveau der Einkommen in 
der Landwirtschaft gewidmet. Probleme des relevanten Einkommensmaßstabs und etwaiger funktiona
ler Beziehungen zwischen Produkt- bzw. Vorleistungspreisen und -mengen werden nicht diskutiert. 
Die Frage nach dem Einfluß des Niveaus der einkommensbestimmenden Faktoren auf die Verteilung 
der Einkommen wird nur am Rande gestreift und kaum erschöpfend behandelt. Der spezifische Ein
fluß, der von Schwankungen der einkommensbestimmenden Faktoren auf das Niveau der Agrarein
kommen ausgeht, bleibt ebenfalls aus der Betrachtung ausgeschlossen. 

Gerade die letztgenannte Frage hl:ltte im Hinblick auf das Thema der diesjl:lhrigen Tagung der 
GEWISOLA einige interessante Erkenntnisse bringen können. Insbesondere hl:ltte in diesem Zusammen
hang ermittelt werden können, ob und in welchem Umfang aus Preisschwankungen Einkommensver
luste resultieren und ob und inwieweit der bei Instabilitl:lt der Preise im Vergleich zu ihrer Stabilitl:lt 
aus RisikogrUnden mögl icherweise geringere Faktoreinsatz durch das Auftreten von ratchet-Effekten 
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kompensiert wird. Die Beantwortung dieser Frage könnte auch einen Einblick gewähren in die durch 
Instabilitäten möglicherweise bewirkten Fehlallokationen im Agrarsektor. 

2 Die Höhe der Einkommen in der Landwirtschaft 

Zur Beantwortung der Fragen, auf die BAUER sich konzentriert, bestehen im wesentlichen folgende 
Möglichkeiten: 

Ausgehend von einem ökonomischen Modell für den Agrarsektor bzw. für landwirtschaftliche EinzeI
betriebe, kann ein ökonometrisches Modell konstruiert werden, das dann zur Überprüfung der formu
I ierten Hypothesen heranzuziehen ist. BAUER lehnt diese Vorgehensweise mit der Begründung ab, 
daß die Schwierigkeiten der empirischen Überprüfung gegenwärtig noch nicht zu überwinden seien. 

Er geht daher den anderen Weg und versucht anhand einer Defin itionsgleichung, die Einkommen in 
der Landwirtschaft in Preis- und Mengeneffekte zu zerlegen. 

BAUER geht im Prinzip von der Definitionsgleichung aus: 

( 1) Y~P.Q-R.V 

wobei Y = landwirtschaftliches Einkommen 
P = Agrarpreise 

(2) 

Q = Agrarproduktion 
R .= Vorleistungspreise 
V = Vorleistungen 

bzw. 
dY = p.Q (dP + dQ) _ R·V (dR + dV) 
Y Y P Q Y R V 

Dieses Vorgehen weist zweifellos den Vorteil auf, daß der empirischen Ausfüllung keine sonderlich 
schwierigen Probleme entgegenstehen und daß die so gewonnenen Ergebnisse für die praktische Agrar
politik leichter verständlich sind als die anspruchsvollerer ökonometrischer Untersuchungen. Die 
Nachteile sind indes nicht unerheblich, denn BAUER gewinnt seine Ergebnisse aufgrund der statisti
schen Zerlegung einer Definitionsgleichung, d.h. er vernachlässigt jegliche funktionalen Beziehun
gen zwischen den Variablen. 

Dabei wird u.a. 1) davon ausgegangen, daß 
- keine Reaktion des Angebots auf Preisänderungen erfolgt, 

eine veränderte Produktion ohne veränderten Faktoreinsatz mögl ich ist, 
die eingesetzte Faktormenge unabhöngig vom Faktorpreis ist, 
die Vorleistungen nur nichtlandwirtschaftlicher Herkunft sind, weil andernfalls bei Änderung der 
Produktpreise uno actu sich auch veränderte Vorleistungspreise einstellen müßten und 
keine substitutiven Beziehungen existieren. 

Die hier angewandte Methode wurde von BAUER in früheren Arbeiten zur kurzfristigen Prognose der 
Agrareinkommen verwendet (5. BAUER, 1975). Hierzu dürfte sie auch geeignet sein. Wenn alle Pro
duktionsentscheidungen gefallen sind, sind die Agrareinkommen nur noch bestimmt von der mehr oder 
minder vom Zufall bzw. von der Witterung beeinflußten Mengenentwicklung und den nach Ablauf 
der Produktionsperiode herrschenden Preisen. Kaum jedoch ist dieses Verfahren geeignet, mittel
oder langfristige Prognosen über die Auswirkungen von Produkt- oder Faktorpreisänderungen auf die 
Höhe der Agrareinkommen anzustellen. 

1) Hier sollen nur die in diesem Zusammenhang besonders interessierenden Annahmen berücksichtigt 
werden. So wäre es beispielsweise auch sinnvoll, wegen der I rreversibilität von Investitionsent
scheidungen mit unterschiedl ichen Reaktionen bei steigenden und fallenden Preisen zu rechnen. 
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Es leuchtet unmittelbar ein, daß ein aufgrund ökonomischer Überlegungen gewonnenes und durch 
geeignete ökonometrische Methoden empirisch überprüftes Konzept die hier zu diskutierenden Pro
bleme wesentlich besser erhellen kann als das von BAUER angewandte Verfahren. Neben der Durch
führung einer ex post-Analyse der Bestimmungsfaktoren der Einkommen in der Landwirtschaft, die 
auch funktionale Beziehungen zwischen den Variablen angemessen berücksichtigt, könnte dann auch 
die zukünftige Entwicklung der Agrareinkommen durch alternative Produkt- und Vorleistungspreisan
nahmen simuliert werden. 

Der Hinweis von BAUER darauf, daß anspruchsvollere empirische Verfahren als das von ihm ange
wandte gegenwärtig noch nicht sinnvoll eingesetzt werden können, ist m. E. wenig stichhai tig. Es 
existiert ein umfongreiches statistisches Material, das zu einer empirischen Analyse herangezogen 
werden kann und auch schon verschiedentlich herangezogen wurde (vgl. z.B. S. TANGERMANN, 
1974). Gegen die Durchführung umfangreicher ökonometrischer Untersuchungen mag vielleicht auch 
eingewendet werden, daß die Probleme der Spezifizierung von Schätzgleichungen aufgrund des Auf
tretens von Multikollinearitäten bei Berücksichtigung vieler der denkbaren einkommensbestimmenden 
Faktoren nicht überwindbar seien. Dieser Einwand mag auf den ersten Blick nicht völlig von der 
Hand zu weisen sein. Durch die Faktorenanalyse ist dem Ökonomen jedoch ein Instrument an die 
Hand gegeben worden, mit dessen Hilfe es gelingen kann, eine sinnvolle Variablenreduktion zu er
zielen. Faktorenonalytisch gewonnene Ergebnisse allein lassen zwar noch keine kausale Interpreta
tion zu. Sie können jedoch schon einige wesentliche Zusammenhänge deutlich machen und dazu bei
tragen, daß sinnvolle (Systeme von) Regressionsgleichungen spezifiziert werden können. 

Bevor weiter unten auf eine geeignete Analyse der Verteilungswirkungen eingegangen wird, soll im 
falgenden noch kurz diskutiert werden, in welche Richtung die Mängel des von BAUER verwendeten 
Konzepts die Ergebnisse beeinflussen. 

Die Landwirte werden in der Regel mittel- und langfristig auf steigende Produktpreise mit einem er
höhten Angebot reagieren. Sie dehnen die Produktion aus, weil die dadurch erzielbaren Einkommen 
höher sind als ohne Anpassung. BAUER hat also bei steigenden Produktpreisen eine Untergrenze der 
Einkommensänderung geschätzt. Bei sinkenden Preisen hingegen wurde von BAUER eine Obergrenze 
geschätzt. Denn mittel- und langfristig kann der aus Produktpreisänderungen resultierende Einkom
mensverlust durch Anpassung der Produktion geringer gestaltet werden. 

Bei sektoraler Betrachtung und Änderung des Agrarpreisniveaus wird die Verzerrung der Ergebnisse 
nach dem von BAUER verwendeten Verfahren wegen der geringen Angebots- und Produktionselastizi
tät der Vorleistungen nicht sonderlich hoch sein. Wenn man jedoch, wie es von BAUER auch getan 
wurde, lediglich die Preise einzelner Produkte, Produktgruppen oder Vorleistungen ändert, ist mit 
vergleichsweise stärkeren Reaktionen der Londwirte und damit stärkeren Abweichungen der geschätz
ten Ergebnisse von den wirklichen zu rechnen. 

BAUER hat in seiner Analyse der Verteilungswirkungen auf die personelle Einkommensverteilung ab
gestellt. Die Schwierigkeiten, diese Probleme quantitativ einigermaßen in den Griff zu bekommen, 
liegen in erster Linie wohl darin begründet, daß der Stand der Theorie der personellen Einkommens
verteilung noch immer recht unbefriedigend ist und daß das für eine eingehende Analyse der Bestim
mungsfaktoren der Einkommensverteilung in der Landwirtschaft notwendige Datenmaterial nicht im
mer in geeigneter Form und genügend differenziert verfügbar ist. Aus diesem Grunde hat sich BAUER 
auch wohl darauf beschränkt, die Ergebnisse disaggregiert nach Betriebssystemen und Betriebsgrößen
klassen zu präsentieren. Mir scheint dennoch, daß auch für eine Analyse der Einkommensverteilung 
ein Ansatz, der auch Anpassungsvorgänge der Landwirtschaft zuläßt, besser geeignet ist, einen er
sten quantitativen Einblick in die hier zu diskutierenden Zusammenhänge zu gewähren. 

Eine Möglichkeit, unser Wissen über die quantitativen Auswirkungen insbesondere von Preisverände
rungen auf die Verteilung der Einkommen zu erweitern, könnte wie folgt aussehen: 
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Zunlichst sind die Betriebsergebnisse in geeigneter Weise zu gruppieren, wobei die Gruppenbildung 
nach Maßgabe der vermeintlich wichtigsten einkommensbestimmenden Faktoren zu geschehen hat 
(Regionen, Umfang und Qual ittit der Produktionsfaktoren, Produktionsrichtung etc.). Wenn dann 
der quantitative Einfluß der einkommensbestimmenden Faktoren auf die Agrareinkommen in den je
weiligen Betriebsgruppen geschlitzt ist, ist uber eine Festlegung der Ausgangsniveaus der Variablen 
auch die Einkommensverteilung determiniert. Es kommt dann nur noch darauf an, die gewonnenen 
Ergebnisse mit dem geringstmöglichen Verlust an Information in Konzentrationskoeffizienten auszu
drUcken. Eine Kontrolle der GUte der Schlitzungen ist ganz einfach durch einen Vergleich der so 
berechneten Verteilung mit der tatslichlich beobachteten möglich. Schließlich Ilißt ein solcher An
satz Uber die Schlitzung von Übergangsmatrizen auch Simulationen der Einkommensverteilung in der 
Landwirtschaft zu. 
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Einleitung 

Inflationsbedingte Einwirkungen auf die Einkommensverteilung ergeben sich, wenn 
- die Einkommen bestimmter Gruppen verzögert dem inflationsbedingten Kaufkraftverlust der Ein

kommen angeglichen werden, 
- die Einkommen bestimmter Gruppen dem Umfang nach unzureichend oder Uberhaupt nicht der 

inflationllren Preissteigerung angepaßt werden, 
- reale Kaufkraftverluste nach Empfang der Einkommen eintreten, weil in der Zeitspanne zwi

schen Empfang und Verwendung des Einkommens die Inflation fortschreitet (vgl. H.G. KOB
L1TZ, 1971, S. 20). 

Die Ursache fUr eine Verschlechterung der relativen Einkommenspositionen beruht auf der mangeln
den Möglichkeit oder Fähigkeit, Inflation vorauszusehen oder das eigene ökonomische Verhalten 
der Inflation wirksam anzupassen I). Eine Analyse der inflationsbedingten Änderungen der Einkom-

1) "If everyone had equal ability to predict and adjust to inflation, inflation would have no redi
stributive effects" (M. BRONFENBRENNER and F. D. HOLZMAN, 1963, S. 647). 
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mensstruktur muß daher ansetzen bei den besonderen Bedingungen und Verhaltensweisen von einzel
nen Wirtschaftssubjekten und -gruppen, die eine Anpassung an inflationäre Preissteigerungen verhin
dern. 

Untersuchungen von redistributiven Effekten der Inflation sind sehr viel weniger zahlreich als solche 
der Inflationsursachen. Sie gehen in erster Linie von der funktionellen und der personellen Einkom
mensverteilungaus (vgl. G.L. BACHandA. ANDO, 1957; H.G. KOBLlTZ, 1971). Den redistri
butiven Wirkungen der Inflation auf die sektorale Einkommensverteilung ist in der wirtschaftswissen
schaftlichen Literatur relativ wenig Beachtung geschenkt worden. Allein fUr den Wirtschaftsbereich 
Landwirtschaft sind in jUngerer Zeit eine Reihe von Beiträgen erschienen, die sich mit den Auswir
kungen der Inflation auf die Landwirtschaft befassen (vgl. W. BRANDES, 1974; DERS., 1973; 
G.E. BRANDOW, 1971; T. HEIDHUES und S. TANGERMANN, 1972; A. HENZE, 1974; H. HESSE, 
1973; W. SCHEPER, 1974; S. TANGERMANN and T. HEIDHUES, 1973; L. TWEETEN and L. 
QUANCE, 1971). Eine spezielle Analyse der redistributiven Inflationswirkungen fUr den Wirtschafts
bereich Landwirtschaft ist besonders interessant, weil die Intensität der Staatseingriffe in diesen 
Wirtschaftsbereich relativ stark ist und viele staatliche Umverteilungsmaßnahmen hier eine besonde
re Ausgestaltung erfahren haben. Umfangreichere Analysen zeigen, daß die Inflation zumindest 
kurzfristig nicht neutral hinsichtlich der Preisstruktur ist (vgl. C. THOROE, 1974, S. 91 - 114). 
Speziell fUr den Sektor Landwirtschaft ist zu beobachten, daß die Preise fUr Vorleistungen nicht
landwirtschaftlichen Ursprungs auf allgemeine Geldwertänderungen sehr viel elastischer reagieren 
als die Erzeugerpreise fUr landwirtschaftl iche Produkte (vgl. C. THOROE, 1974, S. 125 - 153; 
A. HENZE, 1974, S. 93 - 96). Die redistributiven Wirkungen von Änderungen der landwirtschaft
lichen Preisstruktur sind Gegenstand der vorhergehenden Referate. Deshalb sollen sich die folgen
den AusfUhrungen vor allem auf zwei Problemkreise beschränken: Auf die redistributiven Wirkungen 
in den ökonomischen Beziehungen zwischen Landwirtschaft und Staat und auf die landwirtschaftli
chen Kreditbeziehungen • 

2 Redistributive Inflationswirkungen in den Beziehungen zwischen Landwirtschaft und Staat 

2.1 Allgemeine Vorbemerkungen 

Die Rechtsordnung basiert in der Bundesrepublik Deutschland auf dem Nominalwertprinzip, also auf 
dem Prinzip" Mark gleich Mark" (vgl. G. JAHR, 1966; O. PFLEIDERER, 1974). Bei Geldforderun
gen hat der Gläubiger nur den Schuldbetrag zu fordern, die Zahlung dieses Betrages gilt als Erful
lung. "Der Gläubiger kann grundsätzlich wegen einer Verringerung des Geldwertes ebensowenig 
mehr fordern, als der Schuldner wegen einer Erhöhung des Geldwertes weniger zu leisten brauchte; 
Unterschiede in der Kaufkraft sind bedeutungslos" {vgl. G. JAHR, 1966, S. 178}. Versuche, durch 
rechtsgeschäftliche Gestal tung Geldwertänderungen zu berucksichtigen, unterl iegen in der BRD 
einem "Verbot mit Erlaubnisvorbehalt" (vgl. G. JAHR, 1966, S. 182). 

Dieser allgemeine rechtspolitische Grundsatz "Mark gleich Mark" gewinnt fUr die Landwirtschaft 
besondere Bedeutung im Zusammenhang mit der staatlichen Agrarpreispolitik und den staatlichen 
Redistributionsmaßnahmen, da er in die gesetzlichen Grundlagen dieser Maßnahmen eingeht. Ver
ändert sich z.B. der Realwert von nach dem Nominalwertprinzip bemessenen Redistributionszahlun
gen, so bedarf es zur Neutralisierung dieser inflationsbedingten Einkommensumverteilung einer pa
I itischen Entscheidung. 

2.2 Inflation und EG-Agrarpreispolitik 

Im gegenwärtigen Agrarmarktordnungssystem erfolgt die Festsetzung von Marktordnungspreisen (ad
ministrierte Preise) durch den EG-Ministerrat. FUr die Beurteilung der Inflationswirkungen auf die 
administrierten Preise sind insbesondere drei Punkte von Bedeutung, 
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- erstens die Inflationserwartung, die bei der administrativen Preisfestsetzung zugrunde gelegt wird, 
- zweitens die Anpossung der administrierten Preise an gettluschte Erwartungen bezUglich der all-

gemeinen Preisentwicklung, 
- drittens die Bedeutung der administrierten Preise als Instrument der allgemeinen Wirtschaftspoli-

tik. 

Ober die Inflationserwartung der fUr die Festsetzung der administrierten Preise verantwortlichen Po
litiker sind Aussagen nur schwer möglich, da verkUndete und "wahre" subjektive Preiserwartung, 
die der Entscheidung zugrunde liegt, in sehr vielen Ftillen auseinanderfallen werden. In Zeiten zu
nehmender Inflation wird aber eine systematische Unterschtltzung der allgemeinen Preisentwicklung 
zu erwarten sein. Zum einen basiert die Rechtsordnung - wie schon ausgefUhrt - auf dem Nominal
wertprinzip, zum anderen ist Stabilittlt des allgemeinen Preisniveaus ein erkltlrtes Ziel der allgemei
nen Wirtschaftspolitik. Die fUr die Preisfestsetzung verantwortlichen Politiker werden also- sei es 
aufgrund von Geldillusion, sei es aus Zweckoptimismus - dazu neigen, die Inflation zu unterschät
zen. Dies wird deutlich, wenn man die von der jeweiligen Bundesregierung projektierte Inflations
rate, die auch den wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung zugrunde gelegt werden 
muß, wenn sie glaubwUrdig sein soll, mit der tatsächlichen Inflationsrate vergleicht (Tabelle 1) .• 

Tabelle 1: Tatsächliche und von der Bundesregierung projektierte Inflationsrate in der BRD 
1968 - 1974 

1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

Projeklierte Veränderungs-
rate des Preisniveaus des 2,1 2,5 5,0 4,5 5,0 5,5 6,5-7,0 
~ruttosozialprodukts in v. H. 
Tatstlchl iche Vertlnderungs-
rate des Preisniveaus des 1,9 3,5 7,4 7,7 6,1 6, 1 6,5 
Bruttosozial produkts in v. H. 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht 1968, S. 10; 1969, S. 20; 1970, S. 38; 1971, S. 56; 
1972, S. 43; 1973, S. 33; 1974, S. 24 u. 27; 1975, S. 33). 

Aus dieser systematischen Unterschtltzung der Inflation durch die Bundesregierung kann aber noch 
nicht auf eine zu geringe Inflationserwartung bei der Festsetzung der administrierten Preise geschlos
sen werden, denn diese Preisfestsetzung ist ein gemeinsamer Beschluß des EG-Ministerrats. Man muß 
deshalb die Inflationserwartungen aller im Ministerrat vertretenen Ltlnder berUcksichtigen. Da die 
Inflationsraten in den EG-Partnerländern Uberall häher liegen als in der BRD, kann man davon aus
!:lehen, daß auch die Inflationserwartung der fUr die administrative Festsetzung der Agrarpreise ver
cmtwortlichen Politiker in diesen Ltindem höher liegt als die der deutschen Politiker. So kann sich 
i:n den administrierten Preisen eine Inflationserwartung niederschlagen, die fUr die EG-Länder ins
gesamt zwar hinter der tatstichlichen Inflationsrate zurUckbleibt, die jedoch höher sein kann als die 
tatstichliche Inflationsrate einzelner Mitgliedsltlnder. Je sttlrker die Abweichung der Inflationsrate 
eines Mitgliedslandes von der durchschnittlichen Inflationsrate der EG nach unten, desto geringer 
wird c. p. das Ausmaß der nicht in den administrierten Preisen antizipierten Inflation sein. 

Als ntlchstes wird der Frage nachgegangen, ob und in welcher Weise eine Anpassung der administrier
ten Preise vorgesehen ist, wenn die Inflationsentwicklung falsch antizipiert wurde. Auch hier treten 
unterschiedliche Probleme fUr die EG insgesamt und einzelne Mitgliedsltinder auf. Zuntlchst soll 
ganz kurz das Problem einer falschen Antizipation der Inflationsentwicklung auf EG-Ebene ange
sprochen werden. Eine Anpassung der administrierten Preise bedarf eines pol itischen Beschlusses; 
~ine automatische Anpassung, etwa durch Bindung der administrierten Preise an einen Index, ist 
",icht vorgesehen. Anpassungen wurden bisher mit einer Ausnahme nur im Zusammenhang mit der 
jtlhrlichen Neufestsetzung der administrierten Preise fUr das ntlchste Wirtschafts jahr vorgenom-
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men 1). Es scheint nicht sehr wahrscheinlich, daß sich Änderungen der gemeinsamen administrierten 
Agrarpreise wtlhrend des Wirtschaftsjahres sehr oft wiederholen, denn die politischen Schwierigkei
ten beim gemeinsamen Preisfestsetzungsverfahren sind erheblich. Außerdem muß bei Wiederholungen 
solcher außerplanmtlßigen Anpassungen damit gerechnet werden, daß Spekulationsgeschtlfte betrttcht
lichen Ausmaßes auf den Agrarmörkten einsetzen. 

FUr einzelne EG-Mitgliedslönder ergeben sich darUber hinaus noch Probleme, we;m die nationalen 
Inflationsraten vom Durchschnitt der EG insgesamt abweichen. Die unterschiedliche nationale Infla
tionsentwicklung fUhrt c.p. zu einer unterschiedlichen nationalen Entwicklung der realen admini
strierten Preise in Rechnungseinheiten. Durch die administrierten Preise in Rechnungseinheiten und 
die Wöhrungsparitöten sind die nominalen administrierten Preise in nationalen Wtlhrungseinhiiten· 
festgelegt. Solange die Wöhrungsparittlten sich nicht tIndem, ergeben sich aus unterschiedlichen 
Entwicklungen in den nationalen allgemeinen Preisniveaus unterschiedliche Entwicklungen der rea
len administrierten Preise in nationalen Wöhrungseinheiten. Ein Ausgleich divergierender nationaler 
Geldwertentwicklungen ist möglich durch Vertlnderungen der Wöhrungsrelationen. Da die admini
strierten Preise in Rechnungseinheiten. Durch die administrierten Preise in Rechnungseinheiten und 
zwischen Rechnungseinheit und nationaler Wöhrungseinheit zu einer Verönderung der administrierten 
Preise in nationalen Wöhrungseinheiten. Damit ist generell Uber eine Änderung der Austauschrela
tion zwischen Rechnungseinheit und nationaler Wöhrungseinheit, also durch Auf- oder Abwertungen, 
eine Anpassung der in nationalen Wtlhrungseinheiten ausgedruckten administrierten Preise auch wöh
rend eines Wi rtschaftsjahres mögl ich 2). 

Nachdem die Möglichkeiten der Anpassung der administrierten Preise an nicht antizipierte infla
tionsbedingte Realpreissenkungen dargestellt wurden, soll nun etwas ntlher auf die tatstIchliehe Ent
wicklung der administrierten Agrarpreise eingegangen werden. Die administrierten Agrarpreise sind 
politische Preise. Bei der Aushandlung dieser Preise prallen in jedem Jahr aufs neue unterschiedliche 
Auffassungen der EG-Mitgliedsltlnder Uber die Agrarpreispolitik aufeinander, und es ist unmöglich, 
die inflationsbedingten Vertlnderungen aus der tatstlchl ichen Entwicklung der administrierten Preise 
zu eliminieren. Zwischen den unterschiedlichen Vorstellungen Uber das anzustrebende Agrarpreisni
veau mußten und mUssen Kompromisse gefunden werden, wobei der anhaltende Druck von ÜberschUs
sen auf einigen Mörkten erschwerend mitwirkt. Wenn man die Entwicklung der administrierten Agrar
preise in der EG betrachtet (Tabelle 2), sieht man, daß nennenswerte Anhebungen der administrier
ten Preise erst fUr das Wirtschaftsjahr 1971/72 erfolgten. FUr das Wirtschaftsjahr 1969/70 wurden le
diglich die administrierten Preise von Gerste und Mais um 1 v.H. angehoben, fUr das Wirtschafts
jahr 1970/71 nur der Grundpreis fUr Schweine um 3 v. H •• BezUglieh der inflationsbedingten Auswir
kungen auf die administrierten Preise fUr diese Jahre ist zwar ziemlich unwahrscheinlich, daß bei 
etwas geringerer Inflation im EG-Raum Senkungen der administrierten Preise vorgenommen worden 
wören, aber es ist zu bedenken, daß insbesondere die Vertreter einer Niedrigpreispolitik fUr Agrar
produkte von einer Inflationserwartung ausgegangen sein können, die etwa dem damaligen EG
Durchschnitt von 3 - 4 v. H. entsprach, und von ihnen eine zumindest temporöre Senkung der realen 
administrierten Agrarpreise in diesem Ausmaß eingeplant gewesen sein kann. Die Anhebung der ad
ministrierten Agrarpreise fUr 1971/72 und die darauf folgenden Wirtschaftsjahre mUssen aber in ent
scheidendem Maße als Anpassung an die inflationtlre Entwicklung angesehen werden. 

1) Kurz vor der außerplanmößigen Preisanhebung im September 1974 wurde von der EG-Kommission 
eine Anpassung wtlhrend des Wirtschaftsjahres wegen der Kompliziertheit des Preisfestsetzungs
verfahrens noch abgelehnt (Agra-Europe 29/71:). 

2) Von dieser Anpassungsmöglichkeit haben in jUngster Zeit vor allem die EG-Lönder Gebrauch ge
macht, die die Abwertung ihrer Wöhrung nicht auf die administrierten Preise hatten durchschla
gen lassen, sondem durch Grenzausgleiche und eine Wechselkursspaltung abgefangen hatten. 
Durch Abwertungen der Agrarumrechungskurse werden die bereits vollzogenen Abwertungen der 
Wtlhrung auch im Agrarbereich nachvollzogen (vgl. z. B. Agra-Europe 22/74). 
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Tabelle 2: Entwicklung der administrierten Preise in RE fUr Agrarerzeugnisse in der EG 

Preisindex 1) der 1968/69 1969/10 1970/11 1971/12 1972/13 1973/14 1974/15 
administrierten bis ab 
Preise 1968/69 5.10. 6.10. 
= 100 

100,0 100,0 100,6 104,6 109,9 116,5 126,9 133,2 

1) Mit den Anteilen an der landwirtschaftlichen Endpraduktion gewogene administrierte Preise 
(Richtpreise, soweit vorhanden). 

Quelle: (C. THOROE, 1974, S. 232; Agra-Europe41/14). 

Einer Anpassung der administrierten Agrarpreise an die Geldentwertung wird insbesondere wegen einer 
angenommenen Signalwirkung auf die allgemeine Preisentwicklung vielfach Widerstand entgegenge
bracht. Dies zeigt sich besonders in den abwertenden Ltindern, die durch Grenzausgleichsmaßnahmen 
ein Durchschlagen von WechselkursHnderungen auf die administrierten Preise in nationalen WHhrungs
einheiten verhindern bzw. hinausschieben. FUr die EG insgesamt werden inflationsbedingte Senkungen 
der realen administrierten Agrarpreise vermutet, weil die inflationsbedingten Anhebungen der admini
strierten Preise zunHchst nur zögernd vorgenommen worden sind. Aus dieser Annahme resultieren Über
legungen, wenigstens im nachhinein eine Anpassung des Niveaus der administrierten Preise an eine 
nicht antizipierte Inflationsentwicklung sicherzustellen. Dies klSnnte z.B. durch eine Bindung der ad
ministrierten Preise an einen allgemeinen Preisindex erreicht werden 1). Mit der Indexbindung mUßte 
keineswegs die automatische Festlegung des neuen Niveaus der administrierten Preise verbunden sein, 
denn durch die Indexbindung klSnnte lediglich das neue Verhandlungsniveau vorgegeben werden. Sen
kungen der realen administrierten Preise, die politisch gewollt sind (und ISkonomisch notwendig wegen 
des uberdurchschnittlichen PraduktivitHtsfortschritts der Landwirtschaft), wH ren dann auch als solche 
erkennbar und klSnnten nicht durch Inflation betrieben ader unter dem Vorwand zu erwartender infla
tionHrer Entwicklungen verhindert werden. 

FUr die Bundesrepublik muß neben diesen allgemeinen AusfUhrungen zur EG noch einmal auf die na
tionalen Abweichungen vom EG-Durchschnitt eingegangen werden. Durch anhaltende unterdurch
schnittliche Inflationsraten in der BRD, die mittelfristig nur durch Aufwertungen der DM erreichbar 
waren, und durch das weitgehende Verhindern des Durchschlagens der WechselkursHnderungen auf 
die administrierten Preise in D-Mark sind die realen administrierten Preise in nationalen WHhrungs
einheiten in der Bundesrepublik weniger gesunken als in den anderen EG-LHndern mit Ausnahme 
Italiens (Tabelle 3). Dieser insbesondere fUr Vergleiche der Lage der Landwirtschaft zwischen EG
MitgliedslHndern relevanten Feststellung soll hier nicht weiter nachgegangen werden. 

Wie bereits gesagt, beziehen sich diese AusfUhrungen lediglich auf die administrierten Agrarpreise. 
Die Analyse der Marktpreisentwicklung und ihrer Auswirkungen auf die Einkommensentwicklung ist 
Gegenstand der vorangehenden Referate. Hier soll zum Einfluß der Inflation auf die Agrarpreisent
wicklung nur folgendes gesagt werden: mittel- und IHngerfristig findet der allgemeine Preisanstieg 
eine BerUcksichtigung in den administrierten Agrarpreisen. Kurzfristig kann es dabei zu nicht unbe
trHchtlichen inflationsbedingten Änderungen der administrierten realen Preise kommen, wenn die In
flation falsch antizipiert wird oder aber die administrierten Agrarpreise als Maßnahme zur Stabilisie
rung des allgemeinen Preisniveaus eingesetzt werden. Wie diese inflationsbedingten VerHnderungen 
der administrierten Agrarpreise auf die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise durchschlagen, kann nicht 
eindeutig beantwortet werden. Einerseits zeigen die Schwankungen der Erzeugerpreise, daß nicht zu 

1) Die Diskussion um Preisgleitklauseln, die in den fUnfziger Jahren schon lebhaft gefUhrt worden 
ist, ist in der BRD insbesondere durch GIERSCH neu belebt worden (H. GIERSCH, 1973). 

213 



Tabelle 3: Reale administrierte Preise in den EG-Löndern 

1969;70 1970;71 1971;72 1972;73 1973;74 1974;75 
ab 6.10.74 

Index der realen ad- BRD 100 96,8 96,2 95,8 94,4 100,9 
ministrierten Preise F 100 95,5 94,7 94,0 92,2 92,6 
in nationalen WHh- I 100 95,8 95,4 95,1 94,2 115,5 
rungseinheiten 1) NL 100 96,4 93,5 91,2 84,5 88,0 

B 100 96,3 95,8 95,5 94,9 96,1 
L 100 96,2 96,0 96, 1 95,7 

1.) Der Index der realen administrierten Preise in nationalen WHhrungseinheiten ergibt sich aus dem 
EG-Index der administrierten Preise, multipliziert mit den nationalen Agrarumrechnungskursen 
(Stichtag 30.12.), dividiert durch den nationalen Index der Verbraucherpreise (vgl. C. THOROE, 
1974, S. 233). 

Quelle: (C. THOROE, 1974, S. 233). 

den administrierten Preisen gehandelt wird, andererseits zeigen aber die hohen Ausgaben fUr Inter
ventionen zur Stabilisierung der Mörkte, daß die administrierten Preise die tatsöchliche Preisentwick
lung nicht unbedeutend beeinflussen (vgl. C. THOROE, 1974, S. 134 ft). 

2.3 Inflationsabhöngigkeit von Steuern, Subventionen und Transferzahlungen in der Landwirtschaft 

~~~~! __ !?l!:_I!l.!L~tl~!!!.~~'!i:!.~Q.ijJ!<:l~~~!l_~!:~l!:~!.s!!:!!!:~!'!lJ_~!!~~!:!!~i~!l:!l_~~J:!_I:.~~~!!:!!.c:.'!c:f! 
Staatliche Umverteilungsmaßnahmen haben fUr die Landwirtschaft eine größere Bedeutung als fUr die 
meisten anderen Wirtschaftsbereiche. In der folgenden Analyse wird dem Einfluß der Inflation auf 
die Verteilungswirkungen der Redistributionsmaßnahmen nachgegangen, indem zunöchst die Infla
tionsabhöngigkeit ihrer Bemessungsgrundlage und dann die Ausgestaltung ihrer Tarife untersucht 
wird 1). 

Wie in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden auch hier die indirekten Steuern und Sub
ventionen dem Wirtschaftsbereich zugeordnet, der die indirekten Steuern an den Staat abfUhrt bzw. 
die Subvention empföngt (formale Inzidenz) 2). Im Gegensatz zu fast allen anderen Wirtschaftsbe
reichen Ubertreffen in der Landwirtschaft die Subventionen in der Regel die indirekten Steuern. An
ders als in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden die Beitröge der Landwirtschaft zur ge
setzlichen Unfallversicherung hier nicht bei den indirekten Steuern behandelt (vgl. Statistisches 
Bundesamt, Fachserie N, 1972, S. 47), sondern erst spHter im Zusammenhang mit den sazialen Si
cherungssystemen der Landwirtschaft 3). 

1) Durch die Bemessungsgrundlage ist festgelegt, an welchen Sachverhalt eine finanzielle staatliche 
Transaktion geknUpft ist, und durch den Tarif das Ausmaß dieser finanziellen Leistung. Diese Be
griffe sind hier aus der allgemeinen Steuerlehre auf staatliche Redistributionsmaßnahmen allgemein 
Ubertragen. Zur Definition dieser Begriffe siehe: (H. KOLMS, 1966, S. 30 t). 

2) Damit ist noch nichts darUber ausgesagt, in welchem Maße die Steuer nach Beendigung der Über
wölzungsvorgönge von diesem Wirtschaftsbereich getragen werden muß bzw. in welchem Maße 
die Subvention in diesem Wirtschaftsbereich verbleibt (effektive Inzidenz). 

3) Zwar ist die gesetzliche Unfallversicherung in erster Linie eine Versicherung zur Verminderung 
des Unfall risikos des Arbeitgebers und nicht eine Versicherung der Beschöftigten, aber in der Land
wirtschaft sind Arbeitgeber und Beschöftigte zu einem großen Teil identische Personen. Deshalb er
scheint es gerade fUr die Landwirtschaft gerechtfertigt, auch die gesetzliche Unfallversicherung im 
Rahmen der sozialen Sicherungssysteme abzuhandeln. 
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Unterscheidet man die indirekten Steuern nach spezifischen Steuern und Wertsteuern, dann H:lßt sich 
allgemein feststellen, daß bei den spezifischen Steuern Geldwerti:lnderungen die Steuerbemessungs
grundlage c.p. unveri:lndert lassen, da die Bemessungsgrundlage hier in StUck- oder anderen Mengen
einheiten definiert ist. Bei unveri:lndertem Steuertarif bleiben damit die nominalen Ertri:lge aus spezi
fischen Steuern von Geldwerti:lnderungen unberUhrt, wi:lhrend der Realwert dieser Steuerertri:lge wegen 
der Geldwertminderung c. p. sinkt. Die Elastiziti:lt der nominalen Steuerertri:lge in bezug auf Ände
rungen des allgemeinen Preisniveaus ist bei den spezifischen Steuern Null. Bei den Wertsteuern ist 
die Steuerbemessungsgrundlage in Werteinheiten definiert und damit abhi:lngig von der Preisentwick
lung. Unter der Annahme einer Elastiziti:lt der Einzelpreise in bezug auf allgemeine Preisi:lnderungen 
von eins wi:lre - bei proportionalem Steuertarif - auch die Elastiziti:lt des nominalen Steueraufkommens 
aus Wertsteuern in bezug auf allgemeine Preisi:lnderungen gleich eins. Generell Ii:lßt sich sagen, je 
größer der Anteil der spezifischen Steuern am Gesamtaufkommen der indirekten Steuern, desto größer 
ist die inflationsbedingte reale steuerliche Entlastung. 

Die vom Aufkommen her bedeutsamsten Betriebssteuern der Landwirtschaft sind die Grund- und die 
Kraftfahrzeugsteuer 1). Die Bemessungsgrundlage der Grundsteuer ist letztl ich der Einheitswert. Da 
der Einheitswert in der Landwirtschaft nicht jtlhrlich neu festgestellt und auch nicht fortgeschrieben 
wird, ist die Elastizittlt der Steuerbemessungsgrundlage in bezug auf Änderungen des allgemeinen 
Preisniveaus bei der Grundsteuer Null (vgl. C. THOROE, 1974, S. 158). Die Kraftfahrzeugsteuer 
ist eine spezifische Steuer (vgl. C. THOROE, 1974, S. 158 f.), und damit ist ihre Bemessungsgrund
lage von Geldwerttlnderungen unabhtlngig, d.h. 1 v.H. Inflation bringt c.p. eine reale Entlastung 
bei der Kraftfahrzeugsteuer von 1 v.H •• Wie aus der Tabelle 4 hervorgeht, hat sich das reale Auf
kommen aus Betriebssteuern der Landwirtschaft in der BRD stark ruckltlufig entwickelt. 

Tabelle 4: Das Steueraufkommen der Landwirtschaft aus Betriebssteuern in der BRD 

Wirtschafts- in Mill DM in Werten von 1971 (Mill DM) 
jahr insges. Grundst. Kfz.-St.1) insges. Grundst. Kfz.-St. 1) 

1950/51 480 305 28 988,8 628,3 57,7 
1962/63 515 410 95 726, 1 578,1 134,0 
1965/66 564 435 118 721,9 556,8 151,0 
1968/69 595 451 133 708,0 536,7 158,3 
1969/70 598 449 138 687,7 516,3 158,7 
1970/71 607 448 148 655,6 483,8 159,8 
1971/72 575 411 153 575,0 411,0 153,0 
1972/73 572 404 157 537,7 379,8 147,6 

1) betrieblicher Anteil 
quelle: C. THOROE, 1974, S. 237. 

Auch die Subventionen an die Landwirtschaft sind in ihrer Höhe weitgehend unabhtlngig von Geld
werttlnderungen festgelegt (vgl. C. THOROE, 1974, S. 160 ff.). Beim Aufwertungsausgleich wurden 
1970 (Aufwertungsausgleichsgesetz, 1969, Artikel 6) die in die jeweiligen Haushaltsplöne einzustel
lenden Ausgleichsbetri:ige fUr die Jahre 1970 bis 1973 auf insgesamt 3,35 Mrd als feste D-Mark-Be
trtlge festgelegt, die von Geldwertönderungen unberUhrt bleiben. Diese Betröge haben in ihrem Real-

1) Das Steueraufkommen der Landwirtschaft aus Mehrwertsteuer ist ohne Bedeutung, da der weitaus 
größte Teil der Landwirte von der Besteuerung nach Durchschnittssötzen (Pauschalierung) Gebrauch 
macht, d.h. den Landwirten wird ein fiktiver Vorsteuerabzug eingeri:iumt, der genau der den Ab
nehmern landwirtschaftl icher Erzeugnisse in Rechnung gestellten Mehrwertsteuer entspricht, so daß 
von dem weitaus größten Teil der Landwirte keine Mehrwertsteuer an das Finanzamt abgefUhrt 
werden muß. 
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wert betröchtliche inflationsbedingte Minderungen erfahren. Umgerechnet in Werte von 1970 ent
spricht der Realwert dieser Betröge lediglich 3,03 Mrd DM von 1970. 
Die Zinsverbilligung erfolgt in der BRD grundsötzlich um festgelegte Prozentpunkte, so daß die nomi
nale Zinsverbilligung eine Elastizitöt in bezug auf Geldwertönderungen von Null hat. Allerdings war 
in den Richtlinien von 1962 und 1967 vorgesehen, daß die Spanne fUr neue Kreditverbilligungszusa
gen den Zinsentwicklungen am Kapitalmarkt angepaßt werden sollte. Obwohl eine solche Revisions
klausel im einzelbetrieblichen Förderungs- und sozialen Ergönzungsprogramm nicht vorgesehen ist, 
wurden 1971 aufgrund der besonderen wirtschaftl ichen Schwierigkeiten der landwirtschaft fUr bereits 
aus Bundesmitteln zinsverbilligte Kredite zusätzliche Zinsverbilligungen fUr die Jahre 1970 und 1971 
von 1 % gezahlt (vgl. Agrarbericht, 1972, S. 50), und im Jahre 1972 wurden die Sätze von 4 % auf 
5% heraufgesetzt (vgl. Agrarbericht, 1973, S. 79). Auch bei der Treibstoffverbilligung ist die Be
messungsgrundlage unabhöngig von Geldwertänderungen. Da aber durch die Treibstoffverbilligung nur 
ein Teil der auf gleiche Weise wie die Subvention festgelegten Mineralölsteuer. erstattet wird 1), kann 
die inflationsbedingte reale Minderung der Treibstoffverbilligung nicht ohne weiteres als Inflations
verlust fUr die landwirtschaft angesehen werden. 

Tabelle 5: Subventionen der landwirtschaft in der BRD 

Wirt- in Mill DM in Werten von 1971 (Mi 11 DM) 
schafts- insge- Treib- Zins- Auf- insge- Treib- Zins- Aufwer-
jahr samt 5 toff- ver- wertg.- samt stoff- ver- tungs-

verb. billig. ausgi. verb. billig. ausgleich 

1962/63 1396 297 156 - 1968,4 418,8 220 -
1965/66 1924 562 344 - 2462,7 719,4 440,3 -
1968/69 1651 318 385 - 1964,7 378,4 458, 1 -
1969/70 1727 412 394 381 1986,1 473,8 453, 1 438,2 
1970/71 2379 384 468 914 2569,3 414,7 505,4 987,1 
1971/72 2240 426 554 874 2240,0 426,0 554,0 874,0 
1972/73 2203 490 550 758 2070,8 460,6 517,0 712,5 

Quelle: C. THOROE, 1974, S. 238. 

Die bisherigen AusfUhrungen zeigen, daß die Aufkommenselastizität der indirekten Steuern und der 
Subventionen fUr die landwirtschaft insgesamt nahe Null liegt. Da die Subventionen wesentl ich hö
her sind als die indirekten Steuern, ergeben sich per Saldo inflationsbedingte reale Mindereinkom
men der landwirtschaft. Wie bereits angesprochen, erfolgt die sektorale Zurechnung der indirekten 
Steuern und Subventionen nicht nach der effektiven, sondern nach der formalen Inzidenz, so daß 
exakte Aussagen Uber das Ausmaß der inflationsbedingten realen Einkommensminderungen aus Sub
ventionen und indirekten Steuern fUr die landwirtschaft nicht möglich sind. Um aber einen Einblick 
in die Größenordnung zu erhalten, wird von der formalen Inzidenz ausgegangen, also von dem Saldo 
aus indirekten Steuern und Subventionen, der sich aus den Tabellen 4 und 5 errechnet, und einer 
Aufkommenselastizitöt von indirekten Steuern und Subventionen von Null. Dann ergibt sich fUr die 
Jahre 1970/71, 1971/72 und 1972/73 ein Saldo zwischen Subventionen und indirekten Steuern fUr 
die Landwirtschaft von ca. 1,6 Mrd DM und eine inflationsbedingte Minderung der realen Wert
schöpfung durch die indirekten Steuern und Subventionen von ca. 16 Mi 11 DM pro Prozentpunkt In
flation. 

1) Bemessungsgrundlage ist das in Betrieben der landwirtschaft fUr den Betrieb von Ackerschleppern, 
standfesten oder beweg I ichen Arbeitsmaschinen und Motoren oder Sonderfahrzeugen verwendete 
versteuerte Gasöl. Die Verbi 11 igung ist festgelegt als konstanter DM-Betrag pro liter und damit 
unabhöngig von Geldwertönderungen (vgl. Gasölverwendungsgesetz - Landwirtschaft, 1967). 
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Die Belastung der Landwirte mit direkten Steuern 1) setzt sich zusammen aus Einkommen-, Kirchen
und Vermögensteuern und Lastenausgleichsabgaben • Hier sollen im folgenden nur die Einkommens
steuer und die Lastenausgleichsabgaben behandelt werden, da die Kirchensteuer eine Satellitensteuer 
der Einkommensteuer ist - und deshalb keiner gesonderten Ausführungen bedarf - und die Vermögens
steuer von ihrem Aufkommen her für die Landwirtschaft nur eine geringe Bedeutung hat. 

Die vom Aufkommen her bedeutsamste direkte Steuer ist die Einkommensteuer. Bemessungsgrundlage 
der Einkommensteuer ist die Summe der im Einkommensteuergesetz aufgezählten Einkünfte. Da bei 
der Ermittlung der Einkünfte vom Nominalwertprinzip ausgegangen wird, sind auch bei der Ermittlung 
der Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb usw. Abschreibungen nur zu An
schaffungspreisen zugelassen. Dadurch kommt es zu inflationsbedingten Scheingewinnen, die der Ein
kommensteuer unterl iegen. Dieses Problem ist Gegenstand der betriebswirtschaftl ichen Literatur (vgl. 
C, THOROE, 1974, S. 143 ff), hat aber für die Landwirtschaft sehr viel weniger Bedeutung als für 
die gewerbliche Wirtschaft, wie im Anschluß an die allgemeinen Ausführungen zur Einkommensteuer 
noch gezeigt werden wird. 

Außerdem ist der Einkommensteuertarif nicht proportional sondern progressiv aufgebaut. Durch zahl
reiche Freibeträge 2) ist in den Einkommensteuertarif eine indirekte Progression eingebaut; dazu 
kommt eine direkte Steuerprogression durch eine Progressionszone, die an die Freibetröge und eine 
Proportionalzone anschi ießt. Da sowohl die Freibeträge als auch die Zonengrenzen in D-Mark fest
gelegt sind, werden Freibeträge und Zonenbreite durch die Inflation real verringert. Das bedeutet, 
daß immer mehr Bezieher mittlerer und niedriger Einkommen von der direkten Progression betroffen 
werden 3). Die Elastizität des nominalen Steueraufkommens in bezug auf Änderungen des Nominal
einkommens ist größer als eins 4). 

Diese allgemeine Darstellung der Einkommensteuer muß ergänzt werden durch einige Sonderregelun
gen für die Landwirtschaft. Für den weitaus größten Teil der Landwirte erfolgt die steuerliche Ermitt
lung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen (GDL) 5). Wichtig für die 

1) Zu den direkten Steuern werden hier - abweichend von der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung -
nur die direkten Steuern im engeren Sinne gezählt. Zur Abgrenzung dieser Begriffe in der volks
wirtschaftl ichen Gesamtrechnung (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie N, 1972, S. 50 ff) • 

2) Allgem. Freibetrag, Kinderfreibetrag, Freibetrag für Alleinstehende, Altersfreibetrag, Arbeitneh
merfreibetrag, Freibetrag für Versorgungsbezüge, Weihnachtsfreibetrag, Freibetrag für Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft. 

3) Hieran hat auch die Reform der Einkommensteuer 1974 im Grundsätzl ichen nichts geändert. Durch 
die Neufestsetzung von Freibeträgen, Zonengrenzen und Einkommensteuertarif sind zwar breite 
Schichten - vor allem Bezieher relativ niedriger Einkommen - kurzfristig entlastet worden, die 
Festlegung der Freibeträge und Zonenbreiten in Nominalwerten ist aber beibehalten worden. 

4) HAGEMANN hat für den Zeitraum 1955-1963 Aufkommenselastizitäten der Einkommensteuer von 
ca. zwei ermittelt (vgl. G. HAGEMANN, 1967, S. 120). Jüngere Untersuchungen gehen von 
einer Aufkommenselastizität der Lohnsteuer von zwei aus (vgl. J. KÖRNER, 1974, S. 6). 

S) Rechtliche Grundlage dieser Besteuerung nach Durchschnittssätzen war zunächst die "Verordnung 
über die Aufstellung von Durchschnittssätzen" vom 2.6.1949. Da ein Urteil des Bundesfinanzge
richtshofs diese Verordnung wegen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes 
und wegen Unvereinbarkeit mit dem § 29 des Einkommensteuergesetzes für ungültig erklärte, trat 
1965 an die Stelle der Verordnung das "Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen" (vgl. Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus Land
und Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen, 1965). 
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inflationsbedingfe Änderung des Steueraufkommens ist, daß durch die Orientierung der Gewinnermitt
lung am Einheitswert gesetzmtlßig eine Aufkommenselastizittlt der nach Durchschnittsstltzen ermittel
ten Einkommensteuer von Null festgelegt ist. Außerdem sind die Durchschnittssätze fUr die Gewinn
ermittlung so niedrig festgelegt, daß der Uberwiegende Teil der Landwirte wegen "GeringfUgigkeit 
der Einkunfte" oberhaupt nicht zur Einkommensteuer veranlagt wird (Tabelle 6). 

Tabelle 6: Steuerpflichtige mit EinkUnften aus Land- und Forstwirtschaft nach Art ihrer Veranlagung 
und Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 

Steuerpfl ichtige 

Jahr insgesamt 
in v.H. Zahl der land-

mit Veranlagung nach insgesamt wirtschaftlichen 
in 1000 

Buch- Durchschnitts- Schtlt- Betriebe in 1000 
fuhrung stltzen zung 

(GDL) (VOL) 

1954 719,6 7,7 85,0 7,3 100,0 1815,9 b) 
1965 171,1 a) 25,0 52, 1 22,9 100,0 1451,6 
1968 218,2 a) 20,8 53,2 26,0 100,0 1376,8 

a) Ohne Steuerpflichtige mit EinkUnften aus Land- und Forstwirtschaft, aber mit EinkUnften 
Ub~rwiegend aus selbsttlndiger Arbeit. 

b) 1955. 

Quelle: Wirtschaft und Statistik, 1959, S. 35; Statistisches Bundesamt, Fachserie L, 1965, S. 19; 
1968, S. 13; Agrarbericht, 1958, S. 16; 1967, S. 38; 1969, S. 22. 

Sehr viel bedeutsamer als die tatsöchliche inflationsbedingte reale Entlastung bei der Einkommen
steuer bei den veranlagten GDL-Landwirten ist die Zunahme der BegUnstigung der Landwirtschaft bei 
der Einkommensteuer gegenUber anderen Wirtschaftsgruppen. Da Angaben Uber das Ausmaß der durch 
das GDL bedingten Steuererspamis der Landwirtschaft nicht vorl iegen 1), soll hier versucht werden, 
einen Einblick in die Größenordnung dieser Steuererspamis zu geben. Legte man den durchschnittli
chen Lohnsteuersatz auf die Wertschöpfung der Landwirtschaft, so ergäbe sich z.B. fUr das Wirtschafts
jahr 1972/73 eine Einkommensteuerbelastung der Landwirtschaft von ca. 2,6 Mrd DM 2). Dieser fik
tiven Steuerbelastung steht fUr 1972/73 ein geschtltztes tatstlchliches Einkommensteueraufkommen der 
Landwirte von 175 Mill DM gegenUber (vgl. Agrarbericht, 1974, S. 208). Diese enorme BegUnsti
gung der Landwirtschaft gegenUber anderen Wirtschaftsgruppen nimmt inflationsbedingt stark zu. Bei 
einer SteuervergUnstigung von 2,4 Mrd DM ergtlbe sich bei einer Aufkommenselastizittlt von zwei 
eine zustltzliche SteuervergUnstigung pro Prozentpunkt Inflation von 48 Mill DM. Die inflationsbe
dingte Minderung der realen Steuerlast bei den veranlagten GDL-Landwirten ist dabei noch nicht 
einmal berucksichtigt. 

Aus der unterschiedlichen Veranlagung der Landwirte zur Einkommensteuer resultieren sehr große 

1) In den Subventionsberichten der Bundesregierung werden zwar Steuermindereinnahmen ausgewie
sen, sie beziehen sich aber nur auf die BegUnstigung der veranlagten, nicht buchfUhrenden Land
und Forstwirte durch das GDL. Die Steuermindereinnahmen werden fUr die Jahre 1969 und 1970 
mit 600 Mill DM, fUr 1971 mit 610 Mill DM und fUr 1972 mit 620 Mill DM ausgewiesen. 

2) Der durchschnittliche Lohnsteuersatz betrug 1972 ca. 13 % und die Wertschöpfung der Landwirt
schaft 1972/73 ca. 20 Mrd DM. Die hier durchgefUhrte Abschtltzung der Steuerbegunstigung durf
te eher zu niedrig als zu hoch liegen, wenn man berUcksichtigt, daß die Haushaltseinkommen der 
Landwirte uber denen der Lohneinkommensbezieher liegen und daß die Streuung der Haushaltsein
kommen der Landwirte sehr groß ist (vgl. dazu Agrarbericht, 1973, S. 27; C. THOROE, 1975). 
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inflationsbedingte Veränderungen der Brutto-Nettoeinkommensrelationen innerhalb der Landwirt
schaft. Wie aus Tabelle 6 ersichtlich, wird nur ein sehr kleiner Teil der Landwirte nach Buchfüh
rungsergebnissen veranlagt. Nur diese Gruppe wird von den bei den allgemeinen Ausführungen zur 
Einkommensteuer behandelten Problemen betroffen: inflationsbedingte Scheingewinne wegen Abschrei
bung zum Anschaffungswert und inflationsbedingte Zunahme der Steuerprogression. Für den weitaus 
größten Teil der Landwirte bringt die Inflation im Rahmen der Einkommensteuer zunehmende Begünsti
gungen oder auch reale Entlastungen, soweit sie nach GDL tatsächl ich veranlagt werden. 

Bei den Lastenausgleichsabgaben ist die Abgabeschuld zu dem Stichtag 21.6.1948 in DM festgelegt 
worden, und auch die Verzinsung wird Geldwertänderungen nicht angepaßt. Der Realwert von Til
gungs- und Zinsleistungen der Lastenausgleichsabgaben sinkt um den vollen Satz der Inflation. Die 
Elastizität der nominalen Lastenausgleichsabgaben in bezug auf allgemeine Geldwertänderungen ist 
Null, woraus beträchtliche reale Minderbelastungen der Landwirtschaft resultieren. 

Insgesamt läßt sich sagen, daß für die Landwirtschaft - anders als für die Mehrzahl der anderen Wirt
schaftsgruppen - der inflationsbedingte Anstieg der realen Steuerbelastung aus direkten Steuern nicht 
stattgefunden hat; im Gegenteil, das reale Aufkommen der Landwirtschaft aus direkten Steuern ist 
deutlich zurückgegangen (Tabelle 7). Dies hat dazu gefUhrt, daß sich die Brutto-Nettoeinkommens
relation von Landwirten und von Nichtlandwirten, aber auch innerhalb der Gruppe der Landwirte, 
insbesondere zwischen den Landwirten, die zur Einkommensteuer nach Buchführungsergebnissen ver
anlagt werden und denen, die nicht veranlagt werden, in zunehmendem Maße auseinander entwik
kelt hat. Diesem Umstand wurde bei der Einkommensanalyse bisher wenig Beachtung geschenkt. 

Tabelle 7: Das Steueraufkommen der Landwirte aus privaten Steuern in der BRD 

Wirt-
in Mill DM in Werten von 1971 (Mill DM) 

schafts-
ins- Eink. Kir- Lasten- Verm. ins- Eink. Kir- Lasten- Verm. 

jahr 
ges. steuer chen- ausgi. steuer ges. steuer chen- ausgi. steuer 

steuer steuer 

1962/63 320 132 13 173 2 451 186 18 244 3 
1965/66 411 238 24 147 2 526 305 31 188 3 
1968/69 306 150 15 139 2 364 179 18 165 2 
1969/70 319 167 17 133 2 367 192 20 153 2 
1970/71 312 162 16 132 2 337 175 17 143 2 
1971/72 322 174 17 129 2 322 174 17 129 2 
1972/73 316 175 17 122 2 297 165 16 115 2 

Quelle: Agrarbericht, 1974, S. 208 und eigene Berechnungen. 

Die soziale Sicherung der Landwirtschaft wird getragen durch sektorspezifische Unfall-, Renten-
und Krankenversicherungen. Würde nach in der allgemeinen sozialen Sicherung gängigem Grund
satz verfahren, daß die laufenden Leistungen durch laufende Beiträge finanziert werden, so würden 
sich fUr die Landwirtschaft als Ganzes keine inflationsbedingten Einkommensänderungen durch die 
Einbeziehung der sozialen Sicherungssysteme ergeben, wenn man von den durch die Einkommensum
verteilung bedingten Veränderungen des Steueraufkommens und von dem Verwaltungsaufwand ab
sieht. Leistungsempfänger und Beitragszahler gehören zum Sektor Landwirtschaft, und damit würde 
nicht das Sektoreinkommen insgesamt, sondern nur seine Verteilung durch die soziale Sicherung be
einflußt. Die sozialen Sicherungssysteme der Landwirtschaft sind aber durch eine Reihe von Besonder
heiten gekennzeichnet. Die sektorspezifische Organisation der Versicherungsträger trägt zwar dem 
speziellen Risiko der Landwirtschaft bezüglich Unfall, Krankheit usw. Rechnung, durch die struktu-
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relle Änderung im Wachstumsprozeß entwickelt sich aber das Verhältnis zwischen Leistungsempfän
gern und Beitragszahlern in der Landwirtschaft im Vergleich zur Gesamtwirtschaft ungünstig. Die 
Belastung, insbesondere bei den Renten, die aus frUheren Perioden resultiert, würde auf immer weni
ger Beitragszahler umgelegt. Um diese Folgen des Strukturwandels nicht der Landwirtschaft aufzu
bürden, wird ein Teil der Lasten der landwirtschaftlichen sozialen Sicherungssysteme durch Bundes
zuschUsse abgedeckt. In den letzten Jahren sind diese BundeszuschUsse erheblich aufgestockt worden 
und über das durch den strukturellen Wandel bedingte Ausmaß hinausgewachsen. Sie stellen inzwi
sehen eine echte EinkommensUbertragung zugunsten der Landwirtschaft dar. Inflationsbedingte Ände
rungen dieser Zuschüsse lassen sich nicht bestimmen, da diese bis zum Jahre 1974 durch das jeweili
ge Haushaltsgesetz jährlich neu festgesetzt wurden. Erst seit 1974 ist ein Teil dieser Beträge, der 
Bundeszuschuß zur landwirtschaftlichen Altershilfe, als fester Anteil an der Summe der Altersgeld
aufwendungen gesetzlich festgelegt (vgl. C. THOROE, 1974, S. 178 ft). 

Wenn auch die Frage nach der Inflationsabhängigkeit der Leistungen der sozialen Sicherungssysteme 
fUr die Landwirtschaft insgesamt nicht sehr bedeutsam ist, so ist doch zu bedenken, daß sie fUr die 
Gruppe der Leistungsempfönger von zentraler Bedeutung sein kann, vor allem, wenn Leistungen no
minal festgelegt werden. Die Rentenleistungen der landwirtschaftlichen Unfallversicherung sind seit 
der Neuregelung der Unfallversicherung im Jahre 1963 (vgl. Übersicht Uber die soziale Sicherung, 
1970, S. 155) dynamisiert 1). Die Dynamisierung der Rentenleistungen der landwirtschaftlichen AI
terskasse erfolgt erst seit 1975. Bis dahin war das landwirtschaftliche Altersgeld und auch die Land
abgaberente in festen D-Mark-Beträgen durch das Gesetz Uber eine Altershilfe fUr Landwirte festge
legt. Eine Anpassung dieser Beträge an die wirtschaftliche Entwicklung bedurfte einer Novellierung 
dieses~Gese.tzes. Durch die Dynamisierung ist nun eine Anpassung der Renten an inflationäre Ent
wicklungen - wenn auch mit einem time-lag - gewährleistet, soweit sich die Inflation in entspre
chenden Veränderungen der durchschnittlichen nominalen Bruttolohn- und -gehaltssumme nieder
schlägt. 

3 Die Inflationsabhängigkeit von Zinsbelastungen und Fremdka.eitalbelastung 

Neben den staatlichen verteilungspolitischen Maßnahmen sind fUr die redistributiven Inflationswir
kungen besonders die Zinsleistungen von Bedeutung. Erstens ist die Landwirtschaft in hohem Maße 
Nettoschuldner (Tabelle 8) und zweitens werden Wertsicherungsklauseln bezuglich der Kreditsumme 
in der Bundesrepublik nicht genehmigt, so daß inflationsbedingte Minderungen der realen Kreditsum
me nur uber den Zinssatz berUcksichtigt werden können. Die Entwicklung des durchschnittlichen 
Zinssatzes fUr das Fremdkapital der Landwirtschaft (Tabelle 9) zeigt, daß der Anstieg der durchschnitt
I ichen Zinsbelastung in Zeiten starker Geldentwertung nicht annähernd dem Anstieg der Inflations
rate folgt; es kam also zu einer Kaufkraftumverteilung von Geldgläubigern zu Geldschuldnern (vgl. 
M. ZIERCKE, 1970, S. 95 - 153) und damit zu einer Umverteilung zugunsten der Landwirtschaft. 

1) Die Rentenleistungen werden den Veränderungen der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts
svmme angepaßt. Unter der realistischen Annahme, daß die Lohnentwicklung nicht unabhängig 
von der Preisentwicklung ist, wird also die Höhe der Renten der allgemeinen Preisentwicklung 
angepaßt. Wenn der inflationsbedingte durchschnittliche Bruttolohnanstieg der Geldentwertung 
entspricht, ergibt sich keine inflationsbedingte Änderung der Rentenleistungen. Da aber die An
passung nicht an den durchschnittlichen Bruttolohnanstieg des gleichen Jahres, sondern mit einer 
zeitlichen Verzögerung von zwei Jahren erfolgt, kann sich hieraus insbesondere bei ansteigenden 
oder absinkenden Geldwertänderungen eine nicht unerhebliche kurzfristige inflationsbedingte 
reale Änderung der Rentenleistungen ergeben, genau wie bei den Renten der allgemeinen Renten
versicherung (vgl. Übersicht Uber die soziale Sicherung, 1970, S. 77 und 155; M. ZIERCK E, 
1970, S. 40 ft) • 
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Tabelle 8: Die Fremdkapitalbelastung der Landwirtschaft in der BRD 

Fremdkapital in Mill. DM Fremdkapital in Mill. DM 

Jahr 
von 1971 

insgesamt 
ohne Renten- insgesamt Nettover-
u.Altenteils-
lasten - Gut-

schuldung 

haben (Netto-
verschul dung) 

1950 3.712 7.647 
1960 11.981 7.957 18.331 12.174 
1965 19.082 12.429 24.425 15.909 
1966 21. 159 14.635 26.237 18.147 
1967 23.420 15.852 28.807 19.498 
1968 25.874 18.212 30.790 21.672 
1969 27.775 19.056 31.941 21.914 
1970 29.692 19.923 32.067 21.517 
1971 30.925 21. 192 30.925 21. 192 
1972 31.699 20.825 29.769 19.576 
1973 32.740 21.451 29.466 19.306 

Quelle: C. THOROE, 1974, S. 241. 

Inflationsbedi ngte Rea Ischuldenm inderung Veränderung der Ver-
(F remdkapi tal in DM x Inflationsrate) schuldg.in DMv.1971 

in Mill.DM in Mill.DM v. 1971 insgesamt Netto-Fremd- Netto- Fremd- Netto-
kapital kapital ver-ver- ver-

schuldung insges. schul- insges. schul-
dung dung 

. 
288 191 441 292 
687 447 879 572 

1.812 2.238 762 527 945 653 
281 190 346 234 

2.570 1.351 

724 510 862 607 
1.983 2.174 

889 610 1.022 702 1.151 242 

2.138 1.434 2.309 1.549 
126 - 397 

2.412 1.624 2.412 1.624 -1.142 - 325 

1.963 1.291 1.845 1.214 -1.158 -1.616 

1.604 1.051 1.444 946 - 303 - 270 



Tabelle 9: Durchschnittlicher Zinssatz fUr das Fremdkapital der Landwirtschaft, Zinssatz fUr 
Kontokorrentkredite und Inflationsrate in der BRD 

Wirt-
Zinssatz fUr Fremdkapital der Landwirtschaft Inflations- Zinssatz fUr 

schafts-
(durchschn ittl iche Zinsbelastung) 

rate Kontokorrent-
jahr 

Nominalzins Realzins in % (Nominal-
kredite 

in % zins ./. Inflationsrate) 

1950/51 5,9 - 4,9 10,8 10,5 
1962/63 5,6 2,5 3, 1 7,5 
1965/66 5,6 2,0 3,6 8,5 
1968/69 6,0 2,8 3,2 7,5 
1969/70 6,3 - 0,9 7,2 9,6 
1970/71 6,6 - 1,2 7,8 11,4 
1971/72 6,4 0,2 6,2 9,9 
1972/73 6,8 1,9 4,9 9,1 

Quelle: C. THOROE, 1974, S. 239. 

Daß die Zinsstltze fUr das Fremdkapital der Landwirtschaft zeitweise hinter der allgemeinen Geld
entwertung zurUckgeblieben sind, wird vor allem durch folgende Faktoren begrUndet: 

erstens folgt die allgemeine Zinsentwicklung nicht unmittelbar der allgemeinen Geldwertent
wicklung (ein insbesondere fUr die Konjunkturpolitik bedeutsamer Tatbestand), 

- zweitens folgen die Zinsstltze fUr die bereits laufenden Kreditvertrtlge mit den Geschtlftsbanken, 
in denen fast immer Zinsanpassungsklauseln vereinbart sind, der Entwicklung der Eckzinsstltze 
(Diskont- oder Lombardsatz) oft nur mit zeit I icher Verzögerung und - insbesondere bei extremen 
Abweichungen nach oben oder unten - nicht in vollem Umfang, 

- drittens erfolgt im Realkreditgeschtlft, das gerade fUr das langfristige landwirtschaftliche Kredit
geschtlft eine große Bedeutung hat, die Zinsanpassung im allgemeinen nur zu festgesetzten Ter
minen I}, 

- viertens wird ein sehr großer Teil der Darlehen der Landwirtschaft zinsverbilligt. Durch die be
reits erwtlhnte Anhebung des Verbilligungssatzes wurde ein Teil der nominalen Zinssatzsteigerun
gen aufgefangen, 

- fUnftens spielen öffentliche Darlehen im Kreditgeschtlft der Landwirtschaft eine bedeutsame 
Rolle 2). Die öffentlichen Darlehen sind mit einem festen Zinssatz (1 %, vgl. Richtl inien fUr 
die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen, 1972) zu verzinsen, so daß die nominalen 
Zinsleistungen fUr die öffentlichen Darlehen keinen inflationsbedingten Vertlnderungen unterlie
gen. 

Das ZurUckbleiben der Zinsentwicklung hinter der allgemeinen Geldwertentwicklung hat zu betrtlcht
lichen realen Schuldenentlastungen der Landwirtschaft gefUhrt (Tabelle 9). Bei einer Nettoverschul
dung der Landwirtschaft von 20 Mrd DM bedeutet jeder Prozentpunkt Inflation, der nicht in einem 
entsprechenden Anstieg des Nominalzinssatzes seinen Niederschlag findet, eine Minderung der rea
len Nettoverschuldung von 200 Mill DM. 

I} Da von den Realkreditinstituten Emissionen mit einer Laufzeit, die der Laufzeit der Kredite ent
spricht, nicht mehr auf dem Kapitalmarkt untergebracht werden können, wurden mit dem Über
gang zu kUrzeren Fristen bei den Emissionen Zinstlnderungsklauseln in die Kreditvertrtlge in der 
Weise aufgenommen, daß zum Termin der Neuemission der Kreditzinssatz dem Kapitalmarktzins 
angepaßt werden kann. 

2) Die öffentlichen Neudarlehen betrugen z.B. 1971 und 1972 uber 200 Mill DM. 
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4 Zusammenfassung und Schluß~erungen 

Die Analyse der redistributiven Inflationswirkungen auf den Gebieten der staatlichen Agrarpreispoli
tik, der Einkommensverteilung und der -umverteilung hat gezeigt, daß die inflationsbedingten Um
verteilungen in diesen Bereichen beträchtliche Ausmaße annehmen und daß die Ursachen dieser Um
verteilungen vor allem darauf beruhen, daß das Nominalwertprinzip die Grundlage der meisten öko
nomischen Transaktionen in diesen Bereichen bildet. 

Die starke Sensibilität des landwirtschaftlichen realen Nettoinlandsprodukts in bezug auf Änderun
gen der realen landwirtschaftl ichen Erzeugerpreise und die Tatsache, daß die Agrarpreispol itik einen 
entscheidenden Einfluß auf die reale Agrarpreisentwicklung ausUbt, geben zu ernsthaften Überlegun
gen Anlaß, wie eine automatische Anpassung der administrierten Agrarpreise an die allgemeine 
Geldwertentwicklung gewährleistet werden kann. Dadurch durften Senkungen der realen administrier
ten Agrarpreise keinesfalls ausgeschlossen werden; sie wären dann aber durch einen pol itischen B~
schluß als solche erkennbar und könnten nicht mehr auf dem Umweg Uber die Inflation betrieben wer
den. 

FUr die indirekten Steuern und Subventionen der Landwirtschaft liegt die nominale Aufkommenselasti
zität in bezug auf Geldwertänderungen nahe Null. Da die Subventionen die indirekten Steuern in 
der Landwirtschaft ubersteigen, resul tieren hieraus inflationsbedingte Minderungen des Realeinkom
mens der Landwirtschaft, ein Tatbestand, der verstärkte Beachtung bei der Diskussion um direkte 
Ei nkommensUbertragungen fi nden soll te. 

Bei den direkten Steuern zeigt sich neben den inflationsbedingten realen Entlastungen der Lastenaus
gleichsabgaben vor allem eine inflationsbedingt stark anwachsende BegUnstigung der Landwirte ge
genUber anderen Gruppen von Einkommensbeziehern bei der Einkommensteuer. DarUber hinaus erge
ben sich innerhalb der Gruppe der Landwirte inflationsbedingte unterschiedl iche Entwicklungen der 
Relation zwischen Netto- und Bruttoeinkommen je nach Art ihrer Veranlagung zur Einkommensteuer. 

Bei der Analyse der Entwicklung von Zinsleistungen und Fremdkapital der Landwirtschaft zeigt sich, 
daß die Änderung des Zinssatzes fUr Fremdkapital der Landwirtschaft weit hinter den Änderungen der 
Inflationsrate zurUckbleibt. Da die Landwirtschaft in starkem Maße Nettoschuldner ist, hat sie in 
den letzten Jahren sehr starke inflationsbedingte Minderungen ihrer Realschuldenlast verzeichnen 
können. Diese Minderungen der Realschuldenlast sind sehr viel größer als die aufgezeigten inflations
bedingten Realeinkommensminderungen insgesamt. 

Es zeigt sich also, daß fUr die Landwirtschaft insgesamt eine generelle Abkehr vom Nominalwert
prinzip zum Realwertprinzip nicht von Vorteil ist. Innerhalb der Landwirtschaft ergibt sich ein sehr 
viel differenzierteres Bild. Bei einzelnen Gruppen von Landwirten werden die inflationsbedingten 
Nachteile Uberwiegen, vor allem, wenn sie aufgrund von BuchfUhrungsergebnissen zur Einkommen
steuer veranlagt werden oder wenig zinsgUnstiges Fremdkapital aufgenommen haben. Die "institu
tionalisierte Geldillusion" bringt der Landwirtschaft insgesamt in den Bereichen Einkommensvertei
lung und -umverteilung aber beträchtliche Vorteile. 
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Karl Schiller hatte als amtierender Wirtschaftsminister der Bundesrepublik 1970 anll:lßlich der Jah
resversammlung der Gouverneure des Internationalen Wl:lhrungsfonds und der Weltbank in Kopenha
gen gewarnt: "Inflation ist wie ein Rauschgift. FUr eine Weile versetzt es uns in Hochstimmung, 
verkll:lrt die Welt und hilft uns, unsere Probleme zu vergessen. Aber das Erwachen erfolgt unweiger
lich. Dann wird klar, daß die Reise keine Probleme gelöst, sondern sogar noch weitere geschaffen 
hat: Energien wurden vergeudet, Fehlanpossungen in der Wirtschaftsstruktur zeigen sich, ein allge
meiner Zusammenbruch rUckt in den Bereich des Möglichen. Inflation bedeutet soziale Ungerech
tigkeit. Sie bewirkt unerwUnschte Vennögensverschiebungen von den wirtschaftl ich schwl:lcheren auf 
die wirtschaftlich stlirkeren Teile der Bevölkerung." 

Als Schiller seine Warnung aussprach, betrug die Inflationsrate in der Bundesrepublik "nur" 3,4 %. 

Aber PET ER BAMM hatte wohl recht, als er meinte: Zelte von Propheten stehen in der WUste 
(P. BAMM, 1974, S. 264). 

Zur Zeit findet nun die Entziehungskur statt. Die RUckfallgefahr ist aber groß. Das bringt auch 
F .A. von HAYEK in seinen zwölf Thesen zur Inflationsbekl:lmpfung zum Ausdruck (F .A. von HA YEK, 
1974) • 

Die im Inland erzeugte allgemeine Preissteigerung wird durch einen Überschuß der gesamtwirtschaft
lichen monetliren Nachfrage Uber das gesamtwirtschaftliche GUterangebot verursacht. 

Über die Entstehung des Überschusses sind sich Fiskalisten und Monetaristen nicht einig. Aufgrund 
der jUngsten Entwicklungen in mehreren Llindern - Preissteigerungen trotz Arbeitslosigkeit - werden 
Clls preisniveautreibende Kraft vor allem die hohen EinkommensansprUche der sozialen Gruppen an
gesehen (F. NEUMARK, 1975; A. HENZE, 1974, S. 98; C. THOROE, 1974, S. 59 f). 

Stark vereinfacht: Es kann eben nicht mehr Kuchen gegessen werden, als gebacken worden ist 
(H. ROEPER, 1975). 

GIERSCH stellt in diesem Zusammenhang fest: "Wer zuviel fordert im Vergleich zu dem, was er 
leistet, drtlngt sich selber aus dem Markt. ••• Wo der Lohn im Verhtlltnis zur Produktivittlt ange
messen ist, sind die Arbeitspll:ltze sicher, und wo der Lohn 'im Vergleich zur Produktivitl:lt zu hoch 
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ist, gibt es Personaleinsparungen, Kurzarbeit, Entlassungen und Zusammenbrüche" (H. GIERSCH, 
1974) • 

2 Wirkungen der Inflation auf die Landwi rtschaft 

a) Der notwendige Strukturwandel der Landwirtschaft wird gebremst. Die Zahl der Erwerbstätigen 
in der Landwirtschaft der Bundesrepubl ik ging 1974 nur um 3 % gegenüber dem Vorjahr zurück. 
Im Durchschnitt der Jahre 1964 bis 1974 waren es jährlich 4,5 %. Die Erwerbstätigen, die aus 
dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß wegen fehlender außerlandwirtschaftlicher Be
schäftigungsmöglichkeiten nicht ausscheiden können, tragen durch ihre Produktionsleistung zur 
weiteren Überschußproduktion bei. Auch von der Nachfrageseite wird infolge von Arbeitslosig
keit und Kurzarbeit das partielle Überschußproblem bei Nahrungsgütern verschärft. 

Investitionen, die man im Betrieb eigentlich nicht mehr vornehmen wollte, weil der landwirt
schaftliche Betrieb extensiviert, verkleinert oder ganz aufgegeben werden sollte, werden nun 
doch vorgenommen. 

b) Die Inflationstendenzen sind in den EWG-Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich. Auf- und Ab
wertungen der Währungen in den Mitgliedsstaaten sind,erfolgt. Die gemeinsame EWG-Agrarpo
litik, insbesondere die jährliche Festsetzung gemeinsamer Richt- und Interventionspreise für 
Agrargüter, wird immer problematischer. 

c) Eine Zusammenfassung der inflationsbedingten Wirkungen auf die Landwirtschaft ergibt: 

Vorteile: 

- Sowohl bei den Betriebssteuern (Grundsteuer, Kraftfahrzeugsteuer usw.) als auch bei den di
rekten Steuern (Einkommensteuer, Lastenausgleichsabgabe usw.) tritt per Saldo eine reale Ab
gabeentlastung für die Landwirtschaft ein 1). Das Einkommen wird in der Mehrzahl der land
wirtschaftlichen Betriebe nach Durchschnittssätzen geschätzt, die sich überwiegend am Ein-
he itswert und an der Arbeitsleistung orientieren 2). Allerdings erfolgt hier eine Anpassung in 
Stufen (z.B. beim Übergang vom GDL zum § 13a EStG)i eine zu große Abweichung der wirk
lichen Gewinne von den Durchschnittsgewinnen wirft verfassungsmäßige Bedenken auf. 

Bezüglich der Grundsteuer ist anzumerken, daß über die Hebesätze indirekt die reale Abgabe
entlastung, die sich aufgrund der Einheitsbewertung als Bemessungsgrundlage ergibt, von den 
Gemeinden mit Zustimmung der Länder wieder aufgehoben werden kann. 

- Die Landwirtschaft ist Netto-Schuldner. Die Rückzahlung der Kredite wird wegen des 
"Mark gleich Mark Prinzips" im Laufe der Zeit leichter. 

Nachteile: 

- Der reale Wert einer in einer bestimmten Höhe festgesetzten Subvention - ausgedrückt in DM -
sinkt ab. Ein Ausgleich des inflationsbedingten Rückgangs bedarf einer neuen politischen Ent
scheidung. 

- Da die Richt- und Interventionspreise für Agrargüter in der EWG vom EG-Ministerrat im voraus 

1) Die Deich- und Siellasten werden kostendeckend festgelegt. Die Landwirtschaftskammer-Abgabe 
folgt der allgemeinen Kostenentwicklung. 

2) Die Besteuerung nach Durchschnittssätzen fUhrt zu Ungerechtigkeiten. Vorschläge, die diese Un
gerechtigkeiten abbauen' und gleichzeitig die Höhe der Besteuerung der Landwirtschaft in den an
deren EWG-Mitgliedsstaaten berücksichtigen, wurden bislang von der Finanzverwaltung nicht 
akzeptiert. 
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festgelegt werden, mUßte u.a. auch die zukUnftige Entwicklung der allgemeinen Preissteige
rungen in die Überlegungen einbezogen werden. Die EG-Kommission geht aber bei ihren Vor
schltlgen von der Entwicklung in den bei den letzten Jahren aus - ein Nachteil bei steigenden 
Inflationsraten. In diesem Zusammenhang ktsnnte die Meinung vertreten werden, daß diese 
Entwicklung aus der Sicht der Überschußproduktion gUnstig wtlre. Bei dieser Betrachtung wird 
aber Ubersehen, daß ein inflationsbedingter RUckgang des realen administrierten Agrarpreis
niveaus keine Änderungen der Agrarpreisrelationen untereinander ergibt. Hier aber liegen ge
rade die Probleme der partiellen Überproduktion. 

- Da die Abschreibungen nur zu Anschaffungspreisen zugelassen sind, ergeben sich Scheinge
winne. Dieser Nachteil gilt direkt aber nur fUr rd. 40 000 Landwirte 1) in der Bundesrepublik, 
deren Einkommen anhand von BuchfUhrungsergebnissen ermittelt werden. 

d) Faßt man die inflationsbedingten Vor- und Nachteile zusammen und stellt sie in den allgemeinen 
volkswirtschaftlichen Rahmen, wie das THOROE versucht hat (C. THOROE, 1974, S. 194), so 
ergibt sich fUr die Wirtschafts- und Agrarpolitik: Die reale Entlohnung der Produktionsfaktoren 
Arbeit und Kapital nimmt in expandierenden Wirtschaftsbereichen schneller zu als in schrumpfen
den Bereichen. Die Landwirtschaft gehtsrt bekanntlich zu den schrumpfenden Bereichen. Fazit: 
Die Landwirte und die Agrarpolitiker sollten die Wirtschaftspolitiker unterstUtzen, die die Infla
tion bektlmpfen. 

3 Möglichkeiten der Bektl1!lJ2fun..9....f!er Inflation 

GÜNTER SCHMÖLDERS (G. SCMÖLDERS, 1975) stellt fest: 
Die jUngste Entwicklung ergibt, daß das Rezept von KEYNES: Aufrechterhaltung der Vollbeschtlfti
gung durch Ausweitung der Staatsausgaben, auch durch krtlftige Kreditaufnahmen des Staates nicht 
die erhoffte Wirkung zeigt. "Arbeitslosigkeit und Inflation sind eben nicht zwei miteinander aus
tauschbare Übel, zwischen denen die Wirtschaftspolitik wöhlen kann." 

N'lan erinnert sich wieder an von HA YEK, den Gegenspieler von KEYNES. Von HA YEK sieht die 
Unvermeidbarkeit eines schmerzlichen Anpassungsprozesses nach Uberlangen Prosperittltsperioden. 
Im Mittelpunkt dieses Prozesses sollten nicht so sehr der Staat und die Institutionen, sondern das 
individuelle Handeln des einzelnen stehen, der fUr seine Entscheidungen letztl ich selbst verant
wortlich ist. 

Von den zwtslf Thesen zur Inflationsbekämpfung von v. HAYEK erscheinen mir These 4, 11 und 12 
besonders bemerkenswert: 

(4) Die Folgen einer Bremsung der Inflation - nämlich Ansteigen der Arbeitslosigkeit - werden 
vora.ussichtlich selbst unter Politikern, die ernstlich bemUht sind, die Inflation zum Stillstand 
zu bringen, eine solche Panik ausltssen, daß sie eine Wiederaufnahme der Inflation als das 
kleinere Übel betrachten werden. 

(11) Das hohe und stabile Beschöftigungsniveau, das ein Hauptziel der Wirtschaftspalitik bleiben 
muß, ist auf die Dauer nur durch eine stetige Anpassung von Arbeitsangebot und Ltshnen an 
die verönderliche Richtung der Nachfrage nach Arbeit zu erreichen. 

(12) Eine solche Pol itik kann heute erfolgreich nur in Zusammenarbeit mit Gewerkschaften durch
gefuhrt werden, die verstehen, daß N'larktwirtschaft ohne Inflation der Arbeiterschaft eine 

1) Von den rund 100000 buchfUhrungspflichtigen Landwirten der Bundesrepublik lassen sich 
60000 schtltzen. Die Richtsötze fUr die Schtltzlandwirte werden jtlhrl ich der Entwicklung in 
buchfuhrenden Betrieben angepaßt • In diesen Richtstltzen werden die Abschreibungen auch nach 
dem Anschaffungswert berUcksichtigt. 
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störkere Steigerung der Reallöhne gegeben hat und in Zukunft zu geben verspricht, als dies 
irgendeine andere Wirtschaftsform könnte. 

Mancher wird fragen, wie konnte es zu der wirtschaftlichen Entwicklung, die wir heute registrie
ren, kommen? 

Hierfur gibt es vor allem drei GrUnde: 

1. DROR will beobachtet haben, daß das politische Verhalten auf Aufschub von Entscheidungen 
gerichtet ist, bis die Realiti:lt die Wahlmöglichkeiten verringert und kaum noch Alternativen 
offen Ii:lßt (Y. DROR, 1972, S. 385 f~. 

2. LOHMAR, Mitglied des Deutschen Bundestages, SPD, meint: Lösungsvorschli:lge, die in den 
großen Verwaltungen von Staat und Wirtschaft oft mit Sorgfalt entwickelt werden, erreichen 
die Politiker meist nur durch den Filter derjenigen, die ihnen applaudieren (U. LOHMAR, 
1975, S. 5). 

3. Bundeswirtschaftsminister FRIDERICHS sagt es ganz einfach, aber deutlich: In der Bundesrepublik 
Deutschland ist zuviel verbraucht und zuwenig investiert worden (H. FRI DERICHS, 1974, S. 15). 

Zur Lösung der Probleme werden u.a. staatliche Investitionslenkung und -kontrolle vorgeschlagen. 
Hier möchte ich mit Klaus Dieter Arndt antworten: "Kontrollen versprechen viel, halten wenig und 
bauen das vielleicht kostbarste Gut, das wir in dieser Welt haben, die größte Rariti:lt, ni:lmlich die 
Freiheit, ab" (zitiert nach H. FRIDERICHS, 1974, S. 19). 
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Ziele der internatioQ.alen landwirtschaftlichen Stabilisieru!l9!EQlitik_ 

Internationale landwirtschaftl iche Stabil isierungspal itik ist auf die Eindömmung von Schwan
kungen auf den Weltagrarmörkten gerichtet, und zwar letztlich auf die Eindömmung von Preis
schwankungen. Denn in den Preisen spiegeln sich die Instabilitl:lten sowohl des Angebots als 
auch der Nachfrage wider, und uber die Preise werden die Interessen der Anbieter und Nach
frager am Weltmarkt zum Ausgleich gebracht. Zudem schwanken bei Agrarprodukten und ande
ren Rohstoffen die Weltmarktpreise in der Regel stärker als das Handelsvolumen (GATT, 1959, 

1) Der Verfasser dankt Herrn Prof.Dr.Dr.h.c.R.Plate fUr Anregungen und Kritik zur vor
liegenden Abhandl ung. 
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Schaubild 1 
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Welt- Kaffeepreise.- produ.tion.- .zporte und-vorräte 1952-1973 

cu/tb 
BO 

70 

50 

'0 

3D 

20 

10 

14i11,' 
5 

.. ,,, 

, 
I' 
I' 

: " /'\, , , I 

I , 
• , 

Produkt;.,. 2) J 
"-./ 

I 
I 
I 
t 

/\ / 
" 'l .".. __ ..1 

," r-.... 
I 

I 
I 'v',----- ..... 

, , 

.' 
.. ' 

I 
I 

", I I ,t 

" " './ 

BO 

'0 

3D 

20 

10 

J 

2 

01952 5J 54 55 56 57 5B 59 60 61 62 SJ 6' 65 66 67 6B 69 ?!} 71 72 7J O 

I) Tag.~in N.w Yorlr. - 2) Produktion der Wirlschafl5jQ1n 1951152 usw. .. J) Vornil. 
in den PNJduktiOMlönthrn Clm Wech.sel fts Wirlsehaf,sjah,.s. 
~ FAO u Pon AmericOl'l Collu 8weou. 



S. 13 und 23 f.), weil Angebot und Nachfrage auf PreisHnderungen vielfach unelastisch 
reagieren. Es stellt sich die Frage, welche Arten von Preisschwankungen es auf den Weltagrar
mörkten gibt und welche dieser Schwankungen wegen negativer Auswirkungen auf die Wirtschaft 
der Export- und/oder der Importlönder verringert werden sollen. 

1.1 Arten von Preisschwankungen und ihre Auswirkungen auf Export- und Importlönder 

Die auf dem Weltmarkt fUr ein bestimmtes Agrarprodukt beobachtete Preisentwicklung kann man 
gedanklich in folgende Arten von Preisschwankungen aufgliedern: 

1. Schwankungen von Tag zu Tag und von Woche zu Woche, die auf Unregelmößigkeiten in der 
An- und Verkaufstötigkeit der Nachfrager und Anbieter zurUckzufuhren sind und vielfach durch 
Ungewißheiten bei der Beurteilung der kUnftigen Marktentwicklung, also durch mangelnde 
Markttransporenz mitbeeinflußt werden. 

2. Saisonale Schwankungen innerhalb des Wirtschaftsjahres. 

3. Preisschwankungen von Jahr zu Jahr, die auf witterungsbedingten Produktionsschwankungen 
beruhen. 

4. Preisschwankungen, die in mehrjöhrigen Auf- und Abwörtsbewegungen bestehen. Sie sind 
hauptsöchl ich bei tropischen Dauerkulturen und anderen Produkten zu beobachten, bei denen 
die Erzeugung auf Preisönderungen nur mit mehrjöhriger Verzögerung reagieren kann. Die Schau
bilder 1 und 2 zeigen als Beispiele die löngerfristigen Markt- und Preisschwankungen bei Kaffee 
und Zucker und verdeutlichen, welche anhaltend extremen Preislagen dabei erreicht werden. 

Schaubild 2 

Preise auf dem freien Weltzuckermarkf und 
Weltvorrafsquofe 1962 bis 7973 
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Die letztgenannte Art von Schwankungen ist in ihren Auswirkungen für Erzeuger und Verbrau
cher am unangenehmsten und war bisher Hauptgegenstand der internationalen Stabilisierungs
politik. Daneben gab es seit Anfang der 60er Jahre eine Reihe von Versuchen, auch den inner
halb des Jahres auftretenden Preisbewegungen zu begegnen, soweit diese auf mangel nder Markt
transparenz beruhen. Dagegen bedeuten di e saisonal en Preisschwankungen wegen ihrer Vor
hersehbarkeit für Anbieter und Nachfrager kein Risiko; außerdem ist es fast immer unzweckmä
ßig, Saisonbewegungen der Preise einzudämmen (R. PLATE, 1968, S. 181). Auch die witte
rungsbedingten Preisschwankungen von Jahr zu Jahr wirken sich nicht so negativ für die Markt
teilnehmer aus wie die mehrjährigen Schwankungen; allerdings können Rekord- oder Mißernten, 
die mehrere wichtige Produktionsgebiete gleichzeitig treffen, die Folgen Il:ingerfristiger Schwan
kungen verschl:irfen. 

Die Schäden, die mehrere Jahre lang anhaltende Preis- und Erlösrückgl:inge oder -tiefstände 
den Exportltlndern und den dortigen Erzeugern eines bestimmten Produkts zufügen, sind größer 
als die Nachteile, die die Importltlnder und die dortigen Verbraucher durch anhaltende Preis
haussen haben. Das liegt daran, daß bei vielen Ll:indern, die Agrarprodukte und andere Roh
stoffe exportieren, die Exporterlöse aus einem einzigen oder einigen wenigen Erzeugnissen schon 
einen bedeutenden Teil des Sozialprodukts bilden. Im Pearson-Bericht wird festgestellt, daß 
fast die Hälfte der rohstofferzeugenden Entwicklungsll:inder mehr als 50 % ihrer Exporterlöse 
mit einem einzigen Produkt erzielen; Dreiviertel beziehen über 60 % der Erlöse aus drei Roh
stoffen (L.P. PEARSON u.a., 1969, S. 451). Die Bedeutung, die das.ieweilige Hauptexport
produkt für einige ausgewtlhlte Länder im Jahre 1959 hatte, zeigt die Ubersi cht 1. 

Übersicht 1: Die Bedeutu!}.9. des HauEtexportprodukts für verschiedene Rohstoffll:inder 

im Jahre 1959 

Exporte Export des Hauptprodukts in % des 
in % d. Haupt export-LA N D Volks- Volks-
ein- produkt ein- Gesamt- Weltexports 

kommens kommens exports d. Produkts 

Australien 18 Wolle 7 39 57 
Burma 22 Reis 16 71 32 

Ceylon 32 Tee 19 60 40 

Dom. Republik 27 Zucker 11 45 5 

Ekuador 20 Bananen 14 68 

Ghana 24 Kakao 16 67 37 

Kolumbien 13 Kaffee 10 77 20 

Malaysia 58 Kautschuk 38 66 30 

Sudan 20 Baumwolle 12 60 

Quelle: IMF, Inter~ational Financial Statistics. Vol. XVII, No.6. Washington 
1964, S. 25 ff. (nach A.KRUSE, 1972, S. 558) • 
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Unter solchen Umständen geht die Wirkung von anhaltenden Erlösminderungen über den betroffe-
nen Wirtschaftszweig hinaus (J. E. MEADE, 1964, S. 451): Der sektorale Einkommensausfall 
führt zu einem spürbaren Nachfragerückgang im Inland, der Staatshaushalt wird durch den Aus-
fall von Steuern und evtl. durch Unterstützungsausgaben in Mitleidenschaft gezogen, und außer-
dem kommt es zu einer Verschlechterung der Zahlungsbilanz. Von allen drei Tatbeständen - dem 
Nachfragerückgang, der Belastung des Staatshaushol ts und der Verschlechterung der Zahlungsbi lanz -
gehen negative Einflüsse auf das Wirtschaftswachstum des betroffenen Landes aus. 

Bei den meisten Importländern können mehrjtlhrige Preissteigerungen oder anhaltend hohe Preise 
für ein bestimmtes eingeführtes Agrarprodukt keine quantitativ vergleichbare Beeintrtlchtigung 
der Gesamtwirtschaft bringen (J.E.MEADE, 1964, S. 452). Denn die betreffenden Importaus
gaben sind im Vergleich zum Sozialprodukt besonders der westlichen Industrieländer, die etwa 
drei Viertel der Weltrohstoffexporte aufnehmen, gering. Das liegt auch daran, daß bei den 
meisten Produkten sich die Einfuhren gleichmäßiger auf die Importländer verteilen als die Aus
fuhren auf die Exportländer . 

Diese erheblichen Unterschiede zwischen den Auswirkungen, die die PreisinstabilitClt für die 
Exportltlnder einerseits und die Importländer andererseits hat, führen dazu, daß vor allem die 
Exportländer die Initiative zu Stabilisierungsmaßnahmen ergreifen und daß das Stabilisierungs
instrumentarium hauptstlchlich von ihrem Interesse geprtlgt ist, Überangebotslagen zu beheben und 
zu vermeiden bzw. ihren Absatz zu fördern. 

1.2 Zielsetzungen der Export- und Importländer 

Die Überangebotslagen, denen die Exportländer gemeinsam zu begegnen versuchen, sind ge
kennzeichnet durch die Anhäufung übergroßer Vorräte und durch starke, meist Jahre lang an
haltende Preisrückgänge, wobei vielfach verlustbringende Niveaus erreicht werden. Dabei über
trifft der Rückgang der Exporterlöse teilweise noch den der Preise, wenn gleichzeitig die Export
mengen abnehmen. In drastischer Weise wurden diese Zusammenhänge veranschaul icht durch die 
Gründung von Rohstoffabkommen 1) Anfang der 30er Jahre, als der Welthandel bei fast allen 
Agrarprodukten rückltlufig war, große Vorrtlte in den Exportländern sich aufstauten und die Welt
marktpreise verfielen. Damals wurden Marktregul ierungen für Zucker (1931), Weizen (1933), 
Holz (1933), Tee (1933) und Kautschuk (1934) vereinbart. Aber schon vor der Weltwirtschafts
krise sowie in den Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg hat es mehr sporadisch bei einer Reihe 
von Produkten ähnl ich ausgeprägte Überangebotssituationen gegeben, die zum Anlaß für inter
nationale Regulierungsmaßnahmen wurden. Die Schaubilder 1 und 2 veranschaulichen den Preis
verfall und die gleichzeitigen Angebotsüberschüsse bei Kaffee und Zucker in den 60er Jahren. 
In beiden Fällen ließ die Entwicklung die Exportländer auf eine gemeinsame Regulierung oder 
Beeinflussung des betreffenden Weltmarkts dringen mit dem Ziel, die Preise wieder zu heben 
und auf erhöhtem Niveau zu halten. Ähnliche Markt- und Preisentwicklungen gingen den Ab
kommen für Kakao von 1964 und für Tee von 1969 voraus. In jüngster Zeit sind aus entsprechen
den Gründen Bemühungen um Marktregulierungen für Bananen (FAO, 1974, S. 24 ff.) sowie 
Naturkautschuk im Gange. 

Die Ursachen für die ausgeprägten Überangebotslagen sind nicht bei allen Agrarprodukten ein
heitlich, und mit diesen Ursachen variiert teilweise auch die Zielsetzung der Exportländer und 
das eingesetzte Regul ierungsinstrumentarium. Anhal tendes Überangebot kann bei einem bestimm
ten Produkt einen oder mehrere der folgenden Gründe haben (L. DEBUS, 1975, S. 339 f.): 

1) Ein internationales Rohstoffabkommen ist ein zwischenstaatl i cher Vertrag, der die Regul ierung 
oder die indirekte Beeinflussung eines internationalen Rohstoffmarktes zum Gegenstand hat. 
Ähnlich definieren: J.S. DAVIS, 1946, S. 194. - H.C. BINSWANGER, 1964, S. 350. 
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1. Zu starke Erweiterung der ProduktionskapazitClten in einer Hochpreisphase, wobei vielfach 
die lange Ausreifezeit von Neupflanzungen 1) oder die mehrjClhrige Bauzeit für neue Ver
arbeitungsanlagen (Zuckerfabriken) das Ausmaß der Fehl investitionen zunCichst verdeckt. 
Die Hochpreisphasen ihrerseits wurden hClufig durch exogene Gründe wie verstärkte Kriegs
nachfrage, Produktionsstörungen wegen Krieg oder pol itischer Unruhen sowie Pflanzenkrank
heiten ausgelöst; mitunter waren sie auch durch zyklische Komponenten mitbedingt, wie z.B. 
die Zuckerhausse ab 1972, für deren Ausmaß das Nachlassen der InvestitionstCltigkeit wClh
rend der Preisbaisse der 60er Jahre mitverantwortl ich war. 

2. Bedeutende technische Fortschritte, die ntcht nur die Kosten sinken lassen, sondern ~Jeich
zeitig auch das Produktionspotential stark erweitern. So führten z. B. bei Kakao die Uber
windung von Pflanzenkrankheiten, aber auch verbesserte Pflegemaßnahmen und das Heran
wachsen ertragreicherer Sorten Ende der 50er und Anfang der 60er Jahre zu sprunghaften Zu
nahmen der Erzeugung (FAO t 1962, S. 11 - 57). 

3. Verbrauchsrückgang oder -stagnation aufgrund rückläufiger Industriekon junktur bei Industri e
rohstoffen aus dem Agrarbereich (Kautschuk, Textil- und Hartfasern, Holz). WClhrend der 
Wel twirtschaftskrise waren z. T. auch Nahrungsmittel betroffen. 

4. Bei einigen Produkten wurde die Weltmarktnachfrage durch den si ch verbreitenden Protek
tionismus der Importländer beeintrClchtigt (Zucker, Weizen, Milchpulver u.a.). 

5. Schließlich hat die Nachfrage nach verschiedenen Produkten unter der Konkurrenz synthe-
tischer oder natUri i cher Substi tute gel itten (Kautschuk, Textil- und Hartfasern, 01 ivenöl). 

Hat das anhaltende Überangebot einen oder mehrere der unter den Ziffern 1 bis 4 aufgeführten 
Gründe, so streben die Exportländer in der Regel danach, den Weltmarktpreis durch Beschrän
kung des Angebots anzuheben und einen erneuten Preisverfall zu vermeiden. Wird die Nachfra
ge durch den Protektionismus der ImportlClnder beeinträchtigt, versuchen sie außerdem, sich 
gegen weitere Absatzeinbußen durch von den Importländern zu übernehmende Verpflichtungen 
zu schützen. Bei Nachfragerückgl:lngen, die auf die Konkurrenz von Substituten zurückzuführen 
sind, haben sie das Ziel, ihren Markt durch Maßnahmen der Absatzförderung zu halten und zu 
erweitern und dadurch die Preise und Erlöse wieder aufzubessern. 

Stehen in der praktischen Stabilisierungspolitik die Interessen und Initiativen der ExportlClnder 
auch im Vordergrund, so haben sich doch die Importll:lnder - zumindest die wirtschaftlich be
deutenderen unter ihnen - im Laufe der Entwicklung in zunehmendem Maße an den Bemühungen 
der Exportländer beteiligt. Die Einfuhrll:lnder haben dabei hauptsächlich drei Zielsetzungen ver
folgt: 

- UnterstUtzung der Ziele der Exportll:lnder, 
- Verhinderung zu starker PreisstUtzung und 
- Sicherung der eigenen Versorgung für den Fall der Verknappung des betreffenden Rohstoffs. 

Die Importll:lnder können durch die Übernahme verschiedener Verpflichtungen die Funktionsfä
higkeit internationaler Regulierungsmaßnahmen verbessern. Sie tun das im Interesse der betei
ligten Exportländer, um zur Hebung der Exporterlöse beizutragen und damit die Wirtschaftskraft 
dieser Länder zu stClrken. Ein erstes Beispiel in dieser Beziehung stellte die Beteiligung der USA 
und Großbritanniens am Zuckerabkommen von 1937 dar. Die Absicht, besonders den Entwicklungs
ländern zu helfen, wurde in der Teilnahme zahlreicher Industrieländer am Kaffeeabkommen 

1) Kaffeepflanzungen bringen erste ErtrClge nach 3 bis 5 Jahren, die von Kakao nach 5, Kaut
schuk nach 6 und 01 iven nach 10 Jahren. Sisal kann erst nach 3 bis 4 Jahren geerntet werden. 
Auch zu große Neupflanzungen von Zuckerrohr können zu anhaltendem Überangebot beitra
gen, da sie in der Regel mehrere Jahre lang Erträge bringen. 
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von 1962 und am Kakaoabkommen von 1972 deutlich.Durch ihre Beteiligung können die Einfuhr
länder aber auch darauf hinwirken, daß die Exportländer ihre Kooperation nicht dazu mißbrau
chen, den Rohstoff Ubermäßig zu verknappen und damit die Preise auf ungewöhnliche Niveaus 
zu treiben. Ein negatives Beispiel in dieser Hinsi cht bot das Kautschukabkommen von 1922 
(J. SCHÖLLHORN, 1955, S. 40 f.); aus jUngster Zeit - wenn auch aus dem nichtlandwirtschaft
lichen Sektor - wäre die Marktpolitik der Erdölländer seit Herbst 1973 zu nennen. Um solche 
Mißbräuche mögl i chst zu verhindern, wurde zunächst im Entwurf der Havanna-Charta und end
gUltig in einer Empfehlung des Wirtschafts- und Sozialrats der UNO von 1947 gefordert, daß die 
Importländer gleichberechtigt an Rohstoffabkommen teilnehmen sollten (UN - ICClCA, 1958, 
§ 7 ). Während die Importländer an den Abkommen der 20er und 30er Jahre entweder gar nicht 
oder mit beratender Stimme oder mit Stimmenminderheit beteiligt gewesen waren, erhielten sie 
in den bedeutenderen Abkommen der 50er und 60er Jahre dann tatsächlich dieselben Stimmrech
te wie die Exportländer. Bei der Aushandlung der Abkommen richtete sich das Interesse der Ein
fuhrländer darauf, daß die Ziel preise möglichst nicht allzuweit Uber dem in den Vorjahren herr
schenden Preisniveau festgelegt wurden, und bei der Verwaltung der Abkommen dämpften sie 
die Absichten der Exportländer, wenn diese die Angebotsbeschrönkung zu scharf einsetzen wollten. 

Das dritte Ziel, das Importlönder mit ihrer Teilnahme an internationalen Marktregulierungen zu 
erreichen suchen, ist die Sicherung ihrer Versorgung fUr den Fall, daß auf dem betreffenden 
Markt Knappheit auftritt. Dieser Zielsetzung entsprechende Mindestreserve- oder lieferverpflich
tungen der Exportlönder waren beispielsweise in den Zuckerabkommen ab 1937 und in den Wei
zenabkommen ab 1949 enthal ten. 

Die drei genannten Ziele der Importländer stellen im Grunde Ergönzungen und eine gewisse 
Korrektur zu den Absichten der Exportländer dar. Aus eigener Betroffenheit haben Importlönder 
in Zeiten normalen Wirtschaftslebens keine Stabilisierungsmaßnahmen ergriffen. Nur in Kriegs
und Nachkriegszeiten, also bei extremer Knappheit, die fUr viele Rohstoffe gleichzeitig herrsch
te, haben die Importlönder die Initiative an sich gezogen und dann auch ein besonderes Instru
mentarium eingesetzt: Sie haben Rohstoffverteilungssysteme geschaffen, d. h. ihre Nachfrage 
gemeinsam und planmößig beschrönkt 1). 

Das Ziel der Exportlönder, bei anhaltendem Überangebot die Preise zu stutzen, und das Interes
se der Importlönder an der Vermeidung hoher Preise mUßten eigentlich das gemeinsame Ziel der 
Preisstabil isierung ergeben. In der Tat wird in den meisten Rohstoffabkommen als ein Ziel des 
Vertrages die Stabilisierung der Preise auf einem fUr Aus- und Einfuhrländer annehmbaren Niveau 
bezei chnet. In dieser Formul ierung gehen jedoch Hauptursache und -zielsetzung, nöml ich die 
Stutzung der Preise in anhaltenden Überschußlagen, verloren 2). 

2 Bisher a!l9.ewandte Stabil isierungsmaßnahmen - Wirkungsmögl i chkeiten und Grenzen 32. 

Bevor die Stabil isierungsmaßnahmen - zusammengefaßt nach Abkommenstypen - im einzel nen 

1) Zu den Verteilungssystemen wöhrend und nach dem 2. Weltkrieg vgl.: ILO, 1943, S. XVII.
UN - ICCICA, 1958, § 6. 

2) Die in den Abkommen göngige Zielformulierung mag auch zu dem verbreiteten Mißverstönd-
nis beigetragen haben, die Rohstoffabkommen seien vor allem auf die Beseitigung stöndiger 
Preisschwankungen - etwa solcher von Jahr zu Jahr - geri chtet (vgl. z. B. G . GRE VE, 1 961 , S. 29u .64). 

3) Zu den Möglichkeiten der internationalen Stabil isierungspol itik gehören auch die Maßnahmen 
zur Förderung der Markttransporenz auf den Wel tagrarmörkten, z. B. die Tötigkeit der inter
nationalen Studiengruppen fUr einzelne Produkte und die internationale Agrarstatistik und 
-prognose. Aus RaumgrUnden wird hier auf die Behandlung dieser Maßnahmen verzi chtet. 
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dargestellt werden, sei zunl:lchst auf den zwischenstaatlichen Charakter der internationalen land
wirtschaftlichen Stabilisierungspolitik hingewiesen, die in der Regel in Form von Regierungsver
trl:lgen betrieben wird, wl:lhrend die internationale Marktpolitik fUr Bergbauprodukte, Fertigwaren 
und Dienstleistungen hauptsl:lchlich in den Hl:lnden privater Unternehmungen und Unternehmensver
bl:lnde liegt (E.S. MASON, 1946, S. 16 f.). Bei Agrarprodukten ist die Zahl der Produzenten 
gewöhnlich so groß, daß eine organisierte Einschrl:inkung des Angebots auf privater Basis nicht 
möglich ist. Nur in Ausnahmefl:illen wie bei Zucker, Tee und Kautschuk, bei denen der Absatz 
durch Fabriken vollkommen kanalisiert wird, sind private Regulierungsmaßnahmen technisch mög
lich und in"den 20er und 30er Jahren auch auf internationaler Ebene versucht worden. Es zeigte 
sich aber, daß diese privaten Kartelle zur Erreichung ihrer Ziele dringend der UnterstUtzung von 
staatlicher Seite bedurften. Die staatlichen Behörden konnten die Einhaltung der Exportbeschrl:in
kungen am besten kontrollieren und auch Außenseiter, die es auf nationaler Ebene gab, zur Teil
nahme verpflichten. Die staatliche Trl:igerschaft der internationalen Stabilisierungspolitik hat 
sich bei Agrarprodukten allgemein durchgesetzt. 

Die Zahl der Produktionsunternehmungen, die mineral ische Rohstoffe gewinnen, ist meistens so 
gering, daß private Angebotskontrollen möglich sind und vielfach praktiziert wurden (flO, 1943, 
S. XV f.). lediglich die Zinn-Abkommen bildeten eine Ausnahme. Neuerdings verl:indert sich 
jedoch die lage bei verschiedenen mineralischen Rohstoffen dadurch, daß viele Entwicklungs
Il:inder den Bergbau und die Ölförderung verstaatlichen und auch die internationale Marktpolitik 
fUr diese Produkte in die staatl iche Kompetenz ziehen. Die Erzeuger von Fertigwaren sind wegen 
der Inhomogenitl:it der Produkte und der Konzentration des Angebots am wenigsten auf staatliche 
UntersfUtzung bei der Marktstabilisierung angewiesen. 

2.1 Angebotsbes chrl:inkung und ergl:inzende Maßnahmen 

a) Instrumentarium 
Die meisten bisherigen Stabil isierungsversuche waren auf die Il:ingerfristigen Preisschwankungen 
an den Weltml:irkten gerichtet. In der Regel wurde das Weltmarktangebot beschrl:inkt, um die Prei
se bei schon eingetretener oder si ch anbahnender Baisse zu stUtzen. ledigl ich bei sol chen Pro
dukten, deren Preise und Absatz durch das Vordringen von Substituten beeintrl:ichtigt wurde, ka
men andere Maßnahmen zum Zuge. Die Angebotsbeschrl:inkung bildete den Kern der Marktregu-
I ierung bei folgenden Produkten und Abkommen 1): Kautschuk (1922, 1934), Zucker (1931, 1937, 
1953/58, 1968), Weizen (1933, 1939 2)), Nadelholz (1933), Tee (1933/36, 1969), Kaffee 1940, 
1957 H., 1962/68), Kakao (1964, 1972). 

Die Regulierung des Weltmarktangebots setzt durchweg bei den Exporten der Mitgliedsll:inder an, 
weil diese national wie international am einfachsten zu kontrollieren sind. Die Exportbeschrl:in
kung erfolgt normalerweise nach folgendem Schema: Zunl:ichst wird auf der GrUndungskonferenz 
des Abkommens der Welt marktbedarf im ersten oder in den ersten Abkommensjahren vorgeschl:itzt. 
Dann werden zwischen den Exportll:indern Grundquoten ausgehandelt, die in ihrer Gesamtheit 
dem vbraussichtlichen Bedarf möglichst entsprechen. Um die im Abkommen vereinbarten Ziel
preise zu erreichen oder zu halten, werden die Exportgrundquoten von der Abkommensverwaltung 
(Kaffee-, Kakao-, Zuckerrat) laufend variiert. Diese Änderungen der sog. Effektivquoten kön
nen dabei an den im Abkommen vereinbarten Ziel preisen und an den jl:ihrlich neu vorzunehmen
den Bedarfsschl:ltzungen orientiert werden. Sind in einem Abkommen die Ziel preise nur grob um
schrieben wie z.B. im Kaffeeabkommen von 1962 3) oder im Zuckerabkommen von 1937, so hat 

1) In Klammern ist angegeben, in welchen Jahren Abkommen abgeschlossen wurden. 

2) Das Weizenabkommen von 1939 ist wegen des Kriegsausbruchs nicht mehr zur Geltung gekommen. 

3) Das Preisniveau des Jahres 1962 sollte nicht unterschritten werden (Art.27, Abs.2 des Kaffee
abkommens von 1962 bzw. 1968, abgedruckt bei: B.S.FISHER, 1972, S. 173 ff.). 
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der Rat zwar großen Handlungsspielraum fUr Quotenänderungen, aber es ergeben sich dadurch 
auch leicht Zwistigkeiten zwischen den am Abkommen beteiligten Export- und Importländern. 
Solche die Funktion des Abkommens beeinträchtigenden Auseinandersetzungen werden vermieden, 
wenn die Quotenänderungen weitgehend an die Entwicklung der Weltmarktpreise gebunden sind, 
also bei Nichteinigung im Rat automatisch erfolgen (so z.B. im Zuckerabkommen von 1968). 

Damit in den Exportländern keine Überschußvorräte auflaufen und vorhandene abgebaut werden 
können, muß die Produktion in den Ausfuhrländern der Exportbeschränkung angepaßt werden. 
Das kann durch Kontingentierung geschehen, wo es technisch wie bei Zucker und einigen Plan
tagen produkten mögl i ch ist, oder durch eine entsprechende Binnenmarktpol itik. Eine Reihe von 
Abkommen enthielten Maßnahmen, die der Anpossung der Produktion an die Exportmöglichkeiten 
dienten. Beispielsweise durften die Vorräte der Zuckerexportländer bestimmte Höchstgrenzen 
nicht uberschreiten; bei Kautschuk (1934) wurden Neupflanzungen verboten, und im Kaffeeab
kommen von 1968 wurde die Einschränkung der Anbauflächen sogar durch einen Diversifizierungs
fonds gefördert. 

Ebenfalls in den neueren Kaffeeabkommen findet sich eine bemerkenswerte Variation des Export
quotensystems; Entwicklungsfähige Märkte, d.h. Entwicklungsländer mit relativ hoher Preisela
stizitet der Nachfrage nach Kaffee, werden von der allgemeinen Angebotsbeschränkung ausge
nommen, so daß si ch dort niedrigere Preise bilden können. Di e nach Ländergruppen verschiede
ne Preiselastizität wird also genutzt, um bei preisunelastischer Nachfrage die Exporterlöse durch 
Preisanhebung und bei preiselastischer Nachfrage durch Mehrabsatz zu steigern. 

Im Kakaoabkommen von 1972 sind - nach dem Vorbild des Zinnabkommens - zusätzlich zur Ex
portbeschränkung Pufferstocks zur Preisstabil isierung vorgesehen. Die beiden Instrumente sind 
so miteinander kombiniert, daß die Wirkung der Exportbeschränkung im unteren Bereich der Ziel
preiszone durch Ankäufe des Pufferstocks unterstutzt wird, bei steigenden Preisen werden im 
oberen Berei ch der Ziel preiszone zunächst die Exportquoten ausgesetzt und dann Verkäufe aus dem 
Pufferstock vorgenommen (U. WASSERMAN N, 1973, S. 133). Da der Umfang des Pufferstocks 
auf höchstens 250 000 t - das sind etwa 16 % der Wel tkakaoproduktion 1972 - begrenzt ist, bildet 
offensichtlich genauso wie im Zinnabkommen die Angebotsbeschränkung das wichtigere Instrument 
zur Durchsetzung des angestrebten Preisniveaus (L. All, 1966, S. 148 f.). Es ist daher etwas irre
fUhrend, wenn das Zinn- oder das Kakaoabkommen als Pufferstock-Abkommen bezeichnet werden, 
wie das häufig geschieht. 

Die Beschränkung des Weltmarktangebots ist grundsätzlich ohne Beteiligung der Importländer mög
lich, wie einige Abkommen der 20er und 30er Jahre und neuerdings das informelle Tee-Abkommen 
von 1969 zeigen, bei dem die Importländer nur in sehr loser Form mitarbeiten. Die Mitarbeit der 
Importländer kann aber in verschiedener Hinsicht die Funktionsfähigkeit der Exportregulierung 
und anderer Maßnahmen stärken: 
- Mit Hilfe der Importländer ist evtl. die Einhaltung der Exportquoten besser zu kontrollieren, 

z. B. mittels der Ursprungszeugnisse im Kaffee- und Kakaoabkommen . 
- Die Einfuhrländer haben sich an der Erhebung der Abgaben fUr den Kaffee-Diversifizierungs

fonds und fUr den Finanzierungsfonds des Kakaopufferstocks beteil igt. 
- Die Importländer können ferner verhindern, daß Außenseiter unter den Exportländern aus der 

Angebotsbeschränkung der Mitglieder zu großen Nutzen ziehen, indem sie sich verpflichten, 
die Importe von Außenseitern zu beschränken (so z.B. im Zucker- und Kakaoabkommen). Das 
gilt allerdings nur bei ziemlich vollständiger Teilnahme der Importländer. 

Während die vorgenannten Aktivitäten der Importländer die Funktionsfähigkeit von Marktregu-
I ierungen generell stärken, ziel ten einige Verpfl ichtungen, die die Importländer in Zucker
und Weizenabkommen ubernommen haben, darauf ab, den Exportländern ihre vom Protektionis
mus der Einfuhrländer bedrohten Absatzmärkte zu erhalten. Die langfristige Entwi cklung der 
Welthandelsquote fUr Zucker (Übersicht 2) läßt in etwa erkennen, was die Förderung der Eigen-
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versorgung fUr die Absatzmäglichkeiten traditioneller Exportländer bedeutete. Dabei ging der 
relative Umfang des freien Weltzuckermarktes, d.h. des Welthandels außerhalb der Lieferprä
ferenzsysteme, zeitweise noch stärker zurUck als der gesamte Welthandel. Um diese Entwick
lung zu bremsen, enthielt das Zuckerabkommen von 1937 Verpflichtungen der USA und Groß
britanniens zur Begrenzung ihrer Eigen- und Präferenzversorgung • Die Abkommen von 1953 an 
beinhalteten bezUglich des Commonwealth-Zuckerhandels ähnliche Abmachungen. Im Abkom
men von 1968 machten außerdem einige entwi ckel te Länder Zusagen zur Höhe ihres Selbstversor
gungsgrades. Im Weizenabkommen von 1933, das allerdings relativ rasch scheiterte, verpflich
teten sich die Importländer, auf die weitere Förderung der inlöndischen Produktion zu ver-
zichten und bei steigenden Weltmarktpreisen die Schutzzölle entsprechend zu senken (J. SCHÖLL
HORN, 1955, S. 61 f.). Insgesamt waren die BemUhungen zur Begrenzung der Protektion oder 
der Eigen- und Präferenzversorgung recht fruchtlos; lediglich die Integration des Commonwealth
Zuckerhandels in die internationalen Zuckerabkommen stellte ein Positivum dar. 

Übersicht 2: Die Entwick~ der Welthandelsguote fUr Zucker zwischen 1921 und 1973 

D 000 t Rohwert 1 

Durchschnitt Exporte Produktion Exporte in % 
d. Periode 1) der Produktion 

1921 bis 1925 11 650 16 667 70 
1926 bis 1930 14 090 22 888 62 

1931 bis 1935 11 680 22 602 52 
1936 bis 1940 11 920 25 593 47 

1946 bis 1950 11 430 24 555 47 
1951 bis 1955 15 315 36 172 42 

1956 bis 1960 17 289 45 003 38 
1961 bis 1965 20 301 56 234 36 
1966 bis 1970 22 076 67 462 33 
1971 bis 1973 24 341 74 617 33 

l)FUr die Exporte bis 1960 Kalenderjahre, fUr die Produk-
tion und die Exporte ab 1961 Wirtschaftsjahre 
1924/25 usw.). 

(1920/21 bis 

Quelle: International Sugar Council, 1963, S. 134.- F.O. 
LICHTS Weltzuckerstatistik 1973/74 und frUhere 
Jgg. 

FUr den Fall, daß die Preise auf dem regulierten Markt das angestrebte Niveau uberschreiten, 
enthalten die Exportquoten-Abkommen teilweise Vorkehrungen, die der Preissteigerung generell 
entgegenwirken sollen oder der bevorzugten Versorgung der beteiligten Importländer dienen. Ne
ben der ubl i chen Erhöhung oder Aussetzung der Exportquoten gab es z. B. in den Zuckerabkom
men ab 1937 die Pflicht der Exportlönder, bestimmte Mindestvorräte zu halten. Diese Mindest
vorrl:lte konnten vom Zuckerrat bei unerwUnschtem Preisanstieg zum Export freigegeben werden. 
Im letzten Zuckerabkommen von 1968 waren sie in so einem Fall ausschließlich den am Abkom
men beteil igten Importländern anzubieten. Das 1968er Zuckerabkommen schutzte die beteil i9-
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ten Importlönder auch zum ersten Mal weitgehend vor den Auswirkungen einer Angebotsverknap
pung und Preishausse, und zwar dadurch, daß die Impartlönder die Lieferung von Zuckermengen 
zu einem bestimmten Höchstpreis verlangen konnten. Diese Lieferverpflichtungen entsprachen 
den durchschnittlichen BezUgen der Importländer während der beiden vorhergehenden Jahre. Das 
neue Instrument hat sich Ubrigens während der Zuckerhausse, solange das Abkommen 1972 und 1973 
noch in Kraft war, gut bewährt. Ähnliche Lieferverpflichtungen waren auch wesentlicher Be
standteil des - weiter unten behandelten - Weizenabkommens von 1949. Andere Abkommen gin
gen bei den Maßnahmen zugunsten der Importmitglieder weniger weit; so sieht das Kakaoabkom
men von 1972 lediglich eine bevorzugte Belieferung der am Abkommen beteiligten Impartlän-
der vor (U. WASSERMANN, 1973, S. 134). 

b) Wirkungsmöglichkeiten 
Die Beschränkun~. des Wel tmarktangebots von Agrarprodukten ist grundsätzl i ch als Mittel zur 
PreisstUtzung in Uberangebotslagen und damit zur Wiederanhebung der Exparterlöse brauchbar; 
denn die beiden wichtigsten Voraussetzungen dafUr - eine geringe Preiselastizität der Welt
marktnachfrage und die Kontrollierbarkeit des Weltmarktangebots - sind im wesentlichen erfullt. 

FUr die Anhebung der Exporterlöse kommt es darauf an, daß die Nachfrage im Bereich zwischen 
den meist niedrigen Ausgangspreisen und den Ziel preisen des jeweil igen Abkommens preisunela
stisch reagiert. Da die Exporte von Agrarprodukten zum größten Teil in die Industrieländer ge
hen 1), die geringe Preiselastizitäten aufweisen, und da außerdem die Preiselastizität der Welt
marktnachfrage der Entwicklungsländer im genannten Preisbereich wegen der Tätigkeit staatli
cher Einfuhr- und Marktstell en ebenfalls noch niedrig zu veranschlagen ist, hat die PreisstUtzung 
im eben beschriebenen Rahmen kaum Mengeneinschränkungen zur Folge. Ausgenommen von die
ser Feststellung sind jedoch die Produkte, fUr die es nahe synthetische oder natUr! i che Substitu
te gibt. In diesem Zusammenhang sei auch nochmal auf die im Kaffeeabkommen enthaltene Mög
lichkeit hingewiesen, "entwicklungsfähige" Märkte von der Angebotsbeschränkung auszunehmen. 

Der Außenhandel wird - besonders soweit er uber die Hilfen geht - in fast allen Ländern kontrol
liert, so daß eine Exportregulierung im allgemeinen möglich ist, sofern die Regierungen das 
wirkl ich wollen. Haben die Exportmitgl ieder Grund, si ch gegenseitig zu mi ßtrauen, können sie 
mit Hilfe von Ursprungszeugnissen und der beteiligten Importländer die Kontrolle absichern. 
Im Zuckerabkommen wird ubrigens bestimmten Anlässen, die individuellen Quoten zu Uber
schreiten, durch eine Quotenreserve begegnet, aus der in Hllrtefällen Zusatzquoten verteilt 
werden können. 

Diesen grundsätzl i chen Überlegungen uber die Wirkungsmögl i chkeiten von Expartquoten-Abkom
men entsprechen die Ergebnisse empirischer Analysen uber die Preis- und Erlöseffekte dieses 
Abkommenstyps. G r e v e, der unter anderem die Preiswirkungen der Abkommen fUr Tee 
11933/36), Kautschuk (1934) und Zucker (1937 und 1953) untersucht hat, kommt zu dem Schluß, 
daß diese Abkommen im allgemeinen zu einer Steigerung der Preise gefuhrt haben; die preis
stabilisierende Wirkung, deren Feststellung Greves Hauptanliegen war, erwies sich dagegen mit 
5 bis 10 % als recht gering (G. GREVE, 1961, S. 135 und S. 138). 

Soweit in den Abkommen konkrete Preisziele genannt sind, kann man versuchen, den StUtzungs
erfolg auch daran abzuschätzen. So hat z.B. das Zuckerabkommen von 1953/58, das bis zum 
amerikanischen Einfuhrstopp fUr Kubazucker 1960 in planmäßiger Funktion war, die Preiserwar
tungen der Expartländer mit einigen Abstrichen erfullt (L.DEBUS, 1975, S. VIII f.). Die Funk
tionsfähigkeit des Abkommens hatte in den ersten Jahren unter Außenseiterkonkurrenz zu lei
den, und mit der Abkommenserneuerung 1958 traten gewisse Mängel in Gestal tung und Durch-

1) Im Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1972 nahmen die westl ichen Industrieländer 73 % und 
der Ostblock 10% des (wertmIlßigen) Weltexports an Nahrungsprodukten und landwirtschaft
lichen Rohmaterialien auf (berechnet nach GATT, 1974, Appendix G). 
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führung auf. Der Erfolg des Zuckerabkommens von 1968, das bis 1973 in Kraft war, sieht von 
den Zielsetzungen der ExportlClnder her positiver aus. Natürlich muß bei der AbschCltzung der 
preisstützenden Wirkung sol cher Abkommen geprüft werden, ob die Preisentwicklung ni cht auch 
ohne AngebotsbeschrCinkung Clhnl ich verlaufen wäre. Gerade die langanhaltende Preisbaisse 
vor dem letzten Zuckerabkommen mit ihren negativen Wirkungen auf die Investitionstätigkeit 
IClßt derartige Vermutungen aufkommen. Dazu ist jedoch festzustellen, daß die Ziel preise in den 
ersten drei Abkommensjahren erreicht wurden, obwohl die Weltversorgungslage nach wie vor 
durch hohe VorratsbestClnde gekennzeichnet war (vgl. Schaubild 2). Auch dem Kaffeeabkommen 
von 1962, das bis 1972 in ordentl icher Funktion war, wird die preisstUtzende Wirkung beschei
nigt (B. S. FIS HER, 1972, S. 162). Schaubild 1 zeigt, daß das Preisniveau von 1962 - wie im 
Abkommen vorgesehen - nicht mehr unterschritten wurde. 

Dagegen hat sich wiederholt gezeigt, daß Exportquotenabkommen in ihrer bisherigen Gestalt 
nicht in der Lage sind, Preishaussen zu verhindern. Die Hochpreisphasen auf dem Zuckerwelt
markt von 1956/57 und ab 1972 sowie die Überschreitung der Ziel preise im Kakaoabkommen 
wClhrend der gesamten bisherigen Laufzeit - also von 1973 an - sind Beispiele dafür. Die Aus
setzung der Exportquoten und die Auflösung begrenzter ReservevorrCite reichen nicht aus, um bei 
Verknappung des betreffenden Produkts den Weltmarktpreis innerhalb des vorgesehenen Ziel
preisbereichs zu halten. Der Preis fCllIt nur dann relativ schnell in die Zielpreiszone zurück, 
wenn rasch aktivierbare Produktionsreserven vorhanden sind, wie das 1957 in der WeItzucker
wirtschaft der Fall war. Müssen allerdings erst neue Pfl anzungen angelegt oder die Verarbeitungs
kapazitClfen erweitert werden, um das Marktgleichgewicht wiederherzustellen, sind mehrjClhrige 
Preishaussen nicht zu vermeiden. Lieferverpflichtungen der ExportlClnder können nur die am Ab
kommen beteiligten Importltinder vor den vollen Auswirkungen der Verknappung schützen 1). 
Die Preise im Welthandel außerhalb der Pflichtmengen steigen selbstverstClndlich ungehindert 
weiter. 

Zusammenfassend ist der Schluß zu ziehen, daß das Instrumentarium der bisherigen Exportquo
tenabkommen zwar geeignet ist, die Preise in Überangebotslagen zu stützen, bei Knappheit 
aber die Überschreitung der von Export- und Importländern vereinbarten Ziel preise nicht ver
hindern kann. 

c) Beeinträchtigung der Wirksamkeit 
Die BeschrCinkung des Wel tmarktangebots ist zwar grundsätzl ich zur Stützung der Exportpreise 
und -erlöse geeignet, es gibt aber eine Reihe von Faktoren, die die Erreichung dieses Ziels be
hindern können. Besonders wenn potente Außenseiter vorhanden sind, wird die Wirksamkeit von 
Exportquoten-Abkommen beeintrtichtigt. Im Gegensatz zu nationalen Angebotskontingentierun
gen gibt es auf internationaler Ebene keine rechtlichen Möglichkeiten, sClmtliche Exportländer 
eines Produkts zur Teilnahme an einer Marktregulierung zu zwingen. Gelingt es nicht, alle 
wichtigen Anbieter auf freiwilliger Basis in das betreffende Abkommen einzubeziehen, so ent
stehen die bei den folgenden Nachteile: 
- Die Außenseiter können - wtihrend die Mitgliedsländer ihre Exporte kürzen - leicht auf deren 

Kosten Marktanteile gewinnen. 
- Die Exportsteigerung durch die Außenseiter wirkt außerdem der ExporteinschrCinkung der Mit-

gliedsltinder entgegen und geftihrdet so den Erfolg der Angebotsregulierung. 
Ein Beispiel für diese negativen Wirkungen bietet das Zuckerabkommen von 1953 in seinen 
ersten Geltungsjahren (L. DEBUS, 1975, S. 202 ff.). Auch die Wirksamkeit der Exportltinder
abkommen für Kaffee von 1957 und 1958 I itt unter der Nichtteil nahme wichtiger Weltmarktan
bieter, ntimlich der afrikanischen Produktionsltinder (B.5. FISHER, 1972, 5.23). 

1) Im Zuckerabkommen von 1968 war nur etwa die Hälfte der Nachfrage am freien Weltmarkt 
organisiert. 
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Konstruktionsmängel eines Exportquotensystems können die preisstützende Wirkung ebenfalls 
mindern. So war in dem einen oder anderen Zuckerabkommen der Spielraum für Angebotskür
zungen zu gering, um die beabsi chtigte Preiswirkung jederzeit zu erziel en (L. DEBUS, 1975, 
S. 365). Eine andere Voraussetzung für die Wirksamkeit einer Angebotsregulierung ist selbstver
ständl i eh, daß die Mi tgl i edsl änder die übernommenen Verpfl ichtungen einhai ten, insbesondere 
ihre Exportquoten nicht überschreiten und die Produktion anpassen. Die korrekte Einhaltung der 
Quoten war z.B. ein Problem in den Kaffee-Abkommen, bis 1967 das System der Ursprungszeug
nisse eingeführt wurde (B. S. FISHER, 1972, S. 107 f.). Als eine letzte wesentliche Vorbedin
gung der Funktionsfähigkeit sei genannt, daß die Marktentwicklung bei Abschluß des Abkom
mens einigermaßen zutreffend abgeschätzt werden kann. So ist das Zuckerabkommen von 1931 
vor allem deswegen gescheitert, weil die Vertragspartner auf das krisen hafte Schwinden der 
Nachfrage in den folgenden Jahren nicht gefaßt waren. Damals nahmen die Importe vom freien 
Markt während der Laufzeit des Abkommens, also in 4 bis 5 Jahren, um etwa 40 % ab (vgl. 
dazu auch Übersicht 2). 

d) Hindernisse für das Zustandekommen 
Neben Faktoren, die die Wirksamkeit von internationalen Abkommen zur Angebotsbeschränkung 
beeinträchtigen, gibt es auch solche Umstände, die das Zustandekommen verzögern oder gar ver
hindern. Dabei handel t es si ch hauptsächl ich um zwei Probleme: 
- Weltmarktanbieter, die Kosten-, Absatz- oder noch andere Vorteile gegenüber ihren Konkur

renten haben, sind vielfach nicht bereit, sich ohne weiteres an einer Marktregulierung zu be
teiligen. Dadurch wird ein Abkommen evtl. unmöglich gemacht. 

- Meinungsverschiedenheiten zwischen Export- und Importländern über di e Ziel preise oder ande-
re Vereinbarungen sind manchmal nicht zu überbrücken. 

Deutliche Kosten- und Absatzvorteile gegenüber den Konkurrenten lassen das betreffende Ex
portland den Druck einer Preisbaisse weniger spüren und geben ihm auch die Hoffnung, noch 
Marktanteile gewinnen zu können. Die Neigung, sich an einer Angebotsregulierung zu beteili
gen, ist dann verständl icherweise gering. Je größer der Marktantei I eines solchen Anbieters 
schon ist, um so mehr würde eine Marktregulierung ohne ihn an preisstützender Wirkung verlie
ren. Erst wenn die Preis- oder Absatzeinbußen so groß werden, daß sie auch bei dem betreffen
den Land zu Verlusten führen, wachsen die Chancen für eine Übereinkunft wieder. Die genann
ten Zusammenhänge wurden in musterhafter Weise durch das Verhalten Javas Ende der 20er 
Jahre veranschaulicht (L. DEBUS, 1975, S. 101 ff.)i Java - seinerzeit der zweitgrößte Zucker
exporteur der Welt - weigerte sich damals lange, an einer internationalen Marktregulierung 
teilzunehmen. 

Zu Meinungsverschiedenheiten über die Zielpreise kann es schon dann kommen, wenn an einem 
Abkommen nur Exportländer beteiligt sind. Fast immer zum Streitpunkt werden die Zielpreise, 
wenn auch die Importländer an der Aushandlung eines Abkommens beteiligt sind. Neben der 
Festlegung der Grundquoten der einzelnen Exportländer sind die Ziel preise deshalb ein Haupt
gegenstand bei Abkommensverhandlungen. Zuweilen sind die Meinungsunterschiede so groß, 
daß eine Einigung unmöglich wird. So scheiterte der Abschluß eines Kakaoabkommens zwischen 
Export- und Importländern fast ein Jahrzehnt lang daran, daß sich beide Seiten nicht über die 
Ziel preise verständigen konnten (R. DOERR, 1974, S. 118). Auch bei der erfolglosen Zucker
konferenz von 1973 war die Höhe der Zielpreise einer der Punkte, die bis zum Schluß nicht ge
löst werden konnten. 

e) Beschränkung des Anwendungsberei chs 
Bei Produkten, die Preis- und Absatzeinbußen wegen des Vordringens von Substituten hinnehmen 
müssen, sind Exportquoten-Abkommen kein zweckmäßiges Abwehrinstrument . Die internationale 
~eschränkung des Angebots bei Kautschuk, Baumwolle, Jute und ähnl i chen Produkten würde nur 
den planmäßigen Rückzug vom Markt bedeuten. Die diesen Produkten angemessene Marktpol itik 
Wird im folgenden Abschnitt gesondert behandelt. 
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Daneben gibt es jedoch noch weitere Agrarprodukte - genauer gesagt: Produktgruppen -, fUr die 
in Überschußsituationen die Beschränkung des Weltmarktangebots aus verschiedenen GrUnden 
keinen gangbaren Weg darstellt. Hier ist besonders der Weltmarkt fUr Nahrungsfette und -öle zu 
nennen, der durch eine große Zahl von Erzeugnissen gekennzei chnet ist 1), die in ihrer Ver
wendung weitgehend austauschbar sind (FAO, 1971, S. 57 ff.). Eine Angebotsbeschränkung fUr 
ein Einzel produkt ist wegen der engen Substitutionsbeziehungen wenig sinnvoll, und eine Ver
ständigung Uber eine Angebotsbeschränkung fUr alle Produkte ist wegen der Verschiedenheiten 
der Produktionsverfahren und wegen der Vielfalt der Erzeugerinteressen kaum denkbar. 

Auch bei Zitrusfruchten ist die Inhomogenität des "Produkts" und des Anbieterkreises (Mittel
meerländer, USA, SUdafrika, Brasilien u.a.) ein gewisses Handikap. Außerdem standen zumin
dest in der Vergangenheit die leichte Verderblichkeit und die begrenzten Kapazitäten fUr die 
Versaftung von ÜberschUssen einer Exportregulierung im Wege ( J. WOLF, 1965, S. 13 f.). 
Die Möglichkeiten fUr eine Angebotsregulierung scheinen sich inzwischen jedoch etwas gebes
sert zu haben: Das Kaffeeabkommen, in dem seit 1967 die Kontingentierung des Angebots ge
trennt fUr vier Sortengruppen betrieben wird (B.S. FISHER, 1972, S. 95 ff.), hat gezeigt, daß 
eine gewisse Produktvielfalt durchaus berUcksichtigt werden kann. Die Lagerfähigkeit der Zi
trusfruchte hat durch die KUhllagerung erheblich zugenommen, und die Verarbeitungskapazitä
ten erfassen inzwischen etwa ein Drittel der Weltzitrusernte (FAO Commodity Review and Out
look 1973-1974, S. 134). 

2.2 Absatzförderung bei Substitutionskonkurrenz 

Zu den Produkten, deren Absatz und Preise in der Vergangenheit und auch noch gegenwärtig 
durch das Vordringen besonders industriell gefertigter Substitute in Mitleidenschaft gezogen wur
den, zählen neben Kautschuk die Wolle, die Baumwolle, das Olivenöl und verschiedene Hart
fasern wie Jute, Sisal und Manilahanf. Die Exportländer der genannten Produkte haben in der 
jeweil igen Krisensituation z. T. gemeinsam Maßnahmen ergriffen, die die Wettbewerbsfähigkeit 
ihrer Exportprodukte gegenUber den neuen Substituten erhöhen sollten. 

Schon 1936, als die Zellwolle zunehmend Verbreitung fand, schlossen die großen Woll ausfuhr
länder ein Abkommen, durch das sie das Internationale Woll sekretariat in London grUndeten 
und diesem verschiedene Aufgaben zur Absatzförderung Ubertrugen. Dem 01 ivenöl machten an
dere billigere Speiseöle zu schaffen, die durch eine wendige und leistungsfähige Verarbeitungs
industrie vermarktet wurden; dabei waren die ubl i chen Ertrags- und Preisschwankungen sowie 
die Mischung mit anderen Speiseölen fUr die MarktsteIlung des Produkts besonders abträglich. 
Die Produktionsländer des Mittelmeerraums, unterstUtzt von einigen Importländern, ergriffen des
halb in einem Abkommen von 1955, das 1958 seine endgUltige Form erhielt und seitdem immer 
wieder erneuert wurde, entsprechende Gegenmaßnahmen. Der Baumwollverbrauch in den USA 
und Westeuropo stagnierte in den 50er und 60er Jahren nahezu infolge der Entwicklung voll
synthetischer Fasern, deren Verarbeitungs-, Trage- und Pflegeeigenschaften laufend verbessert 
wurden. Das veranlaßte eine Reihe von Exportländern, 1966 das Internationale Baumwollinstitut 
zu schaffen. 1967 und 1968 wurden aus ganz öhnl i chen Motiven erste Vereinbarungen fUr die 
verschiedenen Hartfasern getroffen 2). 

Die erwähnten internationalen Abkommen sahen im einzelnen folgende Maßnahmen vor: 
- Forschung zur Verbesserung der Produkteigenschaften und der Verarbeitungsmöglichkeiten 

(Wolle, Baumwolle), 
- Werbung, um die Verbraucherpräferenzen zu erhalten und zu erhöhen (Wolle, Baumwolle, 

Olivenöl), 

1) Die wichtigsten Fette pflanzlichen Ursprungs sind Soja-, Sonnenblumen-, Erdnuß-, Baumwoll
saat- und verschiedene Palmöle. Hinzu kommen noch Wal- und Fischöle (R.PLATE, 1970,S.272). 

2) Zu den genannten Abkommen siehe: L. DEBUS, 1975, Kap. 1.2. 

244 



- Vereinbarung von Qualittltsstandards (Olivenöl), 
- Stabil isierung der Exportpreise durch Erhöhung der Markttransparenz (besonders bei 01 ivenöl 

wird versucht, durch Progn.osen der Versorgungslage und durch den fruhzeitigen Nachweis von 
nationalen Defiziten und ÜberschUssen den zeitlichen und internationalen Marktausgleich zu 
erleichtern), 

- Stabilisierung der Exportpreise durch Vereinbarung von Richtpreisen (Jute). Die Stabilisie
rung der Preise ist deswegen sinnvoll, weil die genannten Produkte vor allem in Phasen hoher 
Preise Marktanteile an die relativ preisstabilen Substitute verl ieren. 

FUr Jute wird Ubrigens derzeit die GrUndung eines Internationalen Jute-Instituts betrieben, des
sen Aufgaben I:Ihnlich denen des Internationalen Woll sekretariats und des Baumwoll instituts sein 
sollen (FAO, 1973). 

2.3 Li efer- und Abnahmeverpfl ichtungen 

Als weiteren besonderen Abkommenstyp hat es die Kombination von Lieferverpflichtungen der 
Exportll:lnder mit Abnahmeverpfl ichtungen der Importll:lnder gegeben, im Engl ischen als "multi
lateral contract" bezeichnet. Allerdings wurde dieser Abkommenstyp nur bei Weizen und dort 
auch erst nach dem 2. Weltkrieg angewandt. Bis 1947 hatte fUr diesen Markt wie fUr die mei
sten anderen die Beschrl:lnkung des Weltmarktangebots im Mittelpunkt der internationalen BemU
hungen und Pll:lne gestanden (A.S. IVANOV, 1965, S. 3). Zweck des 194ger und aller folgen
den Weizenabkommen sollte es nach Artikel 1 des Abkommens sein, den Importll:lndern Bezugs
möglichkeiten und den Exportlandern Absatzmarkte bei gerechten und stabilen Preisen zu sichern. 
D'as Instrumentarium und die damit gemachten Erfahrungen erweisen jedoch, daß Liefer- und Ab
nohmeverpflichtungen eine Preisstabilisierung nur fUr Abkommensmitglieder und auch fUr diese 
nur in begrenztem Umfang bewirken können. 

In den Weizenabkommen von 1949, 1953 und 1956 hatten die wechselseitigen Verpflichtungen 
folgende Form: Wenn der Weltmarktpreis eine bestimmte obere Preismarke (Höchstpreis) Ubertraf, 
mußten die Exportll:lnder den Importmitgliedern im Abkommen festgelegte Mengen zum Höchst
preis liefern; wenn der Weltmarktpreis eine gewisse untere Preismarke (Mindestpreis) unter
schritt, mußten die Importmitglieder den Exportmitgliedern ebenso hohe Mengen zum Mindest
preis abnehmen. Die Pflichtmengen waren dabei in absoluten Betrl:lgen festgelegt. Diese Rege
lung erwies sich wl:lhrend der ersten vier Abkommensjahre fUr die Importll:lnder als sehr gUnstig, 
weil der Weltmarktpreis im Zusammenhang mit dem Koreaboom den Höchstpreis weit ubertraf 
(P.H. OTZEN, 1970, S. 61 f.). Im Durchschnitt der Wirtschafts jahre 1949/50 bis 1952/53 un
terlagen 58 % des Weltweizenhandels den Lieferverpflichtungen des Abkommens (A.S.IVANOV, 
1965, S. 4). FUr die Ubrigen Umsl:ltze galten die sich frei am Markt bildenden Preise. Das System 
der Liefer- und Abnahmeverpflichtungen fuhrt also bei Marktungleichgewichten in der Regel 
J!:ur Preisspaltung, und es wurde auch schon sehr bald darauf hingewiesen, daß die Preisbewe
gungen außerhalb des Abkommens durch dieses System verstl:lrkt werden können (H. G. JOHN
SON, 1950, S. 626 ff. ). 

Als die Weltversorgungslage 1953/54 zu einer Il:Inger anhaltenden Überschußsituation wechsel
te, sank das Interesse der Importll:lnder am Abkommen mit der Folge, daß die beiderseitigen Ver
pflichtungen ihrem Umfang und Inhalt nach deutlich abgebaut wurden. So beteiligten sich ab 
1953 einige Importll:lnder nicht mehr am Abkommen, wahrend andere ihre Pflichtmengen herab
setzen ließen. Diese Vorsichtsmaßnahmen erwiesen sich jedoch als unnötig, da die Abnahme
verpfl ichtungen trotz des Überangebots nicht zur Anwendung gel angten. Di e Exportl ander -
hier sind besonders die USA und Kanada zu nennen - zogen es vor, den Weltmarktpreis durch 
die Einlagerung berrl:lchtlicher Getreidemengen und nationale Produktionsbeschrankungen zu 
stUtzen, als die Preise unter den Mindestpreis des Abkommens fallen zu lassen (A. S. IVANOV, 
1965, S. 13. - R. PLATE, 1970, S. 6 und 9). 
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In den Weizenabkommen von 1959 an wurde die Pflicht der Importländer, bei Preisen unter dem 
Mindestpreis absolute Mengen abzunehmen, ersetzt durch die mUhelos zu erfullende Verpflich
tung, bestimmte Prozentsätze ihres kommerziellen Bedarfs von den Exportmitgliedern zu bezie
hen, solange der Weltmarktpreis innerhalb der Preisgrenzen des Abkommens lag. Bei Unterschrei
tung des Mindestpreises hatten sie keine bestimmten Pfl ichten mehr. Das wurde ab 1968 bedeutsam, 
als der Weltmarktpreis zeitweise unter der 1967 etwas angehobenen Preisuntergrenze blieb. Da 
die Mitglieder sich 1971 gar nicht mehr uber Liefer- und Abnahmeverpflichtungen einigen konn
ten (M. HOFFMEYER, 1975, 5. 103), spielte das Weizenabkommen auch während der Preis
hausse ab 1972 keine Rolle. Insgesamt hat das Abkommen ab 1953 also selbst partiell keinen Ein
fluß auf die Preise mehr genommen. Diese wurden hauptsächlich durch die Vorrats- und Binnen
marktpol itik der großen Exportländer stabil isiert und in den Preisgrenzen des Abkommens gehal
ten. 

Liefer- und Abnahmeverpflichtungen können von ihrem Wesen her keinen bestimmenden Einfluß 
auf Gesamtangebot, Gesamtnachfrage und auf das allgemeine Preisniveau nehmen. So haben 
sie z. B. bei Weizen nichts dazu beigetragen, die Knappheit Anfang der 50er Jahre oder das 
folgende anhaltende Überangebot zu beseitigen (A.5. IVANOV, 1965, 5. 15). Mit Hilfe sol
cher Verpfl ichtungen ist es ledigl ich mögl ich, den am Abkommen beteil igten Ländern einen 
Teil ihrer Versorgung bzw. ihres Absatzes bei Marktungleichgewichten zu bestimmten Preisen 
zu sichern. Dabei ist noch anzumerken, daß die Lieferverpflichtungen des Weizenabkommens von 
1949 - und Ubrigens auch die des Zuckerabkommens von 1968 - funktioniert haben, während 
das Instrument der Abnahmeverpflichtungen bisher noch nicht auf die Probe gestellt worden ist. 
Zusammenfassend I/:Ißt sich feststellen, daß diese Verpflichtungen nur ein erg/:lnzendes, aber 
kein tragendes Element einer internationalen Stabilisierungspolitik sein können. 

2.4 Preisvereinbarungen 

Andere selbständig angewandte Stabil isierungsmaßnahmen sind die in den letzten 15 Jahren ver
schiedentlich getroffenen Mindest- oder Richtpreisvereinbarungen, z.B. fUr Milchpulver, Rosi
nen, Zucker und Jute (L. DEBU5, 1975, S. 49 und 346). Solche Preisvereinbarungen sind nicht 
durch Regulierungen des Angebots unterbaut und können daher nur innerhalb eines Wirtschafts
jahres auftretende Preisschwankungen eindl:lmmen, soweit sie auf mangel nder Markttransporenz 
beruhen. Der vereinbarte Preis muß etwa dem kurzfristigen Gleichgewichtspreis entsprechen 
und zumindest von Jahr zu Jahr der si ch verl:lndernden Versorgungslage angepaßt werden. Ver
suche, Preisvereinbarungen zur Preisstutzung einzusetzen, wie das z. B. 1966 bei Zucker und 
ab 1967 auch im Weizenabkommen geschehen ist, sind unzweckmäßig, weil ohne Mengenregu
lierung ein bestimmter, uber dem Gleichgewichtsniveau liegender Preis nicht gehalten werden 
kann. 

3 Maßnahmen zur VermeiduDJLanhaltender KnaEEheit 

Die Untersuchung der Wirkungsmöglichkeiten der Exportquoten-Abkommen (Abschnitt 2.2 b) 
hat ergeben, daß dieser Abkommenstyp zwar geeignet ist, die Preise bei Überangebot zu stutzen, 
aber nicht verhindern kann, daß die Produktion evtl. hinter der Nachfrage zuruckbleibt und 
die Weltmarktpreise die Ziel preise des Abkommens uberschreiten. Besonders die Rohstoffhausse 
der letzten Jahre, die auch die Abkommensprodukte Kaffee, Kakao und Zucker erfaßt hat, 
wirft die Frage auf, ob die herkömmliche Form der Exportquoten-Abkommen nicht durch Maßnah
men ergl:lnzt werden könnte, die eine jederzeit ausreichende Kapazitl:lts- und Produktionsexpan
sion fördern und dadurch helfen, Il:Inger anhaltende Knappheit zu vermeiden. 

Vielfach wird in diesem Zusammenhang an die Schaffung großer Puffervorrl:lte gedacht. Im Inte
gri erten Rohstoffprogramm des UNCTAD- Sekretariats werden z. B. Ausglei chslager vorgeschlagen, 
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die bis zu einem Viertel des jährlichen Welthandels betragen (K. SEITZ, 1975, S. 464). Solche 
Vorräte wären vor allem geeignet, Ertragsschwankungen von Jahr zu Jahr auszugleichen. Länger
fristige Preisschwankungen, wie sie z.B. bei den Produkten mit mehrjähriger Ausreifezeit von 
Neupflanzungen zu beobachten sind, können damit kaum uberbrUckt werden. So ergibt eine 
Uberschlägige Rechnung, daß das vorgeschlagene Ausgleichslager fUr Zucker von höchstens 
5,5 Mill. t weder in der Überschußphase von 1965 bis 1969 noch in der Knappheitsphase von 
1972 bis 1974 ausgereicht hätte, um den Weltmarktpreis annähernd zu stabilisieren. Andere 
und weniger aufwendige Möglichkeiten, anhaltender Knappheit entgegenzuwirken, wären die 
folgenden (L. DEBUS, 1975, S. 370 ff.): 

- Die laufende Anpassung der Ziel preise an die Entwicklung der Produktionskosten, 
- weitgehende Absatzsicherung fUr die Exportländer in Überschußlagen zu bestimmten Mindest-

preisen und 
- die kontinuierliche Verlängerung der Abkommen im Gegensatz zu den bisher streng begrenz

ten Laufzeiten von fUnf oder weniger Jahren. 
- Außerdem sollten die der Markttransparenz dienenden Einrichtungen noch verbessert und aus

gebaut werden. Wo noch nicht vorhanden, ist eine Berichterstattung uber die mittelfristigen 
Produktionsmöglichkeiten erstrebenswert. Z.B. wäre zu prUfen, ob nicht eine internationale 
Berichterstattung uber die Kapazitätsentwicklung und -auslastung der Weltzuckerindustrie 
eingerichtet werden kann (Vgl. L.DEBUS, 1975, S. 372 ff.). 

11111 folgenden werden die drei zuerst genannten Maßnahmen näher erläutert: 

al Die laufende Anpassung der Ziel preise 
DIe weltweit zunehmenden Inflationsraten der letzten Jahre 1) legen nahe, die Ziel preise der 
Abkommen von Jahr zu Jahr zu erhöhen und nicht erst nach Ablauf von drei Jahren (bei der 
dann Ublichen Revision der Abkommen) oder gar von fUnf Jahren (bei Erneuerung der Abkommen). 
Wtlhrend der Laufzeit des letzten Zuckerabkommens 1969 bis 1973 z.B. wurden die Zielpreise 
nicht erhöht, obwohl die Exportländer besonders bei der Revision 1971 darauf gedrungen haben 2). 
Der dadurch entstehende reale RUckgang des StUtzniveaus der Abkommen mindert die Sicherrung 
der Exporterlöse in realen Werten und wirkt sich deshalb negativ auf Investitionen und damit 
auf die Anpassung der Produktion an eine steigende Nachfrage aus. In den nationalen Markt
ordnungen sind Anpassungen der Ziel preise an die Kostenentwicklung durchaus ublich; auch in 
den Präferenzabkommen fUr Zucker zwischen den USA sowie Großbritannien und ihren jeweili
gen Lieferanten wurden die Präferenzpreise regelmäßig der Kostenentwicklung angepaßt. 

Eine jtlhrliche Verhandlung zwischen Export- und Importltlndern uber die Anpassung der Ziel
preise wtlre unpraktisch. Es sollte daher erwogen werden, ob nicht ein internationaler Preisin
dex als Maßstab fUr automatische Erhöhungen der Ziel preise in Frage ktlme. Da ein Index z.B. 
der Betriebsmittel preise nur einen Kostenfaktor widerspiegelt und insbesondere nichts uber die 
Bntwicklung der Produktivittlt aussagt, sollten Änderungen eines solchen Indexes nur zu 80 oder 
90 % berUcksichtigt werden. Konferenzen, bei denen die tatsächliche Kostenentwicklung ge
prUft wird und danach die Ziel preise ausgehandelt werden, sollten nur alle drei oder fUnf Jahre 
stattfinden. 

1) Der Preisindex fUr Fertigwarenexporte aus 11 Industrieländern hat sich seit 1969 folgender-
maßen entwickelt (1963 = 100): 

1969 110 1972 134 
1970 117 1973 156 
1971 124 1974 187 

(UN, Manthly Bulletin of Statistics). 

2) Lediglich der 1972 und 1973 wichtige Lieferpflichtpreis wurde zweimal angehoben. 
I 
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b) Abnahmeverpfl ichtungen der Importll:lnder zu Mi ndestpreisen 

Auch Abnahmeverpflichtungen der Importll:lnder zu Mindestpreisen könnten - als ergl:lnzendes 
Instrument eingesetzt - den Exportll:lndern mehr Sicherheit fUr ihre Exporterlöse bringen und da
mit die langfristige Produktionsentwicklung positiv beeinflussen. Solche Abnahmeverpflichtungen 
waren - wie oben dargestellt - in den Weizenabkommen von 1949, 1953 und 1956 enthalten, 
wurden dort aber ab 1953 in ihrem Wert fUr die Exportll:lnder stark ausgehöhlt. Am zweckml:lßig
sten wUrden sol che Abnahmeverpfl ichtungen analog zu den Li eferverpfl ichtungen der Exportll:ln
der gestaltet, wie sie in den Weizenabkommen ab 1959 und im Zuckerabkommen von 1968 ent
halten waren, d.h. es mUßten Lieferungen, die dem Durchschnitt der vorhergehenden Jahre 
gleichkommen, zu einem Mindestpreis abgenommen werden. Um diese Verpflichtungen fUr beide 
Seiten etwas ertrl:lglicher zu machen, wl:lre es zweckml:lßig, die Pflichtmengen nicht auf 100 %, 
sondern z. B. nur auf 90 % der Referenzbetrl:lge festzusetzen. 

Der Mindestpreis, der fUr die Abnahmemengen gelten soll, mUßte fUr die Exportll:lnder im Durch
schnitt noch kostendeckend sein, damit von ihm ein positiver Einfluß auf die Kontinuitl:lt von 
Investition und Produktion ausgehen kann. Das genannte Preisniveau ist naturlich nur grob zu 
quantifizieren und mUßte ebenso wie die anderen Ziel preise und der Lieferpflichtpreis grund
sl:ltzlich in Verhandlungen zwischen Export- und Importll:lndern festgelegt werden. Außerdem 
gelten die AusfUhrungen unter Punkt a) uber die Anpassung der Ziel preise an die Kostenentwick
lung ebenfalls fUr den Abnahmepflichtpreis. 

Das Ausmaß an Absatz- und Preissicherung, das die Exportll:lnder durch die Abnahmeverpflichtun
gen gewinnen wUrden, hl:lngt davon ab, in welchem Umfang die Umsl:ltze am Weltmarkt von sol
chen Verpfl ichtungen erfaßt wUrden. Wenn, wie im Zuckerabkommen von 1968, nur etwa die 
Hl:llfte der Nachfrage am freien Weltmarkt im Abkommen organisiert ist, ist die Erlössicherung 
naturlich unvollstl:lndig. Allerdings könnten besonders in einem kUnftigen Zuckerabkommen 
Abnahmeverpflichtungen - zusammen mit den analog gestalteten Lieferverpflichtungen - eine 
neue Qualitl:lt gewinnen, wenn sich die USA, die seit Anfang dieses Jahres ihr Prl:lferenzsystem 
aufgegeben haben, als der Welt wichtigstes Importland am Abkommen beteiligten. Die wechsel
seitigen Verpfl ichtungen könnten nl:lml ich einen Ersatz fUr das Einfuhrquotensystem des 
US-Sugar-Act bieten. Denn die Pflichtmengen trUgen einen I:Ihnlichen Charakter, wie ihn die 
US-Impartquoten gehabt haben 1). 

c) Die kontinuierliche Verll:lngerung der Abkommen 

Die meisten neueren Abkommen wurden fUr eine Dauer von fUnf Jahren mit der Möglichkeit einer 
Revision nach den ersten drei Jahren abgeschlossen. Diese Regelung bedeutet, daß bei Schei
tern der Erneuerungs- oder Revisionsverhandlungen das Abkommen seine Aufgaben der PreisstUt
zung, der Versorgungssicherung bei Knappheit und gegebenenfalls auch der Absatzsicherung bei 
Überangebot nicht erfullen kann. Dieser Bruch in der Funktionfl:lhigkeit tritt dann recht kurz
fristig ein und ist mit der langfristigen Zwecksetzung der Abkommen nicht zu vereinbaren. Des
halb ist zu erwl:lgen, ob fUr internationale Abkommen nicht eine kontinuierliche Verll:lngerung 
der Laufzeit möglich ist in der Weise, daß die Abkommen schon vom zweiten Abkommensjahr an, 
um jeweils ein Jahr verll:lngert werden. Die Restlaufzeit des Abkommens betrUge dann immer 
fUnf Jahre, solange die Mitgliedsll:lnder nicht die Auflösung des Abkommens beschließen. 

Allerdings entspricht die bisherige Vertragsdauer von fUnf Jahren den Regeln, die 1947 von der 
UN fUr Rohstoffvereinbarungen anerkannt worden waren. Die Begrenzung der Abkommensdauer 

1) Die Lieferpreise wUrden sich allerdings - anders als im US-System - zwischen dem Liefer
und dem Abnahmepflichtpreis des Abkommens bewegen; das könnte aber in der Wirkung auf 
die nationale US-Zuckerwirtschaft durch variable Stutzungszahlungen ausgeglichen werden. 
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und die Revision des Abkommens haben den Sinn, eine gewisse Flexibil ität der Marktregulierun
gen zu gewährleisten und so die Verhärtung von Handels- und Produktionsstrukturen zu verhin
dern. FUr die Lösung dieses Problems käme ein begrenzter Automatismus der Art in Frage;.,@fY 
die Grundquoten etwa im Abstand von drei Jahren anhand der Exportleistung der beteil igten / 
Länder in den vorhergehenden Jahren umverteilt werden. Dabei können natürlich Überschreltun-

I 
gen der zugeteilten Effektivquoten nicht gewertet werden, sondern hier wUrde die Fähigkeit, 
umverteil te Quotendefizite zu erfullen und die Exporte bei Aussetzung der Quoten zu erh&Ken, 
ihren Niederschlag finden. Die neue Quotenverteilung sollte sich aber nicht ausschließlich 
nach der Exportleistung richten, sondern die al te Quotenverteil ung mit berUcksi chtigen. Außer
dem wäre die Einrichtung einer Grundquotenreserve zweckmäßig, aus der in Härtefällen, z. B. 
bei Mißernten, Quoteneinbußen wiedergutgemacht werden könnten. 

Die vier angefUhrten Ergänzungsmaßnahmen - laufende Anpassung der Ziel preise an die Kosten
entwicklung, Abnahmeverpfl ichtungen der Importländer zu Mindestpreisen, kontinuierl i che Ver
längerung der Abkommen und Verbesserung der internationalen Markttransparenz - bieten zwar 
keine Garantie fUr die Vermeidung von Preishaussen, wUrden aber eine bessere langfristige An
passung der Produktion an die vorhersehbare Nachfrageentwicklung fördern. Ob die genannten 
Maßnahmen bei kUnftigen Exportquoten-Abkommen zum Zuge kommen, hängt hauptsächlich von 
der Haltung der Importländer ab. Da sie sich längerfristig aber gerade auch zugunsten der Ein
fuhrländer auswirken wUrden, sollten sich diese Länder ernsthaft damit befassen. 

Internationale landwirtschaftliche Stabilisierungspolitik ist auf die Eindämmung vor allem von 
Preisschwankungen auf den Weltagrarmärkten gerichtet. Von den möglichen Arten von Preis
schwankungen wirken sich die längerfristigen Schwankungen, die zu uber Jahre hin anhaltenden 
PreisrUckgängen oder -tiefständen fUhren können, am negativsten auf die Wirtschaft vor allem 
der Export-, aber auch der Importländer aus. Die Exportländer werden von solchen Schwankun
gen erheblich stärker betroffen, weil sich meistens die Erzeugung eines Produkts viel ungleich
mäßiger Uber die Volkswirtschaften verteilt als dessen Verbrauch und weil die Exporterlöse aus 
einem einzigen oder einigen wenigen Produkten in vielen Entwicklungsländern einen viel bedeu
tenderen Teil des Sozialprodukts bilden als die entsprechenden Importe in den Industrieländern. 
Dieser Unterschied hat zur Folge, daß das Ziel der Exportländer, länger anhaltende Überange
botslagen zu korrigieren und zu vermeiden, im Mittelpunkt der bisherigen internationalen Stabi
I isierungspol itik gestanden hat. Bei einigen Produkten, deren Absatz durch Substitutionskonkur
renz bedroht ist, war das wesentliche Ziel, den Absatz zu sichern und dadurch Erlöse und Preise 
wieder aufzubessern. Die Importländer haben sich im Laufe der Zeit mehr und mehr an den 
Initiativen und Abkommen der Exportländer beteiligt mit den Zielen, die Exportländer zu unter
stUtzen, eine zu starke Preisstützung zu verhindern und ihre eigene Versorgung fUr den Fall der 
Verknappung zu sichern. Aus eigener Betroffenheit haben die Importländer nur bei extremer 
Knappheit, die fUr viele Rohstoffe gleichzeitig herrschte (Kriegs- und Nachkriegszeiten), beson
dere Stabil isierungsmaßnahmen ergriffen. Entsprechend dieser Sachlage war das Hauptziel der 
meisten bisherigen Marktregul ierungen die PreisstUtzung und weniger die Preisstabil isierung. 

Das meist angewandte Instrument in der bisherigen internationalen Stabil isierungspol itik war 
dementsprechend die Beschränkung und Regul i erung des Wel tmarktangebots durch Exportquoten . 
Die Exportquoten-Abkommen wurden vielfach ergänzt durch Maßnahmen zur Anpassung der 
Produktion und in Einzelfällen durch die Ausnahme "entwicklungsfähiger" Märkte aus der Ange
botsbeschränkung (so bei Kaffee) und durch Pufferstocks (so bei Kakao). In einigen Zucker- und 
Weizenabkommen waren Verpflichtungen der Importländer enthalten, die darauf abzielten, den 
Exportländern ihre vom Protektionismus der Einfuhrländer bedrohten Absatzmärkte zu erhalten. 
Fur den Fall, daß die Preise das angestrebte Niveau Uberschritten, gab es Vorkehrungen, die 
der Preissteigerung generell entgegenwirken sollten (Aussetzung der Exportquoten, Mindestvor-
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ratspflicht der Exportländer) oder die der bevorzugten Versorgung der beteiligten Importländer 
dienten (Lieferverpflichtungen zu einem Höchstpreis). 

Die Beschränkung des Weltmarktangebots von Agrarprodukten ist als Mittel zur Preisstützung in 
Überangebotslagen und damit zur Wi ederanhebung der Exporterl öse grundsätzl ich brauchbar, wei I 
die Preiselastizität der Weltmarktnachfrage in der Regel gering und das Weltmarktangebot im 
wesen tl ichen kontroll ierbar ist. Empirische Analysen bestätigen das. Dagegen hat si ch wieder
holt gezeigt, daß die Angebotsregulierung in ihrer bisherigen Gestalt nicht ausreicht, Preishaus
sen zu verhindern. Davon abgesehen wurden die Abkommen teilweise in ihrer Wirksamkeit durch 
das Vorhandensein von Außenseitern, durch Konstruktionsmängel und andere Faktoren beein.,. 
trächtigt. Hindernisse für das Zustandekommen ergeben sich besonders, wenn die Exportländer 
ungleichmäßig von Preis- und Erlöseinbußen getroffen werden oder wenn starke Meinungsverschie
denheiten zwischen Export- und Importländern über die Ziel preise oder andere Vereinbarungen be
stehen. Schließlich ist auch der Anwendungsbereich von Exportquoten-Abkommen begrenzt, da 
bei starker Inhomogenität und schlechter lagerfähigkeit des Produkts (Fette, Zitrusfrüchte) solche 
Regul ierungen kaum durchführbar sind. 

Auch bei den durch Substitutionskonkurrenz bedrohten Produkten empfiehlt sich ein anderes 
Instrumentarium, nämlich Maßnahmen zur Absatzförderung. Die in den Weizenabkommen von 
1949 an enthal tenen Liefer- und Abnahmeverpfl ichtungen sind zur Marktstabi I isi erung ungeeig
net;sie können lediglich andere Stabilisierungsmaßnahmen ergänzen. Mit Hilfe der in den 
letzten 15 Jahren verschiedentli ch getroffenen Preisvereinbarungen ist es mögl ich, innerholb des 
Wirtschaftsjahres auftretende Preisschwankungen einzudämmen, soweit sie auf mangelnder Markt
transparenz beruhen; die Versuche, Preisvereinbarungen zur Preisstützung einzusetzen, sind 
unzweckmäßig, wenn sie nicht durch Mengenregulierungen unterbaut werden. 

Besonders die Rohstoffhausse der I etzten Jahre, die auch verschiedene Abkommensprodukte er
faßt hat, wirft die Frage auf, ob das bisherige Stabilisierungsinstrumentarium nicht um Maßnah
men ergänzt werden kann, die eine jederzeit ausreichende Kapazitäts- und Produktionsexpan
sion fördern und dadurch helfen, länger anhaltende Knappheit zu vermeiden. Als solche ergän
zende Maßnahmen kämen in Frage: 

- Die laufende Orientierung der Ziel preise an der Entwicklung der Produktionskosten, 
- weitgehende Absatzsicherung für die Exportländer in Überschußlagen zu bestimmten 

Mindestpreisen, 
- die kontinuierliche Verlängerung der Abkommen sowie 
- der Ausbau und die Verbesserung der der Markttransparenz dienenden Einrichtungen. 
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Hohe Ernteschwankungen, politische und/oder militärische Konflikte sowie die geringe Preis
elastizität der Nachfrage insbesondere nach lebenswichtigen Agrarprodukten lösen, verstärkt 
durch SpekulationsgeschClfte, zum Teil erhebliche und oft mehrjClhrige Preisschwankungen aus. 
Sie sind Anlaß auch der gegenwärtigen agrarpol itischen Diskussion über Mögl ichkeiten und 
Grenzen einer internationalen Stabil isierungspol itik, deren Ziel es sein soll, den Warenaus
tausch - abgesehen von seinem Umfang - auf einem für Export- wie Importländer "angemessenen" 
Preisniveau zu stabil isieren. 

Hinter dieser bewußt gewClhlten Formulierung des "angemessenen Preisniveaus" verbergen sich 
die aus der unterschiedlichen Interessenlage im- bzw. exportierender Länder resultierenden und 
zu Zeiten eines Marktungleichgewichtes zumeist diametral entgegenstehenden Vorstellungen 
über den zumindestens langfristig zutreffenden Gleichgewichtspreis. Diesem Dilemma kommt 
insofern große Bedeutung zu, als Rohstoffabkommen vor allem vor dem Hintergrund eines zu 
geringen oder zu hohen Weltmarktangebotes konzipiert werden und damit Veränderungen der 
Marktverhöltnisse bereits den Keim des Scheiterns in sich tragen. Dennoch können die bisherigen 
Stabilisierungsmaßnahmen nicht grundsCltzlich als wirkungslos bezeichnet werden. Das gilt-
wie die Analyse der Rohstoffabkommen im vorherigen Referat (L. DEBUS, 1975) gezeigt hat
insbesondere für die Abkommenstypen, die die Exportländer zur Preisstutzung bei zu hohem 
Angebot abschlossen. 

Die auch Importländer umfassenden Abkommen funktionierten vor allem dann, wenn Angebot 
und Nachfrage einigermaßen übereinstimmten oder, wie SCHMIDT (E. SCHMIDT, 1975) für die 
verschiedenen Zuckerabkommen feststellt, bei "normalem" Marktverlauf. Hier sei der Einwurf 
gestattet, daß unter diesen Marktbedingungen naturgemClß auf Stabilisierungsmaßnahmen verzich
tet werden kann. Über die Wirksamkeit internationaler Rohstoffabkommen entscheiden allein 
Belastungsproben. Und hier muß festgestell t werden, daß das bisher eingesetzte Instrumentarium 
bestenfalls zur Dämpfung von Preisschwankungen, kaum jedoch zur Preisstabilisierung beigetragen 
hat. 

253 



Daraus wird allerdings nicht ein Verzicht auf stabilisierende Maßnahmen abgeleitet. Vielmehr 
werden von DEBUS Vorschläge zur Ergänzung des bisher an gewandten Instrumentariums zur 
Verbesserung der Effizienz von Rohstoffabkommen gemacht und erläutert. 

~=_~~u rt~1.1 ul'!9..~!aQ.!J.~ende~ Stab IJ isi~ru!J.9.smQ.~!J.ahmen 

Als erstes wird die laufende Anpassung der Ziel preise an die Entwicklung der Produktionskosten 
mit Hilfe von Preisindices genannt. Dieser Automatismus könnte zwar jährliche, angesichts 
der divergierenden Interessen der Mi tgl iedsländer kaum zu real isierende Preisan passungsver
handlungen ersetzen, ob jedoch eine Preisstabilisierung erreicht wird, hängt ausschließlich von 
den jeweiligen Marktverhältnissen ab. In Phasen eines zu hohen Weltmarktangebotes würde 
diese "Anpassung nach oben" - denn wann sinken Kosten? - zwangsläufig vom Gleichgewichts
preis wegführen und damit eher destabil isierend wirken. Mir scheint wichtiger die Festlegung 
einer realistischen Bandbreite der Zielpreise; sie dürfte eine laufende Preisanpassung über
flüssig machen. 

Zweitens werden Abnahmeverpfl ichtungen der Importländer zu Mindestpreisen vorgeschlagen. 
Abgesehen von der Problematik, die in der Festlegung durchsehn ittl ich kostendeckender Preise 
steckt und die schon bei geringfügig zu hoher Festsetzung die Gefahr nicht marktkonformer 
Produktionssteigerungen birgt, wurde mit Abnahmeverpflichtungen - ihnen stehen in der Regel 
lieferverpfl ichtungen der Exportländer gegenüber - bisher keine durchschlagende Preisstabil i
sierung (H.P.OTZEN, 1970, S. 82 H.) erreicht. Sie erhalten geradezu eine destabilisierende 
Wirkung, wenn - wie von DEBUS empfohlen - die Pflichtmengen auf unter 100 v.H. einer 
Referenzperiode fixiert werden. Denn die restlichen Bezüge werden auf dem "freien Markt" 
gedeckt, der aufgrund seines begrenzten Volumens (H. J. JOHNSON, 1950, S. 626) bereits 
durch ein geringes Marktungleichgewicht zu extremen Preisausschlägen tendiert und damit die 
Gefahr des Ausbrechens einzel ner Länder heraufbeschwört bzw. zu falschen Preiserwartungen 
bei Neuverhandlungen oder zu falschen Produktionsentscheidungen führen kann. 

Drittens wird eine kontinuierl i ehe, d. h. frühzeitige Verlängerung der Abkommen vorgeschlagen. 
Diese Regelung kann zwar kaum zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit eines Abkommens 
beitragen, wohl aber allen am Abkommen beteil igten Ländern eine gewisse zusätzl iche Si cher
heit bieten. 

Aufgreifen und unterstUtzen möchte ich schi ießI ich die Forderung zur Verbesserung der Markt
transparenz. Obwohl das lediglich ein Mindestmaß an "Good Will" aller wichtigen am Welt
handel beteil igten Länder voraussetzt und kaum Kosten verursacht, scheiterten derartige Abma
chungen bisher aus technischen und/oder politischen Gründen. Hier sei an die Vereinbarungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der UdSSR erinnert, die solche Marktinformationen zwar 
vorsehen, die aber dennoch bisher nicht funktionierten. 

Insgesamt glaube i eh, daß die ergänzenden Vorschläge keinen wesen tl i chen Beitrag zur Preis
stabilisierung zu leisten vermögen. Die oft beklagte unbefriedigende Funktionsfähigkeit von 
Rohstoffabkommen scheint mir auch weniger am unvollkommenen Instrumentarium zu liegen als 
vielmehr an der mangelnden politischen Bereitschaft vieler Länder, sich vorbehaltlos und soli
darisch bestimmten Vorschriften zu unterwerfen. 

Das gil t beispielsweise auch für die Europäische Gemeinschaft. Zwar erkl ärt die Kommission 
(EG-Kommission, 1975, S. 1) ihr Interesse an ausgewogenen Rohstoffabkommen und nennt als 
Beispiel ihres guten Willens das erst kürzlich abgeschlossene Abkommen von Lome, das u.a. 
Zuckereinfuhren in Höhe von 1,4 Mill. t zum innergemeinschaftlichen Preisniveau vorsieht; 
gleichzeitig schafft sie jedoch die Voraussetzungen für eine exorbitante innergemeinschaftliche 
Produktionsausweitung. Konsequenz dieser Politik wird der Aufbau von Überschüssen sein, 
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deren bloßes Vorhandensein voraussichtlich zu einem Preisdruck auf dem Weltmarkt fuhren dürfte, 
ganz zu schweigen von der Gefahr, die von einem Export dieser Überschüsse ausgehen würde. 

Hier ließen sich zahlreiche, nicht nur die Europäische Gemeinschaft betreffende Beispiele anführen. 

Wer daher - wie ich - die fehlende pol itische Einsicht beklagt und damit vor allem die Grenzen 
der internationalen Stabil isierungspol itik betont, darf ni cht Ubersehen, daß die Instabi I itäten 
auf den landwirtschaftlichen Rohstoffmärkten mindestens zeitweise fUr weniger entwickelte län-
der zu unerträglichen Belastungen führen (VEREINTE NATIONEN, 1974). Da diese länder 
insbesondere zu Zeiten hoher Weltmarktpreise nicht in der lage sind, ihr Nahrungsmitteldefizit 
zu den Bedingungen des kommerziellen Weltmarktes zu decken, muß ihre Versorgung allein aus 
humanitären Gründen von den entwickelten Volkswirtschaften sichergestellt werden, und zwar 
unabhängig von der Höhe der Kosten und unabhängig von pol itischen Bedingungen. 

Abschließend - und damit greife ich einen anfangs genannten Punkt wieder auf - möchte ich die 
Frage aufwerfen, in wel eher Weise und in wel chem Umfang die Instabil itäten auf den Rohstoff
märkten durch internationale Spekulationsgeschäfte verstärkt werden. Dieses Problem mUßte -
falls es bisher noch nicht geschehen ist - grUndl ich untersucht und in die Diskussion um die Gren
zen und Mögl ichkeiten einer Stabil isierungspol itik einbezogen werden. 
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Der- Begriff Versorgung findet vor allem Verwendung in der Begriffskombination Versorgungsbi
lanz, die die Produktion und den Verbrauch sowie eventuelle Bestandsverlinderungen'und natio
nal zuslitzlich den Export-Import-Saldo erfaßt. Wlihrend Produktion lediglich Guterbereitstel
lung beinhaltet, die noch nicht mit einer GUterinanspruchnahme verbunden sein muß, ist Ver
brauch mit Inanspruchnahme bereitgestellter GUter gleichzusetzen. Da der Guterverzehr 
~Konsum) der Bedurfnisbefriedigung dient und auch derart zielbezogen definiert wird (H. KOLMS, 
~ 959, S. 142), ist Versorgung letztl ich als BedUrfnisbefriedigung anzusehen. Eine entsprechende 
Definition gibt auch das HandwBrterbuch der Betriebswirtschaftslehre (T. WESSELS, 1962, S.5949). 
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Auch wenn eine unmittelbare Stabilisierung der BedUrfnisbefriedigung nicht operationeIl ist, 
erscheint es sinnvoll, von der BedUrfsnisbefriedigung auszugehen und sich von ihr auf eine 
operationelle Ebene hinzubewegen • Das ist gUnstigstenfalis die des Verbrauchs 1). Ausgehend 
von der Befriedigung der individuellen BedUrfnisse ist der Pro-Kopf-Verbrauch und nicht der 
gesamtwirtschaftliche Verbrauch zu stabilisieren. Unterschiede ergeben sich allerdings nur dann, 
wenn die Bevölkerung sich nicht gleichm1ißig entwickelt, weil Stabilisierungspolitik im Hin
blick auf die Versorgung nicht Niveaustabilisierung, sondern lediglich Minderung der kurz
fristigen Abweichungen von der langfristigen Niveauentwickl ung bedeuten kann. 

Die folgenden AusfUhrungen beschränken sich weitgehend auf die theoretische Darstellung der 
Ziele und Instrumente einer Stabilisierungspolitik im Hinblick auf die nationale und internatio
nale Versorgung mit Nahrungsmitteln. Produkt- und länderspezifische Probleme wie auch solche 
politischer, technischer und institutioneller Art und die Interdependenzen zwischen den ver
schiedenen Agrarproduktmärkten sowie zwischen Produkt- und Faktormärkten werden nicht aus
fuhrlich behandelt. 

2 Stabilisierungs.E9litik im Hinblick auf die nationale Versorruma 

2.1 Stabil isierungsziel e 

~:~:~_~_~_~~a~~!~~~~~~~=~~~~:~_b~~~:~~~~~:~~!~~:~:~~~~~~~~!~~. 
Bei der Stabil isierungspol itik im Hinbl i ck auf die Versorgung mit Nahungsmitteln (nur einer 
GUtergruppe) ist zu unterscheiden zwischen der Verbrauchsentwicklung bei gesamtwirtschaftli
cher Instabilität (Nachfrageinstabilität), bei sektoraler Angebotsinstabilität und bei Zusammen
treffen von Nachfrage- und Angebotsinstabilität. 

Soweit bei stabiler Produktionsentwicklung das sektorale Angebot den Verbrauch prädeterminiert, 
verläuft die Verbrauchsentwicklung auch bei gesamtwirtschaftlicher Instabilität stabil. Die 
gesamtwirtschaftliche Instabilität schlägt sich hierbei allein in einer Preisinstabilität nieder, die 
allerdings - ohne preiswirksame Gegenmaßnahmen - eine Instabilität der Produktions- und Ver
brauchsentwickl ung auslösen kann. 

Bei nicht vollkommen preisunelastischem Angebot ist eine Stabilisierung der Verbrauchsentwick
lung nur uber eine Steuerung des Verbraucherpreises (Senkung bei negativen Einkommensschwan
kungen, Erhöhung bei positiven Einkommensschwankungen) möglich und nur durch entsprechende 
finanzpolitische Maßnahmen ist mit dem Verbrauch auch der Erzeugerpreis stabilisierbar. Wenn 
bei gesamtwirtschaftlicher Instabilit1it eine finanzpolitische Steuerung der Verbrauchsentwick
lung betrieben wird, ist sie jedoch nicht auf ein Gut zu beschränken, sondern auf alle Guter 
abzustellen. Sie ist daher Aufgabe der gesamtwirtschaftlichen Wirtschaftspolitik und nicht Auf
gabe einer sektoralen Stabilisierungspolitik (K. MÜLLER-HEINE, 1972, S. 51). 

Die Notwendigkeit einer sektoralen Stabilisierungspolitik ergibt sich vielmehr aus einer Instabi
lität der sektoralen Angebotsentwicklung. Geht man von der Gultigkeit des Gossen'schen Geset
zes aus, wonach der individuelle Grenznutzen mit steigender Konsummenge abnimmt, ist die 
Bedurfnisbefriedigung bei stabiler Angebots- und Verbrauchsentwicklung höher als bei schwan
kender Verbrauchsentwicklung. Bezieht man die monetären Aspekte in die Betrachtung ein, 
wirkt si ch - entsprechend der Theorie des KonsumentenUberschusses (B. F. MASSEL, 1969; 
F. V. WAUGH, 1944, 1966) - eine Angebots- und Verbrauchsstabilisierung fUr die Konsumenten 

1) Stabilisierung des Verbrauchs muß jedoch nicht immer Stabilisierung der BedUrfnissbefriedi
gung bedeuten. Abweichungen entstehen, wenn sich die Guterbewertung im Zeitablauf ändert. 
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in der Regel {bei abnehmender Preiselastizitl:lt mit steigendem Verbrauch oder bei konstanter 
Preiselastizitl:lt von größer als 1 (U. KOESTER, 1968, S. 167) jedoch ungUnstig aus, weil sie 
den sog. Konsumentenuberschuß (die Nutzen-Ausgaben-Differnenz) verringert (vgl. Schaubild 1, 
Verl:lnderung des KonsumentenUberschusses bei A gegenUber A = + a+b, bei A gegenUber 
A2 = -c-d-e, Abnahme = d). Dem steht aber ge~enUber, daß Jie Produzenten gei Stabilisierung 
einen Erlöszuwachs erzielen, aus dem der Verlust an Konsumentenrente mehr als kompensiert 
werden kann (Verl:lnderung des Erlöses bei A gegenUber Al = - a+d+f, bei A gegenuber 
A2 ~ - g+c+d, Erlöszunahme = 2d). Gesamntirtschaftlich ergibt sich auch hi~r ein Wohlstands
gewInn. 

Zu einer BegUnstigung der Verbraucher und Benachteiligung der Produzenten kommt es nur dann, 
wenn bei zunehmender Preiselastizitl:lt der Nachfrage mit steigendem Verbrauch oder bei kon
stanter Elastizitl:it von kleiner als 1 (U. KOESTER, 1968, S. 169) durch Marktstabilisierung der 
durchschnittliche Marktpreis und die durchschnittlichen Verbraucherausgaben abnehmen 
(vgl. Schaubild 2). In diesem Extremfall nimmt nicht nur der Durchschnittsnutzen des GUterver
zehrs, sondern auch die Nutzen-Ausgaben-Differenz (der Konsumentenuberschuß) zu (Zunahme 
an KonsumentenUberschuß bei As gegenUber Al = a+b, Abnahme bei As gegenUber A2 = c+d+e, 
a+b) c+d+e). 

Soweit bei Angebotsstabil isierung gleichzeitig der Preis stabil isert wird, bringt sie bei dynami
scher Betrachtungsweise zusl:ltzliche Vorteile. Durch die Preisstabil isierung werden die Markt
transparenz und die Rational itl:lt der Kaufentscheidungen der Verbraucher erhöht und die Entschei
dungen der Produzenten erleichtert (vgl. D. BLANDFORD and J.M. CURRIE, 1975, aber auch 
B. F. MASSEL, 1970). Die Preisstabil isierung verbessert zudem die Allokation der Ressourcen, 
indem sie dem Entstehen zyklischer Produktionsschwankungen entgegenwirkt. Bei Risikoabneigung 
entsteht durch sie ein weiterer Nutzen. Eine Preisstabil isierung ist allerdings insoweit nicht sinn
voll, wie die Produktionskosfen zeitlich (saisonal) schwanken. Sie wUrde saisonale Produktions
schwankungen noch verstl:lrken (R. PlATE, 1965, S. 208) und zudem den saisonalen Angebots
ausgleich durch private logerhaltung unterbinden. 

Bei instabiler gesamtwirtschaftlicher Entwicklung und instabiler sektoraler Produktionsentwick
lung wird das Ausmaß der sektoralen Stabilisierungspolitik von dem Zusammenwirken beider Insta
bilitl:lten bestimmt. Verliefe die sektorale Angebotsinstabilitl:lt derart mit der gesamtwirtschaft
lichen Instabilitl:lt synchron, daß sich der reale Sektorpreis stabil entwickelt, wirkten sich Nach
frageschwankungen voll in der Verbrauchsentwicklung aus. Das Ausmaß der Verbrauchsinstabil i
tl:lt wl:lre dann von der gesamtwirtschaftlichen Instabilitl:lt vorgegeben und priml:ir auch durch 
gesamtwirtschaftliche Maßnahmen zu mindern. Sektorale Stabilisierungsmaßnahmen wUrden hier 
eine Instabilitl:lt der sektoralen Preisentwicklung auslösen, die aber vermieden werden sollte. 
In der Regel verlaufen gesamtwirtschaftliche und ograrsektorale Instabilitl:lt aber kaum derart 
synchron. Zwar ist nicht nur die Nachfrage nach Agrarprodukten, sondern auch die Produktion 
(Beschl:lftigung) im Agrarsektor wenig konjunkturabhl:lngig, da die Agrarproduktion aus verschie
denen GrUnden (langer Produktionsdauer, hohem Anteil fixer Produktionsfaktoren und Familien
arbeitsverfassung) im konjunkturellen Abschwung weniger eingeschrl:lnkt und im konjunkurellen 
Auftrieb weniger ausgedehnt wird als die Produktion in den ubrigen Sektoren (K. MOllER-HEINE, 
1972, S. 20). Doch schwankt das Angebot an Agrarprodukten konjunkturunabhl:lngig infolge 
witterungsbedingter E'rtragsunterschiede und autonomer Produktionszyklen sehr stark. 

Ausgehend von den Ergebnissen bei monokausaler Instabilitl:lt ist zu fordern, daß die durch die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung bedingte Instabilitl:lt auch durch gesamtwirtschaftliche Maß
nahmen und die von der sektoralen Produktionsentwicklung ausgehende Instabil itl:lt durch sekto
rale Maßnahmen bekl:lmpft wird. Solange die gesamtwirtschaftliche Instabilitl:lt als exhtent anzu
sehen ist, muß die sektorale Stabilisierungspolitik einen Kompromiß zwischen Verbrauchs- und 
Preisstabilisierung finden; denn Mengen- und Preisentwicklung lassen sich nur bei gesamtwirt-
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schaftlicher Stabilittlt gleichzeitig voll stabilisieren. Das sektorale Stabilisierungsziel ist daher 
auch nur bei gesamtwirtschaftlicher Stabilittit eindeutig fixierbar und die gesamtwirtschaftliche 
Stabilittlt somit eine wesentliche Voraussetzung einer autonomen konfliktfreien sektoroien Stabi-
I isierungspol iti k. Bei gesamtwirtschaftl i cher Instabi I ittit sind sektroral e Angebotsschwankungen 
erforderlich, um die sektorale Preisinstabilittlt nicht so groß werden zu lassen. Aus GrUnden der 
optimalen Steuerung der Ressourcen kann auf Agrarmtirkten sogar eine vollkommene Preisstabili
siewng sinnvoll sein. In welchem Ausmaß schi ießlich eine sektorale Preis- und/oder Mengen
stabilisierung zu betreiben ist, htingt außer vom Nutzen von den Kosten der Stabil isierungspol itik 
ab. Je höher c. p. die Stabil isierungskosten sind, um so geringer mUßte der Stabil isierungsgrad 
sein, um so eher wtlre auf die Stabilisierung zu verzichten. 

~~~~_E~~~~~~~~~~~~~!~~~~~~~~~_~~~~~E~~ 
Bislang blieb die Instabilittit des Guterimports unberUcksichtigt. Sie ist insbesondere dann fUr 
die nationale Stabil isierungspol itik von Bedeutung, wenn mit pol itisch bedingten Unterbrechun
gen der GUterzufuhr aus dem Ausland zu rechnen und der Importanteil am Inlandsverbrauch sehr 
hoch ist. Bei zunehmendem Grenznutzen mit sinkendem Verbrauch ist der Nutzenzuwachs der 
Verbrauchsstabil isierung um so größer, je größer die Verbrauchsschwankung ist. Das Stabil isie
rungsziel (der Stabilisierungsgrad) bei Unsicherheit der GUterzufuhr aus dem Ausland ergibt sich 
jedoch nicht allein aus der Nutzendifferenz der Substitution einer bestimmten Konsummenge in 
Normal- und in Krisenzeiten, sondern aus der Abwtigung von Nutzenverzicht in Normalzeiten 
und Nutzenzuwachs in Krisenzeiten bei Änderung der durchschnittlich verfUgbaren Konsummenge. 
Diese wird bei beginnender Sicherstellung der Versorgung in Krisenzeiten noch zunehmen - bei 
gleichen Anteilen von Krisen- und Nichtkrisenzeit solange, wie die Erhöhung der Inlandsproduk
tion (der Konsummenge in Krisenzeiten) um eine Einheit bill iger ist als der Import von zwei Ein
heiten - und erst mit zunehmender Angleichung der Versorgung in Krisenzeiten an den Konsum 
in Nichtkrisenzeiten abnehmen. Je geringer der Antei I der Krisenzeit am gesamten Planungszeit
raum ist, um so eher nimmt die durchschnittlich verfUgbare GUtermenge jedoch ab. 

Der NutzenrUckgang pro Konsumperiode in Nichtkrisenzeiten ist um so geringer, je niedriger 
der Gutergrenznutzen in dieser Zeit ist und je geringer die komparativen Kostennachteile der 
Inlandsproduktion gegenUber dem Import bzw. die Kosten bei Einsatz anderer Instrumente sind, 
wtlhrend der periodische Nutzenzuwachs in Krisenzeiten c.p. um so höher ist, je höher der GUter
grenznutzen dann ist und je mehr die Konsummenge steigt. Je kleiner (größer) die erwartete 
relative Krisenzeit ist, um so weniger (sttirker) ist der periodische Nutzenzuwachs in Krisenzei
ten und um so sttirker (weniger) der periodische Nutzenverlust in Nichtkrisenzeiten zu gewichten, 
um so niedriger (höher) mUßte daher c. p. der Stabil isierungsgrad (der Selbstversorgungsgrad) sein. 

Im allgemeinen ist weder die vollkommene Stabilisierung anzustreben, noch völlig auf die Stabi
li5ierung zu verzichten (A. HENZE, 1972 (4), S. 59 ff). Da sich uber die Unsicherheit der Gu
tElrzufuhr aus dem Ausland keine objektiven Aussagen treffen lassen, ist das gesamtwirtschaftliche 
Protekti onsn i veau w issenschaftl ich nicht abi ei tbar. Die intersektoral e Protektionsstruktur (das 
relative sektorale Stabilisierungsziel) ist dagegen eher optimierbar. Wie vom Verfasser an anderen 
Stellen (A. HENZE, 1972) abgeleitet, wtlre unter der Annahme gleicher Wahrscheinlichkeiten 
der Unterbrechung der Guterzufuhr aus dem Ausland bei allen Gutern die intersektorale Protek
tionsstruktur kosten-nutzen-optimal, bei der sich die PreisstUtzung der Inlandsproduktion 
(die Differenz zwischen initindischem Erzeugerpreis und Weltmarktpreis) und der bei Ausfall 
des Imports entstehende Preisanstieg bei allen ImportgUtern proportional zueinander verhalten 
(A. HENZE, 1972 (4), S. 62). Schaubild 3 verdeutlicht den Einfluß unterschiedlicher sektoraler 
Angebotssituationen, Schaubild 4 den unterschiedlicher Nachfragesituationen auf das relative 
sektorale Stabil isierungsziel (G, G J, G2 stellen dabei gleiche kosten-nutzen-optimale Niveau
geraden dar). Je flacher die inltlndlsche Angebotsfunktion verltiuft (je geringer die Kostennach
teile der Inlandsproduktion sind) (vgl. Al und A2 in Schaubild 3) und je steiler die Nachfrage
funktion verltluft (je mehr der Grenznutzen bei Abnahme des Konsums steigt) (vgl. NI und N2 
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Schaubild 4) und je umfangreicher der GUterimport ist (vgl. A2 und A Schaubild 3), um so 
starker mUßte die Inlandsproduktion auf Kosten des Imports ausgedehnt1,zw. die Verbrauchs
instabilitat gemindert werden. Die Verbrauchsstabilitat mUßte hingegen um so größer sein, je 
kleiner c. p. die Importmeng.e ist. Der Außenhandelsschutz ware dabei um so höher, je größer 
die Importmenge ist und je steiler sowohl die inlandische Nachfrage- als auch die inlandische 
Angebotsfunktion verlaufen. 

2.2 Real isierungsmögl ichkeiten 

~}~!_~~~~~~~~ßy~~l~ß~~~~~~~~~~~~~~~~~~~o~~~~~_ 
Die Produktionsstabilisierung ist im allgemeinen als das adaquateste Mittel der Versorgungsstabi-
I isierung anzusehen, weil sie bei der Ursache der Versorgungsinsrabil itat ansetzt. Sie ist bei 
Asrarprodukten aber nur in begrenztem Maße möglich. Insbesondere bei pflanzlichen Produkten 
ist infolge witterungsbedingter Ertragsschwankungen die Produktionsentwicklung nur sehr begrenzt 
stabilisierbar. Eine Stabilisierung der Angebots-, Verbrauchs- oder/und der Preisentwicklung 
bedarf schon deswegen in der Regel noch des Einsatzes anderer Instrumente: namlich der Lager
haltung oder/und der Abwalzung der binnenwirtschaftlichen Instabilitat auf das Ausland. 

Durch Erhöhung des inlandischen Produktionsniveaus wird die Instabilitat der Versorgung fUr den 
Fall der Unterbrechung der Guterzufuhr aus dem Ausland gemindert. Die in Nichtkrisenzeiten 
entstehenden vol kswirtschaftl ichen Kosten der Erhöhung der Inlandsproduktion um eine Einheit 
entsprechen im allgemeinen der Differenz aus inlandischem Erzeugerpreis und Importpreis. Die 
erwarteten durchschnittlichen Kosten der Erhöhung des Konsums in Krisenzeiten um eine Einheit 
pro Konsum- bzw. Produktionsperiode durch Erhöhung der Inlandsproduktion ergeben sich aus 
den mit dem erwarteten Anteil der Krisenzeit am gesamten Planungszeitraum gewichteten Produk
tionskosten in Krisenzeiten und den mit dem erwarteten Anteil der Nichtkrisenzeit gewichteten 
volkswirtschaftlichen Kosten in Nichtkrisenzeiten und betragen somit: 

PI = inlandischer Erzeugerpreis 

Pw = Weltmarktpreis 

AK = erwarteter Anteil der Krisenzeit am gesamten Planungszeitraum 

(1 ) 

Die erwartete Änderung des durchschnittl ichen periodischen Konsums entspri cht der Differenz 
aus der mit AJ( gewichteten Konsumzunahme in Krisenzeiten um eine Einheit und der mit 1 - A K 
gewichteten IC"onsumabnahme in Nichtkrisenzeiten im Ausmaß der relativen volkswirtschaftlichen 
Kosten und betragt demnach: 

A - (PI - PW) . (l - AK) 
K --..p:-----

W 

~}~~ __ ~~~~~~~~~~~l~~~ 

(2) 

Eine Versorgungsstabil isierung ist ferner durch nationale Lagerhaltung mögli eh. Ein saisonaler 
Angebotsausgleich durch Lagerhaltung wird soweit von den Produzenten betrieben, wie sich die 
Lagerkosten in der Preisentwicklung niederschlagen, d.h. die Verbraucher bereit sind, einen 
entsprechenden Preisaufschlag zu bezahlen, und der Staat keine saisonale Angebots- und Preis
stabilisierung vornimmt. Ein Anreiz zur Lagerhaltung uber eine Periode hinaus besteht fUr die 
Produzenten am ehesten bei regelmaßigen zwei periodischen Produktionsschwankungen. Der durch
sqhnittliche periodische Erlöszuwachs der Stabilisierung betragt d (vgl. Schaubild 1). Da die 
Menge X2 - Xs = Xs - Xl nur wahrend der halben Zeit zu lagern ist, ist die Marktstabilisierung 
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fUr die Produzenten solange vorteilhaft, wie die Stuckkosten der Lagerhaltung das Ausmaß 
der Preisschwankung ohne Lagerhaltung nicht Ubersteigen. 

Bei unregelmtlßigen nicht vorhersehbaren Produktionsschwankungen bringt die Lagerhai tung 
nicht nur ein erhebliches Risiko mit sich, sondern sie wird auch kostenungUnstiger. Im allgemei
nen unterbleibt die Marktstabilisierung durch die Produzenten aber schon deswegen, weil es 
wegen der großen Zahl der Produzenten und der geringen Übersicht und Einsicht des Einzelnen 
nicht zu freiwilligen Gemeinschaftsaktionen kommt (R. PLATE, 1965, S. 355). Sie muß daher 
in der Regel vom Staat ubernommen werden oder zumindest - wie in den USA - durch staatliche 
Maßnahmen begUnstigt werden (R. PLATE, 1967, S. 209). Soweit der Staat die vollen Kosten 
der Lagerhaltung trtlgt, wirkt sich die Stabilisierung auch bei geringer Preisinstabilittlt und 
unregelmtlßigen Produktionsschwankungen vorteilhaft fUr die Produzenten aus. Unter BerUck
sichtigung der Kosten und der monettlren Belastungen fUr die Verbraucher durch die Verbrauchs
stabilisierung (vgl. Schaubild 1) ist die Lagerhaltung insgesamt gesehen jedoch oftmals nicht 
w i rtschaftl i ch • 

Bei nicht lagerftlhigen Produkten, wie vor allem Obst und GemUse, ist - von einer Konservie
rung abgesehen - eine Marktstabilisierung nur durch inferiore Verwendung oder Vernichtung 
möglich. Da der Markt hierdurch nur bei AngebotsuberschUssen entlastet, nie aber belastet 
wird, bewirkt die Stabil isierung immer gl.i chzeitig eine PreisstUtzung, die die Produzenten 
begUnstigt und die Verbraucher benachteiligt und dies in um so sttlrkerem Maße, je mehr der 
Markt durch Angebotsreduzierung stabilisiert wird. Eine Stabilisierung ist hierdurch allerdings 
nur begrenzt möglich, da durch Vernichtung von Produktion ein gesamtwirtschaftlicher Wohl
standsverlust entsteht, soweit der Marktpreis ohne Intervention noch die Vertriebskosten deckt. 

Die Lagerhaltung stellt ferner ein Mittel zur Sicherstellung einer Mindestversorgung fUr den Fall 
der Unterbrechung der GUterzufuhr aus dem Ausland dar. Die Kosten der Lagerhaltung in Ni cht
krisenzeiten entstehen aus der Bereitstellung von Lagerraum, aus Kapitalbindung, sowie aus 
Wtllzung und Wertminderung des Gutes. Die periodischen Kosten der Sicherstellung der Versor
gung durch Lagerhaltung steigen mit der erwarteten Dauer der Unterbrechung der Guterzufuhr 
aus dem Ausland an, weil hiermit die benötigte Vorratsmenge entsprechend zunimmt, 'so daß die 
Vorratshaltung gegenUber der laufenden Inlandsproduktion mit zunehmender Dauer der Versor
gungsunterbrechung erheblich an Wettbewerbsftlhigkeit verliert. Die erwarteten durchschnittli
chen Kosten der Erhöhung des Konsums in Krisenzeiten um eine Einheit pro Konsumperiode erge
ben sich aus den mit AK gewichteten Kosten des Konsums in Krisenzeiten und den mit 1 - AK 
gewichteten Kosten der Vorratshaltung in Nichtkrisenzeiten und betragen somit: 

V = StUckkosten der Vorratshaltung pro Konsumperiode 

n = erwartete maximale Krisendauer in Konsumperioden 

(3) 

Die erwartete Änderung des periodischen Durchschnittskonsums entspricht bei Verschuldung in 
Höhe des Vorratswertes beim Ausland der Differenz aus der mit AK_gewichteten Konsumzunahme 
in Krisenzeiten um eine Einheit und der mit 1 - AK gewichteten -Konsumabnahme in Nicht
krisenzeiten in Höhe der relativen Kosten der Vorratshaltung und betrtlgt demnach: 

n V 
A K - -- • (1 - A K) (4) 

Pw 
Ohne Auslandsverschuldung entsteht in Nichtkrisenzeiten nicht nur durch die Kosten der Vorrats
haltung, sondern auch durch die Finanzierung der Vorratsmenge ein Konsumverzicht. DafUr wer
den aber in Krisenzeiten bei Importausfall Exportkapazittlten frei - da keine Auslandsschuld zu 
tilgen ist -, die unter Umsttlnden zur Herstellung von ImportgUtern genutzt werden können. Unter 
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BerUcksichtigung beider Effekte betrl:lgt die erwartete Änderung des durchschnittlichen 
periodischen Konsums 

AK P 
w +nV 

l-A 
AK - (1 - ~) K (l-A K) 

n 
Pw 

(5 ) 

E = Menge an ImportgUtem, die wl:lhrend der Zeit n aus freiwerdenden Exportkapazitl:lten 
produziert werden kann 

Die Eigenfinanzierung ist demzufolge um so ungUnstiger, je größer der erwartete Anteil der 
Krisenzeit am Planungszeitraum ist. Bei geringem Krisenanteil mindert sie den durchschnittlichen 
periodischen Konsum nur unwesentlich. Die Nutzung der freiwerdenden Exportkapazittiten begUn
stigt die Vorratshaltung um so mehr, je mehr ImportgUter in Krisenzeiten aus ihnen produziert 
werden können. Da die in Krisenzeiten durchschnittlich pro Konsum- bzw. Produktionsperiode 
produzierbare Gutermenge mit der Dauer der Krise zunimmt, ist die BegUnstigung der Vorrats
haltung um so größer, je Il:lnger die Krise dauert. 

Bei Nutzung der freiwerdenden Exportkapazitl:lt I:lndern sich auch die erwarteten durchschnitt
Ikhen periodischen Kosten der Erhöhung des Konsums in Krisenzeiten um eine Einheit. Sie 
betragen dann: 

(6) 

Von Formel (3) verbleiben nur noch Kosten durch Vorratshaltung entsprechend dem Gewich
tungsfaktor; hinzu kommen aber Kosten, die durch die Produktion in Krisenzeiten verursacht 
werden. 

Wie vom Verfasser im Jahre 1972 durchgefuhrte Kostenvergleiche zeigen, kann die Vorratshal
tung zur Sicherstellung der Versorgung in Krisenzeiten bei den lagerfl:lhigen pflanzl ichen Grund
nahrungsmittel n Getreide und Zucker recht kostengUnstig sein. GegenUber der Preisstutzung der 
laufenden Inlandsproduktion Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre (vor dem Preishoch auf dem 
Weltmarkt) in der BR Deutschland war die Vorratshaltung bei der Sicherstellung der Versorgung 
fUr einen Zeitraum bis zu etwa 4 bis 5 Jahren kostengUnstiger (A. HENZE, 1972 (4), S. 143). 
Bei den wichtigsten tierischen Nahrungsmitteln (Schweinefleisch, Rindfleisch, Butter) ist die 
Vorratshaltung nur etwa zwischen einem dreiviertel Jahr und eineinviertel Jahren möglich und 
zudem recht teuer (A. HENZE, 1972 (4), S. 158 u. 168). 

~J~~_E~~~~D~~~~~~~~~~~~~~~!~~~i~~~_~~~~~~~~~d~~_ 
Durch die bisherigen Instrumente ist der Binnenmarkt in Nichtkrisenzeiten jedoch nur dann in 
st6rkerem Maße stabil isierbar, wenn der Außenmarkt unbedeutend ist oder seine Instabil itl:lt vom 
Binnenmarkt abgewehrt wird. Eine weitgehende oder gar voll kommene Stabil isierung der Ver
brauchs-, Angebots- oder/und vor allem der Preisentwicklung ist durch Abwl:llzung der binnen
wirtschaftl ichen Instabil itl:lt auf den Außenmarkt bei gleichzeitiger Abschirmung des Binnenmark
tes gegenUber außenwirtschaftlicher Instabilitl:lt möglich. Eine entsprechende Stabilisierungspoli
Hk ist fUr das Inland am kostengUnstigsten, wenn mit ihr keine oder nur eine relativ geringe Pro
tektion der Inlandsproduktion verbunden ist. In der Regel bringt die binnenwirtschaftliche Stabi
lisierung durch den Außenhandel jedoch eine nicht unerhebliche Pretektion mit sich, weil der 
Import viel eher belastet als subventioniert wird und "die Mehrzahl der ursprUnglieh zum Markt
aliJsgleich geschaffenen Einrichtungen im laufe der Zeit zunehmend fUr die PreisstUtzung miß
b~aucht" werden (R. PlATE, 1965, S. 355). 
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Den Vorteilen einer Stabilisierung des Binnenmarktes durch den Außenmarkt fUr das Inland stehen 
die Nachteile der Übertragung der binnenwirtschaftlichen Instabilitlit auf den Außenmarkt und 
der Nichtabsorption der außenwirtschaftlichen Instabilitat durch das Inland fUr das Ausland gegen
Uber. Sie sind besonders groß, wenn wie im Falle der EG eine große Wirtschaftseinheit ihren 
Binnenmarkt auf Kosten des Außenmarktes stabilisiert und zudem von der Destabilisierung des 
Außenhandels eine Reihe kleiner Exportländer mit großer Exportabhlingikgkeit betroffen werden. 
Solche Länder sind dann kaum in der Lage, ihre wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisieren. 

Die langfristige Reduzierung des Außenhandels ist somit zum einen eine nicht notwendige Begleit
erscheinung der Binnenmarktstabil isierung in Nichtkrisenzeiten, zum anderen und im wesen tl i
chen ist sie aber eine zwangslliufige Folge der Sicherstellung einer bestimmten Mindestversorgung 
fUr den Fall der Unterbrechung der Guterzufuhr aus dem Ausland durch Protektion der Inlands
produktion • Die Reduzierung des Imports ist vom preispol itischen System abhängig und bei Dif
ferenzierung zwischen inllindischem Erzeuger- und Verbraucherpreis im Fa"e des deficiency
payment-Systems am geringsten. Im Gegensatz zur Destabilisierung ist die Reduzierung des 
Außenhandels fUr das Inland nur von bedingtem Vorteil, da sie I edigl ich zur Minimierung der 
Wohlstandsverluste bei Unterbrechung der GUterzufuhr aus dem Ausland, nicht aber zur Realisie
rung der potentiellen Wohlstandsmöglichkeiten beitrligt. FUr das Ausland ist sie in jedem Fall 
von Nachteil. 

Ebenso wie von einer Destabilisierung sollte auch von der langfristigen Reduzierung des Außen
handels um so weniger Gebrauch gemacht werden, je größer der Binnenmarkt ist. "Je größer 
eine Kraft in der Weltpolitik ist, desto mehr ist sie gehalten, die Prinzipien freier friedlicher 
Kooperation zu achten; wenn Große diese Grundslitze verletzen, zerstören sie das ganze System 
der Kooperation" (R. DAHRENDORF, 1971). Die Agrarpolitik der EG verfährt aber kaum nach 
diesen Grundslitzen. So werden in der EG durch EinfUhrung des Abschöpfungssystems die Binnen
mlirkte (die Preise) der wichtigsten Agrarprodukte in stlirkerem Maße als vor GrUndung der EG 
und nunmehr fast ausschließlich auf Kosten des Außenhandels stabilisiert. Dies gilt insbesondere 
bei den Agrarprodukten, bei denen der Import noch ein ausreichendes Stabilisierungspotential 
darstellt. Aber auch bei Produkten, bei denen kein Import mehr erfolgt, wird der Binnenmarkt 
teilweise noch in Form des Dumpingexports uber den Außenmarkt stabil isiert. Soweit dieser 
Export nicht kontinuierlich aus fortlaufender Produktion, sondern diskontinuierlich aus Lagerbe
ständen betrieben wird und sich dabei nicht an der Auslastung der vorhandenen Lagerkapazitli
ten, sondern an den Schwankungen der Weltmarktpreise orientiert, kann er jedoch stabilisierend 
auf den Weltmarkt wirken. 

Die EG-Kommission hält das Ziel der Marktstabilisierung in der EG auch fUr weitgehend erreicht. 
Sie verweist u.a. darauf, daß in der Zeit von 1968 bis 1974 "der bei den monatlichen Preisen 
für Weichweizen in der EWG verzeichneten Verlinderungsquote von nur 3 % ... ein Koeffizient 
von 11 % auf dem Weltmarkt und von 13 % in den Vereinigten Staaten" gegenUbersteht 
(KOMMISSION DER EG, 1975, s. 17). Nur sollte eben dabei nicht unerwlihnt bleiben, daß in 
der EG die Marktstabilisierung weitgehend auf Kosten des Außenmarktes erreicht wurde und mit 
ihr eine Preisniveaupolitik betrieben wurde, bei der der Importanteil bei den meisten Produkten 
- langfristig gesehen - zurUckgegangen ist und auf den Märkten mit prohibitivem Außenhandelsschutz 
der Überschuß der Inlandsproduktion uber den Inlandsverbrauch zugenommen hat. 

2.2.4 Internationale Zusammenarbeit 

Eine Stabilisierung der nationalen Versorgung ist aber auch durch internationale Zusammenarbeit 
möglich. Hierdurch läßt sich insbesondere die Versorgung mit pflanzlichen Grundnahrungsmitteln 
stabilisieren, da die Produktionsschwankungen bei pflanzlichen Agrarprodukten in den einzelnen 
Ländern (Regionen) sehr unterschiedlich verlaufen. Zwar ist nicht auszuschließen, daß der vo,,
integrierte Weltmarkt eine größere Instabilittit aufweist als der isolierte Binnenmarkt eines be
stimmten Landes. Für das Durchschnittsland jedoch und erst recht fUr Llinder mit hoher Produk
tionsinstabilitat erhöht die Integration die Marktstabilität. A"ein durch Integration Ilißt sich 
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zwar keine vollkommene Stabilittit erreichen. Die Integration ist aber - weltweit gesehen -
die billigste Stabilisierungspolitik, da sie durch Ausnutzung der komparativen Kostenvorteile 
sogar gleichzeitig das Wohlstandsniveau erhöht. Eine Unsicherheit der Goterzufuhr aus dem 
Ausland wird zwar vielfach als Hemmnis der zunehmenden oder gar totalen weltwirtschaftlichen 
Zusammenarbeit angesehen; es wird aber auch die Auffassung vertreten, daß bei Unsicherheit 
der internationale Guteraustausch ni cht - wie weiter oben dargestellt - einzuschrtinken, sondern 
vielmehr auszudehenen sei, weil die zunehmende internationale Verflechtung, die nicht nur die 
Abhangigkeit des Inlandes vom Ausland, sondern auch die des Auslandes vom Inland erhöht 
(A. HENZE, 1972 (4), S. 50), am ehesten die Unsicherheit der Guterzufuhr aus dem Ausland 
verringert (vgl. A. PREDÖHL und J. JÜRGENSEN, 1961, S. 380). 

Die Unsicherheit der Versorgung nimmt vor allem dann ab, wenn - wie im Falle der EG - neben 
der wirtschaftl ichen auch die pol itische Integration vorangetrieben v.i rd, durch die das pol itische 
Risiko der Goterversorgung erst entscheidend gemindert wird. Eine gemeinsame SichersteIlungs
politik der EG erhöht und verbilligt die Nahrungsmittelversorgung fUr Krisenzeiten, weil bei 
gleicher Protektion der Inlandsproduktion der Selbstversorgungsgrad in der EG höher liegt als in 
der BR Deutschland und somit bei gemeinsamer Pol itik eine vergleichsweise geringe Agrarprotek
tion erforderlich ist (A. HENZE, 1972 (4), S. 91). Zudem dUrfte durch den wirtschaftlichen 
und pol itischen Machtgewinn die Sicherheit der Versorgung aus Drittlandern zunehmen. 

~ Zur Stabilisierun.meolitik im Hinblick auf die internationale Versorgung 

3.1 Stabil isierungsziele 

.i:]..:~_p~~~~!:~~~!..u~~~!.e,!,~~~~~!!,~~~=-,,-y:!=-I.!~!.~!JI~~!L 
Ebenso wie national ist auch international die Versorgungstabilisierung vorteilhaft. Die Fixie-
rung eines konkreten internationalen Stabilisierungsziels ist jedoch schwieriger, da die Voraus
setzungen fUr eine internationale Stabil isierungspol itik wesen tl ich ungUnstiger sind. Bei unter
schiedlichen Auswirkungen der Marktstabilisierung auf Konsumenten (Importlander) und Produzen
ten (Exportlander) differieren die nationalen Interessen erheblich. Zudem ist eine Umverteilung 
der Wirkungen international schwieriger als national. Auch gibt es international nicht wie natio
nal eine Zentral instanz, die letzi ich allein uber das Stabilisierungsziel entscheidet. Hinzu kommt, 
daß international nicht wie national die Mögl ichkeit besteht, eine Marktstabil isierung auf Kosten 
anderer zu betreiben. Zwar laßt sich die Instabilitat auf den wichtigsten Weltagrarmarkten durch 
Verstarkung der internationalen Zusammenarbeit verringern. Soweit diese Möglichkeit aber nicht 
genutzt wird und Schwankungen der Weltproduktion si~h nicht beseitigen lassen, ist der Welt
markt nur durch Lagerhaltung stabilisierbar. Daher sind einer Marktstabilisierung international 
~her Grenzen gesetzt als national. 

Bei normaler Nachfragereaktion (Schaubild 1) besteht fUr die Produzenten solange ein Anreiz 
zur Marktstabilisierung durch Lagerhaltung, wie die Stabilisierungskosten den Erlöszuwachs nicht 
Ubersteigen. Bei der in Schaubild 2 dargestellten Nachfragekonstellation ware die Marktstabili
sierung fUr die Verbraucher von finanziellem Vorteil. Ein entsprechender Verlauf der Nachfra
gefunktion ist bei einzelnen Nahrungsmitteln wahrscheinlicher als bei Nahrungsmitteln insge
samt und am ehesten denkbar in Landern mit sehr niedrigem Einkommensniveau. In Landern mit 
einem Konsumniveau in Höhe des lebensnotwendigen Bedarfs tangieren Nahrungsmittelverknap
pungen sogleich die ernahrungsphysiologische (kalorien- und ntihrstoffmaßige) Versorgung und 
bedarf es daher - bei fehlender fremder Hilfe - am dringendsten der Vorsorge. 

Bei Integration der nationalen Markte htingen die Preiseffekte der Angebotsschwankungen aber 
nicht vom Verlauf der Nachfragefunktion eines Landes, sondern vom Verlauf der aggregierten 
Nlachfrogefunktion ab,und diese wird vermutlich - insbesondere bei zunehmender Integration 
d~r Mörkte von Entwicklungslandern und Industrielandern - keinen derart extremen Verlauf haben. 
Sf>mit beseitigt die weltweite Integration der Markte die ungUnstigen Wirkungen der Versorgungs-
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Schaubild 5 

Tabelle 1 Anbau-, Ertrags- und Produktionsinstabilität bei Getreide 
========================================================= 

R e g i on Instabilitätsindex1} 
Anbaufläche Ertrag Produktion 

Getreide einschl. Reis 
Welt 1954-1974 1,58 2,77 3,32 

1960-1974 1,52 2,66 2,71 
entwickelte Länder 1960-1974 2.72 4,04 4,56 
Entwicklungsländer 1960-1974 1,32 2,56 3,19 
Zentralverwaltungswirtschaften 1960-1974 1,04 3,88 4.16 

Weizen 
Welt 1954-1974 2,54 6,22 6.02 

1960-1974 2,56 4,94 4,77 
USA, Kanada, 1950-1974 11 .18 7,24 11,65 
Argentinien, 1954-1974 10,96 7,05 9,30 
Australien insgesamt 1960-1974 10,10 7,45 9 ~50 
USA 1950-1974 13.47 7,86 11,69 

1954-1974 10,01 7,89 10,18 
1960-1974 10,60 6,53 7,97 

UdSSR 1960-1974 5,0 14,0 14,0 

1 )Prozentuale Standardabweichung von der trendmäßigen EntwiCklung. 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
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instabilität fUr die Verbraucher in Hindern mit einer in Schaubild 2 dargestellten Nachfragefunk
tion • In diesen Ländern wUrde der Durchschnittsverbrauch bei Stabil isierung einer Schwankung 
des Weltmarktpreises zwischen P1 und P2 auf '!!.ittlerer Preishöhe Ps sogar abnehmen, weil er 
mit X nur relativ wenig uber dem Verbrauch X bei hohem Preis und relativ stark unter dem Ver
brauc~ X bei niedrigem Preis liegen wUrde (vgl. Schaubild 2). Insoweit bringt die Integration 
der Märkfe fUr diese Länder besondere Vorteile und ist auf integrierten Märkten eine Stabil isie
rung fUr die Verbraucher in diesen Ländern sogar von Nachteil. Aber auch wel tweit mUßte ein 
starkes Interesse an der Integration der nationalen Märkte bestehen, da sie sowohl eine Markt
stabilisierung mit sich bringt als auch den Wohlstand erhöht. 

~~~~_l~!~~~~~~_~~~~~~~~~~~!~~~~~~!~~~~~~_ 
Solange es aber nicht zu einer alle Lander befriedigenden Stabilisierung des Weltmarktes kommt 
und der Weltmarkt bei Agrarprodukten, von den nationalen Markten weitgehend isoliert, einen 
lRestmarkt mit großer Instabilitat darstellt, auf dem vor allem nationale VersorgungsUberschUsse 
angeboten und nationale Versorgungsdefizite nachgefragt werden und in Krisensituationen finanz
kraftige Lander Hortungskäufe tätigen oder/und die Exportlander ihr Angebot zurUckhalten, ist 
eine Differenzierung der Stabilisierungsziele nicht nur sehr wahrscheinlich, sondern aus nationa
ler Sicht auch sinnvoll. Bei nicht integrierten Agrarmarkten ergeben sich in den verschiedenen 
Ländern sowohl von der Nachfrageseite (Einkommensinstabilitat und Einkommenselastizität der 
Nachfrage und Änderungen in der Bevölkerungsentwicklung) als auch von der Angebotsseite 
(Produktionsinstabilität) große Unterschiede in der MarktinstabilitClt und deren Konsequenzen 
IiInd damit auch in der Notwendigkeit der Marktstabilisierung. Unterschiede im Stabilisierungs
ziel resul tieren ferner aus unterschiedl i chen Versorgungsniveaus und Stabil isierungskosten. Zu
dem haben Verbrauchs- und Preisstabilisierung in verschiedenen Landern neben einer unterschied
lichen absoluten auch eine unterschiedliche relative Bedeutung. Wahrend in Industrieländern 
mit hohem Verbrauchsniveau und niedrigen Einkommens- und Preiselastizitöten bei Agrarproduk
ten - insbesondere bei umfangreicher Agrarproduktion - die Preisstabilisierung Vorrang einnimmt 
und durch den Preis auch der Verbrauch recht gut stabilisiert wird, ist in Ländern mit niedrigem 
Verbrauchsniveau und hoher Einkommenselastizität die Verbrauchsstabilisierung von zumindest 
vergleichsweise größerer Bedeutung und der Verbrauch auch weit weniger uber den Preis stabili
sierbar. Die Sicherstellung eines Mindestversorgungsniveaus ist sogar unabdingbar, wenn bei 
negativen Einkommens- und Produktionsschwallkungen der ernahrungsphysiologische Bedarf an 
Nahrungsmitteln (Kohlenhydraten und Eiweiß) nicht mehr gedeckt werden kann. 

Unterschiedliche Stabilisierungsziele ergeben sich ferner aus der Unsicherheit der GUterzufuhr 
aus dem Ausland, da der Unsicherheitsgrad nicht fUr alle Lander gleich groß ist und zudem Ver
brauchsniveau, Selbstversorgungsgrad und Stabil isierungskosten international stark differieren. 

Aber auch bei totaler Integration der internationalen Agrarmärkte und Sicherheit der Versorgung 
(Jus dem Ausland ware eine globale Stabilisierungspolitik nicht fUr alle Länder gleichermaßen 
optimal. Je starker allerdings die internationalen Märkte integriert und stabilisiert sind, um so 
weniger bedarf es einer regionalen (nationalen) Differenzierung in der Stabil isierungspol itik. 

3.2 Real isierungsmögl ichkeiten 

3.2.1 Internationaler Handel und internationale Nahrungsmittel hilfe als Mittel der 
-----~~~~I~~~~~~~~~~~~~~~~JL-----------------------

Interregionale Versorgungsinstabilitäten lassen sich durch den internationalen GUteraustausch 
und die Nahrungsmittelhilfe mindern, wobei der Handel den Normalfall darstellt und die Nah
rungsmittel hilfe nur die Ausnahme sein kann. Je mehr die nationalen Märkte uber den Guteraus
~ausch integriert werden, um so mehr gleichen sich die Produktions- und Preisschwankungen 
der Lander aus, um so starker schlagen sich aber autonome nationale Nachfrageschwankungen 
in Verbrauchsschwankungen nieder. 
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Eine Untersuchung der FAO (vgl. UNITED NATIONS, 1974, S. 36) kommt auch zu dem Ergeb
nis, daß in dem Zeitraum 1952 bis 1972 die Produktionsinstabilit<:lt regional (national) größer war 
als in der Welt insgesamt. Der Instabilit<:ltsindex (die prozentuale Standardabweichung der Jahres
werte von der Trendentwicklung) bei der Getreideproduktion, die eine größere Instabilität auf
weist als die Agrarproduktion insgesamt, reichte in den wichtigsten Regionen von 4 in den Zen
tralwirtschaftsl<:lndern Asiens uber 6 bis 8 in den meisten Regionen bis 10 in Nordamerika, 13 in 
Osteuropo einschließlich UdSSR und 42 in Ozeanien und betrug fUr die Welt insgesamt 4 1). 
Bei der Gruppe der Entwicklungsländer erreichte der Instabilitätsindex nur den Wert 3, w<:lhrend 
er bei den entwickelten Ländern 6 ausmachte. Die größere Produktionsinstabilittit in diesen 
L<:Indern ist vor ollem zurUckzufUhren auf eine größere Anbauinstabilit<:lt (insbesondere in den 
Hauptexportländern) infolge instabiler Exportnachfrage, staatlicher Produktionsmaßnahmen und 
großer Produktionsflexibilit<:lt (vgl. hierzu in Schaubild 5 die Anbau- und Produktionsentwick
lung bei Weizen in den Hauptexportl<:lndern USA, Kanada, Australien und Argentinien sowie 
Tabelle 1). Aber auch die Ertragsinstabilit<:lt war - zumindest was die Zeit ob 1960 betrifft, die 
n<:lher untersucht werden konnte (vgl. Tabelle 1) - in den entwickelten L<:Indern größer als in den 
Entwicklungsl<:lndern. Allerdings wurde die Produktionsinstabilität in den Entwicklungsländern 
zu einem höheren Anteil durch Ertragsschwankungen verursacht. 

Die Nahrungsmittelhilfe ist solange als ein Mittel der interregionalen Versorgungsstabilisierung 
anzusehen, wie die Verbrauchsniveaus regional stark differieren und die Produktionsinstabilität 
in L<:Indern mit niedrigem Verbrauchsniveau recht groß ist. Sie sollte jedoch weitgehend auf 
außergewöhnliche, naturbedingte Produktionsausf<:llle in L<:Indern mit niedrigem Versorgungsni
veau beschränkt und von den Geberländern weniger bei gUnstiger, sondern mehr bei ungUnstiger 
internationaler Versorgungsloge geleistet werden. 

In der Vergangenheit wurde allerdings nicht immer so verfahren (THE WORLD FOOD SITUATION, 
1974, S. 53 ff). Vor ollem die von den USA seit Verabschiedung des LP 480 im Jahre 1955 
getätigten Nahrungsmittellieferungen zu Sonderbedingungen waren weniger auf die Beseitigung 
von Versorgungsengp<:lssen in armen Ländern gerichtet, sondern wurden mehr zum Zwecke des 
Abbaues kostspiel iger Lagerbest<:lnde und der Erschl ießung neuer Exportmärkte vorgenommen. 
Auch dos später von der Kommission der EG gestartete und in den letzten Jahren verst<:lrkte 
Nahrungsmittel hilfsprogramm und die 1967 verabschiedete Food Aid Convention der Getreide
exportländer dienten bisher in starkem Maße dem Abbau von ProduktionsuberschUssen. Dos 1962 
fUr eine Zeit von 3 Jahren geschaffene und danach auf unbegrenzte Zeit verl<:lngerte World Food 
Programm der Vereinten Nationen zielt dagegen stärker auf die Behebung von Versorgungseng
p<:Issen in Ländern mit niedrigem Verbrauchsniveau ob. 

Vom Gesamtwert der bilateralen und multilateralen Nahrungsmittelhilfslieferungen (Verbilligung 
gegenUber dem Marktpreis) und -zahlungen brachten die USA den bei weitem größten Teil auf: 
196095 v.H., im Durchschnitt der Jahre 1965 bis 1973 etwa 80 v.H., gefolgt von Kanada mit 
7 v. H., Japan mit 3 v. H., der BR Deutschland und Frankreich mit je 2 v. H. (vgl. Tabelle 2). 
An den Hilfsleistungen des World Food Programms der Vereinten Nationen waren die USA in der 
Vergpngenheit zu 46 v.H. beteiligt, gefolgt von Kanada mit 13 v.H., der EG mit 11 v.H., der 
Schweiz mit 7 v. H., D<:Inemark und den Niederlanden mit je 6 v. H. (THE WORLD FOOD 
SITUATION, 1974, S. 55). 

Je weniger Lagerbestande und ProduktionsUberschusse in den Geberl<:lndern ober abzubauen und 
zu verwerten sind bzw. je mehr die Nahrungsmittelhilfe allein der Beseitigung von Versorgungs
engp<:lssen dient, um so weniger sind die bisherigen Geberl<:lnder bereit, ihren Beitrag on Hilfs
leistungen beizubehalten oder gor zu erhöhen, um so schwieriger wird die kostenlose oder ver
billigte Bereitstellung von Nahrungsmitteln. Andererseits birgt eine allzu umfangreiche Nahrungs
mittelhilfe die Gefahr in sich, daß die Produktionsentwicklung in den Nehmerl<:lndern gehemmt 
wird. 

1) Die Stabilit<:lt des integrierten Weltmarktes wUrde außer von der Produktionsstabilitclt abhän
gen von der Instabilität und der Preiselastizität der Nachfrage. 



Tabelle 2: Wert der bilateralen und multilateralen Nahrungsmittelhilfslieferungen 
====================================================================== 

und -zahlungen der entwickelten Länder 
====================================== 

1960 1965 1967 1969 1971 1972 1973 1965-1973 1965-1973 
L a n d 

Mill. Dollar in v.H. 

Australien 2,0 10,2 15,6 15,1 12,6 18,5 19,6 133,9 1,22 
Österreich - - - 1,0 0,8 0,8 0,8 3,9 0,04 
Belgien 0,1 0,3 0,2 2,9 7,4 11 ,1 16,0 41,6 0,38 
Kanada 40,8 57,3 117 ,5 63,3 88,5 87,8 95,9 810,0 7,37 
Dänemark 0,1 0,2 1 ,6 8,4 7,3 8,0 13 ,9 49,5 0,45 
Frankreich 0,4 0,7 1,0 15,1 34,8 32,3 66,0 166,5 1 ,51 
BR Deutschland - 2,6 2,7 36,6 46,9 58,4 91,9 273,6 2,49 
Italien - - 1 ,0 4,5 24,0 20,0 27,4 96,7 0,88 
Japan 0,1 0,4 0,5 2,0 134,5 34,6 105,8 302,5 2,75 
Niederlande - 1 ,1 0,9 13,8 15,7 20,3 33,0 102,4 0,93 
Neuseeland . . 1 ,2 1 ,2 0,01 
Norwegen 0,3 0,6 1 ,2 4,5 4,1 2,5 3,9 33,4 0,30 
Portugal - - - 0,1 - 0,1 0,1 0,3 0,00 
Schweden - - 2,9 4,7 9,4 6,5 11 ,2 50,0 0,45 
Schweiz 0,5 1 ,1 3,1 6,8 4,1 7,6 8,5 42,8 0,39 
Großbritannien 1,0 1 ,4 1 ,0 17 ,4 17 ,3 2,7 14,3 74,3 0,68 
USA 901,0 1234,4 1007,0 907,0 826,0 978,0 730,0 8815,4 80,15 
----------------------- ------- -------- ------- --------- --------- --------- --------- ---------- ---------
insgesamt, ohne USA 45,3 75,9 149,2 196,2 407,4 311,2 509,5 2182,6 19,85 
----------------------- -------- --------- -------- -------- --------- -------- --------- ---------- ----------
insgesamt 
entwickelte Länder 946,3 1310,3 1156,2 1103,2 1233,4 1289,2 1239,5 10998,0 100,00 

guelle: THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 54. 
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~~~~_~~g~~~~~~j~~~~~~~~~~~~~~~~l~~~~l~~~~~~~~E~~~~Y~~~~~~~~ 
~~~!!~~~~!L 

IntertemporHre VersorgungsinstabilitHten der Welt sollten soweit wie möglich durch Minderung 
der Produktionsschwankungen verringert werden, da es zweckmHßiger erscheint, die Ursache der 
Versorgungsinstabil itHt zu beseitigen, als die Versorgung durch Lagerhaltung zu stabi lisieren. 
Produktionsschwankungen der wichtigsten Grundnahrungsmittel werden durch Anbau- und/oder 
ErtragsinstabilitHten hervorgerufen. Untersuchungen haben ergeben (vgl. Tabelle 1), daß in dem 
Zeitraum 1954 bis 1974 (1960 bis 1974) die prozentuale Standardabweichung von der trendmtl
ßigen Anbauentwicklung der Welt bei Getreide insgesamt (einschI. Reis) 1,58 (1,52) und bei 
Weizen 2,54 (2,56) betrug. In den HauptexportlHndern war die Anbauinstabilittit allerdings er
heblich größer. In den USA, in Kanada, Australien und Argentinien lag sie bei Weizen mit ei
nem Instabil ittitsindex von 10,96 (10,11) etwa 1,5 mal so hoch wie die Ertragsinstabil ittit und 
auch noch geringfUgig höher als die Produktionsinstabilittit (vgl. hierzu auch Schaubild 5). 
Im Gegensatz dazu war in der Welt insgesamt die Ertragsinstabilittit mit einem Index von 
2,77 (2,66) bei Getreide und von 6,22 (4,69) bei Weizen anntihernd bis reichlich doppelt so 
groß wie die Anbauinstabil it/:it und die Produktionsinstabilit/:it mit einem Index von 3,32 (2,71) 
bei Getreide und von 6,02 (4,77) bei Weizen nur wenig größer oder gar kleiner (1954 bis 1974 
bei Weizen) als die Ertragsinstabilittlt (vgl. auch Schaubild 5), so daß sich durch Anbaustabili
sierung (regionale Anbauabstimmung) allein die Instabilittlt der Produktionsentwicklung bei Ge
treide bzw. Weizen der Welt insgesamt nur wenig erhöhen I/:ißt. 

Ertragsbedingte Produktionsschwankungen lassen sich nur begrenzt beseitigen. Soweit die Ertrags
schwankungen nicht auf WitterungseinflUsse zurUckgehen, sondern ihre Ursache in einem schwan
kenden Einsatz ertragssteigender Produktionsmittel haben, sind sie noch am ehesten egal isierbar. 
So scheint insbesondere in Ltlndern mit stark schwankendem Einsatzniveau und noch hoher Grenz
produktivittlt des DUngemitteieinsatzes eine Ertragsstabil isierung mögl ich zu sein. Dagegen ist 
in Ltlndern mit extremen und instabilen Witterungsverhtlltnissen eine Ertragsstabilisierung am we
nigsten möglich. In diesen Ltlndern und Regionen (Ozeanien, Kanada, UdSSR und bestimmten 
Regionen Afrikas, Asiens, SUdamerikas) war die Instabilittlt der Getreideproduktion auch beson
ders groß. Die UdSSR war der Hauptverursacher der drei größten RUckschltige in der Entwicklung 
der Weltweizenproduktion seit 1960. Die negativen Abweichungen von der Trendentwicklung der 
Weizenproduktion in der UdSSR waren mit 20 Mill. t (1963), 16 Mill. t (1965) und 12 Mill. t 
(1972) sogar genau so groß wie oder gar größer als die Abweichungen von der Trendentwicklung 
der Weltproduktion in Höhe von 20 Mi 11. t (1963), 13,5 Mill. t (1965) und 10 Mi 11 • t (1972) 
(THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 41), (vgl. auch Tabelle 1). Die Produktionsinstabi
littlt in der UdSSR wie auch in einigen anderen Ltlndern ließe sich jedoch dadurch etwas mindern, 
daß die Getreideproduktion weniger durch Anbauausdehnung in Regionen mit hohem Ertragsrisiko, 
sondern mehr durch Intensivierung zu steigern versucht wUrde. 

~~~~_~~~~~~~n~~_~]~0~~~]_~~~~~l~~~~~~~~E~~~~Y~~~]~~~~~~~~~~~_ 
Soweit die Entwicklung der Weltproduktion nicht stabilisierbar ist, Itlßt sich die intertemportire 
Versorgung weltweit nur durch Lagerhaltung stabilisieren (inferiore Verwendung und Vernichtung 
von Nahrungsmitteln ausgenommen). Demzufolge ist eine weitgehende Stabilisierung der Welt
versorgung nur bei lagerftlhigen Produkten wie vor allem Getreide und Zucker mögl ich. 

Ob eine internationale Lagerhaltung sinnvoll ist, htlngt wiederum von dem Nutzen-(Ertrags-) 
Kosten-Verhtlltnis ab. FUr die Produzenten (Exportltlnder) ist die Lagerhaltung - wie weiter 
oben dargestellt - am ehesten bei kollektivem Handeln und regelmtlßigen Angebotsschwankungen 
vorteilhaft. Bei nichtkollektivem Handeln muß die Menge eines Anbieters (eines Exportlandes) 
hinreichend groß sein, um Uberhaupt eine Marktstabilisierung betreiben zu können. Zudem muß 
die Preisinstabilittlt größer sein als bei kollektivem Handeln, da ein einzelner Anbieter (ein 
einzelnes Exportland) nicht nur entsprechend seiner Instabilittit, sondern daruber hinaus Lagerung 
betreiben muß und die Ubrigen Anbieter - ohne zur Marktstabilisierung beizutragen - relativ 
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den gleichen Erlöszuwachs erzielen. Eine Stabilisierung des Weltmarktes durch einzelne 
private Unternehmungen ist daher kaum zu erwarten, insbesondere solange nicht, wie der 
Weltmarkt durch staatliche Eingriffe gesteuert wird. 

Eine Steuerung des Weltmarktes durch nur wenige Exportländer (USA und Kanada) wurde in den 
50er und 60er Jahren bei Getreide betrieben (R. PLATE, 1970, S. 6). Sie erfolgte aber auch 
durch Anbaubeschränkungen und war außer auf eine Stabil isierung, auch - wenn ni cht gar vor
wiegend - auf eine Il:!ngerfristige Verknappung des Weltmarktangebotes gerichtet. Die Gefahr 
einer langfristigen Versorgungsverknappung ist zwar um so geringer, je weniger das Angebot 
international konzentriert bzw. je stl:irker der Wettbewerb zwischen den Exportll:!ndern ist. 
Gleichzeitig nimmt aber auch die Möglichkeit der Marktstabilisierung durch Exportll:inder ab. 
Der Stabilisierungsanreiz wird zudem durch die Unregelmäßigkei: und Unvorhersehbarkeit der 
Instabil ittit erhebl ich gemindert und bei Integration der Mtirkte, die die Instabil itl:it auf dem 
Wel tmarkt mindern wUrde, weiter abnehmen. 

Eine gezielte internationale Lagerhaltung zum Ausgleich von intertemporl:iren Produktionsschwan
kungen erscheint nur unter Beteiligung der Verbraucher (Importlönder) realisierbar. Dies gilt 
vor allem, wenn bei der derzeitigen Versorgungsverknappung (die Getreidebestl:inde der Wel t 
- ohne UdSSR und China - am Ende der Lagersaison, dem 30. Juni, haben sich von 1969;70 
bis 1974;75 von 201 Mill. t (26 % des Jahresverbrauchs) auf 102 Mill. t (11 % des Jahresver
brauchs) verringert (THE WORLD SITUATION, 1975, S. 3)) eine internationale Reserve angelegt 
werden soll. So sind auch nach starkem Abbau der großen Getreidevorräte in den USA und Kanada 
wl:!hrend der letzten Jahre die USA offensichtlich nicht mehr bereit, ohne Kostenbeteiligung 
6nderer Länder umfangreiche Vorräte anzulegen, da nach ihrer Auffassung die ganze Welt von 
'ihrer Vorratshaltung Nutzen gehabt habe. Ein gemeinsames Handeln der Produzenten (Export
Ill:!nder) und Verbraucher (Importländer) wird allerdings erschwert durch die unterschiedlichen 
Auswirkungen der Marktstabilisierung auf Produzenten und Verbraucher und die Uneinigkeit 
darUber, wie umfangreich die Vorratsmenge sein soll, wo die gelagert werden soll, wer die Vor
ratshaltung verwalten und vor allem wer die Kosten tragen soll (THE WORLD FOOD SITUATION, 
1974, S. 40). 

Der Umfang der Weltreservehaltung bei dem wichtigsten Grundnahrungsmittel Getreide hl:ingt 
- wie Berechnungen der FAO und in den USA zeigen (vgl. .THE WORLD FOOD SITUATION, 
1974, S. 40 ff) - weitgehend von den Zielen der Vorratshai tung ab. Zur Verhinderung von 
Hungersnöten bei Erntekatastrophen in Ländern mit niedrigem Verbrauchsniveau wUrde schon 
eine Vorratsmenge von etwa 10 Mill. t Getreide ausreichen (THE WORLD FOOD SITUATION, 
1974, S. 41). Sie wUrde die Weltversorgung insgesamt aber nur wenig stabilisieren. Zur Kom
pensation der negativen Abweichungen pro Jahr vom Trend der Weltgetreideproduktion (ein-
schi ießlich Reis) mit 95%iger Si cherheit (zur Kompensation von 19 von 20 negativen Trendab
weichungen) wl:!re nach Berechnungen von Steele (vgl. THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, 
S. 41 ff bzw. Tabelle 3), basierend auf der Produktionsinstabilitl:!t 1960 bis 1973 unter Zugrunde
legung einer Normalverteilung (t-Verteilung) fUr die positiven und negativen Trendabweichungen, 
eine Vorratsmenge von 56 Mill. t (bei voll kommener Substitution zwischen den Getreidearten) 
bis 80 Mill. t (ohne Substitution) erforderlich 1). (Die maximale negative Trendabweichung pro 
Jahr betrug in dem relativ kurzen Zeitraum 1960 bis 1973 jedoch nur 41 MiI!. t; vgl. Tabelle 3). 
Zur Kompensation der negativen Trendabweichungen pro Jahr mit nur 68%iger Sicherheit wl:!ren 
lediglich 25 bis 40 Mill. t nötig. Bei Weizen wUrden zur Kompensation der negativen Trendab
weichungen pro Jahr mit 95%iger Sicherheit 29 Mill. t, mit 68%iger Si cherheit 13 Mill. t, be
nötigt werden (THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 43). Wenn die UdSSR, die in der 

1) Die FAO hl:llt eine Weltreservehaltung von 66 bis 71 Mill. t Getreide fUr notwendig, zusl:ltz
lich zu den von ihr veranschlagten Wirtschaftsbestl:lnden in Höhe von etwa 160 Mill. t (12,5 % 
des Weltverbrauchs), so daß sich eine Gesamtvorratsmenge von etwa 225 bis 230 Mill. t 
ergibt (THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S.42). 
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Tabelle 3: Vorratsmengen an Getreide zum Ausgleich der negativen 
===================================================== 

Abweichungen vom Produktionstrend in Mill. t 
============================================ 

Ausgleich der wahrscheinlichen Ausgleich der 

Region negativen Abweichungen vom Pro- maximalen 
duktionstrend mit einer Sicher- negativen 

heit von Trendabweichune 
95 % 68 % 1960-1973 

Getreide ohne Reis 
Welt 52,5 24,1 31,7 
entwickelte Länder 40,9 18,8 40,6 
Entwicklungsländer 6,5 3,0 4,2 
Zentralverwaltungswirtschaften 34,6 15,9 29,2 

Getreide einschl. Reis 
Welt 56,4 25,9 40,9 
entwickelte Länder 40,9 18,8 40,8 
Entwicklungsländer 19,2 8,8 12,6 
Zentralverwaltungswirtschaften 35,9 16,5 33.0 

Nahrungsgetreide 
Welt 33,6 15,4 25,3 
Entwicklungsländer 17,2 7,9 12,9 

ohne Indien 10,5 4,8 10,4 
Indien 12,2 5,6 7,4 

g.uelle: THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 43 (Berechnungen von SCOTT STEELE) . 
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Zeit von 1960 bis 1973 die Instabilit!:lt auf dem Weltweizenmarkt in einem hohen Anteil verur
sacht hat, eine Vorratshaltung zum Ausgleich der nationalen Produktionsinstabilit!:lt betreiben 
wUrde, h!:ltte die Ubrige Welt bei Weizen nur noch 30 v.H. der obigen Mengen zu lagern. Eine 
Vorratshaltung in voller Höhe der nationalen Produktionsinstabilitöt w!:lre jedoch bei gemein
samer Reservehaltung nicht erforderlich. 

Die Weltreservemenge wUrde erheblich zunehmen, wenn die Versorgung nicht weltweit, sondern 
nur regional unter Ausgleich nationaler VersorgungsUberschUsse und -defizite stabilisiert wUrde. 
Bei einer Auf teilung in entwickelte L!:Inder mit Marktwirtschaft, Entwicklungsl!:lnder und Zentral
verwaltungswirtschaften w!:lren zur Kompensation der negativen jöhrlichen Abweichungen vom 
Produktionstrend mit 95%iger Sicherheit statt 56 Mi 11 • t 96 Mi 11 • t (41 Mi 11 • t plus 19 Mi 11 • t 
p,lus 36 Mi 11 • t) zu lagern (vgl. Tabelle 3). Die Weltreservemenge mUßte auch erheblich an
steigen, wenn mehrj!:lhrige Produktionsausf!:llle ausgeglichen werden sollten. Die trendm!:lßige 
Yerbrauchsentwicklung der Welt an Getreide insgesamt von 1960 bis 1974 (Trendzunahme 
30,2 Mill. t pro Jahr) h!:ltte eine Vorratsmenge von 95,9 Mi 11 • t (Differenz zwischen moximalem 
Oberschuß und maximalem Defizit bei trendm!:lßiger Verbrauchsentwicklung) erfordert (vgl. Schau
bild 6). Eine Vorratshaltung, die allen möglichen Situationen Rechnung tr!:lgt, wUrde viel kosten 
und recht selten in Anspruch genommen werden. Sie ist auch nicht erforderlich, da eine gewisse 
Versorgungsinstabil it!:lt vertretbar ist und notfalls durch Verringerung des indirekten Getreidever
zehrs in Form tierischer Erzeugnisse erhebliche Getreidemengen fUr den direkten Verzehr freige
s,tzt werden können (A. HENZE, 1972 (4), S. 79 ff). Die internationale Reservehaltung könnte 
zl. B. dadurch entlastet werden, daß - von L!:Indern mit niedrigem Verbrauchsniveau und nicht 
gFgebener ern!:lhrungsphysiologischer Substitutionsmögl ichkeit abgesehen - erst ab einer bestimm
h&n Versorgungsverschlechterung auf sie zurUckgegriffen wird (THE WORLD FOOD SITUATION, 
1974, S. 42). 

In der Vergangenheit wurden die Getreidevorröte vor allem in den Hauptexportl!:lndern gehal
ten. Diese L!:Inder verfUgen daher uber die größten Lagerkapazit!:lten und die größte Erfahrung 
ifll der Abwicklung der Lagerhaltung. Bei ausschließlicher Lagerung in Export-(Produktions-) 
lliindern werden die Verbrauchs- (lmport-)Iönder aber kaum dazu bereit sein, sich an den Kosten 
der Vorratshaltung zu beteiligen. Wenn auch in Verbraucherl!:lndern Vorröte gelagert werden, 
w!:lre es sinnvoll, dies in Löndern zu tun, in denen die Wahrscheinlichkeit der Versorgungsinsta
bilit!:lt am größten ist (THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 45). Die Standortfrage ver
liert zwar etwas an Bedeutung, wenn die Vorr!:lte nicht national, sondern international verwal
tet werden. Bei internationaler Verwaltung scheinen jedoch wichtige Produktionsl!:lnder nicht 
bereit zu sein, sich an einer internationalen Vorratshaltung zu beteiligen. So lehnen z.B. die 
USA eine internationale Verwaltung ab, w!:lhrend die EG offensichtlich nur verlangt, daß die 
vpn ihr finanzierte Reservemenge auch in der EG gelagert wird. 

Außer dem Lagerungsort und der Verwaltungsform ist letztlich - wie schon angedeutet - der Ver
wendungszweck fUr die Beteil igung der L!:Inder an einem internationalen Vorratsprogramm ent
scheidend, und dies in um so st!:lrkerem Maße, je umfangreicher die Vorratshai tung ist. Der natio
nale Nutzen ist daher vor allem von Bedeutung, wenn mittels Vorratshaltung die Weltversorgung 
insgesamt stabil isiert werden soll. Bei einer derart umfangrei chen Vorratshaltung dprfte kaum 
ein Land bereit sein, sich wesentlich st!:lrker an den Kosten zu beteiligen, als es seinem Pro
duktions- (Verbrauchs-) anteil bzw. seinem Anteil an der Produktions- (Verbrauchs-) instabili
töt entspricht. Die Stabilisierung der Weltversorgung insgesamt dUrfte somit die Kostenbeteili
gung aller wichtigen Produktions- und Verbraucherlönder voraussetzen. Bei einer Beschr!:lnkung 
der Vorratshaltung auf die Verhinderung von Hungersnöten in L!:Indern mit niedrigem Verbrauchs
niveau wöre die Kostenaufbringung weniger problematisch. Die Kosten dieser Vorratshaltung 
Yo\Urden wahrscheinlich allein von den Industriel!:lndern - ohne Abw!:lgung des eigenen Nutzens -
etwa in Relation zu ihrer Finanzkraft (ihrem Buttosozialprodukt ) getrogen werden. Ausgehend 
vfn Kostens!:ltzen in den USA im Jahre 1973 von etwa 10 Dollar je t und 1974 von 15 - 20 Dollar 
jj t (THE WORLD FOOD SITUATION, 1974, S. 45), wUrde eine Reservehaltung fUr Notf!:llle 
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in Höhe von 10 Mill. t etwa 100 - 200 Mill. Dollar pro Jahr an Lager- und Finanzierungs
kosten (Zinsen) verursachen, wahrend eine Lagerhai tung zum Ausgleich der negativen Trendab
weichungen der Weltgetreideproduktion insgesamt das 5,5- bis 8-fache dieses Betrages oder gar 
noch mehr kosten wUrde. 

4 Zusammenfa.lli:!llil. 

Eine sektorale Stabil isierungspol itik im Hinblick auf die nationale Versorgung mit Nahrungs
mitteln ist bei InstabilitcU der Agrarproduktion und Unsicherheit des Agrarimports von gesamt
wirtschaftlichem Vorteil. Die Grenzen der Stabil isierungspol itik ergeben sich vor allem aus den 
Stabil isierungskosten. 

Das adaquateste Mittel zur Versorgungsstabilisierung in Nichtkrisenzeiten ist die Produktions
stabi I isierung. Ferner ist durch Lagerhai tung eine Stabi I isierung der Versorgung mögl ich. Natio
nal sind diese Instrumente jedoch nur dann effizient einsetzbar, wenn gleichzeitig die Instabi-
I itat des Außenmarktes vom Binnenmarkt abgewehrt wird. Am starksten und am bill igsten laßt 
sich die nationale Versorgung auf Kosten des Auslandes stabilisieren. Bei Agrarprodukten mit 
vorwiegend und regional unterschiedlicher ertragsbedingter Produktionsinstabilitat ist die natio
nale Versorgung aber auch durch internationale Zusammenarbeit stabilisierbar. 

Die Sicherstellung einer bestimmten Mindestversorgung fUr Krisenzeiten ist vor allem durch Pro
tektion (Erhöhung) der laufenden Inlandsproduktion oder/und durch Lagerhaltung möglich, wobei 
die Lagerhaltung bei pflanzlichen Produkten recht kostengUnstig sein kann, ihre Wettbewerbs
fahigkeit aber generell mit zunehmender Krisendauer abnimmt. Doch kann auch die wirtschaft
liche und politische Integration zur Sicherstellung der Versorgung beitragen. 

International ist die Versorgungsstabilisierung ebenfalls von Vorteil, doch sind die Voraussetzun
gen fUr eine internationale Stabilisierungspolitik ungUnstiger als fUr eine nationle. 

Interregionale Versorgungsinstabilittiten lassen sich bei den wichtigsten Grundnahrungsmitteln 
weitgehend durch den internationalen Guteraustausch mindern, da bei diesen Produkten die 
Produktionsstabi I itat in der Welt insgesamt erheb I ich größer ist als in den meisten Ltindern. 
Die intertemporare Versorgungsinstabilitöt der Welt ist soweit wie möglich durch Minderung der 
Produktionsschwankungen zu beseitigen. Doch laßt sich bei dem wichtigsten Grundnahrungsmit
tel Getreide weltweit, nicht regional, die Produktionsentwicklung nur noch sehr begrenzt stabi
I isieren, da die Produktionsinstabil ittit der Welt weitgehend ertrags- (witterungs-) bedingt ist. 
Daher ist die intertemporare Versorgung der Welt insgesamt in starkerem Maße nur durch Lager
haltung stabilisierbar. Die zu lagernde Getreidemenge wtire bei gemeinsamer Stabilisierungspoli
tik relativ niedrig. 
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STABIlISIERUNGSPOlITIK IM HINBLICK AUF DIE NATIONALE UND 

INTERNATIONALE VERSORGUNG MIT NAHRUNGSMITTELN (Korreferat) 
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1 Forschung~defizit auf Verbraucherseite 

Diesem Beitrag möchte ich vorausschicken, daß es sich zum einen eher um Anmerkungen handelt 
als um ein ausführliches Korreferat und daß ich zum anderen diese Anmerkungen mehr oder weni
ger als die eines Außenseiters verstehe, da meine Arbeit als Haushaltswissenschaftler eine andere 
Perspektive fordert. 

Wenn wissenschaftl iche Forschung nicht im Elfenbeinturm arbeiten will, was im Agrarberei ch 
vergleichsweise wenig der Fall ist, allein vom Forschungsbereich und seiner derzeit geradezu 
sprichwörtlichen Problematik her, leitet sie Forschungsfragen aus aktuellen wie auch für die 
Zukunft absehbaren Problemen ab. Daraus kann in den Schwerpunkten der Fragestellungen mehr 
~der weniger ein Abbild politischer Gewichte und PrioritCiten entstehen. Dementsprechend ist 
bei der schwierigen Ausbalancierung agrar- und ernCihrungspolitischer Ziele und Probleme ein 
Defizit an ForschungskapazitCit und Forschungsergebnissen zu Problemen der Nachfrage- und 
Verwendungsseite, d. h. zur Problematik der Haushai te und Verbraucher festzustellen. Und das, 
obwohl das Entscheidungs- und Verbraucherverhalten der Haushalte die Verwendung von 
Ressourcen beeinflußt, nicht zuletzt hinsichtlich der Konsequenzen von Fehlanpassungen im 
ErnCihrungsverhal ten. 

Bei den VortrCigen dieser Tagung, beispielsweise, bezieht sich von etwa 25 Referaten außer dem 
Vortrag meines Hauptreferenten kein Thema expl izit auf die Nachfrageseite (wobei speziell 
marktbezogene Themen sie zweifellos mit einschließen). 

~ach dieser ersten allgemeineren Anmerkung möchte ich aus der gesamten Thematik des Haupt
referats den zweiten internationalen Teil weitgehend ausklammern und zu einigen Aspekten der 
Ziel problematik und der Instrumente bei der nationalen Versorgung Stellung nehmen. 
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Zuntlchst ergibt sich die Frage nach der generellen Einordnung der Stabilisierungspolitik, bzw. 
nach der Funktion, die sie im Rahmen erntlhrungs- und agrarpolitischer Zielsetzungen erhtllt. 
Verschiedene Alternativen sind denkbar, von einer Stabil isierungspol itik als eigensttlndigem 
Ziel im Sinne der Ausrichtung auf Stetigkeit uber andere Varianten bis zu einer Stabil isierungs
politik als mittelbarem Ziel im Hinblick auf die Versorgung. 

FUr den letzteren Fall gewinnt die Versorgung als Ubergeordnete Zielsetzung ein anderes Gewi cht. 
Versorgungsziele sind dann hinsichtlich Quantittlt und Qualittlt sttlrker zu konkretisieren und zu 
differenzieren. Die zu untersuchende Fragestellung lautete: Was kann Stabilisierungspolitik fUr 
die Versorgung leisten, sowohl hinsichtlich der effizienten Nutzung der Faktoren wie bezUglich 
anzustrebender Versorgungsniveaus. 

Im Falle mittelbarer Funktion der Stabil isierungspol itik fUr versorgungs pol itische Zielsetzungen 
gewinnen somit Aspekte des Niveaus und der Verteilung der GUterversorgung sttlrkeres Gewicht. 
Wird die Versorgung hierbei mehr im Sinne des Begriffs der Daseinsvorsorge als Itlngerfristige 
Sicherung der Befriedigung wesentlicher Bedarfsbereiche (Bereitstellung von Gutern, nicht Kon
sumlenkung) gesehen, so impliziert das einen Ziel aspekt ausreichender Versorgung, d. h. die 
Erntlhrungsl age, besti mmte Erntlhrungskri teri en und Min i mumstandards werden rel evant. Dabe i 
wtlre nicht nur das allgemeine Versorgungsniveau oder der durchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch 
zu beachten, vielmehr gtllte es, insbesondere Unterschiede in der Versorgungssituation der ver
schiedenen Haushai ts- und Verbrauchergruppen zu berUcksichtigen, wenn die versorgungspol i
tische Zielsetzung die möglicherweise kritische Situation bestimmter Gruppen mit einbezieht. 

Der Hauptreferent hat seine Untersuchungen aus einer anders gelagerten Fragestellung aufge
baut und das Stabilisierungsziel vorrangig formal gesehen, unabhtlngig von der Frage bestimmter 
Erntlhrungsniveaus. Stabilisierung wird definiert als "Minderung der kurzfristigen Abweichungen 
von der langfristigen Niveauentwicklung" • Die Analyse beschrtlnkt sich bewußt auf den spezifi
schen Einfluß der Minderung von Schwankungen, sie erfaßt zuntlchst nicht die weitergehende 
Frage nach den jeweil igen Erntlhrungswirkungen. 

Werden Stabilisierungsziele auf ihre WUnschbarkeit und Vertretbarkeit hin untersucht, gilt es, 
die Problematik von Eingriffen auch im Hinblick auf mögliche Konflikte mit den Ubrigen wirt
schaftspolitischen Zielsetzungen zu UberprUfen. FUr die Haushalte und Verbraucher ist u.a. das 
Prinzip der Konsumfreiheit von besonderer Bedeutung. Durch Stabilisierung kann die Konsumfrei
heit beeintrtlchtigt werden. Ein Stabil isierungsziel als Minderung kurzfristiger Schwankungen 
um eine langfristige Niveauentwicklung setzt eine kontinuierliche Entwicklung voraus. Nach 
eingefUhrter Stabil isierung werden TrendeinbrUche jedoch mögl icherweise verkannt oder verhin
dert. Das beinhaltet fUr eine an der Nachfrage als der grundstltzlich stetigeren mengenmtlßigen 
Entwicklung orientierte Stabilisierung die Möglichkeit von Konflikten mit dem Prinzip der 
Konsumfreiheit . 

4 B~jgung von Erzeugern und Verbrauchern 

Neben der analytischen Trennung sektoraler und gesamtwirtschaftl icher Zusammenhtlnge in 
ihrem Einfluß auf Gleichgewichte und Instabilittlten und entsprechend abgeleiteten Folgerungen 
fUr die sektorale Stabilisierungspolitik wird im Hauptreferat untersucht, wie weit Stabilisierung 
als Ziel fUr Erzeuger und Verbraucher anzustreben ist und welchen der Marktpartner sie sttlrker 
begUnstigt. Eine Stabilisierung der Mengen erscheint hinsichtlich der Nutzenschtltzungen der 
Verbraucher vorteilhaft. Wie weit bei den Ausgaben bzw. Erlösen die Verbraucher oder die 
Erzeuger (sttlrkeren) Vorteil aus einer Mengenstabilisierung ziehen, ist in erster Linie von den 
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ElastizitHten abhHngig und scheint vorwiegend die Erzeuger zu begunstigen. Hier wHren weiter
gehende Untersuchungen sinnvoll, die auch die Sponnen und die VerHnderungen durch zwischen
gelagerte Marktstufen mit berUcksichtigen, um eingehender zu klHren, welche Effekte Stabili
sierungsmaßnahmen fUr die einzelnen Marktgruppen zeitigen. 

5 Relative VorzUglichkeit der Instrumente 

Als Instrumente oder Realisierungsmöglichkeiten werden vier Komplexe untersucht. Deren relative 
Vorzuglichkeit ist nach verschiedenen Gesichtspunkten sehr unterschiedlich zu beurteilen. Ihre 
Wirkungen auf die Verbraucher bzw. die Haushalte beruhen generell auf zwei Komponenten, 
zum einen auf dem direkten Einfluß preis- und ausgabenwirksamer Maßnahmen hinsichtlich des 
Nahrungsmittelverbrauchs {soweit nicht zusHtzliche Eingriffe mengenmHßiger oder qualitativer 
Art, wie BeimischungszwHnge o.H. vorliegen} zum anderen auf den RUckwirkungen aus gesamt
wirtschaftlichen Effekten {Foktoreinsatz, finanzpol itische Maßnahmen, u. a.}. 

Der Hauptreferent hat beide Aspekte berUcksichtigt, wenn auch ein weiterer Ausbau der Analyse 
noch angeregt werden kann. Danach ist die Integration von WirtschaftsrHumen, insbesondere 
bezUglich der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen und der KonformitHt mit generellen wirt
schaftspolitischen Zielsetzungen am meisten anzustreben {soweit das unter pragmatischen Ge
sichtspunkten realistisch gegenUber möglichen politischen und institutionellen Hindernissen ist} 1). 
Dem prinzipiell entgegen steht die AbwHlzung von ÜberschUssen auf das Ausland mit ihren 
d~sintegrativen, tendenziell protektionistischen Nebenwirkungen, die einer Reihe von generel
I,n wirtschaftspolitischen Zielsetzungen im Hinblick auf die Realisierung der potentiellen 
"'fohlstandsmögl i chkeiten widerspricht. 

aie Lagerhaltung als Instrument der Stabilisierung wird besonders ausfuhrlich behandelt. Sie 
kann grundsHtzlich Funktionen des kurzfristigen und des IHngerfristigen krisenbedingten Aus
gleichs ubernehmen. Im letzteren Fall steht die Lagerhaltung im Wettbewerb mit Maßnahmen 
zur Erhöhung des Selbstversorgungsgrades als Sicherung vor den ernHhrungspol itischen Folgen 
nlCIglicher krisenmHßiger AusfHlle des Imports. 

FUr den Verbraucheraspekt bei den kurz- und mittelfristigen Funktionen der Lagerhaltung kommt 
es zur Aussage, daß die Verbraucher mit den Kosten der Lagerung relativ stHrker belastet werden 
als die Erzeuger und daß die Lagerhaltung vielfach nicht wirtschaftlich sei. Bei nicht logerfH
hlgen Produkten beinhaltet demgegenUber eine Vernichtung von AngebotsuberschUssen in stati
scher Sicht eine starke Benachteiligung der Verbraucher sowie gesamtwirtschaftliche Wohl
standsverl uste. 

L~ngerfristig steht das Sicherungsziel im Konflikt mit dem Ziel der Ausnutzung komparativer 
I<ostenvorteile im Ausland. Entscheidend werden die relative Bewertung des Sicherungszieles 
u~d die Wahrscheinlichkeit von Krisen. WHhrend ZieladHquanz und Wirksamkeit in bezug auf 
b~stimmte Versorgungsziele bei der IHngerfristigen Erhöhung der inlHndischen Erzeugung hi:Sher 
eingestuft werden ki:Snnen, ist eine geringere FlexibilitHt fUr erneute Anpossungen zu vermerken. 
Die Kosten sind abhHngig vom StUtzungsniveau. Die Untersuchung stellt auf analytischem Wege 
fest, daß die WettbewerbsfHhigkeit der Lagerhaltung gegenUber der Erhi:Shung der inlHndischen 
Produktion steigt, je kUrzer die erwartete Krisenzeit ist. Außerdem wird auf empirisch ermittelte 
geringere Kosten der Lagerhaltung bei lagerfHhigen pflanzlichen Produkten gegenUber den 
Kosten der PreisstUtzung hingewiesen. 

I} Das gilt zum einen nur fUr die von der Integration erfaßten RHume mit einer Tendenz zur 
VerschHrfung der Problematik gegenUber den ausgeschlossenen RHumen, und es gilt vor allem 
nur insoweit die Integration nicht die Gleichrichtung der Bedingungen begUnstigt, die den 
Schwankungen zugrundeliegen und diese sogar verstHrkt. {Anmerkung aus der Diskussion}. 
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Es sind hier einseitig stlirker die verbraucherrelevanten Ergebnisse des Hauptreferats herausge
stellt worden, ohne ihre Ableitung nliher zu untersuchen. Danach verstlirkt sich der Eindruck, 
daß die verschiedenen Maßnahmen - mit Ausnahme der Integration von Wirtschaftsrliumen 
und der mittelfristigen Lagerhaltung im Interesse von Sicherungszielen - teilweise im Konflikt 
mit gesamtwirtschaftlichen Ziel funktionen stehen und stlirker die Erzeuger begUnstigen als die 
Verbraucher. Weitergehende Analysen der Wirkungen auf die beteil igten Marktgruppen sind 
zu wUnschen. 
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Unter der Stabilisierung von landwirtschaftlichen Märkten wird im allgemeinen die Ausschaltung 
oder Dämpfung funktionsloser Preisschwankungen verstanden, was einer Stabilisierung der Preise 
in Höhe des langfristigen Gleichgewichtspreises bei einem gegebenen Außenschutz entspricht. Ana
log kann Stabilisierungspolitik als Einsatz von Instrumenten zur Erreichung dieses Zieles charakteri
sIert werden 1) (EG-Kommission (c), 1975, S. 18). 

1) In diesem Sinne scheint das Ziel "Stabilisierung der Markte" (§ 39 EG-Vertrag) auch von der 
I EG-Kommission interpretiert zu werden. 
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Wl:ihrend uber die Gestaltung einer effizienten Stabilisierungspolitik in der agrarpolitischen Diskus
sion durchaus Meinungsverschiedenheiten bestehen, scheint die Notwendigkeit der Mark tstab iI isie
rung unumstritten. Zur BegrUndung des Zieles wird im allgemeinen, neben verschiedenen anderen 
Vorteilen, die Vermeidung von Fehlallokationen der Produktion als Folge funktionsloser Preisschwan
kungen besonders betont (J.P. HOUCK, 1974, S. 1115). 

Geht man von dem allgemeinen wohlfahrtstheoretischen Konzept aus, so ist Marktstabilisierung nur 
dann ein sinnvolles Zwischenziel (Instrument), wenn seine Verwirklichung die Gesamtwohlfahrt er
höht. In einer entsprechenden theoretischen Analyse, die sich auf das eingangs erwl:ihnte Ziel 
"Preisstabilisierung in Höhe des Gleichgewichtspreises" bezieht und in der u.a. unterstellt wird, 
daß der vorUbergehende Marktausgleich durch Vorratshaltung keine Kosten verursacht, wird gezeigt, 
daß fUr Produzenten und Konsumenten zusammen Wohlfahrtsgewinne entstehen (S. T. TURNOVSKY, 
1974, S. 715). Diese Gewinne sind größer, wenn die Produzenten ihre Entscheidungen aufgrund von 
Preiserwartungen (adaptiv oder rational) treffen, als wenn vollkommene Information unterstellt wird, 
was ohnehin unrealistisch wl:ire. 

Diese theoretische Ableitung ist aber fUr die Rechtfertigung von Stabilisierungsmaßnahmen wenig 
hilfreich, da hierzu die Bilanzierung von sozialen Nutzen und Kosten der Stabil isierungspol itik im 
konkreten Fall notwendig ist. Die endgUltige Beurteilung jeglichen Einsatzes von wirtschaftspoliti
schen Instrumenten ist also nur anhand einer vorgegebenen Wohlfahrtsfunktion und daraus abgeleite
ter ZielvariQblen möglich und setzt die Kenntnis der quantitativen Beziehungen zwischen (1) Grad 
der Zielverwirklichung und sozialem Nutzen, (2) Instrumenteinsatz und Grad der Zielverwirklichung 
sowie (3) zwischen Instrumenteinsatz und sozialen Kosten voraus (T .E. JOSLlNG, 1974, S. 236). 

Bei der DurchfUhrung einer entsprechenden Kosten-Nutzen-Analyse wUrde neben dem allgemein be
kannten Problem, eine geeignete Wohlfahrtsfunktion abzuleiten, vor allem die notwendige Ab
schätzung der "alternativen" Preisschwankungen (d. h. die zu erwartenden Preisschwankungen bei 
einer 01 ternativen Politik wie z. B.: "keine Stabil isierungsmaßnahmen") besondere Schwierigkeiten 
bereiten. Als Ausweg wäre u. U. ein Vergleich der Preisschwankungen (z. B. Varianz einer entspre
chenden Zeitreihe) auf dem Binnenmarkt mit den Ml:irkten anderer Ll:inder denkbar oder ein intertem
porärer Vergleich zwischen Perioden mit und ohne Stabilisierungspolitik. 

Im Hinblick auf die zu untersuchenden Märkte erscheint die eingangs ubernommene sehr allgemeine 
Umschreibung von Stabil isierungspol itik nicht angemessen. Da eine konkretere Zielvorgabe seitens 
der Entscheidungstrl:iger nicht verfUgbar ist, soll zunächst rein pragmatisch versucht werden, mögli
che Ziele der Marktstabilisierung zu prl:izisieren. 

1. Der Richtpreis fUr Milch, abgesichert durch die Interventionspreise fUr Butter und Magermilch
pulver, liegt praktisch seit Beginn des gemeinsamen Milchmarktes (1968) oberhalb des marktwirt
schaftlichen Gleichgewichtspreises. Bei einem Selbstversorgungsgrad der EG mit Milch von deut
lich Uber 100 % und Weltmarktpreisen fUr Interventionsprodukte, die in der Regel erheblich un
ter EG-Niveau I iegen, hat das zur Folge, daß die Preise im wesentlichen nur mit den regelml:i
ßigen administrativen Preisanhebungen variieren, d.h. zwangsll:iufig stabil sind. Gleichzeitig 
entstehen hohe finanzielle Belastungen durch die Überschußbeseitigung. Als weitgehend aus
tauschbare Stabilisierungsziele auf diesem Markt sind deshalb "ein nicht zu hoher Selbstversor
gungsgrad" bzw. "nicht zu hohe Marktordnungsausgaben" anzusprechen. 

Die Marktordnungsausgaben sind positiv mit dem Selbstversorgungsgrad und negativ mit dem 
Weltmarktpreis fUr Uberschußprodukte korreliert. Eine Verminderung des Selbstversorgungsgrades 
ermöglicht c.p. eine Reduzierung der Marktordnungsausgaben fUr Lagerhaltung und Verbilligungs
aktionen und/oder Exporterstattungen. Da die EG einen bedeutenden Anteil an der Weltausfuhr 
an Butter und Magermilchpulver hat, 1974 jeweils ca. 40 %, trl:igt eine Exportverminderung in 
doppelter Hinsicht zur Verminderung der Marktordnungsausgaben bei. Einerseits verringern sich 
die Exportmengen und andererseits ist als Folgewirkung mit steigenden Weltmarktpreisen und des
halb sinkenden Exporterstattungen zu rechnen. 
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2. Auf dem Rindfleischmarkt steht das Ziel Preisstabilisierung, d.h. Verringerung der Ausschlöge 
um einen langfristigen Trend, seit Beginn des gemeinsamen M.arktes eindeutig im Vordergrund. 
Als Nebenziel ist die Begrenzung der Marktordnungsausgaben anzusehen, was 1974 erstmals 
deut I ich wurde. 

In Anbetracht der Überschußprobleme auf dem Milchmarkt ist jedoch, zumindest bis 1974, die 
Ausdehnung der Rindfleischproduktion auf Kosten der Milchproduktion als weiteres Nebenziel 
zu betrachten. 

Abweichend von der eingangs verwendeten Definition von Stabil isierungspol itik - Einsatz von 
Instrumenten zur Erreichung der Stabilisierungsziele - soll hier darunter aus Zweckmößjgkeits
grUnden "die Wirkung von M.aßnahmen im Hinbl ick auf das Stabilisierungsziel" verstanden wer
den. Dabei ist die effektive Wirkung von Maßnahmen das entscheidende Kriterium fUr die Einbe
ziehung in die Analyse. Eine Kosten-Nutzen-Analyse fUr diese stark erweiterte Definition von 
Stabil isierungspol itik wUrde dann allerdings auf eine Kosten-Nutzen-Analyse der Markt- und 
Preispolitik bei Milch und Rindfleisch hinauslaufen und den durch das Thema ohnehin schon weit
gefaßten Rahmen sprengen. 

In dieser Untersuchung soll deshalb die Wirkungsanalyse von auf beiden Mörkten ergriffenen M.aß
nahmen im Vordergrund stehen. Als Beurteilungsmaßstab dienen die oben abgegrenzten Ziele. 
Wirkungen des Instrumenteinsatzes auf andere Ziele der Agrarpolitik können lediglich erwöhnt 
werden. 

1 Entwicklung auf den Mörkten fUr Milch und Rindfleisch 

2.1 Milchmarkt 

Nach dem bisher niedrigsten Stand im Jahre 1971 hat die Kuhmilchproduktion in der EG (6) 1974 
mit ca. 74 080 Mio t wieder annöhernd den Höchststand des Jahres 1968 erreicht (vgl. Übersicht 1). 
Wtihrend die Milchleistung pro Kuh einer weitgehend autonomen Entwicklung unterliegt - trendmö
ßiger Anstieg als Folge technischer Fortschritte sowie witterungsbedingte jöhrl iche Schwankungen -
ist die andere bestimmende Komponente der Produktionsentwicklung, die Verönderung des Milchkuh
bestandes, als das Ergebnis der Reaktion der Produzenten auf Datenönderungen anzusehen (vgl. 
Schaubild 1). Dabei ist eine spUrbare Verminderung der Bestönde zwischen 1969 und 1971 zu erken
nen, die allerdings in F ronkreich und den Niederlanden weniger ausgeprögt war. In diesen Ltindern 
ist seit 1971 eine Erhöhung der Kuhzahlen um 7 bzw. 15 % zu beobachten, die auch 1974 noch nicht 
beendet zu sein scheint. Dagegen stagniert der Bestand in Belgien und nimmt in Italien deutlich ab. 
In der Bundesrepublik folgte der Abnahme seit 1969 ein vorubergehenderAnstieg 1973. In den Bei
tdttslöndern wurden die Bestönde seit 1971 ausgeweitet, jedoch scheint sich zumindest in England 
eine Umkehrung dieser Entwicklung anzubahnen (vgl. Übersicht 1). 

Oie Milchanlieferung bei den Molkereien hat sich im Rahmen der EG (6) 1968 - 1973 von 75 auf 
82 % der Produktion erhöht und in der erweiterten Gemeinschaft 85 % erreicht. Dieses ist einerseits 
auf die rUckltiufige VolimilchverfUtterung (1973, EG (6) noch 12 %) und andererseits auf die abneh
mende Produktion von Butter und Ktise in den landwirtschaftl ichen Betrieben zurUckzufuhren. 

In der Verwendung der bei den Molkereien angelieferten Vollmilch zeigt sich ein abnehmender Ver
wendungsanteil fUr den Frischverzehr, wöhrend der Butteranteil steigt. 

Die Butterproduktion folgt im wesentlichen der Entwicklung der Milchproduktion, jedoch föllt der 
ErzeugungsrUckgang im Jahre 1974 auf, dessen wichtigste Ursache ein ProduktionsrUckgang in Eng
land um ca. 45000 t ist. 

Der Magermilchanfall ist weitgehend durch die Butterproduktion bestimmt und zeigt entsprechende 
Verönderungen. In der Verwendung hat die VerfUtterung in Form von flUssiger Magermilch oder Pul
~er in der Sechsergemeinschaft von 54 % im Jahre 1968 auf 44 % im Jahre 1972 abgenommen (vgl. 
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'" ~ Übersicht 1: Milchkuhbestand, Kuhmilchproduktion, Milchertrag in EG-LC:lndern 

1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

L a n d Zähl- Milchkuhbestand, 1000 Stück termin 

BRD Juni 5850 5868 5862 ~~~~1) ~:~~1) ~~~~1 ) 5501 5361 5475 5463 
Frankreich Okt., ab 1968 Dez. (8471) (8458) (8674) 7227 7402 7678 7750 
Italien Jan. 3387 3432 3485 3479 3679 3555 3214 3165 3259 3057 
Niederlande Mai 1723 1764 1787 1865 1903 1896 1912 1977 2113 2199 
Belgien/Lux. Mai 1062 1072 1085 1124 1133 1059 1029 1027 1062 1070 

EG (6) 20493 20594 20893 19903 20020 19474 18883 18932 19587 19533 
Gr. Brit. Juni 3187 3159 3215 3227 3275 3243 3234 3325 3436 3345 
Irland Juni 1547 1582 1568 1607 1557 1713 1872 1895 2104 2150 
Dänemark Juni 1350 1350 1329 1292 1233 1153 1105 1125 1162 1192 

EG (9) 26577 26685 27005 26029 26185 25583 25004 25247 26284 26270 

BRD 211i13 21357 21717 22121 K~it~hpr~~~~10n211~~0 \,490 21210 21510 
Frankreich (26780) (28016) (29355) (30444) 30031 29722 27639 28846 29400 28850 
Italien 9586 10159 9800 10035 ~b511 9392 9358 9917 10050 9830 
Niederlande 7143 7236 7335 7710 7969 8239 8392 8951 9339 9890 
Belgien/Lux. 3949 3952 4069 4117 4121 3962 3820 3879 4032 4000 

EG (6) 68641 70720 72476 74427 73995 73171 70374 73083 74031 74080 
Gr. Brit. - - - 12593 12709 12933 13262 14160 14320 13690 
Irland - - - 3671 3684 3629 3741 3900 4140 3950 
Dänemark - - - 5122 4872 4630 4557 4786 4890 4810 

EG (9) - - - 95813 94462 94363 91934 95929 97381 96770 

BRD 

I 
3642 3649 

I 
3707 

I 
3771 Mi~~~;~trag386~u , ~~5~g 3949 

I 
3880 

I 
3934 

Frankreich 2756 2912 2990 3120 3116 3096 2900 I 2988 3057 -
Italien 2830 2960 2812 2884 2659 2642 2412 3112 3084 -
Niederlande 4207 4180 4233 4213 4197 4336 4440 4540 4420 4590 
Belgien/Lux. 3692 3664 3729 3651 3651 3597 3560 370: 3702 .. 

EG (6) 3160 3256 3289 3379 '3335 3340 3320 3435 3436 -
Gr. Brit. - - - ~~;: ~:~~ ~".O 411 b 4090 m~ 

4080 
Irland - - - 2470 2382 2378 
Dänemark - - - 3928 3898 3940 4047 4191 4134 -
EG (9) 3408 3372 3376 3388 3504 3476 -

1) geschC:ltzt. 
2) Abweichungen von Produktion ./. Bestand ergeben sich u.a. durch Verwendung von JahresdurchschnittsbestC:lnden und unterschied

lichen Quellen. 

Quelle: ZMP, Die AgrarmC:lrkte, BRD, EWG und Weltmarkt (Milch- und Milcherzeugnisse) • 
--- BMELF, Stat. Bericht Uber Milch und Molkereiwirtschaft 1972, 1973. 



Schaubild 1: Milchproduktion 
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Quelle: Übersicht 1. 
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Übersicht 2: Verwendungsanteile der bei Molkereien angelieferten Vollmilch in v. H. 

IProduktgruppe EG-6 EG-9 

1971 1972 1973 1973 

!Frischverzehr 24 21 18 25 

~utter 47 SO SO 46 
/J<äse 23 22 23 21 I 

Quelle: W. HOLST, H. HAFENMAYER u. H. EVERS: Die Milchwirtschaft der BR Deutschland im 
Jahre 1974 sowie Vergleichszahlen der EG fUr 1973. "DMZ", Folge 22, 1975, S. 682-
724. 

Obersicht 4), was vor allem auf den starken RUckgang der FIUssigverfUtterung zurUckgeht. Die Ver
~endung zur Produktion von Magermilchpulver hat sich im gleichen Zeitraum von 48 auf 52 % er
höht. 
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Übersicht 3: Butterbilanz 1968 - 1974 (1 000 t bzw. v.H.) 

1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

p 1403 1319 1282 1232 1379 1393 1380 

~G-6 V 1190 1222 1220 1131 1098 1135 1128 

SVG 118 107 104 112 126 123 122 

p 1695 1599 1552 1498 1686 1720 1648 

~G- 9 V 1766 1797 1788 1672 1585 1661 1699 

SVG 96 89 87 90 106 104 97 

Quelle: BMELF: Statistischer Bericht 1973, Milch und Molkereiwirtschaft. 
ZMP: Die Agrarmtirkte (Milch und Milcherzeugnisse) , BRD, EG und Weltmarkt. 

Die Verbrauchsentwicklung ist durch einen steigenden Pro-Kopfverbrauch bei Ktise, stagnierenden 
Trinkmilchverbrauch und, nach einem starken Rückgang im Jahre 1971, ebenfalls stagnierenden 
Butterverbrauch gekennzeichnet (vgl. Übersicht 5). Der 1974 in England und dadurch auch in der 
erweiterten Gemeinschaft gestiegene Butterverbrauch ist vermutlich auf die gezahlten Verbrauchs
subventionen zurückzuführen. Hinsichtlich des Magermilchverbrauchs Itißt sich mit Hilfe von Über
sicht 4 anhand des steigenden Verwendungsanteils für die Pulverpro,duktion, bei relativ konstantem 
Pulververbrauch für den mensch I ichen Verzehr (in der Übersicht nicht aufgeführt) und stagnierender 
Pulververfütterung, der abnehmende Anteil des menschlichen Verzehrs im Inland am Magermilchan
fall erkennen. 

Als globaler Maßstab fUr die Versorgungslage auf dem Milchmarkt kann der Selbstversorgungsgrad 1), 
differenziert nach den beiden wichtigsten Komponenten, herangezogen werden. Wtihrend in der 
Sechsergemeinschaft der Selbstversorgungsgrad bei Fett höher lag, steHt sich in der erweiterten Ge
meinschaft die Situation umgekehrt dar. Die Ursache ist einerseits in der in England gegenüber der 
Sechsergemeinschaft anderen Verbrauchsstruktur zu sehen, andererseits ist seit 1972 die Fett-Eiweiß
Bewertung (vgl. Übersicht 7) stark vertindert worden, so daß sich auch in den ursprünglichen Mit-
gl iedsltlndern eine Vertlnderung der Verbrauchsstruktur ergeben hat. Es soll hier darauf verzichtet 
werden, den Selbstversorgungsgrad für Kuhmilch, wie er von der ZMP ermittelt wird, anzugeben, 
da die einfache Addition der Trackenmasse beider Komponenten unbefriedigend erscheint. Es wäre 
zu überlegen, ob nicht eine Gewichtung mit den Preisen der bessere Weg wtlre. 

In jedem Falle gibt der oben ausgewiesene Selbstversorgungsgrad ein sehr unvollständiges Bild über 
die tatstlehlichen Marktverhtlltnisse, da die Verbrauchsmengen stark durch die Butterverbilligungs
aktionen und die VerfUtterungsbeihilfen für Magermilch beeinflußt werden. Bezieht man weiterhin 
das Neuseeland zugebilligte Importkontingent für Butter und Ktlse mit in die Betrachtung ein, so 
vermindern sich die Absatzmöglichkeiten im Inland um weitere 3 - 4 %. 

1) Der Selbstversorgungsgrad ist definiert als Produktion ./. initindischen Verbrauch. Im Unter
schied zum "marktwirtschaftlichen Selbstversorgungsgrad, der auf diesem Markt schwer zu er
mitteln ist, wird hier der "effektive" Selbstversorgungsgrad ausgewiesen. Dieser schließt beim 
initIndischen Verbrauch die durch Verbilligungsaktionen abgesetzten Mengen mit ein. Dieser 
wichtige Unterschied ist bei der Interpretation des statistisch ermittelten "effektiven" Selbstver
sorgungsgrades im Auge zu behalten. 
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Übersicht 4: Anfall und VerfOtte1"ung von Magermilch,BRD, EG (6), EG (9) 

Einheit 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

Anfall BRD 1000 t 11 889 12 047 12 265 12 719 12 476 12 017 11 384 11 879 12 188 12 157 
EG-6 28 817 29 428 . 30 493 32 132 31 424 30 274 29 106 32 121 32 792 -
EG-9 - - - - - - 35 607 39 390 42 421 -

Verfütterung BRD 1000 t 6 402 5 966 5 216 4 824 4 752 4 391 3 697 2 714 2 183 -
(flüssig) EG-6 12 111 10 724 9 262 8 280 8 288 7 289 5 861 4 607 3 976 -

EG-9 - - - - - - 8 784 7 121 5 997 

Verfütterung BRD 1000 t - - - 2572 2 254 2 407 1 711 1 982 2 31;· 2 325 
!>,j}lP in) Hilch- EG-6 - - - 9 169 9 534 9 924 9 169 9 381 - -
wert 1 EG-9 - - - 9 995 10 431 10 703 9 912 10 148 - -
Verfütterung BRD 1000 t - - - 7 396 7 006 6 798 5 408 4 696 4 496 -
l.nsgesamt EG-6 - - - 17 449 17 822 17 213 15 030 13 988 - -

EG-9 - - - - - - 18 696 17 269 - -
dgl. in vH BRD vH - - - 58.1 56.2 56.6 47.5 39.5 36.9 -
vom Anfall EG-6 - - - 54.3 56.7 56.9 51.6 43.5 - -

EG-9 - - - - - - 52.5 43.8 - . -
flJr,P-Produktion BRD 1000 t 202 251 337 397 350 344 336 432 460 495 

EG··6 677 827 1 054 1 318 1 245 1 191 1 139 1 356 1 431 11448 
EG-9 794 934 1 189 1 458 1 383 1 335 1 309 1 606 1 758 1 716 

dgl. Anteil am ERD vH 20.0 24.6 32.4 36.8 33.0 33.8 34.8 42.9 44.5 -
l<iM-Anfall in EG-6 27.7 33.2 40.8 48.4 46.8 46.4 46,2 49.8 51.5 -
Magermilchwert EG-9 - - - - - - 43.3 48.1 48.9 -

- ---'--- -

1) MagermilchpulververfUtterung x 11,8. 

Quelle: SAEG: Agrarstatistik Nr. 8/1973. - BMELF: Statistischer Bericht 1973. Milch- und Molkereiwirtschaft 1972, 1973. -
W. HOLST, H. HAFENMAYER, H. EVERS: Die Milchwirtschaft der BR Deutschland im Jahre 1974, sowie Vergleichszahlen 
der EG 1973. Deutsche Molkereizeitung, Folge 22/1975, S. 682 - 724. 



Übersicht 5: Pro-Kopf-Verbrauch von Trinkmilch und Milchprodukten in der EG, - kg -

Land Produkt 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

Trinkmilch 1 85 86 86 84 81 79 77 
BRD B~tt2f 8,5 8,5 8,6 7,9 7,1 7,3 7,1 

Kase 8,6 9,5 10,0 10,5 11 ,0 11 ,8 11 ,4 

Trinkmilch1 . 69 68 66 63 68 69 
iFrank- Butter 9,0 9,3 9,0 8,3 8,6 8,5 8,3 
reich Käse 3) 13,0 13,7 14,0 13,9 14,1 14,5 · 

Trinkmilch1 67 66 67 70 72 74 76 
Italien Butter 2,0 1 ,9 2,0 2,0 2,0 2,1 2,3 

Käse 9,8 10,0 10,6 10,6 10,9 11,2 11 ,3 

Trinkmilch 1 ) 141 138 134 131 122 118 113 
Nieder- Butter 2,5 2,8 2,8 2,0 2,0 2,0 2,3 
lande Käse 7,9 8,0 8,2 8,7 9,1 9,4 10,0 

Trinkmilch 1 ) 84 86 81 76 74 76 73 
BLWU Butter 9,4 10,2 9,8 8,3 8,0 9,0 9,1 

Käse2) 5,6 6,0 6,2 6,7 6,7 6,9 7,2 

iEG(6)4) 
Trinkmilch 1 ) 83 79 79 78 76 77 78 
Butter 6,4 6,5 6,5 5,9 5,8 5,9 5,8 
Käse 9,9 10,5 10,9 11 ,1 11 ,5 11,7 '(19,8) 

Trinkmilch 1 ) 145 142 140 139 139 141 143 
ßr. Bri- Butter 8,9 8,9 8,8 8,2 7,2 7,7 8,6 
~annien Käse 5,0 5,1 5,4 5,6 5,4 5,8 5,9 

Trinkmilch 1) 214 213 213 212 212 210 · Irland Butter 12,2 11 ,7 11 ,8 12,4 12,1 12,2 · Käse 2,1 2,4 2,2 2,4 2,6 3,0 · 
Trinkmilch 1 ) 128 128 129 128 126 125 124 

pänemark Butter 9,4 9,2 9,1 8,8 8,6 8,0 8,5 
Käse 9,5 9,3 9,4 9,9 10,8 10,0 10,4 

1) Zumeist einschließlich Milch fUr Mischgetrönke, Joghurt aber ohne Trinkmagermilch. Frank-
reich: nur Vollmilch; Belgien: ohne Joghurt, Kakaomilch usw. 

2) Einschließlich Quark. 
3) Einschließlich Frischköse. 
4) Gewogener Durchschnitt, 1973, 1974 geschtltzt. 

Quelle: ZMP: Die Agrarmörkte. BR Deutschland, EWG und Weltmarkt 1974. 
SAEG: Agrarstatistik 8/1973, S. 78. 
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Übersicht 6: Selbstveisorgungsgrad mit Kuhmilch 1) 

1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

Milchfett 109 105 104 108 113 104 101 
(105) 

Fettfreie 
l'rockenmasse 109 105 103 106 107 108 108 

(105) 

1) Ab 1973 EG (9) 

Quelle: E. RICHARTS: Die Grenzen der Umbewertung zwischen Milchfett und Milcheiweiß. 
"Deutsche Milchwirtschaft", Nr. 15/75, S. 477. 

In einer aussagekrtiftigen, d. h. den gegebenen Preisverhtiltnissen entsprechenden Versorgungsbilanz 
dUrfte auf der Verbraucherseite nur die im Inland zu Marktpreisen absetzbare Menge enthal ten sein 
(marktwirtschaftlicher Selbstversorgungsgrad), von der dann noch die Importverpflichtung abgezogen 
Wlerden mUßte. Auf die hiermit verbundenen Probleme wird an anderer Stelle zurUckgekommen. 

pie Uber den initindischen Verbrauch hinaus produzierten Mengen sind - soweit zu EG-Preisen auf 
d~m Weltmarkt nicht absetzbar - als ÜberschUsse anzusehen. Wtlhrend Butter in Drittltindem, wenn 
Uberhaupt, nur mit Hilfe hoher Erstattungen absetzbar war, erreichte der Preis fUr Magermilchpulver 
aLf dem Weltmarkt, als Folge der Verteuerung wichtiger Eiweißtrtiger und von größeren Importen 
der USA, Ende des Jahres 1973 das EG-Niveau, so daß die Exporterstattungen zeitweise ausgesetzt 
wurden. Inzwischen ist jedoch der Weltmarktpreis auf die Htilfte des EG-Interventionspreises abge
sunken, so daß Exporte nur mit großem finanziellen Aufwand oder in Form von Schenkungen möglich 
sind. 

In Abhtingigkeit von initindischer Versorgungslage und Exportmöglichkeiten entwickeln sich die Be
sttinde an Butter und Magermilchpulver im Inland (vgl. Schaubild 2). Anfang Juli des Jahres 1975 
hatten die Besttinde an Magermilchpulver 700 000 t und jene von Butter 200 000 t erreicht, wobei 
im Laufe des Jahres ein weiterer Anstieg abzusehen ist. Diese Zuspitzung der Situation ist vermut
lich weniger auf einen weiteren Produktionsanstieg als auf den rUckltiufigen Verbrauch zurUckzu
fUhren. 

S~haubild 2: Besttinde an Butter und Magermilchpulver in der EG (ab 1973 EG (9» 
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Gluelle: BMELF: Statistischer Monatsbericht • - SAEG: Agrarstatistik, H. 5/72 und 8/73. -
-r- ZMP: Die Agrarmtirkte (Milch und Milcherzeugnisse) • BRO, EG und Weltmarkt. 
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~ Übersicht 7: Marktordnungspreise und Verwertung von Milch und Milchbestandteilen in der BRO 

'" ----- Zeitraum 1.4.72 114.5.73 1; 4.74 17.10.74 3.3.75 16.9.75 
Kategorie (Einheit 13.5.73 31.3.74 6.10.74 2. 3.75 15.9.75 

1 RE = 3,66 ab 3.3.75 1 RE 3,58 
ichtpreis I I ilch 3,7 , DM/1ookg 41,20 37,70 37,70 39,8 43,08 45,46 49,08 51,53 53,39 57,22 

utterinter 
DM/1OOkg 694,00 635,01 635,01 651,4 644,16 644,16 671 ,90 696,33 750,03 

• 680,76 

DM 7,48 6,78 6,78 6,9 
7,06 

6,89 6,80 7,13 7,37 8,00 
59.7,32 

erwertung aus DM 
27,68 25,09 25,09 

26,13 
25,49 25,16 26,36 27,27 29,60 ,7%iger Milch :27,08 

agermilchPul- DM/ 
165,00 150,97 150,97 172 ,021 197,64 234,24 281,82 302,83 317,43 317,43 erinterven-\ 100 k 

ionspreis 9 

~erwertung je D~) 11 ,34 10,06 10,06 I 11 ,981 14,31 17,63 21,29 23,20 I 23,98 I 23,98 100kg Magermilch 

fverwertung jJ I I ~b 40 44 11<?O kg 3,7%iger DM 39,02 35,15 35,15 .. 36,39 5.41'39 I 43,12 I 46,45 I 49,56 I 51,25 I 53,58 
'111ch aus ll-preisen .. . ' 

ett-Eiweiß 70,91 .71,4: I' 71,4: 67,1: 4,6:35,4 59,1: 54,2: 53,2: 53,2: I 55,2: 

t:~~!::~!:= == ....... a.===.==~!~!.=====~~:=c===~~=~:~~!=E~~!~:!~:_~=~~~!====l=!~~===Jl=!:~!===l=!:~!===l==!!~~=== 
I 
rntwicklllng der 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 

indestverwertung von: -:: l r--T--- Fett 99,4 90,6 92,6 96,5 94,3 92,2 100,4 

- Eiweiß 99,3 88,7 101,4 121 144,6 183,5 210,3 

- Milch (3,7 , Fett) 100 " 99,4 90,1 92,5 103,2 108,9 118,7 132,3 

1) Errechnet aus: Interventionspreis abzUglieh Verarbeitungskosten (Butter mit 85 % Fett). Magermilchpulver, Umrechnungsfaktor 11,0. 

Quelle: ZMP: Die Agrarmärkte. BRO, EG und Weltmarkt. - A. NIENHAUS: Intervention und Markt. "Agra-Europe" Nr. 28;75, S. 2 - 11. 



2.2 Rindfleischmarkt 

Die Produktion von Rind- und Kalbfleisch insgesamt wird durch Zahl und Struktur der Schlachtungen 
sowie durch die Schlachtgewichte bestimmt. Grundlage ist damit die Entwicklung der Rinderbestän
de, deren Niveau und Struktur durch die relative Wettbewerbsfähigkeit einzelner Betriebszweige 
oder - noch spezieller - Produktionsverfahren beeinflußt wird. Wie schon beim Milchmarkt kann 
auch hier nur ein grober Abriß der Entwicklung gegeben werden, da eine detaillierte Beschreibung 
den vorgegebenen Rahmen der Untersuchung sprengen wUrde. 

Die Entwicklung der Rinderbestände in der Sechsergemeinschaft ist durch einen kräftigen Bestands
ruckgang zwischen 1969 und 1971 und einen noch stärkeren Bestandsaufbau im Zeitraum 1971 - 1973 
gekennzeichnet (vgl. Schaubi Id 3a und 3b). In den BeitrittsiCIndern, insbesondere in England und 
Irland ist seit 1968 ein Bestandsaufbau zu erkennen, der sich seit 1971 noch beschleunigt hat und 
besonders in den Kuhbestandszahlen zum Ausdruck kommt (vgl. Übersicht 8). Aus dem gleichzeitig 
nur geringen Wachstum bzw. Ruckgang des Milchkuhbestandes in England (1974) ist auf eine ausge
prägte Umstrukturierung des Bestandes in Richtung Fleischproduktion zu schi ießen. Eine entsprechen
de Entwicklung, allerdings bei gleichzeitiger Zunahme des Milchkuhbestandes, fand in Frankreich 
statt. In Italien ist es 1969/1970 und - abweichend von den anderen MitgliedslClndern - wieder seit 
1972 zu einer bemerkenswerten Reduzierung sowohl des Milchkuhbestandes als auch des Rinderbe
standes gekommen, so daß sich der gesamte Kuhbestand seit 1968 um ca. 25 % vermindert hat. 

Schaubild 3a: Produktion und Verbrauch von Rind- und Kalbfleisch 
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Schaubild 3b: BestClnde von Kuhen und Rindern insgesamt 
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Übersicht 8: Rinderbesttinde x) in der EG, Dezemberztihlung (1 000 Stuck) 

b"ahr BRD I F I I I N I BLl'IU I EG-6 I VK I Ir!. I DK 

Rinder insgesamt 

1968 14061 21896 10070 3694 2860 52581 12094 5086 3004 
69 14286 21719 4612 3879 2904 52401 12295 5229 2897 
70 14026 21737 8776 3865 2908 51314 12442 5405 2766 
71 13638 21764 8669 3748 2835 50654 12918 5516 2678 
72 13892 22509 8818 4111 2942 52272 13750 5946 2810 
73 14364 23949 84071 4668 3104 54492 14696 6408 2956 
74 14420 24213 81531) 4714 3093 54593 14914 6500 3145 

Kühe 

1968 5878 9452 4821 1840 1126 23117 4532 1562 1303 
69 5848 9491 4510 1891 1130 22870 4567 1595 1237 
70 5593 9436 4060 1874 1092 22055 4674 1652 1172 
71 5433 9298 2949 1870 1066 21636 4755 1721 1139 
72 5511 9417 4024 1998 1106 22056 5029 1862 1179 
73 5639 10161 3795 2171 1162 22928 5307 2073 1203 
74 5546 10150 3642 2215 1164 22717 5348 2034 1226 

- davon 
Milchkühe 

1968 5878 7362 3679 1840 1126 19885 - - -
69 5848 7349 3555 1891 1130 19773 - - -
70 5593 7185 3214 1874 1092 18958 - - -
71 5414 7227 3165 1870 1066 18742 3347 1229 1139 
72 5466 7403 3259 1998 1106 19231 3482 1254 1179 
73 5486 7683 3051 2171 1090 19481 3506 1389 1154 
74 5390 7720 2927 2215 1092 19344 3389 1344 1130 

Rinder unter 1 Jahr 
1998 4586 4944 - 466 808 11304 3385 - 1016 

69 4697 4920 - 1006 808 11451 3448 - 1017 
70 4623 4960 - 1027 830 11440 3590 - 979 
71 4464 5097 - 1009 741 11361 3718 - 947 
72 4637 5486 - 1184 683 11806 3964 - 1025 
73 5054 6094 1978 1502 857 15485 4179 1623 1042 
74 5113 5920 1984 1408 845 15270 4161 1607 1117 

Färsen 1 Jahr und älter 
1968 2387 4028 - 692 524 7731 2339 - 622 

69 2402 4017 - 737 437 7683 2335 - 594 
70 2408 3979 - 717 541 7646 2385 - 571 
71 2351 4013 - 709 538 7611 2478 - 552 
72 2333 4019 - 718 552 7622 2662 - 554 
73 2354 4998 1568 890 806 1ö6T6 3059 1148 630 
~. ;:400 5400 1\:73 974 G05 .... ."c:." ""''-"0 1189 714 , .. 

I I.:. .... ~ J.)UU 

Schlacht- und Mastrinderx ) 1 Jahr und 
1968 1159 3296 - 177 267 4899 1684 -

69 1289 3118 - 266 408 5041 1740 -
70 1354 3192 - 227 411 5184 1638 -
71 1326 3158 - 151 410 5045 1809 -
72 2 1369 3175 - 192 395 5131 1921 -
73 2 1661 3415 1400 145 435 7056 2960 2069 
74 1728 3553 1117 167 443 7008 3177 2274 

1) ohne "Bufaline"j - 2) weibl. Schlachtrinder und mtinnliche Rinder. 
x) Ergebnisse 1973 und 1974 mit Vorjahren nicht voll vergleichbar. 

40 
29 
23 
20 
23 
91 

129 

I EG-9 

72765 
72822 
71924 
71766 
74778 
78552 
79152 

30514 
30269 
29553 
29251 
30126 
31511 
31325 

-
-
-

24452 
25146 
25530 
25217 

15705 
15896 
16009 
16026 
16795 
22329 
22155 

10692 
10662 
10602 
10641 
10838 
15453 
16523 

älter 

-----
12176 
12588 

Quelle: SAEG: Heft 7/1975. - Kommission der EG, Die Lage der Landwirtschaft. Bericht 1972-
1974. 

294 



Wesentl ich beeinflußt durch den Bestandsabbau erhöhte sich die Bruttoeigenerzeugung von Rind-
und Kalbfleisch 1970 und 1971 in der Sechsergemeinschaft, um 1972 und 1973 als dessen lönger
fristige Konsequenz und infolge des wiederbeginnenden Bestandsaufbaus abzusinken (vgl. Über
sicht 9). Der leichte Produktionsanstieg von 1973 gegenUber 1972, bei sinkenden Schlachtungszif
fern, ist eine Folge des von 282 auf 288 kg gestiegenen Schlachtgewichts bei Rindern. Die starke 
Produktionssteigerung 1974 in der Sechsergemeinschaft ist als Folge des vorhergegangenen kröftigen 
Bestandsaufbaus, des von 275 (1969) auf 288 kg (1973 und 1974) gestiegenen Schlachtgewichts sowie 
des rUckltlufigen Anteils der Ktllberschlachtungen anzusehen, dessen Anteil an den gesamten Rinder
schlachtungen sich wie folgt entwickelte: 

EG (6) 
in% 

1969 
37 

1970 
36 

1971 
35 

1972 
34 

1973 
33 

1974 
31 

Dabei nahmen die Ktllberschlachtungen 1974 erstmals seit 1967 wieder absolut zu. 

Bezieht man den Verbrauch (vgl. Übersicht 9) und die Preisentwicklung (vgl. Schaubild 4) mit in 
die Betrachtung ein, so sind bis 1971 relativ stabile Preise und ein stetig steigender Verbrauch zu 
beobachten. Der starke Anstieg der Marktpreise 1972 ist im Zusammenhang mit der initIndischen 
Angebotsentwicklung und der weltweiten Rindfleischknappheit in dieser Periode zu sehen und durfte 
ei.n wichtiger Grund fUr den VerbrauchsrUckgang 1972 und 1973 sein. Bei fallenden Preisen im Jahre 
1974 stieg der Verbrauch wieder an. Gleichzeitig erreichte aber der Selbstversorgungsgrad infolge 
dftr krl:lftigen Produktionsausweitung 100 % und in der Sechsergemeinschaft immerhin 97 % (vgl. 
ütersicht 9). In diesem Zusammenhang ist es erstmal ig zu größeren Interventionsktlufen und auch zu 
L gerbesttInden von Rindfleisch gekommen, da eine Entlastung durch Exporte infolge des Angebots
d ckes auf dem Weltmarkt nicht möglich war. Trotz der Intervention blieben die Marktpreise unter
hqlb des allerdings sehr krl:lftig angehobenen Interventionspreises. 

i 
S~haubild 4: Preise fUr Rinder (Durchschnitt aller Klassen) in der Gemeinschaft und in der 

Bundesrepubl ik Deutschland 
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Übersicht 9: EG-Länder: Bruttoeigenerzeugung, Verbrauch und SVG fUr Rind- und Kalbfleisch ohne 
Innereien 

1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 

Bundesrepublik 1000 t P 1106 1177 1205 1222 1337 1380 1221 1256 1392 
Deutschland 1000 t C 1319 1333 1390 1428 1491 1513 1444 1404 1447 

kg C/K 22,3 22,5 23,3 23,8 24,6 24,7 23,4 22,7 23,3 
vH SVG 83,8 88,3 86,7 85,6 89,7 91,2 84,6 89,5 96,2 

Frankreich 1000 t P 1489 1607 1670 1600 1624 1696 1560 1546 1886 
1000 t C 1437 2470 1503 1526 1520 1517 1474 1479 1552 
kg C/K 29,3 29.7 30,1 30,4 30,0 29,7 28,5 28,3 29,1 
vH SVG 103,6 109,3 111,1 104,8 106,8 111,8 105,8 104,5 121,5 

Italien 1000 t P 691 715 782 831 828 767 642 762 925 
1000 t C 1092 1216 1221 1289 1366 1398 1360 1500 1460 
kg C/K 20,9 23,1 23,0 24,2 25,5 25,9 25,0 27,5 26,4 
vH SVG 63,3 58,8 64,0 64,5 60,6 54,9 47,2 50,5 63,4 

Niederlande 1000 t P 275 288 294 294 344 342 278 295 393 
1000 t C 258 276 276 274 284 277 269 279 303 
kg C/K 20,7 21,9 21,7 21,3 21,8 21,0 20,2 20,7 22,3 
vH SVG 106,6 104,3 106,5 107,3 121,1 123.5 103.3 105,7 129,7 

Benelux-Länder 1000 t P 221 217 222 237 253 266 235 242 306 
1000 t C 237 247 250 257 268 273 270 271 300 
kg C/K 23,9 24,8 25,1 25,7 26,7 27,3 26,9 26,8 29,6 
vH SVG 93,2 87,8 88,8 92,2 94,4 97,4 87,0 89,3 102,0 

EG (6) 1000 t P 3782 4004 41n 4181, 4386 4451 3936 4101 4902 
1000 t C 1,31,3 4542 4640 4774 4929 4978 4817 4941 5062 
kg C/K 23,8 24,7 25,1 25,6 26,2 26,2 25,2 25,7 26,2 
vH SVG 87,1 88,2 89,9 87,6 88,9 89,4 81,7 83,0 96,8 

Großbri ter.nien 1000 t P 783 845 807 788 879 836 836 814 1010 
1000 t C 1245 1305 1242 1324 1305 1287 1245 1168 1326 
kg C/K 22,8 23,8 22,6 23,9 23,5 23,1 22,3 20,9 23,6 
vH SVG 62,9 64,8 65,0 59,5 67,4 65,0 67,1 69,7 76,2 

Irland 1000 t P 271 339 301 287 293 350 315 291 380 
1000 t C 48 52 52 53 56 57 59 57 65 
kg C/K 16,6 17,9 17,9 18,1 19,0 19,1 19,6 18,8 21,2 
vH SVG 564,6 651,9 578,8 541,5 523,2 614,0 533,9 510,5 584,6 

Dänemark 1000 t P 240 245 247 240 221 215 178 191 245 
1000 t C 89 91 93 104 97 96 81 74 77 
kg C/K 18,6 18,8 19,1 21,3 19,7 19,3 16,2 14,8 15,4 
vH SVG 269,7 269,2 265,6 230,8 227,8 224,0 219,8 258,1 318,2 

EG (9) 1000 t p- 5()76 • 5430 5528 5999 5779 5852 5265 5397 6537 
1000 t C 5725 5990 6027 6255 6387 6418 6202 6240 6530 
kg C/K 23,4 24,3 24,3 25,1 23,4 25,3 24,3 24,3 25,3 
vH SVG 88,7 90,7 91,7 87,9 90,5 91,2 84,9 86,5 100,1 

Quelle: ZMP: Die Agrarmärkte. BRD, EG und Weltmarkt. 



2.3 Zusammenfassende Beurteilung der Entwicklung im Hinblick auf die Stabilisierungsziele 

~!~!! __ ?1~~~~1~~~~~~~~ 
Für den Milchmarkt war eingangs als Stabilisierungsziel ein "nicht zu hoher Selbstversorgungsgrad" 
bzw. "nicht zu hohe Marktordnungsausgaben" genannt worden. Zum Vergleich mit der tatsächlichen 
Entwicklung vermittelt Übersicht 10 einen groben Überblick über die Entwicklung von (effektivem) 
Selbstversorgungsgrad, Marktordnungsausgaben und Lagerbeständen. 

Nachdem der Selbstversorgungsgrad bei Milch 1968 109 % und die Butterbestände 1969 300 000 t 
überschritten hatten, wurde mit Hilfe der Abschlacht- und Nichtvermarktungsaktion sowie Verbil
ligungsmaßnahmen auf dem Buttermarkt eine Entschärfung der Situation erreicht, die sich in einem 
deutl ich verminderten Selbstversorgungsgrad 1970 und kurzfristig noch sehr hohen Marktordnungsous
gaben wiederspiegelten . Schon 1971 erhöhte sich der Selbstversorgungsgrad erneut. Zu größeren 
Überschüssen bei Butter kam es jedoch erst wieder Ende 1972, da im Winter 1971/12 vorübergehend 
relativ günstige Absatzmägl ichkeiten auf dem Weltmarkt herrschten (zeitweise Aussetzung der Ex
porterstattungen). Der Abbau der erneut stark erhöhten Lagerbestände (Inlandsverbilligungsaktionen, 
Rußlandexport) führte zu extremen Ausgabesteigerungen im Jahr 1973. Seit der Erweiterung der Ge
meinschaft und infolge der Häherbewertung der Eiweißkomponente scheint das Überschußproblem 
sich auf den Markt für Magermilchpulver verlagert zu haben. Dabei muß jedoch berücksichtigt wer
den, daß die hohen finanziellen Aufwendungen vor allem fUr die Butterverbilligung in England 
(qräßtenteils nationale Finanzierung), zu einer Verzerrung des Bildes führten. 

Zusammenfassend läßt sich für den Milchmarkt feststellen, daß die durchgeführte Politik im Zusam
m~nhang mit den Instrumenten der Marktordnung im Zeitraum 1968 - 1974 keine Stabilisierung im 
Siinne des oben abgegrenzten Zieles bewirkt hat 1). Die sich wiederholt entwickelnden Ungleichge
wichte konnten nur durch finanziell sehr aufwendige Sondermaßnahmen überwunden werden (EG
Kommission (c), 1975, S. 36, und BMELF, 1975, S. 6). 

Übersicht 10: Milchmarkt 2), SVG, Lagerbestände, EA GF L-Ausgaben 

~970 1971 1972 1973 1974 

Selbstversorgungsgrad (vB) 

Milchfett 104 108 113(103) 104 101 

fettfreie 
Trockenmasse 103 106 107 (105) 108 108 

Ausgaben des EAGLF für den Milchmarkt 

Butter 

~MP 

Mio.RE 854 

vH 36 

572 574 

37 25 

1528 

39 

1578 

45 

maximale Lagerbestände (1000 t) 

370 

392 

160 273 

173 203 

303 

270 

215 

293 

Quelle: BMELF: Agrarbericht 1971 und 1974. - Übersicht 6 und eigene Berechnungen. 

1): In dieser Beurteilung besteht Einigkeit zwischen Bundesregierung und EG-Kommission. 
2): ab 1973 EG (9) 
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Auf dem Rindfleischmarkt ist die Periode relativ stabiler Preise bis 1972 durch stl:irkere Preisschwan
kungen abgelöst worden (vgl. Schaubild 4) . Außerdem stieg der Selbstversorgungsgrad bei Rind
und Kalbfleisch 1974 auf 100 %, was zu Interventionskäufen und Lagerbestönden gefUhrt hat, so 
daß auch auf diesem fv\arkt das Stabilisierungsziel nicht erreicht wurde. 

Zielverletzungen sind auf unangemessenen Instrumenteneinsatz in qualitativer und/oder quantitati
ver Hinsicht zurUckzufuhren. Eine der Ursachen hierfUr könnten die höufig gegebenen time-Iags 
zwischen politischer Entscheidung und Wirkungsbeginn bzw. als Folge stark verzögerter Wirkungen 
des Instrumenteneinsatzes sein. Die Entscheidungströger sind deshalb auf Prognosen Uber die Entwick
lung der relevanten Größen angewiesen, deren Zuverlössigkeit wesentlich den Erfolg der Maßnah
men bestimmt. 

Grob gegliedert könnte man zwischen folgenden Ursachen eines inadäquaten Instrumenteneinsatzes 
unterscheiden: (1) Bewußte Fehler als Folge von Zielkonfl ikten, (2) unbewußte Fehler als Folge 
mangelhafter Entscheidungsgrundlagen (z. B. Marktprognosen) oder (3) subjektiv unbewußte Fehler 
als Folge von Unkenntnis der Wirkungsweise der eingesetzten Instrumente im Hinblick auf die Quan
titöt, eventuelle Nebenwirkungen oder zeitliche Verteilung. In der Realitöt wird meistens eine 
Kombination der genannten Ursachen von Bedeutung sein. Um zu einer sachgerechten Beurteilung 
der Stabilisierungspolitik auf dem Milch- und Rindfleischmarkt zu kommen, erscheint es fUr die 
sich anschi ießende Wirkungsanalyse zweckmößig, die unterschiedenen Ursachen im Auge zu behal
ten. 

3 Wirku!lfl!.analyse ausgewöhlter Instrumente 

3.1 Marktordnungssystem auf dem Milch- und Rindfleischmarkt 

Wichtigste Aufgabe der Marktordnungen auf dem Mi Ich- und Rindfleischmarkt ist die Stabil fsierung 
der inlöndischen Preise auf einem politisch fixierten Niveau. Mit einer Ausnahme von 1972/73 lag 
dieses Niveau seit Bestehen der Gemeinschaft oberhalb der Weltmarktpreise. Die Stabilisierungs
föhigkeit des Systems wird wesentlich durch das Verhöltnis von Weltmarktpreisen zu inländischen 
Preisen bestimmt. 

Außerdem höngt die mögliche Schwankungsbreite der Preise von der relativen Absicherung des Ziel
preises durch Interventionen ab. Die kalkulatorische Verwertung von Milch uber Magermilchpulver 
und Butter zu Interventionspreisen beträgt 1975/76 ca. 96 %, wird de facto aber voraussichtlich 
nur ca. 93 % erreichen. Auf dem Rindfleischmarkt wurden erst im Herbst 1973 obligatorische Inter
ventionen in Höhe von 93 % des Orientierungspreises eingefuhrt. Wie Schaubild 4 zeigt, wird die
ser seit 1974 unterschritten. 

Liegt der inlöndische Selbstversorgungsgrad unter 100 %, so bewegt sich der inlöndische Marktpreis 
zwischen Interventionspreis und Zielpreis. D.h. solange die angenommene Marktkonstellation an
hölt, kommt es automatisch zu einer Stabilisierung (PLATE, 1968, S. 162). Diese Situation warf Ur 
den Rindfleischmarkt bis 1972 charakteristisch. Die Erreichung eines Selbstversorgungsgrades von 
100 %, verbunden mit einem Absinken des inlöndischen Marktpreises unter das Interventionsniveau 
bzw. dessen Anstieg uber den Marktpreis (Mitte 1974) hat zu einem verordneten Importstopp gefuhrt, 
der sich aufgrund gewisser Abnahmeverpflichtungen und Sonderregelungen fUr verarbeitetes Fleisch 
nicht automatisch durch die Marktordnung ergibt. Diese rigorose Maßnahme ist als Folge der einge
fUhrten obi igatorischen Interventionspfl icht bei begrenzten Lagerkapazitöten und sehr begrenzter 
Haltbarkeit des Interventionsproduktes anzusehen. Inzwischen ist der Einfuhrstopp gelockert worden, 
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jedoch sind die auf einem Markt mit hochverderblichen Produkten sehr engen Grenzen der Stabili
sierung durch Interventionskäufe in länger anhaltenden Überschußsituationen deutlich geworden. 

Auf dem Milchmarkt liegt der Selbstversorgungsgrad seit dem Beginn des gemeinsamen Marktes über 
100 %, ein Indiz dafür, daß der Interventionspreis den inländischen Gleichgewichtspreis überschrei
tet. Wie schon in der Einführung erwähnt, kommt es in dieser Situation zwar automatisch zu einer 
Preisstabil isierung, jedoch führt die Interventionspfl icht zu steigenden Lagerbestönden und letztlich 
zu steigenden Marktordnungsausgaben. 

Wöhrend die destabilisierende Wirkung einer derartigen Situation auf dem Binnenmarkt bei einem 
Selbstversorgungsgrad von mehr als 100 % unschwer durch Exportabschäpfungen aufgefangen werden 
kann und auch wurde (z.B. für Weizen), hat man 1972/73 auf dem Rindfleischmarkt bei einem 
Selbstversorgungsgrad von ca. 85 % preissteigernde Effekte auf den Binnenmarkt nicht verhindert. 
Das notwendige Instrument, Importerstattungen, ist nicht angewendet worden, da man wohl eine 
Signalwirkung für andere Märkte in ähnlichen Situationen mit Konsequenzen für die Marktordnungs
ausgaben befürchtete. Zwar wurde auf dem Zuckermarkt schon eine Ausnahme gemacht (Importver
bill igung für England) , jedoch ist die Gefahr extremer Preisschwankungen aufgrund der sehr niedri
gen Preiselastizitöt der Nachfrage auf diesem Markt auch sehr viel gräßer. 

Zusammenfassend läßt sich fUr die Wirkung des Marktordnungssystems festhalten, daß die Interven
tilonspfl icht mit dem Ziel" Preisstabil isierung" in anhaltenden Überschußsituationen zu einer zuneh
menden Verletzung des Ziels "Begrenzung der Marktordnungsausgaben" führt. 

! 

3r2 Preispolitik 

Wesentl ichstes Element der Preispol itik der EG auf dem Milch- und Rindfleischmarkt sind die Preis
beschlUsse des Ministerrats. Eine Abschötzung ihrer Wirkungen stäßt allerdings auf besondere Schwie
rigkeiten, deren wichtigste Ursache die insbesondere in Italien und Frankreich unzuverlössige Daten
grundlage ist. Methodische Probleme resultieren aus der Notwendigkeit, die Wirkung einer großen 
Zahl von nationalen, zur Preispolitik komplementören Maßnahmen wie z.B. Grenzausgleichszahlun
gen und Rindermastprömien auf der Angebotsseite oder Butterverbilligungsaktionen auf der Nachfra
geseite, angemessen zu berücksichtigen. Die folgende Analyse kann infolgedessen nur Tendenzen 
aufzeigen. 

10 Übersicht 11 sind die Marktordnungspreise fUr den Milch und Rindfleischmarkt wiedergegeben. 
Dpbei wurde auf die Darstellung nationaler Sonderentwicklungen wie z •. B. die stufenweise Anpas
s~ng der Marktordnungspreise in den Beitrittsländern, aus GrUnden der Übers ich tl ichkeit verzichtet. 

Ich Zeitraum 1968 - 1975 ist der Richtpreis für Milch um 47 % und der Orientierungspreis für Rinder 
um 60 % angehoben worden. Das entspricht einer jährlichen Zuwachsrate von 5,6 bzw. 6,9 %, wo
bei zu berUcksichtigen ist, daß die Preise bis 1970 nicht erhöht wurden. Die jöhrliche Zuwachsrate 
der Marktordnungspreise für Weizen, Gerste und ZuckerrUben lag mit 3,9; 4,3 und 3,6 % im glei
ehen Zeitraum vergleichsweise niedriger. An der Entwicklung der Relation Rinder- zu Milchpreis 
wird das eingangs als Ziel der Stabilisierungspolitik angesprochene Bemuhen sichtbar, die Relation 
zu Gunsten der Rindfleischproduktion zu verändern. 
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Übersicht 11: Marktordnungspreise fUr Milch und Rinder 

r 
1968119691197011971 11972119731197411975 Einheit 

Richtpreis f. RE/100 10,3 10,3 10,3 1Q75 11,55 12,13 1~32 1~9 Milch kg 

Orientierungs- RE/100 68,0 68,0 68,0 7Q96 7Q88 82,43 94.77 10&51 preis f. Rinder kg 

Orientierungs-
preis .;. Richt- 1 : 6,6 6,6 6,6 ~6 M8 6,84 7,11 7,19 
preis 

Richtpreis Verände- - 0 0 4,4 7,4 ~ 9,8 1~ 
rungen geg. 

Orientierungs- Vorjahr - 0 0 4,4 ~5 1Q8 14.3 14.5 preis in vH 

Verfütterungs-
beihilfe Mager-
milch 

- flüssig RE/100 1,5 1,5 1,5 1,61 1,65 2,14 2,96 ~36 

- Pulver kg 8,25 8,25 8,2511,81 1M7 22,93 31,70 3~17 

Desgl. Ver-
änderungen 
gegenüber 
Vorjahr 

- flüssig vH - 0 0 7,3 2,5 29,7 38,3 HS 
- Pulver - 0 0 4~2 39,5 39,2 38,2 1 4.1 

--
Quelle: ZMP: Die Agrarmörkte (Milch und Milcherzeugnisse) • BRD, EG und Weltmarkt. 

3.2.2.1 Milchmarkt 

Im Zuge der Preisangleichung bei Schaffung des gemeinsamen Marktes ist der Milchpreis in Relation 
zu den Ubrigen Preisen angehoben worden. Die Ausweitung der Kuhbestönde und der damit verbun
dene Produktionsanstieg wurde durch diese Entscheidung begUnstigt. Da sich weder die Erzeugerprei
se fUr Milch noch jene fUr Rinder zwischen 1968 und 1970 wesentlich verönderten (in Frankreich 
stiegen beide Preise leicht an) und auch die Ubrigen Produkt- und Betriebsmittelpreise relativ kon
stant waren, ist anzunehmen, daß der 1970 plötzlich einsetzende Bestandsabbau zumindest teilweise 
auf die Abschlacht- und Nichtvermarktungsprömien und nicht auf grundlegende Verönderungen der 
relativen Wettbewerbsftlhigkeit zurUckzufUhren ist. (Vgl. Schaubild 1 und Übersicht 1). GestUtzt 
wird diese These durch den relativ kröftigen Wiederanstieg der Bestönde nach 1971, ohne daß sich 
die Preisrelati onen spurbar verondert hötten. 

Die durch den ProduktionsrUckgang bis 1971 und gUnstige Butter- und Magermilchpulverpreise auf 
dem Weltmarkt (1971;72) abgebauten ÜberschUsse (vgl. Schaubi Id 2 und 5) wuchsen, auch infolge 
der nur wenig gestiegenen Nachfrage, schon 1973 wieder stark an. 

In Übersicht 12 ist der Butterabsatz nöher aufgeschlUsselt. In der erweiterten Gemeinschaft wurden 
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Schaubild 5: Preise fUr Butter und Magermilchpulver, BRD und Weltmarkt 

----- BRD - - - - - -- Weltmarkt 
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Quelle: ZMP: Die Agrarmärkte 1974. BRD, EG und Weltmarkt (Milch und Milcherzeugnisse) • 

1973 und 1974 ca. 36 % des inländischen Butterverbrauchs in der ein oder anderen Form subventio
niert. Der Export wurde insgesamt und z. T. noch durch Uber die normalen Erstattungen hinausgehen
de Verbilligungen unterstutzt. Als grobe Schätzung ergibt sich, daß der "marktwirtschaftliehe" 
Selbstversorgungsgrad bei Butter 1973 und 1974 um ca. 15 % uber dem effektiven Selbstverosrgungs
grad lag, was ca. 5,6 Mio. t Milch oder der Leistung von 1,6 Mio. Kuhen entspricht. 

Von der anfallenden Magermilch werden zur Zeit ca. 50 % verbilligt abgesetzt. Der finanzielle 
Aufwand hat sich infolge der angehobenen Eiwei ßbewertung und der damit verknUpften VerfUtterungs
beihilfen stark erhöht (vgl. Übersicht 13). Wieviel der derzeit noch verfutterten Magermilch (fIUs
sig und Pulver) bei Aufgabe der Verbilligung durch andere Futtermittel ersetzt wUrde, ist schwer ab
zuschätzen. In der BRD betrug der Anteil von Magermilchpulver in Mischfuttermitteln 1974 noch ca. 
52 %. Eine Reduzierung auf 30 % 1) wUrde eine Menge von ca. 9 % des Magermilchanfalls der BRD 
freisetzen, wobei der RUckgang der flUssig verfUtterten Mengen, die ohnehin nicht durch Pulver er
setzt werden, noch nicht berUcksichtigt ist. Eine fundierte Aussage uber den Gesamteffekt , insbe
sondere fUr die EG, ist nur aufgrund eingehender Untersuchungen möglich. 

Die Erhöhungen des Milchpreises seit 1971 lagen, auch fUr 1973, uber der durchschnittlichen Erhö
hung der Agrarpreise und waren aufgrund der Marktsituation nicht als zielkonform im Hinblick auf 
die Stabilisierungsziele anzusehen. Da auch in veröffentlichten Marktprojektionen einhellig die 
Gefahr eines weiter wachsenden Selbstversorgungsgrades verbunden mit steigenden Marktordnungs
ausgaben, auch unter Berucksichtigung der EG-Erweiterung, vorhergesagt wurde (EG-Kommission 
(d), 1974, S. 48), verdeutlichen die PreisbeschlUsse, daß es sich nicht um falsche Entscheidungen 
aufgrund mangelhafter Vorausschau gehandelt hat, sondern angesichts des bekannten Zielkonfl ikts, 
die Erzeugereinkommen als Zielvariable ganz im Vordergrund standen. Neben dem Stabil isierungs
ziel wurden vor allem auch das Außenhandelsziel (§ 110 EG-Vertrag) und das Ziel, die Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu versorgen, verletzt. 

Diese im Hinbl ick auf das Stabil isierungsziel "bewußten" Fehlentscheidungen fUhrten mit einer ge
wissen Verzögerung zu dem Zwang, die schon eingetretenen Fehlentwicklungen "um jeden Preis" 

1) Eine derartige Senkung wird aus ernährungsphysiologischer Sicht auch in der Kälberaufzucht fUr 
denkbar gehalten. Entsprechende Versuchsreihen sind am Institut fUr Tierernährung der Universi
tät Göttingen geplant. 
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Übersicht' 2: Struktur der Butterverwendung 

inheit 1971 1972 1973 1974 

Produktion EG-6 1000 t 1232 1379 1393 1380 

EG-9 1498 1686 1720 1648 

inländ. Verbrauch EG-6 1000 t 1131 1048 1135 1128 

insgesamt EG-9 1672 1585 1661 1699 

davon ver- EG-6 24 72 1511) 113 
billigt über 

EG-9 1000 t - - 612 2) 608 Sonderaktion 

desgl. Anteil EG-6 vB 2,1 6,5 13,3 10,0 
am inländ. 

EG-9 - - 36,8 35,8 Verbrauch 

Exporte EG-6 185 75 307 115 

in Drittländer EG-9 1000 t 
410 128 - -

davon spe- EG-6 1000 14 63 - -
ziell ver- t 

346 3) billigt EG-9 - - 87 
(einschl.Nahrungshilfe) 

Anteil des ver- IEG- 6 
billigten Absatzes 

16,9 10,6 32,9 16,5 

insges. an Produk- vB 
tion (incl. alle EG-9 
Exporte) 

- - 59,4 44,7 

geschätzer In '1 ~) EG-6 - - - -
verbrauch ohne Ver- 1000 t 
billigungsaktionenEG-9 - - 1440 1461 

effektiver SVG EG-9 vB - - 104 97 

geschätz~r markt- EG-9 vB - - 119 113 
wirtschaftlicher 
SVG 

1) Molkereibutteraktion, VO EWG 1259;72, Streitkräfte, GemeinnUtzige Einrichtungen, Butter-
reinfett in Kleinpackungen, Sozialbutter • 

2) Incl. Verbilligungsaktion England um 27 RE/lOO kg (442000 t). 
3) Incl. 200000 t Rußlandexport. 
4) Grobe Schätzung aufgrund der Erfahrungen mit Sonderaktionen in der BRD. 

Quelle: Vgl. Übersicht 13 sowie eigene Berechnungen und Schätzungen. 
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Übersicht 13: Struktur der Magermi Ichverwendung und Marktordnungsausgaben 

Einheit 1972 11973 11974 

Magermilchanfall EG-6 1000 t 32112 32792 -
EG-9 39390 42421 -

Verfütterungsmengen EG-6 1000 t 14448 15659 -
fiir die Beihilfe bean EG-9 - 18029 16908 
tragt wurde 1 ) 

davon 
- flüssig EG-6 1000 t 3514 3020 -

EG-9 - 4825 4335 
- Magermilchpulv~~ EG-6 1000 t 10934 12639 -

in Milchwert EG-9 - 13204 12573 
Venlendung von EG-6 1000 t 1595 1614 2115 
Magermilch zu Käser EG-9 - 1874 2395 
verbilligter incl. EG-6 1000 t 16043 17273 -
Verbrauch insges. EG-9 - 19903 19203 
desgl. in vH EG-6 vH 50 53 -
vom Anfall EG-9 47 -

Beihilfen für EG-6 Mio.RE 236,58 
Verfütterung insges. EG-9 379,256 520,755 

davon 

- Magermilch EG-6 Mio.RE 37,98 
EG-9 103,256 127,853 

- Magermilch- EG-6 Mio.RE 178,6 
pulver EG-9 276,0 392,902 

Beihilfen für EG-6 Mio.RE 31,24 
Kaseinproduktion EG-9 56,0 76,64 

~ Verbilligungs- EG-6 1,67 
satz der im Inland EG-9 RE/100 kg 2,18 3,09 
verbilligten MM 

1) Z. T. erheblich geringere Mengen als insgesamt verfUttert werden; bei MMP sind die Mengen 
größer, was wahrscheinlich auf die mangelhafte Qualittlt der Daten zurUckzufUhren ist. 

2) Umrechnungsfaktor 11,0. 

Quelle: Kommission der EG: Die Lage der Landwirtschaft in der erweiterten Gemeinschaft. Be
richt 1973, Teil 3, S. 138. - W. HOLST, H. HAFENMAYER, H. EVERS: Die Milchwirt
schaft der BR Deutschland im Jahre 74 sowie Vergleichszahlen der EG 1973. Deutsche 
Molkereizeitung, Folge 22/1975, S. 682 - 724 und Folge 14/1974, S. 688 - 729. 
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zu korrigieren. Das eingeengte Entscheidungsproblem lautet dann: Minimierung der Marktordnungs
ausgaben bei gegebenem Milchrichtpreis. 

Neben einer Reihe von Sonderrnaßnahmen, die teils der Überschußverwertung, teils der Überschuß
verhUtung dienen, steht als preispolitische Entscheidungsvariable das Fett-Eiweiß Preis-Verhältnis 1) 
zur VerfUgung. Das Optimierungsproblem lautet infolgedessen: Minimierung der Summe der Ausga
ben auf den beiden Teilmärkten (Fett und fettfreie Trockenmasse) unter der Nebenbedingung, daß 
der geplante Milchpreis erzielt wird. Nimmt man bei fixiertem Milchpreis die Angebotsmenge als 
gegeben an und unterstellt, daß die ÜberschUsse zu einem konstanten Preis auf dem Weltmarkt ab
gesetzt werden können, so ist folgende Funktion zu minimieren: 

(vgl. auch Schaubild 6) 

A = [qFf (PF i -PF m) J (PF i -PF w' + [ qEf(PEi -PErn)] (PE i -PE} 

+)l(p -P • X-p • ~ 
M F. E. 

I I 

A Marktordnungsausgaben 

qF Überschußmenge Fett 

qE Überschußmenge fettfreie Trockenmasse 

PF. Preis je kg Fett, abgeleitet aus dem Interventionspreis fUr Butter 
I 

PE. Preis je kg fettfreie Trockenmasse, abgeleitet aus dem Interventionspreis fUr 
I Magermilchpulver 

PE iPF inländischer Marktpreis bei gegebener Milchmenge 
m m 

PE iPF . = Weltmarktpreis, abgeleitet aus dem jeweil igen Produktpreis 
w w 

PM Milchpreis 

X und Y = Gewichtungsfaktoren , entsprechend dem Ante i I der Komponenten an 1 kg Voll
milch (als fix angenommen) 

.i\ Lagrange Multiplikator 

Als Minimierungsbedingung gilt, daß die Grenzausgaben bezogen auf den jeweiligen Interventions
preis und gewichtet mit dem Anteil der Komponenten an der Vollmilch auf beiden Teilmärkten gleich 
sein mUssen. Die partiellen Ableitungen lauten: 

dA _ dqF 
(PF.~PF ) + qF +AX =0 

dPF. - dPF. 
I w 

I I 

dA dqE 
(PE. -PE ) 

- A.Y 0 
dPE. = dPE• + qE + 

I w 
I I 

1) "Eiweiß" wird im folgenden alternativ zu "fettfreie Trockenmasse" verwendet. 
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dA 
• X - P - = P - P . Y. 

d.i\. 
M F. E. 

1 1 

daraus folgt: 

dqF 
(PF. - P ) 

dIPF. F + qF 
1 w 

X 1 

dqE 
Y 

dPE. (PE. - PE ) + qE 
1 w 

1 

In der graphischen Darstellung (vgl. Schaubild 6) geht es um die Minimierung der Summe der beiden 
Rechtecke adfe. 

Schaubild 6: 

a 
_______ 'b 

111 ___ f: _______ ~ 
e ___ l..I _______ tw 

-I 
1 

o 

Das optimale Preisverhältnis von Fett zu fettfreier Trockenmasse wird bei gegebenem Milchpreis und 
gegebener Angebotsmenge durch die Steigung der jeweiligen Nachfragefunktion und den Weltmarkt
preis der Einzelkomponenten bestimmt. 

Da die EG einen hohen Marktanteil am Weltmarkt hat, ist die Annahme einer völlig elastischen 
Weltmarktnachfrage unrealistisch. Außerdem wird ein Teil der ÜberschUsse mit Hilfe von Marktspol
tung und Preisdifferenzierung auf dem Binnenmarkt abgesetzt, so daß in der verallgemeinerten Ziel
funktion die Summe der Ausgaben auf den Teilmärkten (M) = ~+ME 

M 
2: qm (Pi-P(q)) minimiert werden muß, 

m=l 
MF 

wobei r ~ 
mF=l 

und ist. 

Bei Preisdifferenzierung auf dem Binnenmarkt (Molkereibutteraktion, Verfutterungsbeihilfe Mager-
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milch) hängt das optimale Verhältnis der Interventionspreise also zusätzlich von den Preis-Nach
frageelastizitäten auf den Sondermärkten ab. 

Die Wirksamkeit der Preisdifferenzierung wird wesentlich durch die Möglichkeiten zur Marktspaltung 
beeinflußt. FUr den Extremfall, daß weder auf dem Fettmarkt noch auf jenem fUr fettfreie Trocken
masse eine Marktspaltung möglich ist und Exporte ausgeschlossen werden, muß jeweils die gesamte 
Angebotsmenge verbilligt werden (qE und/oder qF ,vgl. Schaubild 6). Durch das starre Mengen
verhältnis zwischen den beiden m m Milchbestandteilen entfällt dann aller
dings das Entscheidungsproblem, d.h. es ist gleichgültig auf welchem der Märkte verbilligt wird. 

In den anderen Fällen ergibt sich das optimale Verhältnis der Interventionspreise aus der Bedingung, 
daß die gewichteten Grenzausgaben einander gleich sein mUssen. Das gilt sowohl bei unterschied
lichen Absatzaktionen für das eine Produkt - gleichgUltig ob Welt- oder Binnenmarkt - als auch für 
die Produkte untereinander. 

Bezogen auf den Magermi Ichsektor bedeutet das, daß die Mehrausgaben für den Absatz der Menge, 
die infolge der Anhebung des Interventionspreises um eine Einheit auf dem Binnenmarkt nicht ab
setzbar ist, c. p. bei Verfütterung oder Export gleich sein müssen. Oder grob vereinfacht: Die 
Marktordnungsausgaben für den Absatz von einem kg Magermilchpulver müssen in der Verfütterung 
und beim Export gleich sein. Dieses Kriterium gilt c.p. entsprechend für die Beseitigung von Über
schüssen. 

Die Situation auf dem Fettmarkt ist komplizierter, da hier, die für die Preisdifferenzierungsmaßnah
men notwendige Marktsplatung, höchst unvollkommen ist und infolgedessen die Grenzausgaben bei 
Verbilligungsaktionen im Inland schwer zu ermitteln sind (H.J. METZDORF, E. SCHMIDT, 1972, 
S. 333). Für den Export geben die notwendigen Erstattungen einen Anhalt. 

Da sehr häufige und größere Änderungen der Interventionspreise wegen der damit verbundenen Dis
positionsprobleme in der milchverarbeitenden Industrie 1) vermieden werden sollten, liegt die größte 
Schwierigkeit bei der Festsetzung der Interventionspreise für Butter und Magermilchpulver in der Er
mittlung der längerfristig gultigen Preiselastizitäten der Nachfrage, auch auf dem Weltmarkt. 

Seit 1968 wurde das Fett-Eiweiß-Verhältnis der Milch von 71 :29 auf 53:47 (1974/75, vgl. Über
sicht 7) mit der Erwartung geändert, daß eine relativ hohe Elastizität der Nachfrage in Bezug auf 
den Butterpreis und eine relativ niedrige Preiselastizität der Nachfrage nach eiweißhaitigen Pro
dukten (bei höherer Einkommenselastizität), zu einer Verminderung der ÜberschUsse fUhren wUrde. 
Im Hinblick auf die obigen Überlegungen mUßte aber außerdem die Preisflexibilität jener Märkte 
berücksichtigt werden, auf denen die zu Marktpreisen im Inland nicht absetzbaren Mengen verwer
tet werden. Bezogen auf die Eiweißkomponente folgt daraus, daß der infolge der Höherbewertung 
der Eiweißkomponente zu erwartende NachfragerUckgang gunstig im Futtermittelsektor oder auf dem 
Weltmarkt hätte untergebracht werden können. Im Futtermittelsektor ist jedoch die Elastizität der 
Nachfrage, in dem durch den Verbilligungssatz gegebenen Preisbereich, als sehr gering anzusehen 2) 
(K. WAL TER, H. STEI NHAUSER, 1974, S. 14). Eine Steigerung der Verwendung wäre nur durch 
erheblich stärkere Verbilligung, d.h. höhere Marktordnungsausgaben möglich. 

In einer hypothetischen Überschlagsrechnung, wiederum unter der vereinfachten Annahme, daß 
alle ÜberschUsse zu einem konstanten Preis auf dem Weltmarkt abgesetzt werden, kommt man zu 
dem Ergebnis, daß bei den 1974 herrschenden Preisverhtlltnissen, eine Erhöhung der Fettbewertung 
nicht sinnvoll wäre. 

1) Z.B. zur Zeit leerstehende Kapazittlten in der Herstellung von Milchfrischprodukten. 

2) In LP-Modellen wurde fUr Schweinefuttermischungen und Eiweißkonzentrat bei hohen Soja
preisen ein Schwellenpreis fUr Magermilchpulver von ca. 80 DM/lOO kg ermittelt. 
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Fett-Eiwei ß-Verhäl tnis 
- geplante Erhöhung des Butterinterventionspreises 
- bei gegebenem Milchpreis resultierende Senkung des 

Magerm i I chpu Iveri nterventi onspre ises 
Preiselastizität der Nachfrage im Inland 

Butter (=Fett) 
Magermilchpulver (=Eiweiß) 

Nachfrageveränderung 
= Exportveränderung mit umgekehrten Vorzeichen, 

bezogen auf den inl. Verbrauch Butter 
Magermilchpulver 

- notwendige Exporterstattung Butter 
Magermilchpulver 

53 : 47 
+ 8,5 % 

- 11 ,4 % 

0,5 % 
0,3 % 

+ 4, 25 % + 72 000 t 
- 3,42 % - 37 000 t 

3 DMjkg 
1 DMjkg 

Die Ausgabeneinsparung bei Magermilchpulver wäre also erheblich niedriger als die Erhöhung für 
Butter, so daß eine derartige Umbewertung unter den gegebenen Annahmen nicht sinnvoll wäre. 
Wie Schaubild 5 zu entnehmen ist, sind die Exportmöglichkeiten für Magermilchpulver seit 1968 
stets günstiger als für Butter gewesen. 

Eine Quantifizierung aller Einzeleffekte und zusammenfassende Bewertung muß hier aus zeitlichen 
Gründen unterbleiben, jedoch sollte betont werden, daß die alleinige Tatsache der zur Zeit höhe
ren Bestände an Magermilchpulver als bei Butter, kein geeignetes Kriterium für die Beurteilung der 
derzeitigen Fett-Eiweißbewertung darstellt. 

3.2.2.2 Rindfleischmarkt 

Die Grundzüge der Marktentwicklung sind in Abschnitt 2.2 dargelegt worden und den Übersichten 
8 und 9 sowie den Schaubildern 3 und 4 zu entnehmen. Die Preispol itik auf diesem Markt ist durch 
überdurchschnittl iche Preisanhebungen gekennzeichnet, die einerseits aufgrund einhelliger Progno
sen (EG-Kommission, 1974, S. 46, und L.G. GRÜNWALD u. H. KLEMM, 1973, S. 1 - 17), mit 
dem Ergebnis einer auch längerfristig defizitären Rindfleischversorgung, gerechtfertigt erschienen 
und andererseits das Ziel verfolgten in der Rinderhaltung eine Verlagerung von der Milch- auf die 
Fleischproduktion zu erreichen. Die Ursachen für die Fehl prognosen sind vor allem in der damals 
nicht absehbaren Preisentwicklung, das gilt für die vor 1972 abgeschlossenen Untersuchungen, und/ 
oder in der Unterschätzung der Preiselastizitäten und hier insbesondere der Angebotselastizität zu 
sehen. Während die in der Regel als Grundlage derartiger Vorhersagen dienenden Kuhbestände weit
gehend zutreffend vorgeschätzt wurden, ist die Fleischerzeugung je Kuh bzw. je geborenes Kalb er
heblich unterschätzt worden. Die Gründe hierfür liegen in einer Unterschätzung (1) der Zunahme 
des Mastendgewichts und vor allem (2) der Abnahme des Anteils der Kälberschlachtungen (vgl. Ab
schnitt 2.2). Dabei sind hinsichtlich der Kälberschlachtquote auch 1974 noch bemerkenswerte Un
terschiede zwischen den Mitgliedsländern zu beobachten (1974: Frankreich 42 %, Niederlande 
50 %, BRD 15 %). 

In groben Zügen läßt sich folgende Erklärungshypothese für diese Entwicklung ableiten. Obwohl 
sich die wichtigsten ökonomischen Variablen wie Rinderpreis, Milchpreis, übrige Agrarpreise und 
ouch Betriebsmittelpreise nicht wesentlich verändert haben, ging die Rindfleischproduktion nach 
mehrjährigem stetigen Anstieg 1972 scharf zurück. Als Ursache ist die Verringerung des Kuh- und 
Rinderbestondes anzusehen, die zumindest teilweise eine Folge der Abschlachtaktion war (vgl. Ab
schnitt 3.3). Die seit 1971 ansteigenden Rinderpreise förderten die Aufstockung der Bestände, wo
durch der Produktionsrückgang und damit der Preisanstieg vorübergehend noch verstärkt wurde. 
Trotz eines Verbrauchsrückgangs kam es zu einer Reduzierung des Selbstversorgungsgrades von 89 
auf 82 %. 

Die zu dieser Zeit auf dem Weltmarkt herrschende relative Rindfleischknappheit wurde folglich 
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durch den gestiegenen Importbedarf der EG noch verschl:lrft und war gleichzeitig eine der Ursachen 
fUr den Anstieg der inll:lndischen Marktpreise weit Uber den Orientierungspreis hinaus (vgl. Schau
bild 4). Seit Mitte 1973 gingen die Weltmarktpreise zurUck und als Folge der inll:lndischen Produk
tionssteigerung - bei nur geringer Verbrauchszunahme - kam es zu fallenden inll:lndischen Markt
preisen. Um einer Wiedereinschrl:lnkung der Produktion vorzubeugen, wurde der Orientierungspreis 
noch stl:lrker als die Ubrigen Marktpreise angehoben und gleichzeitig die obligatorische Intervention 
bei 93 % des Orientierungspreises eingefUhrt. Auch der zusötzl ich verhl:lngte Importstopp konnte 
wachsende lagerbestönde und damit erstmals auch auf dem Rindfleischmarkt größere Marktordnungs
ausgaben nicht verhindern. 

Die uberraschend hohe Angebotselastizitl:lt von Rindfleisch II:Ißt sich durch die Beziehungen zwischen 
Klilber- und Rindermarkt erklliren. Geht man davon aus, daß enge Beziehungen zwischen Nutz- und 
Schlachtklilbermarkt bestehen und die Nutzklilbernachfrage aus der Verbrauchernachfrage, einer
seits fUr Kalbfleisch, andererseits fUr Rindfleisch, abgeleitet werden kann (abgeleitete Faktornach
fragekurve), so bewirken steigende Kalb- und/oder Rindfleischpreise c.p. eine verstlirkte Nach
frage nach Nutzklilbern, deren Folge - bei relativ unelastischem Angebot (Kuhzahl) - uberpropor
tionale Preissteigerungen sind. Zum Beispiel stiegen in der BRD zwischen 1971 und 1973 die Preise 
fUr Rinder um 25 %, fUr Schlachtklilber um 23 % und die fUr Nutzkl:llber um 50 %. Das fUhrte c.p. 
zu einer Erhöhung der relativen Wettbewerbsföhigkeit der Rindermast und zu sinkenden Kölber
schlachtungen. Da die Kapozitötsbegrenzungen in der Rindermast (Geböude, Futter) kaum sehr re
striktiv wirken dUrften, ist auch bei der auf 30 % verringerten Kl:llberschlachtquote c.p. noch eine 
relativ hohe Preis-Angebotselastizitöt bei Rindfleisch zu erwarten, die durch Variation des Mast
endgewichts noch erhöht wird. Einen groben Anhalt fUr die Angebotselastizitöt bei gegebenem Kuh
bestand liefert die Fleischproduktion je Kuh 1): 

1969 1970 1971 1972 1973 1974 

kg/Kuh 197 191 198 180 179 207 

In eine detailliertere Analyse mUßten vor allem noch die Futtermittelpreise, die zumindest 1973 
einen dömpfenden Effekt auf die Produktionsentwicklung ausUbten, aufgenommen werden. 

Zur Beurteilung der Preispolitik bei Rindfleisch im Hinblick auf das Ziel "Reduzierung des Milch
kuhbestandes" mUßte der Milchkuhbestand (1974) herangezogen werden, der z. B. bei einer um 5 % 
geringeren Anhebung der Rinderpreise erreicht worden wl:lre. Geht man davon aus, daß die Faktor
entlohnung in der Mutterkuhhaltung durch Rindfleischpreisvariationen relativ störker beeinflußt wird 
als in der Milchviehhaltung, so ist keine theoretisch eindeutige Aussage hinsichtlich des "alternati
ven" Milchkuhbestandes möglich, da die direkte Wirkung, Verschlechterung der relativen Wettbe
werbsföhigkeit der Milchkuhhaltung, durch den Substitutionseffekt , Ersatz von Mutterkuh- durch 
Milchkuhhaltung, Uberkompensiert werden könnte. Da eine Substitution dieser Produktionsrichtung 
nur in Regionen oder Betrieben durchgefuhrt wird, in denen schon bei relativ geringen Verönderun
gen der Wettbewerbsverhliltnisse, das eine Verfahren dem anderen Uberlegen wird (J. ZEDDIES, 
1972), andererseits aber alle Milchkuhhalter von Rinder- und damit Klilberpreisverl:lnderungen be
troffen werden, ist zu vermuten, daß die relativ störkeren Preisanhebungen bei Rindfleisch einen 
negativen Zielbeitrag geleistet haben. 

Wie die Zahlen fUr die Kuh- und Milchkuhbestönde in der Gemeinschaft zeigen (vgl. Übersicht 8), 
hat die Mutterkuhhaltung nur in Frankreich, England und Irland eine relativ große und 1973;74 in 
England und Irland stark zunehmende Bedeutung. Auf diese Sonderentwicklung wird im nlichsten Ab
schnitt zurUckzukommen sein. In der Sechsergemeinschaft deutet der von 1968 bis 1974 nur von 14 
auf 15 % erhöhte Anteil der Mutterkuhe am gesamten Kuhbestand jedoch darauf hin, daß trotz Um
stellungs- und Nichtvermarktungsprömien eine Umorientierung kaum stattgefunden hat. Der Bestand 

1) Bezogen jeweils auf den Dezemberstand des Vorjahres. 
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an Milchkühen entwickelte sich ungefähr parallel zum Bestand an Mutterkühen. Diese Tatsache wi
derspricht zumindest nicht den theoretischen Überlegungen. 

3.3 Sondermaßnahmen 

Im Rohmen dieses Beitrages kann nicht auf alle die beiden Märkte betreffenden Sondermaßnahmen, 
d. h. alle nicht in den Marktordnungen enthal tenen Instrumente, eingegangen werden. Wegen der 
einschneidenden Wirkungen auf die Marktentwicklung sollen jedoch die Abschlacht- und Nichtver
marktungsaktion sowie die Prämienregelung zur Umstellung von Beständen und Nichtvermarktung 
von Milch hinsichtlich ihrer wichtigsten Wirkungen auf die gesetzten Ziele untersucht werden. 

Für die Schlachtung von Milchkühen wurde im Zeitraum 9.2.1970 - 30.6.1970 je Kuh eine Prämie 
von 200 RE gezahlt. Der Höchstbetrag je Betrieb betrug 2 000 RE. Bedingung für den Erhalt der Prä
mie war die vollständige Aufgabe der Milchproduktion. Betriebe mit mehr als 10 Kühen erhielten 
im Rahmen der Nichtvermarktungsaktion Prämien von 200 RE/Kuh, wenn sie sich verpflichteten für 
5 Jahre keine Milch zu vermarkten und im gleichen Zeitraum eine der Zahl der Kühe entsprechende 
Anzahl von GVE zu halten. Diese Aktion war auf den Zeitraum von 1.12.1969 - 30.6.1971 be
grenzt (EG-Kommission 1971 und H.J. METZDORF, 1973). 

Die Abschlachtaktion umfaßte in der Gemeinschaft 234 119 Milchkühe. Davon wurden ca. 150000 
in der Bundesrepublik, 41 000 in Frankreich und 13000 in den Niederlanden geschlachtet. Im Rah
men der Nichtvermarktungsaktion wurden für 266000 Kühe Prämien gezahlt. Davon gingen ca. 85 % 
zu gleichen Teilen nach Frankreich und in die Bundesrepubl ik. 

Zur Beurteilung beider Aktionen ist von besonderer Bedeutung, wieviel Milchkühe aus der Produk
tion ausschieden und welche Rückwirkungen auf die Rindfleischproduktion auftraten. Die größte 
Schwierigkeit liegt darin, die "alternative" Entwicklung, d.h. die Entwicklung der Bestände ohne 
diese Eingriffe abzuschätzen. Der Bestandsstatistik ist zu entnehmen (vgl. Übersicht 8), daß die 
Zahl der Milchkühe in der Sechsergemeinschaft von 1969 auf 1970 (jeweils Dezember) um 820000 
Tiere, also viel stärker abgenommen hat, als durch die Abschlachtung und Nichtvermarktungsaktion 
(bis Dezember 1970 insgesamt ca. 415000 Kühe) zu erwarten war, Dabei fällt vor allem der Rück
gang um über 300 000 Milchkühe in Italien auf, obwohl dort nur für 15 000 Kühe Prämien beantragt 
wurden. Es ist zu vermuten, daß die statistischen Angaben unzuverlässig sind (ZMP (aL 1971, S. 7). 

Für die übrigen Länder ersche int er plausibel anzunehmen, daß ein gewisser Erwartungseffekt im 
Hinblick auf die Prämienregelung einen Rückgang der Bestände schon 1969, der sonst eventuell ein
getreten wäre, weitgehend verhindert hat. Das gilt insbesondere im Hinbl ick auf die Abschlacht
aktion, da eine wirtschaftl ich begründete Abschaffung der Kühe nun zusätzl ich Einnahmen brachte 
und in vielen Fällen sicher auch zeitlich vorgezogen wurde. Die stärker als erwartete Abnahme der 
Kuhzahl ist z. T. durch die Beteiligung von Betrieben mit mehr als 10 Kühen zu erklären, die zwar 
nur für 10 Kühe Prämien erhielten, aber den gesamten Bestand abschaffen mußten. 

Im Gegensatz hierzu war die Nichtvermarktungsaktion auf gräßere Betriebe zugeschnitten. So lag 
die durchschnittliche Zahl der Kühe pro Antragsteller in der EG bei 19 Kühen. Da derartige Prä
mien langfristig die relative Wettbewerbssituation eines Betriebszweiges nicht beeinflussen können, 
dürfte auch bei dieser Maßnahme die wesentliche Wirkung in einem Anreiz zu einer ohnehin geplan
ten Betriebsumstellung liegen. Dabei ist ähnlich wie bei der Abschlachtprämie anzunehmen, daß 
einerseits Umstellungen, die infolge der Erwartungen aufgeschoben worden waren, nachgeholt und 
andererseits, als Folge des Prämienanreizes, vorgezogen wurden. Wenn nach Schätzungen der EG
Kommission auch nur 1/3 der betroffenen Kühe geschlachtet worden ist, so hat doch auch diese 
Maßnahme zu einer Verringerung der Fleischproduktion beigetragen und damit destabilisierend auf 
den Rindfleischmarkt gewirkt. Auf die Mögl ichkeiten zur Bewertung der tv\aßnahmen im Hinbl ick 
auf die Ziele auf beiden Märkten wird im folgenden Abschnitt zurückgekommen. 
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In der Zeit vom 1.10.73 bis 31.12.74 wurden erneut Prämien fUr die Einstellung der Milchproduk
tion gewährt. Die Prämie betrug 7,5 RE/IOO I der in einer Referenzperiode erzeugten Milchmenge. 
Obwohl ein abschl ießender Bericht Uber die Auswirkungen der Aktion nicht vorl iegt, kann aufgrund 
sehr ähnlicher Bedingungen angenommen werden, daß die Wirkungen im Prinzip mit denen der vor
hergehenden Aktion vergleichbar sind (EG-Kommission (b), 1974). Nach Schätzungen der Kommis
sion sind bis Ende 1974 ca. 400 000 Kuhe durch die Aktion betroffen worden. Dabei hat England 
mit ca, 36 % den weitaus größten Anteil gehabt. Die Durchschnittsgröße der betroffenen Bestände 
lag hier bei 35 Kuhen (EG: 21) und die Prämienregelung verminderte das Milchaufkommen um 3 % 
(EG: 1,89 %). In diesem Zusammenhang wird der kräftige RUckgang des Milchkuhbestandes 1974 
in England erklärl ich (vgl. Übersicht 8). 

So durfte auch in diesem Fall das eine Ziel der Aktion - Verringerung der Milchproduktion - er
reicht worden sein. Da aber die Zahl der Kuhe insgesamt verringert worden sein dUrfte, ist anzu
nehmen, daß das zweite Ziel - Erhöhung der Fleischproduktion - nicht erreicht wurde. 

Eine umfassendere Bewertung dieser Sondermaßnahmen im Hinbl ick auf den Mil chmarkt mUßte im 
Sinne der in Abschnit.t 3.2.2.1 diskutierten Ziel funktion erfolgen. Bei gegebenem Milchpreis geht 
es um die Minimierung der Marktordnungsausgaben, wobei die Ausgaben fUr die Nichtproduktion 
von Milch mit denen fUr die Verbilligungsmaßnahmen verglichen werden mUßten (H.-J. METZDORF, 
1972, S. 57). 

Im Hinblick auf die Stabilisierungsziele auf dem Rindfleischmarkt ist zu vermuten, daß die 1970 und 
1971 durchgefUhrten Aktionen zu einer Verstärkung der Preisschwankungen beigetragen haben, weil 
sie entgegen der eigentl ichen Intention, zumindest vorUbergehend, die Fleischproduktion vermin
dert haben. Aus den gleichen GrUnden besteht die Möglichkeit, daß die Aktion 1974, angesichts 
der stark steigenden Produktion, einen positiven Zielbeitrag geleistet hat. 

3.4 Zusammenfassende Beurteilung der Politik 

Die im einfUhrenden Kapitel pragmatisch abgeleiteten Ziele der Stabilisierungspolitik auf dem 
Milch- und Rindfleischmarkt sind weitgehend nicht erreicht worden. Auf dem Milchmarkt ist als 
wesentliche Ursache hierfUr die Ausrichtung der Preispolitik an einkommenspolitischen Zielen fUr 
die Landwi rtschaft zu sehen. Die daraus resul tierenden unerwUnschten Marktentwi ckl ungen haben 
zur Verletzung einer Reihe wichtiger anderer agrarpol itischer Ziele gefUhrt. Dabei kann grundsätz
lich nicht angenommen werden, daß selbst bei ErfUllung der abgeleiteten Zielfunktion "Minimie
rung der Marktordnungsausgaben bei gegebenem Milchpreis" Ubergeordnete Ziele nicht verletzt 
werden. 

FUr den Rindfleischmarkt konnte gezeigt werden, daß die relativ starken Preisanhebungen als eine 
der Ursachen fUr den Anfall von ÜberschUssen und das Entstehen von größeren Marktordnungsausga
ben anzusehen sind. Es muß jedoch hinzu gefUgt werden, daß unzutreffende Marktprognosen wesent
I ich zu diesen Entscheidungen beigetragen haben. Im Hinbl ick auf den Milchmarkt erscheint es 
wahrscheinlich, daß diese Preispolitik eher zu einer Erhöhung als zu einer Drosselung der Produktion 
gefUhrt hat. Andererseits sind die vornehmlich im Hinbl ick auf den Mi Ichmarkt ergriffenen Sonder
maßnahmen als eine der Ursachen fUr zunehmende Preisschwankungen auf dem Rindfleischmarkt an
zusehen. 

4 Ansätze zu einer Neuorientier!:!!!.9 

Um zu einer sachgerechten Beurteilung der Politik auf dem Milch- und Rindfleischmarkt zu gelan
gen, erschien es angemessen, die ergriffenen N\aßnahmen an den vermutl ich gul tigen Zielen der 
Entscheidungsträger zu messen. Wie gezeigt werden konnte, sind die Ziele weitgehend nicht er
reicht worden. Die wesentlichste Ursache hierfUr liegt in dem Versuch der Entscheidungsträger mit 
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Hilfe der Preispolitik sowohl steigende Erzeugereinkommen als auch einen ausgeglichenen Markt zu 
verwirkl ichen, wobei allerdings die Einkommenspol itik ganz im Vordergrund stand. Die Folge ist 
eine fortlaufende Kette sich z. T. gegenseitig bedingender Interventionen, die zur Verletzung nahe
zu aller übrigen agrarpol itischen Ziele geführt haben. Es erscheint deshalb dringend erforderl ich, 
ausgehend von übergeordneten wirtschaftlichen oder gesellschaftspolitischen Zielen, mit diesen 
Zielen kompatible Ziele der Agrarpolitik abzuleiten. Diesen agrarpolitischen Zielen muß der qua
litative und quantitative Einsatz agrarpolitischer Instrumente angepaßt werden. Für den Milchmarkt 
folgt daraus, daß weder eine bestimmte Preishöhe noch ein Selbstversorgungsgrad von z. B. 100 % 
als Ziele anzusehen sind, sondern Preisniveau und -relationen sowie der Selbstversorgungsgrad als 
Ergebnis z. B. der Wohlfahrtsmaximierung unter Nebenbedingungen anfallen. 

In der Diskussion über die Probleme des Milchmarktes ist zu hoffen, daß eine im obigen Sinne ratio
nale Zieldiskussion beginnt, die auch den Einsatz zur Preispolitik alternativer Instrumente in Erwl:i
gung zieht. 
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Das recht allgemein gefaßte Thema" Stabil isierungspol itik im Hinbl ick auf den Mil ch- und Rind
fleischmarkt der EG" läßt eine Reihe von Auslegungen zu. SCHRADER hätte sich beispielsweise 
auf die einfache Beschreibung der wichtigsten agrarpolitischen Maßnahmen bzw. Merkmale der 
gemeinsamen Marktorganisationen fUr Milch und Rindfleisch beschränken können, ein sicher un
befriedigender Ansatz. Meiner Meinung nach erörtert SCHRADER zu Recht in der EinfUhrung 
bestimmte Begriffe wie "Stabilisierung landwirtschaftlicher Märkte", "Stabilisierungspolitik" 
sowi e den Ansatz von TURNOVS KY (1974) zur Beurteil ung der Stabil isierungsmaßnahmen. Er 
schränkt schließlich - weil eine "konkretere Zielvorgabe nicht verfUgbar ist" 1) - die Stabili
sierungsziele fUr den Milch- und Rindfleischmarkt auf folgende Bereiche ein: 

Milch: a)"ein nicht zu hoher Selbstversorgungsgrad" 
--- b) "nicht zu hohe Marktordnungsausgaben" 

Rindfleisch: a) Preisstabilisierung (als Hauptziel) 
b) Begrenzung der Marktordnungsausgaben (als Nebenziel ) 
c) Ausdehnung der Rindfleischerzeugung auf Kosten der Milcherzeugung 

Das Ergebnis seiner Erörterung ist die Defin ition der "Stabil isierungspol itik" als "Wirkung von 
Maßnahmen im Hinbl ick auf das Stabil isierungsziel". Diese Auffassung erscheint zunächst als 
gewagt, sie kann aber vor dem Hintergrund der zu beschreibenden und zu analysierenden Ent
wicklungstendenzen als pragmatisch bezeichnet werden, zumal eine Kosten-Nutzen-Analyse 
- wie SCHRADER Uberzeugend begrUndet - zur Beurteil ung der Markt- und Preispol itik ausscheidet. 

1) In den BegrUndungen zu den Grundverordnungen Milch und Rindfleisch sind die Ziele in der 
Tat nur vage umschrieben: "Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die Ziele des Artikel 39 
des Vertrages zu erreichen; um die Märkte zu stabilisieren und der landwirtschaftlichen Be-
völ kerung eine angemessene lebenshai tung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf dem 
Milchsektor ( ..• Rindfleischsektor) erforderlich, daß .•• " (vgl. "ABI - EG", 1968, S.13 u.S.24). 
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Der Konzeption liegt also die Beschreibung der Stabilisierungspolitik und deren Wirkung auf 
die Marktstabilisierung zugrunde, wobei die eingesetzten Instrumente im Hinblick auf die defi
nierten Ziele im Zusammenhang mit der tatsHchlichen Marktentwicklung gewUrdigt werden. 
Dieser Vorgehensweise können wohl kaum grundsHtzliche EinwHnde entgegengestellt werden, 
denn die Beschreibung einer Stabilisierungspolitik zieht in der Regel eine Wirkungsanalyse nach 
sich. 

Die Liste der Stabilisierungsziele ließe sich sicher noch erweitern und vervollstHndigen, insbe
sondere nachdem bestimmte Sonderrnaßnahmen - wie die Abschlacht- und Nichtvermarktungsak
tion, verbunden mit extremen Angebots- und Nachfrageschwankungen am Weltmarkt - die EG
Marktpolitik vor neue Belastungen stellten und weitere Sonderrnaßnahmen erforderlich machten. 
Durch die Komplettierung der Stabilisierungsziele bekHme der Ausdruck "Stabilisierungspolitik" 
vermutlich einen anderen Begriffsinhalt, der sich aber nur wenig von dem von SCHRADER defi
nierten unterscheiden wUrde. Die wesentlichsten Instrumente der Stabil isierungspol itik sind 
erörtert und gewUrdigt sowie auf Zielverletzung untersucht worden. Ich möchte nun versuchen, 
in einigen Punkten teils ergHnzende, teils abweichende Auffassungen anzufUhren. 

2 InstabilitHt im~ereich 

In manchen wirtschaftswissenschaftlichen LehrbUchern wird das Problem der InstabilitHt von Prei
sen (und MI:Irkten) nur am Rande behandelt (vgl. dazu z.B. W. KRELLE, 1969; E. SCHNEIDER, 
1953; H. STAMER, 1966), wogegen die Diskussion der Preisstabilisierung und deren Wirkungen 
z. B. in agrarökonomischen Zeitschriften mitunter breiten Raum einnimmt (beispielsweise bei 
J.P. HOUCK, 1974; B.F. MASSELL, 1969; W.Y. 01, 1961; E. TUCHTFELDT, 1974; S.J. TUR
NOVSKY, 1974; F. V. WAUGH, 1944 und 1966). Die möglichen Bereiche der InstabilitHt las
sen sich nach HOUCK (1974) etwa wie folgt umreißen: 

1. Preis-lnstabilitHt: Hierunter werden La. erratische Preisabweichungen von einem IHnger
fristigen Preistrend verstanden. 

2. Produktions-lnstabilitHt: Sie wird i.d.R. bewirkt durch die Kombination von Produktions
entscheidungen ökonomischer Art mit unkontrollierbaren Faktoren, wie z.B. WettereinflUsse 

3. Markt-lnstabilitHt: Sie kann z.B. gemessen werden am Gesamtangebot aus Eigenerzeugung 
und Importen, im VerhHltnis zur Produktionsentwicklung. Die MarktstabilitHt kann durch 
Importe erhöht werden, wenn der Selbstversorgungsgrad unter 100 % liegt, und bewirkt so
mit die StabilitHt der Preise. Liegt der Selbstversorgungsgrad unter 100 %, sind MI:Irkte und 
Preise - bei Interventionspflicht - zwangslHufig stabil, wie SCHRADER bereits ausfUhrte. 

4. Einkommens-lnstabilitHt: Auch sie hHngt sehr eng zusammen mi~ der Preis-lnstabilitHt, denn 
etwa 95 %-der Einkommensunterschiede lassen sich direkt den Schwankungen der Erzeuger
preisezumessen (J.P. HOUCK, 1974). 

Aus diesen Bereichen IHßt sich unter kurz- bis mittelfristigen Aspekten - stark vereinfacht -
ein Wirkungsmechanismus folgender Art konstruieren: Eine instabile Produktion bewirkt einen 
unstabilen Markt, dessen Erscheinungsbild die PreisinstabilitHt ist, die sich direkt (negativ) 
auf die EinkommensstabilitHt auswirkt. Unter mittel- bis langfristigen Aspekten gewinnen darU
ber hinaus die nachfragebedingten Faktoren an Bedeutung. In der Stabilisierungspolitik kommt 
es nun darauf an, die Produktions- und PreisstabilitHt mit geeignet erscheindenden Instrumenten 
(wie z.B. Produktions- und Preisbeeinflussung, Außenhandelskontrolle) anzustreben. Dabei 
kann der Mitteleinsatz zur Preisstabil isierung kurzfristig sicher effektiver sein, zumal damit 
(d.h. mit dem MitteleinsatiJbestimmte einkommenspolitische Ziele in der Praxis der EG-Preis
politik verknUpft sind, insbesondere am Milchmarktl In diesem Sinne scheint auch der Artikel 39 
des EWG-Vertrages von den EntscheidungstrHgern ausgelegt worden zu sein. 

Auch in der BegrUndung zur Verordnung Nr. 14/64 EWG des Rates vom 5.2.1964 uber die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation fUr Rindfleisch wird angefUhrt, 
daß " ••• es ••• sowohl im Interesse der Erzeuger als auch der Verarbeiter und der Verbraucher 
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(liegt), daß Preisschwankungen weitestgehend gemildert werden" und daß der Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage angestrebt werden muß (ABI - EG", 1964, S. 502/64). Außerdem sieht 
Art. 2 der gemeinsamen Marktorganisation fUr Rindfleisch bestimmte Gemeinschaftsmaßnahmen 
vor,"(um) die Initiativen der beteiligten BerufsstClnde und Branchen zu fördern, die eine Anpas
sung des Angebots an die Erfordernisse des Marktes •.. " erleichtern sollen. Damit erscheinen 
die agrarpol itischen Absichten, die mittels der Marktorganisationen real isiert werden sollen, 
auch hier nur als vage umrissen. Es muß aber eingerCiumt werden, daß eine konkrete Ziel vor
gabe, die SCHRADER vermißt, sicherlich arge Konflikte mit anderen marktwirtschaftlichen Zie
len (z.B. handelspolitischer Art) hervorrufen wUrde. 

2.1 MClrkte fUr Mi I ch und Mil chprodukte 

SCHRADER gibt seinem Konzept zufolge eine eingehende Beschreibung der Entwicklung des 
Milchmarktes und deren BestimmungsgrUnde und analysiert die komplexen Wechselwirkungen 
einiger TeilmClrkte (MClrkte fUr Butter, Magermilch) im Zusammenhang mit den Entwicklungsten
denzen am Weltmarkt. Die eingesetzten Instrumente reichten ni cht aus, um die Marktstabil isie
rung zu erreichen (vgl. dazu auch Schaubild 1 und 2), außerdem schufen die verbilligten Expor
te am Weltmarkt neue Ungleichgewichte. 

Die Sondermaßnahmen "Abschlachtaktion" und" Ni chtvermarktungsaktion" erlauben hinsicht
lich der kontrClren Wirkungen auf den Milch- bzw. Rindfleischmarkt sicher tiefergehende Ana
lysen als SCHRADER sie vornimmt. In der BR Deutschland hielt der Abbau der MilchkuhbestClnde 
auch 1971 noch an, die PrClmien der Umstellungsaktion nahmen die Kuhhalter nur wenig in An
spruch. Die AntriebskrClfte fUr diese Verhai tensweisen dUrften mehr im sozioökonomischen Be
reich zu suchen sein als im mikroökonomisch-rationalen. Denkbar ist, daß die westdeutschen 
Erzeuger das Signal der Abschlachtaktion (Verringerung der Milcherzeugung) stClrker akzeptier
ten als die Kuhhalter in manchen anderen EG-LCIndern, wo die Betriebsstruktur mittelfristig 
bereits auf eine expansive Milchkuhhaltung ausgerichtet erschien. In den zwei Jahren nach der 
Abschlachtaktion ging zwar erwartungsgemClß die Milcherzeugung zurUck und bewirkte damit 
den kurzfristigen Abbau der strukturellen ÜberschUsse am Milchmarkt. Hierdurch bedingt stiegen 
die Verbraucherpreise fUr Milchprodukte rasch an, wodurch der ohnehin rUcklClufige Verbrauch 
zusCitzlich gedClmpft wurde. Gleichzeitig fielen nun weniger KCllber an, was den bekannten 
Engpaß in der Rindfleischerzeugung von 1972 - 73 noch verschClrfte. Insgesamt bleibt festzuhal
ten, daß die beiden Sondermaßnahmen kurzfristig zwar den strukturellen Milchuberschuß abzu
bauen vermochten, spClter aber zu größerer Marktinstabil itClt fUhrten, wobei die Ni chtvermark
tungsaktion bzw. Umstellungsaktion hinsichtlich der KCllbererzeugung differenzierter zu beur
teilen sind (vgl. dazu H.-J. METZDORF, 1973, S. 42 ff.). Unter Budget-Aspekten scheinen 
diese Maßnahmen wegen der raschen Verminderung der Marktordnungsausgaben ebenfalls als 
palitisch vertretbar, mittelfristig dUrften aber durch die Abschlachtaktion höhere Kosten bzw. 
Ausgaben entstanden sein (H.-J. METZDORF, 1973). 

Gegen SCHRADERs mathematischen Ansatz zur Minimierung der Marktordnungsausgaben auf dem 
Milchmarkt werden hier keine prinzipiellen EinwClnde erhoben, obwohl die formale Darstellung 
der Modellkomponenten bezUg I ich der Durchschaubarkeit noch einige WUnsche offen lassen. 
Auch wClre es interessant zu wissen, wie sich die minimierten Marktordnungsausgaben gestalten, 
wenn das Modell mit empirischen Daten gerechnet wUrde. 

2.2 Märkte fUr Rind- und Kalbfleisch 

Die Produktion von Rind- und Kalbfleisch wird weitgehend bestimmt von Umfang und Struktur der 
Schlachtungen sowie derr durchschnittl ichen Schlachtgewichten je Tier. Eine weitere wichtige 
Bestimmungsgröße ist die Anzahl der Schlachtungen, die ihrerseits von Niveau und Struktur der 
RinderbestClnde abhClngt. Das hat SCHRADER bereits ausgefuhrt. Als SchlUsselgröße fUr das Pro
duktionsvolumen gilt aus mittel- bis langfristiger Sicht nach wie vor der Umfang der Kuhhaltun
gen (H.-J. METZDORF, 1973; A. WEBER, 1969). Zur Drosselung der Milcherzeugung schien 
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es wünschenswert, den Anteil der Milchkühe zugunsten der Kuhe zur Fleischerzeugung zu redu
zieren. Dieser Prozeß könnte mit der Abschlacht-, Nichtvermarktungs- und Umstellungsaktion 
eingeleitet worden sein, wie die vorliegenden Bestandsstatistiken anzudeuten scheinen. FUr 
1973;74 ist auch im Bereich der Sechsergemeinschaft - statistisch - ein kräftiger Anstieg dieser 
Bestandsgruppe festzustellen. Dazu steht die Aussage SCHRADERs unter Punkt 3.2.2.2, eine 
Umorientierung habe" ... trotz Umstellungs- und Nichtvermarktungsprämien •.. kaum stattge
funden ... " in gewissem Widerspruch. Diese Aussage könnte fUr längere Zeiträume wahrschein
lich als gUltig betrachtet werden, unter kurzfristigen Aspekten scheinen aber beide Aktionen 
- bezUglich der beabsichtigten Umstrukturierung der Produktion - erfolgreich gewesen zu sein. 
Außerdem sei hier der Hinweis erlaubt, daß die Abgrenzung der Kuhbestände in Kategorien 
"zur Milcherzeugung" und "zur Fleischerzeugung" nur sehr grob ist, und daß die Umstellung 
der Viehbestandsstatistik im Dezember 1973 kaum eine verläßI iche Beurteilung dieser Vorgänge 
zuläßt. DarUber hinaus ist die Bestandsstruktur in Großbritannien und Irland von extremen 
Witterungseinflüssen in den letzten beiden Jahren berUhrt worden. Es scheint mir, daß die Milch
kuhbestönde dort aufgrund der unzureichenden Futterversorgung nur vorübergehend zugunsten 
der Kühe zur Fleischerzeugung reduziert worden sind. 

Ein weiterer wi chtiger Faktor der Produktionsausweitung von Rindfleisch I iegt in der Reduktion 
der Kälberschlachtungen bei gleichzeitig verstörkter Jungrinderaufzucht. Größere Potentiale 
dieser Art sind noch in Frankreich, den Niederlanden und auch in Dänemark vorhanden, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß die Exporterzeugung von Kalbfleisch in Dänemark und den Nieder
landen hauptsCichlich auf die Nachfragebelange des westdeutschen und italienischen Marktes 
ausgerichtet ist. In Frankreich hat sich der traditionell hohe Inlandsverbrauch (1968: rd. 8 kg 
je Einwohner) trotz sinkender Realpreise für Kalbfleisch in den letzten Jahren bis auf fast 6 kg 
verringert. Als Bestimmungsgrund dieser Entwicklung werden in Frankreich häufig die veterinClr
hygienisch nicht unbedenklichen Mastmethoden angefUhrt. Diese Ansicht scheint sich auch in 
Westdeutschland zu verbreiten. Die nachlassende Kalbfleischnachfrage dürfte ebenfalls die 
Jungrinderaufzucht begUnstigt haben. Der Wiederanstieg der KCllberschlachtungen im Jahre 1974 
deutet meiner Meinung nach keinen Tendenzwandel an, denn die nachlassende Nachfrage nach 
Nutzkälbern - wegen der zeitweil igen RindfleischUberproduktion in der Gemeinschaft, den tem
porören Importerschwernissen Italiens sowie der Futterknappheit in den küsten nahen Regionen 
des Kontinents, in Irland und im UK - dürften die Hauptursache der vermehrten Schlachtungen 
sein. Die jüngste Preisentwicklung deutet an, daß auch künftig mit eingeschränkten Kälber
schlachtungen gerechnet werden kann (Schaubild 3 und 4). 

Die unstetige Entwi cklung des Rindfleischmarktes seit 1970 rUhrt meiner Meinung nach haupt
söchlich her von der Abschlachtaktion in Verbindung mit den Knappheitserscheinungen am Welt
markt. Die Wirkungsmechanismen hat SCHRADER sehr anschaulich geschildert. Die extremen 
Preisschwankungen I ießen sich durch preispol itische Maßnahmen allein nicht mehr beeinflussen. 
Im Rahmen der sog. Mangel-Verordnung wurden im Winter 1971;72 bestimmte Sondermaßnahmen 
ergriffen, wie z. B. die Zollaussetzung bei Rindfleischeinfuhren, Importvergünstigungen für KClI
ber und Jungvieh zur Stimulanz der EG-Eigenproduktion. Sie vermochten den extremen Preisan
stieg im Jahre 1972 vermutlich nur wenig zu dömpfen. Die Inlandserzeugung wurde in diesem 
Zeitraum zugunsten des Bestandsaufbaues eingeschrönkt,wie in einigen traditionellen Export
löndern in Übersee. Insofern verlief die Angebotsentwicklung in der EG parallel mit der am 
Wel tmarkt. Die wieder steigende Produktion seit Beginn des Jahres 1973 traf auf eine - wegen 
der Energiekrise - abgeschwClchte Nachfrage und fUhrte zu einem teilweise heftigen PreisrUck
gang, der durch die temporören Futterverknappungen im nördlichen Bereich der Gemeinschaft 
noch verschClrft wurde. 

Die steil steigenden Marktordnungsausgaben seit Herbst 1973 sind das Ergebnis der uberdurch
schnittlichen Preisanhebungen seit Mai 1973. Sie basieren Uberwiegend auf agrarpolitischen 
Zielen anderer Art (BUndelung mit Preisbeschlüssen fUr andere Produkte, Verquickung mit z. T. 
konträren Zielen anderer Partnerstaaten, EWG-Erweiterung) und wurden zu einem Zeitpunkt 
beschlossen, als die Rindfleischknappheit noch nicht uberwunden war. Die Anhebung war wegen 
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· der seinerzeit hohen Inlandspreise - bis auf die WiedereinfUhrung von Abschöpfungen - noch 
nicht marktrelevant. Die gleiche Aussage gilt fUr die seit Januar 1973 wirksome sog. permanen
te Intervention. Erst mit der weiteren Preisanhebung im April 1974 sind die Voraussetzungen fUr 
massive Interventionsmaßnahmen geschaffen worden, die - allerdings bei abgeschwl:lchter Nach
frage - den Markt kurzfristig nicht zu stabilisieren vermochten. Das erforderte weitere Maßnah
men, wie den verordneten "Importstopp" fUr bestimmte Rindfleischarten sowie die zunl:lchst befri
stete, spl:lter aber verll:lngerte Aktion der "geregelten Vermarktung" bestimmter Schlachtrinder. 
Durch den "Importstopp" sowie den verbill igten Rindfleischexporten wurde das Marktungleich
gewicht z. T. auf den Weltmarkt Ubergewl:llzt. 

Angesichts der bis Ende 1973 anhaltend defizitören Marktlage der Gemeinschaft erscheint es 
durchaus sinnvoll, die Preisrelationen zugunsten der Rindfleischerzeugung zu verl:lndern. Der 
Entscheidungströger hl:ltte dabei, trotz berufsstl:lndischer Widerstl:lnde, behutsamer vorgehen 
mUssen. 

Summarisch bleibt auch hier festzuhalten, daß die in Artikel 39 und 110 des EWG-Vertrages 
genannten - und in den BegrUndungen zur Grundverordnung fUr beide MI:Irkte wiederholten -
Ziele der EWG-Agrarpolitik trotz Einsatz der vorhandenen Instrumente und Sondermaßnahmen 
nicht erreicht worden sind. Es sollte aber nicht verkannt werden, daß die Marktstabil itl:lt ohne 
die eingesetzten Instrumente - zumindest nach der Abschlachtaktion - vermutlich noch geringer 
gewesen wl:lre. 

Die Angemessenheit oder Richtigkeit der praktizierten Stabilisierungspolitik ist nur schwer zu 
bEjurteilen. Dazu sind noch weiterfuhrende Untersuchungen quantitativer Art notwendig. Ich 
m~ine aber, daß die Preisstabil isierung auf mikroökonomischer Ebene mittelfristig zwar Vorteile 
zJ bringen scheint, auf makroökonomischer Ebene aber notwendige Strukturwandlungen behin
dEjrn kann. Ebenso können an dieser Stelle keine "Patentrezepte" zur schnellen Lösung der 
Marktprobleme bei Milch und Rindfleisch gegeben werden. In den zurUckliegenden Jahren ten
dierten die Vorschll:lge des wissenschaftlichen Beirats vornehmlich in Richtung einer "vorsichti
gen Preispol itik", die aber einigen agrarpol itischen Entscheidungstrl:lgern als nicht opportun 
erschien. Radikale Lösungsmöglichkeiten - wie z.B. drastische Preissenkungen fUr Milch und 
Rindfleisch - scheitern jetzt an der fehlenden pol itischen Durchsetzbarkeit. 

Abschließend möchte ich noch eine Bemerkung zu den vorliegenden Prognosen der Rindfleisch
mörkte anfuhren. SCHRADER sieht die Fehlprognosen, sicher zu Recht, als wesentlichen Grund 
fUr die nicht erreichte Preisstabilitöt. Ich möchte hier keine Apologie der Prognostiker betrei
ben aber zu bedenken geben, daß die zurUckl iegenden Pragnosen die seit 1970 eingetretenen 
StrukturbrUche sowie die außerhalb ökonomischer Verhaltensweisen stehenden Einflusse natUr
Iich nicht berUcksichtigen konnten. Auch erscheint es mir verfruht, eine Reihe vorliegender 
Erßebnisse schon dann als Fehlprognosen zu bezeichnen, wenn die Projektionszeitpunkte noch 
gcjr nicht erreicht worden sind. 
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Zielsetzung und Abgrenzung des Themas 

1.1 Zielsetzung 

Der Ruf nach einer Stabilisierungspolitik auf dem Weltzuckermarkt wird immer dann laut, wenn der 
Weltmarkt durch einen lönger andauernden AngebotsUberhang mit Preisverfall gekennzeichnet ist. 
In Zeiten einer knappen Versorgung, wie etwa 1974, wird es dagegen regelmößig still um diese 
Forderung. Ein Internationales Zuckerabkommen (lZA) wird also in erster Linie als ein Instrument 
zur Durchsetzung eines mögl ichst hohen Weltmarktpreisniveaus angesehen. 

Aus diesem Grunde soll hier zunöchst die vergangene, gegenwörtige und zukunftig zu erwartende 
Entwicklung der Weltzuckerwirtschaft analysiert werden. Nur wenn sich dabei die Gefahr einer 
Überschußsituation abzeichnet - und sie tut es meines Erachtens tatsöchlich - wird ja das Problem 
einer "Stabilisierungspolitik" im eben erwöhnten Sinne am Weltzuckermarkt Uberhaupt erst relevant. 
Anschließend daran folgt ein kurzer Überblick Uber die in der Vergangenheit unternommenen Ver
suche, den Weltzuckermarkt zu ordnen. Da sie bisher praktisch alle nur mehr oder weniger - meist 
weniger - erfolgreich gewesen sind, werden aufbauend auf einer Analyse des IZA von 1968 einige 
Anforderungen an ein effektiveres IZA abgeleitet. 

1 .2 Abgrenzung des Themas 

Wie bereits gesagt, sollen sich die AusfUhrungen auf den Weltzuckermarkt und die Probleme seiner 
Ordnung mit Hilfe eines IZA beschränken. 

Die Möglichkeiten einer Preisstabilisierung auf relativ hohem Niveau - und dieses Ziel verbirgt sich 
letztendlich hinter dem Begriff "Stabilisierungspolitik" - mit Hilfe bilateraler langfristiger Handels
verträge werden hier nur am Rande behandelt, obwohl gerade sie in den letzten 2 Jahren wieder 
stark an Bedeutung gewonnen haben (Australien, Brasilien, Kuba u.a.m.). 

Außerdem wird lediglich der Weltmarkt betrachtet. Es wird zwar nicht geleugnet, daß auch auf 
regionaler und nationaler Ebene - zum Beispiel EWG-9 - ein Stabilisierungsproblem existiert, 
doch soll diese Frage hier nicht eingehender diskutiert werden. 

Lassen Sie mich zur Problematik der Zuckermarktstabilisierung in der EWG-9 nur soviel sagen: Die 
letztjährigen EWG-BeschlUsse zur neuen Zuckermarktordnung und die Abnahmeverpflichtungen im 
Abkommen von Lome (AKP-Abkommen) haben einen Angebotsrahmen abgesteckt, der die Nachfra
ge innerhalb der EWG-9 bei weitem Ubertrifft. Bezieht man die B-Quotenregelung fUr 1975/76 
und die vollen Lieferrechte der AKP-LHnder und Indiens mit in die Betrachtung ein, so belöuft sich 
das Angebotspotential in diesem Zuckerwirtschaftsjahr (ZWJ) 1975/76 auf 14,5 Mio. t WW - und 
das bei einem Verbrauch von vielleicht 10,5 Mio. t WW! (2, S. 36; 18, S. 224; 44 (1974), 
S. 406 f.) 1). Wenn auch damit zu rechnen ist, daß der ge~haffene Angebotsrahmen weder von 
den EWG-LHndern noch von den genannten Entwicklungsländern in vollem Umfang ausgefUllt wird, 
und wenn man berUcksichtigt, daß die B-Quoten von Jahr zu Jahr neu festgelegt werden sollen 
- vermutlich, um bei zu starker Exponsion der Zuckererzeugung eine letzte Notbremse zu haben -, 
so wird das Zuckerangebot bei fast starrer Nachfrage in der EWG-9 doch ganz erhebl ich zunehmen. 
Der EWG-Zuckermarkt wird daher (wieder) zu dauerhaften ÜberschUssen tendieren, zumal die ein
mal gefaßten Beschlusse wohl nicht so leicht wieder im notwendigen Umfang rUckgängig gemacht 
werden können. Die Ausdehnung der AnbauflClchen allein in einem Jahr von 1974 auf 1975 um 
rd. 15 % oder 234 000 ha und die eingeleiteten Kapazitätserweiterungen der Zuckerfabriken zei
gen in eindrucksvoller Weise, welche Möglichkeiten in der EWG-9 vorhanden sind und von der 
Zuckerwirtschaft auch umgehend genutzt werden, sobald ihnen eine Gewinnchance eröffnet wird 
(30, Nr. 27 v. 25.7.1975). Die RatsbeschlUsse sind denn auch nur angesichts der sehr schwierigen 

1) Die unterstrichenen Zahlen in Klammern beziehen sich auf die laufenden Nummern der litera
turangaben • 
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und 1974 noch unUbersichtl ichen "statistischen Lage" - d. h. der Angebots-Nachfrage-Vorrats
situation - in der Weh und der EWG verständlich. Man wollte offensichtlich alle Zeichen auf 
Expansion mit dem Endziel einer nachhai tig gesicherten Selbstversorgung stellen - und das hat man 
trotz der abermals relativ schi echten Ernteaussichten fUr 1975 von einem Jahr aufs andere errei cht • 
Wenn sich nun die zu befUrchtenden ÜberschUsse einstellen, so wird selbstverständl ich auch in der 
EWG die Frage nach einer "Stabilisierungspolitik" auf dem Zuckermarkt wieder akut. Mindestens 
zwei Antworten erscheinen dabei denkbar: 
- entweder benutzt man, wie gehabt, den Weltmarkt als Puffer - bei weltweiter Defizitlage er

scheint das relativ problemlos; bei der zu erwartenden Überschußtendenz allerdings nur unter 
ganz erheblichen finanziellen Aufwendungen der öffentlichen und/oder privaten Hand -

- oder aber, man paßt den Einsatz der m.E. ausreichend vorhandenen Instrumente der gemeinsa-
• men Zuckermarktordnung den Erfordernissen an - das bedeutet nawrlich u.a. auch eine Quoten-

anpassung nach unten. 

Ich glaube, daß eine Erörterung der Fragen, in welchem Ausmaß welche Instrumente der EWG
Zuckermarktordnung - vorausgesetzt sie würde als Diskussionsbasis akzeptiert - der veränderten, 
sprich: Überschußsituation, angepaßt werden sollen und ob bzw. inwieweit eine solche Anpassung 
durchsetzbar ist, weniger interessante Aspekte verspricht als die in Zusammenhang mit einer an
stehenden Neukonzeption des I ZA auftretenden Fragen. Wie Sie ja sicherl ich wissen, ist die Nach
folgeorganisation des IZA-68 lediglich ein Verwaltungsabkommen, das von einer umfassenderen 
Ordnung abgelöst werden soll. Wie ein solches IZA ausgestaltet werden müßte, um funktionsfähiger 
alls die Vorgänger sein zu können, möchte ich später in den Grundzügen darlegen. 

~~_ Notw~ndigkeit ~in~r Ordllung des Weltzuckermarkte:. 

Die allgemeine Rohstoffhausse und ihre Begleiterscheinungen 1973/74, vor allem die recht erfolg
re!iche Monopol isierung des Erdölangebots, haben bei den Erzeugern von undustriellen und land
wirtschaftlichen Rohstoffen wieder einmal Hoffnungen-auf einen funktionierenden weltweiten Zu
sammenschluß der Anbieter geweckt. 

Ziel solcher angestrebter internationaler Angebotskartelle - u. U. auch unter Einbeziehung der 
Nachfrageseite, dann in Form sogenannter "Internationaler Warenabkommen" - ist die Preisstabili
sierung oder besser: die Preisstabilisierung auf hohem Niveau (21, S. 235 f; 26, S. 220). Schon 
1964 wurde daher auf der UNCTAD-Konferenz in Genf die Forderung erhoben, die Exportpreise 
für industrielle und landwirtschaftliche Rohstoffe indexartig an die Entwicklung der Preise für zu 
importierende IndustriegUter zu koppeln, um so " ••• kostendeckende, gerechte und stabile Preise 
(renumerative, equitable and stable prices) ••• " für Rohwaren sicherzustellen (8, S. 132; 27, 
S. 40; 33). - -

Die BemUhungen der Zuckerexportländer - meistens in Zusammenarbeit mit den wichtigsten Ver
brbuchsländern - um eine Preiserhöhung und Preisstabilisierung in den letzten 50 Jahren werden 
vJrständlich, wenn man sich die Entwicklung von Nachfrage und Angebot und die damit verbun
denen Probleme (Preisverfall) in der Vergangenheit einmal ansieht. Eine Vorausschau auf die Markt
entwicklung bis in die 80er Jahre mach deutlich, daß die Stabilisierungsprobleme auf dem Zucker
markt vermutl ich nicht der Vergangenheit angehören, sondern mit hoher Wahrscheini ichkeit schon 
in allernächster Zukunft wieder aktuell werden dUrften. 

2.1 Verbrauchsentwicklung 

Langfristig gesehen hat der Weltzuckerverbrauch einen starken Aufschwung genommen. In den letz
tein Jahren ist der Zuckerkonsum in der Welt um durchschnittlich rd. 2,2 Mio. t RW p.a. gestiegen 
{4~. Zwar ergaben sich gewisse Abweichungen von der Trendlinie und sogar absolute Rückgänge 
dEts Konsumniveaus traten auf (1961/62 bis 1963/64 und 1974/75), aber insgesamt gesehen verlief 
dile Verbrauchsentwicklung doch ziemlich gleichmäßig. Im ZWJ 1973/74 hat der Zuckerkonsum 
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nach F. O. LICHT mit vennutlich 80,6 Mio. t RW sein bisheriges Maximum erreicht (30, Nr. 24 
v. 4.7.1975). FUr 1974/75 ist aufgrund der weltweit rUckläufigen Konjunktur (Einkommensabhängig
keit des Verbrauchs) und infolge der durch knappes Angebot bedingten extrem hohen Preise (Preis
abhängigkeit des Verbrauchs) mit einem RUckgang zu rechnen. Allein in den USA dUrfte der Zucker
konsum um rd. 1,5 Mio. t RW hinter dem Vorjahresniveau zuruckgebl ieben sein (30, Nr. 25 v. 
10.7.1975). 

FUr die Zukunft kann bei einer Normalisierung des Angebots erwartet werden, daß sich der Zucker
verbrauch nicht nur - ähnl ich wie bisher schon nach Hochpreisperioden mit VerbrauchsrUckgängen -
wieder erholt, sondern auch mit den Zuwachsraten weiter anwächst, die fUr die Zeit von 1954/55 -
1973/74 charakteristisch gewesen sind. Diese Auffassung stUtzt sich auf die Tatsache, daß sich an
läßlich einer im letzten Jahr durchgefUhrten Untersuchung keinerlei Hinweise auf strukturelle Ver
änderungen in der Entwicklung des globalen Verbrauchs ergeben haben (42). So wurde denn auch 
noch 1974 von vielen Zuckerexperten fUr 1980 ein Konsumniveau in Höhevon rd. 96 Mio. t RW 
zieml ich einhell ig als wahrscheini ich angesehen (42, S. 269 und die dort angegebene Literatur). 
Das sind zwar gut 16 Mio. t RW mehr als 1974/75~erscheint aber auch noch aus heutiger Sicht 
plausibel I}. Bei ausreichendem Angebot und niedrigeren Preisen als 1974 könnten allein im laufen
den ZWJ 1975/76 ohne weiteres 4 - 5 Mio. t RW zusätzlich in den Verbrauch gehen (30, Nr. 24 
v. 4.7.1975). Damit wäre dann praktisch wieder das vorgezeichnete Trendniveau erreicht. Ausgehend 
von hypothetischen, vielleicht auch etwas zu hohen, 84 - 85 Mio. t RW im gerade begonnenen ZWJ 
wären dann Steigerungen des Zuckerverbrauchs von rd. 2,2 Mio. t RW p.a. wie in der Vergangen
heit erforderlich, um das angegebene Niveau von rd. 96 Mio. t RW zu realisieren 2). 

Die eigentl ichen Probleme aber I iegen nicht auf der Nachfrage-, sondern auf der Angebotsseite. 
Die wesentlichste Frage ist, ob die Weltzuckerwirtschaft in der Lage sein wird, die von der Nach
frageseite aufnehmbaren Zuckennengen zur VerfUgung zu stellen. Muß sie verneint werden, so er
ubrigt sich die Diskussion einer Stabilisierungspolitik im herkömmlichen Sinne; denn hohe Preise 
werden fUr eine Anpassung der Nachfrage an das knappe Angebot sorgen - siehe 1974/75 3). 

2.2 Angebotsentwicklung 

Langfristig betrachtet entwickelte sich die Zuckerproduktion stets etwa parallel zur Nachfrage, 
eilte ihr sogar tendenziell etwas voraus (42). So waren Uberwiegend Angebotsdruck und niedrige 
Preise fUr den Weltzuckermarkt charakteristisch. Nur selten war Zucker weltweit knapp und teuer 

1) A. VITON, Zuckerexperte der FAO sprach auf dem Internationalen Zuckerkolloquium 1975 in 
London nur noch von 88,5 - 89,5 Mio. t. Dabei ist allerdings zu berucksichtigen, daß die FAO 
- auf deren Zahlen sich VITON bezieht - einerseits eine abweichende Datenbasis benutzt (wäh
rend sie fUr 1969 - 1971 einen Durchschnittskonsum von 70 Mio. t RW nennt, ergeben sich nach 
F. O. LICHT etwas mehr als 74 Mio. t RW. Der Anstieg p.a. wurde aber bis 1980 auch von der 
FAO im Jahre 1972 noch auf 2,2 Mio. t RW geschätzt) und andererseits in der neuesten von 
VITON vorgetragenen Projektion von real verhäl tnismäßig stark steigenden bzw. auf dem 1974er 
Niveau verharrenden Preisen ausgegangen wird (lI, Nr. 3, April 1975, S. 1 f; 17, S. 118; 
30, Nr. 9 v. 11.3.1975; ~ (1973), s. 37). - -

2} NatUrlich werden hinter dem prognostizierten globalen Anstieg von 15 - 16 Mio. t RW bis 
1980/81 wie schon in der Vergangenheit sehr unterschiedliche Entwicklungen in den verschiede
nen Verbrauchsregionen stehen. Die Resultierende aus den divergierenden Entwicklungen dUrfte 
aber wieder weitgehend dem Trendverlauf der letzten 20 Jahre entsprechen. 

3} In Zeiten mit derartiger Marktkonstellation ist bisher auch noch nie ein IZA abgeschlossen wor
den, weil dann das Interesse an einer internationalen Vereinbarung erfahrungsgemäß viel zu ge
ring bzw. eine Einigung von vornherein fast ausgeschlossen ist. 
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wie beispielsweise 1961/62 und 1962/63, als rUcklCiufige ZuckerrUbenanbaufiCichen und ungUnstige 
Witterungsbedingungen in Europa mit ProduktionsausfCillen im Rohrzuckersektor (Kuba) zusammen
trafen. Schon 1964/65 aber hatte sich die Erzeugung nicht nur wieder erholt, sondern Uberschritt 
den Verbrauch deseiben Jahres um beachtliche 7,6 Mio. t. RW (13 %). Die VorrCite wuchsen infolge
dessen im Verlauf eines einzigen Jahres von krisenhaften und preistreibenden 20 % des Jahresver
brauchs auf Uber 30 %. Sie hatten damit wieder ein Niveau erreicht, das erfahrungsgemCiß die 
Weltmarktpreise als Baissefaktor bestimmt. Ähnliche, verglichen mit den kUrzerfristigen Bewegungen 
des Verbrauchs aber relativ starke, hCiufig kumulativ im Rohr- und RUbenzuckersektor auftretende 
P'roduktionsschwankungen konnten in der Vergangenheit immer wieder beobachtet werden. Dabei 
gab es zwar Perioden der Zuckerknappheit mit hohen Preisen, so daß der Ruf nach einer Stabilisie
rung des Marktes vorUbergehend verstummte; doch war, wie gesagt, die Überschußsituation mit druk
kenden Vorr1:iten und Preisverfall die Regel. 

Die 1974 durchgefUhrte Analyse der langfristigen Verbrauchs- und Produktionsentwicklung haben er
geben, daß es sich auch bei der Mangellage, deren letzte Ausl1:iufer wir m. E. gegenw1:irtig miterle
ben, nicht um ein strukturell bedingtes, sondern - wie schon in der Vergangenheit zu beobachten -
um ein tempor1:ires Ungleichgewicht handelt. Tats1:ichlich ergeben sich auch viele Parallelen zu der 
erw1:ihnten Situation Anfang der 60er Jahre. 1969/70 stieg die Produktion wie 1960/61 um 6,5 Mio. 
t RW gegenUber dem Vorjahr an, fiel dann absolut zurUck und konnte erst nach rd. 3 - 4 Jahren 
wieder den Anschluß an die Trendentwicklung finden. Der Produktionsanstieg wurde allerdings 
1974/75 - anders als Mitte der 60er Jahre - infolge der ganz extremen Witterungsbedingungen in 
Europa erneut unterbrochen. In beiden Zyklen aber waren die Produktionsruckg1:inge nicht von Ver
brauchseinschr1:inkungen in 1:ihnlichem Ausmaß begleitet, so daß es zu den Preissteigerungen kam. 

D,ie bisher vorliegenden Informationen uber die Entwicklungsmöglichkeiten 1975/76 deuten darauf 
hin, daß die Periode der hohen Preise ihrem Ende entgegengeht. Durch die um fast 0,6 Mio. ha 
(+ 8,5 %) auf reichlich 7,6 Mio. ha ausgeweitete RUbenanbaufl1:iche in Europa ist allein hier nach 
dem Stand von Mitte August trotz der wenig gUnstigen Witterungsbedingungen und der wieder aufge
tretenen Vergilbungskrankheit eine Mehrproduktion von immerhin noch rd. 3,5 Mio. t RW zu erwar
ten (30, Nr. 25 v. 25.7.1975 und Nr. 30 v. 27.8.1975). Da im RUbenzuckersektor der USA mit 
weiteren ca. 0,9 Mio. t RW zusCitzlich gerechnet werden kann, durfte das Angebot wieder reichli
cher werden. In dem laufenden ZWJ braucht es allerdings noch nicht zu einem extremen Weltmarkt
preisverfall zu kommen, weil ja auch erhebliche Mengen - bis ca. 6 Mio. t RW - fUr einen Aufbau 
der sehr niedrigen Vorr1:ite verwendet werden können. 

DIe- zu erwartenden Produktionszunahmen sind Ausdruck der BemUhungen vieler L1:inder, die Zucker
produktion zu steigern. Praktisch alle Anbieter und Nachfrager von Zucker am Weltmarkt sahen sich 
irrt Zuge der Angebots-Nachfragesituation seit Anfang der 70er Jahre zu einer Überprufung ihrer 
Ziuckerpolitiken veranlaßt • Das Ergebnis dieser Überlegungen lautet Ube.rall gleich: Man strebt eine 
eflorme Ausdehnung der Erzeugung an. Sieht man sich die Expansionspl1:ine in den wichtigsten Erzeu
g~rgebieten an und sch1:itzt die Möglichkeiten zu ihrer Realisierung ab, dann muß man zweifelsfrei 
zfJ dem Schluß kommen, daß die erforderliche Mehrproduktion bis 1980 und auch 1985 bereitgestellt 
wird (30, Nr. 9v.ll.3.1975;42, S. 270f;43, S. 2). 

2.3 Ergebnis 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß der Weltzuckerverbrauch in der Vergangenheit recht 
regelm1:ißig angestiegen ist. Auch fUr die Zukunft kann mit einer j1:ihrl ichen Zuckerverbrauchszu
nohme von um 2,2 Mio. t RW gerechnet werden. FUr 1980 wUrde das ein Verbrauch von rd. 96 Mio. 
t RW, fUr 1985 von rd. 107 Mio. t RW bedeuten. 

Die Zuckererzeugung ist in der Vergangenheit ebenfalls recht kr1:iftig gestiegen, jedoch unter teil
wleise sehr ausgepr1:igten Schwankungen. Grunds1:itzlich bestand ein Hang zur Überschußlage, so daß 
dIe Zuckererzeuger aufgrund niedriger Preise an einer Marktregulierung (Marktstabilisierung) ein 

. großes Interesse hatten. 
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In Zukunft durfte sich an dieser Großlage nichts I:Inderni denn Produktionsreserven sind praktisch 
Uberall auf der Erde vorhanden. Sie können zu einem Teil auch sehr kurzfristig mobilisiert werden. 
Die Ausdehnung der ZuckerrUbenanbaufll:lche in Europa und den USA 1975 zeigt das sehr deutl ich. 
Zwar wird es auch zukUnftig wahrscheinlich immer wieder zu temporl:lren und regionalen Versor
gungsengpl:lssen kommen - die langfristige Erzeugungsentwicklung wird voraussichtlich weiterhin 
kUrzerfristig von (evtl. kumulativ) auftretenden Produktionsausfällen Uberlagert werden, die zudem 
noch mit (fast) unvermindert steigender Nachfrage zusammentreffen können - doch spricht derzeit 
einiges dafUr, daß die Überschußlage wie in der Vergangenheit fUr den Zuckermarkt charakteristisch 
sein dUrfte. 

Schon um diese bei den möglichen Krisensituationen fUr die Erzeuger und Verbraucher erträglicher 
zu gestalten, erscheint der Abschluß eines funktionsfähigen IZA notwendig - auch wenn die Welt
marktanbieter hieran seit 1972;73, wie bisher stets in Verkäufermarktsituationen, wenig Interesse 
zeigen. 

3 Versuche einer Ordnung des Weltzuckermarktes bis 1968 

Bevor dazu ubergegangen wird, einige Anforderungen an ein neu abzuschließendes IZA darzulegen, 
soll vorab ein kurzer Überblick Uber die in der Vergangenheit unternommenen Versuche zur Ord
nung des internationalen Zuckerhandels gegeben werden. Ein RUckblick auf die geschichtliche Ent
wicklung empfiehlt sich insbesondere deshalb, weil sich einerseits die derzeitigen Probleme Uber
wiegend aus der geschichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes ergeben und weil andererseits auch 
ein neu es IZA mit Sicherheit auf die mehr oder weniger bewährten Instrumente der Vorgänger zu
rUckgreifen wird. DarUber hinaus lassen sich aufgrund der nachweisbaren Mängel der bisherigen 
Vereinbarungen RUckschlUsse auf notwendige Änderungen ableiten (45, S. 11). 

Der weit verbreitete nationalstaatliche Protektionismus - vor allem in den RUbenzucker produzieren
den Ländern -, das Nebeneinander zahlreicher Präferenzmärkte und die tendenzielle Überschußsitua
tion haben seit dem 19. Jahrhundert immer wieder Marktstörungen hervorgerufen. Dabei läßt sich in 
der historischen Entwicklung eine gewisse Verschiebung der aktuellen Problematik feststellen, die 
naturlich auch ihren Niederschlag in den Zielen und Instrumenten der ZuckerUbereinkommen gefun
den haben. 

3.1 Die Zeit bis zum 1. Weltkrieg 

Der Schutz der Raffinerie- und RUbenzuckerindustrien in den europäischen Ländern und der begin
nende Kampf auf den Expartmärkten fUhrte 1864 zum Abschluß der sogenannten "Pariser Zucker
konvention" (vgl. zu diesem Abschnitt 35, 50; S. 211 ff). Frankreich, Großbritannien, Belgien 
und die Niederlande versuchten damals~die AuswUchse der Zoll- und Prämienbestimmungen zu 
vereinheitlichen bzw. abzuschaffen, um auf diese Weise gleiche Wettbewerbsbedingungen zu in
stallieren 1). Das Abkommen stellte sich als Fehlschlag heraus, weil es den Beteiligten nicht ge
lang, die Ziele durchzusetzen. Eine daraufhin 1872 nach London einberufene Konferenz verlief 
ergebnislos. Drei Jahre später wurde zwar die sogenannte "BrUsseler Zuckerkonvention von 1875" 
geschlossen, doch trat sie nie in Kraft. Ein weiteres Jahr später waren das Deutsche Reich, Öste
reich-Ungarn, Rußland und Italien neben den vier anderen Staaten nach Paris eingeladen. Die vier 
neuen Staaten erschienen jedoch gar nicht erst, um nicht Zugeständnisse machen zu mUssen. 1877 
schlossen die vier alten Ländervertretungen ein Abkommen, doch trat auch diese "Pariser Zucker
konvention von 1877" niemals in Kraft. 1887/88 wurden nahezu alle europäischen Länder, die Zuk
ker erzeugten, zu einer neuen Konferenz nach London eingeladen. Ziel des nie ratifizierten Ab-

1) Bekanntlich wurde in fast allen Ländern der Konsum bzw. die Erzeugung mit Abgaben belegt, 
aus deren Aufkommen Exportgeschäfte stark subventioniert wurden. Gleichzeitig wurden die 
Einfuhren mit hohen Zöllen belastet. 

326 



kommens war wiederum die Liberalisierung des Zuckerhandels, die uber eine Verpflichtung aller 
Teilnehmerstaaten zur Verhinderung offener und versteckter Erzeugungs- oder Ausfuhrprtimien, durch 
eine Besteuerung des Verbrauchs, durch eine sttindige Überwachung der Zuckerfabriken und schließ
lich durch einen generellen Boykott der Lieferungen aus Nichtmitgl iedsltindem erreicht werden 
sollte. 

Nach diesen Fehlschlagen wurden neue Verhandlungen erst 1898 in BrUssel aufgenommen und 1900 
in Paris fortgesetzt. Am 5.3.1902 wurde dann als Ergebnis die sogenannte "Brusseler Konvention" 
unterzeichnet. Sie trat am 1.9.1903 in Kraft und Ubte bis zum Ausbruch des 1. Weltkrieges auf den 
internationalen Zuckerhandel einen entscheidenden Einfluß aus. Es hatte fast 40 Jahre gedauert, bis 
es in ztihen und zahlreichen Verhandlungen gelungen war, eine gemeinsame Haltung der meisten 
Eluroptiischen Staaten in der Zuckerfrage herbeizufuhren. Hauptdei des Übereinkommens war, wie 
schon in den vorherigen Abkommen, die Erreichung und Sicherstellung gleicher Wettbewerbsbedin
gungen fUr Ruben- und Rohrzucker und die Erhöhung des Verbrauchs. Instrumente waren Abschaffung 
sämtl icher Erzeugungs- und Ausfuhrprämien und Begrenzung des sogenannten Überzolls 1), ständige 
steueramtliche Überwachung der Industrie "rund um die Uhr", Strafzoll oder Einfuhrverbot fUr Zuk
ker aus prämiengewährenden Ländern sowie ein Präferenzzoll fUr Vertragszucker. Um die Durchfuh
rung des Vertrages zu Uberwachen, wurde eine ständige Kommission eingesetzt. 

Das Abkommen kann im großen und ganzen als erfolgreich angesehen werden. Die Prtimien wurden 
praktisch abgeschafft, Zölle und Verbrauchssteuern ermäßigt. Nicht zuletzt wegen dieser Erfolge 
stieg der Verbrauch stark an, und der Weltmarktpreis wurde weit'gehend von den Dumpingeffekten 
biefreit. Schi ießI ich fUhrte der freie Wettbewerb zu einer intensiveren Nutzung des technischen 
Fprtschritts bei den RUbenzuckerproduzenten. Als Nachteile mUssen genannt werden: Der Kreis der 
T~ilnehmer war auch damals schon zu klein, so daß das Außenseiterproblem (USA) zutage trat; 
Großbritannien (keine Maßnahmen gegen Nichtvertragszucker seit 1907) schied 1912 ebenso wie 
I ta I ien aus; Rußland wurden 1907 nichtvertragskonforme Sonderrechte (Exportkontingent , Beibehal
t~ng der Steuern und Zölle) eingeräumt, um seine Teilnahme Uberhaupt zu erreichen. 

Zusammenfassend kann aber festgestellt werden, daß die in erster Linie mit dem Zuckerabkommen 
beabsichtigte weitgehende Liberalisierung des Zuckerhandels und Förderung des Zuckerverbrauchs 
bis zum Ausbruch des 1. Weltkrieges tatsächlich erreicht worden ist, wenn auch das seit 1903 wirk
same Abkommen mit zunehmender Laufzeit ausgehöhlt wurde und damit an Effizienz verlor. 

3.2 Die Zeit zwischen den beiden Weltkriegen 

Der Ausbruch des 1. Weltkrieges brachte eine starke Beeinträchtigung und Verschiebung des Außen
htmdels mit sich (vgl. zu diesem Abschnitt 35; 45, S. 27 - 36; 50, S. 211 ff). Die RUbenzucker
p~oduktion wurde in den kriegfuhrenden Staatenstark reduziert:Die RUbenzuckerproduktion in der 
,«elt fiel bis 1919/20 auf nur noch 37 % der Produktion von 1912/13. Zum Ausgleich ihrer Fehlpro
d~ktion kurbelten die Alliierten die Rohrzuckererzeugung in den Kolonien, gestUtzt auf gute Preise, 
an: Von 1912/13 bis 1919/20 stieg die Rohrzuckerproduktion um 32 % (31 (1973/74), S. 27). 

I -

Nach Ende des Krieges begannen die europäischen Staaten ihre RUbenzuckerindustrien wieder aufzu
bauen mit dem Endziel, die ehemals eingenommene Marktsteilung (1912/13 noch 50,2 % und 
1919/20 nurmehr 22 % der Weltzuckererzeugung) wiederzuerlangen. Gleichzeitig wurden in fast 
allen Ländern geeignete Maßnahmen eingeleitet, um eine gewisse Zuckereigenversorgung - die da
mals erklärtes Ziel nationalstaatl icher Pol itik war - sicherzustellen 2). Dem daraufhin stark steigen-

1) Abgaben auf fremden Zucker abzUglich Abgaben auf einheimischen Zucker. 

2) So begann Großbritannien mit der intensiven Subventionierung einer bis dahin unbedeutenden 
i eigenen ZuckerrUbenerzeugung (British Sugar (Subsidy) Act 1925); Österreich fuhrte einen 
: Gleitzoll (Abschöpfung) ein; andere Länder erhöhten den Zuckerzoll drastisch. 
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den Weltmarktangebot stand ein nur schwach zunehmender Verbrauch gegenüber. Die Vorräte stie
gen ständig und Anfang des ZWJ 1932/33 erreichten sie mit 10,9 Mio. t RW fast 45 % des Ver
brauchs desselben Jahres (24,3 Mio. t RW). Die schon seit Mitte der 20er Jahre von Kuba unter
nommenen Versuche, durch eine Verminderung und Kontingentierung der Erzeugung und Exporte den 
Preisdruck zu vermindern, blieben letztlich erfolglos, weil die Erzeugungseinschränkungen auf Kuba 
durch die Ausweitung der Produktion in anderen Ländern überkompensiert wurden. Schließlich ver
suchte der Kubaner J. M. TARAFA im Auftrag seiner Regierung, die Zuckerproduzenten zu einer 
sogenannten "konstruktiven Politik" zu bewegen. 1927 wurde auch ein Abkommen in Berlin ge
schlossen, doch bl ieben die Vereinbarungen - abgesehen davon, daß Kuba seine Produktion beacht
lich einschränkte - ohne Erfolg: Der Kreis der Beteiligten war zu klein. Vor allem aber versagte 
Java, der damals zweitgrößte Zuckerproduzent, die Mitarbeit. Ein weiterer Versuch, die Probleme 
auf privatwirtschaftlicher Ebene zu lösen, schlug 1929 fehl. Als die Weltmarktpreise schließlich die 
1 cts/lb-Grenze unterschritten, sahen die US-amerikanischen Banken ihre Investitionen auf Kuba 
gefährdet und beauftragten den New Yorker Anwalt Th. L. CHADBOURNE, Verhandlungen mit den 
entscheidenden Löndern in Amerika und Europa aufzunehmen. Da Kuba sich erneut bereitfand, 
Zwangsmaßnahmen zur Verminderung der Produktion und des Weltmarktangebots zu unternehmen 
und die europäischen Staaten (einschi ießI ich Java, das ja damals zum niederländischen Einflußbe
reich gehörte und sich wegen des Preisverfalls auf allen Weltrohwarenmärkten erstmals an einem 
Zuckerabkommen interessiert zeigte) zu einer Zusammenarbeit bereit waren, kam es schi ießI ich 
am 9.5.1931 zur Unterzeichnung eines Internationalen Zuckerabkommens auf privater Ebene. Ver
tragschi ießende Parteien waren die Organisationen der Zuckerwirtschaft (Kuba, Java, Deutsches 
Reich, Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, später auch Peru, Jugoslawien) bzw. die Zuckerfabriken 
(Belgien). Ziel des auf 5 Jahre geschlossenen Abkommens war die im Tarafa-Abkommen erstmals 
fixierte Herstellung eines besseren Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage, d. h. eine Sta
bilisierung des Weltzuckermarktes über ein Exportkartell. 

Ein Internationaler Zuckerrat mit Sitz in den Haag sollte versuchen, den Kreis der Beteiligten zu 
erweitern und die Durchführung der beschlossenen Maßnahmen zu überwachen: Einfrieren der Vor
räte und ihre gleichmäßige Freigabe über 5 Jahre sowie Einhai tung maximaler Erzeugungsmengen 
pro Land und Jahr, die sich am Inlandsverbrauch, den Exportkontingenten und den Freigaben aus 
den Vorräten orientieren sollten. Für den Fall von Preissteigerungen am Weltmarkt war eine Erhö
hung der Kontingente vorgesehen. Obwohl alle bedeutenden Produzenten und Exporteure - mit Aus
nahme der Dominikanischen Republik - Mitglied waren und obwohl die Erzeugung in praktisch allen 
Mitgl iedsländern zum Teil stark eingeschränkt wurde - die gesamte Weltzuckererzeugung ging von 
1930/31 bis 1932/33 um gut 5 Mio. t RW auf 22,7 Mio. t RW zurück -, erholten sich die Preise 
nicht. Das Abkommen scheiterte, weil ein Abbau der drückenden Vorräte nicht gelang. Die Pro
duktionseinschränkungen in den Mitgl iedsländern wurden letztl ich auch durch die Erzeugungsstei
gerungen in den auf Eigenversorgung ausgerichteten Nichtmitgliedsländern zunehmend kompensiert. 
Schon 1933 drängten daher die zuckerexportabhängigen Länder auf den Abschluß eines neuen Ab
kommens. Es wurde 1937 in Form des ersten Internationalen Zuckerabkommens auf Regierungsebene 
ausgehandelt und galt formell bis 1953. Das IZA vom 6.5.1937 trug der zunehmenden Spaltung des 
Weltmarktes in einen freien Markt und in eine Anzahl von mittlerweile errichteten Pröferenzmärkten 
Rechnung. Der wirkl iche freie Weltmarkt, d. h. der nicht durch spezielle Handelsvereinbarungen 
geschützte Teil der grenzüberschreitenden Zuckerlieferungen betrug damals aber immerhin noch 
etwa 70 % der gesamten Zuckerexporte. Die Lieferungen in die USA - seit dem 9.5.1934 bis 
31.12.1974 durch den sogenannten Jones-Costigan-Act und dessen Änderungen geregelt - waren 
ebenso ausgenommen wie gewisse Ausfuhren der UdSSR und Lieferungen zwischen den französischen 
Territorien sawie zwischen Belgien und Luxemburg. Mitglieder des Abkommens waren erstmals 
Import- und Exportländer. Als Exekutivorgan wurde ein Internationaler Zuckerrat (IZR) gebildet. 
In ihm waren Import- und Exportländer mit einem Stimmenverhältnis von 45: 55 vertreten. Obwohl 
die Exporteure die Stimmenmehrheit hielten, haben sie ihre MarktsteIlung nie gegen die Importeure 
ausgenutzt. Hauptziel des I ZR war ganz eindeutig eine Markt- und Preisstabil isierung durch Produk-
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tionsdrosselung und Verbrauchsförderung. FUr die dem IZA angehörenden Exportländer wurde eine 
Erzeugungseinschränkung vorgesehen, indem man maximale Vorräte fixierte. Außerdem enthielt das 
Abkommen bestimmte Bedingungen, unter denen sich die USA und das Vereinigte Königreich (UK) 
verpflichteten, einen gewissen Mindestanteil ihres Verbrauchs aus Importen zu decken. Alle Mit
glieder versprachen ihre Inlandspreise auch dann konstant zu halten, wenn die Weltmarktpreise stei
gen sollten, um den Verbrauch zu stimulieren. Im Sinne einer Wanderung der Produktion zum "besten 
Wirt" wurde als Ziel preis ein auskömml icher Preis fUr effiziente Produzenten angestrebt. Der Absatz 
sollte durch ein - fUr die beiden ersten Jahre variables - Exportquotensystem gesteuert werden. Anpas
sungen der Basisquoten sollten vom IZR auch noch im laufenden Quotenjahr vorgenommen werden kön
nen, jedoch durften QuotenkUrzungen maximal 5 % nicht Ubersteigen. Bis 1939 wird dem IZA-37 
eine preiserhöhende und preisstabilisierende Wirkung zwar zugesprochen, doch sind die Bedarfs
schätzungen zumindest fUr die erste Zeit stets zu hoch ausgefallen {15, S. 34 n. Da die Bestimmun
gen des IZA-37 mit Beginn des 2. Weltkrieges ausgesetzt wurden, brauchte das Abkommen seine 
Funktionsfähigkeit in schwierigen Marktsituationen nie richtig unter Beweis stellen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß in der Zeit zwischen den Weltkriegen nicht mehr 
eine Handelsl iberal isierung im Brennpunkt des Interesses stand, sondern die Stabil isierung des Mark
tes zum Hauptproblem wurde. Ziel aller Versuche, den Weltzuckermarkt zu ordnen, war daher ganz 
vorrangig die Preisstabil isierung durch Anpassung der Erzeugung an den Verbrauch. Die Stabil isie
rung der Preise sollte dabei auf einem Niveau erfolgen, das nur den effizienteren Produzenten einen 
Nutzen versprach. Alle Versuche zur Ordnung des Marktes in dieser Zeit haben allerdings nur be
grrnzte Erfolge gehabt, obwohl sich einige Länder intensiv um eine Stabilisierung bemuht hatten 
{zr B. Kuba}. Der Kreis der Zuckerproduzenten und der Exporteure war im Zuge der Versorgungs
sidherungspolitik nach dem 1. Weltkrieg offensichtlich zu groß und die Einzelinteressen zu hetero
ge,.. geworden. Hinzu kam, daß der Weltmarkt gespalten worden war (z.B. America Sugar Act {ASA} 
seh 1934) und so Parallelmärkte entstanden, auf denen gänzl ich unterschiedl iche Verhäl tnisse 
herrschten. Die Auswirkungen ungleichgewichtiger Angebots-Nachfrageentwicklungen auf dem 
freien Markt wurden dadurch verstärkt. Andererseits war kein bedeutendes Land bereit, die eigene 
Zuckerproduktion zu begrenzen und eine Öffnung seines Binnenmarktes durch Aufhebung oder Ein
schränkung der protektionistischen Maßnahmen zuzulassen. Eines der Grundprobleme blieb damit 
ungelöst. 

3.3 Die Zeit nach dem 2. Weltkrieg bis 1968 

Die Entwicklung nach dem 2. Weltkrieg verlief der nach dem 1. Weltkrieg sehr ähnlich. Die Zuk
kerproduktion nicht nur in den rubenanbauenden Gebieten Europas, sondern auch in den rohran
bauenden Ländern des Fernen Ostens lag am Ende des Krieges darnieder, erholte sich jedoch relativ 
schnell wieder: Während 1945/46 vermutlich nur 21,6 Mio. t RW erzeugt wurden, waren es 1951/52 
mit 36 Mio. t RW bereits fast 7 Mio. t RW mehr als 1937/38. Dagegen nahm der Verbrauch nur ver
hältnismäßig langsam zu, so daß die extrem niedrigen Vorräte von 3 Mio. t RW Ende des ZWJ 
1944/45 auf fast 11 Mio. t RW Ende des ZWJ 1951/52 anstiegen {29, S. 164}. Die Wirkung dieser 
sehr hohen Vorräte auf die Weltmarktpreise wurde zwar 1951 kurzfristig durch den Koreakrieg in 
ihr Gegenteil verkehrt, doch ist die fallende Tendenz unverkennbar: Wurden 1947 noch durch
schnittlich fast 5 cts/lb notiert, so waren es 1953 nur noch 3,40 cts/lb (29, S. 166; 52, S. 212). 
Die Entwicklung setzte sich sogar - mit kurzen Unterbrechungen 1956/57(Ungarn- und Suez-Krise) 
und 1961 - 1963 {Kuba-Krise und kumulative Ernteausfälle in Europa und Kuba} - bis Ende der 60er 
Jahre fort. 

Wegen der wachsenden UberschUsse auf einigen Weltagrarmärkten und der besonderen Schwierigkeiten 
bei der Abwicklung des internationalen Handels in den ersten Jahren nach dem 2. Weltkrieg (Dollar
Iuqke) befaßte sich schon Ende der 40er Jahre die FAO ganz allgemein mit den Möglichkeiten einer 
O~nung und Stabil isierung der Weltagrarmärkte {International Commodity Clearinghouse ICCH) , 
prclktisch allerdings ohne Erfolg U2, S. 17 fn. 1953 waren aber die Probleme auf dem Weltzucker-
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markt wieder so akut geworden, daß ein neues Zuckerabkommen (lZA-53) für die Dauer von 5 Jah
ren abgeschlossen wurde. 1956 ist die Vereinbarung planmäßig revidiert und in ihren wesentlichen 
Bestimmungen unverändert in das IZA-58 für weitere 5 Jahre übernommen worden (25; 39; 40; 45; 
48; 50; 52, S. 324 f; 54; 55). 

Hauptziele dieser IZA waren: Sicherstellung eines ausreichenden Zuckerhandels zu gerechten und 
stabilen Preisen, Schaffung eines nachhaltigen Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage, 
Verbesserung der Lebensbedingungen aller Menschen, Sicherung angemessener Einkommen für alle 
in den Zuckerwirtschaften der Exportländer Beschäftigten und Förderung der internationalen Koope
ration im Zuckersektor • 

Diese Ziele sollten wiederum vor allem mit Hilfe einer Produktionsanpassung in den Exportländern 
über die Zuteilung variabler Basisexportquoten und durch Lagerhai tungsvorschriften (Minimal- und 
Maximalvorräte) für die Exportländer erreicht werden. Zusätzl ich waren die Importländer erstmals 
verpflichtet, ihre Einfuhren aus Nichtmitgliedern des IZA auf bestimmte Referenzmengen (\2> 1951 -
1953) p.a. zu limitieren. Die Höhe der aktuellen Exportquoten (mindestens 80 % bzw. 90 % (für 
kleinere Exporteure) der Basismengen} wurde vom IZR kurz vor Beginn eines jeden Quotenjahres in 
% der zugetei Iten Basisquoten für alle Exportländer einheitl ich festgelegt. Eine Anpassung durch 
den IZR - in dem übrigens Ex- und Importeure paritätisch vertreten waren - während des laufenden 
Quotenjahres war aufgrund der Bewegungen des Marktpreises innerhalb eines vorgegebenen Preis
bandes möglich, seit 1956 sogar obligatorisch. Quotendefizite sollten auf andere Länder verteilt 
werden. Eine völlige Freigabe aller Beschränkungen der Ex- und Importeure war seit 1956 für den 
Fall vorgesehen, daß der Marktpreis eine fixierte Preisobergrenze (4 cts/lb) nachhaltig übersteigen 
soll te. 

Analysiert man die Weltmarktentwicklung während der Gültigkeit der Abkommen von 1954 bis 1961 
- die für 1961 vertraglich vorgesehene Revision des IZA-58 für die beiden letzten Quotenjahre 
konnte wegen der Folgen der Kuba-Krise nicht erfolgreich durchgeführt werden -, so muß man aner
kennend feststellen, daß die Preisentwicklung in verhältnismäßig ruhigen Bahnen verlief. Aller
dings lagen die Notierungen nicht immer in dem fixierten Intervall von 3,25 - 4,00 cts/lb; meistens 
schwankten sie um das Minimum. Nun muß man jedoch auch sehen, daß die allgemeine Marktent
wicklung für die Aktionen des IZR günstig war: Kuba hatte schon 1953 seine Erzeugung um rd. 
2 Mio. t RW vermindert und bemühte sich wie eigentl ich stets um eine umsichtige Exportpol itik. 
Hinzu kamen Ernteausfälle in Europa, ein Abbau der Vorräte bis 1956 und zeitweilige Lieferunfä
higkeit einiger Exporteure des Abkommens, so daß die gemessen am Weltmarktbedarf an sich zu 
groß ausgehandelten Quoten ihre störende Wirkung nicht entfalten konnten: Die zulässigen Quoten
regulierungen reichten aus, um die Preise nicht in stärkerem Ausmaß fallen zu lassen. Natürlich 
ist eine Zurechnung der relativen Stabilisierung problematisch; denn wer kann schon eindeutig zwi
schen der Wirkung der allgemeinen Angebots-Nachfrage-Vorratssituation und der Wirkung der IZA 
unterscheiden. Aber eines dürfte ganz sicher sein: Nicht nur die bloße Existenz der Abkommen hat 
- wie bisher stets - einen stabilisierenden Effekt gehabt, sondern auch die im Rahmen der Abkom
men marktkonform ergriffenen Maßnahmen. 

Wenn den IZA in "normalen" Zeiten auch stabil isierende Wirkungen zuerkannt werden müssen, so 
waren sie in extremen Situationen wenig erfolgreich. Sowohl 1956/57 als auch 1961/62 gelang es 
dem IZR nicht, das Marktangebot der Nachfrage anzupassen. Ende 1956 waren die Vorräte wieder 
weitgehend abgebaut, und eine schlechte Rübenernte erhöhte den Bedarf an Weltmarktzucker. Vor 
diesem Hintergrund trieb die spekulative Nachfrage infolge des Suez-Krieges die Preise weit über 
die vertraglich fixierte Obergrenze hinaus, ohne daß der IZR eine Chance hatte, dies zu verhin
dern oder wenigstens zu mäßigen. 1958 trat dann vorübergehend das Gegenteil ein. Die Preise un
terschritten das Preisminimum. Auch 1961/62 gelang es nicht, das Angebot zu kürzen. Allein wegen 
des Ausschlusses Kubas von den Lieferungen in die USA im Rahmen des ASA erhöhte sich das poten
tielle Weltmarktangebot 1960/61 um rd. 3 Mio. t RW. Zwar wurden langfristige Kontrakte zwischen 
Kuba und den UdSSR sowie der VR China abgeschlossen, doch reichten diese Abschlüsse nicht zur 
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Angebotsanpassung im notwendigen Umfang aus, zumal die Rekordernte in Europa zusätzl iches An
gebot bei gleichzeitig verminderter Nachfrage am Weltmarkt bedeutete und die von der Umvertei
lung der kubanischen US-Quote begUnstigten Länder ihre Produktion kräftig erhähten. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß auch den IZA-53 und IZA-58 grundsätzlich eine markt
stabil isierende Wirkung nicht abgesprochen werden kann. In normaleren Zeiten haben die Aktionen 
des IZR wie schon in frUheren Abkommen durchaus beruhigende Effekte auf die Marktentwicklung 
gehabt. Schwierigkeiten ergaben sich jedoch insbesondere in extremeren Marktsituationen, weil An
gebotskUrzungen und -erhöhungen im Rahmen der IZA nur begrenzt möglich waren. Daß es nicht ge
lang, die Preise innerhalb des vorgesehenen Bandes zu hai ten, dUrfte an den gemessen am Bedarf zu 
hoch und nicht immer nach wirtschaftl ichen Kriterien, sondern meist aufgrund von Verhandlungs
macht und -geschick festgelegten Exportquoten sowie am Außenseiterproblem gelegen haben. Die 
große Bedeutung des Außenseiterproblems wird sichtbar, wenn man sich vor Augen fUhrt, daß letzten 
Endes weniger als 30 % des gesamten internationalen Zuckerhondels unter die wirtschaftlichen Be
stimmungen der IZA fielen: Imparte der USA im Rahmen des ASA waren ebenso ausgenommen wie ge
wisse lieferungen innerhalb des Ostblocks und des Commonwealth sowie Zuckerbewegungen zwi
schen Expartländern des IZA und ihren überseeischen Territorien (Frankreich, Niederlande, Portu
gal). Die großen Zuckerimporte Großbritanniens, das seine Versorgung seit 1951 durch das Common
wealth Sugar Agreement (CSA) zu sichern versuchte, gehörten zwar formell zu den IZA-Mengen. 
Materiell aber waren diese lieferungen ohne Bedeutung fUr den freien bzw. IZA-Markt, weil sämt
liche lieferbedingungen außerhalb der IZA ausgehandelt wurden. BerUcksichtigt man alle diese 
Aiusnahmen und bedenkt, daß noch nicht einmal der nichtpräferentielle Markt voll unter die IZA
R~gelungen fiel, so ist es erstaunl ich, daß es überhaupt gelang, eine gewisse Marktstabi I ität durch
z~setzen • 

4. Die Zeit unter dem IZA-68 
::::========== 

Nachdem das IZA-58 im Jahre 1962 materiell gegenstandslos geworden war, gelang es erst 1968 
wieder, eine Einigung uber ein neues IZA herbeizufuhren. Das IZA-68 baut auf die Erfahrungen 
mit den Vorgängern auf. Es erscheint daher - und weil ein neues IZA mit Sicherheit wieder stark 
von dem letzten IZA-68 geprl:lgt sein wird - sinnvoll, dieses letzte Abkommen in seinen Bestimmun
gen, seiner Funktion und seinen Problemen einmal genauer zu analysieren. Dabei werden sich An
hCllltspunkte für eine funktionsgerechtere Ausgestaltung eines neuen IZA ergeben, die im letzten 
Teil des Vortrags behandel t werden sollen. 

4; 1 Bestimmungen des IZA-68 

Dps IZA-68 trat am 17.6.1969 rUckwirkend zum 1.1.1969 in Kraft und galt fUr 5 Jahre {16; 41; 
~; 57 (1968/69 - 1973/74). Der Mitgl iederkreis konnte gegenüber den fruheren Abkommen ganz 
e~hebTich erweitert werden. Alle wichtigen Exportländer (Kuba, Brasilien, Australien, SUdafrika 
u,a.m.) waren dem Abkommen ebenso angeschlossen wie einige der wichtigsten Importländer {Ja
pan, Großbritannien, UdSSR (mit Sonderstatus)). Während die USA dem IZA-68 aus politischen 
GrUnden von vornherein nicht beitreten wollten, hatte die EWG eine Unterzeichnung aus materiel
len Gründen abgelehnt: FUr sie war im Rahmen der Quotenvereinbarungen ledig I ich eine Export
menge von 0,3 Mio. t RW vorgesehen - verglichen mit einer Forderung von 1,2 Mio. t RW. 

Von den gesamten Nettoausfuhren am Weltmarkt wurden schließlich rd. 40 - 50 % durch das 
IZA-68 erfaßt. Ausgenommen wurden Transaktionen im Rahmen der bestehenden Präferenzabkom
men: CSA, ASA, EWG, OCAM, gewisse lieferungen innerhalb des COMECON, lieferungen Ku
bas in sozialistische Länder (einschließlich VR China) und die Importe Portugals aus seinen Uber
sejeischen Provinzen. Außerdem blieben natUrlich Mengen vom IZA unberührt, die zwischen Nicht
mitgliedern gehandelt wurden. 

D~s IZA-68 sollte entsprechend der Empfehlungen der 1. United Nations Conference on Trade and 
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Development (UNCTAD) vor allem den internationalen Zuckerhandel fC:Srdern und einen Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage bei stabilen Preisen sicherstellen, die einerseits zu einer Erhc:shung der 
Exporterlöse - insbesondere der Entwicklungsltlnder - fuhren sollten. Andererseits sollte das Preis
niveau jedoch nicht so hoch sein, daß es den Interessen der ImportitInder zuwiderltluft und/oder 
neue Produktionsanreize bietet. Unter anderem werden also entwicklungspolitische Vorstellungen 
expl izit in den Zielkatalog aufgenommen, ein Gesichtspunkt, der wohl erstmals ausdrUckl ich im 
CSA Berucksichtigung gefunden hat und in der jUngsten Diskussion (Vorbereitung der Wel thandels
konferenz 1976) zu einem der wesen tl ichsten Anl iegen, wenn nicht sogar zu dem wesentl ichsten 
Uberhaupt, der Rohwarenabkommen avanciert ist. An dieser Stelle mc:schte ich auch auf die schon 
weiter oben erwtlhnte Verschiebung der Zielvorstellung hinweisen: Wöhrend bis zum 1. Weltkrieg 
fast ausschließlich die Handelsliberalisierung im Mittelpunkt des Interesses stand, verschob sich das 
Gewicht uber Produktions- und Exportbegrenzungen (Kartellbildung) in der Zeit zwischen den bei
den Weltkriegen schließlich in Richtung auf Erlc:ssstabilisierung und -erhc:shung fUr die Entwicklungs
lönder. Erste Anstltze in dieser Richtung enthielt auch das IZA-68. So gab es zahlreiche Vorschrif
ten fUr eine BegUnstigung der kleineren Entwicklungsltlnder: geringere Vorratshaltung, feste Quoten, 
gelegentliche Exporte von Importltlndern, Htlrtefonds usw. 

Als Preisziel wurde nach langen Verhandlungen ein Intervall zwischen 3,25 cts/lb und 5,25 cts/lb 
fixiert. Diese Preisvorstellung sollte wie schon in den Abkommen von 1953 und 1958 durch eine 
flexible Mengenpolitik erreicht werden, die von realistischeren Basisexportquoten als das alte IZA 
ausging. Abgesehen von gewissen Sonderregelungen fUr einen Htlrtefonds und bestimmte unvertlnder
lichen Exportkontingenten - im wesentlichen fUr kleinere Entwicklungslönder, fUr Kuba-Zucker re
exportierende sozialistische Ltlnder, fUr Indonesien und die Philippinen - wurden die effektiven Aus
fuhrquoten durch den IZR entsprechend der voraussicht I ichen Marktentwickl ung fUr jedes Jahr im 
voraus festgelegt und wtlhrend des laufenden Quotenjahres entsprechend der Preisentwicklung ver
tlndert. Bei einem RUckgang des sogenannten "prevail ing price" - ein Preisindikator auf der Grund
lage zweier Kassanotierungen - sind KUrzungen bis auf maximal 85 % der vereinbarten preisabhtln
gigen Basisexportquoten möglich gewesen und bis 90 % auch tatsöchlich vorgenommen worden. Neu 
in das IZA aufgenommen wurden vor allem zwei wesentlich erscheinende Bestimmungen: Sollte der 
Preis das festgelegte Minimum von 3,25 cts/lb unterschreiten, so verpflichten sich die Importlönder, 
stlmtliche Einfuhren aus nicht dem IZA angeschlossenen Ltlndern einzustellen. Auf der anderen Seite 
sollten bei Überschreiten des oberen Referenzpreises von 5,25 cts/lb alle Quotenbestimmungen auf
gehoben werden. Außerdem sollten die Importlönder berechtigt sein, gewisse Zuckermengen zu einem 
Vorzugspreis (zuletzt 7,60 cts/lb) von ihren traditionellen Lieferanten des IZA zu kaufen, wenn der 
"prevailing"price" diese Preisschranke Ubersteigen sollte. DarUber hinaus waren die Exporteure des 
Abkommens verpflichtet, uber die Sicherung der eigenen Versorgung hinaus Vorrtlte in Höhe von 
10 - 20 % ihrer Basisquoten zu bilden. Sie sollten auf Beschluß des IZR den Importeuren des IZA 
angeboten werden. Einer Erhöhung der Vorröte uber die fixierte Höchstgrenze hinaus sollte mit Pro
duktionseinschrtlnkungen begegnet werden. 

4.2 Die Bedeutung des IZA-68 fUr die Marktentwicklung 

Es erscheint sinnvoll, die Wirkungsweise dieses letzten IZA mit materiellen Bestimmungen - seit dem 
1.1.1974 wird das IZA infolge der am 12.10.1973 gescheiterten Verhandlungen uber die Preisbe
stimmungen eines neuen IZA als reines Verwaltungsabkommen weitergefuhrt - etwas intensiver und 
kritisch zu analysieren. Einerseits enthtllt es Vorschriften, die teilweise erheblich uber die der bis 
1968 geschlossenen Abkommen hinausgehen und andererseits werden wieder einmal gewisse Mtlngel 
deutlich, die bei einer Neukonzeption - soweit möglich - abgestellt werden sollten. 

Generell muß man anerkennend hervorheben, daß der IZR das vorhandene Instrumentarium grund
sötzlich außerordentlich umsichtig und geschickt eingesetzt hat. Das Übereinkommen hat sich also 
im großen und gonzen bewtlhrt, wenn es auch zunöchst vor dem Hintergrund einer relativ gUnstigen 
statistischen Lage operierte (32; 44 (1969 - 1973); 57 (1967/68 - 1973/74). Schon im Spötherbst 
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1968 begannen sich die Preise am Weltmarkt aufgrund der günstigen Nachrichten über die IZA-Ver
handlungen zu erholen. Hierin ist ganz eindeutig eine abermalige BesHitigung für die Stabilitäts
wirkung allein der bloßen Existenz eines IZA zu sehen. Aber auch die Aktionen des IZR haben sich 
als wesentl iche Marktstabil isatoren erwiesen. Schon für 1969 sind mäßige Preissteigerungen zu ver-
2ieichnen gewesen, die nicht zuletzt auf die konsequenten tv\aßnahmen des IZR zurückzuführen sind: 
Quotenkürzung um 10 % auf 90 % ab Anfang 1969, Verzicht auf Umverteilung deklarierter Quoten
defizite von immerhin fast 0,8 Mio. t RW und damit Senkung der effektiven Ausfuhrmengen unter 
die mögliche maximale Quotenkürzung (85 %) auf rd. 75 % sowie Erlaß einer Importbeschränkung, 
zeitweilig sogar eines Importverbots, für Zucker aus den Nichtmitgliedsll:lndern. 1970 blieb zwar 
noch die Importbeschränkung bestehen und auch die Exportquoten waren weiterhin auf 90 % be
grenzt, doch wurden aufgrund der Preisentwicklung - u.a. infolge der Cyclamatverbote vor allem 
in den USA und Japon - erstmals rd. 50 % der Quotendefizite zeitlich geschickt umverteilt und 
erste Zuteilungen aus dem Hl:lrtefonds vorgenommen. Das folgende Jahr 1971 stand dann schon im 
Zeichen eines knapperen Angebots. Die Quoten wurden in mehreren Schritten von 95 % auf 110 % 
erhöht und - da die Preise weiter stiegen - eine teilweise Freigabe der Reservebestände angekündigt. 
Das führte sofort zu einer Preiserml:lßigung, so daß sogar die Quoten auf schließlich 100 % zurück
genommen werden konnten. Defizite wurden nur im Bedarfsfalle, dann aber sehr zügig, umverteil t. 
Zuteilungen aus dem Härtefonds sowie Sonderzuteilungen wurden ebenfalls marktkonform vorgenom
men. Für 1972 wurden die Quoten im voraus auf 105 % festgesetzt und ab Januar 1972 völlig aufge
hoben. Zur Erhöhung des Marktangebots erfolgte sehr bald eine Freigabe der Mindestvorräte (ca. 
0,,7 Mio. t RW) zur sofortigen Verschiffung. Dennoch stiegen die Preise aufgrund der veränderten 
statistischen Lage, der umfangreichen Ersatzkl:lufe der UdSSR infolge ausgefallener Lieferungen Ku
b~s und der einsetzenden spekulativen Nachfrage. Dem IZR fehlte es nun an Möglichkeiten, das 
~ngebot hinreichend zu erhöhen. Daraufhin wurde den Importeuren des IZA immerhin erstmals ge
stattet, gewisse Käufe im Rahmen des Art. 30 zum mittlerweile infolge der %-Aufwertung erstmals 
erhöhten Vorzugspreis von 6,95 cts/lb zu tätigen. Auch 1973 bl ieben die Quotenbestimmungen des 
IZA außer Kraft, und die Importeure wurden abermals erml:lchtigt, bestimmte Zuckermengen (ca. 
4 - 5 Mio. t RW) aus ihren traditionellen Lieferländern zu einem wegen der Währungsunruhen aber
mals erhöhten Vorzugspreis von 7,60 cts/lb zu kaufen. Die Nahostkrise, das Saccharinverbot in 
Japan, Versorgungsengpässe in Sponien, der Rückzug der EWG vom Weltmarkt, die einsetzende 
Spekulation aufgrund der Ölkrise und schließlich die zweimalige aufeinanderfolgende Erhöhung der 
US-Zuckerquote führten dann aber gegen Ende 1973 zu einer starken Ausdehnung der Nachfrage 
am Weltmarkt, ohne daß das Angebot entsprechend wuchs. Die Preise zogen daher kräftig an. tv\aß
nohmen des IZR konnten nicht mehr ergriffen werden: Einerseits waren alle vorhandenen Instrumente 
zur Sicherung der Versorgung in Importll:lndern ohnehin schon eingesetzt bzw. wirkungslos und an
dererseits lief das IZA Ende 1973 aus, da die Verhandlungen um eine Neukonzeption am 12.10.1973 
g~scheitert waren. tv\an hatte zwar eine Einigung über die Quoten, nicht aber über die Preise her
b~iführen können. Derzeit herrscht allgemein die Auffassung vor, ein neues IZA könne erst nach 
eIner Marktberuhigung be5chlossen werden, d.h. mit einiger Sicherheit nicht vor Ende 1976. 

4.3 Probleme des IZA-68 

Vorweg möchte ich noch einmal betonen, daß das IZA-68 stabilisierende Wirkungen auf die Welt
marktentwicklung gehabt hat. Ein zumindest teilweiser Erfolg kann ihm also nicht abgesprochen 
werden. 

Schon die bloße Existenz des relativ umfassenden Abkommens hat eine nachweisbar marktstabil isie
rende Wirkung gehabt. Das zeigte sich direkt bei Abschluß des Abkommens im Herbst 1968 und in
direkt in der mit dem Scheitern der Genfer Zuckerkonferenz im Herbst 1973 verbundenen Preissen
kung trotz der knappen Versorgungslage und Preissteigerungstendenz. 

Während der Laufzeit des IZA-68 haben darüber hinaus auch und gerade die geschickten, marktkon
fqrmen Operationen des IZR eine Stabi I isierung des Weltmarktpreises zur Folge gehabt. 

I 
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Eine wesentliche N\arktbeeinflussung ist jedoch wieder einmal nur so lange ml:Sglich gewesen, wie 
nicht eine ausgesprochene Knappheitslage bzw. politische Krisensituationen auftraten. 

Immerhin muß uneingeschrtinkt anerkannt werden, daß es erstmals in der Geschichte der Intematio
nalen Zuckervereinbarungen gelungen ist, die importierenden Mitglieder auch wtihrend dieser kri
tischen Perioden mit gewissen Zuckermengen zu teilweise bedeutend gUnstigeren Bedingungen als 
Uber den wirklich freien Weltmarkt zu beliefern. Insofem konnten die schtidlichen Wirkungen der 
starken Preissteigerungen 1972 und 1973 fUr die IZA-lmporteure fuhlbar abgeschwl:lcht werden. 

Das Außenseiterproblem, das bei frUheren Abkommen zur Destabilisierung bzw. zum Scheitem der 
Vereinbarungen wesentlich beigetragen hatte, spielte wl:lhrend der Gultigkeit des IZA-68 nicht·die 
bedeutende Rolle, weil der Kreis der Mitglieder gegenUber den frUheren Übereinkommen wesentlich 
umfassender und die statistische Lage fUr das Funktionieren des IZA-68 gUnstig waren. 

Wenn sich dennoch zeitweilig Schwierigkeiten ergaben, dann liegt das allerdings vor allem an den 
Begrenzungen des IZA - d.h. insbesondere auch am Außenseiterproblem. Dabei ml:lchte ich zwei 
verschiedene Varianten unterscheiden. Einerseits hat sich nl:lmlich gezeigt, daß gewisse Ausweich
mannl:lver zwischen Rohzucker und dem nicht in den Preisregulierungsmechanismus einbezogenen 
Weißzucker möglich waren und 1969 auch auftraten (Weißzucker zu Dumpingpreisen aus sozialisti
schen Ll:lndem). Außerdem wurde es 1971 offensichtlich, daß eine Quotenumgehung durch lieferun
gen von Zucker fUr andere als Eml:lhrungszwecke ml:lglich war, so daß der IZR genaue Regelungen 
fUr den Handel mit Zucker fUr bestimmte Verwendungsarten erließ. Andererseits - und dieses Problem 
durfte viel gewichtiger gewesen sein - war das IZA eben doch nur auf den "freien" Rumpfmarkt be
schrl:lnkt, wenn dieser auch nahezu vollstl:lndig abgedeckt wurde. Sl:lmtliche Prl:lferenzml:lrkte blieben 
jedoch außerha'lb der GUltigkeit des Abkommens, so daß Operationen auf diesen Ml:lrkten teilweise 
sehr starke Auswirkungen auf den IZA-N\arkt hatten. Um eine Vorstellung Uber die Bedeutung der 
Teilmtirkte zu vermitteln, möchte ich versuchen, eine Auf teilung der gesamten Nettoexporte für 
die Zeit um 1972 zu geben. Nach F.O. LICHT betrug die Summe der Nettoexporte aller (Export-) 
Ll:lnder im Durchschnitt der Jahre 1971/72 - 1972/73 rd. 22,2 Mio. t RW (31 (1973/74), S. 76) 1). 
Davon dorften entfallen sein -
- auf Nettoausfuhren in die USA (Quote 1972) ca. 
- auf Nettoausfuhren in das UK (Vertragspreisquote 1972) ca. 
- auf Nettoausfuhren Kubas in sozialistische Ll:lnder ca. 
- auf Nettoausfuhren der EWG-6 (Intrahandel + Handel mit 

Assoz ii erten) 
- auf Nettoausfuhren Angolas und Mozambiks nach Portugal 
- auf Nettoausfuhren im Rahmen der Organisation afrikanischer 

Staaten OCAM von vielleicht 

zusammen 
- auf Nettoausfuhren im Rahmen des IZA (1972) 

zusammen 
- auf Nettoausfuhren auf dem vl:lllig freien Markt 

insgesamt 

ca. 
ca. 

ca. 
ca. 

ca. 

ca. 

6,2 Mio. t RW 
1,8 Mio. t RW 
2,3 Mio. t RW 

1,3 Mio. t RW 
0,2 Mio. t RW 

0,1 Mio. t RW 

11,9 Mio. t RW 
8,7 Mio. t RW 

20,6 Mio. t RW 
1,6 Mio. t RW 

22,2 Mio. t RW 

Diese Aufstellung zeigt: Über 50 % der gesamten Weltnettoexporte werden im Rahmen von Prl:lferenz
abkommen getl:ltigt. Die Prl:lferenzmtirkte zeichnen sich durch Preise aus, die in der Regel etwa dop-

1) Die folgende Auf teilung kann lediglich Größenordnungen vermitteln, da mir eine genaue zeit
bezogene Aufschi Ussel ung nicht ml:Sgl ich ist. 
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pelt so hoch sind wie die Preise am freien Weltmarkt. So betrugen beispielsweise 1969 die Preise für 
lieferungen im Rahmen des ASA in die USA 6,75 cts/lb, für lieferungen im Rahmen der negociated 
price quota des CSA nach dem UK 4,66 cts/lb (zuzüglich 0,43 cts/lb für Entwicklungsländer als 
Zuschlag) und zwischen Kuba und den Ostblockländern waren Preise zwischen 5 und 6 cts/lb verein
bart - verglichen mit einem Weltmarktpreis von durchschnittlich 3,20 cts/lb im selben Jahr (16, 
S. 11; 32, S. 37 und Annex I, 5.4). Berücksichtigt man, daß zwischen Spanien und Kuba lang
fristigePrCiferenzCihnliche Bartergeschäfte abgeschlossen worden sind und daß Kanada und Neusee
land sowie das UK (für gewisse über die negociated price quota hinausgehende Mengen) den Expor
teuren des CSA Zollerleichterungen zugestanden hatten, dann erhöht sich das PrCiferenzvolumen 
zu Lasten des freien Marktes auf ca. 60 %. In den Restmarkt teilten sich die dem IZA angeschlosse
nen LCinder und NichtmitgliedslCinder. Geht man einmal von Präferenzmengen in Höhe von rd. 
12 Mio. t RWaus, so entfielen um 1972 von den verbleibenden Nettoexportmengen (45 % oder 
10,2 Mio. t RW) rd. 85 % unter die Regelungen des IZA. Nur ein verhCiltnismäßig kleiner Rest
markt mit einem Volumen von etwas mehr als 1,5 Mio. t RW dürfte dann den wirklich freien Markt 
dargestellt haben. In ihn teilten sich insbesondere die EWG, Rhodesien, Thailand und Ägypten. 

Der nichtprCiferenzielie Rumpfmarkt war damit zwar nahezu vollstCindig Gegenstand des IZA - inso
fern gab es kaum Außenseiter -, doch haben Operationen auf den Präferenzmärkten teilweise recht 
starke Auswirkungen auf den nichtpräferenziellen Markt gehabt. 

Die EWG hat sich zwar im allgemeinen um ein marktkonformes Verhalten bemüht - insbesondere 
wurden die Überschüsse 1969/70 sehr umsichtig am Weltmarkt plaziert, so daß sich kaum direkte 
Störungen der IZA-Bemühungen ergaben - als aber z. B. im Herbst 1973 sämtl iche Exporte aus der 
EWG gestoppt wurden, trug das wesentlich zu der Preissteigerung bei: Die EWG-Aktionen waren 
eiben doch nicht marktneutral. 

Noch störender als EWG-Operationen haben sich Maßnahmen im Rahmen des ASA ausgewirkt. Da
zu muß man wissen, daß die USA bis zum Ende letzten Jahres eine Preisregelung auf dem Binnen
markt durch Variation von Importmengen durchsetzen wollten und es in der Regel (d.h. in Über
schußsituationen) auch geschafft haben. Sollten die Inlandspreise gesenkt werden, weil sie sich zu 
stark von dem (variablen) Richtpreis entfernt hatten, so wurden die sogenannte Bedarfsquote und in 
deren Gefolge auch die Quoten der ASA-Mitgliedsländer erhöht. Da die Preise auf dem US-Markt 
in normalen Zeiten wesentlich attraktiver als auf dem Weltmarkt waren und die Lieferländer bei 
Nichterfüllung ihrer Quoten Kürzungen für das kommende Jahr hätten hinnehmen müssen, genoß 
der US-Markt bei den Lieferanten fast immer absolute Priorität. Mit wenigen Ausnahmen (1974) 
wurde der US-Markt sogar auch dann noch bevorzugt beliefert, wenn die Weltmarktpreise einmal 
über dem ASA-Preis lagen. Die Bemühungen der USA, den Inlandsmarkt zu stabilisieren, führten 
jEjdoch regelmäßig zu einer Destabilisierung des Weltmarktes. Das konnte man insbesondere im 
Spätherbst 1973 und in der ersten Jahreshälfte 1974 deutl ich beobachten: Infolge der Preissteigerun
g.en am Weltmarkt kam es auch zu Preiserhöhungen auf dem US-Inlandsmarkt. US-Quotenerhöhungen 
zur Preissenkung auf dem Binnenmarkt bewirkten ihrerseits eine (zusätzliche) Verknappung am Welt
markt und damit eine Verstärkung der Preisauftriebstendenz . Andererseits konnte man in Zeiten der 
Entspannung mit niedrigen Preisen das Gegenteil beobachten: Preissenkungen am Weltmarkt führten 
zu Preissenkungen am Inlandsmarkt der USA. Daraufhin wurde zur Stabil isierung, d. h. Erhöhung 
des Inlandpreises die Bedarfsquote gesenkt und die Importquoten entsprechend vermindert. Die frei
werdenden Zuckermengen drängten dann auf den freien Teil des Weltmarktes, vergrößerten also das 
Angebot, und verstärkten den Preisverfall. 

Diese beiden Beispiele mögen genügen, um die Problematik der Spoltung des Weltzuckermarktes in 
mehrere Teilmärkte deutlich werden zu lassen. Insbesondere muß hervorgehoben werden, daß Maß
nahmen zur Regulierung der Präferenzmärkte generell die Anfälligkeit des Restmarktes erhöhen: Sta
bllitCit auf TeilmCirkten ist nur auf Kosten der StabilitCit des Restmarktes zu erreichen. 

E'ne weitere offensichtliche Schwöche des IZA-68 - neben den möglichen Ausweichmannövern der 
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Mitglieder und dem Außenseiterproblem in Gestalt der Prliferenzmlirkte - bestand in den wenig 
flexiblen Quotenbestimmungen. Dieser Mangel hat sich allerdings dank der individuellen Angebots
situation nur selten negativ, ja zum Teil sogar positiv, bemerkbar gemacht. Dennoch muß man zwei 
Nachteile der Quotenregelungen herausstellen: 

Zum einen hat sich gezeigt, daß die Verteilung der Exportquoten ganz offensichtlich wieder einmal 
nicht nach Leistungsflihigkeit der Exporteure, sondern eher nach Verhandlungsmacht und -taktik zu
geteilt worden sind. Von den Mitgliedern mit großen Quoten haben vor allem Taiwan, Mexiko, 
Peru, Westindien und die Tschechoslowakei ihre Quoten nie erfUlien ktsnnen. Hinzu kommen noch 
ständige Defizite von kleineren Mitgliedern, z.B. Bolivien, Honduras, Kongo (Brazzaville), Mada
gaskar, Uganda und Ungarn. Andererseits haben insbesondere Brasilien (Quote 0,5 Mio. t RW, 
durchschnittliche Exporte 1969 - 1973 rd. 1,2 Mio. t RW mit steigender Tendenz - 1973: 2,5 Mio. 
t RW) aber auch z. B. Austral ien, Dominikanische Republ ik, SUdafrika und Mauritius erhebl ich mehr 
exportiert als ihren Quoten entsprach. Diese GegenUberstellung zeigt ein ganz eindeutiges Mißver
hältnis zwischen Leistungsfähigkeit und Exportquotenzuteilung. Thailand, das eine Quote von nur 
36000 t RW zugeteilt bekommen hatte, aber sehr viel grtsßere Exporte tätigen konnte (1971/72 
0,4 Mio. t RW, 1972/730,3 Mio. t RW), trat daher konsequenterweise aus dem IZA aus. Die we
nig adliquate Quotenzuteilung im Rahmen des IZA-68 hat zwar insbesondere 1969 und dann noch 
einmal 1970 zu einer Verminderung des effektiven Angebots unter die vertraglich fixierte Minimal
grenze von 85 % gefuhrt und damit eine Preisstabil isierung (und -erhtshung) enntsgl icht, doch darf 
dieser positive Effekt nicht U~er den fundamentalen IvIangel hinwegtäuschen. 

Zum anderen hat sich gezeigt, daß die Quotenhandhabung im Jahresablauf zu wenig flexibel war. 
In der zweiten Jahreshälfte 1969, als die Preise infolge der guten Ernteaussichten in Europa, der 
EWG-Dauerausschreibung ab Oktober, der unverkauften ÜberschUsse einiger Länder und hoher Hlind
lerbestände zu fallen begannen, konnte der IZR eine tatsächlich mtsgliche Quotenkurzung nicht vor
nehmen, weil die Exportabschlusse fUr 1969 bereits getlitigt waren. Auch hat sich gerade im ersten 
Jahr des IZA-68 gezeigt, daß eine QuotenkUrzung um nur 15 % nicht immer hinreicht, um eine 
Marktstabilisierung zu erreichen: Wegen der Defizite einiger Exporteure lag die effektive Gesamt
quote bei nur 75 % des Basisquoten - und dennoch ist es nicht gelungen, den nachgebenden Preisen 
Ende 1969 im notwendigen Ausmaß begegnen zu ktsnnen. Andererseits bleibt natUrl ich eine Quoten
erhtshung wirkungslos, wenn effektive Ware fehlt bzw. zum Ende eines Quotenjahres nicht mehr zur 
VerfUgung gestellt werden kann. 

Schi ießI ich soll noch erwlihnt werden, daß die effektive Vorratshai tung wohl relativ unzureichend 
gewesen sein dUrfte (rd. 10 % der Quoten); denn ihre Freigabe hat nur eine kaum meßbare Entla
stung des Marktes gebracht. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß das IZA-68 in sich zwar gewisse Mängel aufweist und auf
grund seiner Konzeption auch von vornherein nur beschränkte Wirkungen von ihm erwartet werden 
konnten; doch muß man im großen und ganzen anerkennen, doß nicht nur die Existenz des IZA-68 
selbst, sondern auch und gerade die umsichtigen Operationen des Exekutivorgans IZR marktstabili
sierend gewirkt haben. Es kann also bei einer Neuaushandlung eines neuen IZA durchaus als Diskus
sionsbasis Verwendung fi nden. 

5 ErhöhuQader Effizienz einer Stabilisierungspolitik auf dem Weltmarkt 

Wenn alle Versuche zur Ordnung des Wel tzuckermarktes - d. h. zur Angebotsanpassung und Preiser
htshung bei gleichzeitiger Verminderung der Preisausschläge - nur bedingten Erfolg hatten, dann 
liegt das an den Besonderheiten des Weltzuckennarktes - preisunelastisches, aufgrund außertskono
mischer Faktoren (Witterung, Schädlingsbefall, Ernterhythmus, politische Ereignisse u.li.m.) 
kUrzerfristig stark variierendes, aber tendenziell reichl iches Angebot und sich nur langfristig er
htshende, weitgehend preisunelastische Nachfrage, die wie das Angebot Uberwiegend residual
bestimmt ist - und an der Unfähigkeit der I ZA, die negativen Begleiterscheinungen dieser charakteri-
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stischen Eigenschaften zu kompensieren. Ein Teil der Mißerfolge ist sicherlich auf die unzureichen
de Ausgestaltung und Funktion der bisherigen IZA zurUckzufuhren. Ein weiterer Teil aber beruht auf 
Effekten, die mit Hilfe eines IZA im herkömmlichen Sinne Uberhaupt nicht oder doch nur sehr schwer 
kompensierbar sind. Zwei Ansatzpunkte fUr eine verbesserte Ordnung des Weltzuckermarktes sind da
her m.E. zu unterscheiden: Zum einen die effizientere Ausgestaltung eines IZA und zum anderen 
eine Verbesserung der Rahmenbedingungen fUr die Tl:ltigkeit eines IZA (vgl. zu diesen Problemen vor 
allem: 1; 4; 6; 7; 8; 9; 10; 13; 14; 21; 23; 24; 27; 30 (Nr. 17 vom 6.5.1975); 38; 45; 52; 53, S.365-
406; 55). DabeikÖnn~n ootUrl ich Maßnahmen der letzten Kategorie auch durchauslnnerhalb eines 
!ZA BerUcksichtigung finden. 

5.1 Verbesserung von Instrumentarium und Funktion des IZA 

Zunl:lchst möchte ich mich dem ersten Problemkreis zuwenden, wobei ich davon ausgehe, daß die 
Zielvorstellungen eines neuen IZA mit denen des IZA-68 weitgehend Ubereinstimmen. Es wird hier 
also unterstellt, daß weiterhin vor allem angestrebt werden sollen: 

- Förderung des internationalen Zuckerhandels mit dem Endziel der Erlösverbesserung fUr Entwick
I ungsll:lnder; 

- Preisstabilisierung auf einem einerseits kostendeckenden, andererseits latente Konkurrenz in ent
wickelten Ll:lndern nicht weckenden Niveau, das zudem die Interessen der Importeure angemessen 
berucksichtigt; 

- bessere Ausrichtung des Angebots an die wochsenden Bedurfnisse der Importll:lnder (d.h. u.a. auch 
Ausgleich von Angebot und Nachfrage); 

- Schaffung eines (wachsenden) Zugangs der EntwicklungslClnder zu den ZuckermClrkten der entwik
kel ten LClnder; 

- Förderung der Verbrauchs (einschließlich alternativer Verwendungsarten) sowie Intensivierung der 
internationalen Information und Kooperation. 

Wie bisher werden die Instrumente des IZA weitgehend auf die Erreichung der ersten drei Ziele -
Preiserhöhung, Preisstabilisierung und Angebotsanpossung - ausgerichtet sein, wClhrend die beiden 
zuletzt erwClhnten ZielvorsteliuRgen - Abbau bestehender Handelshemmnisse im weitesten Sinne und 
Förderung der internationalen Zusammenarbeit - eher mit den Maßnahmen realisierbar erscheinen, 
die hier unter "Verbesserung der Rahmenbedingungen" zusammengefaßt und spClter eriClutert werden. 

Zur Erreichung der ersten drei Ziele erscheint es sinnvoll, zunClchst einmal wieder auf die bereits 
in fruheren Abkommen enthaltenen Instrumente zurUckzugreifen, sie aber - soweit möglich - effi
zienter zu gestalten. Außerdem kommen einige zusCltzliche Maßnahmen zur Erhöhung der Funktions
fClhigkeit eines IZA in Betracht. 

?!!!!_~~e~~~E!~~ 
Der Zuckermarkt war in der Vergangenheit durch einen tendenziellen AngebotsUberhang gekennzeich
net. Eine AbschCltzung der zukUnftigen Entwicklung ergab, daß auch weiterhin ProduktionsUberhClnge 
wahrscheinlich sind. Aus diesem Grunde wird man wohl nicht auf die Vereinbarung von Exportquoten 
verzichten können. Dabei erscheint es sinnvoll, nicht wie bisher die Gesamtquote als Summe der 
ausgehandelten individuellen LClnderquoten zu akzeptieren, sondern weitgehend den umgekehrten 
Weg einzuschlagen, d. h. eine real istische, an dem Bedarf ausgerichtete Gesamtquote festzulegen 
und daraus individuelle Quoten abzuleiten. Die Zuteilung individueller Ll:lnderquoten sollte abwei
chend von dem bisher Ublichen Vorgehen grundsCltzlich in Anlehnung an die Leistungskraft der ein
zelnen Exporteure erfolgen. Sie sollte darUber hinaus von ihrem starren Charakter befreit werden, 
indem man z.B. eine jl:lhrliche obligatorische Überprufung der individuellen Quoten mit der Mög
lichkeit ihrer VerClnderung in gewissen Grenzen nach Maßgabe verClnderter Wettbewerbskraft und 
unter Aufrechterhaltung der Gesamtquote einfUhrt. Gleichzeitig sollte man eine flexible Angebots
anpassung insofern anstreben, als man QuotenkUrzungen in größerem Ausmaß als bisher zulClßt oder 
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aber geringe Basisquoten vereinbart, die bei schwachen Preisen nur entsprechend vorsichtig erhöht 
werden. 

Ein Übergang von jtihrlichen Quotenzuteilungen und deren autonome Anpassung gemtiß der Preisent~ 
wicklung zu viertel jtihrl ichen Exportquoten wie im letzten Kaffeeabkommen könnte u. U. sinnvoll 
sein, um den Marktpreis besser als bisher im fixierten Preisband halten zu können. Mir erscheint es 
jedoch mit Rücksicht auf die meist etwas ltingerfristigen Dispositionen der Marktpartner und wegen 
der bei htiufigeren Quotenönderungen auftretenden Unruhen und Schwierigkeiten sehr viel günstiger 
zu sein, unverönderte Jahresquoten aufgrund einer Bedarfsschötzung kurz vor Beginn eines jeden 
Quotenjahres neu festzulegen. Die kürzerfristig notwendig werdenden Mengenoperationen zur Si~ 
cherung der Preisstabilitöt sollten dagegen von dem relativ schwerftilligen Exportquotenmechanis
mus auf die flexibleren Operationen eines internationalen buHer stock übertragen werden. 

Für den Fall extremer Preissteigerungen sollten wiederum Lieferverpflichtungen der Exporteure für 
bestimmte Mengen zu einem vereinbarten Höchstpreis aufgenommen werden, um die Versorgung der 
Importeure auch in Krisenzeiten zu günstigen Bedingungen zu gewt!hrleisten. 

Auf jeden Fall sollte man verhindern, weiche Reexportbestimmungen aufnehmen zu müssen wie sie 
etwa im Rahmen des IZA-68 für die kubanischen Lieferungen an die sozialistischen Lönder einge
gangen worden sind. Solche oder öhnliche Vereinbarungen stellen eine große potentielle Gefahr 
für das Funktionieren eines IZA dar, weil sie der Kontrolle des IZR entzogen sind. 

Im Interesse des entwicklungspolitischen Zieles, das in einem neuen IZA wahrscheinlich noch an Be
deutung zunehmen wird, wöre es vielleicht sinnvoll, zwei Ausnahmen von diesen generellen Vor
schriften zuzulassen. Zum einen könnte man die individuellen Quotenhöhen nicht allein an der 
Wettbewerbskraft der Exporteure ausrichten, sondern z.B. auch an dem Entwicklungsniveau der Ltin
der, an der Wichtigkeit des Zuckers fUr deren Binnen- und Außenwirtschaft sowie an den sich anbie
tenden Alternativen. Zum anderen könnte man - tihnlich wie schon im IZA-68 - den wirtschaftlich 
schwöchsten und gleichzeitig stark vom Zuckerexport abhtingigen Entwicklungsltindern gewisse Son
derrechte derart einröumen, daß ihnen unverönderbare Quoten oder Quotenanteile, Sonderausfuh
ren unter bestimmten Bedingungen, fakultative Hörtefondszuteilungen, bevorrechtigte Berucksichti
gung bei der Umverteilung von Defiziten u.ö.m. zugebilligt werden. Bei der Einrtiumung von Son
derbedingungen muß allerdings sichergestellt sein, daß die Wirkung des Exportquotenmechanismus 
erhalten bleibt und nicht erstarrt. - Eventuell könnte man auch bei den Lieferverpflichtungen zu 
fixierten Höchstpreisen eine Differenzierung zwischen den verschiedenen Ltindern einbauen, die zu 
einer bevorzugten Behandlung der wirtschaftlich Schwtichsten fuhrt. 

~!!!~_~~e~~~E!~~ 
Dieses Instrument ist beispielsweise in einem früheren Weizenabkommen erfolgreich eingesetzt wor
den. Auf Importquoten wird man m.E. verzichten können, wenn sichergestellt wird, daß die impor
tierenden Mitglieder die Einfuhren aus Nichtmitgliedslöndern des IZA wirksam begrenzen oder ein
stellen. Es wtire auch möglich, den importierenden Entwicklungsltindern gewisse Sonderrechte beim 
Bezug von Zucker zum "supply commitment" Preis zu Lasten der entwickelten Ltinder einzuröumen. 
Dazu könnte man m. E. ein System einfUhren, das entweder die Gesamtimportmenge im Rahmen des 
IZA in einer Referenzperiode auf die Importlönder unter Berücksichtigung entsprechender Kriterien 
verteilt oder aber unterschiedliche Prozentsötze von der Referenzmenge für entwickelte und Entwick
lungsltinder als Lieferrechte in Hochpreisperioden vereinbart. Andererseits wtire es naturl ich sinnvoll, 
zur Erlössicherung der vom Zuckerexport besonders abhöngigen Lönder ein Pendant zu den Lieferrech
ten der I mportlönder zu schaffen. So könnte man z.B. zumindest die entwickelten Lönder unter den 
Importeuren zur Abnahme bestimmter Referenzmengen zu einem Mindestpreis verpflichten, wenn die 
Preise am Weltmarkt unter diesen Preis fallen. 
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~!.!!.~_~~:!~~~i~~51!~~A~s9!~~:.~s!~€l~~ 
Von der Tätigkeit eines internationalen Ausgleichslagers kann eine bedeutende Einflußnahme auf die 
kürzerfristige Marktentwicklung elWartet werden; denn bei preisunelastischem Angebot (preisunelasti
scher Nachfrage) genügen meist schon geringe mengenmäßige Operationen, um eine Preisstabilität 
wieder herzustellen. Wird der buffer stock - wie hier vorgeschlagen - als Ergänzung zu den übrigen 
Instrumenten angesehen und eingesetzt, so können wegen seiner direkten, schnellen und flexiblen 
Eingriffsmöglichkeiten kürzerfristige Marktungleichgewichte verhindert oder doch zumindest ihre 
Folgen weitgehend abgeschwächt werden. Ein Erfolg hängt selbstverständlich in ganz besonders star
kem Maße von den fixierten Aufgaben und dem festgelegten Aktionsradius ab. Wichtig ist, daß dem 
Ausgleichslager keine Aufgaben übertragen werden, die zu lösen es nicht imstande ist. So wird der 
buffer stock weder längerfristige t-k.Irktungleichgewichte verhindern können noch Erfolg haben, wenn 
er oufgrund falsch gesetzter Auslöseschwellen für Marktoperationen zu ständigem Kauf oder Verkauf 
gezwungen ist. Eine weitere Voraussetzung für das Funktionieren eines internationalen Ausgleichs
lagers ist eine hinreichende Ausstattung mit finanziellen Mitteln und/oder Zuckermengen. 

Sollte man sich dazu entschließen, Zuckerlieferungen im Rahmen des Welternährungsprogramms mit 
in ein IZA einzubringen, dann wäre der internationale buffer stock gleichzeitig eine geeignete In
stitution zur Übernahme dieser Aufgaben. 

Bei den mit ei"nem internationalen Ausgleichslager verbundenen lasten besteht wieder die Möglich
keit, sie nach der Wirtschaftskraft der teilnehmenden Staaten zu differenzieren. So könnten z.B. 
die wirtschaftlich schwächeren Mitglieder von finanziellen und/oder Warenleistungen (teilweise) 
befreit werden. Auch wäre es denkbar, dem Ausgleichslager die Funktion einer Ausgleichskasse zu 
Ubertragen, um eine Erlösstabilisierung für die Exportländer durchzusetzen. Das könnte mit Hilfe 
von Kompensationszahlungen zwischen Im- und Exporteuren oder auch mit Hilfe direkter Fondsmani
pulationen erreicht werden. Auch hierbei wäre wieder eine Differenzierung nach der wirtschaftli
chen lage der verschiedenen länder möglich. Im übrigen bietet sich auch die Möglichkeit, mit in
ternationalen Organisationen zusammenzuarbeiten (Weltbank etc.). 

~!.!!.~_~_~~~~~~~:C~~~~~51!~~~~ 
Zur Ergänzung des Quotenmechanismus und der buffer-stock-Operationen sollten wiederum Vor
schriften über eine maximale und minimale nationale lagerhaltung aufgenommen werden. Einerseits 
könnte die Vorratspolitik der Exportländer dazu dienen, die Auswirkungen von Emteschwankungen 
wenigstens teilweise zu kompensieren und andererseits könnte sie eine gewisse lieferfähigkeit der 
Exporteure, d.h. eine gewisse Versorgungssicherung der Importeure gewährleisten. Vorschriften 
Uber die Vorratshaltung der Exporteure erscheinen außerdem notwendig, weil sie bei einem zu be
türchtenden Angebotsüberhang ebenso wie bei einem möglichen Angebotsdefizit eine IndikatolWir
kung für die Erzeugung haben können. Um das Instrument der Vorratshaltung effektiver zu gestalten, 
wäre es zu begrüßen, wenn Vorschriften auch für die Importländer in ein IZA aufgenommen würden. 
Darüber hinaus könnte man dazu übergehen, entsprechend der Preisentwicklung gewisse Auflagen 
derart zu erteilen, daß bei länger anhaltendem Überschreiten oder Unterschreiten bestimmter Preise 
die Vorräte der Im- und Exporteure in gewissen Grenzen ab- bzw. aufgebaut werden müssen. 

Auch bei der nationalen Vorratspolitik erscheint es möglich, eine Differenzierung nach ländergrup
pen vorzunehmen. Ähnlich wie im IZA-68 könnte man geringere Vorräte und schwächere An- und 
Verkaufsbestimmungen für Entwicklungsländer vorsehen. 

5.1.5 Preisvorschriften 

Die Funktionsfähigkeit eines I ZA hängt in ganz besonders starkem t-k.Iße von dem angestrebten Preis
niveau und der vereinbarten Preisspanne ab. 

Schon eine Marktpreisstabilisierung - unabhängig vom Niveau - bringt eine Verringerung des Investi
tions- und Produktionsrisikos mit sich und bewirkt eine tendenzielle Einschränkung der lagerhaltung 
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bei den Zuckerverwendem. Sollte olso eine Preisstabilisierung nachhaltig erreicht werden, dann be
steht schon allein aufgrund dieser Tatsache ein Hang zur Erhöhung des Marktangebots. Verfolgt man 
mit Hilfe eines IZA neben der Preisstabilisierung auch das Ziel einer nachhaltigen Preisverbesserung, 
so werden diese Tendenzen naturlich noch verstörkt und das Außenseiterproblem wird sowohl auf der 
Anbieter- als auch auf der Nachfrageseite akut. Außerdem können zu hoch festgesetzte IZA-Preise 
bei vergleichsweise niedrigen Marktpreisen zu nicht erwUnschten fortwährenden Käufen des Aus
gleichslagers fUhren, insbesondere dann, wenn eine Angebotssteuerung uber die Exportquoten nicht 
oder nur unzureichend erfolgt. Gelingt es tatsächlich, die Preise zu erhöhen, besteht natUrlich die 
Gefahr, daß die Verbraucher auf Substitutionsprodukte (com- und noncaloric-sweeteners) auswei
chen. Diese Vorgänge haben beispielsweise in der jUngsten Vergangenheit in den USA und Japan 
eine Rolle gespielt. Alle angedeuteten Schwierigkeiten werden in dem Maße akzentuiert, indem 
versucht wird, eine Preisentwicklung "gegen den Trend" durchzusetzen. 

Mit zu niedrig festgelegten Preisen sind analoge Funktionsstörungen verbunden. liegt der Markt
preis uber dem IZA-Preis, so mUßte der buffer stock beispielsweise sttlndig Zucker an den Markt ab
geben, was sehr schnell zu einer Erschöpfung seiner Warenvorrtite fUhren und seinen Mechanismus 
außer Kraft setzen kann. Im Ubrigen wird es bei größer werdender Differenz zwischen Marktpreis 
und "supply commitment"-Preis zunehmend schwieriger, eine Versorgung der Importeure mit garan
tierten Zuckermengen zu bestimmten Höchstpreisen durchzusetzen. 

Bei der Festlegung der Preisspanne, innerhalb derer eine Stabilisierung angestrebt werden soll, er
geben sich ganz tlhnliche Probleme. Wtlhlt man eine zu enge Spanne, dann besteht die Gefahr, daß 
die Marktpreise sehr leicht das vorgegebene Intervall nach der einen oder anderen Seite verlassen 
- mit den eben beschriebenen Folgen. Wtlhlt man dagegen eine zu große Spanne, so ist das Ziel 
einer Preisstabilisierung nicht oder doch nur sehr mangelhaft zu erreichen. 

Die Wirksamkeit der IZA-Operationen wird aber nicht nur von dem Preisniveau und dem gewtlhlten 
Preisintervall stark beeinflußt, sondem auch von der richtigen Antizipation der Itlngerfristigen Preis
entwicklung. Je besser es gelingt, den "Preistrend" richtig einzuschtltzen und diese erwUnschten 
Preisvertlnderungen im Sinne ihrer Steuerungsfunktion zuzulassen, um so erfolgreicher werden die 
Operationen des IZA sein. Deshalb wtlre es erstrebenswert, die Preise des IZA einer ständigen Kon
trolle zu unterwerfen und sie - wenn notwendig - wtlhrend der Laufzeit des IZA zu vertIndem. FUr 
das technische Vorgehen bietet vielleicht das CSA ein gutes Vorbild. Dort waren ja ebenfalls regel
mtlßige Preiskorrekturen vorgesehen, u.a. auch in Abhtlngigkeit von der Produktionskostenentwick
lung. 

FUr die Fixierung eines Ausgangspreisniveaus eines neuen IZA könnten die zuletzt gUltigen Prtlfe
renzmarktpreise des ASA und CSA, die in jUngster Zeit teilweise ausgehandelten Preise fUr Itlnger
fristige lieferabkommen oder auch die EWG-Preise als Orientierungshilfe herangezogen werden. 

Bei der Festlegung der Preise könnte man wiederum entwicklungspolitische Gesichtspunkte berUck
sichtigen, wenn auch eine produktgebundene Entwicklungshilfe nicht unumstritten ist. Es wäre aber 
beispielsweise denkbar, daß die wirtschaftlich am schlechtesten gestellten Entwicklungsltlnder in 
Abhtlngigkeit von der Stellung des effektiven Kontraktpreises in dem Preisintervall des IZA bestimm
te Zuschläge erhalten, die durch Abgaben beim Im- und Export finanziert werden könnten. 

Im Ubrigen scheint es angesichts der Erfahrungen mit fruheren IZA notwendig, bestimmte Regelungen 
fUr Weißzuckerbewegungen einzufuhren. Zwar ist Weißzucker als solcher auch Gegenstand der IZA 
gewesen, doch waren alle Mechanismen auf die Entwicklung der Rohzuckerpreise abgestellt. Die 
dadurch aufgetretenen Schwierigkeiten sollten in einem neuen IZA berUcksichtigt werden, wenn 
eine Lösung dieser Probleme auch schwierig sein dUrfte. Es wtlre aber beispielsweise denkbar, den 
Weißzuckerexporteuren des IZA Auflagen hinsichtlich gewisser Mindestzuschltlge auf Weißzucker-
I ieferungen zu ertei len. 

Lassen Sie mich schließlich noch kurz ein Problem ansprechen, das bei der Diskussion um Preisstabi-
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lität auf Rohstoffmärkten ganz allgemein eine große Rolle spielt, ohne daß es m.E. hinreichend ge
würdigt wird. Die Preisentwicklung auf den Rohstoffmärkten wird - wie auch im IZA - üblicherweise 
aufgrund der Entwicklung von Kassanotierungen beurteilt. Gerade diese aber haben die Eigenschaft, 
außerordentlich stark zu fluktuieren. Einerseits schlagen sich in ihnen Gerüchte und Nachrichten 
über z. B. den Saatenstand, Naturkatastrophen, Streiks, pol itische Krisen u. ä. m. sowie die Tätig
keit der Spekulation und Vorgänge auf anderen Börsen relativ ausgeprägt nieder und andererseits 
steht hinter den Preisnotierungen häufig nur ein verhältnismäßig geringer Umsatz. Man sollte daher 
bei der Beurteilung der Preisentwicklung gerade auf dem relativ engen Weltzuckermarkt diese Pro
bleme berücksichtigen. Das IZA-68 enthält zwar gewisse Vorschriften, die auf diese Eigenarten der 
Kassanotierungen RUcksicht nehmen, doch könnte ein größerer Spielraum für die Aktionen der Organe 
des IZA eine Verbesserung in der Weise bringen, daß die tatsächliche Wirkung der Preisveränderun
gen verringert werden. 

5.2 Verbesserung der Rahmenbedingungen 

Hierunter werden alle jene Maßnahmen erfaßt, die nicht so sehr auf eine direkte, mehr kurzfristige 
Marktbeeinflussung gerichtet sind, sondern stärker darauf abzielen, die Effizienz der Operationen 
des IZA vor allem auch langfristig und mehr indirekt zu erhöhen. 

?!~:.LY:~!:':.i!~!:~!!~:~_'!Y:~~~~t:~ 
Eine Verbreiterung der Basis eines IZA wird allgemein als eines der wirksamsten Mittel zur Verringe
rung der Preisinstabilität angesehen. Wie oben geschildert, trägt der Residualmarktcharakter erheb
lich zu den häufigen und starken Preisveränderungen bei (nationale Preisstabilität fuhrt zu interna
tionaler Preisinstabilität). Gelänge es, den durch ein IZA regulierten Markt durch Abschaffung der 
Präferenzmärkte (EWG, USA, COMECON, OCAM) und Einbeziehen dieser Zuckermengen in die 
Vorschriften des IZA zu erweitern, so kann man den Markt von seinem Zufallscharakter wenigstens 
teilweise befreien und eine größere Preisstabilität erwarten. Es würden prinzipiell keine ständigen 
Außenseitertransaktionen und keine planmäßigen Verlustgeschäfte mehr auftreten. In der Vergangen
heit war es z. B. durchaus übl ich, nichtpräferentielle Restzuckermengen unabhängig von der Preis
höhe (z.B. zur Devisenbeschaffung) am Weltmarkt anzubieten. Die bei diesen Geschöften entstan
denen Verluste wurden durch Gewinne auf den Präferenzmärkten kompensiert. 

Die Chance für eine Verbreiterung der Basis eines IZA ist vielleicht gerade jetzt verhältnismäßig 
gUnstig, weil das ASA Ende letzten Jahres ausgelaufen ist und die USA ihren Importbedarf im Prin
zip auf dem freien Weltmarkt decken. 

5.2.2 Abbau der internationalen Handelshemmnisse -.-------------------------------------------
Üiese Maßnahmen stehen in ganz enger Verbindung zu dem eben erörterten Problemkreis und schlie
ßen insbesondere die Öffnung der Zuckermärkte der Industrienationen fUr Lieferungen aus Entwick
lungsländer ein. Mit der Abschaffung der Präferenzmärkte und der Konsol idierung bzw. dem Abbau 
des Schutzes für die nationalen Zuckerwirtschaften könnten den Entwicklungsländern HandeIsmög
lichkeiten, d.h. u.a. Devisenbeschaffungsmöglichkeiten für ihre (weitere) wirtschaftliche Entwick
lung eröffnet werden. Das Problem der Anpassung der Wirtschaft wUrde damit stärker von den Ent
wicklungs- auf die flexibleren Industrieländer verlagert werden. Dabei sollte aber sichergestellt 
werden, daß die Zuckerproduktion weitgehend in die Länder mit den niedrigsten Produktionskosten 
verlagert wird. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz sollte z.B. dann gewährt werden, wenn wirt
schaftliche Alternativen fehlen (z.B. Reunion, Mauritius). Eine weitgehende Handelsliberalisierung 
erscheint insofern vielversprechend, als das Zuckerabkommen von 1902, das ebenfalls die Liberal i
sierung des Handels anstrebte und auch weitgehend durchsetzte, den wohl größten Erfolg unter den 
bisherigen i nternati ona I en ZuckerUbere i nkommen ha tte. 
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Hierzu gehört u.a. die Mitwirkung der Importländer an einer Stabil isierung der einheimischen und 
der fremden Zuckerproduktion bzw. deren Anpassung an den (wachsenden) Bedarf. In Überschuß
situationen müssen auch die (teilweise) sich selbstversorgenden Länder die Last der Überproduktion 
mittragen, die bisher stets den Exporteuren aufgebürdet worden ist. Zur Vermeidung neuer struktu
reller Überschüsse und zur Eindämmung des Protektionismus sollten bei temporären Preissteigerungen 
am Weltmarkt die Produzentenpreise und bei temporärem Preisverfall am Weltmarkt der nationale 
Außenschutz nicht erhöht werden. Außerdem sollte man versuchen, die leistungsfähigeren Zucker
produzenten an den Verbrauchszunahmen stärker teilhaben zu lassen. Es wäre sinnvoll, die Produk
tion weltweit zu planen und die nationalen Zuckerpolitiken international zu koordinieren. Dabei 
könnten z.B. auch bestimmte Selbstversorgungsgrade für die Industrieländer vereinbart und der rest
liche Bedarf den kostengünstiger produzierenden Ländern zugeteilt werden. 

~!.~!.~_~~~<!E!!~-"it~!:~p"i:,:_r:.i.E:.i:~~!l 
Sowohl die Entwicklungshilfepolitik der Industrienationen als auch die Wirtschaftspolitik der Ent
wicklungsländer sollten gezielte Umsetzungen der Produktionsfaktoren in den Entwicklungsländern 
verfolgen. Die Preisstabilisierung auf dem Weltzuckermarkt ist ja gerade deshalb von so großer Be
deutung, weil viele Entwicklungsländer mit der Monokultur "Zucker" belastet sind. Die viel ge
priesene Diversifizierung ist daher auch tatsächlich ein Mittel, um eine Ursachentherapie zu er
reichen. Andererseits erscheint es durchaus sinnvoll, die Zuckerwirtschaften der Rohrzuckerprodu
zenten durch eine Intensivierung des technischen Fortschritts - intensive Pflanzenzüchtung, Moder
nisierung der Anbaumethoden, des Transportwesens und der Verarbeitungseinrichtungen - in ihrer 
Konkurrenzfähigkeit zu fördern. 

5.3 Ergebnis 

Ein IZA ist nur ein Instrument neben vielen anderen, die Probleme der Weltzuckerwirtschaft .zu ord
nen. Es gibt sicherlich noch bisher ungenutzte Möglichkeiten, das Instrumentarium eines IZA zu er
weitern und dessen Wirkungsweise zu erhöhen. Insbesondere erscheint es angebracht, zur besseren 
Sicherstellung eines kürzerfristigen Marktgleichgewichts ein internationales Ausgleichslager einzu
richten. Setzt man Exportquoten und internationales Ausgleichslager gemeinsam mit den anderen 
Instrumenten und aufeinander abgestimmt ein, so ist eine größere Flexibilität und damit eine größere 
kürzer- bis mittelfristige Preisstabilisierung durchaus zu erwarten. Es könnte auch versucht werden, 
stärker als bisher entwicklungspolitische Gesichtspunkte bei einer Neukonzeption zu berücksichti
gen, doch darf nicht übersehen werden, daß mit zunehmenden Ausnahmen und Sonderregelungen für 
bestimmte Länder bzw. Ländergruppen das IZA zunehmend erstarrt und seinen Aufgaben immer weni
ger gerecht werden kann. Selbst ein weitestgehend flexibles IZA kann aber nur dann einen optima
len Erfolg haben, wenn alle beteiligten Länder bereit sind, ihre Partikularinteressen den Bestimmun
gen des IZA unterzuordnen. Außenseiter sollte es möglichst nicht geben. 

Generell kann ein IZA im herkömmlichen Sinne allenfalls mithelfen, kürzerfristige Probleme zu lö
sen. Wenn sein Instrumentarium einerseits nicht ständig den sich ändernden Bedingungen angepaßt 
und andererseits nicht durch verbesserte Rahmenbedingungen ergänzt wird, so Ii:ißt sich ein Markt
gleichgewicht nicht durchsetzen. Solange die bestehenden Handelsschranken nicht zuni:ichst kon
solidiert und spi:iter abgebaut werden, um eine Wanderung der Produktion zum besten Wirt wenigstens 
im Prinzip zu ermöglichen und eine internationale Koordination der Zuckerpolitiken und Kooperation 
bei der Produktion nicht durchsetzbar sind, scheint eine Lösung der Weltzuckerprobleme unmöglich: 
"In the twentieth century, as in the nineteenth, politics more than economics is at the root of the 
international sugar problem" (52, S. 350). 
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Problemstellung 

1.1 Der Weltzuckerzyklus 

Die nachstehenden AusfUhrungen sollen im ersten Teil die Analyse der Instabilitlit erglinzen, wlih
r~nd der Stabil isierungsvorschlag eine unverzichtbare, flankierende Maßnahme zur Hauptforderung 
des Referats nach einem neuen, effizienteren Internationalen Zuckerabkommen darstellt. 

Unter Instabil itlit werden in dieser Arbeit Schwankungen um den linearen Trend verstanden. Zur 
Kennzeichnung und zum Vergleich der Schwankungen wurde der Variationskoeffizient und bei der 
Berechnung der dazu nötigen Regressionsfunktionen der lineare Funktionstyp verwendet 2) • 

1) Den Herren R. SEELING und Dr. H. REHM dankt der Verfasser fUr Anregungen und Kritik. 

2) Der Variationskoeffizient (v) gibt die durchschnittliche Abweichung der empirischen Werte von 
der Regressionsfunktion vom Typ y = a + bt lineare Trendfunktion) in v. H. an. 

~ (y. - 9.) 
v = ~; s = Standardfehler = 1 I I 

Y n - 1 
y. empirische Werte; y arithmetisches Mittel; 
11 li y theoretische Werte; n = Llinge des Untersuchungszeitraums in Jahren. 
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Vergleicht man die Schwankungen der Weltzuckererzeugung, des Weltzuckerverbrauchs, der Welt
zuckerausfuhr und der Weltzuckerbestände sowie der Börsennotierung fUr Zucker (Übersicht 1), so 
zeigt sich, daß die Verbrauchsentwicklung im letzten Viertel jahrhundert am stabilsten war. Die Er
zeugung schwankte etwa doppelt so stark, wobei sowohl die Rohr- als auch die RUbenzuckerproduk
tion stärker variierte als die Gesamterzeugung. Offensichtlich wirkte sich die Tatsache, daß die 
Produktion auf zwei Pflanzen aufbaut, von denen jeweils eine entweder in gemäßigten oder in sub
tropischen bzw. tropischen Regionen kultiviert wird - die Erzeugung daher nahezu weltweit gestreut 
ist - stabilisierend auf die Produktionsentwicklung aus. 

Die Exportmenge an Zucker schwankt nur wenig stärker als die Produktion. Die Instabilität der Vor
räte Ubertrifft die der Erzeugung dagegen um das Vierfache, während die Preise an der Zuckerbörse 
in New York fast zwanzigmal stärker schwanken als die Produktion bzw. beinahe vierzigmal stär
ker als der Verbrauch. 

Diese Eskalation der Instabilität vom Verbrauch uber die Erzeugung, die Ausfuhr und die Vorräte 
bis hin zu den Preisen dUrfte ihre wesentlichste Ursache in der Existenz von lagerfähigen Vorräten 
haben, die zwar den Ausgleich von Angebot und Nachfrage erleichtern, aber andererseits Phasen 
der Überproduktion und zyklische Bewegungen am Weltzuckermarkt induzieren. 

Übersicht 1: Instabilität des Weltzuckermarktes 

Die Schwankungen der Reihen um ihren linearen Trend 
1950/51 bis 1973/74 

Weltzuckererzeugung (nationale Kampagnejahre) 
davon aus: Rohr 

Ruben 
Weltzuckererzeugung (Wi rtschaftsjahr Sept ./Aug.) 
Wel tzuckerverbrauch (Wirtschaftsjahr Sept ./Aug.) 
Weltzuckerausfuhr (Wirtschaftsjahr Sept ./Aug.) 
Weltzuckervorräte (Ende August) 
Börsennotierung fUr Zucker (New York, Wirtschaftsjahr Sept./Aug.) 

4,4 v.H. 
4,8 v,H. 
6,7 v.H. 

4,6 v.H. 
2,3 v.H. 
5,8 v.H. 

17,7 v,H. 

tatsächliche Werte 71,7 v.H. 
___________________ ~~~':.i!l1g~':. Y'!.~~t! __ al ________________________ ~~.!~ _____ :!,:.!"!._ 
zum Vergleich: 
Weltrohstahlerzeugung (Kalenderjahre 1951 bis 1974) 6,7 v.H. 

Die Ergebnisse sind abhängig von den verwendeten Funktionstypen. Der hier gewählte lineare An
satz lautet y = a + bt. Berechnet nach: F.O. LICHTS: Weltzuckerstatistik. In: Internationales 
Zuckerwirtschaftliches Jahr- und Adressbuch, Ratzeburg, Ifd. Jahrgänge; Statistisches Bundesamt: 
Die Eisen- und Stahl industrie, Statistisches Viertel jahresheft , Ifd. Jahrgänge, und dasselbe: Eisen 
und Stahl, Eisenerzbergbau, Eisenschaffende Industrie, Eisen-, Stahl- und Tempergießereien, Vier
te I jahresheft , I fd. Jahrgänge. 

a) Um die Abwertungen des US-Dollars am 8.5.1972 und am 12.2.1973 bereinigt. 

Wenn die Erzeugung aufgrund Uberdurchschnittlicher Erträge oder als Folge der Ausdehnung der An
baufläche c.p. den Verbrauch Ubertrifft, so steigen die Weltvorräte an und Uben einen Druck auf 
die Börsennotierungen aus. Dies fUhrt in der Regel zu einer stagnierenden oder leicht sinkenden An
baufläche, so daß der weiter gestiegene Verbrauch die Erzeugung Ubertrifft, was mit sinkenden Vor
räten verbunden ist. Die Zuckerbörsen reagieren auf den Lagerabbau mit anziehenden Preisen, wo
durch die Erzeuger wieder zur Anbauausdehnung angeregt werden. Die daraufhin beschleunigt stei-
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gende Produktion übertrifft wieder den Verbrouch, und der Vorratsaufbau beginnt von Neuem 1). 

Damit ist ein schematischer Ablauf des Weltzuckerzyklus skizziert, der durch eine Vielzahl von 
Reglementierungen, pol itischen EinflUssen und spekulativen Momenten überlagert ist. Da sich An
gebot und Nachfrage von Zucker nicht auf einem Markt, sondern auf vielen Märkten treffen - neben 
den Binnenmärkten sind auch die internationalen Märkte durch Verträge voneinander isol iert -, muß 
geprüft werden, ob die Vorratsveränderungen die Preisbewegung der Zuckerbörsen, die allerdings 
nur für relativ geringe Mengen gelten, tatsächlich entscheidend beeinflussen. Mißt man die Stramm
heit des Zusammenhangs zwischen Vorräten und Bärsennotierungen an dem Korrelationskoeffizien
ten, so erhält man r = 0,41. 

Stell t man aber den Börsennotierungen die relativen Vorräte, d. h. die Vorräte am Ende des Wirt
schafts jahres in v. H. des Verbrauchs des abgelaufenen Wirtschaftsjahres gegenüber, so erhöht sich 
der Korrelationskoeffizient auf r = 0,73 2). Dieser hohe Korrelationskoeffizient deutet auf einen 
Zusammenhang zwischen den relativen Vorräten und den Börsennotierungen hin. 

Schi ießI ich muß noch geprüft werden, ob die Preise (insbesondere die Börsennotierungen) die Varia
tion der Anbaufläche in der dargelegten Weise beeinflussen, d. h. ob sinkende Preise zu stagnieren
der bzw. sinkender Anbaufläche und steigende Preise zur Expansion der Anbaufläche führen, inver
se Reaktionen demnach ausgeschlossen sind. Der Korrelationskoeffizient zeigt sowohl bei der Ge
genüberstellung von Börsennotierung und Rohranbaufläche mit r = 0,38 als auch im Falle der Rüben
anbaufläche mit r = 0,40 keinen signifikanten Zusammenhang 3). 

Pruft man dagegen den Einfluß von Preisen und Vorräten auf die Anbaufläche mit Hilfe eines doppeI
l,ogarithmischen Regressionsansatzes 4), so erhält man im Falle der Rohranbaufläche einen Korrela
tionskoeffizienten von r = 0,72 und im Falle der Rübenanbaufläche einen solchen von r = 0,88. 
Demnach beeinflussen Preise und Vorräte zwar weitgehend die Anbauflächenvariation, die Isolation 
der Teilmärkte voneinander läßt aber den nationalen Zuckerpolitiken offenbar einen nicht unerheb
lichen Spielraum. 

1) Neben dieser zyklisch bedingten Instabilität gibt es noch eine Fülle weiterer Instabilitätsursa
chen (vgl. z.B. den Katalog bei D. KEBSCHULL, K. FASBENDER, A. NAINI, 1975, S. 175-
177), die das Geschehen auf den internationalen Zuckermärkten zwar mit beeinflussen, aber 
nicht beherrschen. 

2) Typ der Funktion y = a + bx 
y = Zuckernotierung in New York, umgerechnet auf das Wirtschaftsjahr September/August; 
x = Vorräte am Ende des Wirtschaftsjahres in v.H. des Verbrauchs; 
Zeitraum 1960/61 bis 1973/74; dieser Zeitraum wurde wegen der Strukturveränderungen der 
internationalen Märkte seit 1960/61 (s.S. 351) gewählt. 

3) Typ der Funktion y = a + bx 
y = Anbaufläche 
x = Zuckernotierung in New York, umgerechnet auf Wirtschaftsjahre September/August; 
auf den Zeitraum 1961/62 bis 1970/71 wegen fehlender Daten und wechselnder Abgrenzungen 
beschränkt. 

4) Typ der Funktion In y = a + b In Xl + c In x2 
y = Anbaufläche 
Xl = Zuckernotierung in New York, umgerechnet auf das Wirtschaftsjahr September/August; 
x2 = relative Vorräte 
auf den Zeitraum 1961/62 bis 1970/71 wegen fehlender Daten und wechselnder Abgrenzungen 
beschränkt. 
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1.2 Konsequenzen der Einfuhrltinder 

Die Einfuhrltinder haben aus der Instabilittit insbesondere zwei Konsequenzen gezogen. Zum einen 
bemUhen sie sich seit Jahrzehnten, ihre Einfuhrabhtingigkeit zu vermindern (0. MATZKE, 1975, 
S. 509). So ist z.B. die Weltzuckererzeugung im Trend von 1950/51 bis 1973/74 mit einer durch
schnittlichen jtihrlichen Wachstumsrate von 4,0 v.H. gewachsen, wtihrend die Ausfuhren im glei
chen Zeitraum nur um 2,5 v.H. expandieren konnten; 1950/51 wurden noch 47,8 v.H. des Ver
brauchs durch Einfuhren gedeckt, 1973/74 waren es nur noch 31,3 v. H. Diese Entwicklung wurde 
u.a. durch massive BegUnstigung der initindischen Erzeugung verursacht. Zum anderen wurde ver
sucht - und das htingt eng mit dem eben Gesagten zusammen -, die Binnenmtirkte vom Geschehen 
der internationalen Zuckermtirkte zu isolieren und nach ausschließlich binnenwirtschaftlichen Ge
sichtspunkten zu stabil isieren. SchließI ich waren und sind die Einfuhrltinder bemUht, eine störungs
freie Versorgung der Binnenmtirkte durch langfristige Vertrtige mit festen Preisen und Mengen zu 
sichern. 

Durch Impartsubstitution und Deliberalisierung verengte sich das Volumen der internationalen Zuk
kermtirkte bis Ende 1974 immer weiter und begUnstigte die Instabilittit auf diesen Teilmtirkten. 

1.3 Auswirkungen fUr die Ausfuhrltinder 

Die Instabil ittit der Zuckermtirkte kumul iert in den heftigen Schwankungen der Börsennotierungen, 
die auf enge Teilmtirkte bezogen sind. Da diese Preisbewegungen htiufig als Schwankungen des 
"Weltmarktpreises" angesehen werden, wird mit dem Hinweis auf diese Preisvariationen eine Erlös
stabilisierung der zuckerexportierenden Entwicklungsltinder gefordert, denn diese sind darauf ange
wiesen, mit Hilfe der Exporterlöse ihre Entwicklungspltine zu finanzieren (0. KEBSCHULL; K. FAS
BENDER; A. NAINI, 1975, S. 183). Die tatstichliche Instabilittit der Exporterlöse fUr Zucker wird 
aber von den Börsennotierungen nicht zutreffend gekennzeichnet, da die wesentlichen Zuckerex
portltinder eben nicht nur auf die Teilmtirkte, fUr die die Börsennotierungen gelten, liefern, sondern 
auch auf den in der Regel gUnstigeren Hochpreismtirkten (z. B. USA, Vereinigtes Königreich, 
UdSSR) ihren Zucker absetzen. 

Stellt man z.B. die Schwankungen der Durchschnittswerte der Zuckerausfuhr fUr die Zuckerexport
ltinder Mauritius und Dominikanische Republik, deren Ausfuhrwerte (1967 bis 1969) zu 93,3 bzw. 
51,7 v. H. vom Rohrzucker abhingen, den Schwankungen an der New Yorker Börse und den Schwan
kungen des deutschen Fabrikabgabenpreises gegenUber (Übersicht 2), so zeigt sich, daß die Börsen
notierung drei- bis viermal so stark schwankt wie die Durchschnittswerte der Zuckerausfuhr, wäh
rend diese wiederum drei- bis viermal sttirker schwanken als der deutsche Erzeugerpreis. 

Übersicht 2: Erlösschwankungen auf den Zuckermtirkten 

Die Schwankungen der Reihen um ihren linearen Trend 
1952 bis 1972 

Börsennotierung fUr Zucker (New York) 
tatstichl iche Werte 
bereinigte Werte a) 

Durchschnittswerte der Zuckerausfuhr 
Dominikanische Republik 
Mauritius 

Deutscher Erzeugerpreis fUr Zucker 

Berechnet nach Tabelle 1 (Anhang) 
a) Um die Abwertung des US-Dollars am 8.5.1972 bereinigt. 
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1.4 Bisherige Stabilisierungstendenzen durch die Struktur des Weltmarktes 

B,evor einige Stabilisierungstendenzen diskutiert und ein Stabilisierungsvorschlag gemacht werden, 
ist die Frage zu beantworten, was auf den Zuckermärkten stabilisiert werden sollte. Schließt man 
die politische Interpretation "Stabilität gleich Preiserhöhung" aus, so könnte man als Stabilitäts
ziel fordern, daß die Amplituden der Schwingungen sich im Zeitablauf vermindern (H. ENKE, 
1974, S. 5f). Da es unrealistisch wäre, eine ständige Verringerung der Schwankungen als Ziel zu 
setzen, sollte man die Verminderung der Amplituden nur solange fordern, wie sie sich außerhalb 
einer festzulegenden Bandbreite bewegen 1). 

Bei den folgenden Überlegungen wird die Stabilisierung der Exporterlöse der Entwicklungsländer 
als das zentrale Ziel angesehen. Könnte man die Ampl ituden der Exporterlösschwankungen vermin
dern und in einer festzulegenden Bandbreite halten, so wäre es daher weitgehend unwichtig, ob 
andere Aggregate stärker oder mit der bisherigen Intensität schwanken. 

Fragt man nun danach, inwieweit Tendenzen zur Stabilisierung der Exporterlöse von zuckerausfuh
renden Entwicklungsländern festzustellen sind, und beschränkt man sich dabei auf die Zeit nach 
dem 2. Weltkrieg, so sind hier sicherlich die - von SCHMIDT ausfuhrlich dargestellten - Interna
tionalen Zuckerabkommen zu nennen. Die Struktur des Weltzuckermarktes engte aber von Anfang 
al1 die Wirksamkeit dieser Abkommen ein. Nur etwa ein Viertel der um den internen Handel der 
Mutterländer mit ihren abhängigen Gebieten verminderten Weltexporte wurde uber diese Abkom
men geregelt (E. FEIX; H. BUJARD, 1971, S. 82 - 102). Dies bedeutet,daß selbst wenn diese Ver
t~ge Erfolg gehabt haben - SCHMIDT legte schon dar, daß insbesondere die ersten Abkommen weit
g~hend nur bei ruhiger Marktentwicklung "stabilisierten" und bei ungleichgewichtigen Angebot-/ 
Nachfrage-Verhältnissen versagten (E. SCHMIDT, 1976,S.330) -, ihre Wirkung auf das gesamte 
Weltmarktgeschehen gering bleiben mußte. • 

Unter dem Blickwinkel der Erlösstabilisierung der zuckerausfUhrenden Entwicklungsländer muß man 
daher den Systemen der Ubrigen Teilmärkte, wie z. B. den Zuckereinfuhren unter dem US-Zucker
gesetz (AZG), dem Commonwealth Zuckerabkommen (CZA) und den Beziehungen Kuba/UdSSR 
stabi I isierende Einflusse beschein igen. Dies gi It allerdings erst oder insbesondere seit dem Ende 
der kubanischen Revolution. Der kubanisch/amerikanische Gegensatz fuhrte zu einer Umstrukturie
rung der US-Einfuhren. Die Kubaner durften ab 1960 keinen Zucker mehr in die Vereinigten Staa
ten - dem wichtigsten Zuckerimportland der Welt - liefern, statt dessen nahm der Ostblock die 
kubanischen Ernten zu ähnlichen Preisen auf, wie sie am US-Markt zu erzielen waren, und andere 
mittel- und sUdamerikanische Länder nahmen den Platz Kubas auf diesem Markt ein. Damit kam es 
zu einer sehr breiten Streuung der Lieferländer, und Ende der 60iger Jahre gab es nur 4 Nettoex
p<ilrtländer (ohne die EG), die nicht Uber Lieferrechte auf irgendeinem stabilen Hochpreismarkt ver
fügten (E. FEIX; H. BUJARD, 1971, S. 117). 

1)' Wird - abweichend von der obigen Definition - unter Stabilisierung eine Erlösverbesserung fUr 
die zuckerexportierenden Entwicklungsländer verstanden, so ist die bisherige Entwicklung durch 
eine nominale Verbesserung der Erlöse gekennzeichnet. Der Trend der Börsennotierungen in New 
York stieg von 1952 bis 1972 um durchschnittlich 0,8 v.H. im Jahr, während der der Durch
schnittswerte der Zuckerausfuhren von Mauritius um 0,1 v.H. und der der Dominikanischen Re
publik um 3,7 v.H. zunahmen. Der deutsche Erzeugerpreis fUr Zucker stieg im gleichen Zeit
raum um jährl ich 0,3 v. H. Man wird aber davon ausgehen mUssen, daß die Zuckererlöse pro 
Einheit in entwickelten wie auch in unterentwickelten Ländern in dem Zeitraum von 1952 bis 
1972 real gesunken sind. - Von 1950 bis 1974 stiegen dagegen die Zuckernotierungen in New 
York durchschnittlich um 6,7 v.H. im Jahr. Dies zeigt die große Abhängigkeit der Ergebnisse 
von dem gewählten Untersuchungszeitraum und relativiert die vorstehende Aussage. 
Die Vergleichbarkeit der monetären Reihen ist außerdem z. T. durch Wechselkursveränderungen be
einträchtigt. BerUcksichtigt man die Abwertungen des US-Dollars 1972 und 1973, so betrug die 
durchschnittl iche jährl iche Wachstumsrate der Börsennotierungen fUr den Zeitraum 1952 bis 1972 
0,7 v.H. und im Zeitraum 1950 bis 1974 5,1 v.H. 
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Ein weiterer wesentl icher Schritt zur Stabi I isierung der Eritsssituation einiger zuckerausführender 
Entwicklungsländer war der Beschluß im Rahmen des CZA ab 1966, diesen Ländern einen Zuschlag 
zum vereinbarten Einfuhrpreis zu zahlen, obwohl der CZA-Preis in der Regel - wenn auch nicht in 
so starkem Maße wie die Preise im Rahmen des AZG - über den Notierungen der Weltbörsen lag. 

Es ist demnach festzuhalten, daß nahezu alle zuckerausführenden Entwicklungsländer im Zeitraum 
1960 bis 1974 einen Teil ihrer Zuckerexporte - für 1969 wurde dieser Anteil auf mindestens 60 v. H. 
geschätzt (E. FEIX; H. BUJARD, 1971, S. 116) - auf stabilen Hochpreismärkten absetzen konnten. 
Ein Nutznießer dieser veränderten Marktsituation war z.B. die Dominikanische Republik; während 
die Durchschnittswerte der Zuckerausfuhr im Zeitraum 1952 bis 1959 um 20,0 v.H. schwankten, 
gingen die Schwingungen in der Zeitspanne 1960 bis 1972 auf 11,3 v.H. 1) zurück. 

Wenn nach dem oben Gesagten die Erlösstabilisierung mit Hilfe der Hochpreismärkte zwar nicht be
friedigend ist, so dürfte die Wirkung solcher - im Grunde - bilateraler Abkommen dennoch wirkungs
voller als multilaterale Abkommen sein, weil ein wirtschaftlich bedeutendes Land (USA, VK, 
UdSSR) sich freiwillig verpflichtet, bestimmte Vorteile einzuräumen" die weitgehend unabhängig 
von der globalen Marktentwicklung gewlihrt werden, und weil dieses Land auch zugleich als Garant 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Verträge anzusehen ist, da es notfalls Sanktionen verhän
gen kann. 

Dabei soll nicht bestritten werden, daß die skizzierte Weltmarktstruktur auf die Entwicklung anderer 
Aggregate destabilisierend wirken dürfte. Dies gilt in besonderem Maße für die Preisentwicklung an 
den Zuckerbörsen . In Zeiten niedriger Ernten werden selbstverstlindlich die Hochpreismärkte bevor
zugt versorgt und der Restmarkt trocknet aus, was dort starke Preiserhöhungen hervorruft. Außerdem 
könnte die zögernde Reaktion der Anbaupolitik auf hohe Vorrlite und niedrige Preise u.a. damit zu
sammenhängen, daß viele Exportländer aufgrund ihrer gesicherten Absatzmengen erst relativ spät 
dem abgeschwächten Druck der niedrigen Preise folgen und die Erzeugung zurücknehmen 2). 

2 Vorschla..9.l.ür eine verantwortungsbewußte Stabil isierungspol itik auf dem Zuckermarkt 

2.1 Die Ausgangslage 

Die Struktur der internationalen Zuckermärkte hat sich seit Anfang 1975 grundlegend und wahr
scheinl ich nachhaltig verlindert. Das amerikanische Zuckergesetz ist ebenso ausgelaufen wie das 
Commonwealth Zuckerabkommen. Der Abschluß des AKP-Abkommens 3) durch die Europäischen Ge
meinschaften kann das CZA nicht ersetzen, da sich die EG aufgrund der Produktionsausdehnung ins
besondere seit 1975/76, die auch für 1976/77 durch die Beschl üsse des Ministerrats vorprogrammiert 
ist, mit Zucker selbst versorgen und die Einfuhren aus den AKP-Llindern reexportieren werden. Für 
die Erlöserwartungen der Entwicklungsländer sieht es daher von zwei Seiten her ungünstiger als bis 
Ende 1974 aus. Zum einen ging ein Hochpreismarkt, nlimlich der der USA, verloren, und zum an
deren wird ein in Dumpingmethoden erfahrener, finanzstarker und vom Exportvolumen her sehr be
deutender neuer Anbieter, die EG, das Marktgeschehen mit beeinflussen. Dabei wird nicht ver
kannt, daß die Öffnung des Restmarktes durch das Auftreten der USA diesen stabilisieren kännte, 
weil die US-Nachfrage das Marktvolumen verdoppelt und nicht mehr wie bisher nur den Ländern 

1) Schwankungen der empirischen Werte der Reihen um ihren I inearen Trend. 

2) Die schwache Reaktion der Anbauer auf die internationale Preisentwicklung, wie es die globale 
Berechnung aufzeigt, dürfte auch damit zusammenhlingen, daß viele (Einfuhr-) Länder ihre An
bauflächen ausdehnen, weil sie ihre Zuckerpol itik fast ausschi ießI ich an binnenwirtschaftl ichen 
Zielen, insbesondere dem der Einkommenserhöhung der Zuckerrohr- oder Zuckerrübenanbauer, 
orienti eren (vgl. oben S. 350). 

3) In diesem Abkommen mit Entwicklungsllindern in Afrika, der Karibik und im Pazifik hat sich die 
Gemeinschaft verpflichtet, jährlich 1,3 Mio. t Zucker (Ww) zu Sonderbedingungen einzuführen. 
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mit den zugeteilten Quoten zugute kommt, sondern sich nun gleichmäßiger auf alle Anbieter ver
teilt. Ich fUrchte aber, daß diese stabilisierenden Tendenzen durch die Ausfuhrpolitik der EG Uber
kompensiert werden. 

2.2 Der Sonderstatus der EG: Ausfuhren nur ab einem bestimmten Preisniveau 

Der Abschluß eines neuen internationalen Zuckerabkommens zur Beeinflussung des erweiterten "Rest
marktes" mit einigen Veränderungen gegenUber dem IZA von 1968 zur Steigerung der Effizienz wäre 
der eine Pfeiler einer verantwortungsvollen Stabil isierungspol itik auf dem Zuckermarkt. Den zwei
ten Pfeiler mUßten die EG liefern, indem sie sich verpflichten, als Ausfuhrmitglied mit Sonderstatus 
nur dann Zucker auszufUhren, wenn die Notierungen an den internationalen Börsen ein bestimmtes 
Niveau Uberschreiten. Liegt der Preis unter diesem Niveau, so wachsen die Zuckerbestände der 
EG zwar an, aber diese Vorräte werden auf den internationalen Märkten nicht preiswirksam, da sie 
ja neutralisiert sind, ähnlich den strategischen Rohstoffreserven z. B. in den Vereinigten Staaten 1). 

Wird das festgelegte Preisniveau an den Börsen Uberschritten, so darf die Gemeinschaft exportieren, 
wobei die relativen Ausfuhrmengen ebenfalls festgelegt werden sollten. Einmal, damit die Markt
entwicklung nicht zu abrupt verändert wird und die Preisentwicklung lange genug wirksam ist, um 
Anbaureaktionen zu induzieren, zum anderen, weil erfahrungsgemäß echte Verknappungen an den 
internationalen Zuckermärkten länger als ein Jahr dauern. Werden z. B. maximal 50 v. H. der An
fangsbestände pro Jahr exportiert, so könnte sich der Lagerabbau je nach Ausgangsmenge mit nen
r'lenswerten Volumina mindestens 3 Jahre hinziehen 2). 

Die Höhe des Preises, der Ausfuhren gestattet, ist eigentlich in der Zuckermarktordnung festgelegt, 
nämlich durch den Schwellenpreis. Dieser Preis ist so konstruiert, daß Einfuhren das Preisniveau in 
cjIer Gemeinschaft nicht unter den Richtpreis drUcken können. Was liegt näher, als diesen Preis, 
mit dem wir unsere Erzeuger schutzen, auch im Export unseren Handelspartnern gegenUber anzuwen
den? 
Sollte man dagegen wie Schumpeter davon Uberzeugt sein, daß wir die RUbenzucker-lndustrie 
"lediglich dem Schutz des Staates, staatlichen ZuschUssen und anderen politischen Reizmitteln ver
danken" (J. SCHUMPETER, 1961, S. 19) und daß insbesondere die Rohrzuckererzeuger bill iger Zuk
ker produzieren können, so sollte man die obere Bandbreite des IZA als Ausfuhrauslöseschwelle an
sehen. 

Das vorgeschlagene Konzept greift auf folgende Weise in den Ablauf des Weltzuckerzyklus ein und 
trögt zu seiner Verstetigung bei: 

bei Überschußsituationen: 
in den EG wächst die Erzeugung der Tendenz nach nicht schneller an als der Verbrauch und durch 
das Festhalten der Lagerbestönde verstörkt sich nicht der Druck auf die niedrigen Preise der inter
nationalen Zuckermörkte 

1) In der allgemeinen Diskussion uber Stabil isierung von Rohstoffmörkten wird von zwei unterschied
lichen Ansötzen ausgegangen. Zum einen werden Marktinterventionen (Quoten, Mindestpreise, 
Vorröte, Preisindizierungen usw.) vorgeschlagen, zum anderen rein finanzielle Maßnahmen zur 
Erlösstabilisierung (z.B. kompensatorische Finanzierung des IWF) gefordert (vgl. z.B. D. KEB
SCHULL; K. FASBENDER; A. NAINI, 1975, S. 179 - 188). Der obige Vorschlag gehört in die 
erste Gruppe, ohne daß dadurch die Lösungsansätze der zweiten in Frage gestellt werden sollen. 

2) Beispiel: Vorröte 4 Mio. t; Ausfuhr: 1. Jahr 2 Mio. t, 2. Jahr 1 Mio. t, 3. Jahr 0,5 Mio. t bei 
einer Produktion (einschi ießI ich der Einfuhren aus den AK P-Ländern), die gerade den Verbrauch 
deckt. WUrde dagegen die EG-Erzeugung (einschließlich der Einfuhren aus den AKP-Ländern) 
den Verbrauch Ubertreffen, so wUrden sich die Ausfuhrmengen jeweils um die Hälfte der Über
schußerzeugung erhöhen. 

353 



- die Vorrate geben den EG ein Druckmittel bei Verhandlungen im IZA Uber die Anbau- und Preis
politik in die Hand 
Überreaktionen (zu starke Anbaureduktionen) werden verhindert; 

bei Knappheitssituationen: 
- die Vorrate in den Landern der Gemeinschaft werden abgebaut und vermindern den Preisauftrieb 

an den internationalen Markten 
die weltweite Produktionsausdehnung könnte von Überreaktionen (sprunghafte Ausweitung der 
Anbauflache) freibleiben. 

2.3 Auswirkungen der bisherigen Ausfuhrpolitik auf die Erlöse der Ubrigen Exportlander 

Der in der Analyse aufgezeigte enge Zusammenhang zwischen der Entwicklung der relativen Vor
rate und der Börsennotierungen gestattet es, den Einfluß der EWG-Zuckerausfuhren in den Jahren 
1963/64 bis 1971/72 auf das Preisgeschehen und die Erlöse der ubrigen Ausfuhrltlnder abzuschtltzen. 
In diesen Jahren hatte die EWG - mit Ausnahme des Jahres 1967 - den zyklischen Preisdruck durch 
subventionierte Ausfuhren verstarkt. Hatte die Gemeinschaft damals die oben vorgeschlagene Stm
tegie angewendet und ihre Ausfuhren eingestellt, solange die Börsennotierungen innerhalb oder un
terhalb der IZA-Bandbreite lagen, so dUrften im Durchschnitt der Jahre 1964/65 bis 1970/71 die 
Notierungen in New York schatzungsweise jeweils um 5 v. H. höher gelegen (Übersicht 3) 1) ha
ben. Die neutralisierten Vorrate innerhalb der Gemeinschaft hatten dann vor Beginn der Ernte 
1971 etwa 3 Mio. t (Rw) betragen, wobei unterstellt ist, daß die Ubrige Zuckerpolitik so verlau
fen ware, wie sie tatsachl ich abgelaufen ist. 

Geht man davon aus, daß etwa 40 v. H. des "bereinigten" Exportvolumens 2) unter dem Einfluß der 
Börsennotierungen gehandelt werden, so ware der erlössteigernde Effekt der Ausfuhrsperre fUr die 
zuckerausfuhrenden Lander mit jeweils rund 2 v.H. fUr die Jahre des genannten Zeitraums anzu
geben. 

Die bei den letzten Jahre der Übersicht zeigen aber, daß bei Exportvolumina von 0,9 und 1,5 Mio.t 
die preissenkende Wirkung 10,3 bzw. 18,5 v.H. betrtlgt. In diesen Fallen sind die Exporterlöse der 
Ubrigen Ausfuhrlander um 4 bis 7 v. H. durch Ausfuhren der Gemeinschaft verschlechtert worden. 
Da 1975 in den EG die Selbstversorgung Uberschritten wird und zusatzlieh eine Einfuhrverpfl ichtung 
gegenUber den AKP-Ltlndern in Höhe von 1,3 Mio. t (Ww) Zucker besteht, könnten die (Re-) Aus
fuhren sehr bald die Menge von 2 Mio. tUberschreiten und die Exporterlöse der Ubrigen Lander 
starker als in den 60iger Jahren reduzieren, soweit das vergrößerte Marktvolumen dem nicht ent
gegenwirkt. 

2.4 Die Kosten und ihre Finanzierung 

Die Gesamtausgaben im Zusammenhang mit dem vorgeschlagenen Konzept lassen sich nur grob 
schatzen. Dabei wird unterstellt, daß die Überschußmengen wahrend des ganzen Zeitraums zu einem 
Preis, der dem Interventionspreis der Jahre 1968/69 bis 1970/71 von 212,30 RE je t Weißzucker 
entspricht, aufgekauft wurden. Nach Umrechnung der Rohzuckerwerte der Übersicht 3 erhalt man 

1) Die theoretische Preisveranderung der Übersicht 3 wurde mit Hilfe der Abhöngigkeit der Börsen
notierungen (New York, Wirtschaftsjahr September/August) von den relativen Vorraten berech
net. FUr den Zeitraum 1963/64 bis 1971/72 ergab sich eine Elastizitat der Notierungen in be
zug auf die relativen Vorrate von -2,15 (r = 0,81). Durch den gewahlten Funktionstyp 
In y = a + b In x wird eine konstante Elastizitat der Preise in bezug auf die relativen Vorröte 
unterstellt. FUr den Gesamtzeitmum 1950/51 bis 1973/74 ergibt sich eine Elastizitat von 
-2,30 (r = 0,75) • 

2) Weltexporte abzUglich der Exporte von abhangigen Gebieten in ihre Mutterlander. 

354 



~ 
V1 

Übersicht 3: Der Einftuß~Zvckerovßenhondel5 der EvropäiSGhen Wirtschoftsgemeinschoft 
auf die Zuckernotierungen der New Yorker Börse 1963/64 (S/A) bis 1971/72 

Verände- Theore- Tatsäch-
Welt- EWG-
Vorräte VorrCite 

1) 2) 
in in 

1. 000 t 1. 000 t 

Markt
wirksame 
VorrCite 3) 

in 
1.000 t 

Markt
wirksame. 
Vorräte 
in v. H. 
d.Verbr. 

UrsprUng
liche 
Vorräte 
in v.H. 
d.Verbr. 

rung der 
relativen 
Vorräte 

inv.H. 

tische 
Preis
veränd. 

in v.H. 

liehe 
Preisent
wicklung 2) 

cts je Ib 

Theore
tische 
Preisent
wicklung 2) 

cts je Ib 

,_!?~~L'~ ___ ~~,-~~~ ___ ::_!~2 ____ ]].:~~.? ________ ~~2 ______ ~2~§ _______ ::_!!.2 ______ :_~_~ _______ ~_~~ _________ ~!.~~ __ _ 
1964/65 18.769 - 278 18.491 31,2 31,7 - 1,6 + 3,5 2,12 2,19 
1965/66 19.165 - 168 18.997 30,2 30,5 - 1,0 + 2,2 1,86 1,90 
1966/67 19.101 + 97 19.198 29,3 29,2 + 0,3 - 0,7 1,99 1,98 
1967/6819.836 -637 19.199 29,3. 30,2 -3,0 +6,6 1,98 2,11 
1968/69 19.365 - 260 19.105 28,0 28,4 - 1,4 + 3,1 3,37 3,47 
1969/70 21.308 - 806 20.502 28,4 29,5 - 3,7 + 8,1 3,75 4,05 

_!~~2l?! ___ ~~,-~~~ ___ :_~~~ ____ ]~.:]~§ ________ ~~~~ ______ ~§~§ _______ :_~!.~ ______ ~~~_~ _______ ~_~~ _________ ~!.~~ __ _ 
1971/72 17.157 -1496 15.661 20,6 22,5 - 8,4 +18,5 7,05 8,35 

Anmerkung: Alle Mengen in Rohwert; 
Quelle: Berechnet nach Angaben der Internationalen Zuckerorganisation, london, und F.O. LICHT, Ratzeburg. 

1) Ausfuhren (-) und Einfuhren (+) der EWG 
2) Kalenderjahr 
3) Weltvorräte ohne Zuckeraußenhandel der EWG. 



dann einen Gesamtkaufpreis für die 2,948 Mio. t Weißzucker in Rohzuckerwert von 575 Mio. RE. 
Die Lagerung selbst hc:itte - ausgehend von den Lager- und Versicherungskosten, die im Lagerkosten
ausgleich festgelegt waren (4,08 RE/t/a) - 34 Mio. RE, beides zusammen demnach 609 Mio. RE ge
kostet. 

Geht man davon aus, daß für die Exportmengen sowie für den wtihrend des Untersuchungszeitraums 
für die Futtermittelherstellung und den Industrieverbrauch denaturierten Zucker aus initindischer Er
zeugung von etwa 0,5 Mio. t die volle Produktionsabgabe erhoben worden wtire 1), so htitten dem 
Agrarfond 288 Mio. RE (2,710 + 0,500 Mio. t, multipliziert mit 89,7 RE) für die Finanzierung zur 
Verfügung gestanden. Lediglich der andere Teil der Kosten, ntimlich 321 Mio. RE, wtiren durch die 
Steuerzahler aufzubringen gewesen. Dabei ist aber auf einen fundamentalen Unterschied zur heuti
gen Regelung hinzuweisen: Die 575 Mio. RE als Kaufpreis des Zuckers sind kein verlorener Zuschuß, 
sondern bilden den aktivierungsftihigen Grundstock eines gesonderten Haushalts (-titels), der je nach 
Höhe des Ausfuhrpreises entweder teilweise oder sogar vollsttindig - von der Möglichkeit eines Ver
kaufspreises, der über dem Interventionspreis liegt, sei hier abgesehen, obwohl diese Situation 
1974/75 eintrat - erhalten bleibt und gegebenenfalls Einfuhrsubventionen (wie 1975 in Höhe von 
140 Mio. RE) gar nicht erst entstehen Itißt. 

In dem Beispiel müssen 321 Mio. RE durch die Steuerzahler finanziert werden. Die tatstichlichen 
Aufwendungen der gemeinsamen Zuckerpol itik allein fUr den Zeitraum 1. 7.1968 bis 31.12.1969 
betrugen 207,4 Mio. RE (nach Abzug der Produktionserstattungen; Zeitschrift für die Zuckerindu
strie, 1974, S. 202), und da auch noch in den folgenden Jahren hohe Betröge anfielen, dürfte das 
vorgeschlagene Konzept kaum teurer als das gegenwtirtig praktizierte sein. 

Schi ießI ich ist darauf hinzuweisen, daß die Zuckerpol itik der Gemeinschaft unter dem Druck der 
sich aufhtiufenden Vorrtite sicherlich anders verlaufen wtire. Die Kommission und der Ministerrat 
htitten wahrscheinlich viele die Erzeuger begünstigende Sonderkonstruktionen abgebaut (H. BUJARD, 
1974, S. 168 - 173). 

2.5 Auswirkungen auf die Binnenzuckerpolitik 

Der Wechsel in der Zuckerpolitik von Zuckerausfuhren um jeden Preis zu Zuckerausfuhren ab einem 
bestimmten Preis htitte selbstversttindlich nicht nur Auswirkungen auf die Erlöse anderer Zuckerex
portltinder, sondern würde auch eine Umorientierung der EG-Zuckerpolitik auf dem Binnenmarkt 
voraussetzen (vgl. z.B.: O. MA TZKE, 1975, S. 501 - 504). Unter dem Einfluß der hohen Zucker
preise Ende 1974 wurden ntiml ich Preise und Quoten auf ein Niveau angehoben, das eine Produk
tion induzierte, die zusammen mit der Einfuhrverpflichtung gegenüber den AKP-Ltindern zu hohen 
Überschüssen führen kann. Hier müßte der Ministerrat zu realistischen Quoten zuruckfinden, die 
ledigl ich mit dem Verbrauchswachstum zunehmen sollten. Wegen der Einfuhren in Höhe von 
1,3 Mio. t, zu denen sich die Gemeinschaft verpflichtet hat, mUßten die Quoten deutlich niedri
ger sein. Die Preisgarantie für die Mengen innerhalb der B-Quote mUßte sttirker vermindert, die 
Produktionsabgabe also erhöht werden, um die Produktionsverschiebung hin zu den besten Stand
orten zu fördern, um die Einkommensprivilegierung der Zuckerrübenbauer zu reduzieren und um 
Einnahmen zur Finanzierung der Lagerhaltung zu erzielen. 

Eine Eindtimmung der Zuckererzeugung in den EG kann realistischerweise nur dann gefordert wer
den, wenn die Einkommen der ZuckerrUbenanbauer dadurch nicht niedriger werden als die der 
übrigen Landwirte bzw. als die gewerblichen Einkommen. Schon bevor es 1975 zu der gewaltigen 
Ausdehnung der Zuckerrübenanbaufltiche (+ 15 v. H.) kam, hatten die Zuckerrübenanbauer eine 
einkommensmtißige Sonderstellung. Die Einkommen der Zuckerrübenbaubetriebe lagen in den Jahren 

1) Bei diesen Überlegungen wurde nicht von dem jetzigen Verfahren der Produktionsabgabe ausge
gangen, sondern es wurde unterstell t, daß für jede Tonne Zucker, die nicht dem menschl ichen 
Verbrauch zugeführt wurde, die volle Produktionsabgabe zu zahl en ist. 
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1967/68 bis 1969/70 um 80 v. H. uber dem Durchschnittseinkommen der gesamten Landwirtschaft 
undum38v.H. Uberdem gewerblichen Vergleichslohn (H. BUJARD, 1974, S. 224). Wegen der 
Umgestaltung des Agrarberichts lößt sich die Einkommensentwicklung der genannten Gruppen nicht 
weiterfuhren, die Verminderung der Anzahl der ZuckerrUbenbaubetriebe und die Ausdehnung der 
Anbauflöche sowie die direkten und indirekten 1) Preiserhöhungen für Zuckerrüben legen aber den 
Schluß nahe, daß die Einkommensprivilegierung angehalten hat 2). 

Schi ießI ich sei darauf hingewiesen, daß die Zuckerpol itik der Gemeinschaft diese neue Gefahr der 
ÜberschUsse - unter dem Druck der Zuckerrübenanbauer und Zuckerhersteller - selbst herbeigeführt 
hat. Zur Zeit der Beitrittsverhandlungen war die Zuckererzeugung der EG einschi ießI ich der bei
trittswilligen Lönder etwa 1,4 Mio. t niedriger als der Verbrauch. Diese Menge war höher als die 
1975 eingegangene Einfuhrverpfl ichtung und hötte völl ig problemlos in die Versorgung des EG
Marktes einbezogen werden können (H. BUJARD, 1972, S. 24). Die hohen Anreize zur Produktions
ausdehnung haben nun neue Probleme geschaffen, die nur dann ohne Schaden für die Stabilitöt der 
internationalen Mörkte und insbesondere fUr die Entwickl ungslönder gelöst werden können, wenn 
man die Erzeugung wieder reduziert. 

Die internationale zuckerwirtschaftliche Entwicklung der letzten 25 Jahre ist durch Schwingungen 
gekennzeichnet, deren wirtschaftspolitischer Nachteil sich vor allem als Erlösschwankungen je Pro
dvkteinheit der zuckerausführenden Entwicklungslönder öußert. Sie stehen den Bemühungen dieser 
kopitalarmen Lönder um ein beschleunigtes Wachstum entgegen. Für Zucker dürfte die Aussage 
KEBSCHULLs, "daß die EG-Agrarpolitik für die wichtigsten Ausfuhrprodukte der Entwicklungslön
der ••. offensichtlich wenig hemmend wirkt" (D. KEBSCHULL, 1974, S. 107), kaum zutreffen 
(A. HENZE; G. SCHMITT, 1974, S. 118 - 120). Eine Stabil isierungspol itik auf dem Zuckermarkt 
sollte daher primör zu einer stetigeren Entwicklung der Erlöse dieser Lönder beitragen. Aus der 
Sicht der Gemeinschaft und anderer hochentwickelter Regionen steht die Zuckerpolitik damit in 
dem Spannungsfeld zwischen Entwicklungspol itik und Agrarpol itik. 

Dieses Spannungsfeld entsteht, weil Versuche, den Ablauf des Weltzuckerzyklus zu verstetigen, 
unter Abwögung entwicklungspolitischer und agrarpolitischer Aspekte Maßnahmen der Agrarpolitik 
- in dem speziellen Bereich der Zuckerpol itik - der Industriestaaten erfordert. 

Das vorgeschlagene Konzept zur Stabil isierungspol itik auf dem Zuckermarkt geht davon aus, 
daß die Zuckermörkte bestimmten zyklischen Abläufen unterliegen; 
daß sich die Struktur der internationalen Zuckermörkte stark veröndert hat; 
daß die Abhängigkeit bei der Erlösentwicklung fUr viele Entwicklungslönder dadurch größer 
geworden ist und 
daß die effizienten Systeme zur Erlösstabil isierung in der Vergangenheit dadurch gekennzeich
net waren, daß wirtschaftl ich bedeutende Lönder zuckerausfuhrenden Entwicklungslöndern frei
will ig erlösstabil isierende Vorteile einräumten. 

Aus diesen Gründen sollten die EG einem neuen Internationalen Zuckerabkommen als Ausfuhrland 
mit Sonderstatus beitreten. Erst wenn die Notierungen an den internationalen Zuckerbörsen ein be-

1) Indirekte Preiserhöhungen ergeben sich z. B. durch die Verminderung der Produktionsabgabe seit 
1970/71 bzw. deren Aussetzung seit 1973/74. Wäre z.B. die Produktionsabgabe 1970/71 auf 
Null festgelegt worden, so hötte dies eine Anhebung der Erzeugerpreise von rund 4,1 v. H. be
deutet (H. BUJARD, 1972, S. 25 f.). 

2)1 Einen weiteren Hinweis geben die Buchführungsergebnisse fUr Marktfruchtbetriebe nach Wirt
schaftsgebieten. In den Regionen mit vorherrschendem Zuckerrübenanbau wird das gewerbliche 
Vergleichseinkommen um ein Mehrfaches Ubertroffen (Agrarbericht, 1975, S. 111). 

357 



stimmtes Niveau Uberschritten haben, darf aus den Ländern der Gemeinschaft Zucker exportiert wer
den. Dieser Wechsel in der Zuckerpolitik der Gemeinschaften von Zuckerausfuhren um jeden Preis 
zu Zuckerausfuhren ab einem bestimmten Preis ist nur dann finanziell durchzuhalten, wenn er mit 
einem Wechsel von der bisherigen expansiven zu einer restriktiven Zuckerpolitik auf den Binnen
märkten einhergeht. Die Finanzierungsmittel könnten mit Hilfe einer umgestalteten Produktionsab
gabe der Zuckererzeuger, durch den Agrarfonds und/oder durch den Entwicklungsfonds der Gemein
schaften aufgebracht werden, wobei Zahlungen der Fonds nicht wie bisher verlorene ZuschUsse wä
ren, da ja - je nach Höhe der Ausfuhrausläseschwelle - ein großer Teil der Gelder in die/den 
Fonds zurUckströmen wUrde. 

Die entwicklungspolitisch und agrarpolitisch wesentlichsten Vorteile des vorgeschlagenen Konzepts 
lassen sich in den folgenden vier Punkten zusammenfassen: 

Die gemeinschaftliche Vorratshaltung trägt zu einer Verstetigung des Weltzuckerzyklus bei. 

Eine Verstl:lrkung des Druckes durch die Agrarpalitik der Gemeinschaften auf die Erlöse der 
zuckerausfUhrenden Länder in Überschußphasen tritt nicht mehr auf. 

Der Zugang fUr Entwicklungsll:lnder auf den EG-Zuckermarkt bleibt bestehen. 

Einkommensprivilegien innerhalb der EG-Landwirtschaft werden vermindert und die Produktions
struktur verbessert. 
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Tabelle 1: Indikatoren der Preisentwicklung fUr Zucker 

Notierung 
Durchschnittswerte der 

Zuckerausfuhr 2) 
Ab-fabrik-Preis 4) 

New York 1) BR Deutschland 
Dom. Republ ik Mauritius 3) 

cts/lb US-Dollar/t US-Dollar/t DM/lOO kg 

1950 4,98 85,71 5) 64,42 
!~~! ______ ~~~ _________ !~~~Q~_~ ______ J~~JJ_~ _______ ~~~2~ ______ _ 
1952 4,17 96,06 109,49 79,81 
1953 3,41 76,34 118,62 82,69 
1954 3,26 72,26 108,22 82,69 
1955 3,24 71,66 107,94 82,69 
1956 3,48 74,84 112,58 83,05 
1957 5,16 115,03 112,91 84,13 
1958 3,50 83,69 111,46 87,08 
1959 2,97 72,88 113,57 87,26 

1960 3,14 80,54 122,12 87,26 
1961 2,91 80,28 113,04 87,26 
1962 2,97 110,66 115,01 87,26 
1963 8,48 136,75 146,34 87,26 
;1964 5,86 132,96 125,55 87,26 
1965 2,12 110,64 107,10 91,11 
1966 1,86 128,28 110,96 91,11 
1967 1,99 126,55 114,53 91,11 
1968 1,98 136,96 96,86 87,66 
1969 3,37 142,66 98,42 88,21 

1970 3,75 136,04 106,47 82,17 
1971 4,52 132,74 115,29 85,16 

_l~~~ ______ ~_~~ _________ !~~~~~ _______ ]~2~~! __________ ~!~]] ______ _ 
1973 
1974 

9,59 
29,99 

88,75 
96,18 

1) 1950 bis 1960 Weltkontrakt Nr. 4, fas Kuba; 1961 bis 1970 Weltkontrakt Nr. 8; 
ab 1971 Weltkontrakt Nr. 11. 

2) 1951 bis 1966 Nr. 06101 (Cane Sugar not refined) der Standard International Trade, 
Classification (SITC); ab 1967 Nr. 0611 (Raw Beet and Cane Sugar) SITC rev.; fob. 

3) 1950 bis 1966 Wertangabe in Rupien, umgerechnet nach dem beim IWf gemeldeten 
Kurs 1 c; = 4,7619 Rupien; 1950 bis 1965 einschließlich des Wertes von Präferenz
zertifikaten • 

4) Ohne Steuern, ohne Verpackung, bei Abnahme von 10 bis 100 t, 1950 bis 30.6.1968 
frachtfrei, 1958 bis 30.6.1968 einschließlich Papiersack, ab 1.7.1968 Grundsorte. 

5) Generalhandel; bei Mauritius einschi ießI ich raffiniertem Zucker. 

Zusammengestellt oder berechnet nach: International Sugar Organization: Sugar Year Book, 
London, Ifd. Jahrgönge; United Nations: Yearbook of International Trade Statistics, New 
York, Ifd. Jahrgänge; Verein der Zuckerindustrie: Statistisches Tabellenbuch - Teil 2, 0.0., 
S. 107 und 111; Statistisches Bundesamt auf Anfrage: (Mittei lung der Zuckerpreise in der BRD). 
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Tabelle 2: Die Entwicklung von Weltangebot und Weltnachfrage nach Zentrifugalzucker 
1950/51 bis 1973/74 (Wirtschaftsjahr: September - August) 

Erzeugung Verbrauch VorrHte 1) VorrHte Ausfuhr in 
in v.H. 1.000 t RW 

in 1.000 t Rohwert d. Verbrauchs 

1950/51 33.239 31.717 8.228 25,9 15.068 
1951/52 35.370 32.702 10.806 33,0 13.825 
1952/53 34.776 34.929 10.323 29,6 15.453 
1953/54 38.317 36.870 11. 848 32,1 15.568 
1954/55 38.255 38.254 11.415 29,8 16.269 

1955/56 39.322 40.443 10.087 24,9 16.543 
1956/57 42.339 42.228 10.234 24,2 16.836 
1957/58 45.172 44.704 9.984 22,3 17.006 
1958/59 51.034 47.561 13.767 28,9 16.479 
1959/60 49.564 48.858 14.790 30,3 18.077 

1960/61 56.073 52.734 17.080 32,4 22.061 
1961/62 52.351 55.602 13.463 24,2 21.630 
1962/63 51.172 54.479 10.293 18,9 19.005 
1963/64 54.745 54.261 11. 129 20,5 17.817 
1964/65 66.831 59.273 18.769 31,7 20.994 

1965/66 63.102 62.816 19.165 30,5 20.895 
1966/67 65.642 65.457 19.101 29,2 22.005 
1967/68 66.435 65.635 19.836 30,2 22.034 
1968/69 67.784 68.141 19.365 28,4 21.671 
1969/70 74.346 72.223 21.308 29,5 23.777 

1970/71 72.771 74.548 19.039 25,5 23.995 
1971/72 73.908 76.120 17.157 22,5 24.187 
1972/73 p 77.173 78.099 15.794 20,2 24.842 
1973/74 p 81 .021 81.068 15.690 19,4 25.343 

1) Ende des Wirtschaftsjahres. - p = vorlHufig 

Quelle: F. O. LICHTS: Internationales Zuckerwirtschaftliches Jahr- und Adreßbuch, 
Weltzuckerstatistik, Ratzeburg, Ifd. JahrgHnge. 
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Tabelle 3: Börsennotierungen und !r~~IJ!Jung von Zentrifugalzucker sowie ~nb(JuJ!Hchen fUr Zuckerrohr und ZuckerrUben 

Börsennotierungen fUr Zucker in New York 1) Erzeugung von Zucker aus 
AnbauflHchen von 

Rohr RUben 
Kalenderjahr Wirtschaftsjahr 2) Rohr RUben 

Wirtschafts- Kalender- Wi rtschafts- Kalender-
in US-cts je Ib in 1.000 t RW 

jahr jahr jahr jahr 
1.000 ha 

1950 4,98 1950/51 5,86 19.474 14.102 1950 
1951 5,67 1951/52 4,55 21.836 14.164 1951 
1952 4,17 1952/53 3,66 21.169 13.421 1952 
1953 3.41 1953/54 3,25 21.977 16.606 4.300 1953 
1954 3,26 1954/55 3,24 23.216 15.189 4.850 1954 

1955 3,24 1955/56 3,30 23.785 16.097 5.040 1955 
1956 3,48 1956/57 5,08 25.654 16.632 5.350 1956 
1957 5,16 1957/58 3,68 26.751 19.123 5.550 5.610 1957 
1958 3,50 1958/59 3,12 29.276 21.616 6.120 6.235 1958 
1959 2,97 1959/60 3,07 29.772 20.312 6.600 1959 

1960 3,14 1960/61 3,13 31. 176 24.266 6.980 1960 
1961 2,91 1961/62 2,65 29.872 22.670 9.137 6.863 1961 
1962 2,97 1962/63 6,34 29.535 21.897 9.058 6.987 1962 
1963 8,48 1963/64 8,10 31.535 23.587 9.314 7.650 1963 
1964 5,86 1964/65 2,61 36.105 30.470 9.954 8.415 1964 

1965 2,12 1965/66 1,99 36.067 27.115 10.505 8.081 1965 
1966 1,86 1966/67 1,79 37.347 28.069 10.203 7.861 1966 
1967 1,99 1967/68 1,98 36.500 29.124 9.806 7.918 1967 
1968 1,98 1968/69 3,07 38.158 30.451 10.357 7.829 1968 
1969 3,37 1969/10 3,41 43.630 30.157 11.147 7.675 1969 

1970 3,75 1970/11 4,35 42.845 30.181 11.025 11.400 7.639 7.646 1970 
1971 4,52 1971/12 6,38 41.636 31.552 11.346 7.633 1971 
1972 7,41 P 1972/13p 8,79 45.992 31.321 11.082 7.995 1972 
1973 9,59 p 1973/14p 18,70 47.817 32.676 11.677 8.198 1973 

~ 
1) 1950 bis 1960 Kontrakt Nr. 4, 1961 bis 1970 Kontrakt Nr. 8, ab 1971 Kontrakt Nr. 11. 
2) September - August. - 3) Nationale Kampagne-Jahre. - p = vorlHufig. 

Quelle: F.O. LICHTS: Zuckerwirtschaftliches Jahr- und Adreßbuch, Weltzuckerstatistik, Ratzeburg, Ifd. Jahrgtinge. 
FAO: Production Yearbook, Rom, Ifd. JahrgHnge. 
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DER BEITRAG VON WICHTIGEN AGRARMARKTVERANSTALTUNGEN UND VON 

PREISFINDUNGSSTELLEN ZUR PREISBILDUNG UND PREISSTABILISIERUNG 

von 

Be r n ha rd Alb er, Stuttgart-Hohenheim 

Vorbemerkungen 363 
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2.2 Auswirkungen der Großmlirkte auf die Preisbildung und Preisstabilisierung 364 
2,3 Die Entwicklung der Umslitze auf den Großmlirkten und die sich daraus 

ergebenden Auswirkungen auf die Preisbildung und Preisstabil isierung 365 

3: Der Beitrag von WarenterminbC:irsen zur Preisbildung und Preisstabil isierung 367 
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3,2 Auswirkungen der Warenterminbörsen auf die Bildung und Stabilisierung der 

Kassamarktpreise 368 

4 Der Beitrag von Preisfindungsstellen zur Preisbildung und Preisstabilisierung 372 
4.1 Definition 372 
4.2 Auswirkungen der Preisfindungsstellen auf die Preisbildung und 

Preisstabil isierung 372 

1 Vorbemerkungen = 
A~s Preisbildung werden hier die Vorglinge bezeichnet, die sich beim Kaufakt auf der Grund
I~e der Preisvorstellungen der handelnden Parteien abspielen und zum Marktpreis fuhren 
(4ENTRALE MARKT- UND PREISBERICHTSTELLE DER DEUTSCHEN LANDWIRTSCHAFT, 1968, 
S. 11). Je nliher die sich bildenden Marktpreise dem Gleichgewichtspreis kommen, um so stabi
ler sind diese Preise; denn um so besser wird gewlihrleistet, daß die langfristig nachgefragten 
Mengen auch bereitgestellt werden (Gleichgewichtslage), Die im Gleichgewichtsbegriff impli
zierte Dauer kann allerdings recht kurz sein, weil sich in einer entwickelnden Volkswirtschaft 
die Gleichgewichtslage hliufig lindert, 

Der Begriff Preisstabilitlit beinhaltet in diesem Zusammenhang demnach, daß die Amplituden 
und Frequenzen der Preisschwankungen um die Gleichgewichtssituation herum nur relativ gering 
sind und daß die Anpassung an eine neue Gleichgewichtssituation ohne große Schwankungen 
erfolgt. 

i 

I 
! 
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Zuerst wird nun im folgenden untersucht, inwiefern die wichtigsten Marktveranstaltungen der 
BR Deutschland - die Großmi:lrkte - die Preisbildung beeinflussen und ob 5 ie einen Beitrag zur 
Preisstabilisierung leisten. Auf die gleichen Wirkungen hin werden anschließend Worentermin
bl:Srsen und Preisfindungsstellen UberprUft. 

2 Der Beitrag von Großmi:lrkten zur Preisbild~d Preisstabilisierung 

2.1 Definition 

Großmi:lrkte sind Marktveranstaltungen, also Orte, an denen das Angebot und die Nachfrage 
zum Zwecke des Kaufs und Verkaufs regelmi:lßig in kUrzeren Zeitabsti:lnden und konzentriert 
aufeinandertreffen. Dabei soll unter "konzentriert" in diesem Zusammenhang verstanden werden, 
daß viele Anbieter und Nachfrager auf den Marktveranstaltungen ti:ltig sind und daß sie große 
Produktmengen anbieten und nachfragen. Auf Großmi:lrkten bieten Großhi:lndler im institutio
nellen und funktionellen Sinne ni cht voll vertretbare - und deshalb physisch anwesende -
Produkte den Verarbeitern und Wiederverki:lufern an. Die Geschi:lfte werden in der Regel Zug 
um Zug bzw. prompt abgewickelt (B. ALBER, 1972, S. 2 f.). 

2.2 Auswirkungen der Großmi:lrkte auf die Preisbildung und Preisstabilisierung 

Die Erleichterung und Beschleunigung der Preisbildung und der Preisstabilisierung zi:lhlen zu den 
wichtigen Funktionen der Großmi:lrkte. Die entscheidende Voraussetzung fUr die befriedigende 
ErfUilung dieser Funktionen ist eine hohe Konzentration des Angebots und der Nachfrage auf 
den jeweil igen Großmi:lrkten. Um die Konzentration zu erhl:Shen, stellen die Tri:lger der Markt
veranstaltungen Einrichtungen wie z.B. Lagerri:lume, Waagen und KUhlanlagen zur VerfUgung, 
sorgen fUr gute Verkehrsverbi ndungen und erl assen Marktordnungen. 

Eine hohe Konzentration des Angebots und der Nachfrage auf Marktveranstaltungen erleichtert 
und beschleunigt zuni:lchst die Preisfindung • Diese erfolgt vor dem Kaufakt • Im Rahmen der 
Preisfindung verschaffen sich die Marktbeteiligten - anhand von Informationen der verschieden
sten Art - Vorstellungen uber den ml:Sglichen Preis (ZENTRALE MARKT- UND PREISBERICHT
STELLE DER DEUTSCHEN LANDWIRTSCHAFT, 1968, S. 10). Derartige Informationen sind auf 
hoch konzentrierten Marktveranstaltungen leicht um schnell zu erhalten, z.B. aus Gespri:lchen 
mit den vielen Marktbeteiligten oder aus Verkaufsverhandlungen an benachbarten Sti:lnden. Da
durch erfi:lhrt der Marktbeteil igte in der Regel leichter und schneller als bei Umsi:ltzen außerhalb 
von Marktveranstaltungen, was gefordert und verlangt wird; er kann leichter und schneller 
abwi:lgen und falsche Erwartungen korrigieren. 

Dadurch wird die Basis fUr die Erleichterung und Beschleunigung der Preisbildung geschaffen. 
Die Folge einer erleichterten und beschleunigten, der Marktsituation angepaßten Preisbildung 
ist eine Stabilisierung der Preise bzw. eine Gli:lttung der kurzfristigen Abweichungen vom 
Gleichgewichtspreis. Das gilt besonders dann, wenn sich die Marktbedingungen i:lndern und die 
Preise sich auf eine neue Gleichgewichtslage einpendeln mUssen. Die beschleunigte Preisbildung 
erleichtert den Anpassungsprozeß ohne Ubermi:lßige Schwankungen hervorzurufen. 

Je mehr Anbieter und Nachfrager auf einer Marktveranstaltung sind, desto weniger ist es ml:Sg
lieh, Preise zwischen Marktbeteiligten abzusprechen bzw. die Preisbildung systemwidrig zu 
beeinflussen. Preisabsprachen kl:Snnen zu starken unnatUrl ichen Preisschwankungen fuhren, und 
zwar dadurch, daß die abgesprochenen (kunstlichen) Preise eine Zeit lang uber oder unter dem 
Gleichgewichtspreis gehalten werden und - nachdem sie zu falschen Dispositionen gefUhrt haben -
pll:Stzlich an die wirkliche Marktsituation angepaßt werden mUssen. Auch aus diesem Grund tra
gen Marktveranstaltungen mit vielen Anbietern und Nachfragern zur Preisstabilisierung bzw. 
zur Gli:lttung kurzfristiger Preisschwankungen bei. 

Die Konzentration der Umsatzti:ltigkeit an einer Stelle erleichtert die DurchfUhrung der Notie
rungen, denn das Sammeln von Daten und Meinungen ist relativ einfach (Markt partner, die 

364 



befragt werden mUssen, sind anwesend; AuskUnfte,die auf offensichtlichen Mißversti:indnissen 
beruhen, können schnell korrigiert werden usw.). Bei der Erstellung der Notierungen muß dafUr 
gesorgt werden, daß diese ein wirklichkeitsgetreues Abbild der Marktumsi:itze darstellen. Wird 
dies erreicht, dann können die Notierungen eine positive Bedeutung fUr die Teilnehmer der 
Malrktveranstal tungen haben. Die Marktbeteil igten können die Notierungen beim ni:ichsten 
Malrkt als Basis der Preisfindung benutzen. Es ist anzunehmen, daß diese einheitl i che Basis eine 
vereinheitlichende Wirkung auf die Preisbildung ausubt und somit preisstabilisierend wirkt. 
Durch den Vergleich der Notierungen ergeben sich auch Hinweise auf grundsi:itzliche Preisunter
schiede zwischen einzelnen Marktveranstaltungen und sonstigen Absatzwegen. Dies erleichter 
den Marktbeteil igten die Entscheidung, auf welchem Markt sie kUnftig kaufen oder verkaufen 
sollen. Sofern Wahlmöglichkeiten gegeben sind, werden sie an Mi:irkten mit relativ hohen 
(niedrigen) Preisen anbieten (nachfragen). Auf Pli:itzen mit relativ hohen Preisen wird dadurch 
das Angebot erhöht und/oder die Nachfrage vermindert und somit tendenziell der Preis gesenkt. 
Entsprechend wird der Preis auf Mi:irkten mit bislang relativ niedrigen Preisen angehoben. Der 
regionale und Uberregionale Ausglei ch des Angebots und der Nachfrage wird also verbessert. 
Dadurch besteht eine Tendenz zur marktweiten Angleichung der Preise bzw. zur Angleichung 
der Preise an den Glei chgewi chtspreis, also zur Stabil isierung der Preise. 

Von größter Bedeutung sind erfahrungsgemi:iß die Notierungen fUr die Anbieter und Nachfrager 
außerhalb der Marktveranstal tungen . Ihnen erlei chern gute Notierungen ebenfalls die Auswahl 
det Mi:irkte; damit erleichtern sie den regionalen und Uberregionalen Ausgleich des Angebots 
und der Nachfrage und wirken folglich pre1sstabilisierend. Insbesondere tragen die Notierungen 
zu~ Preisfindung und Preisbildung bei, und zwar sowohl in der Großmarktstufe wie auch in vor
und nachgelagerten Vermarktungsstufen. Z.B. richten in der BR Deutschland die Versand
schiachter, die Fleischgroßhi:indler und auch die Einzelhi:indler ihre Preise an den Notierungen 
der Lebendviehmi:irkte aus (E. BÖCKENHOFF, 1974, S. 18). Vielfach hi:ingen sich die Markt
beteil igten direkt an Großmarktnotierungen an, vor all em an die der umsatzgrößten Mi:irkte 
(Leitnotierungen). Sie schi ießen also zum notierten Preis, evtl. unter BerUcksi chtigung fester 
Zu- oder Abschli:ige ab. Insbesondere Polypolisten, z.B. Landwirte, verhalten sich derart. 
FUr sie ist es hi:iufig nicht möglich, viel Zeit fUr die Preisfindung aufzuwenden. Vielfach sind 
sie auch gar nicht in der Lage, aus der Informationvielfalt die richtigen SchlUsse zu ziehen. 
Es ist selbstversti:indlich, daß das Anhi:ingen eine starke preisstabilisierende Wirkung haben muß. 

Das Ergebnis dieser Betrachtungen ist also, daß die Großmi:irkte die Preisbildung sowohl auf den 
Mcarktveranstaltungen selbst wie auch außerhalb davon zu erleichtern und zu beschleunigen 
vermögen. Außerdem haben sie eine preisstabilisierende Wirkung im Sinne einer Milderung der 
um die Gleichgewichtslage oszillierenden kurzfristen Preisbewegungen. Zur Stabilisierung der 
mittelfristigen Preisschwankungen, die sich durch die Eigenheiten der landwirtschaftlichen 
Pr~duktions- und Marktverhi:iltnisse ergeben, vermögen Großmi:irkte hingegen kaum etwas bei
zuitragen. Leider können die erwi:ihnten Wirkungen der Großmi:irkte nur schwer quantifiziert 
werden. 

2.3 Die Entwicklung der Umsi:itze auf den Großmi:irkten und die sich daraus ergebenden Aus-
wirkungen auf die Preisbildung und Preisstabil isierung 

Unabdingbare Voraussetzung fUr die aufgezeigten möglichen Wirkungen der GroßmCirkte ist, wie 
erwi:ihnt, eine hohe Konzentration des Angebots und der Nachfrage auf diesen Mi:irkten. Es erhebt 
sich nun die Frage, ob die Konzentration auf den deutschen Großmi:irkten genUgend hoch ist. 
Diese Frage kann nicht eindeutig mit ja oder nein beantwortet werden, u.a. deshalb nicht, weil 
die Auswirkungen der unterschiedlichen Konzentrationsgrade nicht abgeschCitzt werden können, 
weil also z.B. nicht beurteilt werden kann, ob es zur ErfUliung der erwi:ihnten Funktionen genUgt, 
w~nn 20 % des gesamten Marktumsatzes regelmi:ißig auf einem bestimmten Großmarkt geti:itigt 
werden. Gewisse SchlUsse können jedoch aus den mengenmößigen Umsötzen auf den Großmi:irkten 
biw. aus den Zufuhren und aus dem Verhi:iltnis dieser Zufuhren zu den jeweiligen Gesamtmarkt-
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umstltzen gezogen werden. Deshalb wird im folgenden beispielhaft auf die Zufuhren zu den 
beiden (insgesamt gesehen) umsatzmtlßig wichtigsten deutschen Großmtlrkten - den Schlacht
vieh- und Obst- und GemUseverteiiergroßmtlrkten - eingegangen. 

Mitte der 50er Jahre wurden noch rd. ein Drittel aller von den Landwirten verkauften Schweine 
uber die Großmtlrkte abgesetzt. Dieser Anteil ist bis heute auf weniger als 5 % gesunken. Bei 
Rindern ergibt sich eine i:lhnliche Entwicklung. Mitte der 50er Jahre belief sich der entsprechen
de Anteil auf rd. 40 %, heute sind es noch etwa 17 % (E. BÖCKENHOFF, 1974, S. 17). 

Die Beurteilung der Zufuhrentwicklungen zu den Obst- und GemUseverteilergroßmi:lrkten berei
tet Schwierigkeiten, vor allem weil fUr manche kleinere Mtlrkte Uberhaupt keine Zufuhren 
bekannt sind und weil außerdem die vorliegenden Zufuhrdaten Schi:ltzungen enthalten. Trotzdem 
wurde versucht, halbwegs verltlßliche Daten dafUr zu gewinnen. Ausgehend von einer fruheren 
Untersuchung uber die Zufuhren zu den Großmlirkten (B. ALB ER, 1972, S. 240 ff.) wurde ermit
tel t, daß von der Frischwarenmenge, die uber den Markt bezogen wurde 1), 1970;71 etwa 
37 % (rd. 4,6 Mill. t) uber die Großmlirkte verkauft wurde. Dieser Anteil belief sich - gemtlß 
einer neuen unveröffentlichten Untersuchung - 1973;74 auf etwa 36 %. 

Der fUr die wichtigsten Großmi:lrkte festgestellte mehr oder weniger starke RUckgang des Anteils 
an den Gesamtmarktumstltzen ist, wie andere Untersuchungen zeigen (B. ALB ER, 1972, S. 57 ff. 
und S. 159 ff.), symptomatisch fUr die Vermarktung uber alle Großmtlrkte. Verschiedene GrUnde 
sind fUr diese Entwicklung entscheidend. So werden die Guter zunehmend per Telefon und Fern
schreiber bestellt, um die Kosten der Zentralisation der Produkte am Großmarkt zu verringern 
(Qual ittlts-, Gewichts-, Zeitverluste, Transportkosten usw.). Durch die fortschreitende Fungibi
littlt der Produkte (ZUchtung, Handelsklassen) wird dies immer besser möglich. Derartige Techni
ken können auch deshalb zur Geschi:lftsabwicklung angewendet werden, weil die Rechtssicher
heit relativ groß ist. Zu der Umgehung der Großmtlrkte tendieren auch viele marktmi:lchtige 
Unternehmen, weil sie ihre Marktrnacht besser außerhalb als auf Marktveranstaltungen ausspie
len können. Die Entwicklung zur Verlagerung der Geschi:lftsabschlUsse von Marktveranstaltungen 
weg in die BUros der Unternehmen dUrfte sich in der Zukunft fortsetzen; manche Faktoren spre
chen dafUr, z.B. die sicherlich weiter zunehmende Fungibiliti:lt der GUter und die zu erwarten
den weiteren ZusammenschlUsse bzw. Machtzusammenballungen im Handel und in der Industrie. 

Diese global fUr die Mi:lrkte aufgezeigte Entwicklung hat fUr die Preisfindung und damit auch 
fUr die Preisbildung sowie fUr die Preisstabilisierung schwerwiegende Folgen, weil damit die 
Basis fUr eine zuverli:lssige Preisbildung auf und außerhalb der Großmi:lrkte immer enger und auch 
die Preisstabilisierung erschwert wird. Die Vermarktung außerhalb der Marktveranstaltungen 
nimmt Schaden, weil die Umsi:ltze, die den Notierungen zugrunde liegen, zunehmend weniger 
repri:lsentativ fUr die gesamte Angebots- und Nachfragesituation im gesamten Wirtschaftsraum 
sind. Nur wenn die Repri:lsentanz gegeben ist, liefert das erwöhnte Preisbildungssystem (Anhön
gen) befri~digende Resultate. Wie sehr die Reprtlsentanz teilweise abgenommen hat, zeigt eine 
von mir durchgefUhrte Untersuchung uber die Angebots- und Preisentwicklung auf dem Viehmarkt. 
Es stellte sich heraus, daß das Angebot auf den sog. preisbestimmenden Lebendviehgroßmörkten 
nicht mehr parallel zum gesamten inllindischen Angebot und zum gesamten Marktangebot ver
Itluft. Daraus kann schon geschlossen werden, daß die Preise dieser Mi:lrkte nicht mehr reprösen
tativ sind. Eine Korrelationsanalyse ergab, daß die Notierungen auf den Lebendviehgroßmörkten 
nur noch in sehr lockerem Zusammenhang zum Gesamtangebot stehen. Die Korrelation wird etwas 
enger, wenn man den Notierungen die Entwicklung des inItIndischen Angebots gegenUberstellt. 
Die beste Korrelation ergibt sich zwischen den Notierungen und den Restauftrieben auf den 
Großmi:lrkten. Allerdings befriedigt auch diese Korrelation kaum noch; vor allem die Korrelation 
zwischen den Schweineauftrieben und dem inli:lndischen Angebot erweist sich als unbefriedigend. 
Dies ist wohl darauf zurUckzufuhren, daß ein Großteil aller aufgetriebenen Schweine vorbestellt 
ist, d.h. nicht mehr frei ausgehandelt wird. 

1) EinschI. ZitrusfrUchte, Trocken-, Schalenobst und Kartoffel n. 
366 



Die sinkende ZuverlHssigkeit der Notierungen bewirkt eine Verschlechterung der allgemeinen 
Markttransparenz. Die Folgen davon haben Produzenten und die kleineren und mittleren Unter
nehmen im Handel und in der Verarbeitung zu tragen. Sie verlieren aufgrund ihrer schlechten 
Markttransparenz Marktanteile an die großen Unternehmen. Diese können sich im Gegensatz 
zu Ihnen zusHtzliche Informationen uber das Marktgeschehen bzw. einen Vorsprung an Markt
transparenz verschaffen. 

Den Strukturwandel in der Vermarktung von Agrarerzeugnissen und dessen Folgen erkannten 
Wissenschaftler schon vor IHngerem. Es wurden auch VorschlHge zur Verbesserung der Markt
transparenz und zur Erhaltung eines funktionsfHhigen Wettbewerbs unterbreitet. U.a. wurde 
vorgeschlagen, Warenterminbörsen und Preisfindungsstellen einzuri chten. Von diesen Institutio
nen verspricht man sich wesentliche BeitrHge zur Preisbildung und Preisstabilisierung. Vor allem 
wird erwartet, daß Warenterminbörsen und Preisfindungsstellen Prognosen von Gleichgewichts
preisen liefern (E. BÖCKENHOFF, 1969, S. 182 und 184; WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT 
BEIM BUNDESMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN, 1967, 
S. 11). Im folgenden wird nun untersucht, inwiefern diese Institutionen den Erwartungen ent
sprechen können. 

3 Der Beitrag von Warenterminbörsen zur Preisbildung und Preisstabilisieru!:!Q. 
= 

3. t Definition 

W renterminbörsen fUr heimische Agrarprodukte gibt es seit IHngerer Zeit in Deutschland nicht 
me r 1). Da deshalb vielfach die grundlegenden Kenntnisse uber diese Einrichtungen fehlen, 
wird hier einleitend etwas breiter auf das Geschehen an Warenterminbörsen eingegangen. 

Warenterminbörsen sind Marktveranstaltungen fUr den Handel mit voll vertretbaren - und deshalb 
ph~sisch nicht anwesenden - GUtem. Dieser Handel vollzieht sich grundsHtzlich als Börsenter
mingeschHft. Dabei wird in einem durch den TrHger der Börse vorgeschriebenen Einheitskaufver
tragsformular festgelegt, daß zum vereinbarten Preis GUter von ganz bestimmter QualitHt und 
in festgelegten Mengeneinheiten an einem kUnftigen, genau bestimmten ErfUllungstermin und 
-ort zu liefern bzw. abzunehmen sind. Außerdem sind die ErfUllungs- und AbnahmemodalitHten 
genau festgelegt. Dadurch wird der Inhalt der einzelnen Vertrtlge mit gleichem ErfUllungstermin -
abgesehen von den,Preisen - vollkommen vereinheitlicht. Festgelegt ist ferner, daß sich die 
Marktteilnehmer der ErfUllung mit effektiver Ware entziehen können, und zwar dadurch, daß 
sie an der gleichen Börse auf den gleichen ErfUllungstermin ein GegengeschHft abschließen 
(glattstellen); eine Kaufverpflichtung wird also durch eine Verkaufsverpflichtung glattgestellt 
un~ umgekehrt. Die bestehenden Preisunterschiede zwischen den beiden Verpflichtungen werden 
aujsgeglichen. GrundsHtzlich erfolgt eine Glattstellung der GeschHfte, weil die Marktteilneh
m.r fast nie an der Lieferung effektiver Waren interessiert sind. Dadurch, daß mit effektiver 
W~re erfullt werden kann, liegen die Preise des zu erfullenden BörsentermingeschHfts und die 
Preise der effektiven (Kassa-) Ware am ErfUllungstermin nahe beieinander. Vor allem aufgrund 
der Möglichkeit des Glattstellens ist es nicht erforderlich, daß die Marktteilnahmer die volle 
Kaufsumme aufbringen mUssen. Um zu gewHhrleisten, daß Mittel fUr den Ausgleich eines Verlusts 
vorhanden sind, muß ein KHufer einen relativ geringen Anteil vom Kontraktwert (sog. Einschuß) 

1) In den USA existiert dagegen ein florierender Börsenterminhandel mit vielen Agrarprodukten, 
und zwar sowohl mit solchen, die einmal jHhrlich anfallen (Weizen, Kartoffeln usw.) wie auch 
mit laufend anfallenden Produkten Oebende Rinder, SchweinebHuche usw.). Auch in Europa 
zeichnet sich eine Belebung des Warenterminhandels mit Agrarprodukten ab. So wurde z. B. vor 
einiger Zeit in Amsterdam eine Warenterminbörse fUr den Handel mit Kartoffeln eröffnet und an 
der Londoner Warenterminbörse der Handel mit Sojaschrot aufgenommen. Außerdem wird in 

. Amsterdam in naher Zukunft mit dem Eierterminhandel begonnen, und in England erwHgt man 
I derzeit, eine Warenterminbörse fUr den Handel mit lebenden Schweinen oder Schweinefleisch 
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beim Geschöftsabschluß bezahlen. Analoges gilt fUr Verköufer. Zur Vereinfachung des Markt
geschehens erfolgt die Abwicklung der Geschöfte an Warenterminbörsen nicht zwischen dem je
weiligen Köufer und Verköufer, sondern zwischen dem einzelnen Marktteilnehmer und einer 
Abrechnungsstelle (H. KRIEBEl, 1960, S. 2 f.). 

Die Marktteilnehmer an Warenterminbörsen kann man einteilen in sog. Hedger und in sog. Speku
lanten. Als Hedger werden Unternehmer bezeichnet, die effektive Ware produzieren, verarbei
ten oder damit handeln und versuchen, das Risiko des Preisverfalls dieser Waren (bevor sie ver
öußert wurden) am Börsenterminmarkt durch den Abschluß von Preissicherungsgeschöften (Hedge
Geschöften) einzuschrönken. Als "Spekulanten" werden hier Marktteilnehmer bezeichnet, die 
Waren in der Absicht kaufen (verkaufen), sie zu einem spöteren Zeitpunkt wieder zu verkaufen 
(kaufen) und diese Transaktion allein deshalb vornehmen, weil sie gewinnbringende Preisände
rungen erwarten, nicht dagegen, weil sie aus dem Besitz der Waren einen Nutzen ziehen, sie 
bearbeiten oder in einen anderen Markt transferieren wollen (N. KAlDOR, 1959 S. 1). 

3.2 Auswirkungen der Warenterminbörsen auf die Bildung und Stabil isierung der Kassamarktpreise 

Die Auswirkungen der Warenterminbörsen auf die Bildung und Stabilisierung der Kassamarktpreise 
stehen im Mittelpunkt der Forschung uber Börsenterminmärkte. Dementsprechend existiert eine 
kaum uberschaubare Anzahl von Beiträgen zu diesem Problem. Die unterschiedlichen Forschungs
ansätze fUhrten immer wieder zu divergierenden Schlußfolgerungen. Deshalb konnte sich keine 
herrschende Meinung durchsetzen. Die widersprUchlichen Aussagen ruhren u.a. auch daher, daß 
es sich bei fast allen hierher zu zöhlenden Beiträgen um empirische Untersuchungen handelt, die 
oft schon dann zu anderen Ergebnissen fuhren, wenn der Zeitbezug der Ausgangdaten etwas 
variiert wird. Aus diesen GrUnden ist es hier nicht möglich, einen umfassenden detaillierten 
Überbl i ck uber die vielfältigen Ansötze und Antworten der Forschung zu geben. Die folgende 
Betrachtung wird deshalb auf die - meiner Ansicht nach - wichtigsten Ansatzpunkte und Antwor
ten beschrönkt 1). Die Ergebnisse, die hier vorgestellt werden, sind jedoch im großen und 
ganzen symptomatisch fUr die Ergebnisse der nicht erwähnten Untersuchungen. 

Die weitaus am häufigsten angewandte Methode zur Messung der Einflusse von Warenterminbör
sen auf Kassamärkte ist der Vergleich der Entwicklung von Kassamarktpreisen eines Gutes in 
Zeitröumen, in denen kein Börsenterminhandel durchgefUhrt wurde, mit der Entwicklung der 
Kassamarktpreise dieses Gutes in anderen vor- und/oder nachgelagerten Zeitröumen, in denen 
aber Warenterminbörsen existierten. Seltener werden die Kassamarktpreisschwankungen eines 
Gutes, fUr das es neben dem Kassamarkt einen Börsenterminmarkt gibt, mit den Kassamarktpreis
schwankungen eines ähnlichen Gutes, fUr das kein Börsenterminhandel durchgefUhrt wird, ver
glichen. Die AusgangsUberlegung dieser Untersuchungen lautet; Man mUßte wissen, wie sich 
in einem gleichen Zeitraum die Kassamarktpreise eines bestimmten Gutes einmal mit und dann 
ohne das Vorhandensein von Warenterminbörsen entwickeln. Da es nicht möglich ist, einen 
derartigen Experimentalzustand herzustellen, wird als Behelf die genannte Methode angewandt. 

Eine der öltesten derartigen Untersuchungen verfaßte EMERY (1896). Er untersuchte die Preis
entwicklung bei Baumwolle und Weizen in den USA. BezUgl ich Baumwolle ging er von den Prei
sen der Perioden 1821 bis 1830, 1851 bis 1860 und 1885 bis 1894 aus. Ab 1885 konnte man 
Börsentermingeschäfte mit Baumwolle in den USA abschl ießen. Die verwendeten Weizenpreise 
stammen aus den Perioden 1885 bis 1888 und 1890 bis 1893; 1890 wurde der Börsenterminhandel 
fUr Weizen eingefUhrt. EMERY errechnete die Abweichungen der tiefsten von den höchsten 
Preisen bzw. die Abweichungen von Mittelwerten. FUr beide GUter stellte er eine Abnahme 
der Preisschwankungen in den Perioden seit der EinfUhrung des Börsenterminhandels fest 
(H. EMERY, 1896). 

1) Aus den genannten GrUnden wird hier auch nicht auf die ebenfalls recht zahlreichen 
Beitröge zur entsprechenden Problematik der Devisenterminmärkte eingegangen. 
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Auch spCiter wurden entsprechende Untersuchungen durchgefUhrt. Z. B. erforschte WORKING 
im Jahr 1963 die Entwicklung der Zwiebelpreise in den USA. Er betrachtete zuerst die Preise 
der Periode 1949/50 bis 1957/58. In dieser Zeit war der Börsenterminhandel mit Zwiebeln er
laubt und hatte auch einen großen Umfang. 1958 wurde dieser Börsenterminhandel verboten. 
WORKING verglich die Ergebnisse, die er für die erwClhnte Zeitspanne ermittelt hatte, mit ent
sprechenden Ergebnissen fUr 1935/36 bis 1948/49 und mit den Ergebnissen fUr 1958/59 bis 
1961/62. Die Preise, die sich wClhrend der Zeit eines funktionierenden Börsenterminhandels 
bildeten, wurden also nicht nur mit Preisen verglichen, die vor der EinfUhrung des Börsentermin
handels notiert wurden, sondern auch mit Preisen, die sich nach dem Verbot des Börsentermin
handels ergaben. im einzelnen ermittelte WORKING fUr diese 3 Zeitperioden jeweils die größte 
Preisabnahme, die größte Preiszunahme und die durchschnittl iche Preiszunahme, und zwar je
weils zwischen zweien für die US-amerikanische Zwiebel vermarktung besonders wichtigen Mo
nate. Außerdem errechnete er den Prozentsatz, um den jeweils die einzelnen Preise einen be
stimmten Preisbereich überstiegen. Bei ollen Vergleichsrechnungen konnte er feststellen, daß 
wClhrend der Zeit, in der der Börsenterminhandel erlaubt war, die Preisschwankungen am gering
sten waren. Er ermittelte z.B. für die Jahre mit einem Börsenterminhandel eine durchschnittli
che Preiszunahme zwischen den beiden wichtigen Monaten von 0,20 Dollar pro Gewichtseinheit. 
Für die Zeit vor der Existenz des Terminhandels ergaben sich 1,19 Dollar als Preiszunahme, und 
für die Zeit nach dem Verbot des Terminhandels ermittelte er 0,90 Dollar (H. WORKING, 
19(>0, S. 3 - 31). 

I 

Di~ meines Wissens jüngste derartige Untersuchung wurde 1974 veröffentl icht. Die Verfasser 
sirld TAYLOR und LEUTHOLD. Sie erforschten die Preisschwankungen an MClrkten für lebende 
Ri,,!,der in Chicago und Omaha wClhrend der Perioden 1957 bis 1964 und 1965 bis 1972. Seit Ende 
19!J4 kann man in Chicago BörsentermingeschClfte für lebende Rinder abschl ießen. Die Autoren 
ermittelten die Standardabweichungen der jClhrlichen, monatlichen und wöchentlichen Preise 
um einen Durchschnittspreis aus den jeweils acht Jahreswerten. Außerdem ermittelten sie die 
monatlichen und wöchentlichen Schwankungen um den jeweils jClhrlichen Durchschnittspreis. 
Um den inflationsbedingten Einfluß zu eliminieren, arbeiteten die Verfasser mit deflationierten 
Preisen. Sie kamen zu dem Ergebnis, daß insbesondere die monatlichen und wöchentlichen
also die kurzfristigen - Preisschwankungen seit Einführung des Börsenterminhandels signifikant 
abgenommen haben (G. TAYLOR u. R. LEUTHOLD, 1974, S. 29 - 35). 

Neben den genannten gibt es noch viele weitere entsprechende Untersuchungen mit Clhnlichen 
Aussagen. Zu praktisch allen Aussagen I iegen widersprechende Ergebnisse vor. So erbrachte 
z. B. eine neuere Untersuchung von JOHNSON im Gegensatz zu der Untersuchung von 
WORKING keinen nennenswerten Einfluß des Börsenterminhandels auf die Zwiebelkassapreise 
inl den USA (A. JOHNSON, 1973). Der wichtigste Unterschied zwischen den bei den Unter
sUlchungen ist, daß JOHNSON Daten eines ICingeren Zeitraums verwendet hat, nClmlich aus 
d~r Periode 1930 bis 1968. Schi ießI ich seien auch noch meine eigenen Untersuchungen erwähnt, 
die ich analog dem Vorgehen von TAYLOR und LEUTHOLD durchführte; untersucht wurde die 
P~eisentwicklung an den Märkten für lebende Schweine im Mittleren Westen der USA. Als Zeit
rtlume wClhlte ich die Jahre 1957 bis 1965 und 1966 bis 1974. Einen Börsenterminmarkt fUr leben
de Schweine gibt es seit 1966 in Chicago. Meine Berechnungen ergaben, daß die Preisschwan
kungen seit Einführung des Börsenterminhandels nicht milder aber auch nicht stärker wurden. 

Selbst wenn bei den erwClhnten Untersuchungen ein eindeutiges Urteil zustandegekommen wClre, 
können - meiner Ansicht nach - derartige Untersuchungen keine befriedigende Antwort auf die 
anstehende Frage liefern; vor allem deshalb nicht, weil die ermittelten Wirkungen auch auf 
sonstige Faktoren, wie z.B. auf Entwicklungen im Kommunikations-, Transport- und Vermark
tungswesen, beruhen können. Die Wirkung derartiger Entwickl ungen ist im verwendeten Daten
m,aterial mit enthalten und kann wohl kaum isol iert erfaßt werden. 

~swirkungen der Warenterminbörsen auf die Bildung und Stabilisierung der Kassamarktpreise 
kl5nnten sich durch das Hedgen ergeben. Darunter versteht mon im einzelnen, daß ein Verkauf 
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von Effektivware, die man nicht besitzt, durch einen gleichzeitigen Kauf von Terminware bzw. 
daß ein Kauf von Effektivware, die man lagern od~r verarbeiten und spClter verkaufen will, durch 
einen gleichzeitigen Verkauf von Terminware abgesichert wird. Im ersten Fall spricht man von 
einem Kauf-Hedge, im zweiten von einem Verkaufs-Hedge. Ein preisschwankungsbedingter Ver
lust im EffektivgeschClft (KassamarktgeschClft) wird also durch einen Gewinn im Börsenterminge
schClft weitgehend - oder in AusnahmefClilen ganz - ausgeglichen bzw. umgekehrt 1). Eine völlige 
Ausschaltung des Preisrisikos ist wegen der selten gegebenen vollkommenen "Parallel(tClt" der 
Börsentermin- und Kassamarktpreise nur ausnahmsweise möglich. Das verbleibende Risiko ist 
jedoch im VerhClltnis zu dem durch die Preissicherung ausgeschlossenen Risiko gering. Das Rest
risiko wird um so kleiner, je gUnstiger beim Abschluß des Hedge-Geschl:lfts die Differenz zwi
schen dem Kassakurs und dem Terminkurs fUr die Hedger ist. Dementsprechend werden auch die 
Hedger reagieren. Sie werden um so weniger (mehr) am Börsenterminmarkt und um so mehr 
(weniger) am Kassamarkt anbieten (nachfragen), je höher der Kassakurs im Vergleich zum Börsen
terminkurs ist. Die Hedger mUssen natUrlich berUcksichtigen, daß sie mit dem Abschluß von 
Preissicherungsgeschl:lften evtl. auf Gewinne aus dem Rohstoffgeschl:lft verzichten. Wenn Unter
nehmen gehedged haben, so bedeutet das fUr sie, daß die Schwankungen ihrer Erlöse eingeebnet 
werden. Ob sich daraus Auswirkungen auf die Preisstabilitl:lt am Kassamarkt ergeben, ist nicht 
eindeutig bewiesen (W. TOMEK u. R. GRAY, 1970, S. 372 - 380). Meiner Ansicht nach könnte 
das Hedgen eine preisberuhigende Wirkung auf Kassapreise haben, nClmlich deshalb, weil die 
hedgenden Unternehmen eine festere Kalkulationsbasis fUr die Zukunft und auch eine höhere 
KreditwUrdigkeit besitzen. Die dadurch gewonnene Sicherheit dUrfte sich vermutlich eher stabi
lisierend als destabilisierend auf die Kassamarktpreise auswirken, und zwar nicht nur auf die 
Preise der Rohstoffml:lrkte, sondern auch auf Preise sonstiger Markte, mit denen die hedgenden 
Unternehmer verbunden sind (also z.B. auch auf die Preise evtl. Fertigprodukte). Außerdem wClre 
denkbar, daß durch das Hedgen zumindest bei jClhrlich einmal anfallenden, lagerfl:lhigen Produk
ten, die auf einem freien Kassamarkt verkauft werden, PreiseinbrUche zur Erntezeit - also sai
sonale Preisschwankungen - gemildert werden. Denn die Spekulanten stUtzen evtl. die Preise 
zur Erntezeit, indem sie die Produkte in der Hoffnung kaufen, sie spl:lter gewinnbringend ver
kaufen zu können (LHIERONYMUS, 1972, S. 291 Li W. TOMEK, 1971, S. 109 - 113). 

1) Beispiel fUr ein Verkaufs-Hedge: Ein Hl:lndler nimmt zur Absicherung gegen das mit der 
Lagerhaltung verbundene Risiko die folgenden Transaktionen vor: 

Effekti vgeschClft 

23. Juli 1975 
Kauf von 100 t Sojaschrot zu 

10. Dezember 1975 
Verkauf von 100 t Sojaschrot zu 

Gewinn im EffektivgeschClft 

Börsentermingeschl:lft 

23. Juli 1975 
339 DM/t Verkauf eines Terminkontrakts Uber 

100 t Sojaschrot zu 348 DM/t 

10. Dezember 1975 
380 DM/t Kauf eines Terminkontrakts uber 

100 t Sojaschrot zu 

41 DM!t= Verlust im Börsentermingeschöft 

382 DM/t 

Der Höndler erzielt einen Gewinn aus dem Hedge-Geschöft von 7 DM je t. Dieser Gewinn 
trClgt zur Deckung der Lagerkosten bei. 
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Eine weitere Auswirkung der Warenterminbörsen auf die Kossamarktpreise könnte sich daraus er
geben, daß die Terminbörsennotierungen die Erwartungen der Unternehmen vom Kossamarkt 
beeinflussen und entsprechende Reaktionen hinsichtlich der Produktion und/oder der lagerhaltung 
hervorrufen. Sofern die Notierungen mit den kUnftigen Kassamarktpreisen übereinstimmen und 
die genannten Unternehmen dann entsprechend auf diese Prognosen reagieren würden, wäre dies 
eine gute Basis fUr eine Stabilisierung der Kossapreise, weil Fehlreaktionen vermieden würden. 
Dann würde es sich bei den Börsenterminpreisen, die ja bis über 1 Jahr in die Zukunft hinein
reichen, um geschätzte Gleichgewichtspreise für die nahe und fernere Zukunft handeln. In die
sen Preisen müßten olle jene Tatsachen und Erwartungen ihren Niederschlag finden, die die 
künftige Warenbewegung und dadurch die kUnftige Preisbildung der Kossamarktware beeinflussen. 
Im Idealfall könnten damit u.a. den Produzenten Preisprognosen zur Verfügung gestellt werden, 
die über eine Produktionsperiode hinausreichen. Zur Frage der Übereinstimmung der Terminpreise 
mit den späteren Kassamarktpreisen - die Grundvoraussetzung der aufgezeigten möglichen Wir
kung - liegen mehrere Untersuchungen vor (siehe z.B. A. lARSON, 1967, S. 49 - 64; 
H. KlllOUGH, 1925; F. KONOlD, 1972;73, S. 39 - 43). Insbesondere aus den jüngsten 
Untersuchungen kann mon mit Vorsicht den Schluß ziehen, daß die Börsenterminpreise den künf
tigen Kassamarktgleichgewichtspreis nicht sonderlich gut repräsentieren. So kommt z.B. lARSON 
in einer neueren, gründl ichen Untersuchung über amerikanische Eierpreise zu dem Schluß, daß 
die Börsenterminpreise nur in gewissem Ausmaß die zykl ischen Preisschwankungen und kaum 
Trehdbewegungen vorhersagen (A. lARSON, 1967, S. 64). 

I 

Um] ein klareres Urteil abgeben zu können, wäre u.a. notwendig, umfassende Korrelationsrech
nu~gen fUr viele Märkte durchzufUhren. Jedoch ist aus verschiedenen Gründen wohl kaum zu 
ervfarten, daß Prognosen in Form von Börsenterminpreisen besser sind als die Prognosen wissen
schaftlicher Institute. Ein wesentlicher Grund ist, daß viele uninformierte Spekulanten und spe
kulierende Spielernaturen am Warenterminhandel beteiligt sind und damit die Preise beeinflussen. 
Si~ trogen sicherlich wenig zu einer guten Preisvorhersage bei. Außerdem ist zu bedenken, daß 
geliungene oder versuchte Manipulationen des Börsenterminpreises zu einer Destabilisierung des 
Börsenterminpreises führen 1). In solchen Föllen wird der Börsenterminpreis fUr Prognosezwecke 
unbrauchbar. 

Gegen die Eignung der Börsenterminpreise zu langfristigen Prognosen spricht, daß sehr viele 
Engagements an Börsen von vornherein nur für sehr kurze laufzeiten vorgesehen sind. Dies bedeu
tet, daß sich viele Spekulanten nur fUr die Preisentwicklung in der nächsten Zukunft interessie
ren. Über die langfristige Marktentwicklung machen sie sich weniger Gedanken. Diese These 
wird dadurch untermauert, daß heute viele Spekulanten ihre Kauf- und Verkaufsentscheidungen 
aUein an hand der sog. Technoanalyse föllen (Chartisten). Im Rahmen der Technoanalyse wird 
der Kurs fUr die nächste Zukunft vorausberechnet • Die Rechnung basiert auf der Börsenstimmung, 
defn vergongenen Kursverlauf, dem Umsatz sowie auf dem Engagement einzelner Spekulanten. 
Dcjbei wird nicht die Angebots- und Nachfragesituation direkt, sondern die psychologische Ver
fassung des Börsenpublikums ermittelt (l. STEINBERG, 1972, S. V/1). Hingegen analysieren 
die sog. Fundamentalisten die Marktverhältnisse direkt. Sie engagieren sich meist langfristig. 
Jedoch haften sie in der Regel nicht - wie dies manchmal vermutet wird - mit ihrem Vermögen 
für die Richtigkeit ihrer langfristigen Prognosen. Sie werden beizeiten glattstellen, wenn sie 
sehen, daß ihre Prognosen ni cht zutreffen. 

1) Die Bildung von stabilen oder destabilen Börsenterminpreisen wird u.a. im Rahmen der sog. 
modernen analytischen Spekulationstheorie erörtert. Siehe z. B. J. SCHIMMlER: Spekulation, 
spekulative Gewinne und Preisstabilitöt. Diss. Kiel 1974. - E. SOHMEN: Wechselkurs und 
Wöhrungsordnung. Tübingen 1973. - G. STEINMANN: Theorie der Spekulation. Kieler 
Studien, Bd. 106. Tübingen 1970. 

371 



Es wurde also festgestellt, daß es der Wissenschaft bislang nicht gelungen ist, eindeutig zu er
mitteln, ob Börsenterminpreise verlößliche Prognosen von Gleichgewichtspreisen des Kassamark
tes darstellen. Manche GrUnde sprechen dafur, daß die Börsenterminpreise die kUnftige Entwick
lung am Kassamarkt nicht besonders gut widerspiegeln. Daruber hinaus konnte die Wissenschaft 
noch keine eindeutige Antwort auf die Frage geben, ob Warenterminbörsen ansonsten eine sta
bil isierende oder eine destabil isierende Wirkung auf Kassamarktpreise ausUben. Einiges deutet 
darauf hin, daß Warenterminbörsen zur Glättung saisonaler Preisschwankungen beitragen, und 
zwar bei einmal jöhrlich anfallenden, lagerföhigen Produkten (R. GRAY u. D. RUTLEDGE, 
1971, S. 95 f.). Sicher ist jedoch, daß Warenterminbörsen den hedgenden Unternehmen eine 
Stabilisierung ihrer Einkommen ermöglichen. 

4.1 Definition 

Eine Preisfindungsstelle ist eine Einrichtung zur laufenden Schätzung bzw. Prognose von Gleich
gewichtspreisen fUr die nahe Zukunft. 

Die zuverlössige Schötzung des Gleichgewichtspreises setzt hohe Markttransparenz voraus. Des
halb muß eine Preisfindungsstelle Uber ein leistungsföhiges Sekretariat verfUgen, das alle vor
liegenden kurz- und mittelfristigen Daten uber die Angebots- und Nachfrageentwicklung im 
Inland, in den Ubrigen Mitgliedslöndern der EG und in den wichtigen Drittlöndern sammelt, 
objektiv auswertet und das Auswertungsergebnis einem Gremium zur Kenntnis bringt. In diesem 
Gremium sollten der Markttransparenz wegen fuhrende Marktbeteil igte vertreten sein. Das Gre
mium hat die Aufgabe, aufgrund der ihm dargelegten Marktentwicklung und der eigenen, neue
sten Kenntnis von der Marktlage,den vermutlichen Gleichgewichtspreis fUr die nahe Zukunft zu 
schätzen. Um die Verwendbarkeit fUr die Praxis sicherzustellen, muß die Schötzung auf ein ge
nau bestimmtes Gebiet, eine bestimmte Qualität und sonstige bestimmte Konditionen bezogen 
sein. Je nach Produkt wird es erforderlich sein, ein- oder mehrmals wöchentlich den Gleichge
wichtspreis zu schätzen. Da ni cht erwartet werden kann, daß Gremiumsangehörige regelmäßig 
zu der evtl. weit entfernten Preisfindungsstelle reisen, sollten die Sitzungen des Gremiums mit 
Hilfe von Telefonkonferenzschaltungen und dgl. durchgefuhrt werden, so daß die Beteiligten 
von ihrem BUro aus teilnehmen können (WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT BEIM BUNDESMINISTE
RIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN, 1967, S. 11). 

4.2 Auswirkungen der Preisfindungsstellen auf die Preisbildung" und Preisstabilisierung 

Die BefUrworter derartiger Einrichtungen erwarten, daß die geschCltzten Gleichgewichtspreise 
als Leitpreise wirken, daß also die Schötzungen breit gestreut werden und das Vertrauen der 
Marktbeteiligten finden. Sofern dies eintritt, werden die Scheitzungen Wirkungen wie Leitnotie
rungen von Marktveranstaltungen erzielen. Zunächst werden dann durch die Schätzungen die 
Vorstellungen einer großen Zahl von Marktbeteil igten uber die Preise, die geboten werden mUs
sen und verlangt werden können, vereinheitlicht, und zwar ohne daß der einzelne gezwungen 
wäre, von dem Leitpreis Gebrauch zu machen. Dies wUrde eine Erleichterung und daruber hinaus 
eine Beschleunigung der Preisfindung bedeuten, denn das mUhevoIle, zeitraubende und vielfach 
auch kostspielige Sammeln, Aus- und Bewerten von Preis- und Marktdaten entfiele weitgehend. 
Diese Tätigkeit wUrde - sozusagen in Arbeitsteilung - zentral in der Preisfindungsstelle verrichtet. 
Die Vereinheitlichung der Vorstellungen uber den Marktpreis hätte zur Folge, daß sich in der 
Regel auch die ausgehandelten Preise weitgehend gleichen wUrden, denn der Bereich fUr Preis
forderungen und -gebote wöre dann sehr eng. Außerdem ist zu erwarten, daß sich viele Marktbe
teiligte der verschiedenen Vermarktungsstufen direkt an die Schätzungen anhöngen. Es wUrde 
demnach auch eine Erleichterung und Beschleunigung der Preisbildung eintreten. Die Schätzungen 
können folglich den Charakter eines Richtpreises annehmen, und zwar eines Richtpreises, der 
seiner Natur nach marktberuhigend wirkt, denn es handelt sich ja um den vermutlichen Gleichge
wichtspreis. Die Vereinheitlichung der Vorstellungen uber die Marktpreise und die Vereinheit-
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lichung der ausgehandelten Preise würde somit eine starke Glättung oder Verhinderung kurzfri
stiger Preisschwankungen bedeuten. 

Die über Preisfindungsstellen zu erzielende Beeinflussung der Preisbildung und Preisstabilisierung 
wäre gesamtwirtschaftlich gesehen sehr wertvoll, denn dadurch würde die allgemeine Markttrans
parenz verbessert und damit der Wettbewerb erhöht werden. 

Die Diskussion um Preisfindungsstellen hat bewirkt, daß solche Institutionen inzwischen auspro
biert werden. Am weitesten ausgereift ist die Einrichtung für die Schätzung von Gleichgewichts
preisen für Obst im Bodenseeraum. Außerdem sind die Ansätze zur laufenden Prognose von Gleich
gewichtspreisen für Obst im Alten Land, für Eier in Mannheim und für Frühkartoffeln zu erwäh
nen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß durch Preisfindungsstellen sowohl die Preisfindung wie 
auch die Preisbildung erleichtet und beschleunigt werden kann und kurzfristige Preisschwankun
gen verhindert oder geglättet werden können. Eine wesentliche Voraussetzung ist allerdings, 
daß die Preisfindungsstellen wie beschrieben organisiert und ausgestattet werden und daß ihre 
Prognosen zutreffen. Eine hohe Qual ität der Schätzungen und eine entsprechende Zusammen
setzung der Schätzungskommission bilden die Basis dafür, daß die Arbeit der Preisfindungsstellen 
marktweit Vertrauen genießt und Beachtung findet. 
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DER BEITRAG VON WICHTIGEN AGRARMARKTVERANSTALTUNGEN 

UND VON PREISFINDUNGSSTELLEN ZUR PREISBILDUNG UND 

PREISSTABILISIERUNG (Korreferat) 

von 

Fritz Schmidt, Göttingen 

Vorbemerkungen 375 

Der Beitrag von Großmärkten 376 

Der Beitrag von Warenterminmärkten 376 
Die preisbildenden Einflusse der Arbitrage 376 
Beziehungen zwischen Kassa- und Terminpreisen bei lagerfähigen Produkten 377 
Preisbildung und preisstabilisierende Wirkungen auf Warenterminmärkten fUr 
nicht lagerfähige Produkte 378 

ALBER hat sich zum Ziel gesetzt, den Beitrag von Agrarmarkteinrichtungen und Preisfindungs
stellen zur Preisbildung und -stabilisierung zu analysieren. Er ist dabei derart vorgegangen, daß 
er zuntlchst die Preisbildung auf den entsprechenden Teilmtlrkten untersuchte und dann mögliche 
Auswirkungen dieser Mtlrkte fUr die Preisbildung und -stabilisierung insgesamt aufzeigte. 

Soll die Preisbildung auf verschiedenen Agrarmarkteinrichtungen verglichen werden, so sind im 
w~sentlichen zwei Komplexe zu berUcksichtigen (W.G. TOMEK und K.L. ROBINSON, 1972, 
S .. 217 ff.): 

I 
a)! welchen Einfluß uben die qualitativ und quantitativ preisbildenden Faktoren auf die Geschwin-

digkeit und Genauigkeit der Preisbildung aus und 
b) welche Funktionen können die sich auf Agrarmarkteinrichtungen bildenden Preise erfullen? 

Der erste Punkt wurde sehr ausfuhrlich von ALBER bearbeitet. Zu dem zweiten erfolgen in diesem 
Korreferat einige ErgtInzungen • Preise und Preisrelationen sollen die Höhe und die Zusammen
setzung der Produktion bestimmen und auf regionaler und zeitlicher Ebene Angebot und Nach
frage zum Ausgleich bringen. Welche Funktionen die Preise, die das Ergebnis der einzelnen 
Mörkte und Preisfindungsstellen sind, erfullen können, wird im folgenden untersucht. Außerdem 
wi:rd ergtlnzend zu den AusfUhrungen von ALBER auf einige weitere mögliche Stabilisierungswir
kUingen von Warenterminmtlrkten eingegangen. 

I 

375 



2 Der Beitrag von Großmörkten 

ALB ER ist in seinem Referat zu dem Ergebnis gekommen, daß Großmörkte kurzfristige und 
regionale Preisschwankungen glötten kt:Snnen und daß sie die Preisbildung erleichtern und be
schleunigen 1). Untergliedern wir die kurzfristigen Schwankungen, z.B. auf Schlachtviehmörk
ten, in Schwankungen wöhrend eines Tages bzw. wöhrend einer Woche und in wt:Schentliche 
Schwankungen, so ist AlBER in seiner Argumentation zuzustimmen, daß Schwankungen an einem 
Markttage und an einem Marktort auf Grund des diesbezUglich breiten Informationsangebotes 
gemildert werden kt:Snnen. Die von AlBER erwartete regionale und wt:Schentliche Stabilisierung 
der Preise scheint aber aus folgenden GrUnden zweifelhaft. Bei einer polypol istischen Angebots
struktur werden die Anbieter die Mörkte beschicken, die bei der oder den letzten Notierungen 
unter BerUcksichtigung der Transportkosten die ht:Schsten Preise zu verzeichnen hatten. Da die 
Anbieter ihr Verhai ten nicht abstimmen kt:Snnen und die Mörkte gerl:lumt werden mUssen, ist zu 
erwarten, daß die Auftriebe auf den einzelnen Mörkten schwanken und so insbesondere bei 
einer preisunelastischen Nachfrage starke wt:Schentliche und regionale Preisfluktuationen indu
zieren kt:Snnen. 

Weiterhin ist die zeitliche Dimension von Großmörkten begrenzt, daher kt:Snnen sie auch kaum 
einen Beitrag zur Steuerung des lagerauf- und -abbaus bei saisonal produzierten GUtern liefern. 
Außerdem geben sie Verbrauchern und Produzenten nicht die Mtiglichkeit, auf der Basis vorwärts
gerichteter Preisnotierungen Entscheidungen zu treffen. Im folgenden soll untersucht werden, 
wel che weitergehenden Funktionen Preise erfUlien kt:Snnen, die sich auf Warenterminmörkten 
bilden. 

3 Der Beitrag von Warenterminmörkten 

Im wesentlichen werden von AlBER empirische Untersuchungen aufgefUhrt, die zum Ziel haben, 
die preisstabil isierenden Einflusse von Warenterminml:lrkten zu quantifizieren. Die theoretischen 
Erklörungen zur Preisbildung und -stabil isierung sind dabei etwas in den Hintergrund getreten. 
AlBER hat vor allen Dingen seine Betrachtungen nicht differenziert genug nach Produktarten 
durchgefUhrt. Soll eine derartige Analyse aussagekröftig sein, so muß man einen Teil der Be
trachtungen getrennt fUr lagerfähige saisonal produzierte Guter einerseits und fUr nicht lagerfä
hige oder begrenzt lagerfähige kontinuierlich produzierte Guter andererseits durchfuhren. Ent
sprechend sollen im folgenden zunl:lchst Gemeinsamkeiten bei der Preisbildung und anschließend 
Besonderheiten aufgefUhrt werden. 

3.1 Die preisbildenden EinflUsse der Arbitrage 

Da AlBER die Arbitrage als mögliches Warentermingeschöft außer acht lößt, diese aber wichtige 
wirtschaftliche Funktionen erfullen kann, soll hier auf die Definition und die Wirkungsweise der 
Arbitrage kurz eingegangen werden. 

Arbitragegeschl:lfte laufen generell in zwei Schritten ab. Im ersten Schritt wird ein Kauf mit 
einem Verkauf gekoppelt. Es wird dort gekauft, wo ein Preisanstieg erwartet wird, und verkauft, 
wo der Preis als zu hoch angesehen wird. Nachdem die Preisdifferenzen wieder ein "normales" 
Niveau erreicht haben, werden die entsprechenden Kontrakte wieder ge- und verkauft. Wir 
kt:Snnen drei Arten der Arbitrage unterscheiden: 

a) Arbitrage zwischen verschiedenen Fälligkeitsterminen an einer Börse, wozu auch die Markt
arbitrage gezl:lhlt wird, die eine Beziehung zwischen Kassa- und Terminpreisen herstellt. 

1) Um obige Aussagen treffen zu kt:Snnen, muß die Preisbildung auf Großml:lrkten einem Referenz
system gegenUbergestelit werden. Da AlBER ein solches nicht explizit aufgefuhrt hat, wird an
genommen, daß er die Preisbildung auf Großmörkten mit der auf lokalen Teilmörkten vergleicht. 
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b) Arbitrage zwischen verschiedenen Börsenpl<:itzen eines gleichen F<:il I igkeitsmonats und 

c) Arbitrage zwischen verschiedenen Produkten eines Monats an einem oder an verschiedenen 
Börsenpl <:itzen. 

Die zweite Form der Arbitrage bewirkt eine flexible und schnelle Regionalisierung der Preise, 
w1:lhrend die dritte Form bei substitutiven Produkten flexible Preisrelationen entsprechend der 
sich 1:Indernden Angebots- und Nachfragebedingungen bei den einzelnen Produkten zeitigt. 

Warenterminm<:irkte können also durch die Möglichkeit der Arbitrage und auf Grund eines aus
gezeichneten Informationswesens einen flexiblen regionalen, zeitl ichen und sachlichen Preis
zusammenhang bewirken und sind in dieser Hinsicht Großm1:lrkten gegenUber Uberlegen. 

3.2 Beziehungen zwischen Kassa- und Terminpreisen bei lagerf<:ihigen Produkten 

Durch die Etabl ierung von Kassa- und Terminpreisen kann bei kontinuierl ich und diskontinuer
lich lagerf1:lhigen Produkten eine Reduktion von intrasaisonalen Preisschwankungen und eine 
Reduktion der Lagerhaltungskosten bewirkt werden, bei kontinuierlich lagerf1:lhigen Produkten 
ist daruberhinaus noch mit einer intersaisonalen Stabilisierungswirkung zu rechnen. 

ALBER erw1:lhnt in seinem Referat kurz, daß saisonale Preiseinbruche durch Warenterminm<:irkte 
gemildert werden können. Die Lagerhaltungskostenaspekte und den intersaisonalen Preisaus
gleich vernachl<:issigt er dagegen. Da seine theoretische BegrUndung zum saisonalen Preisaus
gleich von den Vorg<:ingen, wie sie auf Warenterminm<:irkten zu verzeichnen sind, abweicht, sei 
hiet kurz erl<:iutert, wie Warenterminm<:irkte auf eine Begrenzung der Lagerhaltungskosten und 
einim saisonalen Preis- und somit auch Mengenausgleich hinwirken können. 

Die Differenz zwischen Kassa- und Terminpreis (bzw. zwischen zwei Terminpreisen) kann als 
der Erlös angesehen werden, der durch die Lagerung von gehedgten Produkten mögl ich ist. 
Unterstellt man bei den Lagerhaltern gewinnmaximierendes Verhalten, so werden sie so lange 
Produkte auf Lager nehmen, bis die Differenz von Terminpreis abzUglich Kassapreis plus Lager
kosten keinen Gewinn mehr verspricht. Die positive Differenz zwischen Termin- und Kassapreis 
kann so die Höhe der Lagerhaltungskosten nicht Ubersteigen 1). Kaufen Spekulanten nach der 
Ernte Kontrakte in der Hoffnung, sie sp<:iter teurer zu verkaufen, so wird der Kassapreis zur Ernte
zeit auf Grund der oben erwähnten Zusammenh1:lnge tendenziell angehoben. Im Laufe des Ernte
jahres verkaufen die Spekulanten ihre Kontrakte und Uben so c. p. einen preisdämpfenden Effekt 
aus 2). Verfugen die Landwirte uber geringe Lagerkapazit1:lten, so mUssen sie einen Großteil 
ihrer Produkte nach der Ernte vermarkten und ein höherer Preis zur Erntezeit kann so direkt ein
kommenserhöhend wirken. 

Nel:>en diesen intrasaisonal stabilisierenden Wirkungen von Warenterminmärkten sind bei konti
nui~rlich lagerfähigen Produkten auch intersaisonal stabilisierende PreiseinflUsse möglich 
(W~ G. TOMEK und R. W. GRAY, 1970, S. 379 f.). Zu einer intersaisonalen Stabil isierung 
kann es z. B. dadurch kommen, daß Getreide Uber ein Erntejahr hinaus auf Grund der Absi che
rung durch ein Hedgegeschtift gewinnbringend gelagert werden kann, und so der Preis zu Ende 
des alten Erntejahres angehoben und zu Beginn des neuen gesenkt wird. Bei Erwartung einer 
guten Ernte ist es aber auch denkbar, daß die Lagerbestönde am Ende des alten Erntejahres uber
durchschnittlich abgebaut werden. Dies ist fUr die Lagerhalter immer dann gewinnbringend, wenn 
sie ihre Lager zu Beginn des neuen Erntejahres zu gUnstigen Preisen auffullen können. Um diese 
Preise abzusichern, werden sie Terminkontrakte kaufen und so den Preis zu Beginn der neuen 
Ernte tendenziell anheben. 

1) Sie kann kleiner sein, wenn in der Zukunft mit einem relativ reichhaltigen Angebot gerech
net wird, oder wenn den Lagerhaltern aus der VerfUgbarkeit von Ware Vorteile erwachsen, 

! im amerikanischen "convenience yield" genannt. 

2) Ein Aufbau von "Iong" Positionen seitens der Spekulanten zur Erntezeit und ein entsprechen
der Abbau wöhrend des Erntejahres wurde von HIERONYMUS beobachtet. Vgl. T. A. 
HIERONYMUS? Effects of Futures Trading on Prices. In: Futures Trading Seminar History 
and Development, Vol. 1, Madison 1960, S. 133. 



Warenterminmlirkte für lagerflihige Produkte können also auf einen saisonalen Preis- und Mengen
ausgleich hinwirken und z. T. abrupte Preisdifferenzen zwischen Jahren mildern. Dem einzel-
nen Wirtschaftssubjekt geben sie durch die Möglichkeit des Hedgens weiterhin ein Instrument, 
mit dessen Hilfe es risikoloser kurz- bis mittelfristige Entscheidungen treffen kann. 

3.3 Preisbildung und preisstabilisierende Wirkungen auf Warenterminmlirkten für nicht 

lagerflihige Produkte 

Von Warenterminmlirkten für lagerflihige Produkte können oben erwlihnte Stabilisierungstenden
zen ausgehen, weil ein enger Zusammenhang zwischen Kassa- und Terminpreisen besteht. Bei 
nicht oder nur begrenzt lagerflihigen Produkten gibt es einen solchen Zusammenhang in dieser 
einfachen Form nicht. 

Ob Warenterminmlirkte für ni cht lagerflihige Produkte Produktionsentscheidungen beeinfl ussen 
können, hlingt hauptslichlich von der Produktionsdauer und dem Verhalten der Spekulanten ab. 
Für die Schweineproduktion ergeben sich z.B. folgende Zusammenhlinge: Die Produktionsllinge 
von der Sauenzulassung bis zum Mostende betrligt ca. 11-13 Monate. Sollen Warenterminmlirkte 
Entscheidungshilfen bezüglich des Umfangs der Produktion liefern, so ist es erforderlich, daß 
Spekulanten ein Engagement über die entsprechende Zeit im voraus tlitigen. l.d.R. sind nur 
wenige Spekulanten gewillt, sich auf ein Jahr oder llinger im voraus festzulegen, so daß eine 
Steuerung der Schweineproduktion über die Ferkelmlirkte nicht mehr erfolgversprechend sein 
dürfte. Für die Mastbetriebe könnten sich aus den Terminnotierungen Entscheidungshilfen erge
ben, da der Mastzeitraum ca. 6 Monate betrligt und erwartet werden kann, daß Spekulanten 
über diesen Zeitraum hinaus auf Grund umfangreicher Information Kontrakte kaufen werden. 
Sind die erwarteten Preise der Spekulanten nicht nur eine Funktion gegenwlirtiger Preise, sondern 
auch Ausdruck weiterer Informationen über die zukünftige Angebots- und Nachfragesituation, 
so kann ein zyklusdlimpfender Effekt von Terminnotierungen ausgehen, wenn die Erzeuger diese 
zur Grundl age ihrer Entscheidungen machen. 

Auf dem Rindermastsektor in den USA wurde eine Beziehung zwischen den Kassapreisen für 
"feeder cattle" (Magervieh) und den Terminpreisen für Mastvieh festgestellt (R. M. lEUTHOlD, 
1974, S. 273 f.). Die Preisdifferenz Ilißt sich als die Summe der Kosten definieren, die auf
treten, um das Magervieh bis zur Schlachtreife zu mlisten. Mlistern, die Mogervieh aufstallen, 
wird so durch die Terminnotierungen bei Kenntnis der Mastkosten die Mögli chkeit gegeben, die 
Rentabil itlit der Mast im voraus zu berechnen. Weiterhin wird durch die Notierungen bewirkt, 
daß bei Inanspruchnahme des Terminmarktes durch die Mlister (Hedger) diese Differenz tenden
ziell gesenkt wird und so die Produktion nur in den effizient wirtschaftenden Betrieben aufrecht
erhai ten werden kann. 

Wie aus den Ausführungen ersi chtl ich wurde, können Warenterminmlirkte z. T. zu einer Stabil i
sierung der Produktmlirkte beitragen. Hinsichtlich der eingangs erwlihnten Vergleichskriterien 
sind sie Großmlirkten überlegen. 
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1 Zur Instabil itClt auf dem Obstmarkt ================================= 
Der Obstmarkt gehört, zusammen mit dem GemUsemarkt, zu den AgrarmClrkten mit besonders gros
ser PreisfiexibilitClt. Schon geringe VerCinderungen von Angebot und/oder Nachfrage haben star
ke Preisschwankungen zur Folge (R. PlATE, 1968, S. 73). 

Da die Obstnachfrage sich verhClltnismäßig stetig entwickelt und selten sprunghafte VerCinderun
gell zeigt, sind die Ursachen fUr instabile ObstmClrkte vor allem auf der Angebotsseite zu suchen. 
Pr~isstabil isierung auf dem Obstmarkt zielt deshalb vornehm I i ch auf die Verringerung von Ange
botsschwankungen . Dabei geht es in erster Lin ie um die DClmpfung oder EI iminierung von erra
tischen Schwankungen. 

Typische erratische Schwankungen des Obstmarktes sind die unregelmClßigen Angebots- und 
Pnj!isschwankungen, die vom Ausfall der jeweiligen Jahresernte sowie durch Fehlreaktionen der 
Erzeuger auf das Preisniveau der Vergangenheit verursacht werden (H. STORCK, 1969, S. 48). 

FUr das Ausmaß der Streuung der jClhrlichen ObstertrClge gibt H. STORCK (1966, S. 121 und 114) 
u. a. aus Ertragsstatistiken im nördl i chen Niedersachsen Variationskoeffizienten zwischen 18,6 % 
(Erdbeeren) und 51,4 % (Birnen) an. Die ErnteertrClge landwirtschaftl icher Feldfruchte schwan
ken nach der gleichen Quelle zwischen 10,1 % (Winterweizen) und 16,1 % (ZuckerrUben); 
siehe Tabelle 1. Den Streuungen der jClhrlichen ObsternteertrClge entsprechen in etwa die Streu
ungen der Jahresdurchschnitte der Obsterzeugerpreise (siehe Tabellen 2 und 3). 

Afh kruzfristig, von Woche zu Woche, sind die Angebotsmengen und -preise der Obstarten 
un -sorten oft erhebl i chen Schwankungen unterworfen. Deren Größenordnung I iegt jedoch nach 
ei enen Erhebungen bei den wichtigsten Apfelsorten der Bodenseeregion mit 7 - 23 % in einem 
H~chpreisjahr wie 1972/73 erheb I ich unter der Variabil itClt der Jahresdurchschnittspreise. 

i 
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In einem Niedrigpreisjahr wie 1973;74 dagegen erreichen Fruhsorten - wie James Grieve, Gra
vensteiner und Goldparmtlne - Werte von 29 - 36 % (siehe Tabelle 4). Die kurzfristige Preisva
riabilittlt ist zu Saisonbeginn, wenn noch keine genUgend sichere Beurteilung der neuen Ernte 
vorliegt, besonders groß. 

2 Stabilisierungsinstrumente des Obstmarktes 

Als Stabilisierungsmaßnahmen gegen langfristige zyklische Angebots- und Preisschwankungen 
auf Obstmtlrkten sind zu nennen und werden angewandt: 

a) Veröffentlichung von langfristigen Anbaustatistiken und -prognosen, die den Produzenten 
ihre Zukunftsperspektiven verdeutlichen, ihnen aber die freie Entscheidung uber Ausdehnung 
oder Einschrtlnkung des Anbaues uberlassen. 

b) Gewtlhrung von Anpflanzungsbeihilfen, um den Produzenten einen Anreiz zur Ausweitung 
bzw. Modemisierung des Obstanbaues zu geben. 

c) Gewtlhrung von Rodeprtlmien, um vorhandene Überkapazittlten rasch abzubauen. 

d) EinfUhrung von Anbaukatastern und -kontingenten, um den Anbau zwangsweise zu stabil isieren. 

Als Maßnahmen gegen mittel- und kurzfristige erratische Angebotsschwankungen kommen 
(in Anlehnung an H. STORCK, 1969, S. 48) in Betracht: 

e) Verbesserung von Standortwahl und Pflegeintensittlt der Obstanlagen zur Verringerung der 
Ertragsal ternanzen. 

f) Schaffung von ausreichenden Lagerkapazittlten und Anwendung von Lagerstrategien, die 
auf eine gleichmtlßigere Marktbelieferung zielen. 

g) Verringerung von zeitweiligen Überangeboten durch: 

- zustltzliche Verarbeitung von Obst zu Söften, Konserven etc.; 
- Außenhandelsschutz (durch hohe Selbstversorgung innerhalb der EG kaum wirksam); 
- Marktentnahme von Überschußware mittels Intervention; 

h) Verringerung des Risikos von Fehlbeurteilung der aktuellen Marktlage und entsprechendem 
Fehlverhalten bei der Angebotsdosierung und Preisbildung durch Verbesserung der aktuellen 
Markttransparenz mit Hilfe von: 

- aktueller neutraler Marktberichterstattung; 
- Erhaltung oder Einrichtung von zentralen Markteinrichtungen mit offener Preisbildung 

(Großhandelsmtlrkte, Versteigerungen); 
- Einrichtung von Preisfindungsstellen, die nahzukunftsbezogene Gleichgewichtspreise 

schtltzen und als Notierungen bekanntgeben. 

Die zuletzt genannte Maßnahmegruppe, die der Verbesserung der aktuellen Markttransparenz 
und damit dem situationsgerechten Angebots- und Preisverhalten dient, ist auf der- ersten Stufe 
des Obstmarktes in den letzten Jahren immer wichtiger geworden. Das liegt vor allem an den 
Strukturvertlnderungen, die in der Nachkriegszeit im Lebensmittelgroß- und -einzelhandel zu 
erheblichen Nachfragekonzentrationen und Warenstromverlagerungen fUhrten. Die Großunter
nehmen und großen Verbundeinheiten dieser Branche kaufen betrtlchtliche Obstmengen direkt 
in den in- und ausltlndischen Anbaugebieten ein. Diese Mengen nehmen nicht an der richtung
weisenden Preisbildung auf den zentralen Verteilergroßmtlrkten (wie Mlnchen, Stuttgart, 
Frankfurt, Köln, Hamburg etc.) teil. Es kann zu Abweichungen in der Preisbildung zwischen 
diesen Marktbereichen kommen, wodurch sich das Preisrisiko fUr alle Marktbeteiligten erhöht. 

Mehr Sicherheit bietet in dieser Situation eine offene Preisbildung auf der ersten Stufe des Obst
marktes, in den Anbaugebieten. Sie ist dort gegeben, wo entweder bedeutende Sammel- und 
Versandgroßmtlrkte oder genUgend große Versteigerungen mit einer offenen, fUr jedermann 
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erkennbaren Preisbildung (und womöglich amtlichen Preisnotierung) vorhanden sind. Das ist in 
großen europtlischen Obstbauregionen verbreitet der Fall, vor allem in Frankreich, Italien und 
in den Niederlanden, die uber ein dichtes Netz von Erzeugerversteigerungen (Veilinge) verfUgen. 

In der Bundesrepublik haben wir reprtlsentative Orientierungsmtlrkte in Obstanbauregionen nur 
in den FrUh- und Weichobstgebieten SUddeutschlands (z.B. die genossenschaftlichen Obstver
steigerungen in Oberkirch und Buhl - beide in Mittelbaden - und in Ingelheim, Pfalz), nicht aber 
in den bedeutenden Kernobstanbaugebieten an Niedereibe und Bodensee. Im Rheinland sind 
Obstversteigerungen trotz abnehmender Versteigerungsmengen als Preisorientierung z. T. auch 
fUr Kernobst noch wirksam. 

Das bedeutende SUdtiroler Kernobstanbaugebiet besitzt keinen ausreichend großen Versteigerungs
oder Sammel- und Versandgroßmarkt, der eine allerseits akzeptierte Preisfuhrerrolle spielt. Die 
Rolle der regionalen, situationsgerechten Abgangspreisfindung wird in Sudtirol von einigen 
tlulBerst regsamen Maklerfirmen (Fruchtagenturen) wahrgenommen, allerdings ohne allgemein be
kanntwerdende Notierungen. Offene Preisbildung und -fUhrung findet sich zu bestimmten Sai
sonabschnitten nur bei einigen privaten Fruchtauktionen. 

Als wichtige Marktpltltze mit Preisorientierungsfunktion sind in diesem Zusammenhang noch be
sonders die Fruchtauktionen an den seewtlrtigen Importhandelspltltzen Hamburg und Bremen zu 
nennen. 

Den gleichen Zweck wie zentrale Marktpltltze mit offener Preisbildung können - da wo diese 
M~rkte nicht vorhanden sind oder ihre Neuerrichtung zu teuer und riskant wtlre - neutrale Preis
fi~ungsstellen weit billiger erfullen, die an hand objektiver Kriterien aktuelle bzw. nahzukUnftige 
Glleichgewichtspreise schtltzen und allen Martbeteiligten in der Form von informativen Notie
rUl!Igen zugtlngl ich machen. 

3~ Notierung von geschtltzten Gleichgewichtspreisen fUr Bodenseeobst 

Auf die ausfuhrliche Darstellung von grundstltzlichen Problemen der Preisfindungsstellen kann 
hier verzichtet werden, da das bereits in einem Beitrag zu dieser Tagung von B. ALBER (1975) 
und an anderen Stellen ausfuhrlich geschehen ist (u.a. B. ALB ER, 1971, S. 22 u. 50 fi 
R. FREDEMANN u.a., 1971, S. 30 f; R. PLATE u.a., 1965, S. 459; H. STORCK, 1969, 
S. 45; WISS. BEIRAT BEIM BML, 1967, S. 7 fi Zentrale Markt- und Preisberichtsstelle (ZMP), 
1968, S. 11 f). 

111'1 folgenden wird uber ein Experiment berichtet, das die Entwicklung einer Methode zur Schtlt
zung von Gleichgewichtspreisen (R. PLATE, 1968, S. 132 f) und deren praktische EinfUhrung im 
Rqhmen von Preisfindungsstellen auf der ersten Stufe des Obstmarktes zum Ziel hatte (H. JANSSEN, 
1 W2 und 1973). 

D~e Möglichkeit zur DurchfUhrung dieses Experimentes in der Marktwirklichkeit der Obstregion 
Bodensee ergab sich aus dem glUcklichen Zusammentreffen mehrerer Voraussetzungen: 

a) Die Marksituation in der Bodenseeregion seit Mitte der 60er Jahre machte wirkungsvolle Maß
nahmen zur regionalen Preisstabil isierung notwendig. 

b) Die EWG-Verordnung 159/66 bot zu dieser Zeit die Möglichkeit zum (bezuschußten) Aufbau 
von marktwirksamen Obsterzeugerorganisationen. 

c) Unsere Forschungsstation ist unmittelbar in der Bodenseeregion anstlssig, und der Autor genoß 
infolge seiner mehrjtlhrigen regionalen Obstmarktbeobachtung bereits das Vertrauen der -

1
· z. T. in erbitterter Konkurrenz untereinander zerstrittenen - Obstabsatzeinrichtungen dieser 

Region. 

d Die Universittlt Hohenheim, das Landwirtschaftsministerium Stuttgart und die regionalen Obst
erzeugerorganisationen erkltlrten sich bereit, das Experiment durch die Bereitstellung von 
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zuverlassigen Marktdaten (Rechnungsdurchschlage), von Raumen und Rechnerkapazität bzw. 
durch finanzielle ZuschUsse zu fördern. 

Es ist zu vermuten, daß das Zusammentreffen derartig günstiger Voraussetzungen für das Gel ingen 
des mehrjährigen Experimentes in und mit der Marktwirklichkeit ebenso wichtig war, wie die Kon
zeption zu dem Experiment selbst. 

Für vielfaltige Unterstützung durch Rat und Tat in allen Phasen der Arbeit schulde ich insbeson
dere Herrn Professor PLATE, Hohenheim, Dank. Der Entschluß zur Einleitung des Experimentes 
wurde durch einen Besuch bei der hervorragend arbeitenden Butter- und Käsebörse in Kempten 
(Allgäu) im Jahre 1966 stimuliert (ANONYM, 1971). 

3.1 Die Entstehung der Notierungseinrichtung 

In der Bodenseeregion standen Mitte der 60er Jahre 25 Obstsammel- und -versandgrossisten und 
10 Obstabsatzgenossenschoften miteinander im Wettbewerb einerseits um die Erfassung der früch
te bei den Produzenten, andererseits um die Käufer von Bodenseeobst • Die Zahl der Grossisten 
ist bis 1975 auf rd. 15, di e der Genossenschaften auf 8 zurückgegangen. 

Daneben bestand (und besteht auch heute noch) ein etwa gleichgewichtiger Direktabsatz von To
fel- und Verarbeitungsobst ab Erzeugerbetrieb an Endverbraucher, Einzelhändler, auswartigen 
Großhandel und an die ansassige Fruchtsaftindustrie (H. JANSSEN u. W. ELLINGER, 1971; 
W. ELLINGER, 1974). 

Bis 1964 orientierten sich alle am Bodenseeobstabsatz Beteiligten bei ihrer Preisfindung mehr 
oder weniger on der einzigen Obstversteigerung der Region in Tett~ang. Die Versteigerung wur
de 1964 geschlossen, weil die versteigerten Obstmengen seit Jahren rückläufig und schließlich 
bedeutungslos geworden waren. Dennoch war die Versteigerung bis zu ihrer Schi ießung eine maß
gebliche Preisfindungsstelle, weil sich dort an den Versteigerungstagen die Mehrzahl der ansäs
sigen Vermarkter und einige auswtlrtige Einktlufer trafen und über die aktuelle Marktlage mitein
ander sprechen konnten. 

Nach der Schließung der Versteigerung versuchten maßgebliche Vermarkter einen orientierenden 
Gesprachskreis aufrecht zu erhal ten, der bei kritischen Marktsituationen zusammenkommen soll te. 
Dieser Kreis konnte aber keine ausreichende Preisorientierung vermitteln, die alle Interessenten 
erreichte. Ebensowenig gelang das durch Preisnotizen, die von einer Journalistin nach Befragung 
einzelner Absatzeinrichtungen in der regionalen Presse veröffentlicht wurden. 

Auch die von unserer Forschungsstation Bavendorf seit 1961 betriebene regionale Obstabsatzbe
obachtung (H. JANSSEN, versch. Jahrg.) konnte bis dahin nicht wesentlich zur aktuellen Preis
findung beitragen. Wir erfaßten zwar von allen ansässigen Vermarktern per Telefon die wöchent
lichen Obstverkaufsmengen und die erzielten Preise in tiefer Untergliederung nach Arten, Sorten 
und Handelsklassen. Und wir lieferten jedem Berichtenden als Gegenleistung eine individuelle 
Wochenstatistik, in der seine Umsätze und Erlöse denen der Gesamtregion gegenübergestellt 
waren. Daraus konnte der einzelne Vermarkter aber nur ersehen, wie gut oder wie schlecht er 
in der jeweiligen Vorwoche abgeschnitten hatte. Die Zahlen waren 8 - 10 Tage alt, wenn er sie 
erhielt, und deshalb für die aktuelle Marktbeurteilung und Preisfindung nicht mehr geeignet. 

Immerhin war das in 6-jtlhriger Zusammenarbeit entstandene Vertrauensverhältnis zwischen uns 
als neutraler Beobachtungsstelle und den untereinander in harter Konkurrenz stehenden Großhan
delsfirmen und Absatzgenossenschaften maßgebend dafür, daß es 1967 auf Anregung der Vermark
ter zur Einrichtung eines wöchentlichen Gesprtlchskreises der regionalen Obstvermarkter in unse
rer Forschungsstati on Bavendorf kam. 

Auf der Grundlage der von uns zusammengestellten Statistiken über den Marktverlauf der jeweili
gen Vorwoche innerhalb und außerhalb der Bodenseeregion und aufgrund der eigenen Informatio
nen der Gesprächsteilnehmer über die aktuelle Marktlage bemühte sich diese Runde, eine Beurtei-
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lung der jeweiligen Marktlage und eine Prognose der Absatz- und Preisentwicklung fUr die aller
nl:lchste Zukunft zu geben. Die Gesprl:lchsergebnisse wurden aber nicht allgemein bekanntgegeben. 
Sie konnten deshalb uber den Gesprl:lchskreis hinaus keine preisorientierende Wirkung haben. 
Unter dem Einfluß der EWG-Verordnung 159/66, die die GrUndung und Bezuschussung von markt
wirksamen Erzeugerorganisationen bei Obst und GemUse ermögi ichte, kam es 1966/67 in der Bo
denseeregion zur GrUndung von Obsterzeugerorganisationen und zu deren Vereinigung in einem 
"Arbeitskreis Bodenseeobst e. V.". 

Um den leistungsfördernden Vorteil von zahlreichen miteinander im Wettbewerb stehenden regio
nalen Obstabsatzeinrichtungen nicht länger durch die preisdrUckenden Nachteile mangelhafter 
regionaler Markttransparenz zu belasten, ging der Arbeitskreis 1967 auf den Vorschlag des Ver
fassers zur gemeinsamen experimentellen Errichtung eines regionalen Marktbeobachtungsburos 
an unserer Forschungsstation mit angegl iederter Notierungskommission ein. Unter Betei I igung 
des baden-wUrttembergischen Landwirtschaftsministeriums wurde ein entsprechender Vertrag zwi
schen der Universität Hohenheim und dem Arbeitskreis Bodenseeobst geschlossen. 

Die Finanzierung der Einrichtung trugen die im Arbeitskreis Bodenseeobst vertretenen regionalen 
Obsterzeugerorganisationen . Sie brachten anfangs (1968/69) rd. 50 000, -- DM, zum Schi uß 
(1973/74) fast 70 000,-- DM jl:lhrlich dafUr auf. Außerdem verpflichteten sie sich, dem BUro 
laufend die Kopien aller Verkaufsbelege zur Auswertung zuzuleiten. Damit wurde die nachtrl:lg
liche Kontrolle der von der Notierungskommission geschl:ltzten Gleichgewichtspreise ermöglicht 
und ei ner unkontroll ierten Meinungsnoti erung vorgebeugt. 

3.2 Die Gleichgewichtspreis-Schl:ltzung durch eine Kommission 

Entsprechend der Zielsetzung - Verbesserung der aktuellen Markttransparenz fUr alle Marktbetei
ligten - ist die Schätzung von Gleichgewichtspreisen nichts anderes als der Versuch die die jUng
ste Vergangenheit beschreibende Marktstatistik bis zum Schl:ltzungszeitpunkt zu verlängern. Die 
Notierung der geschätzten Preise selbst ist die KUrzestform (Telegrammstil) der gefundenen Markt
beurteilung. Sie ist fUr niemanden verbindl ich, sondern dient nur der Information, wie jede andere 
Preisnotierung von einem repräsentativen Markt auch. 

Um das angesprochene Ziel zu erreichen, muß eine bis in die jUngste Vergangenheit reichende 
Statistik der rel evanten Marktfakten vorhanden sein. FUr die Erstellung und laufende Fortschrei
bung der notwendigen regionalen und Uberregionalen Marktstatistiken ist ein mit fachkundigen 
Mitarbeitern und mit Nachrichtenmitteln (Telefon, Telex) gut ausgestattetes BUro erforderlich. 
Dieses BUro kann auch die Verbreitung der Notierungen uber Telefon (Anrufbeantworter), Telex, 
Presse und Rundfunk organisieren. In Bavendorf wurde das BUro mit einem Sachbearbeiter (Diplom
landwirt) und einer Sekretärin besetzt. 

Die Schätzung der Gleichgewichtspreise fUr den Notierungstag oder fUr die nahe Zukunft könnte 
an und fUr sich durch die Mitarbeiter des MarktstatistikbUros vorgenommen werden, ebenso wie 
die nachtrl:lgliche Kontrolle der Richtigkeit der Schätzungen durch Vergleich mit den spl:lter zu 
ermittelnden wirklichen Marktdaten. 

Um der Gefahr der Fehl interpretation der Statistikdaten und vor allem der Fehleinschätzung der 
aktuellen Marktlage zu entgehen, ist es jedoch besser, die Schätzung der Gleichgewichtspreise 
einem Gremium von Marktpraktikern in Zusammenarbeit mit den Marktstatistikern zu Ubertragen. 
Die Marktpraktiker bringen, direkt von ihren Ein- und Verkaufsgesprl:lchen kommend, ihre jUng
sten Informationen uber das Marktgeschehen und auch ihre Erwartungen fUr die nl:lchste Zukunft 
in die Gleichgewichtspreisschl:ltzung ein. Damit das jedoch nicht in einseitiger Interessenwahr
nehmung geschieht, muß die Notierungskommission genUgend groß sein und alle marktbeteiligten 
Gruppen in ausgewogenem Verhältnis reprl:lsentieren. Zur Bavendorfer Notierungskommission 
gehören als potentielle Preismaximierer 8 Vertreter der Obsterzeuger und als potentielle Preismi
nimierer bzw. Umsatzmaximierer 8 Vertreter der genossenschaftlichen und privaten Obstvermark
ter. Auswl:lrtige Kl:lufervertreter sind fUr die Kommission leider nicht verfUgbar. Den Vorsitz fUhrt 
der Vertreter einer neutralen Stelle bzw. Behörde. 
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Die Reprl:lsentanten der marktbeteiligten Gruppen werden von diesen selbst bestimmt. Um im Ver
hinderungsfall die Sitze in der Kommission besetzen zu können, werden je Vermarktersitz zwei 
und je Erzeugersitz drei Vertreter benannt. Die Gesamtzahl der Sitze und ihre Auf teilung auf 
die Marktgruppen entsprechend deren Umsatzbedeutung wurde von der regionalen Arbeitsgemein
schaft der Obsterzeugerorganisationen vorgenommen. 

Die Schl:ltzung der Gleichgewichtspreise durch eine größere Gruppe von Personen (Notierungs
kommission) ist naHlrlich komplizierter als nur durch eine Einzelperson bzw. eine kleine eingear
beitete BUromannschaft. Um von einer größeren Gruppe von Personen mit unterschiedlichen 
Interessen und Informationen, die außerdem alle in größter Eile sind, dennoch zuverlössige, neu
trale Schl:ltzergebnisse zu erzielen, sollten die folgenden Bedingungen möglichst gut erfullt sein: 

a) Rasche Herstellung eines gleichen Informationsstandes bei allen Mitgliedern der Notierungs
kommission uber die relevanten Fakten der jUngsten Marktvergangenheit, wie Erntemengen, 
Umsl:ltze, Lagervorrl:lte, Preise, in der eigenen und in konkurrierenden Regionen. 

b) Geheimes Sichtbarwerden der Preisnotierungsvorschlöge aller Kommissionsmitglieder, damit 
jeder wirklich seine persönliche Lagebeurteilung zum Tragen bringt, und Ermittlung der Mehr
heitsmeinung durch ein geheimes Abstimmungsverfahren. 

c) Schneller Ablauf des ganzen Preisschl:ltzungsverfahrens, denn in der Haupternte- und -absatz
zeit hat kein wirklich maßgeblicher Marktbeteiligter Zeit und Nerven fUr langatmige Sitzungen. 

d) Nachtrl:lgliche Kontrolle der geschötzten Gleichgewichtspreise durch GegenUberstellung mit 
den wirklich erzielten Preisen. 

Das Bavendorfer Preisschötzungsverfahren sucht diesen Anforderungen wie folgt gerecht zu werden: 

Zu a) 
Das MarktstatistikbUro (seit 1967 Obstmarktkontor Bavendorf des Arbeitskreises Bodenseeobst e. V.i 
seit 1971 Marktforschungsstelle Bavendorfi seit 1974 landesstelle fUr landwirtschaftliche Markt
kunde Kemnat) legt zu Beginn jeder Notierungssitzung einen Kurzbericht von höchstens 2 - 3 
Minuten Dauer uber die jUngsten Ergebnisse seiner Obstmarktbeobachtungen vor. Grafische Dar
stellungen und Tabellen, die den Notierungsmitgliedern vorliegen, ergönzen diesen Bericht 
(siehe Tabelle 5). 

Eine kurze Diskussion gibt den Anwesenden Gelegenheit zu ergl:lnzenden Fragen und Richtigstel
lungen. Die Diskussion unterbleibt, wenn nach Meinung der Marktpraktiker die "Theoretiker" 
des StatistikbUros die Marktlage richtig beschrieben haben. 

Zu b) 
Die eigentliche Gleichgewichtspreisschl:ltzung spielt sich fUr jede Obstart, Sorte, Handelsklasse 
und Fruchtgrößengruppe wie folgt ab: 

(1) Aufruf der zu notierenden Warenart und kurze ergl:lnzende Hinweise seitens des Statistikers. 
Zur nl:lheren Information liegen den Kommissionsmitgliedern Preisstreuungstabellen vor, die 
fUr die drei vorhergehenden Wochen die getl:ltigten regionalen Verkaufsmengen, nach Ab
gangspreisen gegliedert, und außerdem zum Vergleich die Preisnotierungen sowie die gewo
genen Durchschnitte der erzielten Preise enthalten (siehe Tabelle 5). 

(2) Um eine objektive Meinungsbildung zu gewl:lhrleisten, geben die Kommissionsmitglieder ihre 
Gleichgewichtspreisschl:ltzungen (Notierungsvorschll:lge) geheim auf verdeckten Zetteln an 
den Vorsitzenden ab. 

(3) Die Notierungsvorschltige werden getrennt nach Vermarkter- und Erzeugervorschll:lgen an 
eine Tafel geschrieben. Dabei kann z.B. folgendes Bild entstehen: 
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- _._----_._-------
Cox Orange, Kl. I, 70/80 mm 

(DM/dt) 

-_._------- ---------_._---- -----------~-
Vermarktervorschläge 

70 
69 
68, 68, 68 
67, 67 

65 

Erzeugervorschläge 

71 

69, 69, 69 
68, 68 
67 
66 

Wenn der Notierungskommission die Streuung der vorgeschlagenen Preise zu groß erscheint, 
kann sie eine Wiederholung der Preisvorschläge beschließen. 

(4) Die Mehrheitsmeinung der Kommission wird dadurch ermittelt, daß alle anwesenden Kommis
sionsmitglieder über die von den Vermarktervertretern abgegebenen Notierungsvorschläge 
geheim abstimmen. Die Notierungsvorschläge der Erzeugervertreter dienen nicht als Abstim
mungsgrundlage. Sie zeigen nur an, ob große oder geringe Abweichungen zwischen den Markt
informationen und Meinungen beider Gruppen bestehen. 

Die Abstimmung beginnt mit dem von der Vermarkterseite am häufigsten vorgeschlagenen Preis 
(im obigen Beispiel also mit 68,-- DM/dt). Die einfache Mehrheit der Ja- über die Nein
Stimmen entscheidet. Bei Stimmengleichheit wird die Abstimmung unter Einschluß der Stimme 
des Vorsitzenden wiederholt. Bei Ablehnung wird als nächstes über den zweithäufigsten Ver
marktervorschlag abgestimmt etc. (im Beispiel also über 67,-- DM/dt). 

Zu c) 
ZUgige Abwicklung der Tagesordnung ist großgeschrieben. Die Sitzung dauert selbst in der Hoch
saison, wenn für 15 - 20 Produkte Preise notiert werden, kaum über eine Stunde. Zur Beschleuni
gung des Verfahrens trägt eine elektrische Abstimmungsanlage bei. 

Zu d) 
Um jedem Interessenten die Möglichkeit zur eigenen Beurteilung der Zuverlässigkeit der geschätz
ten Gleichgewichtspreise zu geben, werden die Notierungen zusammen mit den Abstimmungser
gebnissen und mit den vorwöchigen Notierungen, denen die wirklich erzielten Durchschnittsprei
se gegenübergestellt sind, veröffentlicht (siehe Tabelle 6). 

3.3 Bisherige Erfahrungen 

Die Notierung von Gleichgewichtspreisen in einem Anbaugebiet war auf dem Obstmarkt 1968 
etwas Neues und begegnete einiger Skepsis. Wir konnten der Marktpraxis jedoch bald beweisen, 
daß die Notierungen die jeweilige Marktlage richtig wiedergeben und man sich folglich bei der 
Preisbildung daran orientieren kann. 

Der Beweis I ieß sich einerseits durch die Gegenüberstellung der Notierungen, die streng genom
men nur die lage am jeweiligen Mittwoch, dem Notierungstag, wiederspiegeln, mit den nach
trliglich ermittelten Durchschnittspreisen der betreffenden Woche führen. W. ElliNGER (1974, 
S. 292 f) fand, daß beispielsweise die Notierungen 1972;73 im Durchschnitt aller Wochen und 
notierten Qual itl:lten nur um -0,14 % von den tatslichl ichen Durchschnittspreisen abwi chen. Die 
durchschnittl iche absolute Differenz betrug 1,27 DM/dt für alle Wochen und notierten Qual itli
ten und nur 0,81 DM/dt für alle am Tage nach dem Notierungstag ausgel ieferten Sendungen. 
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Der mindestens ebenso wichtige Beweis fUr die Richtigkeit und die daraus resultierende Nutzlich-
keit der Bavendorfer Gleichgewichtspreisnotierungen ist in der Tatsache zu sehen, daß die No
tierungseinrichtung am Bodensee nunmehr sieben Jahre besteht. Dieser NUtzlichkeitsbeweis 
wiegt umso schwerer, als die Bavendorfer Einrichtung seit ihrer GrUndung 1967 mit einem Etat 
von rd. 50000,-- DM bzw. fast 70 000,-- DM (1973) von der Bodenseeobstwirtschaft selbst 
finanziert wurde. Sie erhielt dafUr zwar staatliche ZuschUsse in Höhe von 15000,-- bis 18000,-- DI 
jährl ich, finanzierte jedoch (und finanziert auch heute noch) zusätzlich selbst die Reise- und 
Sitzungskosten der Erzeugermitglieder der Notierungskommission (rd. 10000,-- DM pro Jahr). 
Die Vermarktermitgl ieder der Kommission tragen die Kosten ihrer wöchentl i chen Teilnahme selbst. 

Inzwischen hat die allgemeine Nutzl i chkeit der Bavendorfer Gleichgewichtspreisnotierung außer-
dem darin ihre Bestätigung und Anerkennung gefunden, daß sie seit dem 1.7.1974 in die Regie 
und den Etat der Landesstelle fUr landwirtschaftliche Marktkunde, Kemnat, des baden-wurttem-
berg ischen Landwi rtschaftsmi n i steri ums Ubernommen wurde. 

4 Die AnwenduD.9....des Verfahrens in anderen Obstre.al.onen 

An der Niedereibe, dem größten deutschen Erwerbsobstbaugebiet, fehlt ebenso wie am Bodensee 
ein zentraler Sammelgroßhandelsplatz bzw. eine Großversteigerung mit offener Preisbildung . Die 
Nähe des Hamburger Verteilergroßmarktes kann diesen Mangel nicht ausgleichen. Die dortige 
Preisbildung betrifft eine andere Marktstufe und ist nicht unmittelbar fUr die Erzeuger- bzw. 
Abgangspreisbildung des Niedereibeobstes maßgebend. 

Im Herbst 1973 ubernahm die größte der regionalen Obsterzeugerorganisationen, die "Eibe-Obst r. V. ' 
in Stade, das Bavendorfer Notierungsverfahren, um ihren eigenen Mitgl iedern und Vertragsver
marktern, aber auch den Ubrigen Erzeugern und Vermarktern der Region eine mögl ichst zuverläs-
sige, aktuelle, regionale Preisinformation zu vermitteln. 

In der "Eibe-Obst" sind etwa 1 000 Obsterzeuger zusammengeschlossen. Der Absatz der insge
samt rd. 60000 - 70000 t Obst dieser Organisation erfolgt Uber ca. 80 regional ansässige Ver
tragsvermarkter . Die Mitgl ieder der "EI be-Obst" können ihre Fruchte an jeden der Vertragsver
markter liefern und handeln direkt ihre Erzeugerpreise mit diesen aus. Die Abrechnung erfolgt 
zentral uber die Erzeugerorganisation. Dadurch können nachträglich die Umsätze und Preise aus
gewertet und die Leistungen der Mltgl ieder und der Vertragsvermarkter beurteilt werden. Um das 
Marktgeschehen besser koordinieren zu können, unterhäl t die Eibe-Obst 10 regionale Sammel
und Sortierstationen, in denen die Vertragsvermarkter größere Mengen Obst in einheitlicherer 
Aufbereitung kaufen können als direkt bei den einzelnen Erzeugern. Dennoch spielt das Direkt
geschäft zwischen Erzeugern und Vermarktern bislang weiterhin die größte Rolle. 

Neben der "Eibe-Obst" existieren an der Niedereibe mehrere Obstabsatzgenossenschaften, die 
sich zu einer Obsterzeugerorganisation zusammenschlossen, der "Zentraler Obstabsatz Nieder
eibe (ZEO) eG". Die Erzeugerpreise werden in dieser Organisation im Pool-Abrechnungsverfah
ren, entsprechend dem Verkaufsergebnis der einzelnen Genossenschaften, als Saisondurchschnitts
preise nachträgl ich ermittel t und ni cht laufend zwischen den Erzeugern und ihren Genossenschaf
ten ausgehandei t. 

Die Notierungskommission der "Eibe-Obst" ist paritätisch mit 6 Vertragsvermarkter- und 6 Erzeu
gervertretern besetzt. Sie erarbeitet ihre GI eichgewi chtspreis-Schätzungen unter dem neutralen 
Vorsitz von Herrn STEGEN, dem Leiter der ZMP-Berichtsstelle Obst und GemUse Hamburg. Zur 
nachträglichen Kontrolle der Notierungen werden die Erzeuger-Verkaufsabrechnungen der 
"Eibe-Obst" mittels EDV ausgewertet. Die Auswertung und Darstellung der Ergebnisse geschieht 
in ähnlicher Weise wie in Bavendorf und liegt der Notierungskommission vor. 

Da sich die Notierungen an der Niedereibe auf die Erzeugerabgabepreise beziehen, ist die ge
nossenschaftliche Erzeugerorganisation vorläufig nur mit Beobachterstatus in den Notierungssit
zungen vertreten. Es wird aber die volle Mitwirkung der ZEO angestrebt und deshalb von uns, 
wie am Bodensee, der Übergang auf die Notierung von Gebietsabgangspreisen empfohlen. 
Abweichend vom Bavendorfer Notierungsverfahren bilden bei den "Elbe-Obst"-Notierungen die 
Notierungsvorschläge beider Marktpartner gleichberechtigt den Ausgangspunkt fUr die Endabstim
mung. Der von Erzeugern und Vermarktern gemeinsam am häufigsten zur Notierung vorgeschla-



gene Preis (im Beispiel weiter oben also 68, -- DM/dt) steht zuerst zur Abstimmung. Wird er ab
gelehnt, so kommt als nächstes ni cht 67, -- DM/dt (zweimal von den Vermarktern und einmal von 
den Erzeugern, zusammen also dreimal vorgeschlagen) sondern 69,-- DM/dt (einmal von den 
Vermarktern, aber dreimal von den Erzeugern, also insgesamt viermal vorgeschlagen) zur Abstim
mung. 

Man hat sich an der Niedereibe fUr diesen abweichenden Modus entschieden, weil dort Erzeuger 
und Vermarkter als Kontrahenten die Erzeugerabgabepreise aushandeln. Diese Gleichberechti
gung der Marktpartner in der "Elbe-Obst"-Notierungskommission hat ubrigens den Nebeneffekt, 
daß bei den Notierungssitzungen immer alle 12 Plätze besetzt sind. Keine Marktseite möchte 
der anderen durch Stimmenunterlegenheit die Mögl ichkeit zum Sieg in Kampfabstimmungen bieten. 
In der Bodensee-Notierungskommission ist diese "kämpferische" Einstellung nicht (mehr) anzutref
fen, In ruhigen, Uberschaubaren Saisonabschnitten bleiben deshalb manchmal Sitze unbesetzt. 

Leider konnte an der Niedereibe das Stadium der staat I i chen Anerkennung und finanziellen För
derung der Notierung von geschätzten Gleichgewichtspreisen fUr das Eibe-Obst durch die zustän
digen niedersächsischen und hamburgischen Landwirtschaftsbehörden noch nicht erreicht werden. 
Es ist aber zu hoffen, daß dieses Ziel in absehbarer Zeit realisiert wird. Bis dahin sind wir dort 
weiterhin auf die Initiative und Finanzierungsbereitschaft der regionalen Obstwirtschaft und der 
ZMP-Beri chtsstell e Hamburg angewiesen. 

Die Provinz Bozen (Sudtirol) ist ein weiteres bedeutendes Obstbaugebiet, das von einer Gleich
gewichtspreis-Notierung fUr sein Obst profitieren könnte, da sich die Abgangspreise fUr seine 
Kernobstproduktion (ca. 400000 Tonnen im Jahr) nicht an einem oder mehreren zentralen Groß
marktplätzen mit offener Preisbildung orientieren können. 

Unsere wiederholte Anregung, dort z. B. an der Industrie, Handels- und Landwirtschaftskammer 
in Bozen als neutraler Stelle eine Notierungseinri chtung nach Bavendorfer Modell zu install ieren, 
blieb bislang ohne Ergebnis. Vermutlich ist die dortige geradezu verbissene Konkurrenz um die 
Obsterzeuger zwischen den Raiffeisengenossenschaften und dem privaten Sammel- und Export
handel der wesentl i che Hemmungsgrund. Wir hoffen aber darauf, daß sich in absehbarer Zeit 
gUnstigere psychologische Voraussetzungen einstellen, so daß wir auch in SUdtirol den Nutzen 
einer regelmäßigen Notierung von geschätzten Gleichgewichtspreisen fUr die regionale Preissta
bilisierung unter Beweis stellen können. 

Preisstabilisierung auf dem Obstmarkt bedeutet in erster Linie Angebotsstabilisierung. Maßnah
men gegen langfristige zyklische und mittelfristige jährliche Angebotsvariabilität betreffen vor 
allem die Stabil isierung der Anbauflächen, die Auswahl geeigneter Produktionsstandorte, die 
Intensivierung der Kulturmaßnahmen und die Bereitstellung von ausreichenden Langzeitlagerka
pazitäten. 

Kurzfristige Preisstabilisierung innerhalb einer Absatzsaison erfordert vor allem Maßnahmen zur 
Angebotssteuerung auf der 1. Stufe des Obstmarktes in den Anbaugebieten • Zur Vermeidung von 
unnötigen erratischen Angebots- und Preisbewegungen ist dazu die Verbesserung der aktuellen 
Markttransparenz fUr alle Marktbeteiligten wichtig. Das kann durch zentrale Marktplätze oder 
Versteigerungen mit offener Preisbildung, oder durch Preisfindungsstellen geschehen, die auf der 
Grundlage objektiver Marktstatistiken die aktuelle Marktsituation durch die Notierung von ge
schätzten Gleichgewichtspreisen sichtbar machen. 

Es wird uber ein mehrjähriges Experiment in den Obstregionen Bodensee und Niedereibe berichtet, 
das zum Ziel hat, ein fUr die Belange des Obstmarktes geeignetes Preisschätzungsverfahren zu 
entwickeln und unter Praxisbedingungen zu erproben. 

Nach mehrjClhrigem Einsatz dieses Verfahrens in der Bodenseeregion kann gesagt werden: 

- Gleichgewichtspreise von ausreichender RealitätsnClhe können auf der 1. Obstmarktstufe durch 
das erläuterte Verfahren geschCltzt werden. 

- Die Bekanntgabe so geschCltzter Gleichgewichtspreise als Notierungen fuhrt zu deren Beach
tung durch die Marktpraxis. Die Preisbewegungen werden geglClttet. Die Marktpraxis ist nach 
kurzer Ei ngewöhnung zur I aufenden Mi tarbe i t berei t. 



Tabelle 1: Beispiele für die Variabilität der Erträge wichtiger Obstarten1) 

und landwirtschftlicher Feldfrüchte2) 1950 - 1961. 

Durchschnitts- Variations-
koeffizient ertrag 

Äpfel, Hoch-, Halb-, Viertelst. 94;3 

" , Büsche 42,2 

" , Spindeln u.ä. 16,9 

Birnen, Hoch-, Halb-, Viertelst. 52,8 

" , Büsche 24,4 

Süßkirschen 34,4 

Johannisbeeren 3,7 

Erdbeeren3) 65,7 

Winterroggen 25,4 

Winterweizen 32,5 

Wintergerste 31,9 

Spätkartoffeln 242,5 

Zuckerrüben 329,4 --
1) kg/Baum, Ldkrs. Stade; 2) dt/ha, Ldkrs. Uelzen; 3) dt/ha. 

Quelle: STORCK, H., 1966, S. 121 und 114 

(s \) 

27,1 

34,2 

50,2 

48,5 

51,4 

34,8 

36,5 

18,6 

11,7 

10,1 

13,4 

16,0 

16,1 

Tabelle 2: Variabilität der Erzeugerpreise1) wichtiger Obstarten an den 

Versteigerungen von Nordrhein und der Pfalz 1950 - 1961 

Nordrhein 

fl-Preis Variations-
koeffizient 

(DM/dt) (s \) 

Äpfel 48,41 32,2 

Birnen 43,05 38,1 

Süßkirschen 94,31 17,9 

Pflaumen, Zwetschen 36,42 40,7 

Johannisbeeren (rot) 69,55 34,6 

Erdbeeren 146,04 15,6 

1) Jahresdurchschnittspreise 2) n~ Zwetschen 

Quelle: STORCK, H., 1966, S. 126 
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Pfalz 

fl-Preis Variations-
koeffizient 

(DM/dt) (s %) 

41,-- 17,3 

43,-- 35,9 

84,-- 19,9 
36,-_2) 42,5 

62,-- 42,7 

143,-- 12,3 



Tabelle 3: Variabilität der Erzeugerpreise1 ) wichtiger Apfelsorten in der 

Obstregion Bodensee 1961/62 bis 1973/74 

0-Preis 

(DM/dt) 

James Grieve 40 

Gravensteiner 51 

Goldparmäne 44 

Cox Orange 58 

Jonathan 49 

Roter Boskoop SO 

Golden Delicious 60 

Glo~1cenapfel 52 

1) Saisondurchschnittspreise Handelsklasse I 

Quelle: Eigene Untersuchungen 

Variations-
koeffizient 

(s t) 

40 

39 

43 

41 

37 

30 

35 

27 

Tabelle 4: Variabilität der wöchentlichen Erzeugerpreisei) wichtiger Apfelsorten 

in der Obstregion Bodellsee2 ) 

James Grieve 

Gravensteiner 

Goldparmäne 

Cox Orange 

Jonathan 

Roter Boskoop 

Golden Delicious 

Glockenapfel 

Mostäpfel 

1972/73 

Variations- Zahl d. 
0-Preis koeffizient Wochen 
(DM/dt) (s %) (n) 

63 14 10 

87 8 12 

69 7 13 

80 13 33 

77 16 36 

87 11 31 

73 19 41 

82 13 40 

31 23 42 

0-Preis 

(DM/dt) 

40 

66 

39 

52 

41 

64 

44 

54 

14 

1973/74 

Variations
koeffizient 

(s %) 

30 

29 

36 

12 

17 

11 

23 

17 

7 

Zahl d. 
Wochen 

(r,) 

13 

11 

15 

30 

35 

34 

43 

41 

43 

1) Handelsklasse I 2) 1972/73 kleine EG-Apfelernte mit guten Preisen; 

1973/71. große EG-Apfelernte mit schlechten Preisen 

Quelle: Eigene Untersuchungen 
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Tabelle 5~ Beispiel einer Preisstreuungstabel1.e zur Information der 

Bodenseeobst-Notlerungskommission (Sitzung vom 7.2.1973) 

PREISSTREUUNG ROTER BOSKOOP, Klo r, 70/80 mm 

DM/dt 3. Woche1 ) 4. Woche1 ) 5. Woche1 ) 

102.0 
101.0 
100.0 

99.0 
98.0 
97.0 
96.0 
95.0 
94:0 
93.0 
92.0 
91.0 
90.0 
89.0 
88.0 
87.0 
86.0 
85.0 
84.0 
83.0 
82.0 
81.0 
80.0 

Zusammen 

• 1.3 ( 1) 
5.7 ( 8) 
2.1 ( 3) 
4.5 ( 2) 

0.6 

2.7 

51.9 Tonnen 

Durchschnitt 88.7 DM/dt 

Notierung 88.0 (K) 

CA 

K 

• 

75.1 Tonnen 

92.6 DM/dt 

88.0 (K) 

• 
K 

2.7 ( 3) 

8.0 ( 4) 

4.4 ( 2) 

2.2 ( 2) 

h3.6 ( 2)1 
3.0 ( 2) 
2.0 ( 3) 
2.4 ( 1) 

38.5 Tonnen 

95.3 DM/dt 

95.0 (CA) 

1) Erste Zahl = Verkaufsmenge in t je Preissture • Z,,:ei te Zahl () = Zahl 

der Partien. • = Geschätzter Gleichgewichtspreis (Notierung) 

Quelle: Marktforschungsstelle Bavendorf, 1973 
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Tabelle 6: Veröffen'clichungsform der Notierunßen der geschätzten Gleichge~lichts

preise für Bcdensee-Tafeläpfel. 

Die Notierungskommission der Obstregion Bodensee ermittelte in ihrer Sitzung am 
7.2.1973 die folgenden Preisnotierungen für großhandelsfähige Mengen von durch
schnittlicher Qualität in DM je 100 kg netto ohne Verpackungskosten ab Station 
Bodensee: 

Notierungswoche Vorwoche 

Notierung Abstimmung Not.ierung tatsächl. 
f3-Preis 

Cox Orange (CA) Kl. I 70/80 mm 115,- (7:0) 115,- 117,0 
Cox Orange (CA) Kl. I 60/70 mm 95,- (7:0) 95,- 95,9 
COK Orange (CA) Klo I 55/60 mm 62,- (5:0) 65,- 67.2 
-------
Boskoop rot (CA) Kl. I 80/90 rmn 105,- (4:3) 105,- 104,2 
Boskoop rot (CA) Klo I 70/80 mm 95,- (5:3) 95,- 95,3 
Boskoop rot (CA) Kl. I 65/70 lIun 79,- (4:3) 79,- 77 ,1 

Boskoop gelb (CA) Kl. I 80/90 lIIlII 103,- (5:2) 102,- 105,8 
Boskoop gelb (CA) Kl. I 70/80 lIIIIl 94,- (4:3) 93,- 93,0 
Boskoop gelb (CA) Kl. I 65/70 mm 75,- (5:2) 75,- 75,1 

----
Boskoop rot und Kl. I! 75/85 lIIIIl 78,- (6:0) 78,- 78,4 
gelb (CA) Klo I! 65/75 mm 65,- (7:0) 65,- 63,7 

Golden Delo (CA) Kl. I 70/80 mm 85,- (5 :2) 84,- 84,7 
Golden Delo (CA) Klo I 60/70 lIIIIl 62,- (5:2) 64,- 61,6 
Golden Delo (CA) Klo I! 70/80 mm 68,- (7:0) 65,- 68,0 
Golden DeI. (CA) Kl. I! 60/70 mm 50,- (6:1) 52,- 47,0 
-----
Golden DeI. (K) Kl. I 70/80 lIIIIl 78,- (4:2) 78.- 78,8 
Golden Delo (K) Kl. I 60/70 mm 57,- (4:3) 60,- .. 57,0 
Golden Delo (K) Kl. I! 70/80 lIIIIl 59,- (4:2) 60,- 58,5 
Golden Delo (K) Klo II 60/70 lIIIIl 47,- (4:2) 50,- 48,2 -_._---
Glocken (K) Kl. I 70/80 mm 85,- (5:2) 80,- 83,9 
Glocken (K) Kl. I 60/70 mm 72 ,- (7 :0) 70,- 71 ,0 
Glocken (K) Kl. I! 70/80 lIIIIl 72,- (5:2) 70,- 70,8 
Glocken (K) Kl. I! 60/70 rnm 56,- (5:1) 50,- 55,8 

-----
Die Notierungen sind für den Notierungstag geschätz.te Gleichge·t1ichtspreise, zu 
denen nacn Meinung der Kommission die größten Umsatzanteile getätigt werden. Sie 
sind also keine verbindlichen Richtpreise, sondern geben nur eine kurzgefaßte, 
aktuelle Beurteilung der Marktlage. Die tatsächlichen Preise können je nach 
Lieferumfang und Qualität um ca. ! 5 % von den Notierungen abweichen. Spitzen
qualitäten, gelegte Partien, Kleinverkäufe etc. erzielen entsprechend mehr • 
----_. -------_._--- . _-----------------
Anmerkung: (CA) = Ware aus Lägern mit kontrollierter Atmosphäre 

(K) = Ware aus maschinengekühlten Lägern --------------_. __ ._-_._----
Quelle: Wöchentliche ;·larktberichte der Marktforschur.gsstelle Bavendorf, 1973 
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l== Vo..!:bemerku~g 
Die Obstmörkte sind durch eine gegenUber anderen Agrarmörkten noch erhöhte Instabil itöt und 
Dynamik besonders gekennzeichnet. Die GrUnde dafUr sind vor allem zu sehen (a) in der starken 
Witterungsabhöngigkeit der Erntemengen und -termine, (b) in der namentlich beim Kernobst ver
breiteten Alternanz der Ertröge, (c) in der ausgeprögten Saisonalitöt vieler Arten, (d) in den 
Dauerkulturen anhaftendem Trögheitsmoment bei der Angebotsanpassung, (e) in der atomistischen 
Anbieterstruktur auf der Erzeugerstufe. 

Das Zusammenwirken all dieser Faktoren fuhrt fast zwangslöufig immer wieder zu Marktanomalien 
derart, daß die jeweiligen Preise der Gegenwart regelmößig von den maßgeblichen Preisen der 
Zukunft abweichen und somit im kybernetischen Sinne kaum als Signale einer vernunftigen Ange
botsorientierung geeignet sind, wenn nicht gleichzeitig eine BerUcksichtigung ihrer Entstehungs
faktoren erfolgt. Diesen Tatbestand hat man in der ZMP und den Hauptanbauzentren schon fruh
zeitig erkannt. 

Mit einer retrospektiven Erfassung und Beschreibung von Marktbewegungen in der Vergangenheit 
ist es freil ich in einem Anbaugebiet ohne öffentl i che Preisbildung nicht getan. Angeregt durch 
zahlreiche Literaturhinweise (insbesondere Plate, 1965; Wiss. Beirat beim BML, 1967; ZMP, 
1968) und nicht zuletzt durch das Beispiel der Kemptener Butterbörse hat sich deshalb in der 
Obstregion Bodensee vor allem JANSSEN (1972, 1973, 1975) um eine Aktualisierung des Infor
mationswesens auf den jeweils neu esten Stand bemuht und den Versuch unternommen, Uber die 
bloße statistische Preis- und Mengenbeschreibung hinaus durch eine regelmößig zusammentretende 
Notierungskommission einen unmittelbaren Beitrag zur Erleichterung der Preisfindung zu leisten. 
Die geschötzten Gleichgewichtspreise sind dabei im Sinne ihrer Estimatoren eher als nahzukunfts
bezogene Vorkoppelungen denn als vergangenheitsbezogene RUckkoppelungen zu verstehen, 
ohne freilich andererseits zukunftsrichtend zu sein (JANSSEN, 1972, S. 33 und S. 39 ff). 

Um es gleich vorwegzunehmen: Im Rahmen dieses Korreferates geht es im wesentlichen darum, 
di, seit 1968 am Bodensee geUbte Gleichgewichtspreisnotierung beim Obst einer kritischen Be
trachtung und WUrdigung zu unterziehen. Eine exakte Kosten-Nutzen-Analyse sollte an dieser 
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Stelle freilich nicht erwartet werden. Da der Nutzen nicht unmittelbar quantifizierbar ist, wäre 
sie von vornherein zum Scheitern verurteilt. Das Bemuhen um eine Wirkungsanalyse wird sich 
somit im verbalen Bereich erschöpfen mUssen und letztlich auf eine GegenUberstellung von Mei
nungen und Gegenmeinungen hinauslaufen. Etwas uberspitzt, aber fUr die anschließende Diskus
sion sicher nutzlich, möchte der Korreferent daher - auch auf die Gefahr hin als advocatus 
diaboli zu gelten - gleich zu Beginn eine Alternativfrage stellen. Auf eine kurze Formel gebracht, 
lautet sie: Regionale Gleichgewichtspreisnotierung, ein Mittel zur Verbesserung der Markttrans
parenz, wie ihre Initiatoren sagen, oder ein Instrument zur Koordination von Verhaltensweisen, 
wie manche ihrer Kritiker meinen? 

Maßnahmen zur Marktstabilisierung werden - wie jede sinnvolle Therapie - dort ansetzen mUssen, 
wo die Störungsimpulse ihren Ausgang nehmen. Da die Nachfrage nach Obst kaum sprunghafte 
VerCinderungen erfährt, wie sie bei manchen Modeartikeln vorkommen, sind die Ursachen der 
InstabilitCit hier vornehmlich in der Produktions- und Angebotsspähre zu suchen (STORCK, 1969, 
S. 41). Im Hinblick auf eine richtige Beurteilung marktstabilisierender Maßnahmen empfiehlt 
es sich deshalb zunCichst die in diesem Bereich auftretenden Veränderungen einer Komponenten
analyse zu unterziehen. Folgt man dabei der einschlCigigen Literatur, so kann unterschieden 
werden zwischen (1) langfristigen Angebotsverschiebungen Uber eine Reihe von Perioden, (2) mit
telfristigen Angebotsbewegungen von Periode zu Periode und (3) kurzfristigen Angebotsschwan
kungen innerhalb einer Periode, wobei letztere zweckmäßig noch weiter unterteilt werden, in 
(a) regelmäßige saisonale und (b) unregelmCißige erratische Schwankungen (HANAU und 
WÖHLKEN, 1962). 

Die verschiedenen Bewegungskomponenten treten nun in Zeitreihen fast immer gleichzeitig auf. 
Ihre Isolierung - gedanklich verhältnismäßig einfach - wird statistisch bestenfalls näherungsweise 
gelingen. Dennoch erscheint die vorgenommene Differenzierung außerordentlich nutzlich, da 
die verschiedenen Bewegungskomponenten unter Stabilisierungsaspekten nicht gleichermaßen 
interessieren. 

Wenn hier zunächst kurz auf die Trendkomponente eingegangen wird, so lassen sich als angebots
bedingte Ursachen fUr langfristige Veränderungen im Marktpreisniveau vor allem tendenzielle 
Verschiebungen der Produktions- und Vermarktungskosten herausstellen. Die stete Anpassung der 
Marktpreise an veränderte Kostensituationen ist dabei nicht nur unvermeidbar, sondern auch er
wUnscht. Deshalb wird der Begriff der Marktstabil itCit zweckmCißig auf alle Situationen angewen
det, in denen die Kosten des Grenzertrages und die Marktpreise sich decken. InstabilitCit, so kann 
man dann weiter sagen, ist zu verzeichnen, wenn der Marktpreis zeitweilig nicht dem jeweiligen 
im langfristigen Trend sich verCindernden Gleichgewichtspreis entspricht, wenn also mittel- und 
kurzfristige PreisausschlCige vorliegen (STORCK, 1969, S. 41). 

Wie aus den bisherigen AusfUhrungen bereits hervorgeht, bewirken tendenzielle Angebotsverschie
bungen im Bereich der ObstmCirkte keinesfalls Instabilität. Vielmehr zielen sie in Richtung auf 
ein langfristiges Gleichgewicht und bringen sie somit im Gegenteil sogar Stabilisierungseffekte 
hervor. Die Langlebigkeit der Kulturen kann diesen Prozeß bremsen, aber nicht aufheben. Es ist 
somit berechtigt, die Trendkomponente aus den weiteren Betrachtungen zum StabilitCitsproblem aus
zuschließen. Gleiches gilt auch fUr die Saison komponente (PLATE, 1967, S. 208). 

Saisonschwankungen haben ihre Ursache in Produktions- und/oder Lagerkostenunterschieden • Da 
sie regelmCißig auftreten und allenfalls sehr langfristig stCirkere Vertlnderungen erfahren, sind sie 
vorhersehbar und bedeuten sie kein zusCitzliches Risiko (BÖCKENHOFF, 1966, S. 66). Saisonale 
Preisschwankungen werden deshalb nicht als störend empfunden. Wurde man sie beispielsweise 
durch Subventionen soweit einebenen, daß die jahreszeitl i chen Unterschiede in den Preisen 
kleiner sind als in den Produktions- und/oder Lagerkosten, so hötte dies zur Folge, daß sich das 
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Angebot auf die kostengUnstigsten Termine zusammendröngt. Es wUrde dann der Anreiz vermindert 
vorhandene technische Mögl ichkeiten aufzuspüren und zu nutzen. ' 
Die bisherigen AusfUhrungen haben gezeigt, daß tendenzielle Verschiebungen und saisonale 
Schwankungen im Hinblick auf das Stabilisierungsproblem eigentlich nur insoweit Bedeutung 
haben, als es darum geht, die beiden anderen Bewegungskomponenten zu isolieren. Die eigent
lichen Faktoren der Instabilitöt sind 

(1) die zyklischen Bewegungen von Periode zu Periode und 
(2) die erratischen Schwankungen innerhalb einer Periode. 

Weit schwieriger als bei den Einjahreskulturen, etwa des GemUsebaues, lassen sich zyklische 
Angebotsbewegungen bei den Dauerkulturen des Obstbaues nachweisen. Das hat verschiedene 
GrUnde. Einmal muß der Zyklus bei Dauerkulturen viel lönger sein und ist sein Erkennen durch 
die außerordentlichen kurzfristigen Ernteschwankungen von Jahr zu Jahr sehr erschwert; zum 
anderen bedarf die Dokumentation uber Bestandsverönderungen im Obstbau dringend einer weite
ren Verbesserung (STORCK, 1964, S. 250). Nachhaltig hohe und niedrige Preise schlagen sich 
aber auch hier in der Anbauplanung nieder. Die Angebotsreaktion wird in aller Regel allerdings 
erst nach 3 bis 7 Jahren sichtbar. Aber gerade deshalb ist im Obstbau die Gefahr besonders groß, 
daß Erzeugung und Verbrauch störker auseinanderlaufen, und beispielsweise die Preise bereits 
wieder zyklisch fallen, bevor das Produktionsmaximum erreicht ist, das der letzten Expansions
phase entspricht. 

0<11 zyklische Angebotsschwankungen aus einer Fehleinschötzung der zukUnftigen Preise resultie
rer, können sie vermieden werden, wenn es gelingt, die Produktionsentscheidungen im Planungs
zeitpunkt besser auf die zu erwartende Nachfrage abzustimmen. Dies setzt aber voraus, daß (a) 
Kenntnisse uber die neue Gleichgewichtslage der Mengen und Preise bestehen und (b) eine Aus
richtung der Gesamtproduktion auf die neue Gleichgewichtslage gelingt (OSTEN DORF, 1965, 
S. 333). Die erste Bedingung ist verhöltnismößig leicht zu erfUllen, die zweite um so schwerer, 
je mehr Produzenten an der Produktion beteil igt sind und je großröumiger die Wirtschaftsröume 
werden. Auch die modernen Erzeugerorganisationen können, wie PlATE (1965, S. 14) schon 
frUhzeitig betont hat, im Prinzip nur durch Aufklörung und Beratung auf die Produktionsabsich
ten ihrer Mitglieder einwirken. Voraussetzung fUr eine erfolgreiche Bekömpfung der Zyklen ist 
und bleibt die frUhzeitige Zusammenstellung, sorgföltige Auswertung und intensive Verbreitung 
von Informationen uber die mutmaßliche Nachfrage und bestehende Anbauabsichten • Mehr als 
bisher sollte man sich dabei auch der Preisprognose auf der Grundlage mittelfristiger Abhöngig
keiten bedienen (OSTEN DORF, 1966, S. 383). 

Stabil isierende Effekte sind im Ubrigen auch vom weiteren Vordringen des Vertragsanbaues zu 
erhoffen, der sich bei den Dauerkulturen des Obstbaues freilich nur zögernd verbreitet (STORCK, 
1964, S. 248). Anbaukontingentierungen dUrften demgegenUber kaum weiterhelfen; sie beein
tr15chtigen die Kostenminimierung in den Betrieben und erscheinen beim Obst schon deshalb kaum 
praktikabel, weil dieses auf mannigfaltigen Wegen zum Verbraucher gelangt. Als weitere Mög
lichkeiten zur Milderung zyklischer Instabilitöt sind verschiedentlich Vermarktungsverbote fUr 
Nebenerwerbserzeuger, fUr lokalsorten und geringe Qualitöten sowie auch zeitliche Pflanzver
bote genannt worden. Alle diese Sanierungsmaßnahmen, ebenso auch die Gewöhrung von Rode
prömien, haben ihren Ursprung in der konjunkturellen Überversorgung mancher EG-Obstmörkte 
und dUrften schon deshalb Zeitcharakter besitzen, weil der moderne Niederstammobstbau wohl 
schwerlich ein zweites Mal ein solches konjunkturelles Auseinanderlaufen von Angebot und Nach
frage zulassen wird, wie es bis in die 70iger Jahre hinein zu beobachten war. 

Die BemUhungen um eine Reduktion zyklischer Schwankungen, das sei hier abschließend noch
mals betont, können nur dann erfolgreich sein, wenn sie großröumig und nach einheitlichen Richt
linien in einem geschlossenen Wirtschaftsgebiet erfolgen. Isolierte regionale Anstrengungen hel
fell hier kaum weiter. Vielmehr ist eine sinnvolle Koordination der Produktionsentscheidungen 
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auf höherer Ebene erforderlich. Die hier zur Diskussion stehende regionale Gleichgewichtspreis
notierung ist somit im Hinblick auf zyklische Ungleichgewichte von nur geringem Interesse. Da
für gewinnt sie aber andererseits stllrker an Bedeutung, wenn es darum geht, der am Obstmarkt 
besonders verbreiteten erratischen Instabi I itöt zu begegnen. 

Da erratische Schwankungen als unregelmllßige, kurzfristige Verllnderungen definiert sind, rech
nen zu ihnen erstens alle Abweichungen vom typischen Saisonverlauf innerhalb eines Jahres, um
fassen sie aber zweitens, speziell bei Dauerkulturen, zusötzlich auch alle trend- und zyklusbe
reinigten jöhrlichen Schwankungen. letztere können namentlich beim Baumobst wegen der hier 
verbreiteten Alternanz recht erheblich sein. So reichte beispielsweise die Spannweite der inlön
dischen Apfelerzeugung in den vergangenen Dezennien von gut 400 000 t bis knapp 2,6 Mio t. 
Im einzelnen bestehen allerdings größere Ertragsschwankungsunterschiede von Art zu Art und von 
Gebiet zu Gebiet sowie insbesondere auch in Abhllngigkeit von der Anbauintensitat. letzteres 
kommt besonders deutlich in einem früher von KliNKMANN (1968, S. 130) für Baden-Wurttem
berg dargestellten Zahlenbeispiel zum Ausdruck. Danach ist in den aufeinanderfolgenden Wirt
schafts jahren 1966/67 und 1967/68 die Obsternte in Intensivanlagen von 1 auf 1,3 Mio dz 
(also um 35 %), andererseits aber im Streuanbau von 4,7 auf 12,9 Mio dz (also um 175 %) ge
stiegen. 

Erratische Schwankungen innerhalb eines Jahres, die im nächsten Schritt näher betrachtet wer
den sollen, sind letztlich auf allen Obstmärkten anzutreffen. Wenn man von störenden Außenein
flüssen (insbesondere Auslandseinflüssen) absieht, lassen sie sich auf zwei Ursachenkomplexe 
zurückführen, nömlich erstens auf unvorhersehbare Witterungseinflüsse, die die Angebotstermine 
von Jahr zu Jahr in nicht bekannter Weise beeinflussen, und zweitens auf unzureichende Markt
transparenz, die vor allem unregelmößige Schwankungen im Angebot von Markttag zu Markttag 
hervorruft und damit Preisauschläge entstehen IIlßt, die aus saisonalen Produktions- und/oder 
lagerkostenunterschieden nicht erklärt werden können. 

Da die erratische Instabilität obstbaulicher Mörkte auf eine Fülle von Einzelursachen zurückgeht, 
streuen auch die Möglichkeiten ihrer Abschwächung über einen weiten Bereich. Aus der ganzen 
Skala der si ch bietenden Stabil isierungsansätze seien hier nur die derzeit wesentl i chsten genannt. 
lehnt man sich dabei an frühere Zusammenstellungen - insbesondere von PlATE (1967, S. 212 f) 
und STORCK (1969, S. 44 f.) - an, so können folgende Maßnahmen als besonders dringlich und 
erfolgversprechend herausgestell t werden: 

(1) Die Bemühungen um eine Milderung der erratischen Instabilitöt am Obstmarkt haben sich zu
nächst auf eine Reduktion der jöhrlichen Angebotsschwankungen beim Baumobst zu konzen
trieren; sie kann insbesondere erreicht werden durch (0) geeignete Standorts- und Sortenwahl, 
(b) Übergang zu niedrigen Baumformen, (c) Anwendung intensiverer Pflegemaßnahmen und 
(d) Verminderung extensiver Baumbestände in Streulagen • Die öffentli che Hand kann hier 
helfend eingreifen, etwa durch Intensivierung der Obstbauberatung oder durch Unterstützung 
der Forschungs- und Versuchstötigkeit. 

(2) Die innerhalb einer Saison auftretenden erratischen Angebotsschwankungen können auf den 
meisten Obstmärkten durch eine bessere Ausnutzung bestehender lagerungsmöglichkeiten und 
durch eine konsequentere Anwendung marktgerechter lagerstrategien gemildert werden. Bei 
begrenzt haltbaren Produkten, wie etwa dem Weichobst ermöglicht beispielsweise eine Kurz
zeitlagerung von Wochen oder auch nur Tagen vielfach schon beachtliche Preisgewinne. Bei 
Erzeugnissen, die voll lagerföhig sind, wie beispielsweise Winterobst, besteht andererseits 
die Möglichkeit, den Angebotsstoß zur Haupterntezeit je nach Preissituation über einen län
geren Saisonabschnitt zu verteilen. Voraussetzung ist aber in beiden Föllen, daß bei genü
gender Markttransparenz geeignete lagereinrichtungen und ausreichende lagerkapazitöten 
verfügbar sind. 

(3) Die Verbesserung der Markttransparenz ist die wohl wesentlichste Voraussetzung zur Milde
rung erratischer Instabilitöt. Es bieten sich dazu verschiedene Möglichkeiten an, deren prak-
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tische Nutzung ohne staatl i che Aktivität jedoch kaum gel ingen wird. Öffentl iche Hilfen 
erscheinen hier schon allein deshalb gerechtfertigt, weil sie nicht wettbewerbsverzerrend 
wirken und letztlich dazu dienen, die Masse der Klein- und Kleinstbetriebe mit den erfor
derlichen Marktinformationen zu versorgen, die siese sich im Gegensatz zu den Großbetrie
ben nicht privat beschaffen können (STORCK, 1969, S. 45). Was in der derzeitigen Situation 
nottut, ist vor allem: (a) der Ausbau eines zuverltlssigen und schnellen Informationswesens 
ausgestattet mit den modernsten Mitteln der Nachrichtentechnik; (b) die Weiterentwicklung 
der Preisberichterstattung von den Hauptumschlagspltltzen in den Verbrauchs- und Erzeugungs
gebieten, insbesondere unter Einschränkung der Bandbreite der Von-Bis-Preise und unter 
Nennung der häufigsten Preise; (c) die Einbeziehung einer Mengenberichterstattung ausge
dehnt auch auf lagerbestandänderungen und auf zu erwartende Waren zuströme aus außerdeut
schen Gebieten; (d) die Entwicklung leistungsfähiger Märkte fUr den Uberregionalen Waren
austausch und zur Befriedigung der konzentrierten Großnachfrage; (e) die Systematisierung 
und Intensivierung von Angebotsvorausschauen und die versttlrkte Einrichtung neutraler Preis
findungsstellen in den Haupterzeugungsgebieten ohne offene Preisbildung (Wiss. Beirat beim 
BMl, 1967, S. 22 f). 

Der Katalog der im Erzeugungs- und Vermarktungsbereich bestehenden Stabilisierungsansätze ließe 
sich sicher noch erweitern. Aber selbst bei konsequenter Anwendung aller vorhandenen Möglich
keiten, dUrfte sich die erratische Instabilität obstbaulicher Märkte nicht immer auf ein wUnschens
wertes Maß reduzieren lassen. Auf di e Instrumente der Außenmarktregelung (Außenhandelsschutz) 
und Binnenmarktregelung (Marktintervention) wie sie fUr die EG in der gemeinschaftlichen Markt
ordnung fUr Obst festgelegt sind, wird man daher - trotz mancherlei Kritik - wohl auch in Zu
kunft nicht verzichten können. Wenn sie hier lediglich als "letzte Mäglichkeiten" Erwähnung 
finden, so deshalb, weil sie im Gegensatz zu den fruheren Stabilisierungsempfehlungen kaum 
mehr in einem prophylaktischen Sinne gedeutet werden können. Wo immer die Chance besteht, 
sollte man sich der weicheren Maßnahmen bedienen, deren Anwendung in der Regel auch kosten
gUnstiger sein dUrfte. Die hier zur Diskussion stehende Gleichgewichtspreisnotierung - im Sinne 
einer erleichterten Preisfindung - ist dabei nur als eine Möglichkeit unter vielen anzusehen, die 
sich insbesondere in solchen Erzeugungsgebieten anbietet, in denen eine offene Preisbildung 
fehl t. Ihr Fur und Wider wird im folgenden zu erörtern sein. 

Eine umfassende wöchentl iche Mengen- und Preisberichterstattung, wie sie seit 1961 in der Obst
region Bodensee erfolgt, paßt in den Rahmen dessen, was au..ch anderenorts ubl ich ist. Demgegen
uber stellt die Bavendorfer Notierung von Gleichgewichtspreisen, wie sie hier von Janssen vor
gestell t wurde, zumindestens im Bereich Obst (und GemUse) fUr die BRD ein Novum dar. Ihre 
Hauptaufgabe wird darin gesehen, den Gebietsmarkt am Bodensee unter dem Aspekt der kurzfri
stigen Preisfindung schon auf der ersten Stufe hinreichend ubersichtl ich zu gestal ten (HUNGER, 
1974, S. 293). Die Schaffung oder Verbesserung der Markttransparenz kann dabei ni cht Selbst
zweck sein. Vielmehr dient sie dazu, den Marktbeteiligten, deren Informationsgrad sich ver
bessert, mehr Entscheidungssicherheit hinsichtlich der Realisation ihrer induviduellen Zielvor
stellungen zu geben. Gleichzeitig soll sie den Wettbewerb im Vermarktungswesen erhöhen und 
so einen gesamtwirtschaftlichen Nutzeneffekt hervorbringen. Diese Aufgabe stellt sich heute 
umsomehr, als der durchschnittl iche Obstverbraucher gegenwärtig bereits mindestens ebensoviel 
fUr Distributions- wie fUr Produktionsleistungen ausgeben muß. 

Eine rationelle Vermarktung ist fUr die Obstwirtschaft ebenso wichtig wie eine rationelle Erzeu
gung, weil dadurch ihre Konkurrenzkraft sowohl gegenUber anderen Branchen der Vol kswirtschaft 
als auch gegenUber ausländischen Obstwirtschaften gefördert wird. Ein leistungsfähiges und kosten
gUnstig arbeitendes Vermarktungswesen kann sich aber nur dann entwickeln, wenn alle am Markt 
Beteiligten zueinander in einem echten leistungswettbewerb stehen. Es ist daher, so argumen-
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tieren insbesondere die BefUrworter von Preisfindungsstellen, eine wichtige und vordringliche 
Aufgabe der Öffentlichen Hand, dahingehend zu wirken, daß sich der Marktablauf und die Preis
findung ubersichtlich vollziehen, und uberall dort helfend einzugreifen, wo es notwendig er
scheint (Wiss. Beirat beim BML. 1967, S. 7). Eine Organisation der Markttransparenz, so wird 
weiter betont, ist in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung. In ihr wird nicht nur eine 
wettbewerbsfördernde Maßnahme, sondern zugleich auch ein marktkonformes Mittel gesehen, den 
Ausgleich am Markt zu verbessern, Reibungs- und Anpassungsverluste zu reduzieren und das hohe 
Marktrisiko (namentlich im Obstbau), welches sowohl betriebs- als auch volkswirtschaftlich Kosten 
bedeutet, zu vermindern. 
Bevor auf das FUr und Wider von Preisfindungsstellen eingegangen wird, bedarf zunächst noch 
das Wort Markttransparenz einer begrifflichen Präzisierung. Es entstammt der Preistheorie und 
bezeichnet im klassischen Modell vom Gleichgewichtsmarkt lediglich den einen Extremfall einer 
allseits vollkommenen MarktUbersicht. Erst GUTENBERG (1956, S. 149) hat den Versuch unter
nommen, ihm zugleich auch einen praktischen Sinn zu geben; er versteht unter Markttransparenz 
nicht mehr ausschließI ich das Extrem einer vollkommenen MarktUbersi cht, sondern einen Infor
miertheitsgrad der beliebige Werte annehmen kann (SCHERHORN, 1954, S. 5). Das kommt deut
I ich zum Ausdruck, wenn er sagt: "Unzureichende Markttransparenz hemmt das glatte Einpendeln 
marktlicher Ausgleichs- und Anpassungsvorgänge. Will man diese Prozesse (im Sinne der Theorie) 
frei von solchen Hemmungen darstellen, dann wird man vollkommene MarktUbersicht annehmen; 
sind es aber gerade diese Hemmungen und Verzerrungen der Marktvorgänge, die den eigentl ichen 
Gegenstand praktischen Interesses bilden, dann wird man einen Grad von MarktUbersicht zugrun
delegen". 

Allein in diesem zweiten Sinne können wir hier den Begriff Markttransparenz verstehen; denn 
eine vollkommene MarktUbersicht kann und wird es im realen Bereich der Märkte schon deshalb 
nicht geben, weillnformationsbedarf und -aufnahme sowie Einsicht und Lernfähigkeit der einzel
nen Marktteil nehmer stets unterschiedl i ch bleiben werden (WEBER, 1967, S. 249). Im Ubrigen 
ist auch davon auszugehen, daß absolut treffsichere Vorausschauen, die der Begriff der vollkom
menen Markttransparenz zwangsläufig einschließen mUßte, trotz ehrlicher BemUhungen auch in 
Zukunft unerreichbar sein werden (WÖHLKEN, 1967, S. 223). Daneben setzen auch die prak
tischen Gegebenheiten und nicht zuletzt ein beschränkter Mittelaufwand der Gewinnung, Ver
arbeitung und Verbreitung von relevanten apriori-Informationen Grenzen (ZMP, 1971, S. 6). 
Die Markttransparenz, das sei hier festgehalten, kann somit, selbst wenn sie nach bestem Wissen 
und Gewissen organisiert ist, immer nur in einem relativen Sinne verstanden werden. 

Die regionale Gleichgewichtspreisnotierung, wie sie am Bodensee erfolgt und neuerdings auch 
im Alten Lande geUbt wird, verdankt ihre Entstehung im wesentlichen jener Umstrukturierung im 
Lebensmittelhandel, die man wohl am einfachsten durch das Stichwort Nachfragekonzentration 
kennzeichnen kann. Im Zuge ihrer Entwicklung haben sich in den Haupterzeugungsgebieten 
neue Absatzwege geöffnet, die zunehmend an den zentralen Großmärkten vorbeifUhrten. Der 
Pfad der Preisfindung ist dadurch schmaler und zugleich unsicherer geworden. Je mehr Ware an 
den Großm!:lrkten vorbeil!:luft, um so weniger werden sie, die bisher als RichtungsflUgel der Preis
bildung galten, ihre traditionelle Funktion des Preisausgleichs erfullen können. Dennoch w!:lre 
es andererseits sicher nicht gerechtfertigt, die (meist) von der öffentlichen Hand organisierten 
Großmarktveranstaltungen allein wegen der Vorteile fUr die Markttransparenz zwangsweise zu 
erhalten (ZMP, 1971, S. 5). 

Die dargestellte Umverteilung in den Warenströmen hat die Obstwirtschaft, die sich stlirker in 
bestimmten Anbauzonen konzentriert, in besonderem Maße betroffen. Die Preisfindung und 
-bildung hat sich hier teilweise bereits soweit in die Erzeugungsgebiete verlagert, daß die ub
lichen Großmarktnotierungen nur mehr einen sehr bedingten Reprasentationsgrad besitzen. Es ist 
in diesem Zusammenhang symptomatisch, daß zunehmend Wert darauf gelegt wird,' in einen mög
lichst frUhzeitigen Besitz von Preiskenntnissen zu gelangen. Das hat vielerorts zu einem Nach
lassen des Verkaufs uber die Versteigerungsuhr zugunsten freier Verkaufe gefuhrt. Die Folge ist, 
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daß sich die Preisfindung in den Erzeugergebieten heute mehr auf der Basis potenter Marktteil
nehmer vollzieht, ohne öffentlich zu sein. 

Es ist das besondere Verdienst der Wissenschaft, die Konsequenzen des Strukturwandels in der 
Agrarvermarktung fUr die Preisbildung rechtzeitig erkannt und Uberdies in gleichem Zuge auch 
konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Markttransparenz und zur Herstellung eines funktions
fähigen Wettbewerbs in den Erzeugungsgebieten unterbreitet zu haben (Wiss. Beirat beim BML, 
1967). In der Diskussion hat dabei die Einrichtung neutraler Preisfindungsstellen - neben der 
Etablierung von Warenterminbörsen - immer wieder im Vordergrund gestanden (ALBER, 1975, 
S. 367). Von ihr hat man sich wesentl iche Beiträge zur Preisfindung und Preisstabi I isierung erhofft. 
Zwischenzeitlich I iegen nun mehrjährige Erfahrungen mit sol chen Preisfindungsstellen vor. 

JANSSEN (1975) hat sie hier speziell fUr den Obstmarkt mitgeteilt. Folgt man seinen Aus
fUhrungen, so sind die nunmehr achtjährigen Erfahrungen in der Obstregion Bodensee als durch
aus positiv zu beurteilen. 

Das Experiment der Bavendorfer Gleichgewichtspreisnotierung hat in seiner Anfangsphase erwar
tungsgemäß nicht nur allseits Zustimmung gefunden, sondern verschiedentlich auch im Kreuz
feuer der Kritik gestanden. Diese ist teils von den direkt Beteiligten in der Bodenseeregion selbst, 
teils von sich indirekt betroffen fUhlenden Institutionen und Personen in konkurrierenden Anbau
gebieten ausgegangen und uberdies auch aus Kreisen der Wissenschaft herangetragen worden. 
In dieser Situation hat JANSSEN (1972, 1973, 1975) vor verschiedenen Gremien wiederholt 
Zwischenbilanzen Uber seine bisherigen Erfahrungen mit der Notierung gezogen, die zugleich 
als eine Art Rechtfertigung und Antikritik angesehen werden können. Faßt man seine AusfUhrun
gen zusammen, so nennt er als positive Resultate vor allem 

- die Erleichterung der Preisfindung und Dämpfung von Preisbewegungen; 
- den RUckgang des Ausgespieltwerdens und gegenseitigen Unterbietens; 
- die Minderung des Preisrisikos fUr die Abnehmer und die Imageaufbesserung der Gesamtregion; 
- die Verbesserung der Vergleichs- und Kontrollmöglichkeiten von Vermarktungsleistungen; 
- die Erzielung von Rational isierungseffekten im Vermarktungswesen durch Wettbewerbsverschärfung . 

Einige der zitierten VorzUge lassen sich statistisch untermauern, andere können kaum bestritten, 
aber auch nicht bewiesen werden. Wie insbesondere ELLINGER (1974, S. 292) hervorhebt, lie
gen die Schwierigkeiten der Erfolgskontrolle, dabei weniger an dem zu beurteilenden Instrument 
"Notierung" als an dem grundsätzl i chen Probl em, Experimente im Wirtschaftsleben unter c. p.
Bedingungen vorzunehmen. In ähnlicher Weise äußert sich auch ALBER (1975, S. 370), wenn er 
- allerdings im Hinblick auf Warenterminbörsen - nach einem eingehenden Studium amerikani
seher Untersuchungen zu dem Schluß kommt, daß die ermittelten Wirkungen (gemeint sind Stabi
li,sierungwirkungen) auch auf sonstigen Faktoren (wie z.B. auf Entwicklungen im Kommunikations-, 
Ttansport- und Vermarktungswesen) beruhen können, deren Effekte zwangsläufig mit in das Daten
material eingehen und wohl kaum isoliert werden können. So gesehen ist wohl auch die von 
ELLINGER (1974, S. 295) zitierte und 1972;73 in der Bodenseeregion festgestellte Differenz 
in der Streuung notierter Qualitäten (2,81 DtvVdz) und nicht notierter Qualitäten (3,23 DtvVdz) 
nur mit Vorsicht als quantitativer Nachweis fUr die stabilisierende Wirkung der Notierung zu 
werten. 

Die an der Bavendorfer Preisfindungsstelle geäußerte Kritik kommt, wie gesagt, aus unterschied
lichen Interessenlägern und Positionen. Soweit sie von den am Markt direkt Beteil igten erhoben 
wird, richtet sie sich insbesondere gegen eine Nivellierung des Informationsgrades und geht sie 
dann namentlich von jenen Gruppen aus, die - etwa als größere Absatzunternehmen gegenUber 
kleineren oder als organisierte Erzeuger gegenUber nicht organisierten - um eine Einebnung ihres 
Markttransporenzvorsprungs fUrchten. In diesem Zusammenhang kann man jedoch STORCK (1969, 
S. 15) zustimmen, wenn er sinngemäß mit Blick auf den Obstmarkt sagt, zur Verbesserung der 
Markttransparenz im Interesse einer Stabilisierung durch verstärkte Informationen ist Hilfe notwen-
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dig, zumal sie hier nicht wettbewerbszerrend wirkt, sondern eine wirtschaftlich ungerechtfertig
te Unternehmenskonzentration verhindert. 

Die Kritik, soweit sie aus konkurrierenden deutschen Anbaugebieten kommt, hat sich in der Ver
gangenheit vor allem gegen die breite Streuung der Bavendorfer Gleichgewichtspreisnotierung in 
international gelesenen Fachzeitschriften gerichtet (JANSEN, 1973, S. 39). Es ist in diesem 
Zusammenhang insbesondere der Einwand erfolgt, daß ein solches Vorgehen leicht zu einem gegen
seitigen Ausspielen und Unterbieten verschiedener Anbaugebiete fuhren könne. Die 1971, wenn 
auch aus anderen GrUnden, erfolgte Einschrtlnkung der Informationsverbreitung dUrfte diesem Ar
gument jedoch weitestgehend den Boden entzogen haben. 

Vielfach wird auch bemtlngelt, daß die Notierung ausdrUcklich als gegenwartsbezogen bezeich
net wird, aber tatstlchlich in ihr die Einschätzung der zukUnftigen Marktentwicklung berUcksich
tigt wird. Gerade letzteres ist jedoch die Aufgabe einer Preisfindungsstelle. Sofern sie nicht 
erfullt wUrde, könnte die Notierung direkt einem Computer ubertragen werden, der die Durch
schnittspreise bereits abgeschlossener Tauschakte schnellstmöglich ermittelt (HLINGER, 1974, 
S. 295). 

Ein Teil der an der Notierung geUbten Kritik resultiert auch aus einem Mißverständnis der Notie
rung als preispol itisches Instrument im Sinne einer Preisabsprache, wel ches aufkommen konnte, 
weil sich in der Kommission Parteien gegenUbersitzen, die nicht unbedingt als wirkliche Kontra
henten betrachtet werden können (HUNGER, 1974, S. 298). Hier haben vor allem FACKlER 
und HENTZE (1970, S. 34) Bedenken geäußert. In diesem Zusammenhang weist HLiNGER 
(1974, S. 295) jedoch zu recht darauf hin, daß nur ein Teil der Umsätze auf Notierungsbasis 
getätigt wird, ohne daß diejenigen, die auf niedrigerem Niveau verkaufen, mit irgendwelchen 
Konsequenzen rechnen mUssen • Wie jedermann im Ubrigen bekannt ist, hat der einzel ne Vermark
ter seinen Preis so zu setzen, daß er die angedienten Mengen auch absetzen kann. Als eine Ein
richtung der Wettbewerbsbeschrönkung kann die Notierung deshalb nur schwerlich angesehen 
werden. 

FACKlER argumentiert dann weiter, wenn es in der Praxis zu Abweichungen vom notierten Gleich
gewichtspreis komme, so könne es sich eben nicht um den Gleichgewichtspreis handeln. Wie 
HUNGER (1974, s. 296) aus der genauen Kenntnis des Gebietes heraus bemerkt, berucksichtigt 
diese These jedoch nicht, daß in Wirklichkeit personelle Kundenpräferenzen bestehen und dem
zufolge ein Anbieter selbst dann nicht eine unbegrenzte Menge verkaufen könne, wenn er sich im 
Grenzfall einer vollkommenen elastischen Absatzkurve gegenUbersehen wUrde. Der Gleichge
wichtspreis kann deshalb nur als Durchschnittswert einer Höufigkeitsverteilung angesehen werden. 

JANSSEN (1972, 1973, 1975) weist in seinen Veröffentlichungen immer wieder darauf hin, daß 
die Notierungen bislang durchweg richtig im Markt lagen und sieht gerade darin eine Bestötigung 
der Kommissionstötigkeit. Völl ig anders interpretiert indessen FACKlER (1970, S. 88) die gute 
Übereinstimmung. Weil der prognostizierte und real isierte Preis zu gut ubereinstimmen, vermutet 
sie eine Art SelbsterfUllung der Prognose. Diese Hypothese, so ElUNGER (1974, S. 296), wöre rich
tig, wenn die Anbieter von Bodenseeobst, indem sie sich als Kollektiv verhalten, den Preis tat
söchlich beeinflussen könnten. Dazu wören sie jedoch nur in der lage, wenn sie die abzusetzende 
Menge selbst bestimmen könnten. Allenfalls bei lagerföhiger Ware besteht die Mögl ichkeit die 
Notierung als Instrument der Preispolitik zu verwenden. Der vorhandene zeitliche Spielraum kann 
aber selbst hier nicht dazu benutzt werden, um den Gewinn in der Weise eines Monopol isten 
uber alle Teilperioden nach dem Prinzip GE = GK zu maximieren, weil die lagerhalter in ande-
ren Anbaugebieten völl ig unabhängig agieren (HUN GER, 1974, S. 296). 

Gegen Irrtumer ist naturgemäß auch eine Notierungskommission nicht gefeit. Wie insbesondere 
HUNGER (1974, S. 297 f) nachweist, können Fehleinschätzungen selbst dann vorliegen, wenn 
sich ex post eine gute Übereinstimmung von notierten und realisierten Preisen ergibt. Dies trifft 
speziell fUr den Fall zu, daß man es mit gut lagerföhigen Sorten zu tun hat. Der Gleichgewichts-
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preis ist hier nömlich bis zur vorletzten Teilperiode nicht determiniert, weil die Anbieter darüber 
entscheiden können, wie sie ihr Angebot zeitlich verteilen. Die Gleichgewichtspreisschötzung 
müßte in diesem Fall so erfolgen, daß sich die Preise der Teilperioden gerade um die Lagerkosten 
unterscheiden und gleichzeitig in der Gesamtperiode Angebot und Nachfrage zum Ausgleich kom
men. Damit ist jedoch jede Kommission überfordert, da sie uber Entscheidungen der Anbieter 
konkurrierender Anbaugebiete, die die Marktentwicklung wesentlich beeinflussen, keine irrtums
freie Voraussicht haben kann. Selbst bei weiterer Verbesserung des Informationsstandes bereitet 
die Auffindung der "richtigen" intertemporalen Gleichgewichtspreise bei lagerföhigen Sorten 
die wohl größten Schwierigkeiten und wird sie - bei der Indeterminiertheit des Problems - auch 
in Zukunft bestenfalls nöherungsweise gelingen. Dennoch dUrfte die Marktubersicht einer Kommis
sion von Experten vergleichsweise unweit größer sein als die eines Einzelnen. 

4 Schlußbemerk~ 

Wenn auch nicht alle Vorwürfe zu entkri:lften sind, so dürften insgesamt gesehen doch die VorzUge 
der Bavendorfer Notierung Uberwiegen. Eine exakte Kosten-Nutzen-Analyse, wie sie an sich 
wünschenswert wöre, erscheint jedoch nicht möglich. Zwangslöufig muß sie schon daran schei
tern, daß der Nutzen bei sehr unterschiedlichen Pröferenzstrukturen der am Markt Beteiligten 
nicht exakt quantifiziert werden kann. Darin dUrfte zunöchst auch die Hauptschwierigkeit für 
eine rasche Verbreitung von Preisfindungsstellen liegen, wenngleich das Bavendorfer Beispiel, 
folgt man den Äußerungen seiner Intiatoren, als gelungen zu bezeichnen ist und inzwischen 
bereits Schule gemacht hat. 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER BEITRÄGE VON S. BAUER, 

L. DEBUS, C. THOROE, A. HENZE, E. SCHMIDT, B. ALBER, H. JANSSEN 

zusammengestellt van 

M. Gregersen und B. Otto, Kiel 

Ergebnisse der Diskussian der Referate von S. BAUER und C. THOROE 

Die in der Diskussion angesprochenen Fragen beschöftigten sich mit dem von BAUER benutzten 
Modellansatz zur Quantifizierung der Auswirkungen van Produkt- und Betriebsmittel preisschwan
kungen auf die landwirtschaftlichen Einkommen und der Aussageföhigkeit der erzielten empiri
schen Ergebnisse. Unbesehen der Einwönde vorwiegend gegenUber dem von BAUER entwickelten 
Definitionsgleichungssystem wurde Ubereinstimmend die Auffassung vertreten, daß der geleistete 
Beitrag eine konsequente Weiterentwicklung des in den Agrarberichten eingeschlagenen Weges 
darstellt, die Einkommenssituation der Landwirtschaft transparenter zu machen. 

Zur Aussageföhigkeit der empirischen Ergebnisse wurde bemerkt, daß es wUnschenswert gewesen 
wöre, wenn auch die Auswirkungen der Inflatian auf die landwirtschaftlichen Einkommen berUck
sichtigt worden wören, so wie es THOROE aus gesamtwirtschaftlicher Sicht getan hatte. Aus 
dem van THOROE vorgelegten Datenmaterial ging eindeutig hervor, welche Auswirkungen die 
Inflatian im einzelnen auf die verschiedenen monetören Größen in der Landwirtschaft (Einkom
men, Fremdkapital, Vermögen usw.) in den letzten Jahren gehabt haben. 

Ergebnisse der Diskussion des Referats von L. DEBUS 

Grenzen und Möglichkeiten einer internationalen landwirtschaftlichen Stabilisierun9~k 

In der Diskussion wurde festgestellt, daß bei der Analyse der zunehmenden Instabilitöten auf 
den Weltmörkten fUr landwirtschaftliche Erzeugnisse palitische Entscheidungen immer mehr an 
Bedeutung gewinnen. 

Am Beispiel der Außenhandelsbeziehungen der EG zum Weltmarkt zeigte sich, daß die BemU
hungen zur Stabilisierung des EG-Inlandmarktes zu entsprechenden Instabilitöten auf den (Rest)
Wel tmörkten gefuhrt haben. 

Ein Vorschlag wie dieser Entwicklung entgegengewirkt werden kann, ist sttlrker als bisher zu 
einer internationalen Lagerhaltung Uberzugehen, bei der sowohl die nachfragenden als auch die 
anbietenden Ltlnder kostenmtlßig zu beteiligen wtlren. In der Diskussion uber das notwendige 
Ausmaß der Lagerhaltung wurde deutlich, daß die Lagerhaltung langfristig nur dann funktianieren 
kann, wenn Fragen der Produktian, (Festsetzung von Anbauflöchen, Kontigentierung des Ange
bots, Schötzung der weltweiten langfristigen Verbrauchsentwicklung) und der Preisfestsetzung 
ih die abzuschließenden Abkommen einbezogen werden. 
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Ergebnisse der Diskussion des Referats von A. HENZE 

Stabilisierungspol itik im Hinbl ick auf den Milch- und Rindfleischmarkt der EG. 

Die Diskussiön beschl:iftigte sich mit dem Problem der Produktionsuberschusse auf dem Milchmarkt 
und Möglichkeiten zu deren Beseitigung. Dabei wurden mehrere Möglichkeiten zur Beseitigung 
der ÜberschUsse (z.B. Kontingentierung der Milchanlieferung, Reduzierung der Milchkuhbestl:inde, 
Nahrungsmittelhilfe, VerfUtterung von Magermilch, kostenlose Abgabe von Schulmilch) diskutiert. 

Bei Aufrechterhaltung des Ziels der Einkommenssicherung fUr die Landwirte und den hier vor
geschlagenen Maßnahmen zeigte sich allerdings, daß Überlegungen zur langfristigen Stabil isie
rung des Milchmarktes reale Einkommensverluste fUr die Milchproduzenten nicht ausschließen 
dUrften. Zur Versachlichung der Diskussion wurde ubereinstimmend gefordert, die bei der Beur
teilung einer dieser Maßnahme zugrundeliegenden Zielfunktion einschi ießI ich der Nebenbedin
gungen all en Li:Ssungsvorschll:igen voranzustellen. 

Ergebnisse der Diskussion des Referats von E. SCHMIDT 

M...29! ichkeiten einer Stabil isieru~.E5>1 itik auf dem Zuckermarkt • 

In der Diskussion Uber Mögl ichkeiten einer Stabil isierungspol itik auf dem Zuckermarkt wurde 
grundsl:itzl ich auf die Wirkungsweise und den Erfolg von Rohstoffabkommen eingegangen. 

Bezogen auf den Zuckermarkt ließen sich die Probleme auf die Beziehungen zwischen der EG und 
den uberseeischen Zuckerproduzenten einerseits und andererseits auf die sich aus dem EG-System 
fUr den Zuckermarkt ergebenden Schwierigkeiten (Kontingentsrenten der Zuckerproduzenten, 
Erhaltung der derzeitigen ungUnstigen Produktionsstruktur) reduzieren. 

Es wurde die Meinung vertreten, daß ÜberschUsse innerhalb der EG nicht zu Einkommensverlusten 
der Uberseeischen Produzenten fUhren dUrften. Vielmehr sollte diesen ein garantierter Anteil am 
EG-Zuckermarkt erhalten bleiben. 

Ergebnisse der Diskussion des Referats von B. ALBER 

Beitrag von Markteinrichtungen zur Stabilisierun~r M!:irkte. 

Die Diskussion ergab, daß eine Überlegenheit von Warenterminml:irkten gegenUber regionalen 
Großml:irkten zu Stabilisierung im Sinne der Sicherung eines gleichml:ißigen Warenangebots nicht 
abschließend zu beantworten ist. Hierzu sind weitere Untersuchungen anzustellen. 

Ergebnisse der Diskussion des Referats von H.JANSSEN 

Die Notierun.Q....Y.on geschötzten Gleichgewicht~en. Ein Verfahren zur Erleichterung der Preisfindunj; 

Die sehr ins Detail gehende Diskussion uber die Anwendung eines bereits seit Jahren in SUddeutsch
land praktizierten Verfahrens zur Preisfindung mittels geschl:itzter Gleichgewichtspreise auf den 
Obst- und Gemusemörkten zeigte, daß dieses Verfahren zur Information der Anbieter und Nach
frager und damit zur Erhöhung der Markttransparenz beitrögt. Die Mögl ichkeit zur Übertragung 
auf andere Mörkte soll te geprUft werden. 



2 

3 
3.1 
3.2 
3.3 

4 

4.1 
4.2 

4.2.1 
4.2.2 

5 

KAPITALBILDUNG UND PRIVATER KONSUM VON LANDWIRTEN 

BEI UNSICHEREN EINKOMMENSERWARTUNGEN 

von 

Hartwig de Haen, Göttingen 

Probl emstell ung 405 

Unsicherheit der Erwartungen und Instabilität einzelbetrieblicher 
Einkommen in der Landwirtschaft 406 

Theoretische Grundlagen und Verhaltenshypothesen 407 
Hypothesen Uber das Konsumverhalten bei Unsicherheit 407 
Hypothesen Uber das Investitionsverhalten bei Unsicherheit 409 
Interdependenzen zwischen Konsum-, Investitions- und Finanzie-
rungsentscheidungen 410 

Empirische Analyse von Konsum, Investition und Finanzierung in 
zwanzig landwirtschaftl ichen Betrieben 414 
Entwicklung von Einkommensverwendung und Finanzierung 414 
Ökonometrisches Modell zur Erklärung von Konsum und Kapital-
bildung 416 
Spezifizierung der Gleichungen 416 
Ergebnisse der empirischen HypothesenUberprUfung 419 

Schi ußbetrachtungen 421 

Der landwirtschaftliche Unternehmerhaushalt fand in der mikroökonomischen Forschung bisher rela
tiv wenig Interesse. Empirische und theoretische Analysen der Haushaltsentscheidungen hatten in 
den meisten Fällen den Arbeitseinsatz und das Mobil itätsverhal ten zum Gegenstand. Der zweite 
zentrale Entscheidungsbereich des Haushalts, die Einkommensverwendung, wurde relativ wenig be
arbei tet. 

Diese Vernachlässigung ist insofern zu bedauern, als davon auszugehen ist, daß die verbreiteten 
Theorien des Haushalts sich nicht ohne weiteres auf die Landwirtschaft Ubertragen lassen. Einer
seits sind landwirtschaftliche Einkommensentwicklungen durch ausgeprägte Schwankungen gekenn
zeichnet, so daß Entscheidungen uber die Einkommensverwendung unter besonders unvollkommener 
Information getroffen werden mUssen . Andererseits läßt sich die ubl iche Annahme, daß Haushai t 
und Unternehmen unabhängige Entscheidungsebenen darstellen, nicht aufrecht erhalten. Haushalts
und UnternehmensfUhrung bilden in der landwirtschaftlichen Unternehmerfamilie in der Regel eine 
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institutionelle Einheit, deren Zielsetzungen sowohl die Konsum- als auch die Investitionsentschei
dungen beeinflußt. Möglicherweise resultiert aus dieser Integration der Entscheidungsbereiche eine 
besondere Flexibilität in der Anpassung an instabile Einkommensentwicklungen. 

Die Kenntnis der jeweiligen Verhaltensweisen hat unmittelbare Bedeutung für die Beurteilung von 
Entwicklungsfähigkeit und -geschwindigkeit landwirtschaftlicher Betriebe. Auch auf sektoraler 
Ebene würden Kenntnisse über die Art der Einkommensverwendung von Nutzen sein. Dies gilt so
wohl für sektorale Entwicklungsprognosen als auch für das Anliegen der Konjunkturpolitik, durch 
eine gezieltere differenzierende Maßnahmenwahl eine bessere Konjunkturstabilisierung zu errei
chen. 

Der folgende Beitrag hat im ersten Teil zum Ziel, die zahlreichen Arbeiten über das Konsum- und 
Investitionsverhalten bei Unsicherheit zusammenzufassen und in bezug auf ihren Erklärungsgehalt 
für den landwi rtschaftl ichen Unternehmerhaushai t zu überprüfen. Das schi ießt den Versuch ein, 
aus einem integrierten Haushalt-Unternehmen-Modell einige Hypothesen über die Einkommensver
wendung bei unsicheren Einkommenserwartungen abzuleiten. Im zweiten Teil schließt sich eine 
empirische Untersuchung an, in der für zwanzig Betriebe die langfristige Entwicklung der Einkom
mensverwendung analysiert wird. Danach wird ein simultanes ökonometrisches Modell dazu verwandt, 
ei n ige Verhai tenshypothesen zu überprüfen. 

2 Unsicherheit der Erwart.l:!.!!.gen und Instabilität einzelbetrieblicher Einkommen in der 

kgndwi~schaft: 

In der folgenden Untersuchung wird davon ausgegangen, daß die Variabil ität der Einkommen in der 
Vergangenheit ein Indikator für die Unsicherheit der Einkommenserwartung ist, d.h. es wird unter
stellt, daß die Wahrscheinlichkeitsverteilung des Einkommens entweder objektiv oder subjektiv be
kannt ist. Damit läßt sich der Variationskoeffizient (=Standardabweichung/Mittelwert des Einkom
mens), der zunächst lediglich ein Maßstab für die Variabilität des Einkommens ist, zugleich als 
Indikator für die Unsicherheit 1) verwenden. 

Stabilisierung der Produzenteneinkommen gilt allgemein als eines der Ziele der staatlichen Agrar
politik, wobei die Begründung sowohl in dem sozialpolitischen Anliegen, die Haushalte vor plötz
lichen Einbußen ihres Lebensstandards zu schützen, gesehen wird als auch in der Vermeidung der 
allokativen Konsequenzen, die dadurch eintreten können, daß möglicherweise rentable Investitio
nen aufgrund der Unsicherheit ihres Einkommensbetrages unterbleiben 2). 

Bisher sind diese einzelbetrieblichen Reaktionen nur in wenigen Arbeiten empirisch untersucht wor
den. Im Bereich der Unternehmensentscheidungen wird im allgemeinen angenommen, daß die rela
tiv große Instabilität landwirtschaftlicher Einkommen aufgrund der Risikoaversion der Investoren zu 
einer Reduktion der Investitionen in der landwirtschaftlichen Unternehmung führt 3). Dabei bleibt 
ungeprüft, ob die geringe Investitionsquote durch höheren Konsum oder höhere außerbetriebliche 
Kapitalbildung kompensiert wird. Dagegen könnte eingewandt werden, daß Einkommensschwankun
gen, soweit sie auf natürlich bedingte Mengenschwankungen zurückzuführen sind, durch Investi
tionsmaßnahmen, z. B. Drainagen, Beregnungen oder moderne Futterkonservierungsmaßnahmen, re
duziert werden können, so daß sie in manchen Fällen auch eine Erhöhung der Investitionen zur Folge 

1) Im angelsächsischen Sprachgebrauch wird gewöhnlich in Anlehnung an F. KNIGHT (1948) klar 
unterschieden zwischen dem Fall unsicherer Erwartungen bei bekannter Wahrscheinlichkeitsver
teilung ("risk") und solchen bei unbekannter Wahrscheinlichkeitsverteilung ("uncertainty"). 
Nach dieser Definition wird im folgenden das Vorliegen von "risk" unterstellt. 

2) Vgl. dazu z. B. JOSLlNG, T.E. (1974, S. 229 - 264). 

3) Vgl. z.B. DRUMMOND, H.E. und T.K. WHITE (1975, S. 121 - 130). 
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hötten. CAMPBELL (1964, S. 53 ff) kommt aus anderen Gründen in einer Untersuchung australi
scher Betriebe zu einem ähnlichen Ergebnis. Derselbe Autor entwickelte in einer früheren Arbeit 
die sogenannte "residual funds" Hypothese. Danach orientieren sich die betrieblichen Realinvesti
tionen nicht so sehr an den Einkommenserwartungen, sondern an den nach Abzug des Konsums und 
der Steuern vom Einkommen noch verbleibenden liquiden Mitteln (K.O. CAMPBELL, 1958, S. 
93 ff). Auch DUMSTORF und KÖHNE (1975) stellen in einer gerade abgeschlossenen Untersu
chung fest, daß die Investitionsentscheidungen vieler Landwirte sich vorrangig an der aktuellen 
Uquiditöt ausrichten, ohne daß eine Abstimmung von Investitionen und Finanzierung im Rahmen 
einer intertemporalen Liquiditätsplanung erfolgt. 

Auf der Entscheidungsebene des Haushalts sind die Kenntnisse über den Einfluß instabiler Einkom
mensentwicklungen noch wesentlich geringer als auf der Ebene der Unternehmung. Das Ziel Ein
kommensstabilisierung wird im Hinblick auf die Haushalte bisweilen damit begründet, daß viele 
vorwiegend kleine Betriebe mangels einer längerfristigen Planung kurzfristige Einkommenssteige
rungen fUr dauerhaft halten und entsprechend komsumptiv verwenden, ohne Ersparnisse für Perio
den niedriger Einkommen zu bilden. GIRAO, TOMEK und MOUNT kommen dagegen in ihrer öko
nometrischen Analyse zum Konsum- und Investitionsverhalten von Landwirten zu dem Ergebnis, daß 
die durchschnittliche und die marginale Konsumneigung in landwirtschaftlichen Haushalten mit un
terschiedlicher Einkommensvarianz nicht signifikant verschieden sind (GIRAO, J.A., W.G. TO
MEK, T .D. MOUNT, 1973). Auch wenn man davon ausgeht, daß fUr viele kleinere Betriebe die 
Möglichkeiten der Konsumeinschränkung beschränkt sind, daß verschiedene Komponenten des Pri
vc:rtverbrauchs, wie z.B. Versicherungen, Mietwert der Wohnung und Ausbildung längerfristig fi
xiert sind und daß schließlich das Konsumniveau möglicherweise auch an dem stabileren Konsum 
nichtlandwirtschaftlicher Bevölkerungsgruppen ausgerichtet wird, gelangt man zu der Hypothese, 
dc:rß die Konsumentscheidungen zum mindesten auf kurzfristige Einkommenssenkungen relativ un
elastisch reagieren. 

Ohne umfassende empirische Untersuchungen wird man zu den hier angeführten Hypothesen keine 
verallgemeinernde Aussage machen können. Die mangelnde DatenverfUgbarkeit vor allem aus der 
Gruppe der nichtbuchfUhrenden Betriebe machte derartige Arbeiten bisher unmögl ich. Die vorl ie
gende Untersuchung einer kleinen Gruppe von Betrieben kann höchstens exemplarischen Charakter 
haben. Sie ist außerdem ein Versuch, die bisher aufgestellten Erklärungsmodelle durch eine theo
retische und empirische Einbeziehung der Interdependenzen zwischen Haushalt und Unternehmung 
zu ergänzen. 

3 Theoretische Grundla~ und Verhaltenshyeothesen 

3,1 Hypothesen über das Konsumverhalten bei Unsicherheit 

Die Höhe des privaten Konsums eines Haushalts wird generell durch zwei Gruppen von Einflußgrö
ßen bestimmt, näml ich durch 
a) die Bedurfnisstruktur der Haushaltsmitglieder und 
b) das verfügbare Einkommen sowie den Bestand an liquiden Mitteln bzw. liquidierbarem Sachver-

mögen. 

Geht man von den zwei denkbaren Motiven fUr einen gegenwärtigen Konsumverzicht aus, nömlich 
- die Konsummöglichkeiten in späteren Perioden des Lebens zu erhöhen und/oder 
- das vorhandene Vermögen zum Nutzen der Erben zu vermehren (Nachlaßmotiv), 
dann wird die Wichtigkeit der zeitl ichen Dimension in den unter a) und b) genannten Einflußgrößen 
deutlich. Die BedUrfnisstruktur bringt in dieser dynamischen Betrachtungsweise die Zeitpröferenz 
des Individuums zum Ausdruck, d.h. die Nutzenbewertung alternativer Kombinationen von Gegen
warts- und Zukunftskonsum innerhalb eines gegebenen Zeithorizonts. Letzterer erstreckt sich ge
wöhnlich auf die noch verbleibende Lebensdauer bzw. bei GUltigkeit des Nachlaßmotivs -"auch 
auf diejenige der Erben. Der Einkommenseinfluß geht bei dynamischer Betrachtungsweise sowohl 
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vom gegenw1:irtigen als auch vom kUnftig erwarteten Einkommen aus. Damit wird letztl ich jede 
Konsumentscheidung unter unsicheren Erwartungen getroffen. 

Aus den Überlegungen wird deutlich, daß Konsummodelle, die wie die KEYNESsche Konsumfunk
tion einen direkten Zusammenhang zwischen dem laufenden Realeinkommen und dem Konsum unter 
stellen, in denen also Zeitdimensionen und Unsicherheit keine Berucksichtigung erfahren, ungeei~ 
net erscheinen, um den Einfluß instabiler Einkommen zu untersuchen. Der gleiche Einwand gilt fu 
die von DUESENBERRY (1949) entwickelte Einkommenshypothese, die allerdings aus anderen GrUn 
den, und zwar aufgrund der darin unterstellten Interdependenz individueller Pr1:iferenzstrukturen, 
durchaus zur Erkl1:irung des privaten Konsums von Landwirten beitragen könnte 1). 

Generell erscheint es plausibel anzunehmen, daß der Konsum eines Wirtschaftssubjektes sich umso 
weniger am laufenden Einkommen orientiert, je stlirker dessen Schwankungen sind. Dies ist der Au 
gangspunkt der Lebenszyklushypothese von MODIGLlANI und BRUMBERG (1966, S. 320 - 337). 
Darin wird angenommen, daß die Individuen Nutzen nur aus gegenwärtigem und zukUnftigem Kon
sum ziehen und daß sie ihre Nutzenfunktion Uber den gesamten Lebenszeitraum hinweg zu maximie 
ren versuchen unter der Nebenbedingung, daß der Gegenwartswert des Konsums denjenigen der er· 
warteten Zukunftseinkommen und des I iquidierbaren Vermögens nicht uberschreitet. Kurzfristige 
Einkommensschwankungen bleiben danach ohne Einfluß auf den Konsum, solange sie den Gegen
wartswert des Gesamteinkommens unver1:indert lassen. FUr den Zwei-Perioden-Fall und unter der 
Annahme, daß der Zusammenhang zwischen Gesamteinkommen und -konsum bei gegebener Nutzen 
funktion U allein vom Zinssatz abhängt, ist dieses Modell in Schaubild 1 dargestellt. Darin be
zeichnet die Gerade SS die Linie aller intertemporalen Konsumkombinationen { Cl' C2} , die 
durch Sparen (Bewegung nach links) bzw. Kreditaufnahme (Bewegung nach rechts) in der Periode 1 
bei Konstanz des Gegenwartswertes erreichbar sind (Konsum-Transformationslinie 11). Im Optimum 
wird unabhlingig von erratischen Einkommensschwankungen der Konsumplan in P2 realisiert. 

Schaubild 1: Optimale Haushaltsentscheidung bei gegebenem Lebenszeiteinkommen 

D 
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1) Die Entscheidungsproblematik vieler landwirtschaftlicher Betriebe könnte aus dem Tatbestand 
resul tieren, daß der Konsum nicht allein aus einer langfristigen Koordinierung von Einkommen 
und Zeitprliferenzsystem resultiert, sondern daß eine weitgehend exogene Beeinflussung des 
laufenden Konsumanspruchs durch den höheren Lebensstandard nichtlandwirtschaftlicher Haus
halte erfolgt. Wegen der dadurch bewirkten Reduzierung von Kapitalbildung und kUnftigem 
Einkommenswachstum kann dieser Demonstrationseffekt in der Zeit zunehmen. Vorläufige Schät
zungen einer sektoralen Konsumfunktion fUr die Landwirtschaft ergaben tatslichlich einen signi
fikanten Einfluß des außerlandwirtschaftlichen Konsums. 

408 



Ausgangspunkt vieler empirischer Arbeiten ist die Dauereinkommenshypothese von FRIEDMAN 
(1957). Auch FRIEDMAN nimmt eine intertemporale Budgetbeschrankung bei instabilen laufenden 
Einkommen an. Statt des Gegenwartswerts aller kUnftigen Einkommen wird jedoch dessen periodi
sierter Wert, das Dauereinkommen yd, als konsumbestimmende Variable definiert. Einkommen und 
Konsum setzen sich jeweils aus einer dauerhaft erwarteten und einer transitorischen Komponente 
zusammen: 

(3.1) Y = yd + ytr 

(3.2) C = Cd + ctr 

Wahrend die transitorischen Komponenten die Einflusse zufalliger Faktoren widerspiegeln, die sich 
langerfristig ausgleichen (E (yt~ = E (Or) = 0), werden die eigentlichen Konsumentscheidungen 
im FRIEDMANschen Modell allein aufgrund der erwarteten Dauergrößen gefallt: 

(3.3) Cd = k yd 

Alternative Modellspezifikationen variieren vor allem in den Annahmen Uber den Proportionalitats
faktor k und in den Annahmen Uber die Erwartungsfunktion fUr Cd und yd. Es erscheint plausibel 
anzunehmen, daß k von der individuellen Zeitpraferenz, möglicherweise aber auch vom Zinssatz 
und von der Unsicherheit der Dauereinkommenserwartung abhangt. 

Die genannten Modelle haben in bisherigen empirischen Analysen des Konsumverhaltens bei schwan
kenden Einkommen einen relativ guten Erklarungsbeitrag geliefert. Eine unmittelbare Anwendung 
auf den landwirtschaftlichen Unternehmerhaushalt erscheint jedoch insofern problematisch, als die 
unterstellte Unabhangigkeit zwischen der Höhe des laufenden Konsums und dem Gegenwartswert 
kUnftiger Einkommen unrealistisch sein dUrfte. Nach der folgenden Diskussion des Investitionsver
haltens bei Unsicherheit, wird daher die Interdependenz zwischen beiden Entscheidungsebenen auf
gezeigt werden. 

3.2 Hypothesen Uber das Investitionsverhalten unter Unsicherheit 

Investitionsentscheidungen werden unter unsicheren Zukunftserwartungen getroffen und sind ebenso 
wie die Konsumentscheidung von einem komplexen BUndel von Einflußfaktoren abhangig, das hier 
nicht erörtert werden kann. 

Unterstellt man sichere Erwartungen und rationales Verhalten, dann wird die optimale Investitions
entscheidung in einer Periode i. d. R. dadurch gefunden, daß der Gegenwartswert kUnftiger Ein
kommensbeitrage maximiert wird. Der optimale Investitionsumfang hangt dabei sowohl von dem 
Verlauf der Produktionsfunktion bzw. der daraus abgeleiteten Kapitalnachfrage als auch von den 
Grenzkosten der Kapitalbeschaffung (Kapitalangebot) ab. Eine quantitative Abbildung dieser Ent
scheidung kann sowohl im Rahmen der neoklassischen Theorie als auch in mehrperiodischen linea
ren Modell an erfol gen 1). 

Bei Einbeziehung der Unsicherheit der Einkommenserwartungen (bei bekannter Wahrscheini ichkeits
verteilung) sind die ubl ichen eindimensionalen Entscheidungskriterien durch eine mehrdimensiona
le Nutzenfunktion zu ersetzen, deren Argumente teilweise Unsicherheitsindikatoren darstellen. 
Hierzu liegen zahlreiche Erklarungsmodelle fUr das Investitionsverhalten von Landwirten vor, die 
sich in zwei Varianten einteilen lassen 2). 

In einer Gruppe von Modellen die auf ENCARNACION (1964) zurUckgehen, wird die Existenz 

1) Siehe dazu KÖHNE, M. (1966), BRANDES, W. und E. WOERMANN (1969) und BOUSSARD, 
J.-M. (1971, S. 467 - 477). 

2) Einen Überblick geben z.B. DILLON, J.L. (1971, S. 3 - 80) und DEAN, G.W. (1974 -1975, 
S. 110 - 119). 
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einer lexikographischen Nutzenfunktion unterstellt, in der mehrere Zielvariablen, z. B. Sicher
steIlung eines Mindesteinkommens, Risikoverteilung auf mehrere Projekte und Einkommensmaximie
rung, in eine ordinale Rangfolge gestellt sind 1). 

Ein alternativer Ansatz, der in relativ vielen empirischen Untersuchungen eine gute Erkltlrung fUr 
das Investitionsverhalten von Landwirten ergab 2), basiert auf der Maximierung einer Nutzenfunk
tion, deren zwei Argumente den Erwartungswert und die Varianz kUnftiger Einkommen darstellen. 
Im Nutzenmaximum ist die Grenzrate der Substitution von Erwartungswert E (Y) und Varianz V bzw. 
6~ gleich der Steigung dieser Nutzenfunktion U (E, V) (Bernoull i-Prinzip, vgl. z. B. SCHNEE-

WEISS, 1967). Eine graphische Darstellung enthält Schaubild 2. Die Punkte Zi bezeichnen darin 
alternative Investitionsvorhaben. 

Schaubild 2: Optimales Investitionsprogramm bei unsicheren Einkommenserwartungen 
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3.3 I nterdependenzen zwischen Konsum-, I nvestitions- und Fi nanzierungsentscheidungen 

Die in den bisherigen Überlegungen implizit enthaltene Annahme, daß die Ersparnisse eine Resi
dualgröße der Haushaltsentscheidungen darstellen, Itlßt sich fUr den landwirtschaftlichen Unterneh
merhaushalt vermutlich nicht aufrechterhalten. Vielmehr konkurrieren Konsum und selbstfinanzierte 
Investitionen um das verfUgbare Einkommen, wobei die Motive fUr die Ersparnisbildung sowohl aus 
dem Haushalts- als auch aus dem Unternehmensbereich stammen können. Schließt man in die Kapi
talbildung auch Desinvestitionen des vorhandenen Kapitalstocks ein, dann sind letztlich die kUnf
~igen Konsummöglichkeiten Ct+1 eine Funktion gegenwärtiger Investitionen: Ct+l = f 0). Das 

bedeutet weiterhin, daß bei Unterstelluns eines mehrperiodischen Konsummaximierungsziels 
[UtU(Ct, Ct+1)-- max] die optimale Gegenwartsentscheidung sowohl den Konsum als auch die 

Kapitalbildung betrifft. Im Gleichgewicht gilt dann ntlmlich: 

OUt _ bUt 
(3.4) bCt - bf(l) 

Die wichtigsten BestimmungsgrUnde dieser Interdependenzen durften die Zeitprtlferenz, die Unsi-

1) Vgl. z.B. die Anwendungen durch DEAN, G.W. und BENEDICTlS, M. (1964, S. 295 - 312). 

2) Vgl. z.B. OFFICER, R.R. undA.N. HALTER (1968). 

410 



cherheit und Kapital- bzw. Finanzierungsbeschränkungen sein. Darauf ist seit der grundlegenden 
Arbeit durch HEADY (1952) immer wieder hingewiesen worden (z. B. T. HEl DHUES, 1967, S. 85 -
103, E. NEANDER, 1968, Y. LEON und P. RAINELLI, 1971, S. 13 - 23). Die wenigen vorlie
genden empirischen Arbeiten trugen diesen Verflechtungen jedoch kaum Rechnung. Theoretische 
Analysen befaßten sich mehr mit der Entwicklung normativer Modelle (z. B. mehrperiodischer Pro
grammierungsmodelle) als mit positiven Erklärungsmodellen. 

Ausgangspunkt eines integrierten Erklärungsversuchs der Haushalts- und Unternehmensentscheidun
gen ist die Annahme, daß im landwirtschaftlichen Unternehmerhaushalt beide Entscheidungen auf
grund einer 'einheitlichen Zielsetzung getroffen werden. Dieses Zielsystem ist komplex und enthält 
Variablen wie Konsumniveau, Arbeitszeit, Vermögensbildung und soziale Sicherung. Im folgenden 
wi rd zunächst unterstell t, daß das Wirtschaftssub jekt I etztl ich nur aus gegenwärtigem und kUnfti
gern Konsum Nutzen zieht. In einem zweiten Schritt wird dann auch die Sicherung der Einkommens
erwa rtungen einbezogen. 

In Anlehnung an die klassische, auf I. FISHER zurUckfUhrende Untersuchung von HIRSHLEIFER 
(1958, S. 329 - 352) ist unter diesen Annahmen das nutzentheoretische Modell des Haushalts um 
die betrieblichen Realinvestitions- bzw. -desinvestitionsmöglichkeiten zu erweitern. In Schaubild 
3 ist dies durch die Kurve II (Konsumtransformationskurve I) angedeutet, die den Einfluß von lau
fenden Investitionen auf kUnftige Einkommen bei abnehmenden Grenzerträgen widerspiegelt. Aus
gangspunkt sei z. B. der Punkt P1, d.h. ohne zusätzliche Investitionen erwartet das Unternehmen 
mit dem gegebenen Kapitalstock ein Gegenwartseinkommen von Y1 = OC und ein Zukunftseinkom
men von Y2 = OE. Selbstfinanzierte Realinvestitionen, z.B. im Umfang von CA reduzieren den 
möglichen Gegenwartskonsum auf OA und erhöhen den Zukunftskonsum auf OH. Umgekehrt wUrden 
Desinvestitionen zu einer Reduktion des Zukunftskonsums auf C2 < OE fuhren. 

Schaubild 3: Optimale intertemporale Konsumverteilung, Ersparnis und Realinvestition 
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Die Einheit Haushalt-Unternehmen ist also in der Lage, durch Konsumverzicht und Realinvestition 
den Gegenwartswert aller kUnftigen Konsummöglichkeiten zu erhöhen. Wtlhrend der reine Hausha,lt 
bei Annahme einer konstanten außerbetrieblichen Kapitalverzinsung durch Ersparnis im Umfang BC 
das Nutzenniveau U2 im Punkt P2 erreicht htltte, wird durch die Integration von Haushalt und Un
ternehmen schon ohne Fremdfinanzierung das höhere Nutzenniveau U3 in P3 erreicht (marginaler 
Zinsfuß gleich Kapitalmarktzinsfuß). Hat der Haushalt ~ wie im dargestellten Beispiel - eine rela
tiv hohe Prtlferenz fUr Gegenwartskonsum, so kann er durch vorubergehende Fremdfinanzierung 
seinen Nutzen weiter auf U4 steigern und dabei einen Gegenwartskonsum 00 realisieren bzw. 
einen Zukunftskonsum OG erwarten 1). Erratische Einkommensschwankungen beeinflussen diese 
Entscheidungen nicht. 

Unter der einheitlichen Zielsetzung htltten Haushalt und Unternehmen in P4 eine optimale Entschei
dung Uber den Umfang der drei hier relevanten Aktivittlten in der laufenden Periode 1 getroffen 2). 

Konsum 
Real investition 
F remdfi nanz ierung 

Cl 00 
I = CA 
F1 = AD 1 

Zwei Annahmen dieses Modells, die Existenz eines vollkommenen Kapitalmarktes mit einem ein
heitl ichen Zinssatz und die Indifferenz des investierenden Unternehmers gegenUber unsicheren Ein
kommenserwartungen, sollen im folgenden aufgehoben werden. 

Annahme 1 könnte aufgehoben werden durch die EinfUhrung unterschiedl icher Zinsstltze fUr Geld
anlage (Bewegung von P1 nach links entlang einer flacher ansteigenden Konsum-Transformations
linie 11) und fUr Kreditaufnahme (Bewegung nach rechts, steiler verlaufende Konsum-Transforma
tionslinie 11). Je nach dem Verlauf der Zeitprtlferenzkurven und der Produktionsfunktion wurden 
optimaler Investitionsumfang beziehungsweise optimale außerbetriebliche Geldanlage dann durch, 
den Tangential punkt mit einer dieser Geraden bestimmt. 

Abschließend soll untersucht werden, welchen Einfluß die Risikoaversion des landwirtschaftlichen 
Unternehmers auf die Entscheidungen der integrierten Einheit Haushalt-Unternehmen haben kann. 
Sicher gibt es fUr die theoretische Analyse dieses Problems viele Möglichkeiten, deren Relevanz 
letztlich nur in der empirischen ÜberprUfung widerlegt werden kann. Dennoch sei hier die Diskus
sion auf nur ein plausibel erscheinendes Erkltlrungsmodell beschrtlnkt (s. Schaubild 4). Es basiert 
auf einer VerknUpfung des bisher untersuchten Haushalt-Unternehmen-Modells mit dem Sicherheits
Äquivalenz-Modell des Investors. Damit werden die zwei Nutzenfunktionen, das Zeitprtlferenz
system und das Sicherheitstlquivalenzsystem, hierarchisch verbunden unter den zentralen Annahmen, 
daß erstens der Investitionsumfang nicht allein vom Zinssatz, sondern auch von der Einkommens
stabilittlt abhtlngt und daß zweitens das Streben nach Sicherheit Priorittlt vor dem Ziel der Konsum
maximierung erhtllt. 

Im linken Teil des Schaubildes sind Varianzen und Mittelwerte der diskontierten Einkommenserwar
tungen abgebildet. Der Zinsfuß entspricht dem bei traditioneller Investitionsplanung relevanten 
Kalkulatio~szinsfuß, d. h. im gewtlhlten Beispiel dem Habenzins (Steigung der Geraden SG>. Bei 
gegebener Risikoversion wurde der Unternehmer das Investitionsprajekt Z* wtlhlen, wodurch bei 
einem Investitionsvolumen von B'C ein Zukunftseinkommen von OE möglich wurde. Bei dem gege
benen Zeitprtlferenzsystem wUrde der Gegenwartskonsum durch außerbetriebliche Geldanlage 

1) Die Überlegungen gelten sowohl fUr den Zwei-Perioden-Fall als auch fUr einen Itlngeren, mög
licherweise das Erwerbsleben der Erben einschließenden Zeitraum. Die Variablen der Periode 2 
sind dann periodisierte Durchschnittsgrößen dieses Zeitraumes. Vgl. dazu z.B. HIRSHLEIFER, J. 
(1958, S. 329 - 352). 

2) Wie man sich leicht uberzeugen kann, ist die Einhaltung der Einkommensidentittlt 
y 1 = 11 + Cl - F 1 in jedem Punkt Pi gewtlhrleistet. 
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Schaubild 4: Optimale intertemporale Konsumverteilung, Ersparnis und Realinvestition bei 
unsicheren Einkommenserwartungen 
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(A' B' ) noch weiter eingeschrönkt, so daß der nutzenmaximale Konsumpunkt P3 erreicht würde. 
Das Modell ließe sich analog auch für den Fall der Fremdfinanzierung entwickeln. 

Ein Vergleich mit dem Konsumplan P3, in dem die Risikoaversion des Investors nicht berücksichtigt 
wurde, führt zu folgenden Schlußfolgerungen bzw. Verhai tenshypothesen: 

- die höhere Risikoabsicherung wi rd durch einen geringeren Konsumnutzen erkauft (U' <: U); 
je größer cet. par. die Unsicherheit der Einkommenserwartung aus dem landwirtschaftlichen 
Unternehmen 1), desto grc;ßer (geringer) die Ersparnis (Nettokreditaufnahme) und desto kleiner 
der Anteil der Netto-Realinvestitionen an der Gesamtersparnis (CA' > CA; CB' < CB); 
je grc;ßer die Risikobereitschaft des Unternehmers, desto geringer (grc;ßer) die Ersparnis (Netto
kreditaufnahme) und desto grc;ßer die betrieblichen Realinvestitionen. 

Natürlich gelten diese Hypothesen nur unter den getroffenen Annahmen. Beispielsweise würde das 
Sicherheitsäquivalenzproblem irrelevant, wenn in einem Betrieb Investitionen zur Einkommenssta
bilisierung durchgeführt werden kc;nnten. Eine umfassende Überprüfung alternativer Verhaltenshypo
thesen im Rahmen dieses nutzentheoretischen Modells würde einzelbetriebliche Befragungen und die 
Kenntnis sowohl demographischer als auch produktionstechnischer Daten voraussetzen. Darauf soll 
an dieser Stelle jedoch verzichtet werden. Die folgende Analyse bleibt auf die Auswertung von 
Buchführungsdaten beschränkt. 

1) Der Zinssatz für Geldanlage bzw. Kreditaufnahme wird als langfristig bekannt angenommen 
bzw. ist um einen Risikofaktor korrigiert. 
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4 Empirische Analyse von Konsum, Investition und Finanzierung in zwanzig landwirt

schaftlichen Betrieben 

Im folgenden wird eine Fallstudie beschrieben, in der einige der eingangs aufgestellten Hypothesen 
empirisch UberprUft wurden. Dabei handelt es sich um eine kombinierte Zeitreihen-Querschnitts
analyse von zwanzig landwirtschaftlichen Betrieben wöhrend eines Zeitraumes von 22 Jahren 
(1952/53 - 1973/74) 1). Die Betriebe liegen im Regierungsbezirk Hannover und sind der Gruppe 
mittel- und großböuerlicher Vollerwerbsbetriebe zuzuordnen. Die durchschnittliche landwirtschaft
liche Nutzflöche pro Betrieb betrug 1950 71 ha und 1974 90 ha. Die Betriebe sind Uberwiegend 
viehstark. In zwölf Betrieben lag der Anteil der Bodenproduktion an den Verkaufserlösen 1973/74 
unter 30 v. H., in nur fUnf Betrieben lag er Uber 70 v. H •• 

4.1 Entwicklung von Einkommensverwendung und Finanzierung 

Kennzeichnend fUr die finanzielle Entwicklung im Durchschnitt der zwanzig Betriebe (s. Schaubild 5) 
sind starke Schwankungen der realen verfUgbaren Einkommen 2), eine weitgehend stabile, aufstei
gende Entwicklung des realen Konsums 3) und größere Schwankungen der ebenfalls trendmößig 
wachsenden Bruttoinvestitionen. Die größte Varianz weist die Entwicklung des Finanzierungsdefi
zits auf, worin u.a. eine Bestötigung der - durch die Beleihungspolitik der Banken bedingten -
großen Flexibiliti:lt in der Fremdfinanzierung zu sehen ist. 

Zwischen den Betrieben bestehen im Ausmaß der Einkommensschwankungen und in der Struktur der 
Einkommensverwendung erhebliche Unterschiede. Eine Gruppierung der Betriebe nach dem Ausmaß 
der Einkommensinstabiliti:lt, gemessen am Variationskoeffizienten VKy (s. Tabelle 1) fUhrt zu fol
gendem Ergebnis: 

a) Größere Einkommensschwankungen weisen vor allem die fli:lchenreicheren, viehschwachen Be
triebe auf. 

b) Wöhrend die einkommensstabilere Gruppe 1 eine durchschnittliche Wachstumsrate des realen 
verfugbaren Einkommens von 3,8 v.H. aufweist, hatte Gruppe 2 praktisch - Uber den gesamten 
Zeitraum gesehen - kein Einkommenswachstum. Dennoch weisen beide Gruppen etwa gleiche 
Variationskoeffizienten und Wachstumsraten des privaten Konsums auf. Auch die Niveauunter
schiede im Konsum sind relativ gering. 

Eine detailliertere, in drei Perioden untergliederte Analyse der Struktur der Einkommensverwen
dung in den Betrieben fuhrt zu weiteren Schlußfolgerungen (siehe Tabelle 2): 

c) In beiden Gruppen nehmen die Wachstumsraten des Konsums von 4,2 v.H. im ersten auf etwa 
1,8 im letzten Jahrzehnt ab. Diese Entwicklung wird allerdings zum Teil durch den RUckgang 
der Haushaltsgrößen kompensiert. 

d) Die in der Gruppe 2 - bedingt durch die Stabilitöt des Konsumpfades - auftretenden Liquiditi:lts
schwankungen scheinen weniger durch den Umfang der betrieblichen Investitionen als durch die 
private Nettokapitalbildung kompensiert zu werden. Das betriebliche Finanzierungsdefizit 

1) Die Daten fUr die ersten zwölf Jahre wurden freundlicherweise von Herrn W. BRITSCH aus einer 
bereits abgeschlossenen Untersuchung zur VerfUgung gestellt (BRITSCH, W.-D., 1973). FUr die 
letzten zehn Jahre wurden die Daten neu erhoben. 

2) VerfUgbares Einkommen = landw. Gewinn +außerlandw. EinkUnfte - Steuern - Altenteil/asten. 

3) Der Konsum umfaßt hier - bedingt durch die Datenbasis - sowohl nichtdauerhafte als auch dauer
hafte KonsumgUter. 
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Schaubild 5: Langfristige Entwicklung von Einkommen (real) und Einkommensverwendung 
in zwanzig landwirtschaftlichen Betrieben 
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bleibt vergleichsweise stabil. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, daß die private Kapitalbil
dung auch betrieblich finanzierte Bodenkttufe, also reine Aktivtauschvorgttnge, enthttlt 1). 

e) Bis auf die letzte Drei -Jahresperiode, in der die Betriebe der Gruppe 2 eine Kapitaleinlage 
vornahmen, weisen beide Gruppen im Durchschnitt eine private Kapitalbildung von etwa einem 
Drittel des verfUgbaren Einkommens auf. Zugleich werden betriebliche Investitionen teilweise 
fremdfinanziert. Die - hier nicht weiter untersuchte - BegrUndung fUr diese Paralleiitttt von 
Fremdfinanzierung und "außerbetrieblicher" Geldanlage mag teilweise in der Kapitalentnahme 
fUr Bodenkttufe, teilweise aber auch in der VerfUgbarkeit zinsverbilligter Kredite liegen. 

d) Die durchschnittl iche Konsumquote und der Anteil der privaten Kapitalbildung an der Gesamt
ersparnis sind (bei gleicher Haushaltsgrcsße in den Gruppen) in der stabileren Gruppe 1 durch
gehend hCSher als in Gruppe 2. Soweit hierin nicht der Effekt des geringeren Einkommens in der 
Gruppe 1 zum Ausdruck kommt, kCSnnte darin eine Besttttigung der eingangs aufgestellten Ver
haltenshypothese zu sehen sein. 

1) Dieser Mangel der BuchfUhrung wird neuerdings durch die Einbeziehung der Bodenwerte in die 
Bilanz aufgehoben. 
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Tabelle 1: Wachstum und Stabilität finanzieller Variablen in zwei Betriebsgruppen 

Zeitraum 
Gruppe 1 Gruppe 2 

Merkmal (stabil) (instabil) 

Zahl der Betriebe - 10 10 
Betri ebsgröße (ha L N/Betr.) 1951-53 58 84 

1971-73 64 116 
Bodenl ei stungjV erkaufserl äs insgesamt 1971-73 0,24 0,45 

jährI. Wachstumsraten - Einkommen 1951-73 0,038 0,006 
jährl. Wachstumsraten - Konsum 1951-73 0,031 0,028 

Variationskoeffizienten - verf. Einkommen 1951-73 0,48 1,11 
- Konsum 1951-73 0,40 0,47 
- Bruttoinvestition 1951-73 1,28 1,80 
- Finanzierungs-

saldo 1951-73 16,31 37,70 

Durchschn i ttl i che Konsumquote 1951-73 0,90 0,72 

4.2 Ökonometrisches Modell zur Erklärung von Konsum und Kapitalbi Idung 

Das im folgenden skizzierte Modell enthält je eine Verhaltensfunktion fUr die drei zentralen mone
tären Entscheidungsvariablen des Haushalts-Unternehmens-Komplexes: den Konsum, die Investitio
nen und die Finanzierung. Die drei Variablen sind bei Vorgabe der prädeterminierten privaten Ka
pitalbildung uber eine Einkommensidentität verbunden. Die endogenen Variablen des Modells sind: 

1. Konsum C 
2. Bruttoinvestitionen (ohne Bodenkäufe) Ib 

3. Finanzierungsdefizit (Zunahme der Verbindlichkeiten minus Zunahme der Forderungen) F 
4. VerfUgbares Gesamteinkommen (ind. Afa) Y 
Durch die Wahl der Bruttoinvestitionen werden der Entscheidungsbereich des Landwirtes besser ab
gebildet als durch den fiktiven Nettobegriff. Entsprechend sind die Abschreibungen Bestandteil des 
verwandten Einkommensbegriffs, während Steuern und Altenteilzahlungen abgezogen sind. 

Wegen der Interdependenz zwischen den Verhaltensgleichungen wird ein simultanes Schätzverfah
ren (zweistufige Kleinstquadratschätzung 2 S LS) 1) gewählt. Zur Vermeidung verzerrter Koeffi
zientenschätzungen als Folge der Kombination von Querschnitts- und Zeitreihen werden die Ni
veaueffekte der jeweil igen Reihenzugehörigkeit durch Formul ierung von 0-1 Variablen ex pi izi t be
rucksichtigt. Es folgt eine kurze Diskussion der einzelnen GI eichungen ohne Nennung der 0-1-
Variablen. 

(1) Konsumfunktion 

Es werden zwei Konsumfunktionshypothesen uberprUft. In Gleichung 1 a wird die in Gleichung (3.3) 
genannte FRIEDMANsche Dauereinkommenshypothese operationalisiert durch die Annahme, daß 

1) Die Größe der Beobachtungsmatrix (einschI. 0-1 Variablen 440 x 48) verhinderte den Einsatz 
des dreistufigen Schätzverfahrens 3 SLS. 
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Tabelle 2: Jährliche Einkommensverwendung und Investitionsfinanzierung 1951/52 - 1973/74 

--. h ----____ Ja r, Gruppe 1951/52 - 1955/56 1961/62 - 1965/66 
Merkmal ~- _______________ Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 1 

Absol ute Werte 1) (DM/Haushal t bzw. Betrieb) 
verfügbares Einkommen 12412 48391 23917 
Konsum i 1739 14092 17642 
Bruttoinvest i t ionen 10113 18079 17343 

Relative Werte (verfügbares Einkommen = 100) 100 100 100 
- private Netto-Kapitalbildung - 12 -72 - 32 
+ Abschreibungen + 60 + 18 +54 
= verfügbar für Konsum und Bruttoinvestitionen =148 = 46 =122 

- Konsum - 95 - 29 - 73 
= verfügbar für Bruttoinvestitionen = 53 = 19 = 49 
- tatsächl iche Bruttoinvestitionen - 81 - 37 -72 
= Finanzierungsdefizit =-28 =-18 =-23 

Betriebl iche Ei?bnfinanz ierungsquote 
(DEK + AFA)/I 0,65 0,43 0,65 

Unternehmerische Eigenfinanzierungsquote 
(5 + AFA)/I b 0,80 2,39 1,10 

____ L.-______ -

1) Reale Größen, deflationiert mit dem Preisindex der Lebenshaltung (Basis 1962 = 100) 

2) DEK = Eigenkapitalvermehrung; AFA = Abschreibungen; 5 = Ersparnis des Unternehmers; 
Ib = Bruttoinvestitionen ohne Bodenkäufe. 

Gruppe 2 

42447 
22089 
27056 

100 
- 37 
+ 39 
=102 

- 52 
= 50 
-64 
=-14 

0,78 

1,36 
- ---- -----

1971/72 - 1973/74 
Gruppe 1 Gruppe 2 

22747 46722 
21473 26243 
15417 49773 

100 100 
- 35 + 6 
+ 57 + 52 
=130 =158 

- 94 - 56 
= 36 =102 
- 67 -106 
=-31 =- 4 

0,52 0,96 

0,92 0,90 



a) der laufende gleich dem geplan.ten Konsum ist und daß b) die Haushalte ihre Dauereinkommens
erwartung aus der Entwicklung ihres Einkommens in der Vergangenheit ableiten: 

(4.1) 
00 

C =kL A.i y . 
t i=O t-I 

o < JI...< 1 

Nach einer Koyck-Transformation erhält man die relative simple Konsumhypothese la: 

In Gleichung la wird alternativ eine partielle Anpassungshypothese formuliert 1). Es wird angenom
men, daß die Haushalte wegen der Unsicherheit der Einkommenserwartungen nur eine graduelle An
passung ihrer Dauereinkommenserwartung und ihres laufenden Konsums vornehmen: 

(4.3) ~ (\ - Y~-I) 

(4.4) 
d tp (C t - CH ) 

Nimmt man weiterhin an, daß der Proportional itätsfaktor k zwischen Dauereinkommen und -konsum 
nicht konstant ist, sondern mit Haushaltsgröße und Einkommenshöhe variiert: 
k = a + b Yt + d Ht, dann erhäl t man nach Umformung die partielle Anpassungshypothese 1 a: 

(4.5) Ct ='f(3aYt-f~bY; +[(1-0) + (l-f)] Ct_1 

(2) Investitionsfunktion 

Auch bei den Investitionen wird eine dynamische Anpassung aufgrund von Erwartungen unterstellt. 
Es wird angenommen, daß der durch Investitionen angestrebte Kapitalstock K umso größer ist, je 
höher die Produktions- bzw. Absatzerwartungen 0* sind und um so kleiner, je größer die bereits 
erreichte Nettoverschuldung SF ist 2): 

(4.6) K = K (0*, SF ) 
t t t 

Nimmt man weiterhin an, daß die Produktionserwartungen aus der bisherigen Entwickl ung abge
leitet werden: 

QO 

(4.7) 0* = ~ 
t i=O 

i 
j( 0 ., 

t-I 
0<1«1 

dann erhält man bei Unterstellung linearer Beziehungen und einer konstanten iA.bschreibungsrate 
die folgende Bruttoinvestitionsfunktion: 

(4.8) I~ = e + g 0t - (I-TC+Ö) Kt_1 + h Ft + 2E. t 

1) Vgl. (NERLOVE, M., 1958) und (GIRAO, J.A., W.G. TOMEK und T.D. MOUNT, 1973). 

2) In bisherigen Schätzungen konnte ein Einfluß des Zinsniveaus und alternative Variablen fUr 
Preisrelationen auf die Investitionen nicht bestätigt werden. 
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Darin bezeichnet F den Finanzierungssaldo (Zunahme der Nettoverschuldung) • Gleichung 4.8 
stellt das Basismodell dar, das in Version 2 noch um die Produktionsrichtung PR (Anteil der Boden
produktion an der Gesamtproduktion) und in Version 2a zusCitzlich um eine Variable L {verfUgba
res Gesamteinkommen (incI. Afa) minus Konsum) zur ÜberprUfung der "residual funds"-Hypothese 
erweitert wurde. 

(3) Finanzierungsfunktion 

FCinde in den Betrieben keine Entnahme fUr private Vermögensbildung statt, ergCibe sich das Finan
zierungsdefizit als Residualgröße der Konsum- und Investitionsentscheidungen aus der Einkommens
identitCit. Tatstichlich scheint aber der Umfang privater Vermögensbildung in einigen der hier un
tersuchten Betriebe betrtichtlich zu sein, so daß eine explizite Abbildung des Finanzierungsverhal
tens angebracht schien. Es wird unterstellt, daß die Neuverschuldung sowohl von den Bruttoinvesti
tionen (ohne Boden) Ib als auch vor allem von dem Umfang der Fltichenerweiterung DFL abhtingt. 
Weiterhin wird der Einfluß des absoluten Schuldenstandes V und - als Ausdruck der eingangs ge
nannten Pufferfunktion der Fremdfinanzierung - der Liquidittitsvariablen L UberprUft: 

(4.9) 

(4) Einkommensidentittit 

Die vier endogenen Variablen werden mit der prtideterminierten privaten Kapitalbildung (netto) 
EN durch folgende Identittit verbunden: 

(4.10) Y = Ct + I~ - F + EN 
t t 

Unter Einbezug der 0-1 Variablen fUr die Zeitreihenzugehörigkeit (S) bzw. die Querschnittszuge
hörigkeit (Z) hat das Gesamtmodell mit den jeweiligen Basishypothesen also folgende Struktur: 

(1) =n1 y 1 
C + e 1 St + a.1 Z E C + 1t 2 n, t-1 + n,t 1 n, t t n n 1 n, t 

(2) Ib =1'(2 K 2 2 2 
+6 2 

St +I2 2 Z +n 2 Q +1t 3 PR +1t4 F n + 2( n,t 1 n,t-1 n,t n,t n,t t n n,t 

(3) F 
n,t 

=TC3 L 
1 n, t 

+n 3 v 
2 n, t + n; DFLn,t +1'(3 Ib 

4 n, t 
+9 3 S +12 3 Z t t n n + 3E n,t 

(4) y = C + Ib + EN t - F n,t n,t n,t n, n,t 

~:.~:.~ __ ~~Q.~~.'~.i!~~~:!_~'!!e!!l~c:.~~'!._Hy..e.~!':!~~~~~~e.rE.!~~~ 
Die folgenden vorltiufigen Ergebnisse der empirischen Analyse beziehen sich jeweils auf die Ge
samtgruppe von 20 Betrieben. Da die Koeffizienten der exogenen Variablen nur partielle Einflusse 
auf die endogenen Variablen widerspiegeln, bleibt die Interpretation auf die Beurteilung von 
Wirkungsrichtung und Signifikanz dieser Koeffizienten beschrCinkt 1). Die Koeffizienten der ein
zelnen Gleichungen blieben gegenUber alternativen Spezifizierungen der jeweils anderen Glei
chungen sehr stabil, so daß jede Gleichung nur einmal aufgefUhrt wird. Tabelle 3 enthtilt ge
schtitzte Koeffizienten b und deren Standardfehler s. 

1) Die - fUr die Ermittlung totaler Effekte und Elastizittiten erforderl iche - Berechnung der redu
zierten Form ist noch nicht abgeschlossen. 
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Tabelle 3: Schätzwerte für die strukturell en Koeffizienten der Verhai tensgl eichungen 1) 

0-1-Var1ablen 

Gle10hung Koeffizienten der erklärenden Variablen ~~l 0~:1~~k!~t 
I 0 01nd 
S Z 

Konoumfunkt1on (C) 

Tt 
Ct _1 Ct _2 T2 

t HtTt KODet. 

1. b 0.014 0.656 2.21 10 7 
s (0.005) (0.037) (1.38) 

1a b -0.059 0.592 0.129 0.00007 0.004 2.57 6 5 . 0 (0.013) (0.048) (0.05) (0.00003) (0.001) (1.47) 

Invest1 t1onsfunkt1011 (Ib ) 

~-1 Qt Ft ~ Lt KODat. 
2. b -0.308 0.215 -0.735 34.9 40.7 1 5 

s (0.080) (0.055) (0.106) (20.6) (17.1) 
2a b -0.241 0.229 -0.939 32.8 -0.162 40.5 1 5 

e (0.084) (0.059) (0.134) (18.9) (0.054) (18.0) 

F1nanz1erungefUllkt1on (F) 

I~ DFLt Lt Vt KODet. 

3. b -0.570 0.958 -0.194 -0.271 32.1 0 6 

• (0.082) (0.298) (0.036) (0.054) (10.5) 

1) Alle monetären Variablen in 1 000 DM. 

Sämtliche Koeffizienten der zwei Konsumfunktionen sind hoch gesichert und tragen bis auf Y in 
Gleichung 1a das erwartete Vorzeichen. Bei der Beurteilung der Größenordnung des Einkommens
einflusses ist zu beachten, daß der hier verwandte Einkommensbegriff, der Abschreibungen ein
schi ießt, eine geringere Konsumquote als übl iche Einkommensmaßstäbe erwarten läßt. Dennoch 
überrascht die geringe kurzfristige marginale Konsumquote . Entgegen der FRI EDMANschen Hypo
these bestätigen die Schätzergebnisse keine Proportionalität zwischen Konsum und Dauereinkom
men, denn die Koeffizienten der 0-1-Variablen weisen auf Niveauunterschiede zwischen den Be
trieben und Jahren hin, die nicht auf Unterschiede in der Einkommenshöhe zurückzuführen sind. 
Möglicherweise spielen hier Demonstrationseffekte von außen aber auch Statuseffekte, die z.B. 
mit der Betriebsgröße verbunden sein können, eine Rolle. Dazu liegen bisher keine Untersuchungen 
vor. Eine Überprüfung derselben Hypothesen für die Gruppe zwei mit der hohen Einkommensinsta
bilität führte weitgehend zum gleichen Schätzergebnis. Ein Einfluß der Unsicherheit von Einkom
menserwartungen auf die Art des Konsumverhaltens läßt sich also bisher nicht nachweisen. 

Auch die Koeffizienten der Investitionsfunktionen sind bis auf die Variable für die Produktions
richtung hoch gesichert und tragen bis auf die Liquiditätsvariable das erwartete Vorzeichen. Das 
Vorzeichen der Kapitalstockvariablen hängt von der Größe des Anpassungsparameters n und der 
Ab~chreibungsrate eS ab. Bei einer durchschnittl ichen Abschreibungsrate von Ö = 0,08 wäre für 
alle Werte von 1t > 0,08 ein negatives Vorzeichen von K zu erwarten. Mit wachsenden Produk
tionsmengen und entsprechend höherem angestrebten Kapitalstock steigt und mit zunehmender Net
toverschuldung sinkt die Neigung zum Investieren. Die reine Liquiditätshypothese, nach der die 
laufende Liquidität den Umfang der Investitionen bestimmt, muß danach verworfen werden. Das 
wird durch die Stabilität der Parameter bei expliziter Hereinnahme der Variablen L in Gleichung 
2a bestätigt. Steigende Liquiditätsüberschüsse würden danach sogar zu einem Rückgang der Brutto
investitionen und - wegen des gleichfalls negativen Effektes auf die Nettoverschuldung - zu einer 
Zunahme der Entnahmen für private Kapitalbildung führen 1). 

1) Die Einfachkorrelation zwischen Liquidität und Nettokapitalbildung EN ist rL EN = 0,71. , 
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Die Schätzwerte der Koeffizienten der Finanzierungsfunktion bestätigen den engen wechselseitigen 
Zusammenhang zwischen Investitions- und Finanzierungsentscheidungen. Die Vorzeichen der bei
den Investitionsvariablen könnten so interpretiert werden, daß Flächenerweiterungen (DFL) vornehm
lich mit Fremdkapital, steigende Investitionen in andere Produktionsmittel dagegen mehr aus Er
sparnissen finanziert werden. Mit steigendem Schuldenstand und mit wachsenden Liquiditätsüber
schüssen sinkt die Neigung zur Neuverschuldung. Autonome Niveauverschiebungen im Zeitablauf, 
die beim Konsum eine Rolle zu spielen scheinen, sind bei Investition und Finanzierung nicht zu 
vermuten. 

Sicher wird man noch eine Reihe alternativer Hypothesen formul ieren müssen, bevor gesicherte Aus
sagen über die untersuchten Verhai tensweisen gemacht werden können. Dennoch lassen die vorge
legten Ergebnisse die Vermutung zu, daß kurzfristige Einkommensschwankungen die Entscheidung 
über Konsum und Realinvestition nicht entscheidend beeinflussen. Die finanzielle Flexibilität führt 
vielmehr entweder zu einer Anpassung der außerbetrieblichen Kapitalbildung (bzw. privaten Ein
lage in den Betrieb) oder - wo ein solcher Puffer nicht vorhanden ist - zu einer Variation des Um
fanges der Fremdfinanzierung. 

Ersparnis und Kapitalbildung bilden zusammen mit qualitativen und quantitativen Veränderungen 
des Arbeitseinsatzes die zentralen dynamischen Elemente in der Entwicklung eines ökonomischen 
Systems. Jede dynamische Analyse und Prognose, sei sie auf einzelne Betriebe, auf Regionen oder 
den gesamten Agrarsektor bezogen, setzt Kenntisse über die Bestimmungsgründe und das Ausmaß 
dieser Prozesse voraus. Die agrarökonomische Forschung hat in den letzten Jahren in der Erarbei
tung von Planungs- und Prognosemodellen auf allen drei Aggregationsebenen große Fortschritte ge
macht. Bei der theoretischen und empirischen Erklärung der z. T. sehr komplexen Entscheidungs
prozesse, die der Entwicklung zugrundeliegen, befindet sich die Forschung noch im Anfangsstadium. 
Die aktuelle gesamtwirtschaftliche Lage, gekennzeichnet durch reduziertes Wachstum und hohe 
Arbeitslosigkeit im ländlichen Raum, sowie die damit auftretende Frage nach dem Einfluß dieser 
Entwickl ung auf landwirtschaftl iche Einkommen, Strukturwandel und Abwanderung verdeutl icht 
die Notwendigkeit vertiefter Kenntnisse über Probleme wie 

die relativen Gewichte von Einkommensniveau, Einkommens- und Arbeitsplatzsicherung im 
Zielkatalog von Landwirten; 
die Elastizität von Investitionen und Konsumausgaben in bezug auf Einkommensänderungen. 

Bevor weitergehende Überlegungen über den Einfluß unsicherer Erwartungen auf Konsum und Inve
stition angestellt werden können, sind diese grundlegenden Zusammenhänge im Haushalt-Unter
nehmens-Komplex zu untersuchen. Die folgenden Bemerkungen zu 

1. mögl ichen agrarpol itischen Schi ußfolgerungen, 
2. künftigen Forschungsvorhaben und 
3. Schwächen der Buchführung und Agrarberi chterstattung , 

sollen eine Anregung der weiteren Diskussion sein. 

1. Die empirischen Ergebnisse stimmen - wenn auch vorläufig - relativ gut mit ähnlichen Studien 
in anderen Ländern überein. Keine dieser Untersuchungen hat bisher die als ein Grund für eine 
Politik der Einkommensstabilisierung genannte Hypothese bestätigen können, wonach Landwirte 
nicht genügend langfristig planen, um in Zeiten hoher Einkommen genügend Rücklagen für 
Jahre mit niedrigen Einkommen zu bilden. Vielmehr sche int die Tendenz vorzuherrschen, in 
überdurchschnittlich guten Jahren Rücklagen zu bilden, die entweder die Form von Schuldtil
gungen, verminderter Neuverschuldung oder außerbetriebl icher Kapitalanlage annehmen. Über 
die allokativen Konsequenzen der Instabil ität, besonders der Preisinstabi I ität, gibt es relativ 
wenig Forschungsergebnisse. Hier wäre eine längerfristige, nach Produktionszweigen geglie-
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derte Untersuchung notwendig. Generell sollte bei einer agrarpolitischen Beurteilung der wirt
schaftlichen Lage landwirtschaftlicher Unternehmerhaushalte nicht nur sas Gesamteinkommen, 
sondern auch die Gesamtvermögenslage verstärkt BerUcksichtigung finden. Vermögensvermeh
rung in jeder Form erhöht letztlich kUnftige Einkommens- bzw. Konsummöglichkeiten 1). 

2. Die mikroökonomische Forschung könnte durch empirische Untersuchungen des Entscheidungs
verhaltens des Haushai t-Unternehmensbereichs zur ÜberprUfung vorhandener und zur Formul ie
rung neuer Hypothesen beitragen. Unter verstärkter Anwendung der eingangs zitierten nutzen
theoretischen Konzepte in direkten Befragungen könnten möglicherweise tiefere Einsichten in 
die Präferenzsysteme von Landwirten verschiedener Kategorien gewonnen werden. Die daraus 
abgeleiteten Verhaltenshypothesen könnten dann sowohl zur Spezifizierung ökonomischer Mo
delle als auch zur Formul ierung von (lexikographischen) Zielhierarchien in dynamischen Mo
dellen verwandt werden. Auf diese Weise scheint es möglich, den oft allein auf den Einfluß 
von Risiko oder irrationales Unternehmerverhalten zurUckgefuhrten Unterschied zwischen Mo
dellergebnis und Wirklichkeit zu verringern. 

3. Wesentlich erscheint ein abschließender Hinweis auf die Schwächen der BuchfUhrung und Agrar
berichterstattung hinsichtl ich der VerfUgbarkeit von Daten fUr die hier angesprochenen Unter
suchungen. Die normale BuchfUhrung erfaßt den privaten Einkommens- und Vermögensbereich 
erstens nicht vollständig und zweitens nicht detailliert genug. In der Regel gelingt eine Identi
fizierung des Konsumanteils an den Privatentnahmen (z. B. an den Beiträgen zur Lebensversi
cherung) ebenso wenig, wie eine Unterteilung des Konsums in dauerhafte und nichtdauerhafte 
KonsumgUter. In den Agrarberichtsdaten der Testbetriebe fehlen Angaben uber Konsum und pri
vate Vermögensbildung völl ig. Eine entsprechende Erweiterung wäre sehr zu begrUßen • Sie 
wUrde einzelbetriebliche Untersuchungen ermöglichen, die zu einer sehr viel besser abgesicher
ten sektorweiten ÜberprUfung der hier angesprochenen Verhaltenshypothesen fuhren könnte als 
bisherige Fallstudien. ' 

1) Vgl. dazu THOROE (1975, S. 157 - 163). 
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Das Kernproblem des Strukturwandels in der Landwirtschaft besteht in der Anpassung von Faktor
einsatzmenge und -einsatzrichtung zur Befriedigung individuell als ausreichend angesehener Ein
kommensansprUche im Zeitoblauf. Bei der Analyse dieses Prozesses hat sich die mikroökonomische 
Forschung dem wirtschaftlichen Geschehen sowohl in den landwirtschaftlichen Unternehmen als 
auch in den landwirtschaftlichen Haushalten zuzuwenden. Die Beschäftigung mit dem Verhalten 
von Entscheidungströgern landwirtschaftlicher Unternehmen und Haushalte in einer von Unsicher
heit gekennzeichneten ökonomischen Umwel t muß als eine der wesentl i chen Voraussetzungen 
angesehen werden zur Verbesserung der Einsichten in die Bestimmungsfaktoren des Strukturwan
dels (DE HAEN, H., 1975). Die Erweiterung des diesbezUglichen Erkenntnisstandes ist nicht zu
le1tzt auch im Hinblick auf eine zutreffendere Beurteilung von Notwendigkeiten und Wirkungen 
agrarpolitischer Maßnahmen unerläßlich. 

Im vorliegenden Beitrog wird untersucht, wie sich Produktionskapazitöt und Produktionsrichtung 
von ca. 250 landwirtschaftlichen Betrieben in Schleswig-Holstein, deren Einzelmerkmale uber 
16 Jahre verfolgt werden können, im Zeitraum von 1959/60 bis 1973;74 verändert haben und wei
che Betriebsleiterentscheidungen und daraus abgeleitete Ziele hierbei erkennbar sind. Die Arbeit 
ist somit dem Bereich der empirischen Wissenschaften zuzuordnen und soll zur Erklärung des Struk
turwandels in der Landwirtschoft beitragen. 

Aufgrund der in der Landwirtschaft gegebenen VerknUpfung von Haushalt und Betrieb richtet sich 
der Versuch der Erstellung von Erklttrungshypothesen fUr Entwicklungsabläufe auf eine Analyse des 
wirtschaftl i chen Geschehens auf zwei Ebenen, der des Unternehmens sowie der des Haushai tes. 
Wtthrend langfristige Betriebsleiterentscheidungen im Unternehmensbereich sich vorwiegend be
ziehen auf Produktionsausrichtung, Investition und Finanzierung/sind von seiten des Haushaltes 
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gleichzeitig Entscheidungen uber die HCihe der Entnahmen und damit uber das dem Unternehmen 
zufl ießende Eigenkapital sowie Uber die dem Unternehmen zur VerfUgung gestell te Fami I ienar
beitskapazität zu fällen. Zwischen den Entscheidungen dieser beiden Ebenen sind je nach 
Unternehmens- und Haushai tsstruktur enge Wechselbeziehungen anzunehmen. 

Ausgehend von diesen Überlegungen wird in einem Teil der vorliegenden Untersuchung ein Ver
such zur Analyse der Interdependenzen zwischen den landwirtschaftlichen Unternehmen und den 
landwirtschaftl ichen Haushalten unternommen, vor allem im Hinbl i ck auf längerfristige Investi
tionsentscheidungen zur Änderung oder Erweiterung von Produktionsri chtung und Produktionska
pazität. Hierbei stehen Betrachtungen zur Beziehung zwischen HCihe und Flexibilität von Entnah
men zu Einkommen, Investition und Finanzierung im Vordergrund. 

Die These, daß sich das wirtschaftliche Handeln der einzelnen landwirtschaftlichen Unternehmer 
generell an dem Ziel orientiert, ihr Einkommen aus landwirtschaftlicher Tätigkeit zu maximieren, 
wird - außerhalb mikroCikonomischer Lehrbucher - ernsthaft sicher von niemandem vertreten. 
Welche relative Bedeutung Landwirte der EinkommenserhCihung jedoch im Einzelfall unter den 
fUr sie jeweils gegebenen wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen beimessen, ist durch empi
rische Untersuchungen ni cht hinrei chend belegt. Die Beziehungen zwischen Haushalts- und Unter
nehmensentscheidungen werden daher bei der Erstellung von Hypothesen uber Betriebsleiterent
scheidungen bisher meist ungenUgend berUcksichtigt. 

Bei gegebener Zielstruktur wird das Maß der Zielerreichung in der Landwirtschaft neben den ob
jektiven Standortvoraussetzungen wesentlich von der technischen und Cikonomischen Effizienz des 
Betriebsleiters bestimmt. Einige Untersuchungen zeigen die Problematik, die eine varianzynalyti
sche Ermittl ung des Einflusses des dispositiven Faktors auf der Grundlage der Streuung des Be
triebserfolges beinhaltet (vgl. z.B.: BRITSCH, W.O., 1973; DORENKAMP, H., 1968; ORT, W., 
1971; ORT, W., PFÄHLER, F., V.URFF, W., 1972). In der Regel ist es dabei notwendig, einen 
ganzen Komplex von EinflußgrCißen als "Unternehmerleistung" zusammenzufassen. Dabei handel t 
es sich meist um die Summe aller Einflußfaktoren, die uber die vorhandenen objektiven Standort
informationen hinaus gegeben, aber grCißtenteils nicht bekannt sind. Der vorliegende Beitrag 
besch/iftigt sich ebenfalls mit der Frage, welche Unterschiede in der Effizienz des wirtschaftli
chen Handeins bei landwirtschaftlichen Betriebsleitern beobachtet werden kCinnen, welchen 
Schwankungen diese Unterschiede innerhalb der individuellen Entwicklungsverläufe unterliegen 
und welche Bedeutung ihnen fUr die Unternehmensentwicklung uber einen längeren Zeitraum bei
zumessen ist. Hiervon eng berUhrt wird die von seiten der praktischen Agrarpol itik vertretene 
und durch zahlreiche normative Analysen bestätigte These, daß zur vollen Befriedigung wachsen
der EinkommensansprUche im Zeitablauf vor allem ein Mindestumfang an Ausgangskapazitätsaus
stattung gegeben sein muß. Diese These wird an hand einer entsprechenden Auswertung des Buch
fUhrungsmaterials UberprUft. 

Insgesamt ist zu betonen, daß der Beitrag der vorliegenden Arbeit zu den open erCirterten Problem
kreisen als Ergebnis einer ersten Sichtung und Auswertung eines sehr umfangreichen empirischen 
Datenmaterials anzusehen ist. 

2 Das Untersuchungsmaterial 

Bei den untersuchten Entwicklungen des wirtschaftlichen Geschehens in landwirtschaftlichen Unter
nehmen und Haushalten wird von Ergebnissen der landwirtschaftlichen BuchfUhrung ausgegangen. 
Die Datengrundlage der Analyse bilden ca. 250 landwirtschaftliche Betriebe Schleswig-Holsteins, 
die in den letzten Jahren Berichtsbetriebe fUr den Agrarbericht darstellten und deren Einzeient
wicklung sich uber 16 Jahre zuruckverfolgen I/ißt. 

Eine zusammenfassende Darstellung der untersuchten Betriebe und ihre Verteilung nach Groß
naturräumen und FI/ichenausstattung enthält Übersicht 1. 
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Übersicht 1: Die untersuchten Betriebe und ihre Verteilung nach Großnaturräumen und 
Flächenausstattung 

1959/60 1972/73 

Naturraul GröSenklasse Zahl dar durchschnittl. Standard- Zahl der durchschnittl. Standard-
1) Betriebe ~Pfbe~~~~~~ttungabw8ichung aetri ebe näE~egf~~s~fttung abweichung 

Schbsvig- 100 ha 23 195,5 89,48 23 196,1 92,79 
Holstein 

50 - 100 62 65,7 62 68,7 - -
30 - 50 77 40,6 - 77 45,2 -

3D ha 93 16,7 - 93 25,5 -
Mittel- 100 ha 1 - - 1 - -
ricken 50- 100 28 65,3 12,63 28 64," 15,54 

30 - 50 29 40,6 5,82 29 45,6 14,09 

30 h. 33 17,3 4,86 33 24,8 8,37 

IIlSt- 100 h. 1 - - 1 - . 
khte 50 - 100 11 67,7 13,03 11 80,4 30,39 

30 - 50 21 41,4 5,58 21 45,7 13,72 
30 ha 18 16,2 4,72 18 24,5 7,75 

O,U. 100 ha 21 204,0 88,98 21 205,3 91,59 
Hügel- 50 - 100 23 65,2 14,78 23 68,3 21,75 
lllld 

30 - 50 27 39,9 5,86 27 44,3 13,56 
30 ha 42 16,5 3,76 42 26,5 10,83 

Die Zahl der untersuchten Betriebe in den einzelnen Naturräumen entspricht nicht der tatsächli
chen Verteilung der landwirtschaftlichen Betriebe in Schleswig-Holstein. Innerhalb des vorlie
genden Untersuchungsmaterials sind die Betriebe der OstkUste und WestkUste mit ca. 44 v. H. 
bzw. 20 v. H. an der Gesamtzahl der fUr das Ausgangsjahr 1959/60 erfaßten Betriebe Uberreprö
sentiert, die Betriebe des MitteirUckens dagegen mit ca. 36 v.H. im Vergleich zu ihrem tatsöch
lichen Anteil von ca. 49 v.H. aller Betriebe uber 10 ha LN unterrepräsentiert. Auch innerhalb 
der Naturröume kann die Verteilung der Betriebe auf die einzelnen Größenklassen zu Beginn 
d&s Untersuchungszeitraumes nicht als repräsentativ angesehen werden. Beispielsweise weist im 
Östlichen HUgelland der Anteil der Betriebe Uber 100 ha LN bei dem vorliegenden Datenmaterial 
einen Anteil von nahezu 20 v.H. aus, wöhrend in Wirklichkeit der Anteil dieser Größenklasse 
im Jahre 1959/60 nur reichlich 3 v.H. aller Betriebe mit mehr als 10 ha LN ausmachte. 

Innerhalb des Untersuchungsmaterials gilt fUr alle Naturröume, daß die flächenreicheren bäuer
lichen Betriebe der Größenklasse 30 - 50 ha LN sowie 50 - 100 ha LN mit einem Anteil vertre
ten sind, der ihren tatsöchlichen Prozentsatz an der Gesamtzahl aller Betriebe kröftig Ubersteigt, 
wöhrend der Anteil der Betriebe mit weniger als 30 ha LN zu Beginn der Untersuchung erheblich 
geringer ist als der prozentuale Anteil, den diese Größenklasse in der Agrarstatistik aller Betriebe 
uber 10 ha LN einnimmt. 

Der durch die Auswahlkriterien bestimmte Umfang des Materials lößt jedoch die Auswahl nach 
v4>lIer Repräsentation aller landwirtschaftlichen Betriebe Schleswig-Holsteins nicht zu, da die 
Untersuchungsgruppen dann zum Teil zu gering besetzt sind. 
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Die Unterreprösentation der kleineren Betriebe muß einerseits als Folge des fUr die landwirtschaft
lichen Testbetriebe geltenden Auswahlverfahrens gesehen werden. Zum anderen ist zu berücksich
tigen, daß die BeschrCinkung der Analyse auf solche Berichtsbetriebe, deren Entwicklung über 
mindestens 16 Jahre verfolgt werden kann, im unteren Größenklassenbereich besonders selektiv 
wirkt. Dies ist auch bei der spCiteren Interpretation der Untersuchungsergebnisse zu beachten. 

Die Verteilung der untersuchten Betriebe nach Schwerpunkten ihrer Produktionsrichtung zu Be
ginn und zum Ende des Betrachtungszeitraumes weist erhebliche Unterschiede zwischen den 
Groß-NaturrCiumen und Betriebsgrößenklassen auf. Die hier zu beobachtende Differenzierung 
in der Produktionsrichtung deckt sich in ihren wesentlichen Zügen mit dem der allgemeinen 
Agrarstatistik zu entnehmenden Bild. NClhere Informationen Uber das Untersuchungsmaterial und 
seine Aufbereitung sind einem Arbeitsbericht des Instituts zu entnehmen (LANGBEHN, C. u. 
HEITZHAUSEN, G., 1976). 

3 Methodisches Vor~en und Er~bnisse 

3.1 Ausgangsbetriebsgröße und betriebliches Wachstum 

Zur Befriedigung steigender Einkommensansprüche im Zeitablauf wird in der Landwirtschaft dem 
betrieblichen Wachstum zentrale Bedeutung beigemessen. Dies gilt insbesondere bei der Betriebs
größenstruktur, die zu Beginn des Betrachtungszeitraumes im Untersuchungsgebiet gegeben war 
unddie sich im wesentlichen auch in der AnfangsflClchenausstattung der untersuchten Betriebe 
widerspiegel t (vgl. Übersicht 1). 

Für die Analyse von betrieblichen Wachstumsproblemen ist zweckmClßigerweise ein Maßstab zur 
Kennzeichnung des Wachstums zu wClhlen, welcher den in neuerer Zeit zunehmend in den Vor
dergrund getretenen Einkommensproblemen und den damit verbundenen einzelwirtschaftl i chen 
als auch gesamtwirtschaftl ichen Fragen Rechnung trClgt. Im vorl iegenden Fall wurde als Maßstab 
der Betriebsgröße und zur Kennzeichnung ihrer Vertlnderung (sprich: Wachstum) die Summe aller 
Standard-DeckungsbeitrClge, die dem Betrieb aus den einzelnen Produktionsrichtungen zufließen, 
gewClhlt. Um dabei zu einem Ausdruck für die unmittelbar einkommenswirksame Produktionskapa
zitClt, vergleichbar der Summe des einkommenswirksamen Aktivvermögens zu konstanten Preisen, 
zu gelangen, wurde der Einfluß sich verCIndernder Preise auf den Standarddeckungsbeitrag ausge
schlossen und die aufgrund des technischen Fortschritts im Zeitablauf eingetretene Änderung der 
naturalen Ertrags-Aufwandsbeziehungen in den einzelnen Produktionsrichtungen ebenfalls unbe
rücksichtigt gelassen. Mit anderen Worten: Als Maßstab für das betriebliche Wachstum wurde die 
VerCinderung der Summe der konstanten StandarddeckungsbeitrClge eines landwirtschaftlichen Be
triebes gewClhlt. Der hier zugrunde gelegte Ausdruck für die Betriebsgröße, im folgenden auch 
ProduktionskapazitClt genannt, ist ein Indikator fUr die in den einzelnen Jahren gegebene Ein
kommenskapazitClt eines Betriebes ohne Berücksichtigung von technischem Fortschritt und Preis
CInderungen. In diesem Sinne ist betriebliches Wachstum in der Regel mit einer Vermehrung der 
naturalen ProduktionskapazitCit, nClmlich der Erhöhung des Umfanges der bewirtschafteten LF 
oder der Zahl der gehaltenen Nutztiere, verbunden. 

Als Wachstum erscheint in diesem Wert aber auch der Übergang auf Produktionszweige mit höhe
ren StandarddeckungsbeitrClgen im Rahmen der vorhandenen KapazitClten, dagegen kommen Wachs
tumsprozesse, die sich in der Verbesserung der Input-Output-Relation einzelner Betriebszweige 
niederschlagen, in diesem Maßstab nicht zum Ausdruck. 

In einem ersten Schritt zur Analyse des Untersuchungsmaterials wird die Beziehung zwischen 
dem innerhalb von 15 Jahren zu beobachtenden Wachstum der einzelnen Betriebe und ihrer Aus
gangskapazitCltsausstattung untersucht. Den gedanklichen Ausgangspunkt fUr diesen Ansatz bildet 
die durch eine Reihe von normativen Analysen bestCltigte These, daß die einzelbetrieblichen 
Wachstumsmöglichkeiten in starkem Maße eine Funktion der AnfangskapazitCltsausstattung sind 
(DÖPKE, D., 1973; KÖHNE, M., 1968; LANGBEHN, c., 1971; RADES, H., 1970; 
STEINHAUSER, H. u. LANGBEHN, C., 1968). Diese These findet sich heute implizit beispiels
weise auch in den einzelbetrieblichen Förderungsrichtlinien des Staates, in denen die Förderungs
würdigkeit durch ein bestimmtes Mindesteinkommen zu Beginn der Förderung definiert ist; dies 
kann nur durch eine Mindest-ProduktionskapazitClt erreicht werden. 
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Über das tatsächliche Wachstum in 15 Jahren und die Anfangsflächenausstattung der untersuchten 
Betriebe informiert Abbildung 1. 

Die von normativen Überlegungen abgeleitete Erwartung, daß die größeren Betriebe auch das 
stärkste Wachstum erreichen oder zumindest die kleinen Betriebe nur geringe Wachstumsaussich
ten haben, wird von den in Abb. 1 in Form eines Streuungsdiagrammes dargestellten Ergebnissen 
kaum bestätigt. Insgesamt zeigt sich bei ausschließlicher Betrachtung der beiden Meßgrößen 
"relatives Wachstum" und "Flächenausstattung" mit zunehmender Flächenausstattung eher die 
Tendenz zu geringerem Wachstum. Von allen Betrieben liegen diejenigen mit dem höchsten 
Wachstum von 1 00 bis 220 v. H. sämtl ich im unteren Betriebsgrößenberei eh. Von den flächen
reicheren Betrieben erlangt dagegen bis 1973 keiner eine Produktionskapazität, die mehr als 
150 v.H. der Ausgangskapazität von 1961 ausmacht. Ein relativ großer Teil dieser Betriebe liegt 
sogar im negativen Wachstumsbereich. 

Da die Flächenausstattung ein herkömml ich zwar verbreiteter, fUr die vorl iegende Fragesteil ung 
jedoch möglicherweise kein hinreichend exakter Betriebsgrößenmaßstab ist, findet sich in Abb. 2 
eine GegenUberstellung der Größen "relatives Wachstum" und "Ausgangsproduktionskapazität". 
Diese Abbildung bestätigt die Beobachtungen in Abb. 1: Das stärkste relative Wachstum errei
chen die kleinsten Betriebe, mit zunehmender Betriebsgröße zeigt sich eine deutliche Tendenz 
zu geringerem Wachstum. Diese Differenzen im Wachstum können dabei nicht mit Unterschieden 
in der Fremdkapitalbelastung erklärt werden. Zwischen den einzelnen Wachstumsgruppen sind 
etwa glei eh hohe Fremdkapitalbelastungen je 1 000, -- DM Produktionskapazität zu Beginn der 
Betrachtungsperiode festzustellen. Die Betriebe mit einer Kapazitätsausdehnung auf uber 200 v. H. 
der Ausgangskapazität verfUgen im Jahre 1960/61 Uber 1 179,-- DM, im Jahre 1972;73 Uber 
1 204, -- DM Fremdkapital/l 000, -- DM Produktionskapazität. FUr die Betriebe im Wachstums
bereich zwischen 80 und 100 v. H. des Anfangswertes liegen die entsprechenden Werte bei 
1 096, -- DM bzw. 1 210, -- DM Fremdkapital/l 000, -- DM Produktionskapazität (vgl. hierzu 
Übersicht 4, S. 440). 

Einkommensorientierte quantitative Wachstumsanalysen sollten als Maßgröße fUr das Wachstum 
neben der Verönderung der Produktionskapazität je Betrieb ebenfalls die Verönderung der Pro
duktionskapazität je Arbeitskraft im Zeitablauf berUcksichtigen. Eine diesbezUgliehe Untersu
chung des vorliegenden BuchfUhrungsmaterials kommt zu dem Ergebnis, daß das Wachstum der 
größeren Betriebe im Beobachtungszeitraum gemessen an der Veränderung der Produktionskapa
zität/AK erheblich stärker war als die relative Veränderung der Produktionskapazität/Betrieb. 
Mit anderen Worten: Mit steigendem lohnniveau wurden in den größeren Betrieben kräftige Pro
duktivitätssteigerungen beim Faktor Arbeit durch Reduzierung des AK-Besatzes bei gleichzeitig 
nicht so stark veränderter Produktionskapazität/Betrieb erreicht. Die Analyse des uber 15 Jahre 
erreichten Wachstums/AK zeigt zwischen den einzelnen Betriebsgrößenklassen ein etwa gleiches 
Bild hinsichtlich Wachstumshöhe und Streuung. Die stärkste Ausdehnung der Produktionskapazität/AK 
erreichen jedoch auch hier die Betriebe mit der kleinsten AnfangskapazitClt oder - was gleich
bedeutend ist - Betriebe mit dem höchsten Kapazitätszuwachs je Betrieb konnten im Gruppendurch
schnitt gleichzeitig noch Arbeitskräfte freisetzen. Die entsprechenden Werte sind aus Übersicht 2 
zu entnehmen. 

Übersicht 2: Durchschnittfiches Wachstum der Produktionskapazität/Voll-AK 1) 

Wachstum/ 
Betrieb > 175 140-175 120-140 100-120 
(Gruppe) 

Wachstum/ 295,3 244,4 218,1 212,8 Voll-AK 

Zahl der 45 53 63 49 
Betriebe 

1) Produktionskapazität je VolI-AK 1971/72 - 1973;74 dividiert durch Prod. -Kap. 
je Voll-AK 1959/60 - 1961/62 x 100 

~ 100 

222,7 

42 

1 



Damit kann der zuvor festgestellte Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und Wachstum des Be
triebes dahingehend erweitert werden, daß auch unter BerUcksichtigung der unterschiedlichen 
Möglichkeiten der AK-Freisetzung kleine Betriebe relativ störker gewachsen sind als größere. 

3.2 "Effizienz" und betriebliches Wachstum 

Neben den objektiven Standortvoraussetzungen ist fUr den Grad der Zielverwirklichung in der 
Landwirtschaft die technische und ökonomische Effizienz der Handlungen des Betriebsleiters ent
scheidend. Wie eingangs bereits ausgefUhrt wurde, ist die Problematik der Ermittlung des Ein
flusses des dispositiven Faktors auf den Betriebserfolg in einer Reihe auch neuerer Untersuchungen 
dargel egt worden. 

Die Föhigkeit bzw. Effizienz des Betriebsleiters spiegelt sich in einer Vielzahl von EinzeImerk
malen des wirtschaftlichen Handeins wider. In der vorliegenden Arbeit wird versucht, in den 
Untersuchungsbetrieben bei gegebener Produktionsrichtung und gegebenem Produktionsumfang 
in den einzelnen Jahren diese Effizienz des Betriebsleiters zu messen als Quotienten aus der 
Summe der nominalen, auf Naturraumebene ermittelten Standarddeckungsbeitröge und dem tat
söchlich erzielten Betriebseinkommen. Der in der Untersuchung verwendete Effizienzquotient 
errechnet sich wie folgt: 

E =~ Betriebseinkommen x 100 /15 
"f..- EStandarddeckungsbeitröge 1) • 

In diesem Wert wird somit nur die Effizienz des Betriebsleiters bei der jeweiligen Organisation 
untersucht, nicht dagegen seine Effizienz in der langfristigen Produktionsausrichtung. 

Um eine Verzerrung des Effizienzquotienten, die durch größen- und organisationsabhöngige Un
terschiede in den Festkosten der einzelnen Betriebstypen bedingt sein könnten, auszuschalten, 
wurde beim Effizienzvergleich zwischen den Betrieben eine Gruppierung nach Hauptproduktions
richtung (Futterbau und Marktfruchtbau) sowie nach Umfang der Produktionskapazitöt vorgenommen. 

Der letztlich fUr jeden Betrieb ausgewiesene Effizienzquotient stellt den Mittelwert der jöhrlich 
errechneten Effizienzquotienten des Betriebes fUr den gesamten Betrachtungszeitraum dar. 

Das Ergebnis der Effizienz-Analyse fUr die untersuchten Betriebe im Betrachtungszeitraum von 
1959/60 bis 1973;74 ist Abbildung 3 zu entnehmen. 

In Abbildung 3 föllt zuni:lchst die beachtliche Streuung der Effizienz zwischen den Betrieben in 
den einzelnen Betriebsgruppen auf. Deutliche Unterschiede in den Effizienzquotienten zwischen 
den Betrieben deuten also auf nachhaltig wirksame Unterschiede der Qualiti:lt des dispositiven 
Faktors des Betriebsleiters hin. Der Effizienzbereich erstreckt sich sowohl im Futterbau als auch 
im Marktfruchtbau von den Quotienten 30 - 100. 

Bei der Interpretation dieser Werte muß allerdings beachtet werden, daß fUr Einzelbetriebe außer
gewöhnliche objektive Gegebenheiten, die sich positiv oder negativ auf den Betriebserfolg aus
wirken, durch das Berechnungsverfahren dem Betriebsleitereinfluß hinzugerechnet werden. Als 
Beispiel seien bestimmte vom Durchschnitt abweichende Absatz- und Bezugsbedingungen fUr land
wirtschaftliche Produkte und Produktionsmittel genannt. Daruber hinaus ist zu berucksichtigen, 
daß durch die Annahme gleicher jöhrlicher Standarddeckungsbeitri:lge fUr gleiche Produktionsrich
tungen innerhalb desselben Naturraumes mögliche Abweichungen vom Standardwert, die durch 
Unterschiede in den Boden- und Klimaverhöltnissen bedingt sind, ebenfalls nicht eliminiert wer
den. Dieser Fehler dUrfte sich jedoch zumindest in der Produktionsrichtung "Futterbau" nicht so 
gravierend auswirken. Effizienzunterschiede sind hier bekanntlich in sehr viel sti:lrkerem Maße 
durch die jeweil ige Effizienz in der Nutzviehhaltung verursacht. Hinsi chtl ich der Marktfrucht
baubetriebe ist davon auszugehen, daß Betriebe mit Uberwiegendem Marktfruchtanteil sich schwer
punktmößig ohnehin auf die besseren Böden verteilen und somit von wenigstens sehr i:lhnlichen 

1) Zu jeweiligen Preisen und Ertrags-Aufwandsverhöltnissen einschließlich aller außerordentli
chen Ertröge, die auch bei der Ermittlung des Betriebseinkommens berucksichtigt werden. 
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natUrlichen Produktionsvoraussetzungen ausgegangen werden kann. Die in Abb. 3 ausgewiesenen 
Effizienzunterschiede zwischen den Betrieben mUssen also in wesentlichem Maße als Betriebslei
tereinfluß interpretiert werden. Um den Bezug zu den vorangegangenen AusfUhrungen herzustel
len, ist auf der Koordinate des Diagrammes das Wachstum der einzelnen Betriebe abgetragen. 
Es zeigt sich insgesamt, daß in dem beobachteten Zeitraum Betriebe mit gleicher Effizienz durch
aus unterschiedlich stark gewachsen sind und umgekehrt Betriebe mit gleichem Wachstum erheb-
I ich voneinander abweichende Effizienzquotienten aufweisen. Die in den Abbildungen 1 und 2 
deutlich gewordenen Wachstumsunterschiede zwischen den einzelnen Betrieben sind durch Unter
schiede in der Effizienz der einzelnen Betriebsleiter nach dem hier verwendeten Maßstab nicht 
zu erklören. 

3.3 Einkommen und betriebliches Wachstum 

Die zentrale Bedeutung, die dem einzelbetriebl ichen Wachstum fUr die Erhöhung der Einkommen 
in der Landwirtschaft allgemein beigemessen wird, ist Ausdruck der These, daß wachsende Betriebe 
im Zeitablauf ihr Einkommen erhöhen. Das verfUgbare Untersuchungsmaterial wurde zunöchst in 
Richtung auf die ÜberprUfung dieser auf den ersten Blick einleuchtenden These analysiert. Die 
entsprechenden Ergebnisse finden sich in Abbildung 4. 

Bei der Darste"ung der Zusammenhönge zwischen den Größen "Einkommen" und "Wachstum" 
wurde die Gesamtheit aller Betriebe in fUnf Wachstumsgruppen unterteilt, und zwar in die Grup
pen mit einer Produktionskapazitötsausstattung am Ende des Betrachtungszeitraumes von Uber 
175 v.H., 140 - 175 v.H., 120 - 140 v.H., 100 - 120 v.H. sowie unter 100 v.H. der Anfangs
produktionskapazitöt. Als Einkommensmaßstab wurde das reale Roheinkommen verwendet. 

Die durchschnittlichen prozentualen realen Roheinkommenssteigerungen weisen im Betrachtungs
zeitraum deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Wachstumsgruppen auf. Die größten 
Einkommenssteigerungen erreichen mit nahezu 80 v.H. die Betriebe der Gruppe mit dem störk
sten betrieblichen Wachstum. Mit abnehmendem Wachstum der Produktionskapazitöten kann im 
Durchschnitt der Gruppen auch eine Abnahme des Einkommenszuwachses beobachtet werden. 
Im negativen betrieblichen Wachstumsbereich ist in der letzten Gruppe ebenfalls eine Verminde
rung des realen Roheinkommens im Zeitraum von 15 Jahren festzustellen. 

Grundsötzlich ist davon auszugehen, daß Einkommensönderungen in den unter$uchten Betrieben 
das Ergebnis einer kombinierten Wirkung zahlreicher Einflußgrößen sein können. In diesem Zu
sammenhang sind besonders die möglichen Einkommenseffekte zu nennen, die von einer Änderung 
der Produktionsrichtung herruhren. Diese Effekte, die durch langfristige Verönderungen der Wett
bewerbskraft der Betriebszweige bedingt sind - ausgedrUckt in den Standarddeckungsbeitrögen -
kommen in dem verwendeten Wachstumsmaßstab nicht zum Ausdruck. 

Die ÜberprUfung des Datenmaterials im Hinblick auf diese mögliche Ursache der mangelnden Aus
sageföhigkeit der Beziehungen zwischen Wachstum und Einkommen ergab, daß im Untersuchungs
zeitraum, abgesehen von den Betrieben mit der höchsten Anfangskapazitötsausstattung und dem 
geringsten Wachstum, keine einschneidenden Verönderungen der Hauptproduktionsrichtung zwi
schen den einzelnen Wachstumsgruppen eintrat. Die in Abbildung 4 aufgezeigten Unterschiede 
in der Einkommenssteigerung zwischen den Gruppen sind also im wesentlichen als Wachstumsef
fekte zu interpretieren. Insofern wird hier eine Tendenz bestötigt, die sich bereits in Kap. 3.1 
hinsichtlich der Beziehung Ausgangsproduktionskapazitöt/Wachstum andeutete. Von den unter
suchten Betrieben wachsen diejenigen mit geringer Ausgangskapazitöt und dementsprechend gerin
geren Roheinkommen störker als die mit höheren Ausgangskapazitöten und höheren Roheinkommen. 

Diese Beobachtung gilt allerdings nicht fUr jeden Einzelbetrieb, wie ebenfalls aus Abbildung 4 
hervorgeht. Die dort in den einzelnen Wachstumsgruppen dargestellte Höufigkeitsverteilung der 
Roheinkommen zeigt, daß beispielsweise auch einige wenige Betriebe mit sehr hohem Anfangs
roheinkommen ein Wachstum von Uber 75 v.H. erreichen. Umgekehrt finden sich auch im unteren 
Wachstumsbereich abweichend vom Mittelwert einzelne Betriebe mit relativ geringem Rohein
kommensniveau zu Beginn der Betrachtungsperiode. Insgesamt wird jedoch deutlich, in welchem 
Umfang Einkommenssteigerungen realisiert werden konnten. Zugleich ist abzulesen, daß die 
Einkommensverteilung innerhalb der Gruppen breiter geworden ist. 



c) Betriebe mit> 175 v. H. 
Prod. - kap. -veränderung n = 45 ,) 

Zahl der Betr 
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In den folgenden Abschnitten werden hierzu weitere Erkl1:irungsversuche unternommen. 

3.4 Entnahmen, Eigenkapitalver1:inderung und Wachstum 

Die Entnahmen der Unternehmerfamil ie wurden mit Hilfe einer Liquidit1:itsrechnung unter BerUck
sichtigung der Fremdkapital-, Guthaben- und Forderungenver1:inderung ermittelt, die absolute 
jClhrliche EigenkapitalverClnderung aus einer Einkommensrechnung. 

Im Zeitraum von 1959/60 - 1967/68 waren die Angaben uber die Einlagen in das landwirtschaft
liche Unternehmen nicht verfUgbar, so daß die als Entnahme bezeichneten Geldmittel den Saldo 
aus Entnahmen und Einlagen darstellen. Ab 1968/69 sind die Einlagen explizit in der Berechnung 
der jClhrlichen Entnahmen berUcksichtigt. Zudem lagen ab 1968/69 die Angaben des Betriebslei
ters Uber seine Privatentnahmen ohne persönliche Steuern vor. 

Im vor! iegenden Datenmaterial sind Investitionen fUr FI1:ichenzukClufe erst ab 1968/69 ausgewiesen. 
Damit die Entnahmen und die EigenkapitalverClnderung vor 1968/69 durch diese Investitionen 
nicht verfCllscht sind, wurden solche Werte, bei denen gleichzeitig eine EigentumsflClchenver-
1:inderung ausgewiesen war, aus der Untersuchung herausgenommen. Damit konnten alle die Betriebe 
in diesem Kapitel nicht berUcksichtigt werden, in denen die Zahl der errechneten Entnahme- und 
EigenkapitalverClnderungswerte in einzelnen Teilperioden (5 Jahresmittel) zu gering war aufgrund 
starker FIClchenver1:inderung und/oder Übergang von Eigentums- zu Pachtbetrieb bzw. umgekehrt. 
Weiter wurden die Betriebe aus der Untersuchung herausgenommen, bei denen die Differenz zwi
schen den angegebenen Privatentnahmen und den errechneten Entnahmen in der dritten Teilperiode 
durch persönliche Steuern nicht erklClrt werden konnte. FUr die dritte Teilperiode und den Gesamt
zeitraum verblieben 209 Betriebe in der Untersuchung. 

Die durchschnittlichen Entnahmen im Gesamtzeitraum und in den 3 Teilperioden und die dazuge
hörige Standardabweichung gehen aus Übersicht 3 hervor. Daraus wird fUr den Durchschnitt der 
Betriebe der steigende Bedarf an Einkommen zu Konsumzwecken deutl ich. Es muß allerdings be
rUcksichtigt werden, daß die Entnahmen im Zeitraum 1969;70 - 1973;74 im Unterschied zu den 
vorherigen Perioden die Einlagen mit berUcksichtigen. 

Übersicht 3: Entnahmen der untersuchten Betriebe 

Gesamt- 1960/61- 1964/65- 1969/70-
zeitraum 1963/64 1968/69 1973/74 

durchschnittl· 1 ) 
Entnahme in DM 13.892 11. 751 15.137 18.436 

Standardab- 7.996 10.127 19.108 11.255 weichung 

Zahl der 209 209 220 209 Betriebe 

1) deflationiert mit Preisindex der Lebenshaltung (1962 = 100) 

Die durchschnittlichen Entnahmen der Einzelbetriebe uber den Gesamtzeitraum sind in Abbildung 5 
in AbhClngigkeit vom Gewinn dargestellt. Um durch die verClnderte Grundlage bei der Berechnung 
der Entnahmen ab 1968/69 kein verzerrtes Bild zu bekommen, umfaßt der auf der Ordinate abge
tragene Wert ab 1968/69 neben dem Gewinn auch die Einlagen. 
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Abb.6 ~ jährliche Eigenkapitalveränderung') und betriebliches Wachstum 
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Abbildung 5 I1:ißt den engen Zusammenhang zwischen Entnahmen und Gewinn fUr alle Entnahme
niveaus erkennen 4). Die Zahl der Betriebe mit uber dem Gewinn liegenden Entnahmen ist zwar 
im unteren Bereich der Darstellung höher, jedoch I1:ißt sich aus der Abbildung nicht erkennen, 
daß Betriebe mit sehr hohem Gewinn relativ weniger entnehmen. Vielmehr sind es die Betriebe 
mit mittlerem Gewinn (15.000 - 30.000), deren Relation zwischen Gewinn und Entnahmen eine 
höhere betriebsinterne Sparquote zum Ausdruck bringt. 

Insgesamt ist jedoch fUr die hier zu erörternden Einkommens- und Wachstumsprobleme festzu
stellen, daß gerade auch im unteren Einkommensbereich von unter 10.000,-'- DM Gewinn pro 
Betrieb etwa gleiche Sparquoten erreicht werden. 

Das in Abbildung 5 dargestell te Entnahmeverhol ten der Betriebsleiterfamil ien und die damit ver
bundene Wirkung auf die Eigenkapitalver1:inderung der Betriebe muß als ein entscheidender Be
stimmungsfaktor fUr die anfangs erläuterten Unterschiede in den einzelbetrieblichen Wachstums
verläufen, vor allem fUr die hohen Wachstumsraten der Betriebe mit geringer Ausgangskapazitäts
ausstattung, angesehen werden. 

Zur Veranschaulichung dieses Sachverhaltes sei auf Abbildung 6 verwiesen. 

Hier treten zunächst die großen Unterschiede in der jährl i chen absol uten Eigenkapitalveränderung 
der Betriebe hervor. Die Veränderungen umfassen einen Bereich von Eigenkapitalverlusten von 
weit uber 10.000, -- DM bis zu Eigenkapitalerhöhungen von uber 10.000, -- DM pro Jahr. 
Diese Entwicklung kann naturgemäß nicht unabhängig von der jeweils zu Beginn des Betrachtungs
zeitraumes gegebenen Flächenausstattung gesehen werden. Kennzeichnend fUr die Bedeutung 
der Eigenkapitalvermehrung fUr das Wachstum kleiner Betriebe ist, daß die untersuchten Betriebe 
mit relativ kleiner Flächenausstattung zu Beginn und kr1:iftigem Wachstum in den folgenden Jahren 
mit wenigen Ausnahmen in dem Bereich positiver Eigenkapitalveränderung lagen. Eigenkapital
verluste sind in erster Linie bei den zu Beginn flächenreicheren Betrieben zu registrieren. Im 
Bereich von 0 - 7500, -- DM bilden Betriebe mit 30 - 50 ha Anfangsflächenausstattung einen 
Schwerpunkt, noch größere Eigenkapitalverluste sind in der Regel nur in Zusammenhang mit noch 
größerer Flächenausstattung zu Anfang der Untersuchung zu beobachten. Ähnliches gilt umge
kehrt fUr den Bereich der höheren positiven Eigenkapitalver1:inderung von mehr als 7 500,-- DM 
jährlich im Durchschnitt der 15 Jahre umfassenden Entwicklungsperiode. Auch hier dominieren 
Betriebe, die bereits zu Beginn Uber eine FI1:ichenausstattung von mehr als 50 ha LN verfUgten. 

Die Bedeutung des Eigenkapitals fUr die Finanzierung des betrieblichen Wachstums geht ebenfalls 
aus den in Übersicht 4 zusammengestellten Daten uber Wachstum, Investition und Fremdkapital
belastung des untersuchten BuchfUhrungsmaterials hervor. Hier zeigt sich, daß mit hohen Wachs
tumsraten von 1960/61 - 1972/73 zwar eine absol ut kr1:iftig ansteigende Fremdkapitalsumme/Betrieb 
verbunden war. Bezogen auf 1 000, -- DM Produktionskapazit1:it ist das Fremdkapital in den 
wachsenden Betrieben durchschnittlich jedoch, mit Ausnahme der 2. Wachstumsgruppe, nur um 
10 - 30 v. H. gestiegen. Hieraus kann auf einen entsprechend hohen Eigenkapitalanteil bei der 
Wachstumsfinanzierung geschlossen werden. 

4 Zusammenfassende Betrachtu.!:!& ==================-
Das vorliegende Material wurde im Hinblick auf Ver1:inderungen der Produktionsstruktur in EinzeI
betrieben und die dafUr maßgeblichen Einfl ußfaktoren untersucht. Diese Fragen mit ihren Ein
kommensaspekten stellen den zentralen Punktin den Entscheidungen des Betriebsleiters dar. 
Denn der Betriebsleiter hat bei gegebener objektiver Ausgangssituation die Anpassung der Unter
nehmensstruktur an si ch ändernde Umwel tdaten vorzunehmen. Unter Entscheidungen des Betriebs
leiters werden in diesem Sinne nur die Entscheidungen verstanden, die die langfristige Unter
nehmensentwicklung betreffen, nicht dagegen Einzelentscheidungen im Bereich der Durchfuh
rung der langfristigen Pläne wie Kauf- und Verkaufentscheidungen oder Entscheidungen uber 
Verfahren und Produktionstechniken. Auch kann es nicht Gegenstand dieser Untersuchung sein, 
uber Motivation und Art der Entscheidungsfindung Hypothesen aus dem vorliegenden Material 
zu gewinnen (Zu diesem Grenzbereich zwischen Betriebslehre und Soziologie vgl. z. B.: 
b.BLANCKENBURG, P.; 1960; v.DEENEN, B., 1971; SACHS, R.E.G., 1972; TEBRÜGGE, F., 
1972). 
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Übersicht 4 Wachstum, Investition und Finanzierung 

r.- - - ---- -----
Wachstptns- Flächen- Produk- Produk- Durch- Verhältnis Fremd3) Fremd'l! Fremd-
gruppe ausstat- tions- tions- schnittl. Investition/ kapital kapital) kapital pro 

tung kapazität kapazität reale 2 3 Anfangs- 1000 DM 
1960/61 1960/61 1972/73 Investition) ) kapazität 1960/61 1972/73 Prod. -Kap. 

1960/61 

> 200 
I 
! 180 - 200 

,I J GO - 180 
I 
! 140 - 160 

1120 - 140 

! 100 - 120 
I I 80 - 100 

I < 80 

I 

25,4 30730 75737 

23,5 29892 55963 

31,0 38753 64187 

29,4 33325 49239 

53,0 59852 77535 

54,8 63085 69204 

107,2 131217 117947 

96,4 102899 82759 

11285 

10579 

9233 

8377 

13729 

13778 

27409 

14271 

0,37 

0,35 

0,24 

0,25 

0,23 

0,22 

0,21 

0,14 

36217 91222 

26564 91678 

57256 108519 

34235 59735 

54260 78889 

60376 86736 

143766 142766 

98039 115334 

1) Produktionskapozittit 1971;72 - 1973;74 in v.H. der Prod.-Kap. 1959/60 - 1961/62 
2) Gebtiude, Grundverbesserung, Maschinen 
3) deflationiert mit Index der Einkaufspreise fUr Neubauten und Maschinen 1962/63 = 100 
4) Vgl. hierzu Übersicht 5, GI. 2.1 - 5.3 

1179 

889 

1477 

1027 

907 

957 

1096 

953 

Fremd
kapital pro 
1000 DM 
Prod. -Kap. 
1972/73 

1204 

1638 

1691 

1213 

1017 

1253 

1210 

1394 

Zahl der 
Betriebe 

21 

19 

14 

44 

64 

50 

36 

7 



Ziel dieser Auswertung ist es vielmehr, an hand der für einen längeren Zeitraum vorliegenden 
Beobachtungen über individuelle Entwickl ungsverläufe Hypothesen zu gewinnen hinsi chtl ich 
der den Strukturwandel verursachenden meßbaren Einflüsse aus dem einzelbetriebl ichen und 
gesamtwi rtschaftl i chen Bere i ch. 

Nur diese meßbaren Größen können für betriebswirtschaftliche Fragen zu einer realistischen 
Einschätzung der zukünftigen Entwickl ung landwirtschaftl icher Betriebe herangezogen werden, 
solange auf breiter Basis ungenügende Informationen über erwerbswirtschaftliche Ziele von 
Landwirten und ihre Stellung im gesamten Zielbündel vorliegen. Dabei genügt es nicht, an hand 
von Persönlichkeitsmerkmalen des Betriebsleiters und Erfolgsdaten des Betriebes die individuelle 
Entwicklungschance des Unternehmens abzuschätzen. Erst wenn es gelingt, zwischen tatsächli
chen Zielen und erreichtem Grad der Zielverwirklichung unter Berücksichtigung der Lern- und 
Anpassungsfähigkeit begründet zu differenzieren, ist es möglich, spezielle Entwicklungen als 
Falge des Betriebsl eitereinfl usses zu erkl ären. 

In den Kapiteln 3.1 bis 3.4 wurden Beziehungen zwischen Wachstum, Betriebsgröße, Einkommen 
und Entnahmen untersucht. Als Ergänzung dazu sind in Übersicht 5 zusammenfassend die Ergeb
nisse von Regressionsanalysen dargestellt. 

Aus den Gleichungen 2.1 bis 5.3 wird zum einen die enge Beziehung zwischen Gewinn und Ent
nahmen bestätigt, zum anderen ist diesen Gleichungen zu entnehmen, daß die Betriebsgröße 
für das Entnahmeverhalten - wenn auch nicht in allen Perioden, so doch in der Analyse des Gesamt
zeitraumes und in der Teil periode 1 - einen signifikanten Einfluß auf die Entnahmen ausübt, der 
zusätzlich zum Erklärungsfaktor Gewinn den Erklärungswert des Modells erhöht. Zu der absoluten 
Höhe der Regressionskoeffizienten ist anzumerken, daß in den Perioden I und II der Gewinn 
bereinigt ist um den Geldwert der Naturalentnahmen. 

In den Gleichungen 1.1 bis 1.3 wird das Wachstum der Betriebe, gemessen an der relativen 
Veränderung der Produktionskapazität, durch die durchschnittl i che jährl i che Eigenkapitalverände
rung bzw. durch Gewinn und Entnahmen und durch die Anfangsflächenausstattung zu erklären 
versucht. Bei insgesamt niedrigem Bestimmtheitsmaß ergeben sich für alle Regressionskoeffizienten 
signifikante Werte. Es wird die relativ hohe negative Korrelation zwischen Betriebsgröße und 
Wachstum, die in Abbildung 1 dargestellt ist, bestätigt, jedoch handelt es sich hierbei sicher nicht 
um kausale Beziehungen nach dem Prinzip von Ursache und Wirkung, sondern es ist der Ausdruck 
für einen Sachverhalt, dessen Ursachen in einem mit der Betriebsgröße eng verbundenen Komplex 
von objektiven und subjektiven Größen liegen. Die Verwendung nichtlinearer Schätzfunktionen 
bei der Untersuchung der Beziehungen zwischen Wachstum und Betriebsgröße las sen hierfür, wie 
aus Abbildung 1 zu ersehen ist, eine noch deutlichere Bestätigung erwarten. 

Aus der Analyse des vorliegenden Materials leiten wir, auch unter Beachtung der durch die Aus
wahl der Untersuchungsbetriebe bedingten Besonderheiten, zusammenfassend folgende Thesen ab: 

(1) Landwirtschaftliche Betriebsleiter weichen in ihren Entscheidungen über die längerfristige 
Gestaltung von Umfang und Richtung der Produktion ihrer Betriebe deutl ich von der Handlungs
maxime der klassischen ökonomischen Theorie ab und streben statt nach optimal en Lösungen 
nach für sie befriedigenden Lösungen (SIMON, H.A., 1957). 

(2) Die tatsächl iche Betriebsentwickl ung wird in starkem Maße durch die auch im unteren Be
triebsgrößenbereich gegebene große Anpassungsfähigkeit des individuellen Entnahme-Anspruch
niveaus an das konsumfähige Einkommen geprägt. 

(3) Die praktische Agrarpol itik soll te die unter (1) und (2) genannten Thesen berücksi chtigen 
und bei der Beurteilung der Entwicklungsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe nicht allein von 
einem allgemeinen Einkommensschwellenwert ausgehen. 
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Übersicht 5: Analyse des einzelbetrieblichen Wachstums und der Privatentnahmen 1) 

Nr. Ziel- PeriodJ add. Regr.-Koeffizient und Standardfehler d. 
größe I Konstante Regr. -Koeff.2) 

Gewinn Eigen- Ent- ha 1) 

I ka.p. nahme LN 
.. d veran. 

1.1 Wachs- ...... 155,6 ° 0019x ) - 0,5065x ) 0,25 CD , 
tum 

01 
(0,0004) (0,0674) CD -- - ° 4302x ) 1.2 Wachs-

en 
157,6 0,16 0 , 

tum I (0,0694) 
..... 

0,0019x ) -0,0016xl O,5952x ) 1.3 Wachs- CD 151,9 0,25 "" tum e..> (0,0838) 
~ 

2. 1 Ent-
..... 

3333 o 5077x ) 24 314x ) 0,67 CD 
01 

, , 
nahme CD (0,0356) (11,51) --2.2 Ent-

en 
3500 ° 5555x) 0,65 0 , 

I 
nahme ..... (0,0277) 

CD 

128,75x ) "" 2. 3 Ent- e..> 7713 0,33 
nahme -- (12,50) "" "" ..... 

o 405x ) 70,02x ) 3.1 Ent- CD 3379 0,61 01 , 
nahme CD (0,042) (11,04) --en I 

o 569x) 3.2 Ent- 0 4720 0,45 I , 
nahme ..... (0,037) CD 

en 
134 29x ) 3.3 Ent - e..> 5285 0,53 -- , 

nahnle I 
en (10,48) "" 

4. 1 Ent- ~ 11280 0,769x) 11,7 0,83 
nahme ~I (0,034) (15,7) 

4.2 Ent- r 1 1549 0,786x ) 0,83 
nahme (0,025) 

4.3 Ent- !I 251,7x ) 0,41 
nahme ;',;! ( 20,6) 

5.1 Ent-
..... 1 o 575x ) 37 91x ) 0,66 CD 12830 , , 

nahme 
en 

( 0,039) (15,67) CD -- O,631 x) 5.2 Ent- "" 3272 0,65 0 

nahme 
I 

(0,032) ..... 
CD 

173,35x ) 5.3 Ent- -§. 110224 0,31 
nahme ( 17,97) "". 

1) zu Beginn der Periode 

2) lineare Regression, x)Signifikant mit 5 % Irrtumswahrscheinlichkeit 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON H. DE HAEN UND 

C. LANGBEHN/G. HEITZHAUSEN 

zusammengestell t von 

Fa bi an Rau e, Ki el 

Die vorgelegten Arbeiten haben beide zum Inhalt, die Wechselbeziehungen zwischen landwirt
schaftl ichen Unternehmen und Haushai t zu untersuchen. Im Beitrag von de HAEN nimmt die 
theoretische Grundlegung und Erarbeitung eines Analysemodells breiten Raum ein. Dazu wird 
in der Diskussion herausgestell t, daß es durchaus notwendig sei, eine Theorie des Konsumverhal
tens von Landwirten zu erstellen bzw. weiter zu vervollständigen. 

In der Diskussion des vorgestellten Modells, das FISHER und HIRSHLEIFER in seinen Grundzügen 
entwickelten, wurde der Frage nachgegangen, ob es notwendig und sinnvoll sei, einen simulanten 
Zusammenhang zwischen Konsumbereich und Produktions- und Investitionsbereich anzunehmen, 
oder ob ein zweistufiger Modellaufbau Vorteile biete. Die Diskussionsteilnehmer sprachen sich 
für ein Modell aus, in dem zunächst eine optimale Produktions- und Investitionsfunktion geschätzt 
wird und dann die Gewinne nach einer individuellen Nutzenfunktion auf Konsum- und Investi
tionsbereich verteilt werden. Das vorgestellte Modell kann als zweistufiges Modell aufgefaßt 
werden. Der Unternehmer trifft zunächst anhand der Produktionsfunktion, die in diesem Fall 
dynamisch formuliert ist, eine Entscheidung über den optimalen Investitionsumfang. Von da aus 
wird gefragt, ob dieser Punkt der maximal erreichbaren, intertemporalen Konsumkombination 
entspricht. 

Zum Schluß der Diskussion des theoretischen Teils werden die Möglichkeiten der Nutzbarma
chung makroökonomischer Untersuchungen zum Interdependenzberei ch zwischen Haushai ten 
(Konsum) und Unternehmen (Produktions und Investition) angesprochen. Die in diesem Bereich 
häufig angewendeten Funktionen, z.B. die FRIEDMAN-Funktion, gehen ebenfalls vom neoklas
sischen Modell aus und sind somit keine Alternativen. 

Zum empirischen Teil der Untersuchungen wird bemerkt, daß im Beitrag von de HAEN eine umfas
sendere empirische Überprüfung der Modellannahmen auf breiterer Datenbasis wünschenswert sei. 
Durch die vorgenommene Gruppierung des Materials in Tabelle 1 des Referates sei die Beziehung 
zwischen Einkommensstabil itClt und Wachstum der Betriebe mögl icherweise durch Faktoren bedingt, 
die aus der Darstellung nicht hervorgehen. 

Das Referat von LANGBEHN und HEITZHAUSEN beschäftigt sich im wesentlichen mit dem tatsäch
lichen Wachstum von Betrieben, deren Buchführungsdaten über einen längeren Zeitraum verfolgt 
werden können. Daraus wird versucht, Verhaltenshypothesen und Bestimmungsgründe für einzel
betriebl iches Wachstum abzuleiten. Die Ansi chten über den dabei verwendeten relativen Wachs
tumsmaßstab bleiben in der Diskussion kontrovers. Beispielsweise wird darauf hingewiesen, daß 
es durchaus mögl ich ist, trotz relativ hohen Wachstums in der Vergangenheit nicht zu gewährlei
sten, daß der absolute Zuwachs an Produktionskapazitäten ausreicht, den steigenden Bedarf 
an entnahmefähigem Einkommen zu decken. 
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In Zusammenhang mit der Diskussion der Entwicklungsf1ihigkeit landwirtschaftlicher Betriebe wird 
darauf hingewiesen, daß in der vorliegenden Arbeit nicht untersucht worden sei, zu welchem 
Ergebnis normative Analysen geführt h1itten. 
Als Grund für die beobachteten Zusammenh1inge zwischen Wachstum und Betriebsgröße wird die 
unterschiedl iche Arbeitsverfassung in den einzelnen Betriebsgrößenklassen angeführt. Danach 
h1itten Betriebe mit nur familieneigenen Arbeitskr1iften einen Vorteil in der Eigenkapitalbildung 
gegenüber Betrieben mit Lohnarbeitsverfassungo Dies gilt jedoch nur, wenn Familienarbeitskräfte 
weniger Einkommen für private Zwecke beanspruchen als Fremdarbeitskr1ifte. Dieser Zusammen
hang ist aber wesentlicher Bestandteil der Analyse von LANGBEHN und HEITZHAUSEN. 

Das relativ geringe Wachstum der größeren Betriebe könne hier auch nur in Verbindung mit dem 
gewählten Wachstumsmaßstab gesehen werden. Zum einen sei nur der betriebliche Bereich Ge
genstand der Betrachtung, so daß Vermögensvermehrungen durch außerlandwirtschaftliche Geld
anlagen nicht berücksichtigt sind, zum anderen bleibe das Wachstum, das in einer Verbesserung 
der input-output-Beziehung real isiert werde (z. B. Dränagen), unberücksichtigt. 

Nicht gekl1irt werden konnte die Frage, wie die Beziehung zwischen Effizienz des Betriebslei
ters und Wachstum zu interpretieren ist. Der Widerspruch bestehe darin, daß die Betriebsleiter 
in der Bewirtschaftung des Betriebs zwar ökonomisch besonders effizient seien, sie gleichzeitig 
aber kein höheres Wachstum erzielten. Dieses Verhalten ließe sich auch in praktischen Beratungs
gespr1ichen durchaus feststellen, sei jedoch insgesamt in seiner Bedeutung noch ungenügend 
untersucht. 
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Wissenschaftliches Ziel der diesem Kurzbericht zugrundeliegenden Forschungsarbeit ist das Er
arbeiten einer deskriptiven und normativen Theorie des Verhaltens in wirtschaftlichen Entschei
dungen und die Entwicklung von operationalen Verhaltensmodellen. 

Der Blickpunkt ist dabei zunCichst eingeengt auf langfristig wirksame Entscheidungen, die sich 
nach Abbildung 1 als Kreislauf darstellen lassen. Im oberen Kreis, der als Real itClts- oder Ausgangs
zustand bezeichnet werden könnte, sind die drei Bereiche aufgezeichnet, die in der betriebs
wirtschaftl i chen Theorie eine Rolle spielen: Die Zielfunktion, die ProduktionskapazitClten im 
herkömmlichen Sinne und sonstige Restriktionen oder auch ProduktionskapazitClten im allgemei
neren Sinne. Aus dem gegebenen Wirkungszusammenhang ist uns ollen auch gelClufig, daß die 
Zielfunktion das Ergebnis steuert. Ziele steuern also letzten Endes das Verhalten. 

Welche entscheidende Rolle Ziele im gesamten Verhaltensprozeß spielen soll an der Abbildung 2 
verdeutl i cht werden. Eine unternehmerische Handlung kann verschiedene Ausgangspunkte haben, 
das wird angedeutet durch die von außen in das Bild hinein reichenden Pfeile. Danach kann 
ein Problem auftauchen und einen Handlungsprozeß in Gang setzen, es kann an den Unternehmer 
eine Information herankommen, Ziele oder das Anspruchsniveau können sich autonom Clndern und 
schließlich kann ein Unternehmer plötzlich zu einer wichtigen Handlung sich gezwungen sehen, 
die im Nachhinein gewissermaßen als Rechtfertigung oder Rationalisierung des Verhaltens zu einem 
kognitiven Prozeß führt, wie er in der Abbildung 2 dargestellt ist. Dieser letzte Fall sollte natür
lich die Ausnahme darstellen, denn an der Tatsache der Handlung ist selbst nichts mehr zu Clndern 
und eine eventuelle Fehlentscheidung wird nicht besser durch eine nachtrClgliche Rationalisierung, 
allenfalls können daraus sich ergebende Folgehandlungen bei kritischem Nachvollzug des eigent
lich vorher notwendigen Entscheidungsprozesses günstig beeinflußt werden. Ziele und motivatio
nale Orientierung sind also die beiden Angelpunkte, um die sich das Verhalten orientiert. Es ist 
heute allgemein akzeptiert, daß die Ziele eines Unternehmers nicht nur die eine Dimension 
Gewinnmaxierung haben. Es erheben sich aber dann folgende Fragen: 447 



Abb. 1: Kreislauf unternehmerischer Entscheidungen 

Z I E L E 

ANSPRUCHS -
t-----AN PASS U N G 

M P I MOTIVATIONS-UND ZIELORIENTIERTES 
He MODELL I NDIVIDUELLEN VERHALTEN 5 75 1 06 

Abb. 2: Motivations- und ziel orientiertes Modell individuellen Verhaltens 
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1. Welche Ziele werden verfolgt 
2. Wie können die Ziele erfaßt werden bzw. mit welchen erfaßbaren Merkmalen sind die 

Ziele gekoppelt 
3. Wie beeinflußen bestimmte Ziele das Verhalten 
4. Wie können Ziele beeinflußt werden. 

Der letzte Problembereich ist wichtig fUr normative Verhaltenstheorien und Modelle, im gegen
wtirtigen Zeitpunkt sind wir mit dieser Frage noch nicht befaßt. 

Der zweite Problembereich, der einigermaßen befriedigend gelöst sein muß, bevor Ziele genannt 
werden können, fuhrt zu methodischen Fragen. 

Verfolgt man die Literatur auf diesem Gebiet, so muß man feststellen, daß es bis heute keine 
standardisierten Forschungsmethoden zur Erhebung von Zielvorstellungen gibt. Bei einer kleinen 
Stichprobe wurde von HINKEN (4) das unstrukturierte Interview mit anschließender Inhaltsana
lyse gewtihlt, bei größeren Stichproben wurden in der Regel strukturierte Interviews an Hand eines 
Fragebogens durchgefuhrt (1,2). FUr unsere in jUngster Zeit durchgefuhrte empirische Untersu
chung wurde ein Fragebogen auf Grund fruherer Erfahrungen und Angaben in der Literatur ent
wickelt, und an einer kleinen Stichprobe vorweggetestet (3). Dabei wurden sowohl offene, wie 
auch strukturierte Fragen gewtihlt und ein in der Literatur niedergelegter Persönlichkeits- und 
Interessentest (5) mitverwendet. Bei einem Teil der Stichprobe wurde auch ein weitverbreiteter 
Intelligenz- Test eingesetzt (7). Bei der Auswertung wurde die klassische wissenschaftliche Ar
beitsweise des Aufstell ens und ÜberprUfens von Hypothesen angewandt. Daruber hinaus wurde 
aus einer umfangreichen Zahl von Eingangsvariablen fUr die einzelnen Landwirte in der Stich
probe eine Faktorenanalyse durchgefuhrt, die dazu dienen sollte, aus den Eingangsvariablen 
Konzepte zu isol ieren, die die beobachteten Variablen mögl i chst einfach und in ihrem wesent-
I i chen Inhal t abbil den und erkl tiren. 

~==~~gl~~~~~~~~erial 

Es wurden etwa gleich verteilt 320 Betriebe in den Ltindern Bayern, Hessen, Rheinland Pfalz 
und Schleswig-Holstein ausgewtihlt, von denen 293 Erhebungen erfolgreich abgeschlossen wer-
den konnten. Es wurden nur hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe, ohne Sonderkulturen mit 
ausgewtihlt, deren Betriebsleiter im Alter zwischen 25 und 50 Jahren waren. Es wurde jedoch keine 
Reprtisentanz fUr die so abgegrenzte Grundmasse der Betriebe in den einzelnen Ltindern angestrebt. 

3.1 Ergebnisse aus der Literatur 

In ihrer Studie bei Farmern des mittleren Westens haben HESSELBACH und EISGRUBER (2) folgende 
Rangordnung an Zielvorstellung gefunden: 

1. Zufrieden- und Verbundenheit mit dem Beruf 
2. Anspruchsniveau an Lebensstandard und gesellschaftliche Stellung 
3. "Erfolg" im Beruf im weitesten Sinne 
4. Familienleben, insbesondere eine erfolgreiche Kindererziehung 
5. Arbeit als Lebensinhai t 
6. Eigentumsstreben, insbesondere nach Landbesitz 
7. Ruhestand und Aufgabe des landwirtschaftlichen Berufes. 

Inwieweit die Rangordnung durch den Zielerreichungsgrad geprtigt ist, muß offen bl eiben. Nach 
der Vorstellung uber die Anpassung von Anspruchsniveaus nach dem Zielerreichungsgrad liegt je
doch nahe, daß diese Rangfolge stark beeinflußt ist von dem Grad der Zielerreichung bei den 
einzelnen Komplexen bzw. von der Aktual ittit des Ziel komplexes in Abhtingigkeit von konkreten 
Situationen (z. B. Landkauf, Errei chen der Altersgrenze bzw. Zeitpunkt der Übergabe des Betriebes). 
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In einer Studie bei deutschen landwirten hat DORENKAMP (1) mit einer lihnlichen Fragestellung 
und Erhebungstechnik festgestellt, daß bei 57 % der landwirte das Sicherheitsstreben und die Be
sitzerhaltung dominieren, bei 32 % Gewinnmaximierung im Vordergrund steht und 11 % ein ruhi
ges leben an die erste Stelle ihrer Zielvorstellungen setzen. 

Bei Gartenbaubetrieben hat REUFF (6) ein stetiges Wachstum als dominantes, langfristiges Ziel 
festgestell t. 

In einer jUngsten Studie beschreibt HINKEN (4) drei Typen von Ziel komplexen bei Görtnern 
wie folgt: 

1. Optimistisch, erweiternd, konfl iktfrei 
2. Abwartend, substanzsichernd, problemvoll 
3. Pessimistisch, existenzsichernd, konfl iktvol I. 

Unsere eigene Studie war weniger als die bisher angefuhrten auf sehr allgemeine Zielvorstellun
gen der landwirte hin angelegt, sondern stlirker auf konkrete Zielvorstellungen und Zielsetzungen 
in der Bewirtschaftung des Betriebes. 

3.2 Teil-Ergebnisse aus der laufenden Untersuchung 

Die Erhebung hat bei landwirten stattgefunden, die heute ihren Betrieb als Vollerwerbsbetrieb 
bewirtschaften. Auf die Frage nach der Zukunft des Betriebes haben sich die in Tabelle 1 nieder
gelegten Antworten in Abhlingigkeit von der Betriebsgröße ergeben. Nicht verwunderlich ist, 
daß rund ein Viertel der zwischen 

Tabelle 1: Betriebszukunft 

Anzahl Voll- NE- Ungewiß Aufgabe Kommt da-
Betriebs- Erwerb Erwerb rauf an 
größe abs. " " " " " " 
~-20 ha 51 100 38 24 37 2 -

21-40 ha 130 100 69 2 29 - -
41-60 ha 7J 100 69 - JO - 1 
über 60 ha 39 100 74 - 26 - -
Zusammen 29J 100 64 5 JO - 1 

'X' .. 5J t 71 t FG .. 6 t P ~O t 1 " , berechnet aus absoluten Hliufigkeiten 

5 und 20 ha großen Betriebe mit dem Generationswechsel (splitestensl) als Nebenerwerbsbetriebe 
weiterlaufen. Erstaunlich hoch ist jedoch der Anteil an Betrieben, in denen die Zukunft als 
ungewiß bezeichnet wird. Wohl ist der Anteil logischerweise in den kleineren Betrieben noch 
am größten, aber mit rund ein Viertel ist der Anteil auch bei den uber 60 ha großen Betrieben 
noch sehr hoch. 

In gewissem logischem Zusammenhang mit der Frage der kUnftigen Betriebsexistenz steht die Frage 
der Einflußnahme auf die Kinder als Nachfolger im Betrieb. Nach Tabelle 2 unterscheiden sich 
die Antworten in Abhlingigkeit vom Alter in der Richtung, daß die jUngeren Betriebsleiter weni
ger oft auf eine WeiterfUhrung durch den Sohn oder die Tochter drlingen wUrden. Inwieweit dies 
als "liberaler" in der Kindererziehung oder einsichtiger gedeutet werden kann oder ob hier eine 
Wandlung in der Einstellung zu erwarten ist, je nliher der Zeitpunkt einer möglichen Hofuber
gabe rUckt, kann nicht nliher ergrUndet werden. Es wurde jedoch in einer offenen Frage den 
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Tabelle 2: Frage 88: WUrden Sie Ihren Sohn oder Ihre Tochter in jedem Fall zu beeinflussen 
suchen, daß sie den Hof auch in Zukunft weiterfuhren sollen? 

Anzahl Ja Nein Kommt darauf' Weiß nicht 
an 

Alter abs. " " " % " 
25 bis 30 Jahre 57 100 30 61 2 7 

31 bis 37 Jahre 96 100 40 56 1 3 

38 bis 44 Jahre 71 100 51 48 1 -
45 bis 50 Jahre 6~ 100 49 51 - -
Zusammen 293 100 43 54 1 2 

2 i( = 13,57, FG = 6, p = 2,5 - 5". 

GrUnden nachgegangen, warum die Kinder auf Übernahme des Hofes gedrängt werden. Hier zeigt 
sich kein signifikanter Alterseinfluß mehr (Tabelle 3). Aber sowohl bei den vorrangigen GrUnden, 

Tabelle 3: Frage 89: Motive der Beeinflußung beim Drängen nach HofUbernahme durch die Kinder 

Anzahl 

albs. " 

126 100 

174 100 

Gute Existenz Sicherheit Selbstständig- Bep.inf'lus- Sonsti-
u. gutes Ein- u. Besitzer- keit u. Frei- SUI1)!: durch ges 
kommen haltung heit Erziehung 

a. Nennungen auf' Rangplatz 1 
21 59 I 2 

21 

b. Ge;;mtnenrungen 8 

(Darlegung 
von Vor- u. 
Nachteilen) 

01 

" 

15 

12 

3 

2 

wie bei der Gesamtbetrachtung der angefuhrten GrUnde spielt die Besitzerhaltung und Sicherheit, 
also traditionelles bäuerliches Denken und vielleicht auch egoistische Motive, die Hauptrolle. 
Daneben geben rund ein FUnftel an, daß der Betrieb eine gute Existenz-Grundlage mit gutem 
Einkommen bietet. Die Selbstständigkeit und Freiheit als attraktives Charakteristikum wird nicht 
oft vorrangig genannt, spielt aber insgesamt eine gewisse Rolle. Die nächste Antwortkategorie 
gibt keine BegrUndung, sondern ist gewissermaßen abschwächend auf die Antwort der Beeinflußung 
zur Hofubernahme zu werten, indem dargelegt wird, wie man den gewUnschten Erfolg erreichen 
will. Ein stichhaltiger Grund konnte offensichtlich nicht genannt werden, was nicht ausschließt, 
daß es sol che gäbe. 

In Tabelle 4 sind GrUnde aufgefuhrt, die die Landwirte veranlassen in der Landwirtschaft tätig 
ble·iben zu wollen. Zu dieser Frage waren Antworten vorgegeben, von denen die gewichtigsten 
in einer Rangfolge angegeben werden sollten. Die Antwortmöglichkeiten sind im Anhang ange
geben. Daraus wurden Motive abgeleitet. Insgesamt spielt die berufl i che und famil iäre Zufrie
denheit (Antworten Nr. 9 und 12) die größte Rolle, ein Viertel der Befragten stellt jedoch die 
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Tabelle 4: Frage 85: Motive zur Beibehaltung des landw. Berufes 

Anzahl Ökon. Sieher- Beruf- Selbst- Seheu vor Rigi-
Zu- heit u. liehe, ständig- Umstel- dität 
frie- Besitz- private keit lungs- und 
den- crhal- u. fami- sehwie- Presti-
heit tung liäre rigkei- gever-

Zufrie- ten (Al- lust 
denheit ter, Um-

stellungs-
: bclastunJl:en) 

abs. % % i % " " % % i 

a. Nennungen auf Rangplatz 1 

25-30 J. 56 100 41 11 32 13 3 -
31-37 J. 90 100 27 12 -47 11 3 -
38-44 J. 70 100 16 27 36 7 13 1 

45-50 J. 67 100 18 27 25 12 15 3 

Zusammen 283 100 25 19 36 11 8 1 

:l = 36,63, FG = 15, p ~ 0,1 % - 1 " 
b. Gesamtnennungen 

25-30 J. 171 100 30 19 32 13 5 1 

31-37 j. 283 100 24 24 35 9 6 2 

38-44 J. 220 100 19 27 27 10 12 5 

45-50 J. 217 100 17 26 22 12 18 5 
Zusammen 891 100 22 24 29 11 10 3 

! ~ 2 = 5 3 , 10, FG = 15, p ~ 0, 1 " 

Zufriedenheit mit dem ökonomischen Erfolg (zumindest relativ zu den Alternativen) an die erste 
Stelle, fUr einen wesentlichen Teil spielt auch die Sicherheit und Besitzerhaltung noch eine Rolle. 
Dagegen hat die Tatsache der Selbststöndigkeit im Beruf oder negative Handlungsmotive wie 
Furcht vor Umstellungsschwierigkeiten und Prestigeverlust keine allzu große Bedeutung als Motiv 
Nummer eins. Diese Motive gewinnen jedoch an Gewicht, wenn man die Gesatmzahl der Nennungen 
in Betracht zieht, ebenso wie das Sicherheits- und Besitzerhaltungsmotiv. Es zeigt sich eine deut
liche Altersabhöngigkeit in erklörbarer Weise mit Ausnahme der Tatsache, daß gerade die jün-
geren Betriebsleiter zufriedener mit ihrer ökonomischen Situation sind. Man könnte auch erwarten, 
daß gerade sie außerhalb der Landwirtschaft sich noch Chancen ausrechnen, aber offensichtlich 
haben sie eine bessere wirtschaftliche Basis, denn es ist nicht zu erwarten, daß die Anspruche 
der jüngeren Landwirte geringer sind als die der ölteren . 

Ganz in Übereinstimmung mit den Antworten zu Frage Nr. 88 (siehe Tabelle 2) stehen die Ant
worten auf Frage Nr. 87 nach den Ausbildungsabsichten ader Prioritäten fUr die Kinder. Die 
Mehrheit will diese Entscheidung den Kindern überlassen oder sie sogar in Richtung einer Ausbil
dung fUr einen nichtlandwirtschaftlichen Beruf beraten oder beeinflußen. Die Altersabhöngigkeit 
geht hier wieder wie folgt: je älter der Betriebsleiter, umso mehr hält er eine landwirtschaftliche 
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Ausbildung für die Kinder (oder mindestens eines der Kinder!) für ri chtiger. Die 38- bis 44jähri
gen fallen etwas aus dem Rahmen, sie halten viel stärker als die jüngeren und älteren Kollegen 
an der landwirtschaftlichen Ausbildung generell (also auch für mehr als den voraussichtlichen 
Hofnachfolger !) fest und sind am wenigsten für die freie Entscheidung der Kinder zu haben. 

Tabelle 5: Frage 87: Was halten Sie heute allgemein für richtiger: den Kindern lieber eine 
gute landwirtschaftliche Ausbildung zu geben oder sie lieber einen 
außerlandwirtschaftlichen Beruf lernen zu lassen? 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

Anzahl Landw. Ein 1Eigene Erst Außer- Kommt da- Weiß 
Aus- Kind Ent- außer- ldw. rauf nicht 
bil- ldW.

1 
schei- ldw. Aus- an 

dung Aus- dung Aus- bil-
bil- der bil- dung 
dung Kinder; dung; 

kein Rück-
I Zwang kehr in 

die Ldw. 
mÖlllich 

Alter aba. " " " " " " " % 

25-30 J. 57 100 3 11 49 9 21 2 5 

31-37 J. 96 100 5 16 34 15 22 6 2 

38-44 J. 71 100 20 21 25 13 18 1 1 

45-50 J. 69 100 9 33 29 6 19 4 -
Zusammen 293 100 9 20 34 11 20 4 2 

X 2 • 50.13. FG = 15. P ~0.1" 

Sie sind es auch, die für sich am wenigsten die Selbstständigkeit als Berufsmotiv (siehe Tabelle 4) 
schätzen. Man könnte - fast als Kuriosum - anführen, daß es sich hei dieser Altersgruppe um die 
sog. "weißen Jahrgänge" handelt, d.h. um Betriebsleiter, die vermutlich am wenigsten Gelegen
heit hatten, einmal aus dem Elternhaus wegzukommen und außerhalb der Landwirtschaft (Kriegs
oder Wehrdienst!) tätig zu sein. 

Die Prioritätensetzung zwischen den Bedürfnissen der Familie und des Betriebes als Produktions
grundlage wird in Frage Nr. 86 (Tabelle 6) aufgezeigt. Fast drei Viertel der Landwirte geben 
z.B. der Kinderausbildung Vorrang vor der Betriebssubstanz. Inwieweit hier normative Vorstel
lungen die Antworten beeinflußen und im Konfliktfalle mit der Praxis übereinstimmen, muß offen 
bleiben, aber Vorsicht bei der Auslegung wäre geboten. Es scheint zumindest für die drei ersten 
Antwortkategorien eine klare Altersabhängigkeit und insbesondere ein interessantes Gegenspiel 
zwischen der bedingungslosen und bedingten Bejahung der Vorrangigkeit der Ausbildung vor der 
Betriebssubstanz gegeben zu sein, die durch den statistischen Test nicht richtig gewürdigt wird. 
Begründungen für die bedingte Zustimmung oder Ablehnung zur Frage Nr. 86 werden im Anhang 
gegeben. 

In einer Frage (Nr. 59) wurden allgemeine Wirtschaftsziele für die Zukungt erfragt. Die Auswahl
antworten (siehe Anhang) sollten in eine Rangordnung gebracht werden. Eine Zusammenfassung 
zu allgemeineren Antwortkategorien gibt die Tabelle 7 wieder. Danach spielen ökonomisch-finan
ziell orientierte Ziele die wichtigste Rolle, gefolgt von biologisch ausgerichteten Wirtschafts
zielen. Betriebliches Wachstum als vorrangigstes Ziel spielt in Schleswig-Holstein und Bayern, 
den "Agrarregionen", eine größere Rolle, ebenso mehr biologisch ausgerichtete Ziele, während 
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Tabelle 6: Frage 86: WUrden Sie, wenn notwendig, von der Substanz des Betriebes etwas verkau
fen, um Ihren Kindern den Besuch einer hcsheren Schule oder eine Studium 
zu finanzieren? 

Anzahl Ja, Ja, Nein, Nein, Kommt da- Weiß 
grund- unter grund- mit rauf" an nieht 
sätz- Be- sätz- Be-
lieh din- lieh grün-

~n1!en dung 

Alter abs. % " " " " % % 

25-30 J. 57 100 53 21 4 14 4 5 
31-37 J o 96 100 48 , 26 9 14 2 1 
38-44 J. 71 100 47 28 9 14 1 1 
45-50 J. 69 100 30 38 13 16 1 1 

Zusammen 293 100 44 28 9 14 2 2 

11' 2 , = 14,74, FG = 12, P ~ 20 %-30 " 

Tabelle 7: Frage 59: Allgemeine Betriebsziele 

Anzahl Ökon.- Biolo- Be- Orga- Risi- Teeh- Rest-
finanz. gisehe trieb- nisa- ko- nisi.e- kate·· 
Ziele Leist. liehes tori- min- rung gorie 

stei- Waehs- sehe derung und 
gerung tum Verbes- Neeha-

serung nie sie-
runp; 

abs·l " " " " " " " .' ,u 

a. Nennungen auf Rangplatz 1 
Schl.-H. 5~ 100 33 33 21 5 6 1 

Hessen 78 100 ~~ 21 9 10 10 6 

Bayern 78 100 39 23 14 17 3 ~ 

Rheinl.-Pf. ~1 100 47 16 9 26 2 0 

Zusammen 293 100 39 25 14 13 6 3 

11'2 • 27.41. FG = 15. p ~ 2.5 " 
b. Gesamtnennungen 

Schl.-H. 267 100 30 25 18 10 9 6 1 

Hessen 221 100 39 22 11 16 6 6 -
Bayern 214 100 36 22 14 17 6 3 2 

Rheinl.-Pf. 125 100 34 11 19 26 6 'I 1 

Zusammen 827 100 34 22 15 16 7 5 1 

r 2 = 34.65. FG = 18. p '" 1 " - 2.5 " 
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in den LCindern Hessen und Rheinland-Pfalz die Bkonomisch-finanziell orientierten Ziele Vorrang 
erhalten. Hieran macht sich doch ein grundlegender Unterschied in der Denkweise der Landwirte 
bemerkbar in den mehr agrarisch geprCigten im Vergleich zu den mehr von Industrie geprCigten 
Regionen. 

Es wurde auch speziell nach Ziel maßnahmen zur Kostensenkung im Betrieb gefragt mit Auswahl
antworten (siehe Anhang). In Tabelle 8 wird das Ergebnis in AbhCinigkeit von der BetriebsgrBße 
dargestellt. Mit einer Vereinfachung der Betriebsorganisation erhofft sich die Mehrzahl eine 

Tabelle 8: Frage 49: Zielmaßnahmen zur Senkung von Kosten 

Anzahl Nach- !-IR Vereinf' • Flä- Koope- Koope- Sonstiges 
bar- und der Be- chen- ration ration 

Betriebs sch. Lohn- triebs- auf'- bei in der 

größe Masch. unter- organi- sto- Ein- Vieh-
Koope- nehmer sation ckung kauf' u. hal-
ration Vermark- tung 

tung 

abs·1 " " " " " " " " a. Nennungen auf' Rangplatz 1 
5-20 ha 51 100 10 8 35 16 27 2 2 

21-40 ha 130 100 13 10 35 17 22 2 1 

~1-60 ha 73 100 12 2 33 26 19 3 3 
Iu.. 60 ha 39 100 8 5 28 46 10 3 

Zusammen 293 190 12 7 33 23 21 2 2 

~ .. 19,94, FG = 15, p ~ 10 " - 20 %;r = 17,88, FG .. 9, p ~ 2,5 "-5" 

b. Gesamtnennungen 

5-20 ha 175 100 11 20 18 13 32 3 3 

21-40 ha 445 100 13 17 20 16 28 3 3 

141-60 ha 238 100 15 18 18 20 25 3 1 

Iü. 60 ha 137 100 18 16 28 20 21 3· 4 

Zusammen 995 100 14 18 19 17 27 3 3 

Ohne die beiden letzten Spal ten:.{ 2 • 8,34. FG - 9, p tri 50 " 
Kostensenkung, es folgen dann Maßnahmen der FICichenaufstockung (bessere Kostenverteilung !), 
Kooperation beim Einkauf und Vermarktung (Vorteile durch große Partien, Marktmacht). Erst 
dann wird die uberbetriebliche Nutzung von Maschinen durch Gemeinschaftsbesitz und Maschinen
ring - oder Lohnunternehmereinsatz - angefUhrt als vorrangigste Maßnahme. Kooperation in der 
Viehhol tung wird ni cht als kostensenkend angestrebt. 

Bei den Gesamtnennungen treten allerdings die uberbetriebliche Arbeit mit Maschinen und auch 
die Kooperation bei Einkauf und Vermarktung, also AktivitCiten nach außen gegenUber den inter
nen Aktivitl:lten Betriebsvereinfachung und FICichenaufstockung, stCirker hervor. Schwach gesicherte 
Unterschiede bestehen nach BetriebsgrBßen, insbesondere, wenn einige weniger wichtige Antwort
kategorien ausgeschaltet werden. Dabei spielt - paradoxerweise - die FICichenaufstockung bei den 
jetzt schon grBßeren Betrieben noch die grBßere Rolle. Uberbetriebliche AktivitCiten verlieren 
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an Bedeutung bei den Jilrößeren Betrieben. Diese bei den Momente deuten doch auf ein starkes 
Autarkiestreben hin. Überbetriebliche Zusammenarbeit wird aus einer hoffnungslosen Position 
heraus noch angestrebt, wenn eine gewisse aussichtsreiche Position, insbesondere gekennzeich
net durch die Fll:Ichenausstattung, erreicht ist, wird weiterhin auf Vergrößerung und Unabhl:ln
gigkeit hingearbeitet. 

Ob und wie es gelingt, diese empirischen Ergebnisse mit der Theorie wirtschaftlichen Handeins 
zu verknUpfen und letzten Endes daraus operationale deskriptive oder normative Modelle zu ent
wickel n, muß die weitere Beschl:lftigung mit dieser Materie erst noch zeigen. 

Schließlich wurden den Landwirten - gewissermaßen am Rande des Themas liegend - drei Zukunfts
bilder der Landwirtschaft vorgelegt (siehe Anhang), von denen das erste das Bild der traditionellen 
Landwirtschaft ist, das zweite progressiv, aber mit Merkmalen, die sich schon heute abzeichnen 
oder teilweise verwirklicht sind, das dritte sehr progressiv, nicht utopisch, aber außerhalb des 
Erfahrungsbereichs liegend. Die Landwirte sollten angeben, wie sie die Zukunft der Landwirt
schaft sehen. Die Antworten finden sich in Tabelle 9. Die Auf teilung auf ein Viertel traditionell, 
die Hl:llfte progressiv, aber erfahrungsgebunden und ein Viertel progressiv Uber den Erfahrungs
bereich hinausgehend ist ganz interessant und entspricht sozusagen einer Normalverteilung. Die 
Altersabhl:lngigkeit fUr die beiden ersten Bilder ist einleuchtend, interessant ist aber, daß ein 
fast konstanter Anteil ohne Rucksicht auf das Alter das dritte Bild einer stark verl:lnderten Land
wirtschaft fUr möglich hl:llt. In Bezug auf die Antworten der 38 - 44jl:lhrigen wird noch einmal auf 
das Merkmal "weiße Jahrgl:lnge" verwiesen, das alles in allem gar nicht so kurios erscheint, weil 
es sich einfUgt in das Bild derjenigen, die nie von zu Hause weggekommen waren. 

Tabelle 9: Frage 93: Visionen zum Bild der Landwirtschaft der Zukunft. 

Anzahl Tradi- Progressiv, Progressiv, Weiß 
tio- noch inner- außerhalb nicht 
nell halb des des eigenen 

eigenen Er- Erfahrungs-
fahrungsbe- bereiches 
reiches 

Alter abs. % " " " " 
25 bis 30 J. 57 100 11 63 26 -
31 bis 37 J. 96 100 19 53 26 2 

38 bis 44 J. 71 100 34 

I 
45 17 4 

45 bis 50 J. 69 100 32 36 26 6 
I 

Zusammen 293 100 24 49 24 3 

X 2 = 16,95, FG = 6, p'fr0,1 " - 1 " 

4 Zusammenfassung 

1. Es werden Zielsetzungen und Zielvorstellungen als die treibenden und steuernden Krl:lfte des 
Handlungsfeldes auch in wirtschaftl ichen Dingen herausgestellt. 

2. Der Komplex kann nur unter Heranziehung interdisziplinl:lrer Denkansl:ltze und Methoden 
hinreichend erforscht und behandelt werden. 

3. Es werden einige Forschungsarbeiten fUr den engeren Bereich der Landwirtschaft und des 
Gartenbaues referiert. 

4. Teilergebnisse aus einer jUngsten Untersuchung werden dargestellt. 

5. Die Eingliederung in deskriptive oder normative Modelle des wirtschaftlichen Handeins 
bleibt noch als Aufgabe bestehen. 
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Auswahlantworten zu Frage 85: 

1. Ich wechsele deshalb nicht den Beruf, weil ich in der Landwirtschaft mindestens genausoviel 
verdiene wie ich in anderen Berufen verdienen könnte. 

2. Ich glaube, es lohnt sich heute Landwirt zu bleiben, weil die Aussichten auf höhere Einkom
men in der Landwirtschaft für die Zukunft durchaus günstig sind. 

3. Ich möchte deshalb Landwirt bleiben, weil mir die Landwirtschaft auch in Krisenzeiten 
Sicherheit bietet. 

4. Ich bleibe lieber Landwirt, weil ich mich in meinem Alter nicht mehr umstellen und noch 
einmal neu anfangen möchte. 

5. Als Landwirt bin ich mein eigener Herr und brauche mich keinem Vorgesetzten unterzuordnen. 

6. Ich bleibe Landwirt, weil ich im Falle eines Berufswechsels bei meinen in der Landwirtschaft 
verbleibenden Kollegen mein gutes Ansehen verlieren würde. 

7. Ich bleibe Landwirt, weil mir die Aufgaben, die heute in anderen Berufen zu erfüllen sind, 
nicht zusagen. 

8. Ich möchte den Hof als Eigentum und Vermögen für die folgende Generation auch in Zukunft 
erhol ten. 

9. Ich bleibe in der Landwirtschaft, weil hier Beruf- und Familienleben noch eine Einheit bilden. 

10. Die Zukunft ist heute so ungewiß und unsicher, daß ich lieber in der Landwirtschaft bleibe. 

11. Ich bleibe in der Landwirtschaft, weil ich hier ein gutes Einkommen habe. 

12. Ich bleibe Landwirt, weil mir die Arbeit in diesem Beruf insgesamt gesehen am meisten 
Freude macht. 

13. Ich war noch nie etwas anderes als Landwirt gewesen und werde es auch in Zukunft bleiben. 

14. Ich bleibe Landwirt, weil es heute in meinem Alter nicht einfach ist, noch einen günstigen 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplatz zu bekommen. 

Auswahlantworten zu Frage 59: 

1. Für die nächste Zukunft ist es mein Ziel, die Mechanisierung meines Betriebes weiter zu ver
bessern, um einen wirkl ich modernen und technisch ausgereiften Betrieb zu bewirtschaften. 

2. Mir ist es in meinem Betrieb auch in Zukunft vorrangig wi chtig, die Erträge und Leistungen 
weiter zu steigern. 

3. Ich werde in Zukunft den kaufmännisch-rechnerischen Belangen des Betriebes verstärkte 
Aufmerksamkeit widmen, um dadurch die Möglichkeiten für Einkommensverbesserungen voll 
auszuschöpfen. 

4. Ich glaube, es ist in Zukunft in der Landwirtschaft mehr erforderlich als bisher, den Markt 
zu beobachten, um sich zu orientieren, für welche Erzeugnisse sich gute Absatzchancen 
eröffnen. 

5. In den nächsten Jahren will ich vor allem darauf sehen, meinen Betrieb weiter aufzustocken 
und vergrößern zu können. 

6. Rentable Betriebszweitgrößen kann ich nur erreichen, wenn ich mich mit anderen Betrieben 
in Kooperation zusammenschließe. Dies will ich in Zukunft mit geeigneten Partner zu errei
chen suchen. 
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7. In Zukunft kommt es mir darauf an, durch eine entsprechende Betriebsorganisation den erfor
derlichen Arbeitsbedarf im Betrieb zu verringern. 

8. Bei meiner Betriebsführung kommt es mir auch in Zukunft vor allem darauf an, jedes wirt
schaftliche Risiko von vornherein zu vermeiden. 

9. Ich habe in Zukunft vor, meinen Betrieb so zu organisieren, daß ich einen Teil meines Ein
kommens aus einer außerlandwirtschaftlichen TCltigkeit beziehen kann. 

Frage 86: 

Würden Sie, wenn es nötig wClre, von der Substanz Ihres Betriebes, z.B. Land oder Vieh, verkau
fen, um Ihren Kindern den Besuch einer höheren Schule oder ein Studium an einer Universitöt 
zu ermöglichen? 

Begründung zu Frage 86: 

"Ja", unter bestimmten Bedingungen: 

Aber sicher nur Vieh und keine FICIche. 
Wenn es "sinnvoll" ist, d. h., wenn bei den Kindern Begabung, Neigung und Wille vorhanden ist. 
Nur als allerletzte Mögl i chkeit (I ieber Einkommensminderung in Kauf nehmen oder Kreditaufnahme). 
Wenn damit keine Existenzgeföhrdung verbunden ist. 
Nur, wenn kein Nachfolger "da" ist. 

"Nein" mit folgender Begründung: 

Weil die Ausbildungskosten ohne Substanzverlust erwirtschaftet werden müssen. 
Weil dies nicht vertretbar ist mit einer soliden Wirtschaftsführung. 
Weil durch Substanzverlust das Einkommen und die Existenz gefClhrdet wird. 
Weil dies heute aufgrund öffentl icher Ausbildungsförderung ni cht mehr nötig ist. 

Auswahlantworten zu Frage 49: 

1. Kostensenkung durch gemeinsame Anschaffung von Maschinen in Maschinengemeinschaften • 

2. Kostensenkung durch gemeinsamen Einkauf von Betriebsmitteln. 

3. Kostensenkung durch Zupacht von NutzflClchen. 

4. Kostensenkung durch Mitgl iedschaft und Betei I igung in einem Maschinenring • 

5. Kostensenkung durch gemeinschaftlichen Absatz von Erzeugnissen. 

6. Kostensenkung durch den Kauf von Gebrauchtmaschinen. 

7. Kostensenkung durch die Vergabe von Arbeiten an den Lohnunternehmer • 

8. Kostensenkung durch Vereinfachung des Betriebes mit Hilfe von Spezialisierung und Schwer
punktbildung. 

9. Kostensenkung durch die gemeinsame Durchführung von Bauvorhaben für einzel ne Viehhal
tungszweige zwischen zwei oder mehreren Landwirten. 

Frage 93: 

Hier sind einmal drei Vorstellungen zusammengestell t, wie die künftige Entwicklung der Land
wirtschaft etwa verlaufen könnte. Was glauben Sie, welche Entwicklung in Zukunft wahrschein
lich eintreffen wird? 
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Die Landwirtschaft muß unter besonderen Bedingungen und in starker Abhlingigkeit von der Natur 
produzieren. Deshalb wird auch in Zukunft eine vielseitige Produktion nötig sein, um Mißerfolge 
bei einzelnen Erzeugnissen auszugleichen und so das Risiko möglichst niedrig zu halten. 

Selbststlindigkeit und wirtschaftliche Unabhlingigkeit der Betriebe sind nach wie vor die sicher
sten Garantien einer "gesunden" Landwirtschaft. 

Auch in Zukunft kann sich die Struktur und das Erscheinungsbild unserer Landwirtschaft nur 
wenig lindern. 

11 

Der ausllindische Konkurrenzdruck ist stark. Die Landwirtschaft muß deshalb den technischen 
Fortschritt auf allen Gebieten konsequent anwenden. 

Z. B. 60 - 70 dz/ha Ertrag im Getreidebau oder 6000 - 7000 1/ Jahr/Kuh Milchleistung im Durch
schnitt werden schon bald die Regel sein. 

Die mit der Leistungssteigerung verbundenen hohen Kosten von Großmaschinen, dabei auch der 
Einsatz von Flugzeugen, mUssen durch Rationalisierung der Einsatzbedingungen (Uberbetrieblicher 
Maschineneinsatz, Flurbereinigung usw.) aufgefangen werden. 

Zur Erhöhung der Produktivitlit mUssen Betriebsgrößen angestrebt werden, die meist uber die Ent
wicklungsm/:Sglichkeiten des Einzelbetriebes hinausgehen. Deshalb wird die uberbetriebliche 
Zusammenarbeit, bis hin zum Zusammenschluß ganzer Betriebe, mehr und mehr an Bedeutung 
gewinnen. 

111 

Auch in Zukunft ist ein starkes gesamtwirtschaftl i ches Wachstum zu erwarten. Man rechnet bis 
zum Jahre 2000 mit einer Verdoppelung des Realeinkommens, d.h. die Stundenlöhne werden um 
das Vier- bis FUnffache auf etwa 25, -- bis 30, -- DM je Arbeitsstunde im Durchschnitt anstei
gen Pro Woche wird nur noch an vier Tagen 30 Stunden gearbeitet werden. 

Im Zuge dieser Entwicklung wird die Landwirtschaft allmlihlich zur "industriellen Agrarproduktion" 
Ubergehen, d.h. Ausnutzung der Vorteile von Arbeitsteilung und vollkommener Spezialisierung 
in industrielihnlichen Großbetrieben. Z.B. werden neue Techniken der Futterkonservierung, 
etwa die Brikettierung, auch das Rauhfutter zu einem transpartwUrdigen Betriebsmittel machen. 
Dadurch wird auch die Milch- und Rindfleischproduktion bodenunabhöngig und kann in großen, 
sogenannten "Agrarfabriken" durchgefUhrt werden. Die FUhrung solcher Großbetriebe wird von 
qual ifizierten "Agrarmanagern" Ubernommen, um Vorteile in den Bereichen der Betriebsmittel
beschaffung, der Erzeugung und des Absatzes voll auszuschöpfen. 

Damit soll angestrebt werden, den in der Agrarproduktion Beschöftigten die gleichen Lebensbe
dingungen zu gewlihrleisten wie den Menschen in den Ubrigen Wirtschaftsbereichen. 
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Das Bundesland Bayern hat eine eigene agrarpolitische Konzeption entwickelt, die sich von dem 
unterscheidet, was in Bonn und Brussel ober die Zukunft der Landwirtschaft gedacht wird. Der 
"Bayerische Weg" gibt jedem Bauern eine Chance, seinen Hof weiter zu bewirtschaften, ganz 
gleich, ob er Voll-, Zu- oder Nebenerwerbsbauer ist. Vorausgesetzt wird allerdings, daß alle 
Bauern untereinander Partnerschaft oben (Maschinenring, Erzeugergemeinschaft) und sich nach 
ökonomischen Gesichtspunkten richten, wenn sie in ihren Betrieben Entscheidungen treffen. 

Nicht nur in Bayern hat die bisherige Erfahung jedoch gezeigt, daß die zahlenmäßig stärkste 
Gruppe von Bauern, nämlich die Nebenerwerbler, sich weder so häufig wie erwartet an Partner
schaft beteiligen noch in ihren Betrieben Entscheidungen treffen, die nach der herrschenden Auf
fassung als ökonomisch sinnvoll gelten. Damit scheinen sich Nebenerwerbsbauern oberhaupt jeder 
ökonomisch fundierten agrarpol itischen Betrachtung zu entziehen. Angesichts ihrer großen Zahl, 
der von ihnen bewirtschafteten Flächen und der von ihnen erzeugten Produktmengen lassen sich 
die Nebenerwerbsbauern aber nicht aus agrarpol itischen Überlegungen ausschal ten. Sie können 
auch nicht pauschal zu den "Sozialfällen" gerechnet werden, denen - wie man zu sagen pflegt -
"mit ökonomischen Mitteln doch ni cht mehr zu helfen ist". 

Stark vereinfacht werden den Nebenerwerbsbauern von der praktischen Agrarpolitik zwei angeblich 
fal sche Verhai tensweisen vorgeworfen: 

1) sie wUrden ihren Betrieb auch dort weiter bewirtschaften, wo es rein ökonomisch gesehen sinn
voller wäre, ihn aufzugeben, und 

2) sie wUrden ihre Betriebe falsch organisieren. 
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GEIERSBERGER (1974, S. 64 ff), der bekannteste publizistische Verfechter der Idee von der 
Partnerschaft der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, beklagt, daß die meisten Nebenerwerbs
bauern bestrebt seien, ihren Hof als "eine Miniaturausgabe eines altmodischen, vielfältig organi
sierten Vollerwerbsbetriebes" weiterzuführen. Diesen Betrieb umgäbe noch ein Hauch von Autar
kiedenken, Naturalwirtschaft und "bill iger" Selbstversorgung. 

Nebenerwerbsbauern, dazu befragt, warum sie sich - rein ökonomisch gesehen - widersinnig ver
halten, geben regelmäßig an, sie strebten mit ihrer Betriebsorganisation Sicherheit an. Ihre Argu
mentation ändert sich für gewöhnlich auch dann nicht, wenn Berater ihnen vorrechnen, daß der 
Hof in Wirklichkeit gar keine Sicherheit geben kann, ja, daß die Familie sogar ihr außerhalb der 
Landwirtschaft verdientes Einkommen an eine "sinnlose" Eigenmechanisierung verschwende. Besten
falls wird der Nebenerwerbsbauer auf solche rein ökonomischen Fakten mit "Ja, aber •.• " ant
worten und sich dabei durch sein implizites Eingeständnis, wissentlich antiökonomisch zu handeln, 
nur noch weiter von der Denkwelt der Berater und Agrarpol itiker entfernen. 

Nun ist aus der menschlichen Verhaltenslehre längst bekannt, daß Menschen mit normaler geistiger 
Befähigung sich über längere Zeit hinweg gar nicht sinnlos verhalten können. Wenn wir die Neben
erwerbsbauern nicht als geistig abnormal ansehen wollen, müssen wir versuchen, hinter ihrem Tun 
den Sinn zu entdecken, den sie mit ihrem Verhalten meinen. Der Sinn liegt darin, für sich und 
ihre Familien Sicherheit zu gewinnen, allerdings nicht genau dieselbe Sicherheit, welche am 
ökonomischen Denken geschulte Berater meinen. 

Daß sich gerade Nebenerwerbsbauern und Berater gründlich mißverstehen, wenn sie von Sicher
heit reden, I iegt an der Zwitterstellung des Nebenerwerbsbauern • Beim Vollerwerbsbauern ist 
von vornherein klar: Sicherheit läßt sich nur über den Hof gewinnen. Beim Nebenerwerb ist es -
zumindest aus der Sicht der Bauern - strittig, ob der außerlandwirtschaftliche Erwerb allein oder 
überwiegend oder gar nicht die gemeinte Sicherheit schaffen kann. Entsprechend gehen die Mei
nungen über die sinnvollste Organisation des Nebenerwerbsbetriebes auseinander. 

Das Verhalten der Nebenerwerbsbauern ließe sich vermutlich besser verstehen und Beistand dann 
auch besser gewähren, wenn bekannt wäre, was für eine Sicherheit denn die Bauern meinen. 
So etwas kann z.B. mit Hilfe persönlicher Befragungen herausgebracht werden. Jedoch muß zu
erst eine theoretische Grundlegung vorhanden sein, an der sich der Forscher orientieren kann, 
was Menschen unserer Gesellschaft alles mit dem Wortsymbol "Sicherheit" meinen können und 
wo folglich die Äußerungen seiner Versuchspersonen und auch der Sprachgebrauch in den ökono
mischen Disziplinen einzuordnen sind. Zu einer solchen theoretischen Grundlegung sollen die 
folgenden Ausführungen beitragen 1). 

Zur Bedeutung des Begriffs "Sicherheit" in den ökonomischen Disziplinen haben z.B. WEIN
SCHENCK (1965, S. 42 - 58), ORTMAlER (1972, S. 14 ff.), und STORCK (1965) in den letzten 
zehn Jahren gründliche Überlegungen angestellt. Jedoch läßt sich das Verhalten der Neben
erwerbslandwirte allein mit dem dort entwickelten Begriffsapparat nicht ausführlich genug erklären. 

Sicherheit ist nämlich nach KAUFMANN (1973, S. 28) vor allen Dingen "ein soziologisches 
Problem, weil Faktoren der gesellschaftlichen Umwelt des Menschen für seine Sicherheitsbefind
lichkeit relevant sind". Nicht die objektiv vorhandene Sicherheit ist entscheidend - obgleich 
der Ökonom sie in scheinbar überzeugenden Zahlen einfangen kann -, sondern das Wichtigste 
ist, wie der einzelne Mensch seine Sicherheit einschätzt - und das steht oft in einem scheinbar 
unsinnigen Verhältnis zur Wirklichkeit, ganz besonders bei Nebenerwerbsbauern, denen der Be-

1) KAUFMANN erklärt im Vorwort zur 2. Auflage: Seines Wissens sei sein Buch nicht nur im 
deutschen Sprachraum die erste Studie, die sich mit der historischen Genese und dem Inhalt 
der Sicherheitsidee in international vergleichender Form systematisch befaßt. Wir sahen daher 
keinen Grund, seine mühsame Arbeit unsererseits zu wiederholen und stellen seine Ergebnisse 
daher nur in einen Rahmen, der unserem engeren Fachgebiet entspri cht. 



triebswirtschaftler mühelos vorrechnen kann, daß sie auf ihrem Hof für den lächerl i chen Stunden
lohn von beispielsweise 75 Pfennig arbeiten 1). 

Sicherheit ist heute zu einem gesellschaftlichen Wert geworden, genauso wie vorher schon 
"Freiheit" oder "Gesundheit". Aus der Geistesgeschichte wissen wir aber, daß Sicherheit nicht 
schon von jeher als erstrebenswerter Zustand benannt worden ist. Erst in der Gegenwart bekam 
Sicherheit seinen hohen Wert, weil die Menschen jetzt empfinden, daß ihnen Sicherheit fehlt: 
weil sie Unsicherheit empfinden, stufen sie die mangelnde Sicherheit in ihrer Werteskala so hoch 
ein. 

Unsicherheit tritt in viererlei Gestalt an den zeitgenössischen Menschen heran: 

1) Als wirtschaftl i che Unsi cherheit in zwei Ausprägungen, näml ich als Unternehmerrisiko (worü
ber die Betriebswirtschaft auch im landwirtschaftlichen Bereich ausführlich gearbeitet hat) 
und als Arbeitnehmerrisiko des Einkommensverlustes. Nur der Nebenerwerbsbauer fühlt sich 
von bei den Risiken getroffen, und auch das ist ein Grund, warum wir uns gerade mit dieser 
Form der Landbewirtschaftung näher befassen. Der Einkommensverlust kann zwei Ursachen ha
ben: entweder geht die Arbeitsmöglichkeit verloren (Arbeitslosigkeit) oder die Arbeitsfähigkeit 
(Krankheit, Alter, Invalidität). Die wirtschaftliche Unsicherheit besteht also in der Gefahr 
von Armut und Not; die Menschen halten es für möglich, daß in der Zukunft der erreichte 
wirtschaftliche Status des Einzelnen gefährdet wird. 

2) Als politische Unsicherheit; insbesondere halten die Leute wertvolle Güter wie Leben, Gesund
heit und Eigentum im Falle von Kriegsereignissen für viel wahrscheinlicher gefährdet als je 
zuvor. Allerdings wird die Wahrscheinlichkeit von Kriegen in Europa immer geringer einge
schätzt. Für den einzelnen Menschen hat ein internationaler Konfl ikt unabsehbare Folgen. 
Das damit einzugehende Risiko ist unbestimmt, und deshalb erscheint politische Unsicherheit 
so bedrohl ich. 

3) Als Unsicherheit der Orientierung; sie entsteht durch den Verlust von Ordnung. Ordnung be
deutet Überschaubarkeit der Verhältnisse und die ist nur gegeben innerhalb eines überschau
baren Raumes und auch nur dann, wenn man selbst in diesen Raum eingeordnet ist. Der herr
schende Zustand der Sozialverfassung wird von vielen als nicht in Ordnung empfunden. Das 
Ziel des Strebens nach Sicherheit ist die alte Ordnung, die gute alte Zeit, in der man noch ge
borgen war. 

Nicht wenige Nebenerwerbsbauern erklären, sie hätten nur deshalb einen außerlandwirtschaft
lichen Erwerb aufgenommen, um Investitionen im landwirtschaftlichen Betrieb finanzieren zu 
können und eines Tages zum Vollerwerb in der Landwirtschaft zurückzukommen, also die alte, 
vertraute Ordnung wiederherzustellen • 

4) Als Selbstunsicherheit, dem typischen Merkmal des außengeleiteten Menschen. Er zweifelt 
die Stärke seines Selbst an und gelangt so zu bedrohungsorientiertem Verhalten, einem Ver
halten, bei dem der Selbstunsichere seine Kräfte in Sicherungsmaßnahmen bindet. Gar man
cher Nebenerwerbsbauer verhält sich auf diese Weise, wenn er Hof und Beruf zugleich als 
Sicherung halten will, aber keine Kraft mehr findet, bei dem richtig nachzugehen. 

Der moderne Mensch hat in seiner Unsicherheit daher ein Bedürfnis nach Garantie des Schutzes 
gegenüber öußerer Bedrohung, nach Ordnung und nach seelischem Gleichgewicht. Dieses Be
dürfnis bezeichnet er mit dem Wort "Sicherheit". Der Gehalt des Wortes ist unbestimmt gewor
den, da niemand mehr Spezifikationen (z.B. technische, politische, wirtschaftliche Sicherheit) 
oder spezifische Synonyme (z.B. Gewißheit, Schutz, Gefahrlosigkeit) verwendet. Der unklare 
Inhalt erlaubt jedermann, mit dem Wort seine eigenen Wunsche zu verbinden. Daher hat das 
Wort Symbol charakter, es bezeichnet einen Ideenkomplex der Gesellschaft, einen erstrebens
werten Zustand. 

1) Aus unveröffentlichten Modellrechnungen des Lehrstuhls für Wirtschaftslehre des Landbaues, 
Weihenstephan 
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3 Drei Konzeptionen von Sicherheit 

Der erstrebenswerte Zustond heißt im deutschen Sprachgebrauch oft "Sicherheit und Geborgenheit". 
Das ist kein bloßes Wortspiel, sondern dahinter verbergen sich unterschiedliche Konzeptionen von 
Sicherheit, die darum ringen, als gesellschaftliche Leitbilder anerkannt zu werden. Die Konflik-
te zwischen den Konzeptionen fuhren zu der Ambivalenz des Sicherheitsbegriffes, der eingangs 
am Beispiel des Nebenerwerbsbauern und seiner Berater gezeigt wurde. 

Drei Konzeptionen von Sicherheit lassen sich unterscheiden: 

1. Geborgenheit, 

2. Systemsicherheit, 

3. Selbstsicherheit. 

Sie bezeichnen unterschiedliche Lösungen des Problems, wie Unsicherheit vermieden werden 
kann. Unsicherheit meint hier die Bedrohung von Werthaftem in der Zukunft. Dabei kann entwe
der der Bestand dieses Werthaften nicht fUr die Zukunft garantiert sein (der Hof kann z.B. abbren
nen) oder die Werthaftigkeit ist nicht fUr die Zukunft garantiert (der Hoferbe sieht den Hof z.B. 
statt als Wert als Last an). Nicht nur bei den Nebenerwerbsbauern scheint das dringlichere gesell
schaftl iche Problem die Werthaftigkeit des Bestehenden zu sein! 

3.1 Geborgenheit 

Geborgenheit ist der Name einer verlorenen Sicherheit, eines Bewußtseinszustandes, der vergan
genen sozio-kulturellen Bedingungen entspricht, nämlich dem Bewußtseinszustand des vorneuzeit
lichen Menschen. Geborgenheit ist also nichts als eine Erinnerung an einen Sozial zustand, in dem 
der Mensch sich geschUtzt wußte und dies in seinem Inneren als beruhigendes Gefuhl verspürte. 
Geborgenheit könnte man als eine "sichere Sicherheit" bezeichnen. Sicher ist nur eine Sicher
heit, von der der Urteilende annimmt, daß man sich auf sie verlassen könne, derer man gewiß 
sein kann, die einen beruhigt. Äußere Sicherheit (d.h. sich vor Gefahren schutzen) und innere 
Sicherheit (d.h. ein Zustand der Freiheit von Angst und Furcht) bildeten fruher eine Einheit, 
die allerdings nicht als Sicherheit bezeichnet wurde, sondern einen namenlosen Zustand der 
Selbstverständlichkeit darstellte. Unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhtlltnissen sind 
die Bedingungen innerer und tlußerer Sicherheit nicht mehr zur Deckung zu bringen. Das vorneu
zeitliche Bewußtsein ist uns heutigen Menschen nahezu unzugänglich, obwohl die sozio-kultu
rellen Bedingungen archaischer Kulturen, in denen es herrschte, bis vor kurzem in den Itlndlichen 
Gebieten Europas häufig vorkamen. 

Drei Charakteristika kennzeichnen dieses vorneuzeitliche Bewußtsein: 

1) Ein Selbstversttlndnis, in dem das eigene Handeln - sofern es "recht" ist - als Vollzug einer 
vorgegebenen Ordnung erfahren wird. Die Ordnung gilt als fraglos gegeben, nicht als Resul
tat menschlichen Handeins. Der Mensch ist letztlich für sein Tun nicht selbst verantwortlich, 
sondern ist Teil einer "höheren"Ordnung. 

2) Ein Zukunftverständnis, das sich auf den Bereich wahrnehmbarer Möglichkeiten beschrCinkt. 
Zukunft ist hier nicht der Bereich unbeschränkter Möglichkeiten wie bei uns. 

3) Ein Weltversttlndnis, in dem Guter und Gefahren als bestimmt gelten. 

Der archaische Mensch stabilisierte sein Bewußtsein, indem er dauernd Außengaranten (Hof, 
Kirche, Vater) wahrnahm. Möglicherweise haben sich bei den Nebenerwerbsbauern Erinnerungen 
an dieses Bewußtsein lebendig erhalten, wenn sie jeden Tag den Anblick ihrer Hofgebtlude, ihrer 
Maschinen und ihrer Kühe als Außengaranten brauchen, um sich sicher zu fühlen. 

Das archaische Bewußtsein ist uns allen noch beim allttlglichen Routinehandeln gegenwtlrtig. 
Ganz selbstverständlich benutzen wir die Zahnbürste nur zum Ztlhneputzen und nicht zum Schuhe
reinigen. So selbstversttlndlich benutzte der Mensch fruher ein StUck Acker, um sich daraus zu 
erntIhren, und nicht, um es mit Gewinn auszubeuten. WUrde unsere All tagsroutine unterbrochen, 
dann muß uns das nicht unbedingt beunruhigen. Schuhe mit der Zahnburste zu putzen, wClre 
allenfalls mUhsam, brtlchte aber gewiß nicht die Welt zum Einsturz. 



Nur wenn das Gewohnte in der Weise durchbrochen wird, daß Furcht (als Reaktion auf inhal tl ich 
bestimmte, aber ungewisse Gefahren) oder Angst (als Reaktion auf eine inhaltlich unbestimmte 
Drohung) entsteht, wird die Situation kritisch. Die Frage nach Sicherheit oder Unsicherheit 
stellt sich nur im Hinblick auf Möglichkeiten, bei denen etwas auf dem Spiel steht. 

Im Zustand der Geborgenheit reagiert der Mensch auf solche Mögl ichkeiten gelassen. Dazu ist 
er imstande, da er die eigene Angst und Furcht in einer höheren Ordnung aufgehoben wei ß. In 
dieser übergreifenden Ordnung tritt er selbst nicht handelnd auf, er fügt sich z. G. Gottes Wil
len. Die letzte Verantwortung liegt nicht beim Subjekt. 

Geborgenheit verleiht ein erhebliches Maß an Zufriedenheit. Daraus erklört sich auch, warum 
im statistischen Sinne sehr geföhrdete Menschen, wie sie unter vorneuzeitlichen Bedingungen 
lebten, sich dennoch nicht als geföhrdete Wesen verstanden. Für die gesellschaftliche Themati
sierung von Sicherheit kommt es nicht auf die statistische Größe der Gefahr, sondern auf die 
Weltdeutungen an. Sofern die übl ichen Gefahren so gedeutet sind, daß sie ni cht das "Wesent
liche" bedrohen, sind individuelle Leiden und Gefahren relativ bedeutungslos. Im ganzen ist die 
Welt heil. Es könnte sein, daß sich manches einem rein ökonomisch denkenden Berater unsinnig 
erscheinende Verhalten einer Bauernfamilie im Nebenerwerb auf diese Weise erklören lößt. 
Dem neuzeitlichen Bewußtsein ist solche Geborgenheit jedenfalls nicht mehr fraglos gegeben. 

3.2 Systemsicherheit 

Im modernen Bewußtsein lebt der Mensch als handelndes Wesen: er setzt sich selbst Zwecke und 
realisiert sich selbst. Seine Sicherheitsmöglichkeiten lassen sich daher nur noch auf zwei Weisen 
verwirklichen: 

1) außerhalb des Subjekts mit technischen und juristischen Mitteln und 

2) innerhalb des Individuums (psychologisches Problem). 

Jedenfalls schafft sich der Mensch seine Sicherheit selbst; er ist notwendig ein nach Sicherheit 
strebendes Wesen. 

Wer handeln will, muß zugleich nach Sicherheit streben. Das führt dazu, daß der Mensch sich 
eine absehbare Zukunft schafft, innerhalb derer vernünftiges Handeln möglich ist. In dieser Zu
kunft darf nicht "alles möglich" sein. Der Bereich des Möglichen muß auf die Handlungskapazi
töt des Subjekts beschrönkt bleiben. 

Eine Agrarpolitik, die den Eindruck erweckt, jedem viele Wege offenzuhalten, kann leicht dazu 
führen, daß etwa der einzelne Nebenerwerbsbauer ganz im Gegenteil zu den Intentionen der 
Politiker das Gefühl bekommt, in seiner landwirtschaftlichen Zukunft sei "alles möglich". Wenn 
jedem Hof Chancen eingeröumt werden, wenn bei der Partnerschaft der Voll-, Zu- und Neben
erwerbsbauern "jeder kann, aber keiner muß", wenn Berater dem Bauern die verschiedensten, vom 
Computer erzeugten Alternativen einer Betriebsplanung vorlegen; dann wird die Handlungskapazi
töt des Individuums schnell überschritten. 

Das ist kein Verdikt gegen moderne Betriebsplanung. Im Gegenteil, Planung ist die charakteristi
sche Form des modernen Sicherheitsstrebens. Erfolgreiche Planung bringt dem Einzelnen Entlastung: 
er braucht sich um den geplanten Teil seiner Zukunft nicht mehr zu kümmern, genauso wenig 
wie er sich etwa um die einmal installierten Sicherungen der elektrischen Anlagen in seinem Haus 
kümmert. Er vertraut vielmehr auf die technische Sicherheit. 

Planung kann nur erfolgreich sein, wenn viele Faktoren durch den Plan selbst kontrolliert werden 
können. Eine einzelne Handlung vollbringt solche Kontrolle nicht, sondern dazu sind Handlungs
zusammenhönge nötig. Diese Zusammenhönge sind in Systemen institutionalisiert, z.B. in einer 
Krankenkasse. Der moderne Mensch kennt viele solche Systeme, von denen jedes für einen spezi
fischen Handlungszusammenhang da ist: die Fabrik für die Sicherung des Arbeitseinkommens, die 
Po,fjzei für die Sicherheit vor Verbrechern, die Haftpflichtversicherung für die Sicherheit vor 
Schadensersatzzahl ungen usw. 465 



Das BemUhen, die Zukunft absehbar, verl/:lßI ich und berechenbar zu machen, war in der Neuzeit 
erfolgreich wie noch nie und verschaffte dem Menschen bis dahin unbekannte Entlastungen. Aber 
solche Entlastungen sind nicht anschaulich; die meisten Menschen können sie nicht in tatsClch
liche, individuelle Entlastungen umformen. Die Systeme, welche die Sicherheiten bieten, sind 
keine Personen, mit denen man reden kann. Sie sind auch zu spezial isiert, sie können das Indi
viduum nur in ganz schmalen Lebensbereichen sichern. So ist auch der Berater des Landwirtschafts
amtes (das ist auch eines der Systeme) eben nur fUr den Hof da und in modernen, spezial isierten 
Ämtern womöglich nur fUr die betriebswirtschaftliche Planung. Der Nebenerwerbsbauer kann 
ihm nicht gleichzeitig seine Sorgen um den außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplatz oder gar den 
Kummer mit seinem Sohn anvertrauen. Deshalb verschafft der Betriebsplan des Beraters dem Bauern 
noch lange keine Sicherheit, mag er auch noch so exakt ausgerechnet sein und mag der Bauer 
auch auf das System Landwirtschaftsamt vertrauen. 

Die Systemsicherheit beschrClnkt sich stets auf die spezifische Systemleistung. Diese ist juristisch 
festgelegt und daher berechenbar: mir steht eine Rente von 500, -- DM zu. Das Individuum ist 
jedoch nur sehr partiell angesprochen und vermag von daher keine Gesamtstabilisierung seiner 
LebensbezUge zu erre ichen. 

An die Stelle der emotionalen Stabilisierung eines vorneuzeitlichen Sozial verbandes tritt in den 
sekundClren Systemen die funktionelle Stabilisierung. Obwohl die Sicherungen durch solche 
Systeme gut funktionieren - auf jeden Fall weit besser als alle Sicherungen in der bisherigen Ge
schichte der Menschheit - fuhlt sich der moderne Mensch unsicher. Seine Unsicherheit ist eine 
spezifisch soziale. Ihm fehlen jene Entlastungen, die nur der selbstverst/:lndliche mitmenschliche 
Kontakt im Sinne einer multidimensionalen, also nicht auf spezifische Rollenbeziehungen (als 
Arbeitnehmer, als Kranker, als Rentner, usw.) beschr/:lnkten Sozial beziehung zu geben vermag. 
Solcher Kontakt ist heute nur noch andeutungsweise in der" Geborgenheit" der Intimgruppe zu 
erfahren. Kein Wunder also, wenn viele Nebenerwerbsbauern bestrebt sind, die ihnen vertraute 
Gestalt dieser Intimgruppe mit allen KrClften zu erhalten. Daß sie dabei sogar wissentlich anti
ökonomisch handeln, wird jetzt leichter verst/:lndlich. 

Die funktionalen Sicherheiten der frUheren Risikogemeinschaften sind gewiß mehr als angemessen 
ersetzt worden, aber die sekund/:lren Systeme können nicht die Stabilisierung der Person als Per
son und der Beziehungen von Person zu Person leisten. Das muß das Individuum selbst tun: seinen 
Lebenssinn zu finden, wird zur Privatsache. Das kUmmert weder das Landwirtschaftsamt, noch 
den Fabrikbetrieb, noch die Rentenversicherungsanstalt. 

In der Landwirtschaft war fruher die Erhaltung des Hofes eine heilige Pflicht, also der Lebens
sinn schlechthin. Heute wird vom Bauern die Entscheidung gefordert, ob er seinen Hof nicht lie
ber aufgeben oder verpachten oder im Nebenerwerb weiterfuhren will. Damit werden dem Indi
viduum Entscheidungsleistungen zugemutet, die ihm unter traditionoien VerhClltnissen weitgehend 
erspart blieben. Das Neuartige besteht darin, daß dem Einzelnen zugemutet wird, sich aus dem 
Bereich des an sich Möglichen selbst eine Umwelt auszugrenzen, in der er als handelndes Subjekt 
bestehen kann. 

Weil die Nebenerwerbsbauern zwei verschiedenen Subkulturen unserer Gesellschaft zugleich 
angehören mUssen (Bauerntum und Arbeiterschaft, Handwerkerschaft , Angestelltenschaft usw. ), 
ist der Bereich des an sich Möglichen fUr sie ausgedehnter als fUr Vollerwerbsbauern. Folglich 
sind sie wahrscheinlich auch eher uberfordert damit, sich selbst eine Umwelt auszugrenzen, in 
der sie bestehen können. Die Beratung ist dazu da, Hilfe bei der Abgrenzung zu leisten, die 
BefClhigung zum Handeln mit herzustellen. Deswegen sollte sie nicht dadurch, daß sie versucht, 
dem Bauern so viele Alternativen wie möglich aufzuzeigen, sogar noch dazu beitragen, den Be
reich des an sich Möglichen zu vergrößern. In Bayern und anderswo hat die Landwirtschaftsver
waltung daher damit begonnen, die herkömmliche, einseitig ökonomische und produktionstechnische 
Beratung der Nebenerwerbsbauern und potentiellen Nebenerwerbler durch eine sozio-ökonomische 
Beratung zu ergClnzen. 
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3.3 Selbstsicherheit 

In einer Uberkomplex gewordenen Welt muß der Mensch zu einer Umwelt gelangen, innerhalb 
derer er sinnhafte Ziele setzen und realisieren kann - das ist das Problem der Selbstsicherheit. 
Die Unsicherheit des modemen Menschen besteht in Folgendem: er weiß, daß er ein Wesen ist, 
welches selbst handeln muß, aber er ist oft nicht imstande zu handeln. Diese Unflihigkeit erfl::lhrt 
er als eine zentrale Bedrohung seines Selbst: wenn ich nicht handle, bin ich nicht mehr ich selbst! 

Der unsichere, also seiner selbst nicht sichere Mensch kann nicht bewußt Beziehungen von Mensch 
zu Mensch eingehen, obwohl er das unbedingt tun mUßte, seit infolge der gesellschaftlichen 
Differenzierung die anschauliche Gesellschaftsgestalt (sichtbare Außengaranten) verschwunden, 
die Umwelt also kaum noch vorgegeben ist. Der Mensch muß sich erst selber wieder stabile Um
wel telemente schaffen. 

Das wird ihm nur gelingen, wenn er sicher ist, sich selbst darstellen, sein eigenes Verhalten 
berechnen zu können. Einem Individuum, das an der Schnittstelle mehrerer sozialer Beziehungs
kreise leben muß (wie der Nebenerwerbsbauer), flillt es schwerer, diese Selbstsicherheit zu er
langen. Das gilt verstlirkt, wenn einer dieser Kreise auch noch Reste vorneuzeitlichen Denkens 
aufweist (wie der Il::Indlich-bliuerliche). 

In dieser Lage wl::lchst die Bedeutung der Familie ungemein. Sie vermittelt dem seiner selbst unsi
cheren Einzelnen die Geborgenheit, die in den übrigen Lebensbeziehungen abhanden gekommen 
ist. Der landwirtschaftlichen Familie ist hier eine noch bedeutendere Aufgabe gestellt als den 
Familien in den meisten anderen Berufen. "Sie ist Produktionsgemeinschaft geblieben, der gerin
gere Einfluß externer Sozial isatoren betont ihre Erziehungsaufgabe, sie gewlihrt ihren Mitgl ie
dem weniger Autonomie, wie auch der fließende Übergang zwischen Arbeit und Freizeitbeschlif
tigung ihr Gewicht verstlirkt. Auch die weitgehend erhaltene Struktur der Großfamilie betont 
ihre Andersartigkeit. Als Folge dieser Existenzbedingungen kann angenommen werden, daß der 
Betriebsleiter eine starke Bindung an seine Famil ie entwickelt hat" (SCHNEIDER, 1969, S.83-97). 
Diese Bindung möchte der Nebenerwerbsbauer nicht gerne zerstören. Er schreckt davor zurUck, 
seine Familie umzubauen, wie er es mUßte, wenn der Hof ganz aufgegeben würde: "Die Fort
fUhrung eines landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebes sichert ihm die Vorrangstellung der 
Familie auf dem Feld der sozialen Beziehungen weiterhin und enthebt ihn von der Notwendigkeit 
der umfassenden Revision seiner phlinomenalen Umwelt" (SCHNEIDER, 1969, S. 83-97). 

Das zentrale Problem der Erziehung unter gesellschaftlich Uberkomplexen Verhliltnissen heißt: 
eine in sich konsistente Persönlichkeit ermöglichen, die in einer inkonsistenten Welt (geschaf
fen etwa durch den Zwang tagsUber "Arbeiter", abends "Bauer" sein zu mUssen) beflihigt ist, sich 
selbst durch konsistente Auswahl eine Umwelt zu schaffen. Das Individuum muß lernen, sich statt 
an den gewohnten, oft nicht mehr zu erhaltenden Außengaranten an einem Innengaranten festzu
halten. 

Die entscheidenden Ursachen dafUr, daß der moderne Mensch verunsichert ist, liegen im Verlust 
vorgegebener Umwelt. Daraus ergibt sich eine Unsicherheit der Orientierung, die das Verhliltnis 
zwischen liußeren Sicherungsvorkehrungen und innerer Beruhigung stört. 

4 Betr~an!l.!!9....!!.nd Sicherheit 

Was betriebswirtschaftliche Planung leisten kann, stlirkt nur die liußeren Sicherungsvorkehrungen, 
fUhrt aber durchaus nicht automatisch zu innerer Beruhigung. Der Betriebsleiter - auch der eines 
Nebenerwerbsbetriebs - kann si ch wohl ausrechnen lassen, wie sich seine Betriebsorganisation 
lindern mUßte, wenn sich die Wahrscheinlichkeiten fUr den Eintritt bestimmter Ereignisse 
(Preissenkungen, Ertragserhöhungen, usw.) lindern. 
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Die landwirtschaftliche Betriebswirtschaft ist in der Lage, den Eintritt unsicherer Ereignisse 1) 
zu berücksichtigen, aber nicht immer durch objektiv schl:ltzbare Daten. Selbst wenn das Gesetz 
der großen Zahl erfUllt ist - was bei einzelbetrieblicher Planung sowieso sehr selten der Fall ist, 
beruhen die eingesetzten Durchschnittswerte, bzw. Zu- oder Abschll:lge von Durchschnittszahlen 
auf subjektiver Einschl:ltzung des Risikos (fast eindeutige Folgerungen nach WEINSCHENCK). 
Bei mehrdeutigen Entscheidungssituationen und rationalem Verhalten bestimmt die "individuelle 
Grundhaltung gegenüber Unsicherheit" (WEINSCHENCK, 1965, S. 49), welche Entscheidungs
theorie verwendbar ist. Diese individuelle Grundhaltung II:Ißt sich nur aus dem erkll:lren, was 
wir mit Sicherheit und Streben nach Sicherheit bezeichnet haben. Der Betriebswirt braucht die 
Grundhaltung nicht zu erkll:lren, er muß sie nur berücksichtigen, der Soziologe muß sie erkll:lren. 
Dazu haben wir hier einen Versuch unternommen. 

Menschen schl:ltzen Risiken nicht nur aufgrund ihrer Erwartungen hinsichtlich der Situation und 
ihrer Entwicklung ein (die ja mit modernen Planungsmethoden berechenbar gemacht werden kön
nen), sondern auch aufgrund von Erwartungen des eigenen Verhaltens in dieser Situation. Auch 
deshalb halten die meisten Nebenerwerbier sich fest im bl:luerlichen Bereich verwurzelt, denn 
sie erwarten, dort einer gefl:lhrlichen Lage besser gewachsen zu sein, weil ihnen die Umwelt 
vertrauter vorkommt und sie sich deshalb sicherer fühlen. Das gilt sicher mehr für "gewordene" 
Nebenerwerbsbauern, also solche, die noch als Voll erwerb I er aufgewachsen sind, wir fUr die 
"geborenen" Nebenerwerbler, die manchmal schon seit Generationen einem außeriandwirtschaft
lichen Erwerb nachgehen. 

Ob moderne landwirtschaftliche Betriebsplanung dazu beitragen kann, die Zukunft der Neben
erwerbsbauern absehbarer und damit sicherer zu machen, hängt nicht allein von der Qualitl:lt 
der Planung ab. Das beruht eher darauf, ob die Betriebsleiter diese Planung fUr eine "sichere 
Sicherheit" halten. 

Eine "sichere Sicherheit" muß vier Bedingungen erfüllen: 

1) vor Gefahren schutzen (Sicherheit im Sinne von Gefahrlosigkeit)i 
2) vor den definierten Gefahren zuverll:lssig schützen (Sicherheit im Sinne von Verll:lßlichkeit)i 
3) die Begünstigten müssen dieses zuverlässigen Schutzes gewiß sein (Sicherheit im Sinne von 

Gewißheit)i 
4) die BegUnstigten müssen aufgrund dieser Gewi ßheit beruhigt sein (Si cherheit im Sinne von 

Sorgelosigkeit). 

Wird auch nur eine Bedingung nicht erfUllt, dann wird die verbleibende Sicherheit "unecht". 
Aus der Sicht des urteilenden Subjekts bedeutet der Ausfall Gefahr, sofern er wahrgenommen 
oder für möglich gehalten wird. Der Sinn von Sicherheit, Zukunft mUsse verfUgbar sein, damit 
man ihrer gewiß und deshalb beruhigt sein könne, ist dann verfl:llscht. 

1) In der Sprache der landwirtschaftlichen Betriebsplanung sind unsichere Ereignisse anders defi
niert als in der Sprache der Soziologie. Wir folgen an dieser Stelle ORTMAlER, der in Anleh
nung an WEINSCHENCK drei Unsicherheitsgrade definiert, die im wesentlichen auf entschei
dungstheoretischen Überlegungen basieren: 
1. Risiko: Unter Risikoerwartungen sind solche zu verstehen, die aus dem Vorhandensein sto

chastischer Gesetze bei Erfüllung des Gesetzes der großen Zahl resul tieren. 
2. Unsicherheit: Unsichere Erwartungen liegen vor, wenn die aus den vorhandenen Informa-

tionen sich ergebenden Schlußfolgerungen innerhalb eines bestimmten Bereichs mehrdeutig sind. 
3. Ungewißheit: Ungewisse Erwartungen lassen eine Abgrenzung der denkmöglichen Fl:llle von 

den in Betracht kommenden Fl:lllen nicht zu, womit eine rationale Entscheidung unmöglich 
wird. 
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Fazit: 

1) Auch modernste Planungsmethoden können Sicherheit allenfalls teilweise verwirklichen. 
2) Über die speziellen Bedingungen, die erfUlit sein mUssen, um im Einzelfall Individuen Sicherheit 

zu vermitteln, wissen wir meist zu wenig. 
3) Soziologen und Betriebswirtschaftier sollten womöglich diese Bedingungen auf dem landwirt

schaftliChen Gebiet gemeinsam zu erforschen suchen, um eine sicherere Welt schaffen zu helfen. 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

J. HESSELBACH/W. HORLEBEIN; J. ZICHE/A. LEX 

zusammengestellt von Gerd Heitzhausen, Kiel 

Die unterschiedlichen Inhalte und Zielsetzungen der vorgelegten Arbeiten machten eine getrennte 
Diskussion erforderlich. Folgende Punkte wurden angesprochen: 

I. Die von HESSELBACH/HORLEBEIN gewählte zweidimensionale Darstellung der Ergebnisse 
erweise sich bei solch komplexen Zusammenhängen (multivariaten Zielstrukturen), wie sie in 
diesem Fall anzunehmen seien, nach Meinung einiger Diskussionsredner als problematisch. Bei
spielsweise könne die Einstellung des Betriebsleiters zu Fragen der Ausbildung der Kinder, Berufs
motivation sowie der allgemeinen Beurteilung der Zukunft der Landwirtschaft neben dem Alter 
ebenso eine Funktion der Betriebsgröße, der eigenen Ausbildung und anderer, aus dieser Unter
suchung nicht abzuleitenden Einflußfaktoren sein. Es wurde angemerkt, daß die in der Untersu
chung herausgestell ten Unterschiede in den Zielsetzungen der Landwirte in agrarisch geprägten 
Regionen im Vergleich zu den mehr von der Industrie beeinflußten darauf beruhen könnten, daß 
in der Fragestellung zwischen den Zielen nicht klar unterschieden ist. Die Abgrenzung zwischen 
Bkonomisch - finanziellen Zielen, Wachstumszielen und Zielen wie organisatorischer Verbesserung 
und biologischer Leistungssteigerung sei für den einzelnen Befragten zu wenig differenziert, als 
daß daraus signifikante Unterschiede in den einzelnen Bundesländern abzuleiten wären. Die ab
weichenden Ergebnisse der Gruppe der 38 - 44-Jährigen beruhen nach Ansicht einiger Diskus
sionsteilnehmer nicht auf der Tatsache, daß es sich bei dieser Gruppe um sog. "weiße Jahrgänge" 
handelt. Dies kBnnte nur durch nähere Untersuchungen geklärt werden, da auch bei den übrigen 
Altersklassen nicht bekannt sei, ob sie längere Zeit vom eigenen Betrieb abwesend gewesen seien 
durch Wehrdienst, Fremdlehre o.ä •. Man kBnne auch annehmen, daß in dieser Altersklasse die 
Familienstruktur Besonderheiten aufweist in der Art, daß gerade in dieser Gruppe Ausbildungs
fragen das drängende Problem darstellen und sich die Betriebsleiter besonders intensiv mit ihren 
Kindern über die Hofnachfolge auseinandersetzen müssen. Weiter wurde die Frage diskutiert, ob 
eine direkte Befragung in der durchgeführten Art geeignet sei, Ziele von Landwirten hinreichend 
aussagekräftig zu erforschen, denn sie berge die Gefahr in si ch, daß Ziele genannt werden, die 
nicht oder nur bedingt für die zukünftigen Aktionen der Betriebsleiter relevant seien. Es könne 
durchaus sein, daß Ziele als relavante Größen gerade von gegenwärtigen Problemen sowohl im 
betrieblichen als auch im persönlichen Bereich überdeckt werden und dadurch falsche Zielstruk
turen hinsichtlich der langfristigen Betriebsentwicklung ermittelt werden. Zudem seien Ziele 
sicher nicht unabhängig von der Ausbildung, der unmittelbaren Umgebung des Betriebsleiters sowie 
der allgemeinwirtschaftlichen Entwicklung. Deutlich werde dies bei ähnlichen Untersuchungen in 
Ländern mit anderer Entwi cklungsstufe (z. B. Indien), wo Sicherheitsmotive eine weit geringere 
Bedeutung hätten. Daher wäre eine weitere Aufgliederung nach verschiedenen Kriterien wünschens
wert. Eine weitere Mögl ichkeit bestünde in der Synthese zwischen einer ex-post-Betrachtung 
der tatsächlichen Betriebsentwicklung und einer Befragung, in der die Möglichkeit zu spontanen 
Antworten gegeben sein müsse. 

Kritisiert wurde, daß die vorgelegte Untersuchung der in der Einleitung herausgestellten Forderung 
nach operationalen Verhaltensmodellen nicht gerecht wird. Sie beschränke sich auf einen des
kriptiven Teil, ohne die Stellung der Einzelziele zueinander und zu objektiven Gegebenheiten 
zu analysieren. Aber gerade die quantitative Bewertung müsse das Ziel der Verhaltensforschung 



im ökonomischen Bereich sein. Diese Forderung könne von fast allen bisher durchgefUhrten Unter
suchungen nicht erfullt werden. Die von den Befragten genannten Ziele stimmten oft nicht mit 
den dann tatsöchlich zu beobachtenden Verhalten uberein. 

11. Im Referat von ZieHE und LEX werden verschiedene Formen von Sicherheit kritisch beleuch
tet. Dazu wurde angemerkt, daß die dargestellte "alte Sozialordnung", die dem Menschen nach 
den AusfUhrungen der Referenten fruher eine gewisse Sicherheit zu geben vermochte, auf der 
anderen Seite von Armut, Unwissenheit und sozialer Ungerechtigkeit gekennzeichnet war. Zuneh
mende Verflechtungen zwischen den sozialen Gruppen und steigender Wohlstand, besonders auch 
verbesserte Bildungsmöglichkeiten fUr alle Gruppen der Bevölkerung, bedingten an sich allein 
nicht die Unsicherheit des Einzelnen, sicherheitserhöhende Einrichtungen haben dazu gefUhrt, 
daß objektiv die Sicherheit gewachsen ist. Subjektive Unsicherheit in ihren im Referat genannten 
Ausprligungen kann dann nur darin begrUndet sein, daß die "neue Sozial ordnung" sich in den Wer
ten und Maßstöben veröndert hat und die Flexibilität und die damit verbundenen Anforderungen 
an den Einzelnen gestiegen sind. In der heutigen Zeit ist die soziale Herkunft weit weniger wich
tig fUr die Stellung des Einzel nen in seiner Umgebung als seine Leistung, bedingt vor allem durch 
Ausbildung und Engagement. 

Der Aussage, Nebenerwerbslandwirte seien unökonomisch organisiert bzw. entzögen sich "uber
haupt jeder ökonomisch fundierten agrarpolitischen Betrachtung", wurde in der Diskussion wider
sprochen. Von einzelnen Beispielen abgesehen, die es ebenso bei Zu- und Haupterwerbsland
wirten göbe, seien Nebenerwerbslandwirte durchaus ökonomisch sinnvoll organisiert, wenn die 
Maßstöbe zur Beurteilung der Organisation von Nebenerwerbsbetrieben anders gesetzt wUrden. 
Als Beispiele wurden genannt: 

- Nebenerwerbslandwirte seien durch ihre außerlandwirtschaftliche Tlitigkeit in der Regel steuer
pflichtig, so daß Steuerfragen fUr sie eine größere Bedeutung hötten als fUr Landwirte, die 
gar nicht oder nach Durchschnittssötzen besteuert wUrden. 

- Die Nutzungsdauer dauerhafter Produktionsfaktoren sei bei Nebenerwerbslandwirten oft sehr 
lang; sie hötten damit kaum Abschreibungsaufwand und benötigen fUr Reininvestitionen weniger 
Kapital, da sie Wachstum nicht oder nur bedingt in ihre Kalkulation einbeziehen mUßten. 

- Der Bodenwertzuwachs, der allerdings auch fUr Vollerwerbslandwirte bedeutsam sein, lasse 
viele Nebenerwerbslandwirte ihren Betrieb weiterfUhren, auch wenn andere Faktoren fUr die 
Abgabe der Ftöchen spröchen. 

- Aus ökonomischen Gesichtspunkten spreche nichts gegen eine Art der Bewirtschaftung, in der 
die Hauptarbeitslast bei der Frau liege, besonders in vielseitig organisierten Betrieben. Es sei 
daruber hinaus anzunehmen, daß die Frau dadurch, daß sie viele Entscheidungen selbst zu tref
fen habe, einen höheren Grad der Selbstbestötigung erlange. Damit verbessere sich ihre Stei
lung innerhalb der Familie - eine Erscheinung, die im nichtlandwirtschaftlichen Bereich als 
durchaus erstrebenswert gel te. 

Eine Beratung fUr Nebenerwerbslandwirte, die unterschiedliche Möglichkeiten der Betriebsbe
wirtschaftung aufzeigt, wurde in der Diskussion durchaus positiv beurteilt. Eine sachgemöße 
Beratung werde jedem Landwirt nur solche Alternativen anbieten, die er sowohl gedanklich als 
auch praktisch nachvollziehen könne. Dabei seien Nebenerwerbslandwirte gegenUber ihren 
Berufskollegen, die im wesentlichen von ihrem Einkommen aus Landwirtschaft leben mUssen, im 
Vorteil, denn sie seien durch zwei Einkommensquellen gesichert und erreichten dadurch eine 
größere Stabilitöt des konsumföhigen Einkommens. Zum Schluß wurde noch einmal in diesem Zu
sammenhang angesprochen, wie zukunftige Untersuchungen aus benachbarten Disziplinen fUr 
quantitative betriebwirtschaftliche Untersuchungen nutzbar gemacht werden könnten. Unabding
bare Voraussetzung dafUr sei die Bewertung von z.B. soziologischen Fragen nach ihrer quantita
tiven Bedeutung im Rahmen objektiver Umweltdaten. 

Ohne diese Einordnung werde es auch zukUnftig nur sehr bedingt möglich sein, neue Verhaltens
funktionen mit empirischer Absicherung fUr ökonomische Modelle zu verwenden. 
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EINFLUSS DES SELBSTVERSORGUNGSGRADES DES LANDWIRTSCHAFT

LICHEN BETRIEBES AUF DAS WIRTSCHAFTSRISIKO 

von 

Ger h a r d t Pr e u s c h e n, Bad Kreuznach 

Gesamtwirtschaftl iche Entwicklungstendenzen und Landwirtschaft 473 

Kapitalmarkt und Landwirtschaft 474 

Wirkungen von Betriebsmittelverteuerung auf unterschiedlich strukturierte 
Betriebe 474 

Die Tendenz zur Vereinfachung oder Spezialisierung der Produktion und die vielfl:lltigen Möglich
keiten, die eine rUhrige Betriebsmittel industrie dem Landwirt anbietet, Betriebsmittel von außen 
in seinen Betrieb hineinzunehmen, haben zu einer ungleich stl:lrkeren Verflechtung der landwirt
schaftlichen Betriebe mit der Gesamtwirtschaft gefuhrt als das fruher der Fall war. Das ZurUck
drtlngen des Selbstversorgungstyps ist daruber hinaus in fast allen Ltlndern Gegenstand staatli
cher Beratungspolitik, weil man sich in den Entwicklungsltlndern eine sttlrkere Marktversorgung 
verspricht und in den hochindustrialisierten Ll:Indern eine weitere Einsparung menschlicher Arbeit 
auf dem Lande. Erst in jUngster Zeit wird eine Gegenströmung aus dem Umweltlager deutlich, 
die aus ökologischen GrUnden einen wieder verstl:lrkten Stoff-Kreislauf in jedem Betrieb fordert. 
Die Frage, ob Produktionsteilung zwischen Landwirtschaft und Zulieferern nicht zu energieauf
wendig sei, wird zwar gestellt, aber Antworten fehlen mangels geeigneter Unterlagen, jedenfalls 
in Europa. Die wirtschaftlichen Folgen, wenn sich Preisrelationen stark verschieben, werden in 
Beratung und Praxis noch wenig erwogen, wobwohl hier wohl die ersten fUr viele Landwirte ent
scheidenden Folgen zu erwarten sind. Aber Landwirtschaft als Zusammenfassung sehr vieler 
Betriebsleiter ist notgedrungen schwerftlll ig; es hat lange gedauert bis die Landwirte den Selbst
versorgungstyp ihres Betriebes gewandelt haben, nun wird es ebenso lange dauern, bis sich die 
Mehrzahl der Landwirte den vertlnderten Verhtlltnissen anpassen wird. Diese Vertlnderung ist 
gekennzeichnet durch drei Einflußgrößen: 

1. Steigerung der Rohstoffpreise, je nach Vorrat mit größeren oder kleineren jtlhrlichen Zuwachs
raten. 

2. Steigerung der Energiekosten, und zwar aller Energietrl:lger, wenn auch mit Phasenverschie
bungen. 

3. Wachsende Löhne im nichtlandwirtschaftlichen Bereich, vor allem in den Ltlndern, die Rohstoffe 
oder Energ i e exportieren. 

Andererseits werden die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise in aller Welt kontrolliert und mani
puliert, und je mehr Rohstoff- und Energiepreise die Volkswirtschaften beeintrtlchtigen, um so mehr 
werden die Regierungen die landwirtschaftlichen Preise niedrig halten, oft unter dem Druck der 
Öffentlichkeit (Beladungsstreik fUr US-Weizenschiffe Sommer 19751). 
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Der Ersatz von Arbeit durch Kapital, also Maschinen und technische Einrichtungen, war gleich
falls eine wesentliche Einschrtlnkung der Selbstversorgungsform, denn je nach materiellem Niveau 
sind 30 bis 60 % des Lohnes Nahrungsmittel, also Teile des inneren Betriebsumlaufs. Handarbeit 
wird nach erbrachter Leistung bezahlt, Maschinenarbeit muß im voraus bezahlt werden, kein 
Wunder, daß die Umstellung nur uber weitgehende Fremdfinanzierung möglich war. Die Kosten 
des Kapitalmarktes unterl iegen starken Schwankungen, die völl ig unabhtlngig von der wirtschaft-
I ichen Lage der Landwirtschaft verlaufen. Zu den mehr marktgebundenen EinflUssen der Industrie
entwicklung kommen staatliche Eingriffe, da seit Keynes jede Regierung in der Manipulation 
des Kreditmarktes und der Zinshöhe eines der wirksamsten Mittel der Kon junktursteuerung sieht. 
Zustltzl iche Störungen bringt dem freien Kreditmarkt anlagesuchendes Kapital aus Zusatzgewin
nen, gerade wieder aus Rohstoff- und Energieexport (z.B. Euro-Dollar). Die Kreditanforderungen 
der Weltwirtschaft sind hoch, und wenn man den Berichten des Club of Rome trauen darf, mit 
steigender Tendenz. Die derzeitige bundesdeutsche Situation niedriger Zinsstltze ist sicher nur 
vorUbergehend und entspringt dem Versuch der Wirtschaft, sich auf eine Zukunft ohne Wachstum 
einzustellen, und einer allgemeinen Vertrauenskrisis gegenUber allen Maßnahmen der Wirtschafts
belebung. 

So sieht sich der Landwirt Belastungen ausgesetzt, die er selbst nicht beeinflussen kann und die 
auch keine Beziehungen zur wirtschaftli chen Situation der Landwirtschaft haben. Im Kreditge
schtlft hat es der Landwirt zuerst festgestellt, aber sich vielfach durch staatliche Maßnahmen 
beruhigen lassen, obwohl in der Bundesrepublik nur selten die Zinsstltze auf ein bestimmtes Maß 
gesenkt wurden, sondern meist nur um einen Teil ermtlßigt wurden. Die Folgen auf dem sachl i
chen Betriebsmittelgebiet sind noch weniger deutlich, werden aber schneller bestimmte Betriebs
formen in die - bleibend! - roten Zahlen bringen als die ZinssprUnge dies vermochten. Wenn 
sich heute in Europa gerade sehr viel jUngere, sogenannte "fortschrittliche" Landwirte fUr alle 
Formen des naturgemtlßen Landbaus interessieren, so ist dies den geradezu erstaunlich niedrigen 
Betriebsmittelkosten dieser Betriebe zuzuschreiben, die sie gegen Preisschwankungen von dieser 
Seite nahezu immun machen. 

Naturlich wird gerade in den dicht besiedelten Industrieltlndern der vollkommene Selbstversor
gungsbetrieb eine Ausnahme bleiben. Aber unter den zweckmtlßigen Betriebsformen gibt es auch 
in der "ublichen" Landwirtschaft, also der nicht zu der naturgemtlßen ztlhlenden, große Unter
schiede. Die Durchrechnung von drei Beispielen existenter Betriebe, herausgegriffen aus der 
BuchfUhrungsstatistik des Landes Rheinland-Pfalz fUr das Wirtschafts jahr 1972;73, mag einen 
Eindruck der zukUnftigen Auswirkungen vertlnderter Betriebsmittelpreise geben. Es handelt sich 
um 3 familienbtluerliche Betriebe zwischen 25 und 45 ha Größe. Betrieb I ist ein reiner Getreide
Zuckerrubenbetrieb ohne Vieh. Der innere Stoffumlauf beschrtlnkt sich auf die Wiederverwendung 
der ErnterUcksttinde in unvertlnderter Form (Stroh einpflUgen bzw. verbrennen, Zuckerrubenblatt 
unterpfIUgen). Betrieb 11 ist ein starker Rindviehbetrieb mit insgesamt 82 % Futterbau und nur 
18 % Getreidebau. Betrieb 111 schließlich ist ein mittlerer Viehbetrieb mit knapp 50 % Futterbau. 
Diese drei Betriebe unterscheiden sich signifikant im Aufwand fUr Betriebsmittel, was aus den 
Zahlen der Tabelle 1 zu entnehmen ist. Um die Auswirkung von Preistlnderungen deutl ich zu ma
chen, sind die Betriebsmittelaufwendungen jeweils in % des Betriebseinkommens angegeben, 
außerdem Betriebseinkommen je ha, Betriebseinkommen je AK, Gewinn je ha und Vertlnderung 
des Gewinns je ha in DM angegeben. In der Spalte A sind die Zahlen des BuchfUhrungsabschlus
ses enthalten, also Preisstand 1972;73, praktisch vor den ersten Auswirkungen von Rohstoff- und 
Energieknappheit. FUr die Zahlen in Spalte B wurde angenommen: Eine 50 %ige Preissteigerung 
bei Pflanzenschutzmitteln und DUngemitteln, eine 40 %ige Steigerung fUr Energie (ohne Elektrizi
ttlt). Dieses Preisniveau dUrfte heute fUr die Mehrzahl der Betriebe zutreffen, fUr manche schon 
höher liegen. Bei Futtermitteln wurde eine Steigerung von 40 % angenommen, 20 % aus den 
erhöhten Produktionskosten in Übersee und 20 % aus Verknappungserscheinungen am Weltmarkt, 
wie sie 1974 waren und Ende 1975 wieder zu erwarten sind. Das Ergebnis: Im Getreide-Zucker-



Tabelle 1: Betriebsergebnisse (A) dreier unterschiedlicher Betriebssysteme und ihre Änderung unter den Bedingungen Bund C 

Betrieb 1 Il III 

Situation A B C A ß C A ß C 

Landw. Fläche ha 44,') 37.27 24,86 
Ackcl"land " 93,1 50,5 6/1,8 
Daucrgrünland " 6,9 49.5 30,9 
Getreid c ~ der AF 78,8 36,0 62.5 
Zuckerrüben ~ der AF 21.2 - -
AckerCutter " der AF - 64 ,0 25,4 
Rindvieh VE/100 ha LF - 182,5 101,4 
Betriebsertrag or'l/ha 1.933 4.902 3.4 /t7 
Botriebseinkommen DH/ha 486 2)7 24 1.859 137.3 139/t 1.277 993 885 
DetriebseinkoDuuen Dl>I/AK 15.394 7.508 760 )1.492 23260 2)616 6.703 12.988 11.575 
a Bc+'" 
PClanzenschutzmittel 

Q'1:S 22 " 44 0 0 0 5,3 7,95 10,6 :s ... 
b IIC11~ 

Düngemittel ,;?go, 59 88,5 118 13.5 20,25 27 17,5 26,25 35 111 CII CII 
C "'11 
FuttermittelzukauC er:s - - - 42 58,8 50,4 19 26,S 22,8 I 

CII~tII 
I d "'0 CII 

TreibstoCCe, Öle, Fette> ~ I 22 ,o,8 " 4,9 6,9 7,4 8,2 11.5 12,) 
lIeizstofCe 
Summe a - d 10' 151,' 195 59,5 85,9 84,8 50 72,2 80.7 
Gewinn/ha 
Reineinkommen des Un- 412 16) -50 1.609 112' 1144 1.163 879 771 
ternehmens/ha 
Veränderung des Gewinns -gegenüber A -249 -462 - -486 -465 - -284 -392 

A = Abschluß 1972;73 

B = DUnge- und Pflanzenschutzmittelpreise 50 % hc;her, Futtermittel- und Energiepreise 40 % hc;her 

C = DUnge- und Pflanzenschutzmittel preise 100 % hc;her, Energiepreise 50 % hc;her, Futtermittel preise 20 % hc;her 
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rübenbetrieb geht dos Betriebseinkommen je AK auf die Hälfte, nur noch rd. DM 7.500, --, zurück, 
der Gewinn je ha von DM 412, -- auf DM 163, --. In dem - zu starken - Viehbetrieb geht wegen 
der hohen Futterzukäufe (über 40 % vom Betriebseinkommen !) das Betri ebseinkommen je AK auf 
etwa drei Viertel, immerhin noch über DM 23.000,--, zurück, der Gewinn je ha von DM 1.609,-
auf DM 1 .373, --. Am besten schnei det der noc h früheren Ansichten annähernd "normale" Be-
trieb 111 ob; sein Betriebseinkommen sinkt nur von rd. DM 16.000,-- auf DM 13.000,-- je AK, 
der Gewinn von DM 1.163,-- auf DM 879,-- je ha. Unter C finden wir eine weitere mögliche 
Variante: Die Preise für chemische Produkte steigen auf das Doppelte der von 1972, Energiepreise 
steigen um 50 % und Futtermittelpreise ohne Verknappung nur um 20 % . Das Ergebnis Betrieb I 
hot nur noch ein Betriebseinkommen von DM 760, -- je AK und einen Verlust von DM 50, -- je ha. 
Betrieb 11 steht sich mi t rd. DM 24.000, -- je AK und mit DM 1 .394, -- je ha Gewinn kaum besser 
als bei der Bariante B, Betrieb 111 im Betriebseinkommen um rd. 10 % und im Gewinn je ha um 
rd. 22 % schl echter a ls bei Variante B. 

Natü rl ich lassen sich weitere Kombinationen von Preissteigerungen denken, die jeweils sich in 
den e inze lnen Betriebsformen verschieden auswirken müssen. Es wäre ober müßig, olle Spekula
t ionen von optimistischen bis pessimistischen Annahmen durchzurechnen. Kalkulationen muß jeder 
Be t riebsleiter für seinen Betrieb in Zukunft öfter machen als bisher und muß sich angewöhnen, 
mit verschiedenen Preisannahmen zu rechnen, damit er dos Risiko zahlenmäßig eingrenzen kann. 
Beratung und Ausbildung sollten sich ober weitgehend mit den "gefährdeten" Betriebsformen be
schäftigen, wie Monokulturen, Übermechanisierung, Fremdkapitaleinsatz. Deren Betriebsleiter 
werden jede Hilfe brauchen, um nicht in die roten Zahlen zu kommen, vor ollem wenn biologi
sche Depressionen den Betriebsmitteleinsatz immer mehr anwachsen lassen. Nur durch rechtzeiti
ge Umstellung auf aufwandärmere, ober biologisch leistungsfähigere Formen werden solche Betriebe 
zu retten sein, wenn Rohstoff- und Energiepreise weiter steigen . 

• Futtermittel 
B=+50%.C=+20%. 

lIIlIlIlI1II Pflanzenschutzm. 
UlIlIlIIlIB=+50%. C=+l00%. 

EQ.Qngemi ttel 
~B=+50%. C=+l00%. 
l'tTI{1 Energiestoffe 
-9=+1.0%. C=+50%. 

Abb. 1 (links): Betriebsertrag je ha und Aufwand an Futtermittel, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel 
und Energ i estoffen für ei nen extensiven Morktfru chtbaubetri eb (MEX), einen Fu tter
beubetrieb (F) und einen landwirtschaftlichen Gemischt-Betrieb (XLH) unter den 
Situationen A ( = Abschluß 1972;73) und den hypothetischen Situationen Bund C. 

Abb. 2 (rechts): Betriebsertrag und Betriebseinkommen zu Arbeitskraft. Legende wie bei Abb. 1. 
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Im Herbst 1974 rechnete man allgemein mit einem stark wachsenden Angebot an Schlachtschweinen 
und daraus folgend für das Jahr 1975 mit kräftig sinkenden Erzeugerpreisen. Die damalige Situa
tion war gekennzeichnet durch den gerade überwundenen Preiseinbruch in den Sommermonaten 
1974 sowie durch einen starken AngebotsUberhang bei Rindfleisch. In Anbetracht der begrenzten 
Möglichkeiten der Einfuhr- und Vorratsstellen zur Marktintervention und Lagerung von Fleisch 
entschloß sich das Bundesministerium fUr Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, ein Modellvor
haben zu fördern, dessen Aufgabe es sein soll, zu untersuchen, ob mit Hilfe eines Preisausgleichs
systems die negativen Einflusse des Schweinezyklus auf die Einkommensentwicklung der Schweine
mäster kompensiert werden können und gegebenenfalls eine Mögl ichkeit der Stabil isierung des 
Schweinezyklus gegeben ist (vgl. BMELF-Informationen, 1975, S. 2). Ohne auf den Modellansatz 
im einzelnen einzugehen, läßt sich hierzu voraussehen, daß von den beiden Zielsetzungen - Ein
kommenssicherung der Produzenten und Stabil isierung des Zyklus - allenfalls die erste und diese 
auch nur unvollkommen erreicht werden kann. Da das System im Prinzip nichts anderes bewirkt, 
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als in Zeiten hoher Schweinepreise Gewinne abzuschöpfen um diese in Zeiten niedriger Preise 
zum Verlustausgleich zu verwenden, muß sich längerfristig (etwa im Rahmen einer vollen Zyklus
bewegung) die gleiche Einkommenswirkung ergeben, wie ohne ein entsprechendes Ausgleichs
system, allerdings gemindert um die Kosten der DurchfUhrung. Bei den Produzenten wird außerdem 
der falsche Eindruck einer allzeit rentablen Produktion hervorgerufen. Die zweite Zielsetzung 
durfte mit Sicherheit nicht erreicht werden, da sie voraussetzt, daß Mengenregulierungen im 
Fleischanfall vorgenommen werden. Die Implikationen des Modells fuhren jedoch zu quasi Preis
garantien, so daß die Revision von Produktionsplänen der am Modellversuch beteiligten Produzen
ten ausbleibt. Da nicht erwartet werden kann, daß die Ubrigen Produzenten von Schweinefleisch 
in Zukunft frUher auf PreiseinbrUche reagieren als dies in der Vergangenheit der Fall war, durfte 
das nicht reduzierte Angebot der Erzeuger mit Quasi-Preisgarantie den Markt zusätzlich belasten, 
d.h. die vom Zyklus bedingten Selbstregelungsmechanismen werden zusätzlich gestört. 

Zyklische Bewegungen entstehen im allgemeinen dort, wo die Regelung eines Systems zum Gleich
gewichtszustand und der Regelungserfolg einander bedingen, wobei jedoch der Regel ungserfolg 
zeitlich verzögert eintritt. Beabsichtigt man, solche Systeme zu stabilisieren, so mUssen die zeit
lich verzögerten Wirkungen stärker in die Regelung selbst eingehen. Auf den Schweinezyklus 
ubertragen: Beabsichtigt man eine Stabilisierung der zyklischen Preisbewegungen, so mUssen die 
sie hervorrufenden, zeitlich zurUckl iegenden Produktionsentscheidungen der Schweinefleischerzeu
ger entsprechend korrigiert werden. 

Da die Ertragslage der Schweinehaltung von Betrieb zu Betrieb außerordentlich stark variiert - hier
fUr sind technische AusrUstung des Betriebes, genetisches Potential der gehaltenen Tiere, Marktbe
dingungen sowie im besonderen Maße das "know how" des Betriebsleiters verantwortlich - ist es er
forderlich, durch gezielte Beratung des Einzelbetriebes eine Korrektur der Produktionsentscheidun
gen zu erreichen. Die breit angelegte Empfehlung, den Produktionsumfang in bestimmten Prozent
sätzen einzuschränken, wUrde den potentiellen Grenzanbieter bei Preiseinbruchen nicht vor Ver
lusten aus der Restproduktion schUtzen. Bei sehr rentabel arbeitenden Betrieben wUrden dagegen 
Gewinneinbußen durch die Nichtnutzung von Produktionsmöglichkeiten entstehen. 

Eine erfolgversprechende Stabilisierungspolitik setzt außerdem jedoch voraus, daß einerseits die 
einzelbetriebliche Beratung Uberregional durchgefuhrt wird und einen beträchtlichen Teil der 
Schweineproduktion erfaßt, daß andererseits die empfohlene Revision der Produktionspläne durch
gefUhrt wird. Hier bestehen bisher nur geringe Realisationschancen, obwohl die fUr die I ndividual
beratung erforderlichen spezifischen Betriebsdaten z. T. in regionalen Rechenzentren zur VerfU
gung stehen 1). Eine flexible Produktionsplanung erfordert jedoch die Revision traditionell gewach
sener Dispositionsparameter (z.B. Durchhaltestrategie, d.h. der Produktionsumfang wird trotz 
schlechter Gewinnerwartungen nicht verändert; die Rechtfertigung ergibt sich aus der Durch
schnittskalkulation Uber lange Zeiträume). Da der Beseitigung von Werturteilen und Meinungen 
in diesem Bereich erhebliche Schwierigkeiten entgegenstehen, kann mit einer wirksamen Stimulie
rung des Schweinezyklus durch partielle Eingriffe auf Produktionsebene in absehbarer Zeit nicht 
gerechnet werden. 

Im folgenden sollen daher Möglichkeiten fUr eine Produktionssteuerung zur einzelbetrieblichen 
Einkommenssicherung aufgezeigt werden unter der Annahme, daß weiterhin zyklische und auch 
saisonale Preisbewegungen fUr Ferkel und Schweine existieren. Hierzu wird zunächst ein dynamisch 
konzipiertes Optimierungsmodell zur Prozeßsteuerung in der Schweinemast in seiner Grundstruktur 
vorgestellt. Es folgt eine etwas eingehendere Behandl ung der Reihen fUr Ferkel- und Schweine
preise von 1968 bis Juni 1975, um die Charakteristika dieser Bewegung zu verdeutlichen und fUr 
eine hypothetische Entwicklung der Preise bis zur Mitte des Jahres 1976 zu verwenden. Im weiteren 

1) Das Rechenzentrum zur Förderung der Landwi rtschaft e. V. in Verden/Aller z. B. erfaßt seit 
Jahren einen beträchtlichen Teil der Schweineproduktion in Niedersachsen. 

478 



werden dann optimale ex-post-Strategien fUr zwei Betriebe mit unterschiedlichen Produktions
koeffizienten jedoch gleicher Kosten- und Preisstruktur für die Jahre 1968 bis Juni 1975 bestimmt. 
Die Ergebnisse werden unter dem Gesichtspunkt saisonaler Übereinstimmungen analysiert und es 
wird versucht eine Strategie der saisonalen Anpassung abzuleiten. 

Im letzten Teil wird versucht, mit Hilfe zweier hypothetischer Preisreihen - einer optimistischen 
und einer pessimistischen Erwartung - bis Juni 1976 den Unsicherheitsbereich der zukünftigen 
Preisentwicklung einzugrenzen und für diesen Konfidenzbereich optimale Strategien zu bestimmen. 

~= Elf Optimierunmrnodell 1) 

Die Optimierung der Produktionsdispositionen wird vorgenommen durch ein deterministisches Ent
scheidungsmodell. Es handelt sich dabei um einen dynamisch konzipierten Iterationsalgorithmus, 
mit dessen Hilfe der Kapitalwert einer Prozeßfolge maximiert wird (vgl. BELLMAN, R., 1957, 
sowie KÜNZI, H.P.; O. MÜLLER und E. NIEVERGELT, 1968). Unter Prozeßfolge wird die zeit-
I iche Aufeinanderfolge von Mastprozessen mit nicht identischen Anfangs- und Endgewichten ver
standen. Eine Prozeßfolge bezieht sich immer auf einen einzelnen Mastplatz. Dieser kann im zeit
lichen Ablauf den Zustand "besetzt" oder "nicht besetzt" aufweisen. 
Die Zielfunktion hat die Form: 

z(t.) = {max T} ! (DB.(t.)lt.+T. S t. 1; T. >0) 
I xF • • 1 I 1 1 1+ 1 

, 1 1 

i = 1, .•• n 

z stellt den Kapitalwert der Folge, t. den Bezugszeitpunkt dar. DB.(t.) ist der auf t. diskontierte 
I 1 I I 

Deckungsbeitrag des i-ten Prozesses. Durch die Variation von xF . (Ferkelanfangsgewicht) und 
,I 

T. (Mastdauer fUr den i-ten Prozeß) wird die Optimallösung gefunden. 
1 

Der Deckungsbeitrag DB eines beliebigen Mastprozesses i zum Zeitpunkt t wird bestimmt durch 

DBi(t)=f [xF' Ti' \ (xF' Ti)' PF(xF, t), Ps (xs' t), F(xF, Ti)' K(t), R(xF) , z(t), I K*, V, W] 

Index auf der Zei tachse (Jan. 1968 - Juni 1975) 

XF 
T. 

1 

xs(xF, T) 

PF(xF, t) 

p (x ,t) 
s s 

F (xF' T) 

K(t) 

Ferkelanfangsgewicht 

Mastdauer des i -ten Prozesses 

Endgewicht; Funktion von Anfangsgewicht und Mastdauer 

Ferkelpreis; Funktion vom Ferkelgewicht und Ferkelpreisniveau zum Zeitpunkt t 

= Schweim;preis; Funktion vom Endgewicht und Schlachtschweinepreisniveau zum 
Zeitpunkt t 

Futtermenge; Funktion von Anfangsgewicht und Mastdauer 

variable stückgebundene Kosten; in diese Variable geht unter anderem der Futter
mittelpreis in tein 

= Haltungsrisiko; Funktion vom Anfangsgewicht (Mortalität) 

= Zinsniveau für Kontokorrentzinsen in t 
= stückgebundene Kosten (Tierarzt, Versicherung, Vermarktungskosten) 

Wachstumsniveau 
= Futterverwertungsniveau 

1) Eine ausführliche Darstellung des Modells ist enthalten: BUDDE, H.J., 1974. 
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XF . und x • sind als Entscheidungsvariable des Modells anzusehen. T und F werden durch die 
, I s, I 

Restriktionen V und W detenniniert. In der einzelbetrieblichen Analyse werden die Koeffizienten 
für V und Waus dem durchschnittlichen Zeitbedarf und Verbrauch on Futtermitteln bereits gemä
steter Schweinegruppen dieses Betriebes abgeleitet. Ebenso kännten weitere Restriktionen wie 
Preisdifferenzierungen für Produkt und Faktoren in der Zielfunktion mit berücksichtigt werden. 
Preise für Faktoren und Produkt sind modellexogen bestimmt. In der vorliegenden Analyse werden 
K* , V und W parametrisch gesetzt. Bei der Wahl des Parameters V wird unterstellt, daß mit der 
Funktion 

1 x2 
T=~'J g(x)dx 1) 

xl 

der Zeitbedarf eines beliebigen Zuwachsintervalls von xl bis x2 ermittelt werden kann. Die Funk
tion g(x) beschreibt den Zeitbedarf einer marginalen Gewichtsanderung in Abhängigkeit vom Le
bendgewicht. Wird für V der 'fert 0,8 gewählt, so bedeutet dies, daß für ein definiertes Zuwachs
intervall von xl bis x2 die 0,8 fache Mastzeit gegenüber einer unter Prüfungsbedingungen ge-

haltenen Schweinegruppe erforderlich ist. 
Entsprechend ist der Verwertungskoeffizient W zu interpretieren. Der Futterverbrauch für ein de
finiertes Zuwachsintervall ergibt sich aus der Funktion 

x2 

F W· J h(x) 1) 

xl 

Somit bedeutet ein W-Wert von 1,2, daß für das definierte Zuwachsintervall von xl bis x2 die 
1 ,2-fache Menge an Futtermitteln gegenüber einer Kontrollgruppe unter Prüfungsbeaingungen 
aufgewendet werden muß. 

3.1 Datengrundlage und Aufbereitung 

Zur Darstellung des Modells wurden folgende Datenreihen verwendet: 
1. Schweinepreise vom Hannoverschen Schlachtviehmarkt, wächentliche Durchschnittswerte pro 

100 kg Lebendgewicht 1. Woche 1968 bis 27. Woche 1975 1). 
2. Ferkel preise des Ferkelerzeugerringes Coppenbrügge/Hann. (DM/kg bis 15 kg Lebendgewicht) 

1 • Woche 1968 bis 27. Woche 1975 2). Innerhalb der Modell rechnungen wurden für den Ge
wichtsbereich 15 ~ 20 kg 2,60 DM/kg und für den Gewichtsbereich>20 kg Lebendgewicht 
2,00 DM angenommen. 

3. Futtermittelpreise für die Fertigfutteranfangsmast, gesackt, Einzelhandelsabgabepreis im Raum 
Hannover 1. Woche 1968 bis 27. Woche 1975 2). 

4. Futtennittelpreise für Fertigfutter "Mittel-Endmast", gesackt, Einzelhandelsabgabepreis im 
Raum Hannover 1. Woche 1968 bis 27. Woche 1975 2). 

5. Kontokorrentzinsen fUr den Zeitraum von 1968 - Juni 1975 3). 

1) Die Funktionen g(x) und h(x) wurden aus Kontrolldaten über tägl iche Zunahme und Futterver
brauch von Tieren der Mastleistungsprüfungsanstalt Mariensee/Mecklenhorst ermittelt. Weitere 
Erläuterungen siehe: BUDDE, H.J., 1974, S. 18 ff. 

2) Hannoversche Land- und Forstwirtschaftliche Zeitung, Marktberichte, Jg. 121 Nr. 1 bis 
Jg. 128, Nr. 27. 

3) Monatsberichte der Deutschen Bundesbank. 
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Aus allen Reihen wurden zunHchst die 13-Wochen-gleitenden Durchschnitte, zentriert auf die 
siebente Woche ermittelt. Die fUr den Optimierungslauf erforderlichen Tageswerte wurden dann 
durch I ineare I nterpolation der ausgegl ichenen Wochenwerte errechnet. 

Die so transformierten Zeitreihen auf Tagesbasis gingen als Zustandsvariable in das Optimierungs
modell ein. 
Um weiterhin Informationen Uber den Verlauf der Saisonzyklen sowie der löngerfristigen, allge
mein mit dem Begriff "Schweinezyklus" verbundenen Trendzyklen zu erhalten, wurden die Ur
sprungswochenwerte der Schweine- und Ferkel preise auf Monatsdurchschnittsreihen umgerechnet. 
Zur Bestimmung einer erwarteten Saisonfigur sowie zur Ableitung von saisonal und bereinigter 
Zeitreihen wurde ein programmiertes Verfahren "CENSUS X-11" verwendet (SHISKIN, Z., 1965). 

3.2 Saisonale und Trendzyklusbewegungen 1) der Ferkel- und Schweinepreise 

FUr beide Preisreihen lassen sich stabile Saisonfiguren nachweisen. Die empirischen Werte der 
F-Verteilung liegen fUr beide Preisreihen im signifikanten Bereich 2). Bei der Saisonfigur der Fer
kelpreise zeigt sich besonders in den Monaten Mörz bis Juli eine stark positive Abweichung vom 
mittleren Niveau (vgl. Schaubild 1), d.h. die saisonalen Faktoren, die in % multipliziert mit den 
Werten der Trend-Zyklusfigur die von Zufallsschwankungen bereinigte Zeitreihe der Ferkelpreise 
ergeben, weisen fUr die Monate Mörz - Juli Werte >100 aus. In den Monaten Oktober bis Januar 
können dagegen Werte <100 festgestellt werden. Im Dezember erreichen die Ferkelpreise ihr 
saisonales Tief. 

Die GrUnde fUr diese Bewegung durften im wesentlichen in den geringeren Aufzuchtergebnissen 
wöhrend der Wintermonate zu finden sein. Im Jahr 1974 betrug die maximal saisonale Abweichung 
vom Trend in positiver Richtung 9 %, in negativer Richtung 11 %. Damit hötten bei Annahme 
eines konstanten Trend-Zyklus-Niveaus von 4,50 DM/kg Lebendgewicht die Ferkelpreise eine 
saisonale Bewegung zwischen 4,00 DM und 4,90 DM beschrieben. Auf der Basis von 15 kg Lebend
gewicht entspricht dies einem Wert von 13,50 DM/fier. 

Bei der Saisonfigur der Schweinepreise können Faktoren> 100 in den Monaten August bis Dezember 
beobachtet werden, wöhrend besonders in den Monaten April bis Juni ein saisonales Tief zu beob
achten ist. Der relative Anteil der saisonalen Schwankungen belief sich im Jahr 1974 auf 93 bzw. 
106 % des Trend-Zykluspreises, so daß bei einem konstanten Trend-Zykluspreis von 2,70 DM/kg 
Lebendgewicht etwa 0,35 DM/kg Lebendgewicht den jahreszeitlichen EinflUssen zugerechnet wer
den können. Es ist zu vermuten, daß ein wesentlicher Teil der saisonalen Schweinepreisschwan
kungen auf die knappe Versorgung des Morktes mit Ferkeln im FrUhjahr zurUckzufUhren ist, da bei
de Zyklen gegeneinander um etwa vier Monate verschoben sind. Rechnet man dazu etwa einen 
Monat Ferkelpreisreaktionszeit zur Erreichung eines hypothetischen Gleichgewichtspreises, so er
gibt sich eine 5 Monatsverzögerungi die Zeit die erforderlich ist, um ein Ferkel zum Schlacht
schwein auszumösten. Inwieweit nachfrageinduzierte Effekte des Marktes einen Einfluß auf die 
saisonalen Preisschwankungen ausuben, wurde im Rahmen der vorliegenden Studie nicht untersucht. 

An der Saisonfigur der Ferkel preise kann beobachtet werden, daß sich die jöhrlichen Schwankungen 
seit 1968 stöndig verringert haben. Dies lößt vermuten, daß mit verbesserter Technologie die Auf
zuchtverluste der Wintermonate vermindert werden konnten. Die Trend-Zyklusfiguren beider Reihen 
zeigen deutliche Schwankungen mit einer Phasenlönge von etwa dreieinhalb Jahren. 

1) In Anlehnung an die Nomenklatur des Census li-Verfahrens werden im folgenden mit dem Be
griff "Trend-Zyklus" die mittelfristigen Bewegungen gekennzeichnet, wöhrend unter dem Be
griff "saisonal" die jahreszeitlichen Bewegungen zu verstehen sind. 

2) Ferkelpreisfigur: F=20,775; Schweinepreisfigur: F=15, 351; Theoretischer F-Wert bei 11/81 
Freiheitsgraden und einem Signifikanzniveau von 99 %: 4,50. 
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Dabei vollziehen sich die Aufwl:irtsbewegungen wesentlich langsamer als Abwl:irtsbewegungen. Bei 
den Ferkel preisen II:ißt sich ein ausgeprl:igtes Preistief im Früh jahr 1971 feststellen, dann folgt eine 
prosperierende Phase bis Februar 1974. Die darauf folgende Abwl:irtsbewegung dauert etwa 6 Mona
te und geht bereits im September 1974 wieder zu einer Aufwl:irtsbewegung über. Es zeigt sich hier, 
daß wesentl ich früher als erwartet eine Stabi I isierung der Abwl:irtsbewegung eintritt (BÖCKEN
HOFF, E., 1974, S. 163 ff.), hervorgerufen vermutlich durch geringere Aufzuchtergebnisse 1) 
im ersten Halbjahr 1974. 

Die Phasen der saisonbereinigten Trend-Zyklen beider Preisreihen sind um 1 - 2 1/2 Monate gegen
einander verschoben. Insbesondere bei der Richtungsl:inderung der Schweinepreise noch unten ver
harren die Ferkel preise noch etwa 2 1/2 Monate auf dem hohen Niveau, wl:ihrend die Richtungs
l:inderung noch oben fast ohne Verzögerung auch auf die Ferkelpreisentwicklung wirksam wird. Die 
Phasenverzögerung dürfte darauf zurückzuführen sein, daß die Ml:ister ihre hohen Gewinnerwartun
gen nur zögernd korrigieren und erst noch zwei Monaten in ihr Nachfrageverhai ten nach Ferkeln 
eingehen lassen. Dagegen vermögen die Ferkelerzeuger, wahrscheinlich infolge ihrer guten Orga
n isation innerhalb der Erzeugerringe, eine sich verbessernde Gewinnerwartung der Ml:ister umge
hend in eine Verbesserung der Ferkelpreise umzusetzen. 

4 Die QE!lmale EntscheiduQRsfolge in der Verga~nheit 

4.1 Modellannahmen 

Um dos unter Punkt 2 vorgestellte Modellonhand von Zeitreihen der tatsl:ichl ich eingetretenen 
Preisentwicklung zu überprüfen, werden folgende zusl:itzliche Annahmen getroffen. Es werden 
zwei hypothetische Mostbetriebe definiert. 

Betrieb A verfügt über einen durchschnittlichen Wachstumsniveouparameter von V=l,OO. Dies be
sagt, daß der Betriebsleiter aufgrund der Leistungen seines Moststolles in der Vergangenheit an
nehmen darf, daß die von ihm geml:isteten Tiere für dos Mostintervall von 20 - 100 kg, 112 Tage 
auch in Zukunft benötigen werden. 
Er verfüge weiterhin über einen durchschnittlichen Verwertungsniveauporameter W=1,00, was be
sagt, daß seine Produktion durch die Produktions-Futteraufwandsrelation (Futterverwertung) inner
halb der Grenzen 20 - 100 kg von 1: 3,02 gekennzeichnet ist. 

Die Analyse der Mostdauer eines hypothetischen Betriebes B ergebe für den Wachstumsparameter 
V einen Wert von 0,8 und für den Verwertungsparameter Weinen Wert von 1,2. Dies entspricht 
einer durchschnittlichen Mostdauer von 141 Togen und einer Futterverwertung von 1:3,626 für dos 
Mostintervall von 20 - 100 kg Lebendgewicht (BUDDE, H.J., 1974, S. 46). 

Beide Betriebe hoben die gleiche Kostenstruktur. Sie erlösen die am Markt erzielbaren Durch
schnittspreise und sind in der Loge, ihre Futtermittel um jeweils 3 DM/DT billiger zu erstellen, 
als die Futtermittelnotierungen sie ausweisen. In beiden Betrieben müssen stückgebundene Kosten 
in Höhe von 26,00 DM/Schlachttier berücksichtigt werden. Für beide Betriebe wird im folgenden 
eine Optimierung der Entscheidungsfolge durchgeführt. Die Ergebnisse sind den Schaubildern 2 
und 3 sowie den Übersichten 1 bis 4 zu entnehmen. 

1) Diese Vermutung wird verstl:irkt durch Aussogen der Gesellschaft zur Förderung landwirtschaft
I icher Schweineerzeugerbetriebe in Uelzen (Dr. Zeeck), wonach die Praktiker versuchten, 
den hohen Eiweißfuttermittelpreisen im Wirtschaftsjahr 1973/74 durch die Verwendung von 
Substituten in den Futtermischungen auszuweichen. 
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Schaubild 3: 
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4.2 Interpretation der Ergebnisse 

Hinsichtlich der Aufsta11 ungs- und Verkaufszeitpunkte sind die in den Schaubildern wiedergegebe
nen Ergebnisse nochmals nach Monaten geordnet und tabellarisch ausgewiesen. Es zeigt sich, daß 
im Betrieb A bei optimaler Ersatzdisposition speziell in den Monaten Januar und Februar niedrige 
Anfangsgewichte bevorzugt werden. Die Ausnahme bilden die Jahre 1973 1) und 1969. In beiden 
Jahren wird die preissenkende Wirkung der Saisonkomponente der Schweinepreise durch die Bewe
gung des Trend-Zyklus Uberkompensiert. 

Die Verwendung geringer Anfangsgewichte zu den Jahresanfl:ingen erlaubt es dem Betrieb A, die 
Verkaufszeitpunkte dieser Most weitgehend in die Monate Juli-August zu verlagern, d.h., so zu 
disponieren, daß bei Verkauf der Tiere das saisonale Preistief bereits Uberwunden ist. Dies wird 
auch deutlich an den sehr hohen Endgewichten der im Juli und August verkauften Tiere. Im ubri
gen Jahresablauf werden bevorzugt schwere (25 kg) Ferkel zur Mast aufgestallt. In den Monaten 
Dezember 1973 bis Mtlrz 1974 wird die Neuaufstallung nahezu unterbrochen, da die Schweine
preisentwicklung der Folgemonate, verbunden mit den relativ hohen Vorleistungen wtlhrend des 
Jahreswechsels 1973174 trotz bester Input/Outputrelation der Mast keine positiven Deckungsbei -
trtlge ermögl icht. Sie wird erst im April 1974 mit relativ leichten Ferkeln wieder aufgenommen, 
nachdem auch bei den Ferkel preisen eine Preissenkung eingetreten ist. 

Betrachtet man die Übersicht der Verkaufszeitpunkte, so ftlll t auf, daß sich das Hauptangebot auf 
die Monate Jul i bis Oktober konzentriert. Insbesondere im Juli sind relativ hohe Endgewichte zu 
verzeichnen, die Folge der Aufstallungsstrategie mit der Zielsetzung, Nlai und Juni möglichst als 
Verkaufszeitpunkte auszulassen. Bis auf die Jahre 1972 und 1973, in denen die saisonale Abwtlrts
bewegung der Schweinepreise ausbleibt 2), wird der Mai als Verkaufszeitpunkt gemieden. 

Betrachten wir nun die Ergebnisse des Betriebes B (Übersicht 3 und 4). Infolge der Itlngeren Wachs
tumsdauer dieser Produktion erstrecken sich die Startzeitpunkte geringer Anfangsgewichte auch auf 
die Monate November-Dezember. Erst ab Mtlrz werden in größerem Umfang schwere Tiere zur 
Mast aufgestallt • Der Schweinepreiseinbruch im Halbjahr 1970171 fUhrt bereits im Sommer 1970 
zu einem Aufstallungsstop. Die Produktion wird aber bereits im Oktober 1970 wieder aufgenom
men, weil die Ferkel preise infolge der Überlagerung des saisonalen mit dem Trendzyklustief außer
gewöhnlich tief sinken. 

Zu einem weiteren Aufstallungsstop kommt es im Oktober 1973. Zu diesem Zeitpunkt sind die 
Preise fUr Ferkel und Schweine noch ungewöhnlich hoch. Hier wird die Produktion erst im Juni 
1974 aufgenommen, nachdem die Schweinepreise ihr saisonales und zyklisches Tief überwunden 
haben. 

Wesentlich sttlrker als im Betrieb A werden hier die Monate Mtlrz bis Juni als Verkaufszeitpunkte 
gemieden. Dafur fallen insbesondere im Juli besonders viele Tiere zur Schlachtung an. Das End
gewicht ist naturgemtlß sehr hoch. Aber auch in den Monaten August, September und Dezember 
werden überproportional viele Tiere geschlachtet, wobei das Schlachtgewicht überwiegend bei 
etwa 100 kg lebend liegt. Eine Produktionseinschrtlnkung, die ausschließlich auf zu hohe Ferkel
preise zurückzuführen ist, Itlßt sich nicht feststellen. 

Aus dem Vergleich der Lösungen zu den Betrieben A und B wird bereits deutl ich, daß unabhtlngig 
von der Produktivittlt der Betriebe folgendes, allgemein gultige Ergebnis abgeleitet werden kann: 

1) Eine solche Entwicklung deutete sich bereits im Dezember 1972 aufgrund der Viehztlhlungser
gebnisse an und fand entsprechend in den Marktberichten ihren Niederschlag. Vgl. dazu 
E. BÖCKENHOFF, 1974, S. 23 ff. 

2) Der Vermarktungsstop im Juni 1972 ist darauf zurückzufUhren, daß der Schweinepreis im Jul i 
sehr stark ansteigt. 
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uzahl. Startgevicht und Standardfehler tür die täglich Ververtungsniveaul W - 1. 

einmalige Ent8che1dunc: starten - nicht starten 

Jan Feb !'.ar Apr Kai Jun Jal !ag Sep Oot lIov Dec 

1968 27 26 31 }O 31 }O 31 }1 }O 3' 30 3D 
14.481 15.615 19.645 24.733 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 21. 000 
2.263 .923 2.404 .680 .000 .000 .000 .000 .000 .000 .000 5.21 ) 

1969 29 28 31 30 }1 30 }1 31 3D }1 }O }1 
'5.414 21.571 24.606 25.000 24.548 24.1}} 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 2}.065 
1.427 2. }21 .591 .000 1.411 1.4}' .000 .000 .000 .000 .000 4.414 

1970 }1 28 }1 }O 31 }O 19 18 22 }O 29 }1 
14·742 15.64} '9.968 24.9}} 24.613 25.000 18.368 18.444 2}.000 2}.9}} 18.655 17.065 
'.74' 1.695 2.}21 • }59 .790 .000 4.158 1.978 1.907 .998 }.526 .35 ) 

'971 }1 28 }1 }O 31 30 }1 30 }O }O 29 }1 
17.258 16.429 18.548 20.600 24.806 22.000 21.000 24.200 25.000 17 .800 '7.48} 20.548 

.670 1.294 1.681 2.}}2 .59' }.715 1.760 1.600 .000 }. }70 1.79} 2.861 

1972 }O 21 3D }O }1 30 31 }1 }O }1 }O }~ 

25.000 1}.571 18.400 24.800 25.000 25.000 24.871 25.000 25·000 24.806 24.933 25.000 
.000 .904' 2.318 .600 .000 .000 .491 .000 .000 .59' .359 .000 

1973 }1 28 31 }O 3' }O 31 }1 30 }1 30 3 
21.516 21.071 24.548 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 24.800 24.935 25.000 25.000 

}.662 2.5}4 .978 .000 .000 .000 .000 .000 .600 • }53 .000 .000 

1974 4 2 4 17 21 1} 22 24 22 28 28 22 
1 }.OOO 1}.000 1}.000 '4.176 22. }j} 24.846 2}.182 21.58} 21.182 24.857 22. }57 19.545 

.000 .000 .000 1.62} 2.78} .5}} 2.622 3·581 2.480 ·5'5 2. }}} 5.975 

1975 25 22 29 29 18 26 
13·240 18.000 2}.690 21.759 25.000 25.000 

.650 1.977 2.419 2.800 .000 .000 

l'bersicht 2: Optimale ex-poet Verkaufsstra tegien Zuvachsni veau: V - 1. 

Anzahl, Verkaufagevicbt und Standardfehler bei täglich Verwertungen! veau: ... - 1 • 

mehrfacher Entecheidungemöglichkei t: vei tercänte!!. - verkbufen 

Jan Feb Hll.r Apr Y.a.i Jun Jul Aug Sep Oct Nov Dec 

19be 13 96 26 21 /,0 29 35 
110.612 108.912 95.545 103.984 105.42J 96.651 100.960 

1.805 4.604 2.996 2.452 2. ?(\~ 2.505 ~. 8~l? 

1969 28 3} 24 4 65 35 52 2 55 41 20 
90.953 91.791 99. 60~ 106.731 112.352 110.544 105.79' 91.271 106.870 100.118 90.037 

2.542 3.60U 2.011 1.534 .345 1 ,145 5.107 .000 5.078 4.824 4.197 

1970 27 31 36 43 67 30 49 2 11 36 
106.886 99.645 94. l55 100.225 112 .185 109.290 102.347 97 .612 91.282 101.379 99.466 

3.326 2·399 3.613 .000 .807 2.724 1. 660 }.298 .000 1.386 1.7d1 

1971 28 18 42 2) 19 45 61 27 6 48 4~ 
97 .442 98.333 104.689 105.68B 107.002 109.993 106,342 96.216 106.188 105.710 102.002 

1.327 1.430 1.622 ~ .141 1.826 2.164 2.900 2·427 .1~G 1.359 2. 9 3-~ 

1972 11 37 60 18 33 7l ,}1 11 51 30 
96.132 108.643 107.900 104.416 112.240 107.458 96.018 102.959 W2.0?6 94.381 

1.700 2,802 2.920 1.429 .657 4.431 2.705 1.051 5.738 2.935 

'913 3 31 64 9 )1 55 33 32 41 3G 16 
112.351 110.49U 100.745 97.899 112.385 109.79' 102.261 100·320 96.437 92.599 104.216 

.011 1.771 7.969 4·410 .071 3.483 3·040 3·351 4.825 3.926 1. 393 
.j>.. 1914 39 3) 5 0 5 1 50 19 25 0 
(X) 102.949 91.891 93.681 110.070 112.453 104.424 94.249 104.658 ...... ).690 2.706 2.245 2.337 .000 2.520 5·012 1.956 

1915 49 10 38 1 24 
104.414 104.691 105.481 112.453 112.441 

4.96} 1.574 3.946 .052 



""'" ttberslcht ~: Optimale ex-poet und oxante AufstallungsBtrategien Zuwachsintenoität: V .. 0,8 CX> 
CX> Anzahl, StartgcW'icht und Standardfehl<::>r für die täglich Verwertungdintensität: W ... ',2 

einmalige Entscheidung: starten - nicht starten 

Ja" Feb Xar Apr Xai Jun Jul Aug Sep Oct Nov Dec 

1966 <,1 22 }1 30 }1 }O }1 }1 }O 30 }O }1 
14.}}} 1'7.000 22,742 25.0QO 25.000 18.667 2}.}87 25.000 25.000 2}.800 1}.467 16.161 

.94} 1.206 2. }14 ,000 .000 2.370 1. 395 .000 .000 }.600 .846 .987 

1969 }1 28 }1 10 }1 0;0 }1 }1 }O }1 }O }' 
21. }87 18.786 2}.129 2}.600 24.290 25.000 25·000 25.000 25.000 25.000 21.800 1 }.OOO 
2.458 2.992 2,211 2.4}0 1.197 .000 .000 .000 .000 .000 5. }07 .002 

1970 }1 28 }1 }O 14 0 0 0 6 17 11 }1 
14.677 18.14} 24.484 25.000 25.000 .000 .000 .000 21.000 24.059 1}.OOO 14.61 } 
1.614 1.245 .875 .000 .000 .000 .000 .000 2.309 .998 .OO} .790 

1971 }1 20 }1 30 }1 }O }1 }' 21 28 }O }l 
15.194 17.071 '7.5'6 2}.267 18.806 17 .000 16.871 22.61 } ~2. 714 '4.000 '5.1l} 1 }.OOO 

.59' .651 .075 1.982 4. }5' .894 1.2}8 2.}5' 4.712 1.000 1. 85'{ .002 

1972 }1 28 Jl }O }1 }O }1 }1 }O }1 }O 25 
I}. }O'{ 1},OOO 16.01 } 21.467 25.000 25.000 25.000 20.161 24.600 25.000 25.000 14.440 

.790 .OO} 1.068 2.668 .000 .080 .000 }.16} .800 .000 .000 }·900 

1973 }1 28 }1 }O }1 }O }1 }1 }O 1 0 0 
15.90} 22.357 25.000 25.000 25·000 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000 
1.59} 2.27' .000 .000 .000 .000 .000 .000 .000 .000 

1974 0 0 0 8 1} 18 21 12 0 21 
1 }.250 18.2}1 24.000 25.000 25.000 1 }.OCO 

.661 1.476 1.915 .000 .000 .00l 

1915 lO 28 }1 }O }1 }O 
15.73} 22.071 25.000 19.000 19.258 25.000 
1.896 2.590 .000 6.000 4.508 .000 

1975 HypotheUsche Optimalotrategie Version 1 12 19 15 0 7 1 } 
25.000 25.000 25.000 1}.28' 16.846 

MaximllQ d. Trend-Zyklus-De .... rgung Juni 1976 .000 .000 .000 .100 2.5}7 

1976 17 20 }1 }O " 2 
'7.580 1}.000 1}.000 1}.OOO 1}.000 1}.000 
5.168 .OO} .002 .OO} .002 .000 

1975 Hypothetische Optimalstrategie Version 2 29 " 30 2 22 25 
25.000 25.000 25·000 ".000 1}.000 ".000 

Maximum d. 'l'rend-Zyklus-Bewegung Januar 1916 .000 .000 .000 .000 .OO} .OO} 

1976 0 0 0 0 0 



Ube'l"8!cht 4: OptJmale ex-post un~ ex-anta Verkautastrategien Zuwachaul veau: V - 0.8 

Anzahl, Verkaufagewlcht und Standardfehler bel täglich Verwertunganl veau: V - 1.2 

mehrfacher EntacheidWlgemöglichkel t: wei termäeten - verkaufen 

Jan Feb I'.ar Apr Mai Jun Jul Aug Sep Oct Nov Dec 

1968 0 0 0 0 59 51 30 13 91 
106.176 98.412 92.927 107.241 100.077 

}.408 3. }31 }.073 2.215 6.760 

1969 28 12 0 0 4 56 0 75 2 79 0 59 
85.686 93.B90 112. }15 109.0}9 110.199 108.047 101.74} 102.775 

1.390 1.921 -.000 2.792 2.808 4.476 8.898 5.367 

1970 30 38 7 0 0 9 121 -35 6 0 0 0 
95.629 67.908 66.765 112.315 105.1n 93.967 94.142 

2.636 3.046 1.522 .016 4.1}} 2.022 1. 500 

1971 4 19 0 0 0 }5 56 76 3 1 43 71 
92.607 91.885 110.261 106.328 101.086 94.146 103.255 102.182 101.873 
1.4~1 1.286 1.443 3.640 3.157 .011 .000 1.791 2.69~ 

1972 15 0 0 50 0 17 47 23 112 35 24 5 
94.942 105.267 111.164 109.916 111.346 104.807 92.072 91.246 1C6.420 
1. 3'~ 2.184 1'}75 2.922 1. }30 4.821 2.37} 2.546 .046 

1973 41 45 }1 0 0 0 100 }5 48 16 42 35 
105.557 100.215 92.585 111.204 102.601 97.461 95.072 95.488 91.126 

1.526 ~.099 2.275 2. }25 2.2}4 }.727 2.265 }.721 1.620 

1974 20 0 0 0 0 0 0 0 0 0 44 
94.741 97.561 

1.525 2.537 

1975 28 0 0 0 0 0 
92.090 

2.602 

1975 Hypothet18che Optlmalatrategle Version 1 111 14 0 54 35 22 
105.657 102.573 105.669 101.320 97.005 

Maxic:um d. Trend-Zyklus-Devegung Jwl1 1976 4.845 1.578 3.194 3.104 2.951 

1976 11 0 0 0 0 28 
93.506 105.017 

2.798 5.216 

1915 Hypothetische Optimalatrategie Version 109 28 30 26 35 32 
108.699 97.445 97.763 105.006 10}.127 94.219 

Maximum d. Trend-Zyklus-Bewegung Januar 1976 4.1 }} .912 3.004 1.4}6 2.568 ,. ,e6 
1976 32 0 0 2 0 47 

95.062 100.333 100.735 
,.290 .000 4.676 

.j>. 
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Bleiben die saisonalen Schwankungen der Schweinepreise auch in Zukunft wirksam, so empfiehlt 
es sich, die Monate April bis Juni als Verkaufszeitpunkte für Schlachtschweine zu meid1m. Dies 
wird erreicht, indem bis ca. Mitte November relativ schwere Ferkel zur Mast aufgestellt werden 
und diese bei Erreichen der Schlachtreife mit ca. 90 kg Lebendgewicht Ende März des folgenden 
Jahres verkauft werden. Im weiteren Verlauf des Monats November, sowie im Dezember und Ja
nuar sind mäglichst leichte Ferkel zur Aufstallung zu verwenden. Diese Tiere sollten dann sehr 
stark ausgemästet werden (bis 110 kg), so daß ein Verkauf zum Schlachten erst während der fol
genden Jahresmitte erfolgt. 

4.3 Effizienz des Entscheidungsmodells 

Es ist an dieser Stelle zu fragen, welchen monetären Vorteil eine flexible Ersatzpolitik gegenüber 
einer traditionellen Verfahrensweise erbringt. 

Geht man davon aus, daß diese Betriebe A und B sich einer starren Aufstallungs- und Verkaufs
pol itik bedienen, wobei das Aufstallungsgewicht 15 kg, das Verkaufsgewicht 105 kg betragen mag 
und vergleicht man die Kapitalwerte der Produktion pro Mastplatz in der Zeit von Januar 1968 
bis Juni 1975 miteinander, so ergeben sich folgende Werte: 

flexible Politik 
starre Pol itik 

Betrieb A 
V=1 , W=l 

2065,92 DM 
1738,53 DM 

Betrieb B 
V=0,8, W=I, 2 

1030,15 DM 
942,92 DM 

Bei Betrieb B tritt eine etwa 10 %ige Steigerung ein, während der Betrieb A seinen Kapitalwert 
um nahezu 20 % erhäht. Pro Platz und Jahr entspricht dies einer Steigerung des Deckungsbeitra
gesvonca. 12DMfürB, bzw.41 DMfürA. 

Nachdem die Arbeitsweise des Modells für die einzelbetriebliche Entscheidungshilfe anhand der 
Vergangenheitsdaten demonstriert wurde, soll nun versucht werden, den deterministisch konzipier
ten Ansatz auch für die Ableitung zukünftiger Strategien zu verwenden. Der Ansatz arbeitet auf 
der Basis vollkommener Voraussicht der zukünftigen Preisentwicklung. Wie die Erfahrung zeigt, 
sind Preisprognosen in der Regel mit erhebl ichen Unsicherheiten belastet. Ist es jedoch mägl ich 
den Unsicherheitsbereich der zukünftigen Preisentwicklung durch einen entsprechenden Konfidenz
bereich einzugrenzen, so können auch mit Hi Ife des deterministischen Modells wertvolle Entschei
dungshilfen abgel eitet werden. Eine sol ehe Eingrenzung der Preisentwickl ung mit anschi ießender 
Erstellung von ex-ante-Strategien soll im folgenden für den Betrieb B versucht werden. 

5.1 Annahmen über die zukünftige Entwicklung der Ferkel- und Schweinepreise 

Das CENSUS II x-lI-Verfahren bietet saisonale Faktoren für die voraussicht! iche Zyklusfigur des 
folgenden Jahres an. Die saisonalen Faktoren werden ermittelt nach der Formel: 

S. 1 = S. + 1/2(5. -So 1) 
I,n+ I,n I,n I,n-

s = saisonaler Faktor 
i = Jan ••• Dez. 
n = letztes Jahr der erfaßten Zeitreihe 

Werden Annahmen hinsichtlich der vermutlichen Entwicklung des mittelfristigen Trend-Zyklus ge
troffen, so läßt sich durch multiplikative Verknüpfung der hypothetischen Trend-Zyklusfigur mit 
den saisonalen Faktoren eine hypothetische Preisentwicklung unter Berücksichtigung soisonal zu 
erwartender Einflüsse beschreiben. Der Entscheidung für eine hypothetische Trend-Zyklusfigur 
liegen fol gende Plaus ib i li tätsüberlegungen zugrunde. 

490 



1. Es ist zu erwarten, daß sich die Trend-Zyklusbewegungen der Vergangenheit weiterhin fort
setzen. 

2. Es kann angenommen werden, daß die zu erwartende Trend-Zyklusfigur weitgehend mit Ent
wicklungen in der Vergangenheit verglichen werden kann. 

3. Das vermutliche Ende der prosperierenden Preise wird fruher eintreten als dies an den Trend
Zyklen der Vergangenheit beobachtet werden konnte. Hierfur sind folgende GrUnde maßge
bend: 
a) Die Abwl:lrtsbewegung der Schweinepreise im Jahr 1974 wurde durch eine krl:lftige Nach

fragebelebung des Marktes abgefangen. 
b) Das erwartete Überangebot an Ferkeln wurde nicht allein durch gel:lnderte Dispositionen 

der Ferkelerzeuger, sondern auch durch eine Reduktion in der Zahl der aufgezogenen Fer
kel pra Sau korrigiert. HierfUr waren die Verknappung von Eiweißfuttermitteln und im ge
wissen Umfang Auswirkungen der Energiekrise 1973/74 verantwortlich. 

Insofern wird als hypothetische Figur der Schweinepreisentwicklung fUr den zukUnftigen Trend
Zyklus die Entwicklung der Jahre 1969/70 zugrundegelegt. Die auftretenden Preisniveauunter
schiede gegenüber der Entwicklung im Juni 1975 werden durch entsprechende Ordinatenverschie
bung ausgeglichen. Um Alternativen für die zukünftige Preisentwicklung zu erhalten, wird eine 
Verschiebung der Figur auf der Zeitachse und eine entsprechende VerknUpfung mit einem 13-
Wochen-gleitenden Durchschnitt der Ursprungszeitreihen dergestalt vorgenommen, daß das Maxi
mum des Trend-Zyklus in der ersten Version im Juli 1976, in der zweiten Version im Januar 1976 
erreicht ist. Auf diese Weise entsteht ein Konfidenzbereich ml:lglicher Preisentwicklungen, dessen 
Obergrenze eine optimistische und dessen Untergrenze eine pessimistische Preiserwartung kenn
zeichnet. Die mit der ausgeglichenen Zeitreihe verknüpften Figuren werden mit den Faktoren der 
durch das Verfahren CENSUS x-lI ermittelten erwarteten Saisonfigur gewichtet. 
FUr die Futtermittelpreise und die Zinsentwicklung werden die Ende Juni 1975 am Markt beobach
teten Werte Ubernommen. 

Lassen sich in den Lösungen zu beiden Erwartungen Übereinstimmungen hinsichtlich der optimalen 
Produktionsstrategie ermitteln, so durften diese auch für alle Preisentwicklungen innerhalb des be
schriebenen Erwartungsraumes gelten. 

5.2 Hypothetische Strategien fUr die Aufstallung von Ferkeln und den Verkauf von Schweinen 

bis Juni 1976 

Aus technischen GrUnden und letztl ich auch aus der Überlegung den Ergebnissen aus der ex-an te
Analyse nicht den Wert allgemeiner GUltigkeit beizumessen, ist die VerknUpfung der Zeitreihen 
mit der hypothetischen Entwicklung in ihrer unbefriedigenden Form für die Prognose der Preisent
wicklung belassen worden 1). An dieser Stelle soll te die Marktforschung ansetzen, um abgesicher
te Konfidenzbereiche fUr die zukUnftige Entwicklung der Preise bereitzustellen. 

Geht man jedoch davon aus, daß die hypothetische Preisentwicklung der folgenden neun Manate 
plausibel erscheint, so können folgende Ergebnisse abgeleitet werden: Unter der Bedingung, daß 
ein zu beratender Betrieb mit den technischen Koeffizienten und der Kostenstruktur des Betriebes B 
arbeitet, und daß von der Trend-Zyklusentwicklung erst im folgenden Sommer preissenkende Ein
flUsse wirksam werden, kann diesem Betrieb empfohlen werden, seine Aufstallung ab November 
1975 mit sehr leichten Ferkeln vorzunehmen. Diese Tiere sollten möglichst stark ausgeml:lstet wer
den, so daß eine Marktbeschickung erst im Juni des Jahres 1976 erfolgt. 
In jedem Fall sollte die Vermarktung in den Monaten April bis Mitte Juni vermieden werden. 
Tritt jedoch die Richtungsl:lnderung der Trend-Zyklusentwicklung mit negativer Preiswirkung be-

1) Siehe Schaubilder 2 und 3 "Ferkelpreise" und "Schweinepreise" ab Mitte 1975. 
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reits zu Anfang des Jahres 1976 ein, so sollte ab Januar des folgenden Jahres ein zwischenzeit-
I icher Stop der Ferkelaufstallung erwogen werden. In diesem Fall würden sich die preissenkenden 
Einflüsse der saisonalen wie auch der Trend-Zyklusbewegung derart überlagern, daß mit positiven 
Deckungsbeitri:lgen in der Jahresmitte nicht gerechnet werden kann. Hierzu ist jedoch zu sagen, 
daß im Januar 1976 eine neuerliche Analyse vorgenommen werden könnte. Es könnten dann Preis
hypothesen verwendet werden, die die Ergebnisse der Dezemberzi:lhlung mit berücksichtigen und 
mit deren Hilfe man eher in der Lage wi:lre, die Produktionschancen des Betriebes B zu kalkulie
ren. 

Z usa mmenfassung 

1. Es ist damit zu rechnen, daß weiterhin zykl ische wie auch saisonale Schwankungen der Ferkel
und Schweinepreise existieren. 

2. Seitens des einzelnen Produzenten bestehen gute Möglichkeiten, durch geschickte Disposition 
der Anfangs- und Endgewichte, die negativen Effekte zu meiden und die positiven zu nutzen. 

3. Produktiviti:ltsniveauunterschiede i:lndern nichts an den charakteristischen, hier abgeleiteten 
Empfehlungen zur saisonalen Anpassung. 

4. Gelingt die Eingrenzung der zukünftigen Preisentwicklung, so ist das Modell geeignet, die 
zukünftige optimale Strategie unter Berücksichtigung individueller Betriebskoeffizienten zu 
beschreiben. 

5. Wirkungen auf saisonale und trend-zyklische Preisbewegungen sind nur zu erwarten, wenn eine 
nennenswerte Anzahl von Produzenten solchen Empfehlungen folgt. Aufgrund der Beobochtun
gen in der Vergangenheit kann mit einer Veri:lnderung der Produzentendispositionen in Richtung 
auf optimale saisonale Anpassung nicht gerechnet werden. Damit dürften die saisonalen Preis
figuren auch in Zukunft stabil bleiben. 

Schlußbemerkung: Es ist zu fragen, ob eine Nivell ierung der zykl ischen Schwankungen wünschens
wert ist? Als Folge einer solchen Gli:lttung würde sich der Wettbewerb zwischen den Mi:lstern ver
schi:lrfen und die Produktion würde sich vermehrt in den gewerbi ichen Sektor verlagern. Dies wür
de vermutl ich erhebl iche negative Einkommenswirkungen auf den Sektor Landwi rtschaft nach sich 
ziehen. 

Literatur 

BELLfv\I>.N, R.: Dynamic Programming, Princeton, N.J. 1957. 

2 BUDDE, H.J.: Optimale Anpassung der Schweineproduktion an zyklische und saisonale 
Preisbewegungen, "Agrarwirtschaft", SH. 57, Hannover 1974. 

3 KUNZI, P.H.; O. MÜLLER und E. NIEVERGELT: Einführungskurs in die dynamische Pro
grammierung, Nr. 6 der Lecture Notes in: Operations Research and Mathematical Economics, 
Berlin-Heidelberg-New York 1968. 

4 BÖCKENHOFF, E.: Vorausschau auf den Schweinemarkt in: "Agrarwirtschaft", Jg. 23 
(1974), H. 6. 

5 SHISKIN, J.: The X-lI variant of the Ensus Method 1\ seasonal adjusted Program. 
U.S. Department of Commerce, Bureau of the Census, Technical Paper No. 15, Washington 
D.C. 1965. 

6 Schweinezyklus soll abgeschwi:lcht werden. In: BMELF-Informationen 1975, Nr. 4 
Hrsg.: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn. 

7 Hannoversche Land- und Forstwirtschaftliehe Zeitung, J9. 121, Nr. I, bis J9. 128, Nr. 27. 

492 



2 

3 

4 

METHODIK ZUR OPTIMALEN ANPASSUNG VON PRODUKTIONS

ABLÄUFEN DER RINDERMAST BEI UNSICHERER ERWARTUNG 

von 

Götz Gaschütz und Claus H. Thamling, Kiel 

Vorbemerkung 

Formul ierung des Modells 

Ergebnisse 

Variation der Ausgangsdaten 

493 

493 

495 

498 

In Anbetracht der zunehmenden Bedeutung des landwirtschaftlichen Produktionszweiges der Rinder
mast hat diese Arbeit zum Ziel, dem Betriebsleiter eine Entscheidungshilfe für die Ermittlung opti
maler Mastabläufe zu geben. 

Die Komplexität der optimalen Planung von Mastverfahren ist bestimmt durch die starke Abhängig
keit des Produktionsprozesses von betriebsextemen Faktoren (FleiSc:h-, Magervieh-, Kälber und 
Kraftfutterpreise etc.), betriebsinternen Faktoren (Nutzungskosten für Stall platz, Arbeit und be
triebseigenes Futter etc.) sowie durch die Entscheidung des Betriebsleiters über Futterzuteilung 
und Wahl der Verkaufszeitpunkte • 

Das hier vorgestellte Modell geht von einer fest vorgegebenen 11 Planungsperi ode 11 aus, in der der 
zu betrachtende Betrieb den Produktionszweig Rindermast durchzuführen gedenkt. Dieser Zeitraum 
wird in T aufeinanderfolgende "Planungsintervalle" unterteilt, die als Perioden relativ gleichblei
bender Faktorausstattung und -preise gekennzeichnet sind. In diesen Intervallen werden für Tiere 
aller Gewichts- und Altersklassen "Mastabschnitte" ermittelt, die unterschiedliche ökonomische 
Verhaltensweisen des Betriebsleiters darstellen. Die Information über jeden Mastabschnitt bein
haltet daher entweder eine Futtermischung, mit der ein Tier im laufenden Intervall gefüttert wer
den kann (damit ergibt sich eine tägliche Zuwachsrate), oder die Anweisung, das Tier zu Beginn 
des Intervalls zu verkaufen und damit den Stall zu räumen (s. Abb. 1). Im letzten Fall wären die 
Alternativen zu prüfen, den Stailleerstehen zu lassen oder ein anderes Tier zuzukaufen. 

Zur Ermittlung einer optimalen Folge von Mastabschnitten wurde der Produktionszweig Rindermast 
als mathematischer Prozeß aufgefaßt, dessen Zustände durch Zeitpunkt, Gewicht und Alter des 
Tieres definiert sind. Zusätzlich werden noch die Zustände, die dem leeren Stall entsprechen, 
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berücksichtigt. Jedes Mastverfahren ist dann durch einen Weg zeitl ich aufeinanderfolgender Zu
stände beschrieben, wobei die Zustände den wirtschaftlichen und produktionstechnischen Ablauf 
erklären (s. Abb. 1). 

Zur Ermittlung optimaler Mastverfahren werden dann die günstigsten Leistungs-Kostendifferenzen 
als Deckungsbei träge (DB) ermittelt, in denen auch kalkulatorische Kosten berücksichtigt 
werden können. Diese Werte (DB) werden rekursiv vom letzten Planungsintervall ausgehend nach 
folgenden Formeln berechnet: 

DB(G,A,t) 

= {VP(G,A, T) im letzten Planungsintervall (für t = T) 

m~x [DB(G+rdt,A+d t,t+l)-K(G,A,r,t)] (für t =I T) 

Deckungsbeitrag eines Tieres vom Gewicht G, Alter A im Intervall 
= Verkaufspreis eines Tieres vom Gewicht G, Alter A, im Intervall t 

DB(G,A,t) 
V P(G,A, t) 
K(G,A, r, t) Kosten der Mast für ein Tier vom Gewicht G, Alter A, täglicher Zuwachs

rate r im Intervall t 
Länge des Planungsintervalles t 

Diese Werte werden mit Hilfe eines diskreten dynamischen Programms für alle Planungsintervalle i 
ausgehend vom Ende der Planungsperiode berechnet. 

Damit erhält man für jeden Zustand (G,A,t) einen optimalen Pfad von Mastabschnitten bis zum 
Ende der Planungsperiode. 

Läßt man zusätzl ich die Mögl ichkeit des Zukaufs von Tieren während des gesamten 
valles offen, so kann ein Zustand (O,O,t) definiert werden, der für die Alternative 
steht. Mit Kenntnis des "Einkaufspreises" (EP(G,A, t)) ergibt sich: 

DB(O,O,t) 
und 
DB* (G,A,t) 

max [DB(G,A,t)-EP(G,A,t)] 

max [DB(G,A, t), VP( G,A, t)+DB(O, 0, t)] 

Planungsinter
"leerer Stall" 

Auf diese Weise erhält man zusätzlich die Alternative, Rinder nur kurzfristig zu mästen und wäh
rend der Planungsperiode Tiere zu verkaufen und einzukaufen. 

Abbildung 1 enthält eine vereinfachte Darstellung des Planungsablaufes. 

Im ersten Schritt sind die möglichen Verkaufserlöse zu Ende der vorgegebenen Planungsperiode be
kannt. Als nächstes werden die Alternativen des vorgelagerten Planungsintervalles berechnet. Da
bei ergibt sich für das letzte Planungsintervall ein optimaler Mastablauf. 

Durch Wiederholung dieses Rechenganges bearbeitet das Programm schrittweise alle vorgelagerten 
Planungsintervalle bis zum Beginn der Planungsperiode. 

Nach Abbildung 1 sind beispielsweise folgende Alternativen des Mastablaufes denkbar: 
1.1 "Weitermästen" eines vorhandenen Tieres 
1.2 "Verkauf" eines vorhandenen Tieres 
Im Falle 1.1 "Weitermästen" werden alle Alternativen der Zunahme geprüft. 
Im Falle 1 . 2 "Verkauf" entstehen die Alternativen 
2.1 "Zukauf" 
2.2 "LeererStaii" 
Die Alternative 2.2 "Leerer Stall" beinhaltet ein Leerstehenlassen über das Planungsintervall. 
Beim "Zukauf" nach 2.1 können beliebige am Markt erhältliche Anfangsgewichte einbezogen 
werden. 
Beim Fortschreiten durch alle Planungsintervalle wird die Planungsperiode insgesamt erfaßt. 
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Abbildung 1: Schematische Darstellung des Planungsablaufs 
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Der Ergebnisausdruck zeigt die für den Mäster relevanten Entscheidungsdaten (s. Auszug in Ta
belle 1). 

Die zeichnerische Darstellung des Ergebnisausdruckes einer Bullenmast (ohne Zukaufsmäglichkeit 
von Magervieh - s. Abb. 2) zeigt für Tiere jeden Gewichtes bei unterschiedlichen Altersstufen 
die optimalen Verläufe der Mastabschnitte. 

Nach Abbildung 2 würde der Entscheidungsträger beispielsweise bei Mastbeginn mit einem Tränk
kalb (4 Monate, 130 kg) den stark markierten Mastablauf verfolgen. Nach einem Jahr erreicht der 
Bulle ein Gewicht von ca. 500 kg. Bei Fortsetzung der Mast wird der weitere Ablauf im neuen 
Johr auf der linken Seite mit 500 kg beginnend fortgeführt, vorausgesetzt, die jahreszeitlich vor
gegebenen Bedingungen bleiben unverändert. 

Gleichermaßen kann anhand des Ergebnisausdruckes die Mast mit jedem beliebigen Anfangsgewicht 
begonnen werden. 

Abbildung 3 vertieft diese Entscheidungsmägl ichkeit durch Einbeziehung des "Leeren Stalles" so
wie des "Verkaufes" und "Zukaufes" von Tieren unterschiedlichen Gewichtes entsprechend den 
Marktmägl ichkeiten. 

Zur Berechnung von K(G,A,r,t) wird ein kleines Futtermittel-Misch-Programm mit Hilfe linearer 
Optimierung berechnet, welches von den vorhandenen Futtermittel n als Aktivitäten ausgeht. Als 
Restriktionen ergeben sich die physiologischen Bedingungen des Masttieres in Abhängigkeit vom 
Gewicht, Alter und der täglichen Zunahme- hier. TS-Aufnahmevermägen, Stärkewertbedarf, Ei
weißbedarf, strukturierter Rohfaserbedarf. Damit erhält man als Ergebnis eine kostenminimale Fut
terkombination. Zusätzlich werden in K(G,A,r,t) noch weitere nichtvariable Spezialkosten wie 
Aufwendungen für Tierarzt und Stall platz und Nutzungskosten berücksichtigt. 
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Abbildung 2: 
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Abbildung 3: 
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Tabelle 1: Futtermittelration "junger" und "alter" Tiere in Mastabschnitt 5 und 6 der 
Abbildung 2 

Mastabschnitt 5 Mastabschnitt 6 

Mastabschnittsdauer (Tage) 62 39 

Masttier "Jung" "Alt" "Jung" "Al t" 

Periodengewicht 

- Anfang (kg) 210 250 

- Ende (kg) 250 255 -- 320 

Tageszunahme (g) 1.030 1.150 verkaufen 1. 280 

Rindfleischpreis (DM/kg) 3,77 3.77 3.75 3.75 

Kosten (DM/kg) 1.44 1.16 --- 2.59 
Kosten (DM/Tag) 1.48 1.33 - 3.55 
Deckungsbeitrag (DM) 131 163 58 69 

Tagesration 

- Kraftfutter (kg) 1.2 0.6 --- 0.6 
- Weidegras (kg) 25.9 34.5 - -- - - - --
- Maissilage (kg) - --r - - --- 6.5 

- ZR-BI. -Silage (kg) - - - - --- 32.2 
- Heu (kg) - - - - --- 0.2 

Deckungsbeitrag 
"leerer Stall" DM 58 58 

Das gUnstigste Mastverfahren kann deshalb in Bezug auf alle knappen Ressourcen eine optimale 
Verwertung garantieren. 

I 

Somit ist es möglich, das Planungsverfahren in ein gesamtbetriebliches Modell zu integrieren. Man 
verwendet dabei die im Betrieb durch die Grenzprodukte ermittelten Preise und Kosten nunmehr 
zur Bestimmung der optimalen Mastverfahren und läßt diese wieder als Rindermastaktivitäten in das 
Betriebsmodell einfließen. 

Das Modell geht von einem Zustand vollkommener Information fUr die gesamte Planungsperiode 
aus. Es ist jedoch ohne weiteres möglich, auch stochastische Daten fUr Preise und Kosten zu ver
wenden, sofern die Verteilungen dieser Werte bekannt sind. 

Weiterhin kann man mit Hilfe des Modells der Frage nachgehen, wie sich der Verfahrensablauf 
ändert, wenn plötzl ich kurzfristige Störungen auftreten. 
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Für diesen Fall gewinnen die bisher nicht verwendeten Verfahrensablliufe als Korrektur-Alterna
tiven an Bedeutung. Folgende Situationen sind denkbar: 

1. Das vorhandene Tier weicht in den tatslichlichen von den kalkulatorisch angestrebten Zunah
men ab (z. B. Auseinanderwachsen einer Gruppe von Tieren). 
Der danach neue optimale Verfahrensablauf ist durch die Richtung der eingezeichneten Ver
fahrensabschnitte festgelegt. 

2. Das Modell gibt eine feste Folge von Zustlinden an, die der Produktionszweig Rindermast suk
zessive durchlaufen soll (z.B. Stall voll ader leer, Mast von leichten oder schweren Tieren, 
Fütterung auf hohe oder niedrige Zunahme, etc.). 

2.1 Es besteht jedoch die Möglichkeit, daß z.B. unerwartet Magertiere zu einem günstigen 
Preis erhliltlich sind. Soll dann der ursprünglich geplante Mastablauf weiterhin durchge
führt oder ein entsprechender Wechsel vorgenommen werden? 

2.2 Für die im Betrieb vorhandenen Tiere würde im Moment ein höherer Preis, als ursprüng
lich erwartet, erzielt. Hier ist zu entscheiden, ob unter Einbeziehung der dann verblei
benden Alternativen (leerer Stall bzw. Zukauf eines neuen Tieres) das augenblickliche 
Masttier verkauft werden soll oder nicht. 

Für beide Flille kann mit Hilfe von Tabelle 1 der Weg zu einer Antwort aufgezeigt werden. 

Für alle Planungsintervalle (siehe Abbildung 2 und 3) I iegen im Ergebnisausdruck des Programms 
Informationen vor, wie sie in Tabelle 1 wiedergegeben werden. Dort sind für einzelne Mastab
schnitte die Futterrationen, die tligliche Zunahme, Deckungsbeitröge etc. ausgewiesen. Tabel
le 1 enthlilt diese Werte für die Mastabschnitte 5 und 6 eines Verfahrensablaufes aus Abbildung 3. 
Durch Vergleich des zu korrigierenden Deckungsbeitrages mit den möglichen Alternativen kann 
entschieden werden, ob der günstige Magerviehzukauf oder der höhere Verkaufspreis die augen
blickliche Taktik beeinflussen. 

Im Gegensatz zu den erwlihnten temporören Störungen sind Mißernten bzw. Rekordernten nicht 
plötzlich auftretende Situationen, sondern nach Ablauf eines Beobachtungszeitraumes nach Wahr
scheinl ichkeitskriterien mittelfristig zu erwarten. Dann ist die ursprüngl iche Prognose zu überar
beiten und mit einem neuen Ergebnis zu rechnen. 
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Bei der Schlachtschweineerzeugung ergeben sich wichtige Fragen der laufenden Produktions- und 
Bestandssteuerung dadurch, daß die Preise der wesen tl ichen Inputs und Outputs im Zeitablauf grö
ßeren Schwankungen unterl iegen. Aus dieser Tatsache wächst das bekannte Bestreben, Futter und 
Ferkel als Inputs mägl ichst dann zu beschaffen, wenn die Preise relativ niedrig sind, und Ferkel 
und Schlachtschweine als Outputs möglichst dann abzusetzen, wenn die Preise relativ hoch sind. 

Da der Produktionsprozeß für Schweine über einen längeren Zeitraum läuft und der einmal begon
nene Prozeß kaum abgebrochen und nur innerhalb bestimmter Grenzen verlängert oder verkürzt 
werden kann, müßten Faktor- und Produktpreise über gewisse Zeiträume vorher bestimmt werden 
können, damit sich die angedeutete Absatz- und Beschaffungspolitik erfolgreich in die Tat um
setzen läßt (vgl. 4,7,11,18,24). 

Leider kann der Mensch nicht in die Zukunft blicken. Auch Preise für Produkte und Produktions
mittel lassen sich daher nicht sicher vorhersagen. Man kann jedoch versuchen, durch die Anwen
dung von Prognoseverfahren und Entscheidungsregel n, die vergangene Erfahrungen systematisch 
berücksichtigen, die Gefahr von Fehlentscheidungen zu senken. Entscheidet sich der Landwirt 
weniger falsch, so steigt dadurch c.p. die Wirtschaftlichkeit seines Produktionssystems. 

In den letzten Jahren wurde eine ganze Reihe von Vorschätzungsverfahren entwickelt, die auch 
für das hier anstehende Problem grundsätzl ich geeignet erscheinen (vgl. etwa 6, 12, 13, 21, 22, 
25). Außerdem bemüht man sich um die Entwicklung der zugehörigen sogenannten heuristischen 
Entscheidungsroutinen (vgl. 2, 14, 16, 19, 23). 

Zur Bestimmung der Effizienz dieser Verfahren und zur Auswahl der zweckmäßigsten Alternativen 
braucht man jedoch eine Testmöglichkeit. Da Tests über längere Zeiträume in wirklichen Schweine
produktionsunternehmen außerordentlich teuer und zeitraubend sind, benötigt man einen Prüfstand, 
der in kurzer Zeit bei geringeren Kosten die gleichen Ergebnisse liefern kann. 

Als geeignete Prüfstände für ökonomische Tests haben computerisierte Simulationsmodelle seit eini
ger Zeit Bedeutung erlangt. Sie dienen als betriebswirtschaftliche Laboratorien (3, 7, 9, 15, 16, 
17) • 

Der vorliegende Beitrag baut auf der Annahme auf, daß ein dynamisches Simulationsmodell eines 
Schweineproduktionssystems als Hilfsmittel zur Entwicklung und zum Test von Vorschätzungsver
fahren und Entscheidungsroutinen für das laufende Management von Schweineproduktionssystemen 
geeignet ist. Die Fragestellung lautet daher: 

Läßt sich die relative Zweckmäßigkeit von Vorschätzungs- und Entscheidungsverfahren anhand 
eines dynamischen Simulationsmodells testen und wenn ja, wie stellt sich die relative Vorzüglich
keit der mögl ichen Alternativen im Hinbl ick auf die damit erzielbare Rentabil itätssteigerung des 
Produkti onssystems dar? 

Zur Beantwortung dieser Frage bietet sich folgender Aufbau des Beitrages an: 

Zunächst wird das Modell-Produktionssystem dargestellt, welches dem Simulationsmodell unter
liegt. Danach werden einige Eigenheiten des Simulationsmodells beschrieben. Im dritten Abschnitt 
werden dann die in Frage stehenden Vorschätzungs- und Entscheidungsverfahren vorgestellt. Diese 
Verfahren werden für einen Entscheidungsbereich - nämlich den optimalen Verkaufszeitpunkt von 
Schlachtschweinen - geprüft. Versuchsanstellung, Technik der Ergebnisgewinnung und die Ergeb
nisse werden im letzten Abschnitt abgehandelt. 
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2 Zur Methodik 

2. 1 Das Modell produktionssystem 

Das Schweineproduktionssystem, das dem Simulationsmodell unterliegt, ist in Abbildung 1 als funk
tionales Blockdiagramm dargestellt. Aus der Abbildung geht hervor, daß das Modell sowohl den 
Zucht- als auch den Mastbereich umfaßt. Sämtl iche Tiere werden zur Vereinfachung mit Fertigfut
ter versorgt. 

Weiterhin wird deutlich, wo, welche Entscheidungen zur Steuerung des Produktionssystems getrof
fen werden mUssen. Prinzipiell lassen sich die Entscheidungen in drei Gruppen gliedern: 

1. Entscheidungen uber den Zeitpunkt einer zu treffenden Maßnahme (Z): Wann? 
2. Entscheidungen uber das Niveau einer zu treffenden Maßnahme (N): Wieviel ? 
3. Entscheidungen Uber Richtung und Verteilung von GUterströmen (Allokation) (A): Wohin? 

Im einzelnen können fUr das Modell 12 Entscheidungspunkte identifiziert werden. Zur Erläuterung 
sollen die Problemstellungen der Entscheidungspunkte (1), (4) und (5) hier angefUhrt werden: 

(1) ZN: Wann sollen wieviel der leeren Sauen zum Decken in das Deckzentrum versetzt werden? 
(4) ZNA: Wann sollen wieviel der im Ferkelaufzuchtstall vorhandenen Ferkel verkauft und/oder 

in die Vormast Ubernommen werden? 
(5) ZN: Wann, d.h. mit welchem Endgewicht sollen wieviel der im Endmaststall vorhandenen 

Schweine verkauft werden? 

Sämtl iche 12 EntscheidungsbUndel hängen von gegenwärtigen und zukunftsbezogenen internen 
und externen Daten ab (Betriebsdaten und Umweltdaten) . 

Interne Daten von besonderer Bedeutung sind zum einen der gegenwärtige Zustand des Systems 
- nämlich die verfUgbaren Kapazitäten und ihr gegenwärtiger Auslastungsgrad - und zum anderen 
die zukUnftigen Systemzustände, die im produktionstechnischen Bereich relativ sicher vorherseh
bar sind. 
Externe Daten von besonderer Bedeutung sind vergangene, gegenwärtige und zukunftige Preise fUr 
Futtermittel, Ferkel- und Schlachtschweine sowie fUr Jungsouen und Altsauen. Namentl ich fUr die 
Beschaffung der zukunftigen externen Daten sind die Prognoseverfahren von Bedeutung. 

2.2 Aufbau und Arbeitsweise des Simulationsmodells 

Aus der Beschreibung des Produktionssystems geht hervor, daß sich das zugehörige S imulationsmo
deli aus den Modellkomponenten "Hardware", "Software" und "Systemumwelt" zusammensetzen 
soll te. 
Die Hardware besteht aus den Beständen und Strömen an monetären und realen GUtern. Die Stali
und die Lagerkapazitäten mUssen hier erfaßt werden. Geldbestände sind zu messen. Die Ströme an 
Tieren, Futter, Hilfsstoffen und Geld in Form von Ausgaben und Einnahmen mUssen im Zeitablauf 
simuliert werden. 

Die Hardwarekomponente des Produktionssystems wird mit Hilfe eines Systems von Differentialglei
chungen' deren unabhängige Variable die Zeit ist, abgebildet. Wandelt man diese Differential
gleichungen in Differen~engleichungen mit kleinem Zeitintervall t um, so läßt sich das Glei
chungssystem fUr Computer programm ieren und numerisch I ösen, d. h. auf rekursivem Wege durch
rechnen (vgl. dazu 1,8, 10, 16, 26). Wählt man das Zeitintervall z.B. mit einer Woche, so läßt 
sich das Produktionssystem in wöchentlichen Schritten uber prinzipiell beliebig lange Zeiträume in 
seinem Ablauf simulieren. Diese Vorgehensweise wurde fUr das vorliegende Modell gewählt. 

Die Software des Modells besteht aus den Datenerfassungs-, Datenvorschätzungs- und Entscheidungs
instrumenten, sowie aus Kontroll rechnungsverfahren, die das wirtschaftl iche Ergebnis der simul ier
ten Unternehmung im Zeitablauf messen. Die Entscheidungsinstrumente steuern nach Maßgabe der 
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gelieferten internen und externen Daten sowie unter Beachtung der model I extern vorgegebenen 
Zielfunktion die realen und monetliren Ströme der Hardwarekomponente. Als Ziel funktion wurde 
die Maximierung der KapitaI rentabi I itlit des Produktionssystems gewlihl t. Die Entscheidungsinstru
mente sollen also den zeitl ichen Ablauf, die Niveaus und die Allokationen der Ströme so steuern, 
daß die Kapitalrentabi I itlit des Produktionssystems im Zeitablauf mögl ichst hoch wird. 

Die Systemumwelt ist diejenige Modellkomponente, in der die benötigten externen Daten erzeugt 
werden, die dann uber die Datenerfassungs- und Datenvorschlitzungsinstrumente den Entscheidungs
instrumenten zur Weiterverwendung zugeleitet werden. FUr die Erzeugung von Zeitreihen der hier 
abzubildenden Faktor- und Produktpreise bieten sich zwei Möglichkeiten an. Entweder man be-. 
stimmt die Preisfunktionen mit der Zeit als unabhlingiger Variable 'aus mehreren Sinusfunktionen, 
einer Trendkomponente und einem Zufallszahlengenerator fUr die kurzfristigen Preisausschllige 
oder man verwendet eine in der Vergangenheit tatslichl ich aufgetretene Preisreihe • Hier wurde zu
nlichst der zweite Weg beschritten. Die Systemumwelt enthlilt die wöchentlich erfaßten Preise fUr 
Schlachtschweine, Ferkel und Fertigfutter wlihrend der vergangenen 10 Jahre fUr den Marktort 
Frankfurt (vgl. 27, 28). 

Das zentrale Wesensmerkmal des Simulationsmodells ist nun die Stimulanz-Reaktions-Beziehung 
zwischen der Systemumwelt und den Datenerfassungs- und Vorschlitzungsverfahren. Zu jedem Zeit
punkt des Simulationslaufes "kennen" die Softwarekomponenten des Modells nur die jeweils bis da
hin in der Vergangenheit aufgetretenen Preise. Auf der Basis dieser Erfahrungen schlitzen sie die 
Preisentwicklung dann fUr den jeweils benötigten Planungshorizont vor. Die Vorschlitzungsinstru
mente kennen also den weiteren Verlauf der Preise nicht. Sie liefern den Entscheidungsinstrumenten 
geschlitzte Daten, die dort als Entscheidungsgrundlage dienen. Die Kontroll rechnungsinstrumente 
verwenden fUr die Erfolgsrechnung spliter jedoch die dann tatslichlich eingetretenen Preise. Inso
fern entsteht also im Madell der gleiche Zusammenhang zwischen geschlitzten und spliter realisier
ten Werten, wie in der Realitlit. Durch diese Modelleigenheit bietet sich die Möglichkeit des 
Tests von Datenvorschlitzungsverfahren und von Entscheidungsregeln. Die Effizienz der Vorschlitzun
gen und Entscheidungen kann dann mittels der Kontrollrechnungen durch die jeweils erreichte Ren
tabilitlit gemessen werden. 

3 Anwendung des Simulationsmodells fUr die Frage des optimalen Verkaufszeitpunktes 

von Schlachtschweinen 

3.1 Eingrenzung des Handlungsfeldes 

FUr den vorliegenden Beitrag wurde das Simulationsmodell fUr den Test von Vorschlitzungs- und Ent
scheidungsverfahren zur Bestimmung des optimalen Verkaufszeitpunktes von Mastschweinen verwen
det. Im laufenden Betrieb stellt sich dabei die Frage, ob gegebenenfalls vorhandene Schlacht
schweine mit einem Gewicht von 90 kg sofort oder in den folgenden Wochen verkauft werden sol
len. Da die Schweine bis zu einem Endgewicht von 105 kg ohne Preisabschllige abgesetzt werden 
können und die durchschnittliche wöchentliche Zunahme ca. 5 kg betrligt, ergibt sich ein Spiel
raum fUr den Verkauf von maximal 3 Wochen. Die Verkaufspreise mUssen also fUr höchstens 3 Wo
chen vorgeschlitzt werden. Aufgrund dieser Vorschlitzungen wird nun im Modell wöchentlich ent
schieden - falls Schweine der Gewichtsklasse zwischen 90 und 100 kg vorhanden sind - ob diese 
Schweine jetzt oder spliter verkauft werden sollen. Die fUr diese Entscheidungen als Voraussetzung 
in Frage kommenden Vorschlitzungsverfahren und Entscheidungsroutinen werden in den folgenden 
Abschnitten dargestellt. 
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Abb 3: Verfahren von Winters: 
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3.2 Verfahren der Preiseinschätzung 

~!~!! __ ~=~~:!~~~~=~3~~:_~~~~~~~=~0~~~~_~~~~~~~~!~~:!~~~ 
Diese sogenannte Nullvariante berücksichtigt keine Verkaufspreise. Die erzeugten Schlacht
schweine werden vielmehr mit einem bestimmten Endgewicht abgesetzt. Eine Variation der Renta
bilität kann hier nur durch eine Variation der Endgewichte, d.h. der Mastdauer, erreicht werden. 

Zur Entscheidung, ob Schweine innerhalb des zulässigen Gewichtsabschnittes zwischen 90 und 
105 kg verkauft werden sollen, wird hier unterstellt, daß die Preise der folgenden Wochen dem 
gegenwärtigen Preis entsprechen. Auf dieser Basis wird die Grenzrentabilität der Weitermast be
rechnet (vgl. Entscheidungsroutine 3.3.2). 

Das einfachste getestete Vorschätzungsverfahren, das vergangene Erfahrungen über einen längeren 
Zeitraum berücksichtigt, ist der lineare Filter (vgl. 12, 22). Die Grundformel dafür lautet: 

Darin ist: 

X t+1 

xt 

xt_1 

fo, f1 

= Prognosewert 

= aktuellster Beobachtungswert 

= Beobachtungswert der Vorperiode 

= Vorhersagefilter 

Die Grundannahme dieses Verfahrens unterstellt eine Korrelation zwischen Ereignissen der Ver
gangenheit mit denen der Zukunft. Es werden die Entwicklungen der vergangenen Perioden gefil
tert fortgeschrieben. Dieses Verfahren verwendet nur Werte der letzten Perioden und berücksich
tigt keine Entwicklungen der Vorsaison oder des Vorzyklus. Abbildung 2 zeigt den Ablauf des Ver
fahrens. 

Die Grundformel des WI NTERschen Prognoseverfahrens ist (22, 25): 

xt+i = (at + i b~ S'lj 

Darin ist: 

Prognosewert, berechnet zum Zeitpunkt t fUr den Zeitpunkt t + i, Perioden voraus 

Grundwert, berechnet zum Zeitpunkt t 

= Trendfaktor, berechnet zum Zeitpunkt t 

= Saisonfaktor, berechnet zum Zeitpunkt I = t - L + (i mod L), 
mit der Ordnungsnummer j = (t+i) mod L (L = Länge eines Saisonzyklus) 

Der Grundwert wird errechnet und um einen Bruchteil A (0 < A < 1) der Differenz zwischen" tat
sächl ichem" und erwartetem Grundwert der Vorperiode korrigiert. Dieses Verfahren berUcksichtigt 
dadurch die Fehlerabweichungen der Vorperiode. 
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Saison- und Trendfaktor werden ermittelt, indem diese Faktoren der Vorsaison der entsprechenden 
Perioden um einen Bruchteil der aufgetretenen Fehlerabweichung korrigiert und exponentiell ge
gl1:1ttet fortgeschrieben werden. Der Ablauf des Verfahrens geht aus Abbildung 3 hervor. 

Die Prognosefonnel von HARRISON hat die Form (13, 22): 

Darin ist: 

°t 
bt 

tt+1 

Prognosewert, berechnet zum Zeitpunkt t für den Zeitpunkt t + i, also 
i Perioden voraus 

Grundwert, berechnet zum Zeitpunkt t 

Trendfaktor, berechnet zum Zeitpunkt t 

Saisonfaktor, berechnet zum Zeitpunkt t für den Zeitpunkt t+i 

Grundwert und Trendfaktor werden tlhnlich dem Verfahren von WINTERS zur Grundwertfortschrei
bung korrigiert und fortgeschrieben. HARRISON korrigiert aber nicht um die Grundwertfehlerdif
ferenz, sondern um die gesamte Vorhersagefehlerdifferenz x - x und vermindert damit den syste-
matischen Fehler des WINTERSschen Verfahrens. t t 

Die Saisonfaktoren werden nicht gespeichert, sondern für jeden Zeitpunkt neu errechnet. HARRI
SON geht hierbei von der Annahme aus, daß zu einem bestimmten Zeitpunkt ein Satz von Saison
faktoren existiert. Diese Faktoren sind laut Annahme nicht untereinander unabhtlngig, sondern 
können mit Hilfe einer noch genauer zu ennittelnden Funktion in Abhtlngigkeit von der Zeit und 
bestimmte Koeffizienten berechnet werden. Es werden hierzu die harmonischen Funktionen cos (j), 
sin (D, " cos (mD, sin (mD genommen. Der Ablauf des Verfahrens geht aus Abbildung 4 hervor. 

3.3 Die verwendeten heuristischen Entscheidungsroutinen 

~!~!! __ ~1:_~~:~:~c!~r:~!~~~i!':_~:~~~<:.~t!>:!~:~~i5~!~Q.~r:Q.,?:=Y_:~a..0=e!:.':.i=:~ 
In dieser Routine werden starre, preisunabhtlngige Verkaufspolitiken unterstellt. Das einmal ge
wtlhlte Verkaufsgewicht (90, 95, 100 oder 105 kg) wird wtlhrend der ganzen Simulationszeit bei
behalten. 

Hier wird geprüft, welche Gewichtsklasse zur Entscheidung ansteht und ob Tiere dieses Gewichts 
vorhanden sind. Ist letzteres der Fall, so kann vorgegeben werden, ob in dieser Gewichtsklasse 
durchgemtlstet oder über die Weitermast entschieden werden soll. Im Falle der Entscheidung wird 
geprüft, ob der geltende Marktpreis die Kosten der Weitermast deckt. Ist das der Fall, so wird 
weitergemtlstet, ist das nicht der Fall, so werden die Schweine mit diesem Gewicht verkauft. Das 
Flußdiagramm der Abbildung 5 verdeutlicht den Zusammenhang. 

Die in der Routine als Entscheidungskriterium verwendeten Weitennastkosten setzen sich als Grenz
kosten aus den zustltzlichen Futterkosten, den zustltzlichen weiteren variablen Nebenkosten (Strom, 
Wasser usw.) und aus den Nutzungskosten zusammen. Die Nutzungskosten sind der Ansatz für den 
entgangenen Nutzen, der dadurch entsteht, daß weitergemtlstet wird und somit der Stall platz eine 
Woche sptlter für einen neuen Mastprozeß verfügbar wird (vgl. dazu auch 5, S. 275 ff). Die Nut
zungskosten spielen eine wichtige Rolle für die Kapitalrentabilittlt des Produktionssystems. Ihre 
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Abb. 5: Flußdiagramm der Entscheidungsroutine 
.. Zukunftspreis gleich Gegenwortspreis .. 
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Höhe wurde deshalb in verschiedenen Simulationsl/:lufen variiert (vgl. Abschnitt 3.4.3 dieses Bei
trages) • 

Einmal pro Woche - falls Schweine von mindestens 90 kg Lebendgewicht vorhanden sind - wird der 
Preis der n/:lchsten Woche mit jeweils einem der Prognoseverfahren vorgesch/:ltzt. Dann wird ge
prUft, ob der Preis der n/:lchsten Wochen den Preis dieser Woche um einen bestimmten Betrag 1) 
Ubersteigt. Ist das der Fall, so wird weitergem/:lstet, ist das nicht der Fall, so wird verkauft. Das 
Flußdiagramm der Abbildung 6 zeigt den Entscheidungsablauf schematisch. 

Der schematisierte Entscheidungsablauf bei dieser Routine geht aus dem Flußdiagramm der Abbil
dung 7 hervor. Dabei wird deutlich, daß fUr diese Routine Preisvorschtltzungen fUr einen Zeitraum 
von maximal drei Wochen erforderlich sind. In die Entscheidungsroutine wird selbstverst/:lndlich nur 
dann eingetreten, wenn Schweine von mindestens 90 kg Lebendgewicht vorhanden sind. Ist das der 
Fall, so Itluft der Entscheidungsvorgang - wie Abbildung 7 zeigt - Uber eine Kaskade von If-State
ments. Darin sind Pt' P2 und P3 die erwarteten Preise fUr die drei folgenden Zukunftswochen. Die 
in dieser Routine auftretenden Betrtlge von 3, -- bzw. 5, -- DM stellen "Werte der Risikobereit
schaft" dar. Sie haben sich durch "Probieren" als zweckmtlßig erwiesen. 

Auch bei dieser Entscheidungsroutine werden die Kosten der Weitermast - ebenso wie bei der Rou
tine 3.3.2 - als Kriterium verwendet. Die Höhe der darin enthaltenen Nutzungskosten wird in 
mehreren Simulationsl/:lufen variiert. 

3.4 Rechnungen und Ergebnisse 

~~~~! __ ~~!_~~~~:~!~~~:1~~~~ 
Zum Test der vorher beschriebenen Prognoseverfahren und Entscheidungsroutinen wurde von dem 
gesamten Simulationsmodell nur derjenige Teil verwendet, der die Schweinemast betrifft, d. h. 
es wird der Ferkelzukauf angenommen. Die Simulationszeit fUr stlmtliche Ltlufe betrug 10 Jahre 
in wöchentlichen Schritten. 

FUr den Maststall wurde eine Kapazit/:lt von 1200 Stallpltltzen unterstellt. Der Stall ist in Lang
buchten mit Quertrögen aufgetei It. Die FUtterung soll mit Fertigfutter durch Futterwagen erfolgen. 
Die Baukosten je Stallplatz betrugen damit 487,-- DM. 

FUr die Ferkel- und die Fertigfutterpreise wurden ebenso wie fUr den Schlachtschweinepreis die 
tats/:lchlichen Preisverl/:lufe wtlhrend der vergangenen 10 Jahre fUr den Marktort Frankfurt unter
stellt (vgl. 27, 28). FUr die variablen Nebenkosten wurden je Tier und Woche 0,59 DM angenom
men. Der Arbeitsbedarf betrtlgt je Platz und Woche 2,55 min. Der Bruttostundenlohn steigt wtlh
rend der Simulationszeit von 10, -- auf 14, -- DM an. Die Futterverwertung verbessert sich wtlh
rend der 10-j/:lhrigen Periode von 1 :3,7 auf 1 :3,4. Der Unternehmer lernt und nutzt Zuchterfolge. 
Die Verluste betragen 2,5 % der eingestallten Tiere. 

FUr jeden Simulationslauf wurde die Schweinemast als kontinuierlicher Prozeß gestartet, d.h. es 
waren zu Beginn eines jeden Laufes Schweine jeden Alters im Maststall vorhanden. 

1) Dieser Preis ist als Sicherheitstlquivalent anzusehen. FUr die vorliegenden Rechnungen ergab 
sich ein Betrag von 4, -- DM je 100 kg als ein geeigneter Wert. 
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Abb.7 : Flußdiagramm einer allgemeinen Enf-
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Die einzelnen durchgefUhrten Versuche, d.h. die einzelnen getesteten Kombinationen von Pro
gnoseverfahren und Entscheidungsroutinen werden im Abschnitt 3.4.3 bei der Kommentierung der 
Ergebnisse beschrieben. 

Die relative Vorzüglichkeit der möglichen Kombinationen wurde anhand der mittleren jährlichen 
Gesamtkapitalrentabilit!:lt gemessen, die während der 10-jährigen Simulationsläufe erreicht wurde. 
Die jährliche Gesamtkapitalrentabilit!:lt ergibt sich nach folgender Formel: 

\2l jährlicher Gesamtkapital- Gesamtgewinn : 10 Jahre 100 
rentabil it!:lt in % Gesamtkapitalbedarf x 

Den Gesamtgewinn erh!:llt man wie folgt: 

Gesamtgewinn = Kassenendbestand + bewertete Endbestände - abgeschriebene Baukosten 

Für den Stall wurde eine \2l Gesamtlebensdauer von 10 Jahren (ohne Reparaturkostenansatz) ange
nommen. Die abgeschriebenen Baukosten betragen fUr 10 Jahre also bei I inearer Abschreibung 
100 % des Neuwertes. 

Der Gesamtkapitalbedarf wurde wie folgt ermittelt: 
Gesamtkapitalbedarf = Baukosten + maximal notwendiges Umlaufvermögen • Das maximal notwen
dige Umlaufvermögen ergibt sich in der ersten Mastphase als größte negative Differenz zwischen 
laufenden Einnahmen (Schlachtschweine) und laufenden Ausgaben (Futter, Ferkel usw.). Ihre 
Höhe differiert je nach der eingesetzten Verkaufspolitik. 

Gewissermaßen als Nullvariante wurde zunächst die Verkaufspolitik ohne Berücksichtigung des Ver
kaufspreises bei unterschiedl ichen Mastendgewichten getestet (vgl. Abschnitt 3.2.1 und 3.3.1). 
Tabelle 1 zeigt, wie sich die unterschiedlichen Endgewichte auf die Zahl der Umtriebe pro Jahr 
und die durchschnittliche Gesamtkapitalrentabilität auswirkten. Dabei wird deutlich, daß - ver
ständlich angesichts im Zeitablauf schwankender Ferkel-, Futter- und Schlachtschweinepreise -
kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Umtriebsgeschwindigkeit und Wirtschaftl ichkeit festzu
steIl en ist. 

Im nächsten Schritt wurde die Auswirkung einer Kombination des primitivsten Vorschätzungsverfah
rens "Zukunftspreis gleich Gegenwartspreis" (Abschnitt 3.2.2) und der zugehörigen Entscheidungs
routine (Abschnitt 3.3.2) geprüft. Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse dieser Rechnungen. 

Bei dieser Steuerungspolitik müssen für eine Weitermast über 90 kg hinaus die Kosten der Weiter
mast gedeckt sein. Zu den Weitermastkosten gehören grundsätzlich auch die Nutzungskosten. In 
den l!:lufen 1 und 2 wurde deshalb überprüft, wie sich ihre Berücksichtigung auswirkt. Die Renta
bilit!:lt steigt bei positiven Nutzungskosten deutlich an. In den läufen 3 und 4 wurde dann geprüft, 
ob ein Verbot der sich im ersten Versuch (vgl. Tabelle 1) als besonders ungünstig erwiesenen Ver
kaufsgewichte von 90 bzw. 90 und 100 kg zu einer Rentabilitätssteigerung fUhren könnte. Das ist 
tatsächlich der Fall, wie aus Tabelle 2 hervorgeht. 

Im dritten Versuch wurden die drei anspruchsvolleren Prognoseverfahren (I inearer Filter, WI NTERS, 
HARRISON) mit der Entscheidungsroutine "Zukunftspreis größer Gegenwartspreis" (Abschnitt 3.3.3) 
kombiniert. Eine Weitermast über 90 kg Verkaufsgewicht hinaus erfolgte nur dann, wenn der je
weils für die nächste Woche von dem Prognoseverfahren vorgesch!:ltzte Preis um mindestens 4, -- DM 
je 100 kg lebendgewicht höher erwartet wurde. Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse dieser läufe. 
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Tabelle 1: Wirtschaftlichkeit der Schlachtschweineerzeugung in Abhängigkei t vom Mastend
gewicht ohne Berücksichtigung der Verkaufspreise 

Ifd. Steuerungs-AI ternotiven Umtriebe/ 9} Kapital - 2) 
Nr. Abschnitt 1) Endgewicht Jahr rentab i li tät 

1 (3.2.1 + 3.3.1) 90 kg 2,97 - 0,310 DM 
2 "Keine Berücksichtigung 95 kg 2,81 + 0,155 DM 
3 des Verkaufspreises" 100 kg 2,67 + 0,114 DM 
4 105 kg 2,52 + 0,174 DM 

1) die in Klammern angegebenen Zahlen weisen darauf hin, in welchen Abschnitten dieses 
Beitrages die zugehörigen Prognoseverfahren und Entscheidungsroutinen beschrieben wur
den. 

2) in allen Tabellen angegeben in DM je 100, -- DM Kapital. 

Tabelle 2: Wirtschaftlichkeit der Schlachtschweineerzeugung bei Berücksichtigung von 
Kosten der Weitermast 

Ifd. Steuerungs-AI ternativen Nutzungs- Umtriebe/ 9} Kapi tal-
Nr. Abschnitt zulässige Endgewichte kosten je Jahr rentabil ität 

Tier und 
Woche 

1 
(3.2.2 + 

90,95,100,105 kg 0, -- DM 2,57 - 0,191 DM 
3.3.2) 

2 "Z~kunft.s- 90 95 100 105 k 
preis gleich ' " g 

1,-- DM 2,61 + 0,009 DM 

3 
Gegenwarts-

95,100,105 kg 1,-- DM 2,38 + 0,351 DM 
preis" 

4 95, 105 kg 1,-- DM 2,58 + 0,511 DM 

Tabelle 3: Wirtschaftlichkeit der Schlachtschweineerzeugung bei verschiedenen Prognose
verfah ren und einer einfachen Entsche idungsrouti ne 

Ifd. Steuerungs-AI ternative Umtriebe/ 9} Kapital-
Nr. Jahr rentabilität 

1 (3.2.3) + (3.3.3) 2,91 - 0,538 DM 
2 (3.2.4) + (3.3.3) 2,72 + 0,176 DM 
3 (3.2.5) + (3.3.3) 2,55 + 0,144 DM 

Es zeigt sich, daß diese Kombination vergleichsweise wenig vorteilhaft ist. Die Kombination des 
linearen Filters 3.2.3 mit der Entscheidungsroutine "Zukunftspreis größer Gegenwartspreis" 
bringt sogar das bisher absolut schwächste Ergebnis. Im übrigen ist bei den Läufen 2 und 3 dieses 
Versuches zu .beobachten, daß offenbar kein Zusammenhang zwischen Umtriebsgeschwindigkeit 
und Wirtschaftl ichkeit besteht. 

Im vierten Versuch wurde zunächst das Prognoseverfahren von WINTERS mit der "allgemeineren 
Entscheidungsroutine" (3.3.4) kombiniert. Da hierbei die Nutzungskosten zur Berechnung der 
Kosten der Weitermast eine entscheidende Rolle spielen, wurde ihre Höhe in 7 Läufen von 
0,50 DM bis 5,00 DM je Tier und Woche variiert. Tabelle 4 zeigt die erhaltenen Ergebnisse. 
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Es wird deutl ich, daß kein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Höhe der Nutzungskosten und 
der Wi rtschaftl ichke i t besteht. Die höchste Wi rtschaftl ichkei t wird be i Nutzungskosten von 
1,50 DM je Tier und Woche erreicht. Es zeigt sich jedoch, daß das Verfahren von WI NTERS in 
Verbindung mit der "allgemeineren Entscheidungsroutine" im Vergleich zur im dritten Versuch ge
testeten Entscheidungsroutine "Zukunftspreis größer Gegenwartspreis" signifikant leistungsfähiger 
ist. 

Tabelle 4: Wirtschaftlichkeit der Schlachtschweineerzeugung in Abhängigkeit unterschiedlicher 
Nutzungskostenansätze in der "allgemeineren Entscheidungsroutine" unter Verwendung 
des Prognoseverfahrens von WI NTERS 

Ifd. Steuerungs-A I ternative Umtriebe/ ~ Kapitalrenta-
Nr. Abschnitt Nutzungs- Jahr bil ität 

kosten 1) 

1 (3.2.4 + 3.3.4) 0,50 DM 2,74 + 0,670 DM 
2 "Prognoseverfahren von 1,00 DM 2,71 + 0,811 DM 
3 WINTERS" mit "allgemei- 1,50 DM 2,72 + 1,049 DM 
4 nere Entscheidungsroutine" 2,00 DM 2,71 + 0,794 DM 
5 2,50 DM 2,73 + 0,876 DM 
6 3,00 DM 2,73 + 0,807 DM 
7 5,00 DM 2,73 + 0,807 DM 

1) je Tier und Woche 

Im fünften Versuch wurde die "allgemeinere Entscheidungsroutine" bei Ansatz von Nutzungskosten 
in Höhe von 1,50 DM je Tier und Woche auch in Verbindung mit den Prognoseverfahren "linearer 
Filter" und "Prognoseverfahren von HARRISON" getestet. Tabelle 5 zeigt das Ergebnis. Offenbar 
ist das Verfahren von WINTERS den übrigen Verfahren in einer Verbindung mit der hier verwende
ten Entscheidungsroutine deutl ich überlegen. 

Tabelle 5: Wirtschaftlichkeit der Schlachtschweineerzeugung bei verschiedenen Prognoseverfah
ren und der "allgemeineren Entscheidungsroutine" 

Ifd. Steuerungs-Alternative Umtriebe/ ~ Kapital-
Nr. Abschnitt Jahr rentabi I i tät 

1 (3.2.3 + 3.3.4) 2,71 - 0,494 DM 
2 (3.2.4 + 3.3.4) 2,58 + 1,049 DM 
3 (3.2.5 + 3.3.4) 2,53 + 0,164 DM 

In einer weiteren Serie von Simulationsläufen wurde versucht, durch Verbesserungen der bisher 
erfolgreichsten Kombination "Prognoseverfahren von WINTERS" und "allgemeinere Entscheidungs
routine" zu weiteren Rentabilitätssteigerungen zu gelangen. Der Einbau der zusätzlichen Bedin
gung, daß auf jeden Fall über 90 kg Endgewicht hinaus gemästet wird, wenn der aktuelle Preis 
unter 200,-- DM je 100 kg Lebendgewicht liegt, führte z.B. zu einer Rentabilitätssteigerung von 
1,049 DM auf 1,306 DM je 100, -- DM Kapital. 

3.5 Schlußbemerkung 

Die vorgetragenen Ergebnisse der Versuche dienen vor allem als Beispiel dafür, welche Art von 
Untersuchungen mit Hilfe von dynamischen Simulationsmodellen, die als computerisierte "betriebs-
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wirtschaftl iche Laboratorien" konzipiert sind, durchgefUhrt werden können. Obwohl die Versuchs
anstellung noch in vieler Hinsicht (Verwendung anderer SCitze von Umweltdaten, kompliziertere 
Entscheidungsroutinen usw.) erweitert und systematisiert werden sollte, zeigt sich doch schon an
hand der wenigen vorgetragenen Ergebnisse, daß die Wirtschaftlichkeit von landwirtschaftlichen 
Produktions prozessen bei unsicheren Preiserwartungen auch durch den systematischen Einsatz von 
Prognoseverfahren und formol isierten Entscheidungsroutinen verbessert werden kann. Ermittelte 
Unterschiede in der Kapitol rentobil itöt zwischen ca. - 0,5 % und co. + 1,3 %, d.h. um fast 
2 % geben ein Maß fUr den möglichen Erfolg derjenigen Landwirte, die sich weniger falsch ent
scheiden. 

4 Zusammenfass~ 

Vorgestellt wird ein computerisiertes dynamisches Simulationsmodell eines Schweineproduktions
systems, das als "betriebswirtschaftliches Laboratorium" konzipiert ist. Mit Hilfe des Labors las
sen sich Prognoseverfahren und formalisierte Entscheidungsroutinen fUr die laufende Produktions
und Bestandssteuerung entwickeln und testen. Anhand der Frage nach den zweckmäßigen Instru
menten fUr eine bestmögliche Bestimmung des Verkaufszeitpunktes von Schlachtschweinen im Ge
wichtsabschnitt zwischen 90 und 105 kg Lebendgewicht wird gezeigt, wie unterschiedliche Prog
noseverfahren und heuristische Entscheidungsroutinen die uber einen längeren Zeitraum im Durch
schni tt erziel bore Kapi tal rentabil ität des Produktionsprozesses Schweinemast bee influssen können. 
Je noch Art der verwendeten Prognose und Entscheidungsverfahren ergeben sich Unterschiede bei 
der KapitalrentobilitCit von bis zu 2, -- DM je 100, -- DM eingesetzten Kapitals. 
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Der Einsatz von Bew1isserungswasser in der Agrarproduktion h1ingt in hohem Maße von unsicheren 
Klimaerwartungen ab und er ist in der Regel gekennzeichnet durch eine begrenzt verfUgbare 
WtJssermenge. Ein knapper Produktionsfaktor wirft die Frage nach seiner Allokation auf. Bei der 
Verteilung von Bew1isserungswasser entsteht dieses Problem auf verschiedenen Ebenen: 

a) regional, d.h. zwischen den Betrieben, 
b) innerbetrieblich, d.h. zwischen den Produktionsverfahren eines Betriebes. 

Im Zeitablauf ergibt sich die Frage, wann wieviel in einem gegebenen Produktionsverfahren 
bew1issert werden soll. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist es, die Problematik der Wasserverteilung herauszuarbeiten 
und vorl iegende Ans1itze auf die Mögl ichkeit zur Erfassung des Allokationsproblems zu Uberprufen. 
Darauf aufbauend wird ein Simulationsansatz vorgestellt, der an einem Beispiel angewandt und 
auf seine Anwendungsprobleme hin untersucht wird. 
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2 Das Allokationsproblem und seine modellml:lß~Erfassung 

2.1 Das Problem der Wasserverteilung 1) 

Die Knappheit von Bewl:lsserungswasser resultiert aus dem Zusammenspiel von Wasserbedarf und 
verfUgbarer Wassermenge und findet ihren Niederschlag in bestimmten Wasserverteilungsstrate
gien und Wasserpreisen. Auf die Knappheit des Wassers wirken die klimatischen Verhl:lltnisse 
in verschiedener Weise: 

a) sie beeinflussen uber die mengenml:lßige Wasseranlieferung und Verdunstungsverluste bei 
Speicherung und Transport die regional verfUgbare Gesamtwasserkapazitl:lt, die jahreszeitlich 
schwanken kann; 

b) uber Niederschlag und Verdunstung wirken sie direkt auf den Bodenwassergehalt ein; 

c) sie beeinflussen den Wasserkonsum der Pflanze. 

Durch die Unkenntnis uber die tatsl:lchliche zukunftige Klimaentwicklung ergibt sich daraus sowohl 
fUr die Wasserangebots- als auch fUr die Nachfrageseite ein Unsi cherheitselement. 

Der ökonomische Entscheidungsspielraum bei der Wasserverteilung ist abgesteckt durch die tech
nischen Bedingungen, die fUr den Wasserbedarf und die verfUgbare Wassermenge gegeben sind. 
Das sind insbesondere die technischen Möglichkeiten der Wasserspeicherung, des Transportes und 
der Wasserausbringung, die Standort- und Erweiterungsflexibilitl:lt und der Wasserverlustquoten 
von Spei cher- und Transportsystemen, die Wirkung verschiedener Ausbringungssysteme auf Boden 
und Pflanze und die technischen Voraussetzungen fUr die Verwendung eines bestimmten Ausbrin
gungssystems 2). 

Innerhalb dieses Entscheidungsspielraumes stehen folgende Problemkreise im Zentrum der Bewl:ls-
serungsökonomie: . 

a) Projekt- bzw. Regionsebene: 
- Welches Wasserverteilungssystem zwischen Betrieben und welche Wasserverteilungsordnung, 

welche Investitionen in Reservoirs, Pumpstationen und Verteilungssystemen sind notwendig 
zur Bereitstellung einer bestimmten Wassermenge in einem bestimmten Zeitabschnitt. 

- Wie II:Ißt sich regionales Wasserangebot und Nachfrage zum Ausgleich bringen (Ermittlung 
des zweckml:lßigen Wasserpreises, Anwendung und Durchsetzung des Wasserpreises). 

b) Einzelbetriebliche Ebene: 
- Ermittlung der intrasaisonalen Wasserverteilung,d.h. Zeitpunkt des Wassereinsatzes und 

Wassermenge fUr ein gegebenes Produktionsverfahren innerhalb einer Vegetationsperiode; 
- mengenml:lßige und zeitliche Verteilung der Wasserverwendung zwischen den relevanten 

Produktionsverfahren eines Betriebes bei gleichzeitiger Ermittlung der Ausdehnung der Pro
duktionsverfahren unter beschrl:lnkt verfUgbarer Wassermenge. Einfluß einer begrenzten 
Wasserkapazitl:lt auf die Ausstattung mit Fll:lche und Arbeit; 

- zweckml:lßiges Ausbringungssystem, dessen Kapazitl:lt und Auslastung im Zeitablauf; zweck-
ml:lßiger Zeitpunkt der Investition zur Kapazitl:ltserweiterung. 

Die Lösung des Allokationsproblems wird erschwert durch einen erhebl i chen Datenmangel , der 
insbesondere in semi-ariden und ariden Gebieten einschneidend ist. Im nachfolgenden soll die 
weitere Problematik der modellml:lßigen Erfassung der Wasserverteilung im Vordergrund stehen. 

1) Bewl:lsserung wird hier im Sinne des eng I ischen Begriffs "irrigation" verwendet, schi ießt also 
die Beregnung mit ein. 

2) Siehe dazu allgemein SCHROEDER (1968, 40), BAUMANN, SCHENDEL, MANN (1974, 7) 
und im speziellen NAGEL (1974, 34), CHRISTIANSEN und HARGREAVES (1969, 13), BLANEY 
und CRIDDLE (1950, 11), PENMAN (1956, 37) und WADLEIGH (1955, 44). 
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2.2 Modell mCißige Erfassung der Wasservertei I ung 

Zur modellmCißigen Erfassung wurden in den vergangenen Jahren mehrere Konzepte entwickelt 1), 
die sowohl analytisch-mathematischer als auch simulativer Natur sind 2) und von der speziellen 
IntensitCit bis zur Regions- bzw. Projektebene reichen. Sie behandeln sowohl die zeitliche als 
auch die rtlumliche Allokation. Im Mittelpunkt des Interesses steht die intrasaisonale Wasserver
teilung fUr ein einzelnes Anbauverfahren und die Ermittlung der Betriebsorganisation unter BerUck
sichtigung der Bewtlsserungsbedingungen. In den letzten Jahren nahmen Anstltze zur Behandlung 
der Wasserallokation zwischen den Betrieben zu (Übersicht 1). 

Im Bereich der intrasaisonalen Wasserverteilung fUr ein Produktionsverfahren, d.h. bei der Ermitt
lung der Bewtlsserungszeitpunkte und der jeweiligen Wassermenge bei unbegrenzter Wasserkapa
zitCit liegt in der Regel eine fUr alle Wachstumsphasen aggregierte Produktionsfunktion fUr den 
Wassereinsatz zugrunde. Ertragsreduzierungen bei Wassermangel schwanken in Abhtlngigkeit vom 
Wachstumsstadium der Pflanze, zu dem Wasser gegeben wird. Produktionsfunktionen, die die tech
nische Beziehung differenziert zwischen dem Wassereinsatz in einzelnen Wachstumsphasen und 
dem Naturalertrag darstellen, beschreiben daher die Situation besser als solche, die aggregiert 
den Wassereinsatz in der gesamten Vegetationsperiode berUcksichtigen 3). HALL und BUTCHER 
(1968, 21) ziehen daraus die Konsequenz bei der Erfassung der Wasserversorgung einer Pflanze 
und fuhren fUr jeden typischen Wachstumsabschnitt eine Wasserbilanzierung durch. Die einzelnen 
Wachstumsabschnitte werden rekursiv uber die Variablen "Bodenwassergehalt" und "noch verfUg
bares Bewtlsserungswasser" miteinander verbunden. In den Anstltzen von BURT und STAUBER 
(1971, 12) und NAGEL (1975, 33) wird von der gleichen Überlegung ausgegangen, NAGEL 
(1975, 33) verwendet jedoch als rekursive Variable die Bodenwasserspannung, da diese sich 
unter Feldbedingungen (z.B. mit dem Tensiometer) sehr einfach ermitteln I<:Ißt. Die Bodenwasser
spannung erscheint außerdem geeignet, da sie fUr jede Bodenart sich in den Bodenwassergehalt 
transferiern I<:Ißt. 

Zur Bestimmung der Ertragsreduzierung bei Wassermangel wird davon ausgegangen (HALL und 
BUTCHER (1968, 21), NAGEL (1975, 33», daß der maximale Naturalertrag erreicht wird, wenn 
der Boden bis zur Feldkapazit<:lt versorgt ist. Bei Abweichung von der Feldkapazittlt wird fUr 
jede Wachstumsphase ein experimentell ermittelter Ertragsreduzierungskoeffizient zur Ermittlung 
der tatsCichlichen Ertragsabnahme verwendet 4). Durch das Problem der Verbindung der ertrags
reduzierenden Wirkung zwischen den einzelnen Wachstums phasen sehen sich BURT und STAUBER 
(1971, 12) gezwungen, eine Produktionsfunktion zu verwenden, die die Annahme impl iziert, daß 
in keiner der jeweils vorangegangenen Wachstumsphasen der Pflanze ein Wasserdefizit bestand. 

1) Neben der Wasserverteilung im Agrarsektor wurden mehrere Modelle zur Planung von Wasser-
reservoirs und Bewtlsserungsregionen, die landwirtschaftliche und außerlandwirtschaftliche Ver
wendung des Wassers berUcksichtigen, entwickelt und vor allem Simulationsmodelle im physiolo
gischen Bereich der WasseransprUche der Pflanzen und Wasserbereitstellung des Bodens. Zum 
ersten Komplex siehe MAASS et al. (1966, 29), NAGEL (1975, 33), ASKEW et al. (1971, 3), 
HALTER und MILLER (1966, 22), HUFSCHMIDT (1963, 24), HUFSCHNIDT und FIERING 
(1966, 25) und zum zweiten FLiNN (1971, 18), VAN KEULEN (1975, 27), CHOW und 
KARELIOTIS (1970, 14) und die dort zitierte Literatur. 

2) Simulationsmodelle lassen sich gegenUber den analytisch-mathematischen Modellen abgrenzen. 
Unter letzteren fassen WEINSCHENCK und WEINDLMYIER (1975, 45, S. 22 ff) alle analy
tisch und numerisch lösbaren Anstltze zusammen und unter den Simulationsmodellen die aus
schließlich numerisch lösbaren. 

3) Siehe zu diesem Problem die umfassende Literaturangabe in ANDERSON und MAASS (1974, 
2, Appendix A, S. 44 ff), daraus vor allem FLiNN und MUSGRAVE (1967, 19, S. 7 f) und 
FLiNN (1971, 18, S. 125), TAYLOR (1972,42 S. 222 ff) und zustltzlich BEHRINGER (1961, 
10, S. 15 ff) und RAWITZ und HILLEL (1969, 38, S. 231 ff). 

4) Zur Problematik siehe NAGEL (1975, 33, S. 19 ff). 
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Ubersicht 1 Ch~rakterisierung ansgewählter Modelle zur Wasserverteilung 

Problemstellung Modelltyp stochast-isch dynamisch linear angewandt Autoren 

1. Intrasaisonale Wasserver
teilung für ein Anbauver
fahren 

Bewässerungszei tpunk't, 
Wassermenge 

analytisch nein Bodenwassergehalt, nein 
verfüg. Bewässe
runqswasser 

Bewässerungszeitpunkt, analytisch 
Wassermenge, Investition 

Niederschlag Wasserversorgung 
Temperatur 

nein 

Bewässerungszeitpunkt, simulativ 
Fläche je Anlage, Par
zellenreihenfolge 

nein Bodenwasserspan- nein 

2. Innerbetriebliche Was
s_erverteilu~ 

Betriebsorganisation 

Betriebsorganisation, 
intrasaisonale Wasser
verteilung 

Betriebsorganisation, 
Tag- und Nachtbewäs
serung 

3. Regionale und innerbe
triebliche Wasserver
teilung 

analytisch Niederschlag 
Regentage 

simulative Niederschlag 
Verdunstung 

analytisch nein 

Regionale Anbaustruktur, analytisch nein 
Kapazität der Förder-
und Verteilungsanlagen 

Regionale und innerbe
triebliche Wasserver-
teilung 

simulativ nein 

nung 

Zielfunktion Pro
duktionsverfahren 

Bodenwassergehalt, 
verfüg. Bewässe
rungswasser 

nein 

nein 

nein 

teil
weise 

ja 

ja 

verfügbares Bewäs- nein 
serungswasser 

nein 

Central 
Missouri 

Negev 

HALL und BUTCHER 
( 21 ), 1968 

BURT und STAUBER 
( 12 ), 1971 

NAGEL (33), 1975 

Nördlicher ZUSMAN und AMIAD 
Negev ( 47 ), 1965 

hypothe- WINDSOR und CHOW 
tisches ( 46 ), 1971 
Beispiel 

Nördlicher IRVIN (26), 1974 
Negev 

hypothe
tisches 
Beispiel 

hypothe
tisches 
Beispiel 

ROGERS und SMITH 
( 39 ), 1970 

ANDERSON und MAASS 
( 2 ), 1974 



Das Kernproblem der intrasaisonalen Wasserverteilung, der Übergang vom verfUgbaren Bodenwasser 
zur Ertragsbeeinflussung, wird komplexer durch den Umstand, daß bereits eingetretene Ertragsre
duzierungen infolge Wassermangel sich durch nachfolgende höhere Wassergaben nicht mehr besei
tigen lassen und alle vorherigen Wassergaben bei eintretendem Wassermangel vollstClndig oder 
teilweise hinfCll1 ig werden 1). Über den Einfluß des Zeitraumes, in dem Wassermangel besteht, 
auf den Naturalertrag sind weder pflanzenspezifische Angaben, noch SensitivitCltsuntersuchungen 
fUr Aussagen uber die Bedeutung der Dauer der Mangelsituation zu finden. 

Das aus der Unkenntnis uber die zukUnftige Klimaentwicklung resultierende Unsicherheitselement 
erfordert eine stochastische Erweiterung der Modelle. BURT und STAUBER (1971,12) ver-.yenden 
in ihrem Ansatz Niederschlagssumme und Temperatursumme fUr definierte ZeitrClume der möglichen 
BewClsserung und bestimmen direkt den Ertrag und die Entwicklung der verfUgbaren Wassermenge • 
WINDSOR und CHOW (1971, 46) hingegen verwenden Zufallsvariablen aus kl imatischen Ver
hClltnissen zur Erfassung eines erwarteten Wasserhaushaltes. Im allgemeinen zeigen die Ergebnisse, 
daß die Einbeziehung stochastischer Niederschlagsvariablen umso wichtiger ist, je ungUnstiger 
die Niederschlagsverteilung und je höher die Niederschlagsmenge ist. 

Bei den AnsCitzen, die primClr der Ermittlung der intrasaisonalen Wasserverteilung fUr ein Produk
tionsverfahren dienen, erweitern BURT und STAUBER (1971, 12) die Fragestellung und v.ersuchen 
Investitionen in Wasserspeicher- und WassertransportkapazitClten nClherungsweise zu erfassen. 
Investitionskriterium ist die Differenz der Wasserverwertung des zusCltzl ichen Wassers aus der er
höhten Speicher- und/oder Transportkapazität unter den jClhrlichen Unterhaltungs- und Wieder
beschaffungskosten. NAGEL (1975, 33) schließlich erweitert seinen Ansatz um die Fragen nach 
der zweckmäßigen BewässerungsflClche je Bewässerungsanlage und der zeitl i chen BewClsserungs
reihenfolge der Parzellen eines Betriebes. Beide Fragestellungen erscheinen relevant, wenn sich 
zum einen die Frage nach einer Investition fUr weitere BewClslerungsanlagen oder Erhöhung der 
KapazitClt der vorhandenen anschi ießt und zum andern wenn eine Analyse des arbeitswirtschaft
lichen Ablaufes unter besonderer Beachtung der Schlagkraft des Betriebes folgt. 

Bei Ausdehnung der Frage nach der Intrasaisonalen Wasserverteilung auf den gesamten Betrieb 
(Mehrproduktbetrieb) entscheidet 

0) die Knappheit des verfUgbaren BewClsserungswassers und 
b) die unterschiedl iche Wasserverwertung der einzelnen Produktionsverfahren zu den jeweil igen 

Bewässerungszeitpunkten 

uber die Wasserverteilung zwischen den Produktionsverfahren, deren Ausdehnung und uber die 
intrasaisonale Wasserverteilung. Die Möglichkeiten der Verwendung von linearen Prozeßanaly
semodelien aus einzelbetrieblicher Sicht zur Lösung der innerbetrieblichen Wasserverteilung wer
den von IRVIN (1973, 26) aufgezeigt. Die EinschrCinkung bei der Anwendung fUr die vorliegende 
Problemstellung der gleichzeitigen Betrachtung der Wasserverteilung auf verschiedenen Ebenen 
innerhalb des Einzelbetriebes ergab sich zum einen daraus, daß sich stochastische Klimavariablen 
nicht einbeziehen lassen. ZUSMAN und AMIAD (1965, 47) versuchten bereits 1965 in einem 
nichtlinearen Ansatz die Unsicherheit der NiederschlCige durch die stochastischen Variablen 
"Niederschlagsmenge" und "Zahl der Regentage" bei der Ermittlung der Betriebsorganisation zu 
berUcksichtigen. Da sie nicht die BewClsserung miteinbezogen, entfiel die Frage nach der Alloka
tion von BewClsserungswasser. Den wohl ersten Schritt zur komplexeren Erfassung der obigen Prob
lemstellung gingen WINDSOR und CHOW (1971, 46) durch Dekomposition in Einzelprobleme. 
Zunächst ermitteln sie fUr jedes Produktionsverfahren die intrasaisonale Wasserverteilung, um dann 
die Lösungen in einem linearen Prozeßanalysemodel1 zur Ermittlung der Betriebsorganisation bei 
begrenzter WasserverfUgbarkeit zu verwenden. Die Trennung bei der Lösungsprozesse verhindert 
allerdings die Erfassung von Interdependenzen zwischen der Wassergabe zu verscihiedenen Zeit
pllnkten aller Produktionsverfahren und deren Ausdehnung. Es böte sich zumindest ein iterativer 
Rechenprozeß mit RUckkoppelung von der Lösung der Betriebsorganisation zur intrasaisonalen 
Wasserverteil ung an. 

1) Siehe dazu die Ergebnisse von DENMEAD und SHAW (1960, 16, S. 272 ff). 525 



Der Übergang auf Regions- bzw. Projektebene bei Beibehaltung der bisherigen Problemstellung bei 
der Allokation von BewCisserungwasser bedingt die zusCitzliche BerUcksichtigung der Wasserver
teilung zwischen den Betrieben. Von Interesse ist dabei die jeweilige Wasserverwertung, die Fest
legung des Wasserpreises und seine Durchsetzung. Die Verwendung eines rCiumlichen Gleichge
wichtsmodells unter Annahme eines freien Wassermarktes (GUISE und FLlNN, 1970, 20) erscheint 
nur dann zweckmCißig, wenn zwischenbetrieblicher Wassertransfer möglich oder eine Wasserver
teilungszentrale freie Entscheidung uber die Wasserverwendung hat und nicht eine Produktion mit 
relativ niedriger Wasserverwertung aufrecht erhalten werden soll. 

Sobald verschiedene Wasserverteilungsregeln bestehen oder möglich sind und/oder bestimmte 
Anbaukulturen BewCisserungsprioritCit haben, bietet auf Regionsebene das Simulationsmodell von 
ANDERSON und MAASS (1974, 2) eine Möglichkeit zur Ermittlung der Auswirkungen verschie
dener Ve~teilungsregeln auf die regionale Einkommenssituation, das Produktionsvolumen und die 
einzelbetriebliche BewCisserungsstrategie. Deshalb werden der zwischenbetriebliche und teilweise 
der innerbetriebliche Wettbewerb um das Wasser berUcksichtigt und die Betriebsorganisation simul
tan ermittelt. Die intrasaisonale Wasserverteilung wird nicht berUcksichtigt. Einschneidende An
nahmen dieses deterministischen Modells sind die fUr alle Betriebe gleichen Produktionsfunktionen 
und die Verwendung der Wasserverwertung als einziges Kriterium zur Bestimmung der Betriebsor
ganisationen. Die Erfassung eines komplexen Systems von Einzelbetrieb bis zur Regions- bzw. 
Projektebene bei ANDERSON und MAASS erscheint als ein gangbarer Weg zur lösung des Ge
samtproblems. Eine Erweiterung durch die Frage nach der zweckmCißigen KapazitCit des Wasser
verteilungsnetzes und der Wasserförderungsanlagen auf Regionsebene ermöglichen ROGERS und 
SMTTH (1970, 39) in ihrem Ansatz, der die Region als Gesamtbetrieb beinhaltet 1). 

Die modellmCißige Erfassung der beschriebenen Allokationsprobleme mit den Interdependenzen 
zwischen den verschiedenen Ebenen kann erst dann Anspruch auf nClherungsweise VolistClndigkeit 
erheben, wenn 

a) stochastische Elemente berUcksichtigt werden, z.B. NiederschlClge, 
b) RUckkoppelungs- und KontrollablClufe formuliert sind; z.B. die Menge an BewClsserungswasser 

zum Zeitpunkt t. wirkt auf den Naturalertrag zum Erntezeitpunkt und diese Wirkung entschei
det Uber eine wJitere Erhöhung der Wassergabe in t. oder z.B. beeinflußt die intrasaisonale 
Wasserverteilung bei knapper Wasserkapazitdt des getriebes die Wasserverteilung zwischen 
den Produktionsverfahren und deren Ausdehungsniveau und umgekehrt wirkt dies auf die intra
saisonal e Wasserverteilung • 

Daraus ergibt sich, daß zur Behandlung der Wasserallokation Simulationsmodelle besonders geeig
net erscheinen 2). Im folgenden soll daher ein Simulationsansatz 3) diskutiert und angewandt 
werden, der einfach handhabbar ist und mit dem die KomplexitCit der angefUhrten Probleme nCihe
rungsweise abgebildet werden kann. 

~ Simulationsansatz zur Wasserverteilung 

Mit dem Modell sollen folgende Probleme behandelt werden: 

a) intrasaisonale Wasserverteilung 
b) Wasserverteilung zwischen Produktionsverfahren und Ausdehnungsniveau der Produktionsverfahren 
c) regionale Wasserverteilung zwischen den Betrieben. 
Fragen der regionalen und einzelbetrieblichen Investition werden nicht berUcksichtigt. 

1) Ähnlich gehen auch DUDlEY et al. (1972, 17) vor bei der Ermittlung der GesamtflClche unter 
BewHsserung bei gegebenem Wasserreservoir. Zur Behandlung des Allokationsproblems auf regio
naler Ebene siehe auch ASOPA (1971,4) und lANDIS (1968,28) und BEBEHANI (1972,8). 

2) Siehe DE HAEN (1972, 15; S. 21). 

3) Zu Simulation, Systemanalyse, Systemtechnik und Systemforschung siehe WEINSCHENCK und 
WEINDlMAIER (1975,45), SEUSTER (1975, 41), NAYlOR (1971, 35) und ORCUTT (1970, 36) 



3.1 Ermittlung der intrasaisonalen Wasserverteilung 

Die Arbeitsweise des Modells zur Ermittlung der intrasaisonalen Wasserverteilung eines Produk
tionsverfahrens konzentriert sich auf 

a) Ermittlung der Zufallsvariable fUr NiederschitIge, 
b) Gegenuberstellung von Bodenwasser und Wasserbedarf der PFlanze und Ermittlung von Wasser

defizit fUr kleine Zeitabschnitte; 
c) tritt Wasserdefizit auf, wird UberpfUft, ob die daraus resultierende Erlösreduzierung größer 

ist als die zur Behebung des Wasserdefizits durch Bewtlsserung entstehenden Kosten (Schaubild 1). 

Es wird nicht wie in vielen anderen Modellen das BELLMANN' sche Prinzip der dynamischen 
Programmierung (1953, 9) verwendet 1), sondern nach folgendem Arbeitsprozeß vorgegangen: 
FUr jeden Tag wird aus den ttlgl ichen NiederschitIgen mehrerer Jahre zuftlll ig ein Niederschlags
wert ausgewtlhlt und fUr die ttlgliche Wasserbilanzierung verwendet. Als Maßgröße zur Abbildung 
des Wasserhaushaltes dient in Anlehnung an TAYLOR (1972, 42), FLINN (1971, 18) und NAGEL 
(1975, 33) die Bodenwasserspannung. Sie ist fUr eine gegebene Bodenart durch den Bodenwasser
gehalt gegeben 2). Da der Bodenwassergehalt zum Zeitpunkt i bestimmt ist durch den Bodenwas
sergehalt zum Zeitpunkt i - 1 und den Zu- und AbflUssen, ergibt sich die Bodenwasserspannung aus 

(1) WS. = f (WG. I + N. + B. - E. - ~), 
1 1- 1 1 1 1 

wobei 
g 
WS 
WG= 
N 
B 
E 
K 

Kleinste Zeiteinheit (= 1 Tag), fUr i = 1,2 •.. n; 
Pflanzenart, fUrg = 1,2, ... h; 3) 
Bodenwasserspannung; 
Bodenwassergehal t; 
Netto-Niederschltlge; 
Netto-Beregnung; 
Evaporation; 4) 
Wasserkonsum der Pflanze. 4) 

Bei einer Wasserversorgung des Bodens in Höhe der Feldkapazittlt, d.h. bei dem maximal der 
Pflanze zur VerfUgung stehenden Wasser, wird der maximale Naturalertrag erzielt. Liegt die 
ermittelte Bodenwasserspannung ohne Bewtlsserung höher als die Wasserspannung bei Feldkapazi
ttlt, d.h. muß mit Ertragsreduzierungen infolge ungenUgender Wasserversorgung gerechnet wer
den, dann wird die Notwendigkeit einer Bewtlsserung UberprUft. Mit Hilfe von Ertragsreduzierungs
koeffizienten (NAGEL, 1974, 34, HALL und BUTCHER, 1968, 21) wird die Reduzierung des po
tentiellen Ertrages ermittelt, so daß sich der effektive Ertrag ergibt aus 

(2) yg 
e 

N 
~ -L b? (WSi - WSFK, i) 

i=1 

1) Wie beispielsweise bei HALL und BUTCHER (1968, 21), WINDSOR und CHOW (1971, 46). 

2) Zur Beziehung zwischen Bodenwassergehalt und Bodenwa~serspannung siehe NAGEL (1974, 34, 
S. 292) und WADLEIGH (1955, 44, S. 359) und WADLEIGH und AYERS (43, s. 106). 

3) Mit der Pflanzenart soll gleichzeitig die Durchwurzelungstiefe gegeben sein. 

4) Zur Bestimmung der Evaporation und des Wasserverbrauchs liegen umfangreiche Untersuchungen 
vor. Siehe dazu CHRISTIANSEN und HARGREAVES (1969, 13) und NAGEL (1975, 33). Zur 
Ermittlung der Wasserverbrauchskoeffizienten der Pflanzen wurden verschiedene Methoden ent
wickelt von BLANEY und CRIDDLE (1950, 11), HARGREAVES (1968, 23) und PENMAN 
(1956, 37). Allgemein zum Problem BALOGH (1974, 5, S. 18 ff), BAIER und ROBERTSON 
(6) und NAGEL (1975, 33). 
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Schaubild 1 Simulation der intrasaisonalen Wasserverteilung 

Input 

Generiere Zufalls
variablen für Nie
derschläge 

Berechne Boden
wasserspannung 
ohne Bewässerung 

nein 

Berechne Boden
wasserspannung 
mit Bewässerung 

Berechne Grenz
kosten und 
Grenzertrag 

nein 

ja nein 



wobei y 
e 

y 
o 

b 

Natural ertrag zum Erntezeitpunkti 

Maximalertrag bei pflanzenoptimaler Wasserversorgung (FeldkapazitCit); 

pflanzenspezifischer Ertragsreduzierungskoeffizienti 

WS Bodenwasserspannungi 

WS FK = Bodenwasserspannung bei FeldkapazitCit. 

Zur Reduzierung der Bodenwasserspannung und damit der Ertragsverminderung wird die BewCisse
rungswassermenge zum patentiellen BewCisserungszeitpunkt sukzessive erhöht und für jede Wasser
einheit untersucht, ob die Grenzkosten des Wassereinsatzes dem Grenzertrag aus der Ertragsre
duzierung entsprechen. Für die Ermittlung des Grenzertrages wird ausschließlich die Wirkung 
des BewCisserungswassers vom potentiellen BewCisserungszeitpunkt bis zum Erntezeitpunkt herange
zogen. Der Grenzertrag zum potentiellen BewCisserungszeitpunkt ergibt sich aus 

n-I 
P • L: b. • (WS. - WS FK .), für j=i, ••. n-li 
9 j=i I I , I 

(3) 

wobei k BewCisserungsniveau, für k=l, 2, ••. ri 

GE = Grenzertrag des Wassereinsatzes, 

P Preis des Produktes G. 
9 

Ist die Optimumsbedingung erfüllt, wird für die weiteren Berechnungen die Realisierung der Be
wCisserung unterstellt. Da bei vielen Pflanzen und in bestimmten Wachstumsphasen der Pflanzen 
bei geringem Abweichen von der FeldkapazitCit immer noch ein Maximalertrag erziel bar sein 
wird und die Zunahme der Bodenwasserspannung nichtl ineare Beziehungen zu den Ertragsreduzie
rungen haben kann, ICißt sich eine Schwelle der ErtragsschCidigung und der SchCidigungsgrad bei 
zunehmender Spannung und zunehmender Dauer eines schCidigenden Spannungsniveaus exogen in 
das Modell vorgeben. 

3.2 Intrasaisonale Wasserverteilung, Betriebsorganisation und regionale Wasserverteilung 

Mit den Ergebnissen der intrasaisonalen Wasserverteilung für alle relevanten Produktionsverfahren 
wird in einem erweiterten Modell (Schaubild 2) die Betriebsorganisation ermittelt, wobei die 
Wasserverteilung zwischen den Produktionsverfahren mit deren Niveau und bei nicht ausreichender 
WasserkapazitCit die unbewCisserte aber bewCisserbare FICiche gegeben ist. Die Ermittlung der Be
triebsorganisation erfolgt über ein lineares Prozeßanalysemodell, in dem mehrere Faktorbegren
zungen berücksichtigt werden können. Reicht in einem Zeitabschnitt das BewCisserungswasser 
zur BewCisserung der gesamten FICiche nicht aus, dann wird über alle Produktionsverfahren für 
diesen Zeitabschnitt die bei der intrasaisonalen Wasserverteilung ermittelte niedrigste Grenzver
wertung des BewCisserungswassers im BewCisserungsfalle 1) gesucht und die BewCisserung um eine 
bestimmte Einheit Wasser reduziert. Dadurch wird eine neue Ermittlung der intrasaisonalen Was
serverteilung für das betreffende Produktionsverfahren unter Maximalbegrenzung für den ausge
wCihl ten Zeitraum erforderl ich. Es folgt eine neue Ermittlung der Betriebsorganisation • Dieser 
rücklaufende Korrekturprozeß erfolgt solange, bis sich die Einkommensituation des Betriebes 
nicht mehr wesentl ich verbessert. 

Dieser Rechengang wird für alle Betriebe einer Region oder eines Projektes durchgeführt. Die 
daraus abgeleitete Wasserverwertung nach Produkten und Betrieben im Zeitablauf gibt Hinweise 
für möglichen Wasser- oder Wasserkontingentsverkauf an andere Betriebe und für die Bildung 
des Wasserpreises, was durch Einbeziehung der LiquiditCit auf die finanzielle Durchsetzbarkeit 

1) Das ist die niedrigste Wasserverwertung unter allen FCillen, die der Bedingung Grenzkosten 
gleich Grenzertrag genügen. Siehe Schaubild 4. 
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Schaubild 2 Simulation der intrasaisonalen, innerbe
trieblichen und regionalen Wasserverteilung 

Regionale Wasser
verteilungsregeln 

Ermitte intrasaiso
nale Wasservertei
lung 

't entwe er 

~rmittle Betriebs 
organisation 

, 

Input 

- ---, 
0 d er ., 

Setze tatsächliche 
Betriebsorganisa-
tion 

ja 

Setze Wasserbegren
zung nach Produktions
verfahren und Zeitpunk 

Suche niedrigte Grenz
verwertung des Wassers 
aus allen Produktions
verfahren und Bewässe
rungszeitpunkten 



des Wasserpreises erweitert werden kann. FUr bestehende und mögl i che Wasserverteil ungsregel un
gen zwischen den Betrieben lassen sich die Auswirkungen auf die Wasserallokation auf verschie
denen Ebenen ermitteln. Zusätzliche Informationen fUr Wasserverteilungspolitische Entscheidun-
gen können Beschäftigung und Arbeitsverwertung, Produktionsvol umen und Einkommenssituation liefern. 

4 Anwendung und Probleme 

D~r beschriebene Simulationsansatz soll im folgenden an einer vereinfachten realen Situation im 
nördlichen Negev/Israel angewandt werden. Die Datengrundlage wurde im wesentlichen 
NAGEL (1974, 34; 1975, 33) und IRVIN (1973, 26) entnommen. Die Ausgangssituation des An
wendungsbeispieles läßt sich wie folgt zusammenfassen: 

- Die Vegetationsperiode liegt zwischen Oktober und Mai. FUr diesen Zeitraum betragen die 
Durchschnittstemperaturen 15,6°C, die Niederschläge 228 mm. Es liegt Lößboden vor 1), 
dessen Feldkapazität bei 1,0 Bar liegt. Die täglichen WasseransprUche (ACHTNICH, o.J. 1, 
BALOGH, 1974, 5) schwanken, ebenso wie die Ertragsreduzierungskoeffizienten, in Abhängig
keit von der Wachstumsphase der Pflanze (Übersicht 2). Mit der Bestimmung der Pflanze soll 
auch die berUcksichtigte Wurzeltiefe gegeben sein. 

- Die untersuchte Region besteht aus drei Kibbuzim. Flächenzupacht und Lohn-Arbeitskräfte 
sind nicht erlaubt. Es bestehen verschiedene Wasserbezugsquellen und monatlich unterschied
li che WasserverfUgbarkeit (Übersi cht 3). Der 3Wasserpreis beträgt fUr Kontingents'1asser aus 
d.er regionalen Wasserversorgung 0,04 DM/m und fUr Brunnenwasser Cl.3 03 DM/m • Bei einer 
Übertretung des Kontingents von maximal 20 v. H. mUssen 4, -- DM/m bezahlt werden. FUr 
die Verlegung und Inbetriebnahme der Beregnungsanlage werden Kosten in Höhe von DM 50,-
je ha unterstellt. Es wird davon ausgegangen, daß die Beregnungsanlagen vorhanden sind. 

- Das Wasserkontingent der Betriebe orientiert sich Uberwiegend an der Flächenausstattung. 
Folgende Verteilungsregeln sind jedoch möglich: 

a. Der Einzelbetrieb erhält von der verfUgbaren Wasserkapozität einen bestimmten Prozentsatz; 
damit schwankt seine Wassermenge jahreszeitlich entsprechend der gesamten Gebietswasser
menge; der Prozentsatz kann si ch an der Betriebsgröße orientieren. Der Prozentsatz kann auf 
einem Kontingent oder auf einer bestimmten zeitlichen Reihenfolge, in der eine bestimmte 
Wasserentnahmezeit gewährt wird basieren. 

b. Die Betriebe unter! iegen einer Rangfolge, nach der bestimmte Betriebe VorzUge haben. Der
artige Präferenzen (z.B. Wasserrechte) können sich orientieren an Standort (z.B. entlang 
eines Kanals), Siedlungszeit, Anbaukultur etc. 

Bei der Anwendung des Simulationsmodells sind die empirischen Mögl ichkeiten und die Konse
quenzen der Anwendungsprobleme fUr die Modell konzeption von Interesse. 

4.1 Empirische Ergebnisse 

Erwartungsgemäß wird dann bewässert, wenn die Niederschläge niedrig sind (Schaubild 3) und 
mit einer Wassermenge, die der Bodenwassersponnung und den WasserbedUrfnissen der Pflanze 
bei gegebener Preis-Kostenstruktur entspricht (Übersicht 6). Die Bodenwasserspannung weicht 
teilweise erheblich von der Feldkapazität ab, was bedeutet, daß offensichtlich der Maximal
ertrag nicht identisch ist mit dem ökonomisch optimalen Ertrag. 

Die Bewässerungsstrategie ist zwischen den einzelnen Produktionsverfahren unterschiedlich und 
resultiert aus einer unterschiedlichen Verwertung des Wassers in den einzelnen Wachstumsab
schnitten (Schaubild 4). Im allgemeinen nimmt die Wasserverwertung mit zunehmender Vegeta-

1) Zur hier verwendeten funktionalen Beziehung zwischen Bodenwasserspannung und Bodenwasser
gehalt fUr diesen Lößboden siehe NAGEL (1974, 34, s. 292) und RAWITZ und HILLEL (1969, 
38, S. 232). 531 



Ubersicht 2 Datengrundlage für die Produktionsverfahren 

IProduktions- Wurzel- täglicher b-Koeffizient Produkt-
IVerfahren tiefe Wasserbe- preis in 

in cm darf 3in 
m Dez.Jan.Febr.März April Mai DM / dz 

Weizen 1 40 31 - 38 6 57 13 6 5 2 15.--

Weizen 2 40 27 - 34 4 38 8 5 4 1 14.--

Hirse 50 22 - 31 2 10 16 4 2 1 12.--

~aumwolle 70 49 - 82 4 5 8 6 5 1 65.--

Zuckerrüben 60 78 - 92 21 27 33 35 18 11 3.--

Tomaten 40 84 -110 17 50 50 40 40 30 9.--

Ubersicht 3 Datengrundlage der Betriebe 

~apazitätsausstattung Betrieb A Betrieb B Betrieb C 

~ckerfläche in ha 440 387 720 

~asserkontingent in 1000 m3 

Mekoroth-Wasser 

Dez. 56 0 92 

Jan. 44 0 101 

Febr. 52 0 90 

März 48 0 96 

April 43 0 88 

Mai 41 0 82 

Reservoir-Wasser 

Dez. 70 92 108 

Jan. 74 84 115 

Febr. 76 86 107 

März 76 100 105 

April 75 84 105 

Mai 75 84 101 

Brunnenwasser monatlich 101 167 233 

Durchschnittliche Bewässerungs-
kapazität in mm / ha 303 395 359 
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Schaubild , ZufälliS aussewählte Niederschläse und EntwickluPß der Bodenwasser
spannupg bei Weizen 1 
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Schaubild 4 Die Verwertung des Wassers bei isolierter Betrachtung der Produktions
verfahrep 
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Ubersicht 4 Der Einfluß der Kosten auf Bewässerungshäufigkeit 

und Wassermenge bei Weizen 

Bereit- Bewässe- Wasser- rnrn je Wasser- Bewässe- Wasser- rnrn je 
stellungs- rungs- menge Bewäs- preis rungs- menge Bewäs-
kosten der häufig- in rnrn serung DM/m3 häufig- in rnrn serung 
Anlage keit keit 

je ha 

20.-- 43 111 2,58 0,02 22 92 4,18 

40.-- 27 129 4,78 0,04 22 92 4,18 

60.-- 18 109 6,06 0,06 24 130 5,42 

80.-- 13 96 7,38 0,08 23 132 5,74 

100.-- 9 76 8,44 0,10 22 130 5,91 

120.-- 6 58 9,66 0,12 23 132 5,74 

Ubersicht 5 Die Organisation der Betriebe 

Erste Lösung Endlösung 

Betrieb A B C A B C 

Weizen 1 in ha 122 0 330 95 84 330 

Weizen 2 in ha 0 0 0 78 0 66 

Hirse in ha 0 0 0 0 0 0 

Baumwolle in ha 180 1) 200 1 ) 240 1) 180 1 ) 200 1) 240 1 ) 

Zuckerrüben, ha 0 0 0 0 0 0 

Tomaten in ha 39 78 84 39 78 84 

Ungenutzte Fläche 
in ha 99 109 66 48 25 0 

Deckungsbeitrag 
in 1000.-- DM 256 347 409 262 359 412 

Deckungsbeitrag 
je m3 Wasser 
in DM 0,21 0,24 0,17 0,22 0,25 0,17 

Wasserknappheit 
in Periode 3 2 3 3,2 3,2 (3) 

1) Die vorgegebenen Fruchtfolgebegrenzungen wurden erreicht. 
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tJbersicht 6 Bewässerungsstrategie der intrasaisonalen wasserverteilung für Betrieb C 1) 

I~assergabe in nun 
3-Tages- I~eizen 1 Weizen 2 Hirse Baumwolle Zuckerrüben Tomaten 
Abschnitte a 2) b 2) a 2 ) b 2) a 2) b 2) a 2) b 2 ) a 2) b 2l a 2) 

1 3 3 5 5 6 6 20 8 
2 Il 8 8 8 10 r. 8 20 12 
3 8 8 10 11 
4 9 9 9 9 10 8 8 10 11 
5 5 5 7 7 8 8 10 10 
6 6 6 8 8 8 8 8 10 
7 5 5 9 9 7 7 10 9 
8 5 5 10 10 7 7 11 
9 7 7 11 

10 5 5 9 9 10 
11 9 9 9 
12 5 5 9 9 9 
13 5 5 5 5 9 9 10 9 
14 5 5 5 5 10 10 10 9 
15 5 5 5 5 10 10 10 9 
16 4 4 6 11 11 20 10 
17 4 4 11 11 10 
18 11 11 10 10 
19 6 6 10 10 15 11 
20 5 5 7 9 9 11 
21 5 18 18 15 
22 21 21 16 
23 25 25 18 
24 5 5 24 24 8 19 
25 22 22 10 21 
26 
27 
28 8 8 16 
29 9 12 12 10 21 
30 
31 8 10 
32 
33 
34 
35 
36 4 4 5 5 10 
37 8 8 11 
38 9 9 14 
39 10 10 18 
40 9 9 7 20 
41 
42 6 6 5 5 7 7 10 
43 5 
44 4 4 10 
45 
46 
47 3 3 5 10 
48 
49 5 5 10 
50 3 3 5 5 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 

Summe 97 99 91 92 41 365 365 200 449 

1) Bereitstellungskosten der Beregnungsanlage DM 50.-- ]e haI Wasserpreis DM 0,04 ]e m ~ 

2) a = Ergebnis ohne Wasserbegrenzung 
b - Ergebnis mit Wasserbegrenzung aus der Ermittlung der Betriebsorganisation nach der 

6. Rückkoppelung von Betriebsorganisation zu intrasaisonaler Wasserverteilung. 

b 2 ) 

8 
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tionszeit ab, eine Folge der abnehmenden Bedeutung der Wasserversorgung der Pflanzen bis zur 
Reife- und Erntezeit und eine Folge der Wirkung einer früheren Bew!:lsserung auf die nachfolgen
den Vegetationsabschnitte. 

Von erheblichem Einfluß auf die intrasaisonale Wasserverteilung bei Weizen sind die Kosten der 
Bereitstellung und Ingangsetzung der Beregnungsanlage für eine Bew!:lsserung. Mit zunehmenden 
Kosten nimmt die Bewtisserungsh!:lufigkeit erheblich ab, die Höhe der Wassergabe je Bewtisserung 
steigt (Übersicht 4). Das bedeutet beispielsweise beim Übergang von Tröpfchenbewtisserung, mobi
ler Beregnungsanlage mit Aufrollen von Schl!:luchen, mit Verlegung durch Schlepper bis zum Hand
vorschub nimmt die Gefahr von .. Engptissen in der Wasserversorgung zu. D!f Erhöhung des Wasser
preises brachte lediglich beim Ubergang von DM 0,04 auf DM 0,06 je m einen Einfluß auf die 
verbrauchte Wassermenge, im wesentlichen ergab sich jedoch eine Umstrukturierung bei den 
Anwendungszeitpunkten . 

Mit den Ergebnissen der intrasaisonalen Wasserverteilung der einzelnen Produktionsverfahren 
(Schaubild 4, Übersicht 3) ergaben sich Betriebsorganisationen der drei Betriebe, die in Periode 2 
und 3 nicht ausreichend Wasser hatten und infolgedessen bewtisserbare Fltiche ungenutzt blieb 
(Übersicht 5). Die darauf folgende Korrekturrechnung der intrasaisonalen Wasserverteilung führte 
in Betrieb A zu einer Reduzierung der Wassermenge bei Weizen 1 in Periode 3, wodurch die 
Organisation sich zugunsten des Anbaus von Weizen 2 verschob. In Betrieb C führte eine zeitliche 
Verschiebung der Bew!:lsserung bei Weizen 1 zur Bewirtschaftung der gesamten Betriebsfläche. 
Die innerbetriebliche Wasserverteilung ist in Schaubild 5 wiedergegeben. 

Die vorliegende regionale Wasserverteilung zwischen den Betrieben, bei der der Wasseranteil 
dem Fltichenanteil entspricht, wird dahingehend verändert, daß der größte Betrieb (C) 20 v. H. 
seines bisherigen Wassers weniger erh!:llt und die freigewordene Wassermenge zu gleichen Antei
len den beiden übrigen Betrieben zuftillt. Es ergibt sich eine Veränderung bei den intrasaisono
Ien Wasserverteilung und den Betriebsorganisationen, die zu folgendem Gesamtergebnis führen: 

Schaubild 5: Innerbetrieblicher Wasserverteilungsplan im Zeitablauf 
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Betrieb A Betrieb B Betrieb C 
Deckungsbeitrag in 
1 000, -- DM/Betrieb 269 372 391 

Deckungsbeitrag in 
DM/m3 verbrauchtes Wasser 0, 18 0,22 0,20 
Die wichtigste Veränderung ergab sich bei Betrieb C, der vor allem den Baumwollanbau reduzierte 
und in Periode 3 weniger bewässerte. Betrieb A dehnte aus Gründen der AK-Knappheit den Wei
zenanbau aus, während Betrieb B Weizen- und Tomatenanbau erhöhte. 

4.2 Möglichkeiten und Grenzen des Ansatzes 

Zielsetzung bei der Konzeption des vor! iegenden Simulationsmodells war, ein Instrument zu 
schaffen, mit dem praktische Probleme in einfach handhabbarer Weise gelöst werden können. In 
einigen Berei chen wurde daher auf spezifische Problemformul ierungen verzi chtet. 

Mit dem vorgestellten Simulationsansatz lassen sich unter Beachtung stochastischer Elemente 
intrasaisonale, innerbetriebliche Wasserverteilung und deren Interdependenzen erfassen und Aus
wirkungen von Entscheidungen der regionalen Wasserverteilung bestimmen. Das Modell geht über 
den Ansatz von ANDERSON und MAASS (1974, 2) hinaus durch die Einbeziehung der intrasaiso
nalen Wasserverteilung und stochastischer Klimavariablen, und es kann über die von WINDSOR 
und Chow (1971, 46) erfaßte Problematik hinaus den Wettbewerb und die Wasserverteilung zwi
schen den Betrieben erfassen. Als wesentl ich für die praktische Anwendbarkeit des vorgestell ten 
Simulationsmodells wird die relativ einfache Handhabbarkeit angesehen, die sich in einer rela
tiv eingeschränkten Datengrundlage und einer vergleichsweise niedrigen Rechenkapazität 1) nie
derschi ägt. Di e rel ative Ei nfachheit des Ansatzes zur Lösung der vergl ei chsweise kompl exen Prob
lematik gilt sowohl für die erforderliche Datengrundlage als auch für die notwendige Rechenzeit 
und den Kernspei cherbedarf. Durch die Verwendung der Bodenwasserspannung, die in der Praxis 
leicht zu messen ist, unterliegt die Ermittlung der Wasserspannungsverhältnisse im Modell einer 
einfachen Kontrolle. Der Ansatz bieter sich daher auch in ariden und semi-ariden Gebieten als 
ein Handlungsinstrument für Entscheidungsträger auf regionaler und betrieblicher Ebene an 

a) zur Vorausplanung der Wasserverteilung nach Menge und Zeit (inklusive Festlegung des 
Wasserpreises), 

b) zur problemgerechten Korrektur der Planung während der Vegetationsperiode mit Hilfe 
bereits erm ittel ter tatsächl i cher Beobachtungswerte • 

Eine Problematik aus der Datengrundlage konnte auch hier nicht umgangen werden: 

- die Ermittlung und Verwendung der Ertragsreduzierungskoeffizienten, da ihre Bestimmung in 
der Real ität schwierig sein kann und 

- die Festlegung der oberen Ertragsschädigungsschwelle der Bodenwasserspannung und der Zeit-
dauer, in der diese Schwelle überschritten sein muß, um zu Ertragsdepressionen zu führen. 

Zur Ermittlung der Auswirkung von Fehlschätzungen der Ertragsreduzierungskoeffizienten wurden 
beim Weizenanbau verschiedene b-Werte verwendet. Es zeigte sich, daß bei einer Unterschät
zung im Januar (b = 57) um 12,3 v. H. (auf b = 50) die Häufigkeit der Bewässerung um 1 Bewäs
serung (4,7 v.H.) anstieg und die gesamte Wassermenge etwa konstant blieb. Im Monat März 
dClgegen (b = 6) fü hrte ei ne Feh I schätzung von -33 v. H. (+ 33 v. H.) zu ei ner Abnahme (Zunah
me) der Bewässerungshäufigkeit von 4,3 v. H. (22,7 v. H.) und der Wassermenge von 4,5 v. H. 
(34,4v.H.). 

Die offensichtlich stärkste Einschränkung bei dem Ziel, die Komplexität der Bewässerung und 
Interdependenz verschiedener Ebenen der Wasserverteilung zu erfassen, ergibt sich für das vor
liegende Modell aus der Ausklammerung der Kapazitätsausdehnung durch Investitionen. Dies 

1) 3 Betriebe mit je 6 Produktionsverfahren benötigten ca. 12 000 Kernspei cherplätze bei einer 
Turn Around TIme von ca. 14 Minuten auf einer Rechenanlage (CL, 1 900 A. 
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ist auf regionaler Ebene vor allem deshalb gravierend, da hier durch die Inflexibilitlit der An
lagen bezUglich Standort, Kapazitötserweiterung und Wiederverkauf die Investitionsfrage beson
deren Charakter hat. 

Die Einbeziehung der betrieblichen und regionalen Investition wUrde eine Erweiterung auf die 
intersaisonale Betrachtung und die Einbeziehung mehrperiodischer Programmteile erfordern, wobei 
die Untersuchungen von BELLMANN (1953, 9), MOHN und HANF (30), BEBEHAN I (1972, 8), 
IRVIN (1973, 26), ASOPA (1971, 4) und lANDIS (1968, 28) eine Ausgangsbasis dafUr bieten. 

5 Schi u ßbetrachtung 

Zur ErweiterungsmlSglichkeit des Ansatzes hat sich bei der Anwendung gezeigt, daß fUr die Be
stimmung des Bewlisserungszeitpunktes nicht ein Tag als kleinste Zeiteinheit gewlihlt werden muß, 
sondern es wUrde ausreichen, die Bewlisserung fUr die Wochen festzulegen. Es bISte sich dann an, 
die von NAGEL (33) behandelten arbeitswirtschaftl ichen Probleme der Bewlisserungsreihenfolge 
einzelner Parzellen mittels eines Netzplanes zu lISsen. Die trotzdem noch vorhandene einfache 
Handhabbarkeit ließe es zu, die Fragestellung um die Investitionsproblematik zu erweitern und 
beispielsweise mehrperiodisch-dynamische Ansl:itze anzukoppeln. 
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Planungsprobleme, die sich durch Berucksichtigung ungewisser Daten ergeben, werden meistens 
entweder mit Hilfe der stochastischen Programmierung oder durch Anwendung der Theorie der 
Spiele bearbeitet und gelöst (HANF, 1; KRELLE, 3; SCHNEEWEISS, 5). 

Das erste Verfahren bedient sich im wesentlichen objektiver und/oder subjektiver Wahrscheinlich
keiten, mit denen die einzelnen relevanten Situationen bzw. die sie charakterisierenden Daten 
gewichtet werden. Soweit man objektive Wahrscheinlichkeiten ermitteln kann, ist gegen das Ver
fahren nichts einzuwenden. Problematisch, zumal bei langfristiger Planung, wird die Anwendung 
subjektiver Wahrscheinlichkeiten, da Eintritts- und Übergangswahrscheinlichkeiten von Situatio
nen zu Situationen subjektiven Vorstellungen entsprechen und daher in der Regel objektiv fehler
haft sind, soweit sie nicht zufällig den objektiven Wahrscheinlichkeiten gleichen. 

Die zweite o.a. Lösungsmethode unterstellt, daß man die Umwelt als rationalen Spieler ansieht, 
der mit den relevanten Situationen als Strategien "spielt". Da aber das Planungsproblem als soge
nanntes Matrixspiel behandelt wird, bedeutet diese Annahme, daß die Umwelt ihren Nutzen zu 
maximieren und damit den Nutzen des Planenden (als Unternehmer) zu minimieren trachtet. 

1) Arbeit aus dem Institut fUr Betriebswirtschaft der Forschungsanstalt fUr Landwirtschaft. 
Direktor: Prof. Dr. K. Meinhold. 
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(Annahme einer rationalen Spielweise der Umwelt, die zur Min-Max-Lösung als Planungsergebnis 
fUhrt). Diese Annahme uber die Umwelt ist aber sehr pessimistisch. Daher gibt es eine Anzahl von 
Abwandlungen des Min-Max-Prinzips um diese einseitige Betrachtungsweise zu mildern und opti
mistischere Annahmen berUcksichtigen zu können. (HURWICZ-Kriterium etc., s. HANF, 1; 
KRELLE, 3; SCHNEEWEISS, 5). Im vorliegenden Papier wird ein Verfahren aus der Spiel theorie 
vorgestellt und fUr eine Anwendung auf langfristige Planungsprobleme vorgeschlagen, das die 
stochastische Programmierung und die Spiel theorie in gewisser Weise verbindet, das sogenannte 
"stochastische Spiel". Es ermöglicht die Ausnutzung der Vorteile beider Verfahren und die Ab
schwächung deren Nachteile. 

FUr die Anwendung auf langfristige Planungsprobleme ist der Ausgangspunkt im wesentlichen die 
Vorstellung, daß es möglich ist, dem Übergang von einer Situation (in einer Periode des Planungs
zeitraumes) zu einem BUndel von Situationen (auf der folgenden Stufe) eine Übergangswahrschein
I ichkeit zuzuordnen. 
Unterstellt man beispielsweise, daß der Preis fUr Schweinefleisch alleine die relevante Situation 
bestimmt, dann kann bei der Ausgangssituation "Preis auf dem Schweineberg" als folgendes Situa
tionsbUndel ein Preisbereich auf hohem Niveau, das mit großer Wahrscheinlichkeit erreicht wird, 
angenommen werden. 

Die einzelnen Situationen können je nach Planungsproblem in ihrer Gesamtheit gänzlich unter
schiedlicher Struktur sein. Ein Oligopolist (KIRMAN, SOBEL, 2), dessen eigene Strategie einen 
wesentl ichen Einfluß auf die Marktsituation hat, wird gönzl ich andere Situationen betrachten 
mUssen als ein Mengenanposser, fUr den die von ihm nicht beeinflußbaren Preissituationen die 
alleinigen Situationen darstellen. 

Auf die Problematik, die sich aus der Bestimmung von relevanten Situationen und der Übergangs
wahrscheinlichkeiten ergibt, wird später noch eingegangen. 
Da apriori nicht bekannt ist, welche Situation aus dem jeweiligen BUndel (im folgenden Situa
tionenblock genannt) tatsächl ich eintritt, soll auf jeder Stufe des Planungszeitraumes nach dem 
Min-Nlgx-Prinzip entschieden werden. Dazu ist es notwendig, den einzelnen Situationen in jedem 
Situationenblock Strategien gegenUberzustell en. Die mit den Übergangswahrscheini ichke iten auf
einanderfolgenden Planungsperioden haben den Charakter eines stochastischen Spiels. Daher lößt 
sich das aus der Forderung nach einem langfristigen Optimum ergebende Problem mit Hilfe der 
Theorie der stochastischen Spiele lösen, Die Spiele und Strategien auf jeder Stufe bzw. Periode 
heißen lokale Spiele und lokale Strategien; ihre Aufeinanderfolge ergeben das globale Spiel und 
die globalen Strategien des stochastischen Spiels. 

Neben dem Vorteil, auf diese Weise sehr lange (theoretisch unendliche) Folgen von Situationen
blöcken (und damit auch von Situationen), die zwangslöufig sehr viele Verzweigungen im Ent
scheidungsbaum verursachen, berUcksichtigen zu können, werden die Nachteile beider zu Anfang 
aufgefUhrten Verfahren gemildert: 

Die mögl ichen Fehler der subjektiven Übergangswahrscheini ichkeiten von Situation zu Situation 
werden sehr stark reduziert, da es wesentlich einfacher und objektiv genauer ist, die Über
gangswahrscheini ichkeiten auf Situationenblöcke zu ermittel n; 
Das Min-Max-Prinzip wird auf die lokalen Spiele eingeschrönkt, 

Der oft geöußerte Nachteil der pessimistischen Planung (HANF, 1) bleibt also teilweise bestehen, 
da es nicht möglich ist, auf andere Weise in den einzelnen Perioden objektiv richtige Entscheidun
gen zu treffen. Die fUr die Lösung des stochastischen Spiels notwendige Voraussetzung eines un
endlichen Zeitraumes lößt streng genommen nur die Anwendung auf Probleme mit unendlichem Pla
nungshorizont zu; der durch Anwendung auf end I iche Zeitröume verursachte Fehler ist aber bei 
Annahme genUgend langer Zeiträume vernachlässigbar. Dagegen steht der Vorteil eines sehr ein
fachen und schnell konvergierenden Lösungsalgorithmus • 
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2 Darstellull9.. der Vorgehensweise anhand ei~ielbaumes 

Ein stochastisches Spiel besteht aus einer unendlichen Folge von lokalen Spielen. Da es i.a. 
nicht notwendig ein Anfangsspiel besitzt, muß ein solches bestimmt werden, damit die Anwendungs
mögl ichkeit auf Planungsprobleme gegeben ist. Unter diesen Voraussetzungen I äßt sich dann ein 
stochastisches Spiel mit Hilfe eines Spielbaumes als globales Spiel darstellen: 

Auf jede der Situationen Si (i = 1, ... , m) in jedem Situationenblock Gi (j = 0, ..• , r) folgt mit 

der Übergangswahrscheini ichkeit P: der Situationenblock GI (I = 1, ••• , r). Da man, wie oben an

gefuhrt, nicht in der Lage ist, zu bestimmen, welche Situation aus dem Block GI tätsächlich ein
tritt, soll auf jeder Stufe (innerhalb eines jeden Stituationenblocks) nach dem Min-Max-Prinzip 
entschieden werden. Dazu ist es notwendig, jeder Situation Organisationen 0i (i = 1, .•• ,n) ge
genUberzustellen, so daß Strategienpoare (0., S.) und Ergebnismatrizen fUr die auf diese Weise 
erzeugten lokalen Spiele entstehen. Die Auf~inalnderfolge der lokalen Spiele wird durch die p! 
geregelt, so daß ein stochastisches Spiel entsteht, dessen Ablauf im folgenden Schaubild skiz- ' 
ziert ist. 

p~ ist beispielsweise die Übergangswahrscheinlichkeit von der Situation Si im Block Go auf den 
I 
Block GI' 

pi analog von Sk (in GI) auf Gi' 

Wie man unschwer erkennen kann, hat dieser Baum neben der durch den Planungszeitraum beding
ten großen Anzahl von Perioden sehr viel Verzweigungen: Von jedem G j (j = 0, .•• ,r) gehen so
viele Abweichungen aus, wie Verbindungen von Situationen mit den unmittelbar folgenden lokalen 
Spielen existierenj d.h. Anzahl der Situationen in G. multipliziert mit der Anzahl der jeweils 
folgenden Spiele. Diese Tatsache verhindert eine Wa~1 einer Globalstrategie mit Hilfe von Ent
scheidungsbaumverfahren, die nur auf Probleme mit nicht sehr vielen Verzweigungen sinnvoll und 
praktikabel einsetzbar sind. 

3 Planung mit Hilfe des stochastischen Spiels 

Eine zum Planungsanfang formul ierte und im Verlauf des betrachteten Zeitraumes im wesentl ichen 
fixierte Organisation bestimmt die Ergebnisse in allen Perioden und damit auch das globale Ergeb
nis. Deshalb mUssen zu jedem Entscheidungszeitpunkt, also in jedem lokalen Spiel, alle Ergebnisse 
der folgenden lokalen Spiele berucksichtigt werden. Zum näheren Verständn is bedarf es daher 
einer kurzen EinfUhrung in den Aufbau stochastischer Spiele 1). 

1) Eine genaue Darstellung und die im folgenden angewendete Lösungsmethode findet man z.B. 
bei OWEN (4), S. 103 -115. 
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3,1 EinfUhrung in den Aufbau stochastischer Spiele 

Die lokalen Spiele G K (K = 0, .. " r) werden allgemein folgendermaßen formuliert: 

OK 
1 

GK: 

OK 
n 

für i = 

aij = 

K SK S1 • m 

a11 a1m 

an1 , , , . anm 

1, • •. ,n; j = 1 , ••• , m gilt 

r 
uij + .t; I 

Pij GI 

(Ergebnis der Organisation 

Situation S~) 

OK bei 
i 

I Pij ist die Ubergangswahrscheinlichkeit vom Strategienpaar 

(O~, S~) auf das Spiel GI' Es gilt also 

I . p .. :;:>0, 
~J -

r 
L: piJ· = 1 (i = 1, ••• ,n; j = 1, ••• ,m) 
1=1 

Durch die Formul ierung von aij erscheinen also in jeder Matrix alle Folgespiele GI (I = I, . , " r), 

d, h, GO wird nur als Anfangsspiel formul iert und erscheint in keinem aij' 

Setzt man nun anstelle von allen GI deren Min-Max-Lösung vI' dann I:lndert sich aij zu 

und man hat auf diese Weise in jeder Stufe die Ergebnisse aller folgenden Spiele berUcksichtigt, 
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Ein globales Optimum und eine Globalstrategie, also die zum Erhalt des globalen Optimums .in 
jeder Stufe notwendige Handlungsweise, läßt sich dann ermitteln, wenn 

r 
L Pfj <1 
1=1 
ist. Dies läßt sich rein formal dadurch erreichen, daß man die Werte vI (die Lösung der lokalen 
Folgespiele) auf das jeweilige lokale Spiel diskontiert, d.h. mit einem Faktor f" 0 ~ß..::: 1 1) 
multipliziert. Daraus folgt 

r 

ßt; 

r ' 
L.. P~' .1>. • VI 
1=1 l.J '''' 

p l " ist also kleiner als Eins. 
ij 

Die ökonomisch sinnvolle Diskontierung und ein angenommener unendlicher Planungshorizont er
möglichen somit eine Lösung des vorgestellten Planungsproblems. 

3.2 Anwendung auf die Planung 

Zur Anwendung des Verfahrens auf Planung von Betriebsorganisationen muß GO besonders formu
liert werden: 
Da GO den Planungsanfang darstell t, müssen alle mögl ichen infrage kommenden Betriebsorganisa
tionen aufgeführt werden. Diesen Organisationen °1, ••• , On werden dann alle relevanten S itua
tionen der ersten Periode gegenübergestellt. Man nimmt also an, daß der Situationenblock 

SOl' •.. , SO mit Wahrscheini ichkeit Eins eintritt. 
mo 

In jedem Folgespiel GI (110) muß ausgeschlossen werden, daß ein Umspringen von der Strategie 
0i zur Strategie 0j (i T j) möglich ist. Es dürfen lediglich "Anpassungen" von 0i (i = 1, ..• ,n) an 

einzelne Situationen erlaubt werden. Daraus folgt, daß zu jedem Situationenblock GK (K=l,.,., r) 
soviel Spiele zugeordnet werden, wie die Anzahl der 0i (i = 1, .•. , n) vorgibt: 

G~ (K = 1, .•• , ri k = 1, .•. , n). Die "Unternehmerstrategien" sind dann die Organisationen 0k 

und die angepaßten Organ isationen O~. Damit folgt für GO 

1) (3 = 

o SO 
S1' ffiO 

Zinssatz 
T+Ti i= 100 

~ u~~. GkK K=1 , . l.J 

(i=1, ••• ,n; j=1 ••. ,mo ;k=i) 
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und für G~ mit der Organisation O~ = 0k und den davon mögl ichen Abwandlungen 

O~ (j = 2, .•• ,nK): 

Kk =u~ + aij l.J 
r Kk k 
~ G b Pij K 

(1 1, ••• , nK j=1, ••• ,IDK; k fest) 

Wie man sieht, sind die relevanten Situationen und die Situationenblöcke zu ermitteln, die Über
gangswahrscheinlichkeiten zu bestimmen und die einzelnen Organisationen aufzustellen. 

Die Si tuationen sind i.a. sehr vielschichtig und durch viele Faktoren bestimmt. Technischer Fort
schritt, Marktsituationen, Preis-Kosten-Verhältnisse etc. bilden eine nahezu unübersehbare Palette 
von Situationen, die vom Planenden zu beachten sind und auf die er ;'a. keinen Einfluß ausüben 
kann. Ein Mengenanposser hat beispielsweise keine Einwirkungsmöglichkeit auf Preiskonstella
tionen und Kosten, und er muß demnach alle möglichen von diesen Konstellationen gebildeten Si
tuationen in Erwägung ziehen. Die Berücksichtigung dieses Sachverhaltes ist aber kein spezifisches 
Problem des hier vorgeschlagenen Planungsverfahrens, es bietet im Gegenteil die Möglichkeit der 
Zusammenfassung zu Blöcken, was die Bestimmung der Übergangswahrscheini ichkeiten erl eichtert. 

Für die Übergangswahrscheinlichkeiten (subjektiv und/oder objektiv) gelten die gleichen Aussagen 
wie für die Situationen; auch sie sind nicht verfahrensspezifisch sondern für jede periodenweise 
langfristige Planung, beispielsweise auch bei Entscheidungsbaumverfahren, notwendig. 
Die Aufstellung der zugrunde liegenden Organisationen °1, ... ,On hat nicht notwendig über ein 
Optimierungsverfahren (Anpassung an eine bestimmte Situation) zu erfolgen, sondern kann sich 
aus betrieblichen, finanziellen und technischen Möglichkeiten oder durch "Vorliebe" des Unter
nehmers ergeben. Daher ist auch die Ganzzahligkeit kein Problem sondern "Nebensache", ähn
lich wie bei Entscheidungsbaumverfahren. Die Planung ermittelt also eine Globalstrategie mit re
lativer Vorzügl ichkeit und nicht notwendig das "Optimum". 

Bemerkung zu den Übergangswahrscheinlichkeiten p!.: Beim stochastischen Spiel wird vorausge
setzt, daß die Übergangswahrscheinlichkeiten von dJn Strategien beider Spieler abhöngen. Im 
atomistischen Markt hat aber die Organisation eines einzelnen Betriebes keinen Einfluß auf die 
Marktsituation. Aus diesem Grunde kann, wie in Abschnitt 2 geschehen, der zur Organisation ge
hörige Index weggelassen werden, wenn eine einzelbetriebliche Planung unter diesen Voraussetzun
gen durchgeführt wird. 

Die bisher dargestell ten Sachverhal te und die mögl iche Anwendung des Verfahrens sollen zum bes
seren Verständnis an einem sehr vereinfachten Beispiel erläutert werden. 

Für den, wie in Abschnitt 1 erwähnt, notwendigen unendl ichen Planungshorizont , soll hier ange
nommen werden, daß es nur sieben relevante Situationen gibt, die ihrerseits, wenig praxisnah, 
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nur durch die Preise für Milch, Rind- und Schweinefleisch bestimmt werden. Alle übrigen Preise, 
Kosten, technischer Fortschritt etc. werden als konstant bzw. als nicht vorhanden vorausgesetzt. 
Diese Situationen werden durch den Zeilenvektor (x, y, z) wie folgt charakterisiert, wobei x der 
Preis für Milchjkg, y der Preis fUr Rindfleischjkg und z der Preis fUr Schweinefleischjkg ist: 

81 
1\ (0,45; 3,60; 2,60) 1 ) = 

82 " (0,45; 4,60; 2,60) = 

83 
A (0,45; 3,60; 3,10) = 

84 
A (0,50; 4,50; 3,00) ceteris pari bus = 

85 
1\ (0,50; 4,00; 3,00) ... 

86 
,. 

(0,45; 3,60; 2,90) = 

87 
A (0,45; 3,60; 2,70) = 

Die Sifuationenblöcke seien folgendermaßen angenommen: 

Bo = (83, 87) 

B1 ... (S1' 84) 

B2 = (81, S2) 

B3 (82, 85) 

B4 = (83, 82) 

B5 = (86 , S2) 

FUr die Übergangswahrscheinlichkeit p~ gelte fUr alle i und I einheitlich p~ = 0,5 und fUr ß sei 
I I 

0,8 angenommen. Damit sind die fUr den Planenden notwendigen extern vorgegebenen Daten um
rissen. 

Für den hier als Beispiel zugrunde gelegten Modellbetrieb (siehe Anhang) sollen die beiden "lang
fristig wirksamen Strategien" 01 und 02 auf relative VorzUglichkeit geprUft werden, d.h. 01 und 
02 gehen als Ausgangsstrategien in das Spiel GO ein. 

01 stehe synonym fUr: 48 ha AF, 30 ha GL, 3 AK, 64 KuhstallplCitze und 16 SchweinestallplCitze; 

02 stehe fUr: 48 ha AF, 30 ha GL, 3 AK, 38 KuhstallplCitze und 166 SchweineplCitze. 

Diese beiden "Organisationen" werden also im Spiel GO den Situationen S3 und S7 gegenUberge

stellt und mit Hilfe des LP die Werte fUr E (0., S.), (Gesamtdeckungsbeitrag, siehe Abschnitt 3.1), 
I I 

errechnet. Nimmt man weiterhin an, daß auf S3 die Blöcke B3 und B4, d.h. also die Spiele 

G~ bzw. G; und G ~ bzw. G~ folgen, und B1 und B2 auf S7' dann hat die Spielmatrix von GO 

die folgende Gestal t: 

1) ~ steht für "entspricht" . 
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G . 
o' 

011+96 800 
( 1 1 0,4 G3 + G4 ) 

I 
0 2 1 113 500 

j ..0,4 (G~ + Gt) 

95 200 

97 500 

Gäbe es keine Anweisung, in den folgenden Perioden weitere SituationenblCScke zu berUcksichti
gen, dann wäre die (lokale) Strategie klar. Man wUrde sich fUr 02 entscheiden, die in beiden Si
tuationen bessere Ergebnisse liefert als 01, FUr das globale Optimum mUssen aber die Ubrigen Si
tuationen und die gebildeten Situationengruppen berUcksichtigt und damit die resultierenden Spie
I e aufgestell t werden. 

Die einzelnen Spiele G! (j = 1,2; i = 1, ... ,5) mUssen so formul iert werden, daß der "Strategie 
0." kein Spiel folgen da1rf mit der "Strategie 0." (j f i). Es dUrfen nur solche Organisationen auf-

I I 

treten, die kurzfristig von 0i ableitbar sind: O!. (O! (j = 1, ..• ,5) ist eine mit den Gegeben-
I I 

heiten der Organisation 0i im Sinne der LP-LCSsung einer bestimmten, in den folgenden Spielen 
mit einem"" gekennzeichneten Situation optimal angepaßte Organisation}. 

Die getroffenen Annahmen uber die SituationenblCScke, die in den lokalen Spielen den einzelnen 
Situationen folgen, können den folgenden Spielmatri zen analog zu GO entnommen werden. 

G1 . 
3 1* 34 

0 1 9' 800 110 800 1 • 
1 G1 1 1 + 0,4 (G1 + 2 + 0,4 (G2 + C!5) 

0 1 
1 94 800 110 800 

+ 
1 0,4 (G1 

1 + G2 ) + 0,4 (G1 + GJ) 

* G1 • 2· 
3 1 3 2 

0 1 94 800 94 800 

1 
+ G~) 1 1 

+ 0,4 (G1 + 0,4 (G3 + G2 ) 

0 2 
1 88 600 95 100 

1 1 1 1 
+ 0,4 (G1 + G2 ) + 0,4 (G3 + G2 ) 
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G1 . 
8 2* 8 5 

3· 
°1 94 800 110 800 

1 G~) + 0,4 (G3 + + 1 0,4 (G3 
1 + G4 ) 

0 3 
1 95 100 102"000 

1 
+ G1 ) 0,4 (G; + GZ) + 0,4 (G3 + 2 

G1 . * 4· 8 3 8 2 

°1 96 800 94 800 

1 + 0,4 (G4 
1 + G3 ) 1 

+ 0,4 (G3 + 1 G2 ) 

90 400 95 100 

04 1 1 1 1 
1 + 0,4 (Glj. + G3 ) + 0,4 (G3 + G2 ) 

G1 . * 
5" 86 8 2 

0 1 96 000 94 800 

1 1 
+ 0,4 (G3 + G5) + 1 0,4 (G3 

1 + G2 ) 

0 5 
1 89 700 95 100 

1 1 1 1 
+ 0,4 (G7. + G5 ) + 0,4 (G3 + G2 ) 

:; 

2 -1t 
G1 : 8 1 84 

O2 93 500 118 100 

2 2 
0,4 (G~ + G~) -I- 0,4 (G1 + G2 ) + 

0 1 93 500 118 100 2 I 

1+ 
2 2 

0,4 (G~ + G2 ) 0,4 (G1 + G2 ) + 5 
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2. 
G2 · S1 * S2 

O2 93 500 93 500 
2 2 + 0,4 (G1 + G2 ) + 

2 0,4 (G3 
2 + G2 ) 

0 2 
2 93 500 93 500 

1+ 0,4 2 G2 ) 2 2 (G1 + 2 + 0,4 (G3 + G2 ) 

G2 . 3· S2 
-1(-

S5 
I 93 500 118 100 

O2 i 2 G2 ) 2 Gt) 
I 

+ 0,4 (G3 + 2 + 0,4 (G3 + 

O~ I 93 500
2 

118 100 

2 2 2 I + 0,4 (G3 + G2 ) + 0,4 (G3 + G4 ) 

G2 . * 4· S3 S2 

O2 I 113 500 93 500 
2 

+ 0,4 (G4 + G§) 
2 

+ 0,4 (G3 
2 + G2 ) 

04 
2 113 500 93 500 

2 2 + 0,4 (G4 + G3 ) 2 
+ 0,4 (G3 

2 + G2 ) 

G2 • 5· 
S6 S2 * 

105 500 93 500 
2 G2 ) 2 G2 ) 0,4 (G3 + 5 + 0,4 (G3 + 2 

105 500 93 500 
2 G2 ) + 0,4 2 G~) 0,4 (G3 + (G~ + 

5 -' 
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Die aufgefUhrten Spielmatrizen sind sehr einfach; es zeigen sich aufgrund des einfachen Beispiels 
nur wenig "Anpassungseffekte" (02 03 04 05) Trotzdem wurden der Vollstöndigkeit halber 
alle "Spiele" aufgefUhrt. l' l' l' 1 • 

Auf das durch diese Matrizen formulierte stochastische Spiel wurde das bei OWEN angefUhrte 
Iterationsverfahren angewendet, und es ergab sich (nach 12 Rechenschritten) fUr GO folgende 
Ergebnismatrix, in die alle lokalen Min-Max-Lösungen uber den Diskontierungsfaktor eingehen. 

S3 S7 

0 1 476 100 474 400 

472 500 471 500 
Im Gegensatz zu der lokalen Lösung O2 folgt hier die globale Lösung 01, d. h. langfristig ist 01 

und die u.U. notwendige Anpassung von 01' nömlich O~ = O~ = Oi = O~ , die "bessere Alter
native" unter Ungewißheit. 

5 Schluß 

Wenn es möglich ist, den Übergöngen jeweils von einer Situation zu einem Situationenblock sub
jektive Wahrscheini ichkeiten zuzuordnen, dann sind diese Übergangswahrscheini ichkeiten si cher
lich objektiv genauer als diejenigen von Situation zu Situation. Das auf diese Weise entstehende 
Problem der Lösbarkeit eines solchen Ansatzes fUr Planungszwecke kann dann mit Hilfe der Theorie 
der stochastischen Spiele bearbeitet werden, wenn die "Ubrigbleibende" Ungewißheit uber das 
tatsöchliche Auftreten einer Situation innerhalb einer Periode durch das Min-Max-Prinzip be
rUcksichtigt wird. Auf diese Weise ist es möglich, die optimistische Annahme, daß die subjekti
ven Wahrscheini ichkeiten objektiv richtig sind, mit der pessimistischen Annahme, daß die Natur 
ein Spieler sei, der unter BerUcksichtigung der Strategien des Gegenspielers auf die Maximierung 
seines Vorteils bedacht ist, zum Ausgleich zu bringen. 

Schi ießI ich sei noch bemerkt, daß es fUr die Anwendung des Lösungsverfahrens gieichgul tig ist, 
welcher Wert als Lösung der lokalen Spiele zugrunde gelegt wird. Darauf wird aber nicht weiter 
eingegangen, weil es fUr die Vorstellung des stochastischen Spiels als Planungsverfahren unerheb
lich ist. 
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Anhang 

Kurze Beschreibung des Modellbetriebes 

Dem Planungsbeispiel "Investition von Stall plätzen" im Abschnitt 4 liegt folgender bereits für 
andere Zwecke verwendeter Modell- (Gemischt-)Betrieb zugrunde: 48 ha AF, 30 ha GL, 3 AK. 
Unter dem hier verwendeten Begriff der "Organisation" wird, unbeschadet der Nutzungsmöglich
keit der AF, die durch zusätzliche Ausstattung mit Stallkapazität vergrößerte Menge der Ressour
cen verstanden. D.h. 01 steht für 48 ha AF, 30 ha GL, 3 AK, 64 KuhstallplCltze mit 64 Milch
kühen, 36 Schweinemastplätze; O2 steht für 48 ha AF, 30 ha GL, 3 AK, 38 Kuhstall plCltze und 
166 S chwe i nepl Cltze • 
Die im Beispiel erwClhnte Anpassung einer Organisation Oj an eine Situation Si wird kurz mit 0i (Si) 
bezeichnet und ergibt die folgenden Nutzungen der Stallkapazitäten. 

°1 (S1) 64 Kühe, keine Bullen, 36 Schweine/Jahr 

°1 (S2) 42 11 22 11 36 11 11 

°1 (S3) 64 11 keine 11 36 11 11 

°1 (S4) = 01 (S5) = °1 (S6) = °1 (S7) = °1 (S3) 

°2 (S1) 3B Kühe, keine Bullen, 366 Schweine/Jahr 

°2 (82) = 02 (S3) = 02 (S4) = 02 (S5) = 02 (S6) = 02 (37) = 

°2 = (S1)· 

Die Organisationen unterscheiden sich also in der Anpassung an die Situationen nur in einem Fall: 

01 (S~. Dies ist die im Abschnitt 4 hervorgehobene O~ = O~ = Oi = O~ 
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ERGEBNISSE DER DISKUSSION DER REFERATE VON 

BUDDE, GASCHÜTZ/THAMLlNG, KUHLMANN/KURZ, DOPPLER und TRIES 

zusammengestell t von 

Hai vor J 0 chi m sen, Kiel 

Die Referate schildern konkrete Anwendungsbeispiele für Planungsverfahren bei Unsicherheit; 
die Diskussion bezieht sich daher auf ganz spezifische Anst:ltze der verwendeten Modelle. Im 
wesentlichen werden folgende Punkte angesprochen: 

1. Referat BUDDE: 

Erwartungen über negative Deckungsbeitrtige in der Schweinemast treten insbesondere bei schlech
ter Produktionstechnik und Zusammentreffen von saisonalem und zyklischem Preistief auf und er
fordern eine Verzögerung des Beginns der Mast soweit die Einflußnahme auf Ferkelgewichte und 
- zeitpunkte dies zulassen. Das dargestellte Prognosemodell kann an historischen Zeitreihen 
getestet werden, wobei es sich als brauchbares Instrument der Entscheidungsfindung erweist. 
Die Korrelation zwischen einzelbetrieblichen und regionalen Preisreihen wurde nicht überprUft. 

2. Referat GASCHÜTZ/THAMLlNG: 

Es wird auf die Probleme eines einjtihrigen Planungshorizontes und auf den möglicherweise zu 
weit angenommenen Aktionsraum (Zu- und Verktiufe) hingewiesen. Die Autoren betonen die Be
rücksichtigung saisonaler Preisentwicklungen und die Bedeutung der betriebsinternen, aus einem 
LP-Modell abgeleiteten Daten (Grenzwerte). Für das Weidegras wurden vereinfachend konstante 
Nutzungskosten innerhalb des Sommers unterstellt. 

3. Referat KUHLMANN/KURZ: 

Nachdem eingangs kurz die generelle Problematik der Verwendung von Prognosemodellen im Hin
blick auf individuellen Nutzen und gesamtwirtschaftliche Rückwirkungen angesprochen worden 
war, konzentrierte sich die Diskussion auf 2 Fragen: 

(a) Es wurde nochmals klargestellt, daß mit diesem Modell an einer einzigen Preisreihe die Gute 
alternativer Prognoseverfahren und Entscheidungsregeln getestet wurde. Dies sei nicht ohne 
Probleme. 

(b) Die Entscheidung über die Mastdauer müßte auf einer Vorschtitzung der Nutzungskosten von 
GebHude und Arbeit beruhen; entsprechende Erweiterungen des Ansatzes werden diskutiert. 
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4. Referat DOPPLER: 

Es werden im wesentlichen VerstCindnisfragen gestellt und daraufhin erlCiutert, daß die verwendete 
Niederschlagsverteilung einer historischen Verteilung entnommen sei. Es ergibt sich ein deutli
cher Einfluß alternativer Stichproben. Eine Anpassung wCihrend einer Periode fehlt. Als Entschei
dungsregel dient ein LP-Algorithmus. Es wird kritisiert, daß das Modell den Investitionsbereich 
vernachlCissigt. 

5. Referat TRIES: 

Die Diskussion beschCiftigt sich insbesondere mit der Frage, inwieweit sich das vorgestellte Mo
dell von anderen unterscheidet. Es wird deutl i ch gemacht, daß innerhalb von durchspielten 
SituationsbUndein fUr die weiteren Verzweigungen implizit Gleichverteilung angenommen wird. 
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ZENTRALE FRAGEN DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN STABIlISIERUNGSPOlITIK 

(Kurzprotokoll der Podi umsdiskussion) 

Diskussionsleiter: Prof. Dr. W. Scheper 

Teilnehmer am 
Podiumsgesprl:lch: Prof. Dr. C.-H. Hanf 

Prof. Dr. W. Henrichsmeyer 
Prof. Dr. G. Schmitt 
Prof. Dr. E. Wöhl ken 
und Teilnehmer aus dem Auditorium 

In der Podiumsdiskussion wurden drei Themenkomplexe behandelt: 

I. Stabil isierungspol itik: warum und wozu 
11. Risiken und Kosten einer Stabilisierungspolitik 
111. Voraussetzungen einer rationalen Stabil isierungspol itik 

Jeder Themenkomplex wurde in mehrere Teilbereiche zerlegt und jeder Teilbereich war zunl:lchst 
Gegenstand einer Diskussion zwischen den vier genannten Herren am Podium. Anschließend wur
de jeweils der Diskussionskreis um Teilnehmer aus dem Auditorium erweitert. 

I. Stabilisierungspolitik: warum und wozu? 

Die Diskussion beschl:lftigte sich zu~l:lchst mit der Frage, welche Vorteile eine stabile Entwicklung 
auf dem Agrarsektor fUr die verschiedenen beteiligten Gruppen mit sich bringt. Große Schwan
kungen der Nahrungsmittel preise bedeuten fUr die Konsumenten eine Dispositionserschwerung und 
zusl:ltzliche liquiditl:ltsprobleme. Insofern kann man auch bei den Verbrauchern von einem Interesse 
an einer Stabilisierung der Agrarpreise ausgehen. 

Ob Stabilisierung der Agrarpreise fUr die Konsumenten Il:lngerfristig Mehr- oder Minderausgaben 
fUr Nahrungsmittel bedeutet, hl:lngt von sehr vielen Komponenten ab. Es gibt einige Argumente 
dafUr, daß die Nahrungsmittel im Trend billiger werden (effizientere Produktion und Verarbei
tung) und andere, die das Gegenteilige ergeben (Tendenz zu Preisen, die infolge staatlicher 
Intervention uber den Gleichgewichtspreisen liegen). Bei Handel und Verarbeitung bedeutet 
größere Stabil itl:lt der Agrarpreise eine Reduzierung des Risikos, die jedoch sehr unterschiedl ich 
zu Buche schll:lgt, je nachdem, welche Stellung die instabilen Produkte im Rahmen des gesamten 
Produktions- und Verkaufssortiments einnehmen. 

Preisstabilitl:lt bedeutet fUr die Landwirte einfachere Planung, insbesondere im Bereich der liqui
ditl:lt. Sehr gut informierte Landwirte können aus kalkulierbaren Preisschwankungen Vorteile zie
hen, indem sie eine antizyklische Produktion verwirklichen. Weniger informierte Landwirte erlei
den relativ stl:lrkere Nachteile bei Instabilitl:lt. Ll:lngerfristig gesehen hat Instabilitl:lt bei Prei-
sen und Einkommen auch einen gewissen reinigenden Effekt im Sinne des Schumpeterschen Argu
ments, wenn die Schwankungen und Störungen nicht zu groß sind. Die Diskussion dieser Punkte 
zeigte, daß die Vor- und Nachteile von Betriebstyp zu Betriebstyp und Produktgruppe zu Produkt
gruppe recht unterschiedlich zu beurteilen sind. Ml:lrkte, auf denen der Staat weniger durch 
Stabilisierungsmaßnahmen eingreift, zeigen - das lehren die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte -
im allgemeinen eine bessere und schnellere Anpassung an das Il:lngerfristige Glei chgewicht. 
Vor- und Nachteile der Stabilisierungspolitik können nach Auffassung der Diskussionsteilnehmer 
nicht völlig voneinander getrennt werden. Im Ubrigen setzt die Diskussion uber Vor- und Nach-



teile einer Stabilisierungspolitik das Bestehen einer ziemlich weit ausgebauten Ziel struktur 
voraus. Hieran mangelt es in vielen Flillen. 

Es wurde die Frage aufgeworfen, ob eigentlich bei den verschiedenen Agrarprodukten die gleichen 
Stabilitlitskriterien zugrunde gelegt werden oder ob die relativ stlirkere Stabilisierung dieses oder 
jenes Marktes andere Ursachen hat. Es scheint so, daß die unterschiedliche Stabilisierungspolitik 
bei den einzelnen Agrarprodukten nicht nur mit rein Bkonomischen und technischen Argumenten 
erkllirt werden kann, sondern auch historische GrUnde und Machtkonstellationen eine erhebliche 
Rolle spielen. In diesem Zusammenhang wurde diskutiert, ob den landwirten nicht auch eine 
Getreidepreisentwicklung zugemutet werden kBnnte, die erheblich grBßere Schwankungen auf
weist. Die Diskussion brachte in diesem Punkt keine vBIl ige Übereinstimmung. 

Als sehr wichtig wurde die Frage angesehen, inwieweit die Pol itik einer vermehrten Stabil isierung 
in einem Teilbereich eine vermehrte Instabilitlit in anderen Teilbereichen induziert, z.B. inwie
weit Stabilisierungsmaßnahmen innerhalb der EWG zu stlirkeren Schwankungen auf den Agrarwelt
mlirkten fuhren. Die Vorteile, die eine Stabilisierung der Preise und Einkommen erbringt, sind 
von der GrBße der Schwankungen abhlingig. Die Abschwlichung großer Schwankungen und Ent
wicklungsbrUche verspricht wesentlich mehr Vorteile als die Politik einer Feinsteuerung, die 
darauf abzielt, auch kleinere und mittlere Schwankungen zu eliminieren. 

Die Diskussionsbeitrlige aus dem Auditorium wandten sich zunlichst der Frage zu, wel che Uberge
ordneten Ziele eigentlich mit der Stabilitlitspolitik verfolgt werden sollen. Einkommensstabili
sierung im Sinne von Gewinnstabilisierung wurde nur sehr eingeschrlinkt als alternatives Ziel 
akzeptiert, dagegen wohl Einkommensstabilisierung aus dem Gesichtswinkel der Sozialpolitik und 
der Sicherung der Nahrungsversorgung. Viele Beispiele zeigen, daß Stabil isierungspol itik zu 
einem Preistrend fUhrt, der ÜberschUsse verursacht, die mit erheblichen und gesamtwirtschaftlich 
nicht zu vertretenden Kosten verbunden sind. Der Theorie nach ist zwar eine Stabilisierungspolitik 
mBglich, die nicht zu ÜberschUssen fUhrt, jedoch fuhren politische Entscheidungskonstellationen 
hliufig zu den erwlihnten Nachteilen. Insgesamt gesehen ergab die Diskussion, daß die Vorteile 
der Stabil isierung von Preisen und Einkommen nur in großen ZUgen herausgearbeitet werden kBnnen, 
daß aber die detailliertere Betrachtung stets zu neuen Pro- und Kontra-Gesichtspunkten fuhrt. 
Grobsteuerung ist wesentlich unproblematischer als Feinsteuerung. 

11. Risiken und Kosten einer Stabilisierungspolitik 

Die Diskussion dieses Punktes wurde durch die Frage eingeleitet, ob wir Uberhaupt einige all ge
meingUltige Aussagen uber Risiken, Kosten und Erfolge staatlicher Stabil isierungspol itik machen 
kBnnen oder ob nur von Fall zu Fall Aussagen mBglich sind. Nach Auffassung der meisten Diskus
sionsteilnehmer muß ziemlich ins Detail gegangen werden, wenn eine Stabilisierungspolitik sinn
voll beurteilt werden soll. Es muß sehr sorgfliltig unterschieden werden zwischen theoretischer 
Modellanalyse und Beurteilung von tatslichlichen Entwicklungspfaden. Wlihrend in theoretischen 
Modellen die Niveausteuerung und die Stabilisierung als unabhlingig voneinander gelten kBnnen, 
ist dies in der Praxis nicht der Fall. Damit ergibt sich bereits die Schwierigkeit, wieviel Prozent 
der Kosten der Niveaupolitik und wieviel Prozent der Stabilisierungspolitik zugerechnet werden 
mUssen. Die Frage, welche Kostenpositionen bei der Ermittlung der Stabilisierungskosten berUck
sichtigt werden sollen, Ilißt sich nicht eindeutig beantworten, hier muß ein weiter Spielraum 
durch Annahmen eingeengt werden. Schließlich gibt es große Schwierigkeiten bei der Bewertung 
von Verlinderungen, die eine Stabilisierungspolitik auslBst. Hier stellen sich die aus der Weifare
und Einkommensverteilungstheorie wohlbekannten Fragen. 

Insbesondere ergibt sich die Frage, wie sich die Stabilisierungskosten zwischen In- und Ausland 
aufteilen. Es wurde die Uberspitzte These in den Raum gestellt, daß ein land alle mit der Stabi
lisierung verbundenen Kosten auf das Ausland abwlilzen kBnnte, wenn gleichzeitig eine richtige 
Niveausteuerung betrieben wUrde. Diese These fUhrte zu einer interessanten Diskussion, und es 
zeigte sich, daß sie nicht in dieser allgemeinen Form aufrechterhalten werden kann. Es wurde 
die Auffassung vertreten, daß man Stabil isierungsprogramme bereits vor ihrer Real isierung Uber
prUfen kBnne im Hinblick auf die Wahrscheinlichkeit eines Mißbrauchs, d.h. beispielsweise im 
Hinblick auf eine Anwendung, die zu kostspieligen ÜberschUssen fuhrt. 
Die Frage, ob es bis jetzt Beispiele vollbefriedigender Stabil isierungspol itik gegeben habe, 
fuhrte zu dem Ergebnis, daß keine "gllinzenden" Erfolge vorzuweisen sind, jedoch._al')dererseits 



von Fall zu Fall unterschiedl iche "Zensuren" gegeben werden können. Die Schwierigkeiten einer 
Stabil isierungspol itik werden ni cht so sehr im technischen Bereich, als vielmehr im pol itischen 
Berei ch gesehen. 

Im Zusammenhang mit der Frage, wer eigentl i ch die Kosten der Stabil isierungspol itik trögt, wurde 
angeregt, den betreffenden Produzentengruppen oder einer unabhöngigen halbstaatlichen Behörde 
die Aufgaben der Stabilisierungspolitik zu Ubertragen. Hierdurch könnten gewisse negative poli
tische Einflusse zurUckgedröngt werden. Diese Anregung wurde nicht allgemein geteilt. Einer
seits wurde auf die Gefahr von Monopolisierungstendenzen hingewiesen, andererseits auf die 
Schwierigkeiten, die fUr eine autonome Behörde entstehen, wenn der zu stabil isierende Markt 
stark mit dem Weltmarkt verflochten ist. Im Rahmen der Kostendiskussion wurde kurz das Prinzip 
der Kostenverursachung diskutiert. Insbesondere im Hinblick auf das Verhalten der Sowjetunion 
am Getreidemarkt wurden Möglichkeiten erörtert, die Sowjetunion durch entsprechend kondi
tionierte VertragsabschlUsse zu einem störker stabil itötsorientierten Verhai ten zu bewegen. 

Insgesamt gesehen war die Diskussion Uber Risiken und Kosten einer Stabil isierungspol itik nicht 
so konstruktiv, wie viele Teilnehmer es zunöchst erwartet hatten. Es zeigte sich, daß sehr viele 
Faktoren eine Rolle spielen und Kosten-Nutzen-Analysen nur unter Verwendung rigoroser Prömis
sen zustande kommen können. Einig war man sich darUber, daß die agrarökonomische Wissenschaft 
auf diesem Gebiet in Zukunft mehr Forschungs-Input einsetzen sollte als bisher. 

111. Voraussetzungen einer rationalen Stabilisierungspolitik 

Nach der Diskussion der Ertröge und Kosten der Stabilisierungspolitik beschliftigten sich die Dis
kussionsteilnehmer mit der Frage, bis zu welchem Grade Uberhaupt die DurchfUhrung einer Stabi
I isierungspolitik mögl ich ist, die den Nahmen "rationale Stabil isierungspol itik" verdient. Eine 
notwendige Voraussetzung fUr eine rationale Stabilisierungspolitik ist ein gewisses Maß an Infor
mation uber Angebot und Nachfrage auf den einzelnen Markten. Hier wurde zunlichst die Frage 
gestellt, ob wir in Zukunft besser als bisher die landwirtschaftliche Produktion prognostizieren 
können. Es wurde gesagt, daß sich zwar einerseits die Prognosemethoden laufend verbessern, 
andererseits aber abnehmende Preiselastizitliten und nicht voraus kalkulierbare staatliche Inter
ventionen die Ausgangsbasis fUr Prognosen wesentlich schwieriger machen. Es kann also fUr die 
Zukunft per Saldo nicht damit gerechnet werden, daß wesentlich richtiger prognostiziert wird 
als bisher. Viellei cht kann ein Umdenken bei den Prognosen Verbesserungen bringen. 

Es wurde die Auffassung vertreten, daß man sich sowohl bei Prognosen als auch bei der Bereit
stellung von Stabil isierungsinstrumenten stlirker auf gewisse Ober- und Untergrenzen konzen
trieren sollte. Die Prognosen sollten angeben, wann die Gefahr besteht, daß die wirtschaftliche 
Entwicklung den begrenzten Raum verlößt und die Stabilisierungsinstrumente sollten so eingesetzt 
werden können, daß die vorgegebenen Grenzen nicht uberschritten werden. 

Die Notwendigkeit der Prognose zukUnftiger Entwi cklungen muß auch vor dem Hintergrund der 
Stabilitlitsziele gesehen werden. Wenn eine Behörde eine Feinsteuerung von Preisen, Einkommen 
und Mengen anstrebt, benötigt sie detailliertere Vorausschötzungen als in dem Fall, in dem nur 
eine Grobsteuerung angestrebt wird. 

Ein Problem, das in Zukunft noch größere Bedeutung erlangen wird als bisher, ist dos Wechsel
spiel zwischen Prognosen und Stabil isierungsverhalten der beteil igten Gruppen. Die Forschung 
hat sich zwar sehr bemuht, diesen Zusammenhang transparent zu machen, jedoch ist nach wie 
vor vieles im dunklen. Unumstritten war, daß ohne Abschötzung des Verhaltens der staatlichen 
Institutionen und der am Produktionsprozeß Beteil igten Lönderprognosen ein Torso bleiben und 
erst dann wirkli che DurchbrUche erzielt werden können, wenn die staatl iche Wirtschaftspol itik 
kalkulierbarer wird, was u.a. mehr Kontinuitöt in der Wirtschaftspolitik voraussetzt. Hier wurde 
wiederholt auf das Verhalten der Sowjets am Getreidemarkt hingewiesen. Dagegen wurde dem 
destabi I i si eren den Verhol ten der EG weniger Aufmerksamkei t geschenkt. 

Insgesamt gesehen war man sich einig darUber, daß die Erwartungen, die immer wieder in die 
Stabilisierungspol itik gesetzt werden, zu hoch sind. Dementsprechend wurde eine Stabil isierungs
politik befUrwortet, die sich nicht mehr am unerreichbaren Ziel der Feinsteuerung orientiert, 
sondern am bescheideneren Ziel der Grobsteuerung. So angelegte nationale Stabilisierungspoli
tiken bieten auch eine größere Chance, zu Koordinierungen auf internationaler Ebene zu kommen. 
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